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Jahresgutachten 1997 /98 des Sachverständigenrates zur Begutachtung 
der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 

Vorwort 

1. Gemäß § 6 Absatz 1 des Gesetzes über die Bildung des Sach-
verständigenrates zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklung vom 14. August 1963 in der Fassung vom 8. No-
vember 1966 und vom 8. Juni 1967 1) legt der Sachverständigenrat 
sein 34. Jahresgutachten vor 2). 

2. Zur Jahreswende 1997/98 ist die wirtschaftliche Lage in 
Deutschland durch eine trotz Belebung der Konjunktur anhalten-
de Wachstumsschwäche gekennzeichnet. Die Arbeitslosigkeit ist 
bedrückend hoch; bis in dieses Jahr hinein ist sie angestiegen, 
und voraussichtlich werden in den Wintermonaten neue Höchst-
stände zu verzeichnen sein. Wie der Wachstwnsschwäche beizu-
kommen ist und wie der Trend bei der Beschäftigung dauerhaft 
umgekehrt werden kann, dies wird in den kommenden Monaten 
ein beherrschendes Thema in der politischen Diskussion sein. 

Ein zweites Thema, das die Öffentlichkeit beschäftigen wird, bil-
den die bevorstehenden Schritte zur Schaffung der Europäischen 
Währungsunion. Die deutsche Bevölkerung steht diesem Projekt 
noch mit zwiespältigen Gefühlen gegenüber, einerseits mit einer 
positiven Einstellung zur europäischen Integration, andererseits 
mit Bedauern über das bevorstehende Ende der D-Mark und der 
Ungewißheit darüber, was an ihre Stelle treten wird. Mit Einfüh-
rung der neuen Währung entsteht Anpassungsbedarf für die Un-
ternehmen, zugleich ändern sich die Handlungsbedingungen für 
die Tarifvertragsparteien und für die staatliche Wirtschaftspolitik. 

1} Das Gesetz mit den .Änderungen durch das Änderungsgesetz vom 8. November 
1966 nnd die den Sachverständigemat betreffenden Bestim.mwigen des N Gesetzes 
zur Förderung der Stabilität und des Wachstums der Wirtschaft" vom 8. Juni 1967 
sowie der § § 1 bis 3 dieses Gesetzes sind als Anhang 1 und Il angefügt. Wichtige 
Bestim.mnngen des Sachverständigenratsgesetzes sind im jeweiligen Vorwort der 
Jahresgutachten 1964/65 bis 1967/68 erläutert. 

2) Eine Liste der bisher erschienenen Jahresgutachten und Sondergutachten ist als 
Anhang III abgedruckt. 

Zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 18. November 1997 - 031 (421)- 600 06- Gu 23/97. 
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Der Sachverständigemat stellt mit dem Titel 

Wachstum, Beschäftigung, Währungsunion -
Orientierungen fQr die Zukunft 

zentrale Themen des Jahresgutachtens 1997/98 heraus, die 
Gegenstand kontroverser Auseinandersetzungen sind und es im 
ko=enden Jahr auch bleiben werden. Das Gutachten soll 
Orientierung bieten für wirtschaftspolitische Entscheidungen von 
großer Tragweite, die heute und in naher Zukunft anstehen, Ent-
scheidungen über den Fortgang wiehtiger Reformen, Entschei-
dungen über den Weg zum europäischen Geld. . 
Im Jahresgutachten 1996/97 hatte der Sachverständigemat die 
Notwendigkeit grundlegender Reformen zur Überwmdung der 
:'lchwächen in der Konstitution der deutschen Wutschaft, zur Wie-
dergewinnung der Wachstumsdynamik und zur wirkungsvollen 
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit hervorgehoben. Die damit ver-
bundene Hoffnung, die Reformansätze würden im Laufe des 
Jahres 1997 entscheidend vorangebracht werden, ist weitgehend 
enttäuscht worden. Zwar wird in Deutschland heute kaum noch 
bestritten, daß Reformen zur Überwindung der wirtschaftlichen 
Schwächen unumgänglich sind, doch gehen die Meinungen über 
deren Inhalt weit auseinander. Der Sachverständigemat unter-
streicht, worauf es heute anko=t: Bei sich grundlegend verän-

. dernden weltwirtschaftlichen Bedingungen und mit Blick auf 
die Konsequenzen der Währungsunion und der bevorstehenden 
Osterweiterung der Europäischen Union gilt es, die Voraussetzun-
gen dafür zu verbessern, daß aus privater Initiative marktgerich-
tete Aktivitäten zustandeko=en, d<!ß damit mehr Menschen Be-
schäftigung finden, daß der Wohlstand gewahrt werden kann. 

Die in jüngster Zeit lautgewordene Kritik an unserer wirtschafts-
politischen Konzeption nehmen wir ztlm Anlaß, die Grundgedan-
ken einer auf Stärkung der Angebotskräfte gerichteten Politik er-
neut zu erörtern und zu begründen. Uns geht es darum, auf der 
Grundlage dieser Konzeption Orientierungen zu liefern für eine 
zukunftsgerichtete, auf langfristige Wirkungen bedachte, umfas-
sende und kohärente Wirtschaftspolitik, die dem Wandel der 
Weltwirtschaft Rechnung trägt und bei der Bekämpfung von 
Wachstumsschwäche und Arbeitslosigkeit in unserem Land an 
den Ursachen ansetzt. 

Ein geordnetes und verläßliches Geldwesen in Europa zu schaf-
fen, damit zugleich die Wirtschaftsbeziehungen zwischen den 
Mitgliedstaaten zu vertiefen, einen intensiveren Wettbewerb zu 
fördern und damit die Bedingungen für Wachstum zu verbessern, 
das muß Ziel der Europäischen Währungsunion sein. Bei den im 
nächsten Jahr zu treffenden Entscheidungen zum Fortgang dieses 
Projekts bedarf es großer Sorgfalt, dainit das im Maastrichter Ver-
trag enthaltene Versprechen einer stabilen europäischen Wäh-
rung glaubwürdig bleibt und die noch bestehenden, teils viel-
leicht unbegründeten, aber durchaus verständlichen Vorbehalte 
in der Bevölkerung überwunden werden können. Der Sachver-
ständigemat gibt auch hierzu, wie in dert vergangenen Jahren, 
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Orientierungen, die dazu bestimmt sind, dem Projekt der Wäh-
rungsunion zum Erfolg zu verhelfen. 

3. Mit Datum vom 23. Mai 1997 hat der Sachverständigenrat ein 
Sondergutachten gemäß § 6 Absatz 2 Satz 3 S!!chverständigen-
ratsgesetz in Form eines Briefes an den Bundeskanzler vorgelegt. 
Anlaß des Sondergutachtens war die Absicht der Bundesregie-
rung, die Gold- und Devisenreserven der Bundesbank neu zu be-
werten und den Anteil des Bundes an der Deutschen Telekom AG 
durch Verkauf von Aktien schneller als geplant zurückzuführen 
mit dem Ziel, das Haushaltsdefizit zu reduzieren und damit das 
finanzpolitische Konvergenzkriterium des Maastrichter Vertrages 
besser einhalten zu können. Der Sachverständigenrat hat dazu 
seine Bedenken zum Ausdruck gebracht; er hält diese Vorge-
hensweise für ungeeignet, die Fehlentwicklungen in den öffent-
lichen Finanzen zu beheben. Das Sondergutachten ist im An-
hang IV abgedruckt. 

4. Die Amtsperiode von Professor Dr. Juergen B. Donges, Köln, 
war am 28. Februar 1997 abgelaufen. Der Bundespräsident berief 
ihn für eine weitere Amtsperiode zum Mitglied des Sachverstän-
digenrates. 

5. Der Sachverständigenrat hatte Gelegenheit, mit dem Bundes-
kanzler, mit dem Bundesminister der Finanzen, mit dem Bundes-
minister für Wirtschaft, mit Vertretern des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung und des Bundesministers für Ernäh-
rung, Landwirtschaft und Forsten aktuelle wirtschaftspolitische 
Fragen zu erörtern. 

Mit dem Präsidenten und Mitgliedern des Direktoriums der Deut-
schen Bundesbank konnte der Sachverständigenrat ein Gespräch 
über die wirtschaftspolitische Lage und über aktuelle Fragen der 
Geldpolitik und der Währungspolitik führen. 

6. Der Präsident des Europäischen Währungsinstituts stand dem 
Sachverständigenrat zu einem Gedankenaustausch über die 
anstehenden Fragen und Probleme bei der Verwirklichung der 
Europäischen Währungsunion zur Verfügung. 

Mit leitenden Mitarbeitern der Europäischen Kommission erör-
terte der Sachverständigenrat die wirtschaftliche Lage und die 
Aussichten für das Jahr 1998 in den Ländern der Union, Themen 
in Zusarnrnenhang mit der Vorbereitung der Währungsunion und 
der geplanten Osterweiterung der Europäischen Union. 

7. Mit dem Präsidenten und leitenden Mitarbeitern der Bundes-
anstalt für Arbeit führte der Sachverständigenrat ein ausführ-
liches Gespräch über die aktuellen Probleme des Arbeitsmarkts 
in Deutschland, 

Zur Vorbereitung des Jahresgutachtens hat der Sachverständi-
genrat führende Vertreter des Deutschen Gewerkschaftsbundes 
und der Deutschen Angestelltengewerkschaft sowie die Präsiden-
ten und leitende Mitarbeiter der Bundesvereinigung der Deut-
schen Arbeitgeberverbände, des Deutschen Industrie- und Han-
delstages und des Bundesverbandes der Deutschen Industrie zu 
anstehenden Problemen gehört. 

„ ,,, 
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Mit Vertretern der sechs großen wirtschaftswissenschaftlichen 
Forschungsinstitute hat der Sachverständigenrat ein Gespräch 
führen können, das ihm für seine Arbeit we~olle Anregungen 
vermittelt hat. 

8. Der Sachverständigenrat führte mit dem Rat von Sachverstän-
digen für Umweltfragen ein Gespräch über beiderseitig inter-
essierende Fragen, insbesondere über handelspolitische Instru-
mente zur Durchsetzung von globalen Umweltstandards. 

9. Der Sachverständigenrat hat sich in diesem Jahr mit Fragen 
und Problemen im Zusammenhang mit der geplanten Osterweite-
rung der Europäischen Union befaßt. Expertisen von Dr. Jürgen 
Stehn, Kiel, und von Professor Dr. Stefan Tangennann, Göttingen, 
haben ihm wertvolle Hinweise venm~elt. 

Professor Dr. Jürgen von Hagen, Bonn, stand dem Sachverständi-
genrat für eine Diskussion über Konzeptionen der Geldpolitik der 
Europäischen Zentralbank in der kii,nftigen Europäischen Wäh-
rungsunion zur Verfügung. 

Mit Professor Dr. Dr. h. c. Klaus Stern, Köln, hat der Sachverständi-
genrat verfassungsrechtliche Fragen in Zusammenhang mit den 
Artikeln 109 und 115 Grundgesetz sowie Aspekte der föderalen 
Finanzbeziehungen diskutiert. 

10. Der Deutsche Industrie- und Handelstag hat dem Sachver-
ständigenrat auch in diesem Jahr die Ergebnisse der Herbstum-
frage bei seinen Kammern in Westdeutschland und Ostdeutsch-
land zur Verfügung gestellt und dadurch seine Urteilsbildung 
über die wirtschaftliche Situation der Unternehmen, insbesondere 
auch der in den neuen Bundesländern, sehr erleichtert. 

11. Die Bundesanstalt für Arbeit mit dem Institut für Arbeits-
markt· und Berufsforschung, die Deutsche Bundesbank, die wirt-
schaftswissenschaftlichen Forschungsinstitute und der Verband 
Deutscher Rentenversicherungsträger haben den Sachverständi-
genrat bei seinen Arbeiten in vielfältiger Weise unterstützt und 
empirisches Material zur Verfügung gestellt. · · 

Wertvolle Hilfe für seine Analysen der Konjunktur in den wichtig-
sten Industrieländern und für seine währung5politischen Ausfüh-
rungen erhielt der Sachverständigenrat durch die Organisation 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung, die Euro-
päische Kommission und das Europäische Währungsinstitut. 

12. Das Statistische Bundesamt wird mit der Einführung des revi-
dierten Systems Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungeu - ESVG 
1995 - ab April 1999 nur noch Ergebnisse für Peutschland und 
nicht mehr getrennt für die beiden Gebietsstände früheres Bun-
desgebiet und neue Bundesländer veröffentlichen. Somit wird es 
für den Sachverständigenrat erst nach einem späteren Vorliegen 
der detaillierten Regionalangaben aus dem Rechenwerk der 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen der Länder möglich 
sein, mit diesen Ergebnissen den Aufbauprozeß in Ostdeutsch-
land zu analysieren und die notwendigen wirtschafts- und finanz-
politischen Schlüsse daraus abzuleiten. Mit dem Vorsitzenden des 
Arbeitskreises Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen der Län-

N 
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der sowie mit dem Präsidenten und leitenden Mitarbeitern des 
Statistischen Bundesamtes führte der Sachverständigenrat ein 
Gespräch über die Möglichkeiten, in Zukunft dem Sachverstän-
digenrat zeitnah regionalisierte Daten aus den Volkswirtschaft-
lichen Gesamtrechnungen zur Verfügung zu stellen. 

13. Bei den Abschlußarbeiten an dem vorliegenden Gutachten 
fanden wir wiederum wertvolle Unterstützung durch Diplom-
Volkswirt Klaus-Dieter Schmidt, Kiel. Ihm gilt unser besonderer 
Dank. 

14. Die Zusammenarbeit mit dem Statistischen Bundesamt war 
auch in diesem Jahr sehr gut. Nicht selbstverständlich ist es, daß 
Jahr für Jahr viele Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Amtes 
sich in weit über das Normale hinausgehendem Maße für die Auf-
gaben des Rates einsetzen. Dies gilt besonders für die Angehöri-
gen der Verbindungsstelle zwischen dem Statistischen Bundes-
amt und dem Sachverständigenrat. Ihr Leiter, Herr Leitender 
Regierungsdirektor Ulrich Maurer, und sein Stellvertreter, Herr 
Regierungsdirektor Wolfgang Glöckler, sowie die ständigen Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter Frau Marion Schmidt, Frau Simone 
Schüttler, Herr Klaus-Peter Klein, Herr Uwe Krüger, Herr Peter 
Leonhard! und Herr Hans-Jürgen Schwab haben den Rat mit Tat-
kraft und Anregungen hervorragend unterstützt. Allen Beteilig-
ten zu danken, ist uns ein ganz besonderes Anliegen. 

15. Auch dieses Jahresgutachten hätte der Sachverständigenrat 
ohne die unermüdliche Arbeit seiner wissenschaftlichen Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter nicht erstellen können. Dem Stab des 
Rates gehörten während der Arbeiten an diesem Gutachten an: 

Diplom-Ökonom Holger Bahr, Dr. Ulrich Kater, Diplom-Ökonomin 
Gisela Kramer M. A„ Diplom-Volkswirtin Iris Merten, Diplom-Volks-
wirt Oliver Pallentien, Dr. Matthias Premer und Dr. Christo! Schares. 

Ein besonderes Maß an Verantwortung für die wissenschaftliche 
Arbeit des Stabes hatte der Generalsekretär des Sachverständi-
genrates, Dr. Michael Hüther, zu tragen. 

Fehler und Mängel, die das Gutachten enthält, gehen allein zu 
Lasten der Unterzeichner. 

Wiesbaden, den 12. November 1997 

Juergen B. Donges Wolfgang Franz HerbertHax 

„„' :;:: .:,;,1.u,:. ·111.:,:"'.1111:1::„.1: ::1„1i 

Roll Pefiekoven Horst Sieber! 
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Statistische Materialquellen - Abkürzungen 

Angaben aus der amtlichen Statistik für die Bundesrepublik stammen, soweit 
nicht anders vermerkt, vom Statistischen Bundesamt. Diese Angaben beziehen 
sich auf Deutschland; andere Gebietsstände sind ausdrücklich angemerkt. 

Material über das Ausland wurde in der Regel internationalen Veröffentlichungen 
entnommen. Darüber hinaus sind in einzelnen Fällen auch nationale Veröffent-
lichungen herangezogen worden. 

AFG 
BA 
BAG 
BetrVG 
BHO 
BMA 
BMF 
BMWi 
BSHG 
DIW 
ECOFIN 
ECU 
EFTA 
EGV 
ERP 
ESVG 
ESZB 
EU 
Eurostat 
EUV 

EWGV 
EWS 
EZB 
GATT 
GG 
HVPI 
HWWA 
!AB 

lfo 
IFW 
IAO/ILO 
IWF/IMF 
!WH 
JG 

JWB 

= Arbeitsförderungsgesetz 
= Bundesanstalt für Arbeit 
= Bundesarbeitsgericht 
= Betriebsverfassungsgesetz 
= Bundeshaushaltsordnung 
= Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung 
= Bundesministerium der Finanzen 
= Bundesministerium für Wirtschaft 
= Bundessozialhilfegesetz 
= Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung, Berlin 
= Rat der Wirtschafts- und Finanzminster der Mitgliedsländer der EU 
= Europäische Währungseinheit 
= Europäische Freihandelszone, Genf 
= EG-Vertrag 
= Europäisches Wiederaufbauprogramm (Marshallplan) 
= Europäisches System Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen 
= Europäisches System der Zentralbanken 
= Europäische Union, Brüssel/Luxemburg 
= Statistisches Amt der Europäischen Gemeinschaften 
= Vertrag über die Europäische Union vom 7. Februar 19921 eingear-

beitet in den Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft 
(Fassung vom 7. Februar 1992) 

= Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft 
= Europäisches Währungssystem 
= Europäische Zentralbank 
= Allgemeines Zoll- und Handelsabkommen, Genf 
= Grundgesetz 
= Harmonisierte Verbraucherpreisindizes 
= HWWA-Institut für Wirtschaftsforschung, Hamburg 
= Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesanstalt 

für Arbeit 
= lfo-Institut für Wirtschaftsforschung, München 
= Institut für Weltwirtschaft, Kiel 
= Internationale Arbeitsorganisation, Genf 
= Internationaler Währungsfonds, Washington 
= Institut für Wirtschaftsforschung Halle 
= Jahresgutachten des Sachverständigemates zur Begutachtung 

der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 
= Jahreswirtschaftsbericht der Bundesregierung 

MERCOSUR = Gemeinsamer Markt in Südamerika 
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OECD 

OPEC 
RWI 
SAEG 

= Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung, Paris . 

= Organisation erdölexportierender Lärider, Wien 
= Rheinisch-Westfälisches Institut für Wirtschaftsforschung, Essen 
= Satistisches Amt der Europäischen Gemeinschaften, Luxemburg/ 

Brüssel 
SG = Sondergutachten des Sachverständigenrates .zur Begutachtung 

der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 
SGB = Sozialgesetzbuch 
SZR = Sonderziehungsrechte 
TVG = Tarifvertragsgesetz 
UN = Vereinte Nationen, New York 
VDR = Verband Deutscher Rentenversicherungsträger 
WS! = Wirtschafts- und Sozialwissenschaftliches Institut in der Hans-

wro 
ZEW 

0 

-oder 1 

X 

() 

Böckler-Stiftung, Düsseldorf 
= Welthandelsorganisation 
= Zentrum für EuropäiSche Wntschaftsforschung, Mannheim 

Zeichenerklärung 

= nichts vorhanden 
= weniger als die Hälfte der kleinsten dargestellten Einheit 
= kein Nachweis 
= Angaben fallen später an 
= der Vergleich ist durch grundsätzliche Änderungen beeinträchtigt 
= Nachweis ist nicht sinnvoll beziehungsweise Fragestellung trifft 

nicht zu 
= Aussagewert eingeschränkt, da der Zahlenwert statistisch relativ 

unsicher ist 

Knrs!v gedruckte Textabschnitte enthalten Erläuterungen zur Statistik oder 
methodische Erläuterungen zu den Konzeptionen des Rates. 

In Textkisten gedruckte Textabschnitte enthalten analytische oder theoretische 
Ausführungen oder bieten detaillierte Information zu Einzelfragen, häufig im län-
gerfristigen Zusammenhang. 
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ERSTES KAPITEL*) 

Wachstum, Beschäftigung, Währungsunion - Orientierungen für die Zukunft 

1. Trotz Exportboom 
keine durchgreifende Wende am Arbeitsmarkt 

1. Im Sog der Exportnachfrage vollzieht sich die 
konjunkturelle Erholung der deutschen Volkswirt-
schaft, doch ohne eine entlastende Wirkung für den 
Arbeitsmarkt, inflationäre Verspannungen bestehen 
nicht. Nach der Stockung zum Jahreswechsel 1996/97 
ist die Produktion kontinuierlich angestiegen; eine 
spürbare Dynamik ist daraus noch nicht erwachsen. 
Im Jahre 1997 wird sich das Bruttoinlandsprodukt um 
knapp 2'h vH erhöhen, für das Jahr 1998 erwarten 
wir einen Anstieg von etwa 3 vH (Tabelle 1). 

•} Mit diesem ersten Kapitel soll dem Leser ein Überblick über 
die zentralen Aussagen des Jahresgutachtens gegeben wer~ 
den; es ersetzt die bisherige kürzere Fassung. 

- Die kräftige Auslandsnachfrage zeigt sich in einem 
Zuwachs der Ausfuhr, der mit 10'h vH im Jahre 
1997 und 91.4 vH im Jahre 1998 die Expansion des 
Welthandels übertrifft. Für das Jahr 1998 zeichnet 
sich zwar eine stärkere Entwicklung der Binnen~ 
nachfrage ab, nicht aber ein durchgreüender 
Wechsel der Auftriebskräfte, die letzte inländische 
Verwendung - als Swnme aus Privatem Ver-
brauch, Staatsverbrauch und Bruttoinvestitionen -
blieb im Jahre 1997 mit 1 vH schwach und wird im 
ko=enden Jahr mit 1 'h vH nicht viel an Fahrt ge-
winnen. 

- Der Private Verbrauch erhöhte sich im Jahre 1997 
mit knapp 1 vH nur äußerst moderat, er dürfte 
aber im ko=enden Jahr mit 2 vH wieder etwas 
stärker ansteigen. Seit dem Rezessionsjahr 1993 
hat der Konsum zwar stetig zugelegt - im Durch-

Tabelle 1 

Wirtschaftliche Eckdaten für Deutschland 

Einheit 1993 1 1994 1 1995 
1 

1996 
1 

1997') 1998') 

Bruttoinlandsprodukt ............ vH 2) - 1,2 2,7 1,8 1,4 2 1h 
Westdeutschland ............. vH 2) - 2,0 2,1 1,5 1,3 2'h 
Ostdeutschland ............... vH') 9,3 9,6 5,3 2,0 2 

Inlandsnachfrage') ............ vH') - 1,4 2,7 2,0 0,8 1 
Ausrüstungsinvestitionen .... vH 2) -14,4 -1,0 1,6 1,9 4 
Bauinvestitionen ............ vH 2) 1,3 6,5 0,3 -3,1 -2'1< 
Privater Verbrauch .......... vH 2) 0,1 1,2 1,9 1,3 1 
Staatsverbrauch ............ vH 2) - 0,5 2,1 2,2 1,8 'h 

Außenbeitrag') ................. Mrd DM -11,15 -11,17 -16,51 0,79 44\12 

Erwerbstätige (Inland) 5) ......... Tausend -623 -235 -115 -411 -477 
Westdeutschland ............ ' Tausend -455 -346 -190 -300 -299 
Ostdeutschland ............... Tausend -168 111 75 -111 -178 

Arbeitslosenquote') ............. vH 8,8 9,6 9,4 10,3 11,4 
Westdeutschland .... ' ........ vH 7,3 8,3 8,4 9,1 9,9 
Ostdeutschland ............... vH 14,9 14,6 13,4 15,0 17,4 

Preisindex für die Lebenshaltung 7) 

(1991=100) ....... „ ...... „ „ .. vH') 4,5 2,7 1,8 1,5 1'4 
. - „„ . -·- -· - ---- ,„_ - „ . „ .„.~ 

„_ 
~„„ •... 

1) 1997: Eigene Schätzung, 1998: Prognose (Ziffern 248ff,). 
2) In Preisen von 1991; Veränderung gegenüber dem Vorjahr. 
3) Letzte inländische Verwendung (Privater Verbrauch, Staatsverbrauch, Anlageinvestitionen und Vorratsveränderung). 
") Ausfuhr abzüglich Einfuhr. 
5) Veränderung gegenüber dem Vorjahr in Tausend. 

3 
3 
2Y. 

1'h 
5 

- 1/2 

2 
1 

86'!. 

-174 
- 31 
-144 

11,6 
9,8 

18,8 

2 

6} Anteil der registrierten Arbeitslosen an den Erwerbspersonen (Erwerbstätige nach dem Inländerkonzept plus Arbeitslose). 
7) Alle privaten Haushalte. 
8) Veränderung gegenüber dem Vorjahr. 

1 
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schnitt der letzten vier Jahre real um knapp 
11.4 vH -, ohne allerdings einen kräftigen Expan-
sionspfad zu erreichen. Der starke Abbau der Be-
schäftigung, seit dem Jahre 1991umfast2,5 Millio-
nen Erwerbstätige, hat über die damit verbundene 
Dämpfung der Einkommensentwicklwig die Mög-
lichkeiten einer kräftigen Expansion der privaten 
Nachfrage spürbar beschränkt; dahin wrrkt eben-
so die zunehmende Steuer- uiid Abgabenlast, die 
zu einem deutlichen .Rückgang der Nettover-
dienste geführt hat. Und zu einer wi,;.teren Redu-
zierwig der - im längerfristigen Vergl.eich ohnehin 
schon sehr niedrigen - Sparquote Sehen die Priva-
ten nur wenig Veranlassung. · 

- Die Anlageinvestitionen stagnierte\'.! im Jahre 
1997, nachdem sie im vorangegangenen Jahr be-
sonders infolge der deutlich rückläufigen Bauinve-
stitionen um 1,2 vH geschrumpft waren. Da bei 
letzteren kaum noch mit einem Rückgang zu rech-
nen ist, kann sich im Jahre 1998 der kräftigere An-
stieg bei den Ausrüstungen positiv aii.swrrken; die 
Anlageinvestitionen dürften mit 1 '14 v'.H zunehmen: 
Doch auch der deutliche Zuwachs bei den Ausrü-
stungen - wrr erwarten immerhin 5 vH im Jahres-
verlauf 1998 - wrrd noch nicht auf das Niveau zu-
rückführen, das im Jahre 1992 nach einer ersten 
Beruhigung über den einigungsbedingten Boom 
und vor der Rezession erreicht worden war. Die 
Wachstumsschwäche ist noch nicht überwunden. 

- Bislang haben alle Hoffnungen auf eine nachhal-
tige Wende am Arbeitsmarkt· getrogen. Es kam 
noch schlimmer als erwartet: :per Abbau der Be-
schäftigung hielt auch im Jahre 1997-: dem vierten 
Jahr nach der Rezession-mit minus 1Y.z vH unver-
mindert an, der Rückgang der Erwerbstätigkeit 
flachte sich zwar zum Jahresende leicht ab, er 
dürfte aber erst im zweiten Halbjahr 1998 zum 
Stillstand kommen. Die Anzahl der Arbeitslosen 
wird gleichwohl auch im Jahre 1998 noch einmal 
höher sein als im Durchschnitt des Jahres 1997, 
mit 1 Y.z vH allerdings nicht mehr so stark anstei-
gen, wie es in diesem Jahr der Fall gewesen ist 
(lOY.z vH). 

2. Die nur verhaltene Fortsetzung des Aufbaupro-
zesses in den neuen Bundesländern hat Enttäu-
schung aufkommen lassen. So stieg die gesamtwirt-
schaftliche Produktion im Jahre 1997 lediglich um 
2 vH und damit erstmals nicht mehr stärker als in 
Westdeutschland; auch für das Jahr 1998 ist eine 
Rückkehr zu den kräftigeren Zuwachsraten der Vor-
jahre nicht in Sicht, das Bruttoinlandsprodukt wrrd 
nur mit 21A vH zunehmen. Der Aufbauprozeß vermag 
angesichts der anhaltenden Schwäche im Bauge-
werbe trotz stetiger Entwicklung im Verarbeitenden 
Gewerbe noch keine neue Dynamik entfalten. Doch 
manch düstere Bewertung der weiteren Entwick-
lungsaussichten erscheint gleichwohl als übertriebe-
ner Pessimismus. So ist zu bedenken, daß der Prozeß 
der Strukturbereinigung in der Bauwrrtschaft nach 
dem kräftigen, durch den enormen Nachholbedarf 
lm privaten und öffentlichen Bereich sowie durch die 
Wirtschaftsförderung getriebenen Boom zu Beginn 
der neunziger Jahre unvermeidlich war; der Produk-
tionsrückgang der vergangenen beiden Jahre mag 

2 

gemessen an den früheren Zuwächsen erschrecken, 
bezogen auf die Größe des Bausektors und seinen 
Wachstumsbeitrag in einer traditionell über den 
Markt gesteuerten Volkswrrtschaft stellt er jedoch 
nichts anderes dar als eine Normalisierung. Hinzu 
kommt folgendes: Bei der Entwicklung eines Unter-
nehmenssektors in den neuen Ländern hat sich eine 
im Vergleich zu Westdeutschland sehr kleinteilige 
Struktuf herausgebildet, der Absatzradius der Unter-
nehmen - teils wegen fehlender Einbindung in über-
regionale Netzwerke, teils wegen schwacher Wett-
bewerbsposition auf den Auslandsmärkten - ist stark 
auf die direkte Umgebung bezogen. Bei dieser Aus-
gangslage erscheint die stabile Expansion bei stei-
gendem Atislandsabsatz im Verarbeitenden Gewer-
be als ein durchaus positives Signal. 

Freilich: Der Aufbauprozeß befindet sich in einer kri-
tischen Phase. Die Art, in der die Wirtschaftspolitik 
diese Phase begleitet, entscheidet viel über ihre 
Dauer und darüber, wie auf mittlere Sicht die Chan-
cen für eine sich selbst tragende Dynamik sind. Da-
bei sollte sich niemand Illusionen hingeben: Die Basis 
für einen dynamischen Aufbauprozeß kann nicht durch 
staatliche Wirtschaftsförderung, sondern nur durch 
innovatives unternehmerisches Engagement verbrei-
tert werden. Dafür ist von der Lohnpolitik über einen 
realistischen Kurs ein entscheidender Beitrag zu lei-
sten. Der Staat kann nur indirekt Beistand leisten, in-
dem generell die Angebotsbedingungen verbessert 
werden. Insoweit stellt die Situation In Ostdeutsch-
land keine besonderen Forderwigen an die Wirt-
schaftspolitik, sondern verstärkt jene, die sich für die 
deutsche Volkswrrtschaft als Ganzes ergeben. 

3. Schljmm ist, daß der Beschäftignngsabbau in 
Deutschland auch im Jahre 1997 weiterging; erst für 
das zweite Halbjahr des Jahres 1998 ist zu erwarten, 
daß dies aufhört. Nach den Erfahrungen der früheren 
Bundesrepublik hätte bereits gut ein Jahr nach dem 
Rezessionstief, also Mitte 1994, der Rückgang der Er-
werbstätigkeit sein Ende finden müssen. Zwar hatte 
sich ein Stillstand zur Jahreswende 1994/95 auch an-
gedeutet, doch hat die Dämpfung der gesamtwrrt-
schaftlichen Entwicklung, die in der zweiten Jahres-
hälfte 1995 eingesetzt und bis in das Jahr 1996 hin-
eingewirkt hatte, dies zu einer kurzen Episode wer-
den lassen. Daß es auch danach bis zum Jahresende 
1997 zu keiner erkennbaren Besserung kam, kann 
erklärt werden mit der unverändert schwachen Nei-
gung der Unternehmen, in neue Kapazitäten zu inve-
stieren, sowie mit der trotz moderater Tariflohnpolitik 
anhaltenden Unsicherheit darüber, ob die Tarifver-
tragsparteien einen beschäftigungsorientierten Kurs 
dauerhaft durchhalten werden. 

Der Rückgang der Erwerbstätigkeit im Jahre 1997 
spiegelt vor allem den wiederum massiven Stellenab-
bau im Produzierenden Gewerbe wider, dem wie 
schon im Jahre 1996 nur noch eine erneut schwä-
chere Expansion im Dienstleistungssektor gegen-
überstand. Dies war für beide Gebietsstände kenn-
zeichnend. Allerdings hat sich der Beschäftigungsab-
bau in Ostdeutschland mit 2'14 vH gegenüber dem 
Vorjahr beschleunigt. in Westdeutschland war er mit 
1 vH hingegen gleich stark. Die Quote der registrier-
ten Arbeitslosen erreichte im Westen 9,9 vH nach 
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9,1 vH im Jahre 1996 und in Ostdeutschland 17.4 vH 
nach 15,0 vH. Im kommenden Jahr wird der Verlust 
an regulärer Beschäftigung in Ostdeutschland, an-
ders als im Westen, erneut groß sein; die Arbeits-
losenquote wird in den neuen Bundesländern um 
einen weiteren Prozentpunkt ansteigen, in den alten 
Ländern konstant bleiben. 

4. In Westdeutschland wachsen infolge der verhal-
tenen Entwicklung der unternehmerischen Investi-
tionen die gesamtwirtschaftlichen Produktionsmög-
lichkeiten nun schon im dritten Jahr in Folge mit nur 
rund 1 Y2 vH. Da gleichzeitig das Bruttoinlandspro-
dukt im Jahre 1997 stärker gestiegen ist, ergibt sich 
- rechnerisch - für den gesamtwirtschaftlichen Aus-
lastungsgrad erstmals seit der Rezession 1993 im 
Vorjahresvergleich wieder eine merkliche Erhöhung; 
er beträgt nun 94,2 vH, liegt damit allerdings immer 
noch deutlich unter dem mehrjährigen Durchschnitt 
(Normalauslastung) von 96 3A vH. Im Jahre 1998 wird 
der Auslastungsgrad erneut kräftiger ansteigen und 
95,3 vH erreichen. Doch was positiv klingt, muß 
gleichwohl bedenklich stimmen, wenn man beach-
tet, daß dahinter nicht nur eine Expansion der ge-
samtwirtschaftlichen Nachfrage, sondern vor allem 
auch das schwache Potentialwachstum steht; ein Er-
reichen der Normalauslastung bleibt noch in weiter 
Feme. Das schwache Wachstum begrenzt die Per-
spektiven für einen nachhaltigen Anstieg der Be-
schäftigung und läßt Verspannungen im weiteren 
Aufschwung wahrscheinlicher werden. 

Nachdem im vergangenen Jahr die unternehmeri-
schen Ausgaben für neue Ausrüstungen gegenüber 
dem Vorjahr nur in geringem Umfang ausgeweitet 
worden waren, erhöhten sie sich im Jahre 1997 real 
um 4 'fz vH. Die Tatsache, daß die Ausgaben für ge-
werbliche Bauten das Niveau des Vorjahres noch ein-
mal deutlich unterschritten, deutet darauf hin, wie 
wenig die Ausrüstungsinvestitionen der Schaffung 
neuer Kapazitäten dienten. Für das kommende Jahr 
ist zwar mit einem stärkeren Zuwachs bei den Aus-
rüstungen zu rechnen (51fz vH), doch das Motiv der 
Kapazitätserweiterung bleibt abermals nachrangig. 
Hierfür gibt es mehrere Gründe: Potentielle Investo-
ren sind unsicher darüber, wie sich auf mittlere Frist 
die Ansprüche des Staates und die der Arbeitnehmer 
an das Produktionsergebnis entwickeln werden; in 
vielen Unternehmen des Verarbeitenden Gewerbes 
ist bei aller Verbesserung der Ertragslage die Ge-
winnmarge noch kaum angestiegen. Niemand muß 
in der Marktwirtschaft investieren. Investitionsmög-
lichkeiten, die prinzipiell gesehen werden, bleiben 
solange ungenutzt, wie der Wert des Zuwartens hö-
her liegt als der Gegenwartswert des Projekts. Über-
dies stehen die Optionen in Deutschland verstärkt in 
Konkurrenz zu Optionen an anderen Standorten; so 
haben besonders seit Beginn der neunziger Jahre un-
zweifelhaft die Öffnung zahlreicher Volkswirtschaf-
ten und ihre Einbindung in die weltweite Arbeits-
teilung sowie der Fortschritt in der Kommunikations-
technik und der merkliche Rückgang der Kommuni-
kationskosten das unternehmerische Entscheidungs-
kalkül auf neue Weise globalisiert. 

5. Aus diesen Zusammenhängen heraus läßt sich 
auch erklären, warum aus der kräftigen Exportent-

wicklung bisher keine binnenwirtschaftliche Dyna-
mik folgte, wie es nach traditionellem konjunkturel-
lem Muster zu erwarten gewesen wäre. Wie in den 
Jahren 1984 und 1985, als ebenfalls eine gespaltene 
Konjunktur zu diagnostizieren war, erreichte die ge-
samte Ausfuhr am Bruttoinlandsprodukt im abgelau-
fenen Jahr einen Anteil von 29 vH; im Rezessions-
jahr 1993 lag der Anteil bei 23,9 vH. Die Warenaus-
fuhr expandierte im Jahre 1997 mit 111fz vH, der An-
stieg war damit mehr als doppelt so stark wie im Jahr 
zuvor. Ein ähnlich starker Zuwachs hatte im Jahre 
1994, als die konjunkturelle Erholung sich unerwar-
tet kräftig entfaltete, vielerorts noch die Hoffnung ge-
nährt, die deutsche Volkswirtschaft könnte dadurch 
schnell zu einem Aufschwung mit gesamtwirtschaft-
licher Breite finden. Die Erfahrung aus den Jahren 
1995 und 1996, als ein Zusammenspiel aus DM-Auf-
wertung, tarifpolitischem Fehlverhalten, zyklischer , 
Abschwächung und schlechten Angebotsbedingun-
gen die Konjunktur merklich dämpfte, hat die Pri-
vaten zu einer nüchternen Einschätzung veranlaßt; 
diese Erfahrung hat insbesondere die Erwartungen 
der Unternehmen nachhaltig geprägt. Daran dürfte 
sich auch im nächsten Jahr trotz einer mit 91fz vH 
wiederum kräftigen Expansion der Warenausfuhr 
nicht allzuviel ändern. 

6. Die deutschen Exportunternehmen waren nahe-
zu auf allen Auslandsmärkten erfolgreich. Besonders 
deutlich war die Steigerung der Ausfuhr in die Part-
nerländer der Europäischen Union, hier konnte nach 
der Stagnation im Vorjahr an die Entwicklung frühe-
rer Jahre angeknüpft werden. Kräftig zeigte sich 
auch der Export in den NAFTA-Raum, wobei sich 
auch die Dollar-Aufwertung begünstigend ausge-
wirkt haben dürfte. Während die Ausfuhr nach Mit-
tel- und Osteuropa, die mittlerweile ebenso bedeut-
sam ist wie die in die Vereinigten Staaten, erneut ge-
steigert werden konnte und die Wachstumsregion 
Lateinamerika wieder stärker mit deutschen Produk-
ten beliefert wurde, entwickelte sich der Export nach 
Ostasien - gemessen an den Zuwachsraten der Vor-
jahre - eher moderat. Dies ist der einzige Schatten in 
dem ansonsten unbestritten erfreulichen Bild des 
deutschen Exports. 

Die weltwirtschaftliche Entwicklung, die entschei-
dend die deutsche Ausfuhr bestimmt, war und ist 
überwiegend aufwärtsgerichtet, sie vollzieht sich 
gleichwohl in den einzelnen Wirtschaftsräumen sehr 
unterschiedlich (Tabelle 2). Wir gehen davon aus, 
daß die jüngsten 'Turbulenzen an den internationalen 
Finanzmärkten keine gravierenden Auswirkungen 
für die Weltwirtschaft als Ganzes haben werden. In 
den Vereinigten Staaten gewann im Jahre 1997 der 
im sechsten Jahr befindliche Aufschwung noch ein-
mal an Stärke und auch an Stabilität. Die seit Anfang 
der neunziger Jahre erfolgreiche Eindämmung der 
Inflation, die Fortschritte bei der Haushaltskon-
solidierung, die Flexibilität der Arbeitsmärkte und 
die hohe Innovationsfähigkeit der amerikanischen 
Volkswirtschaft bilden eine Konstellation, die eine 
anhaltende gesamtwirtschaftliche Expansion ohne 
inflationäre Verspannungen offensichtlich ermög-
licht. Derzeit ist von diesen Bedingungen her ein Ab-
brechen des Aufschwungs nicht zu erkennen, auch 
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Tabelle 2 

Gesamtwirtschaftliche Entwicklung 
In a115gewählten Ländern und Ländergruppen 

-
Bruttoinlands- Anteil am 

produkt Export 
Deutsch-(real)') lands 

Land 1997 
1 

1998 1996 

Veränderung gegen-
über dem Vorjahr vH 

invH 
--

Deutschland . . . . . . . . . +2V2 +3 X 
Frankreich ........... +2 +3 10,9 
Vereinigtes Königreich +3'12 +2 8,0 
Italien ............... +1 +2 7,4 
Niederlande ......... +3 +3'h 7,4 

- . 

Europäische Union') '. +2'h +3 56,4 

Vereinigte Staaten .... +3'h +2'h 7,8 
Japan ............ ' .. +1 +2 2,7 

-
Mittel- und Osteuropa 3) +4 +41/, 5,9 

--
Lateinamerika') ...... +5 +5 2,2 

Ostasiatische 
Schwellenländer') .... +5 +5 5,0 

·-··- --
1) Eigene Schätzung aufgrund von Angaben internationaler 

und nationaler Institutionen. „ 
1) EU-15. Die Veränderungen gegendber dem Vorjahr sind 

zusammengewogen mit den Anteilen am ncl:n.inalen Brutto-
inlandsprodukt der Welt im Jahre 1996. 

1) Polen, Slowakische 
Republik, Ungarn. 

Republik., Slow~nien, Tschechische 

~) Argentinien, Brasilien, Chile, Kolumbien, Mexiko, Peru. 
Venezuela . 

.5J Hongkong, Malaysia, Singapur, Südkorea, Taiwan, Thailand. 

im nächsten Jahr dürfte sich der Aufschwung, wenn-
gleich etwas gedämpft, fortsetzen. 

Die gesamtwirtschaftliche Entwicklung in der Euro-
päischen Union als Ganzes vollzieht sich nahezu par-
alle! zu der in Deutschland; so erreichte im Jahre 
1997 der Produktionsanstieg 21'! vH, und für das Jahr 
1998 ist mit einem etwas stärkeren Zuwachs (3 vH) 
zu rechnen. In den meisten Ländern der Euro-
päischen Union war ein ähnHches zyklisches Muster 
- starke Exportentwicklung mit weitgehend stabi-
lem Privatem Verbrauch und, anders als in Deutsch-
land, einer deutlicheren Belebung der Investitions-
tätigkeit - zu beobachten; die Geldpolitik war fast 
überall durch Stabilitätsorientierung, die Finanzpoli-
tik durch Konsolidierungsanstrengungen gekenn-
zeichnet, sie setzten damit europaweit vergleichbare 
Bedingungen für die Marktleilnehmer. Gleichwohl 
war im Jahre 1997 in einer Reihe von Lindem Konti-
nentaleuropas ein eher verhaltener bis s-chleppender 
Fortgang der konjunkturellen Erholung zu beob-
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achten, während sich insbesondere im Vereinigten 
Königreich und in den Niederlanden ein durch die 
Inlandsnachfrage kräftig gestützter Aufschwung 
zeigte, der auch am Arbeitsmarkt mehr oder weniger 

-deutlich zu Entlastungen führte. Diese Unterschiede 
begründen aber kein Auseinanderdriften der Kon-
junkturverläufe; in allen Ländern weist die Entwick-
lung auch für das Jahr 1998 nach oben, und das mit 
geringer werdenden Unterschieden. 

7. Man kann davon ausgehen, daß sich die kon-
junkturelle Erholung im Jahre 1998 fortsetzen wird. 
Die zentrale Frage ist aber, ob und wann die Export-
entwicklung eine solche Sogwirkung auf die Ge-
samtwirtschaft entfaltet, daß die binnenwirtschaft-
lichen Kräfte deutlich an Schwung gewinnen und es 
zu einem spürbaren Anstieg der Beschäftigung 
kommt. Anders gewendet: Bleibt es auch für das 
Jahr 1998 bei einem lediglich konjunkturell günsti-
gen Verlauf, einer aber hinsichtlich Wachstum und 
Arbeitsmarkt wenig ermunternden Entwicklung? Für 
eine Antwort auf diese Frage kommt es darauf an, 
wie die wirtschaftspolitischen Bedingungen des 
Investierens - die Angebotsbedingungen - einge-
schätzt werden. 
- Als Aktivposten sind weiterhin die monetären Be-

dingungen zu werten, die Geldpolitik war auch im 
Jahre 1997 - betrachtet man die Geldmengenent-
wicklung und die Zinspolitik - eher expansiv an-
gelegt. Zwar hat sich das zunächst außerordent-
lich günstige Preisklima im Jahresverlauf 1997 
- niChf'zuieitzt wegen der starken Abwertung der 
D-Mark - leicht verschlechtert, die Inflations-
erwartungen haben sich entsprechend verstärkt, 

· iliitl 'aiellilildesbank hat dem im Oktober durch 
eine Anhebung des Reposatzes um 30 Basis-
punkte Rechnung getragen, doch insgesamt er-
schein! die Gefahr deutlicher Verspannungen ge-
ring zu sein. Auch im Hinblick auf die Vorberei-
tungen zur Europäischen Währungsunion wird 
für das Jahr 1998 allgemein nicht mit massiven 
zinspoli!ischen Schritten der Bundesbank ge-
rechnet. Ein günstiges monetäres Umfeld kann 
gewöhnlich aber nur dann eine nachhaltige Wir-
kung auf die wirtschaftliche Aktivität entfalten, 
wenn an anderer Stelle keine gravierenden Be-
lastungen bestehen. 

- Die Lohnpolitik setzte in Westdeutschland im Jah-
re 1997 den im Vorjahr begonnenen moderaten 
Kurs fort, die Tarifverdienste aufgrund von Neu-
abschlüssen stiegen mit 1,5 vH an. Die gesamte 
Belastung der Unternehmen, die auch die Sozial-
beiträge enthält, erhöhte sich allerdings mit 1,9 vH 
kräftiger. Damit hat die Tarifpolitik in West-
deutschland der Arbeitsmarktlage Rechnung ge-
tragen; in Ostdeutschland ist hingegen wiederum 
kein Beitrag für mehr Beschäftigung geleistet wor-
den. Da die Entscheidung, die Beschäftigung aus-
zuweiten, Unternehmen auf mittlere Sicht bindet, 
bedarf es im Westen nun einer verläßlichen Fort-
setzung dieses Kurses über mehrere Jahre. Für 
das Jahr 1998 ist dies aufgrund der bereits be-
stehenden Vereinbarungen nicht unplausibel. 

- Die Anforderungen an eine beschäftigungsorien-
tierte Lohnpolitik steigen allerdings auch in dem 
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Maße, wie sich die Beitragssätze zur Sozialvei:-
sicherung - und damit die gesamten Arbeits-
kosten - erhöhen; im Jahre 1997 lag die Beitrags-
belastung bereits bei 42 vH, im Jahre 1998 wird 
sie sich aller Voraussicht nach wiederum erhöhen, 
auf etwa 4234 vH, und es gibt keine Hoffnung, daß 
in den kommenden Jahren die Beitragslast ab-
gemildert würde. So wird es auch mit dem 
Rentenreformgesetz 1999 nicht gelingen, die Al-
terssicherung auf ein dauerhaft stabiles Funda-
ment zu stellen. Und für die Gesetzliche Kranken-
versicherung konnten zwar zwei Neuordnungs-
gesetze verabschiedet werden, die jedoch in der 
Substanz keinen Fortschritt darstellen, jedenfalls 
keine Gewähr dafür bieten, daß die Beitragssätze 
nicht doch wieder steigen müssen. 

- Belastungen hat vor allem die Finanzpolitik zu ver-
antworten. Orientierungslos in der Durchführung 
gab sie im Jahre 1997 nicht mehr nur Rätsel auf 
wie im vorangegangenen Jahr (JG 96 Ziffer 7), 
sondern hat - sowohl selbstverschuldet durch 
Fehlentwicklungen in der Vergangenheit wie auch 
bedingt durch das Gegeneinander im föderalen 
System - die Kraft verloren, die notwendigen 
Strukturreformen auf der Ausgabenseite und der 
Einnahmenseite des öffentlichen Haushalts ein-
zuleiten. Die Reform der Einkommensbesteue-
rung, die einen im Grundsatz richtigen Ansatz 
verfolgte, scheiterte im Konflikt von Bund und 
Ländern. Das Versprechen, den Solidaritätszu-
schlag um zwei Prozentpunkte abzusenken, ließ 
sich nur auf dem Weg der Verschuldung realisie-
ren; dies hat die Aussicht auf weitere steuerliche 
Nettoentlastungen nicht gerade glaubwürdiger 
werden lassen. 

8. Neben den wirtschaftspolitisch beeinflußten An-
gebotsbedingungen sind endogene konjunkturelle 
Kräfte und der weltwirtschaftliche Rahmen für die 
Frage nach einem beschäftigungsstarken Aufschwung 
bedeutsam. 

- Mitunter wird darauf hingewiesen, daß infolge der 
seit dem Jahre 1993 sich nur mühsam belebenden 
Investitionstätigkeit mittlerweile ein nicht uner-
heblicher Nachholbedarf in den Unternehmen be-
stehe. Der moderate Anstieg der Investitionsaus-
gaben in diesem Jahr mag darin begründet sein, 
er war ganz überwiegend durch die Motive der 
Rationalisierung und der Ersatzbeschaffung ge-
prägt. Für den Aufbau neuer Kapazitäten und da-
mit die Entscheidung für vermel:µte zukünftige 
Produktion - und eine grundsätzliche Besserung 
am Arbeitsmarkt - läßt sich jedoch noch keine 
Hoffnung gewinnen. Auch für das Jahr 1998 blei-
ben - folgt man den vorliegenden Umfragen -
die Motive der Rationalisierung und der Ersatz-
beschaffung mit leichter Akzentverschiebung do-
minierend. 

- Immer deutlicher wirkt sich aus, daß bei unterneh-
merischen Entscheidungen etablierte Standorte 
zunehmend stärker im Vergleich mit neu sich er-
gebenden Optionen an anderen Orten der Welt 
gesehen werden. Die .in Deutschland erzielbaren 
Renditen sind deshalb nicht im Zeitvergleich, son-
dern im Standortvergleich zu bewerten. Dadurch 

werden die von der Statistik ausgewiesenen Ge-
winnsteigerungen seit der Rezession sowie die 
moderaten tarifpolitischen Ergebnisse der Jahre 
1996 und 1997 relativiert. Auch das Versagen der 
Wirtschaftspolitik, durch ein glaubwürdiges An-
gehen notwendiger Reformen die Angebotsbe-
dingungen für die Investoren in Deutschland auf 
Dauer verläßlich zu verbessern oder zumindest 
hinreichend zu stabilisieren, wird im internationa-
len Vergleich um so folgenreicher. 

Dies alles klingt wenig zuversichtlich, man mag es 
als Gegensatz empfinden zu den Erfolgen deutscher 
Unternehmen auf den Weltmärkten. Zweifellos hat 
das Bemühen der Unternehmen, sich für den welt-
weiten Wettbewerb gerüstet zu halten, nicht nachge-
lassen, und die Exportzuwächse sind auch das Resul-
tat dieser seit der Rezession zu beobachtenden An-
strengungen. Doch man sollte sich nicht täuschen 
lassen: Die günstige Exportentwicklung und die da-
durch vom Ausland geborgte Erholung stellen für die 
zuvor beschriebenen 'Probleme keine Remedur dar; 
zu dem lichtvollen Bild des deutschen Exports gehö-
ren immer noch die langen Schatten einer Wachs-
tumsschwäche und hoher Arbeitslosigkeit. Fügt man 
die Angebotsbedingungen, die Handiungsmöglich-
keiten der wirtschaftlichen Akteure und die Vorstel-
lungen über den konjunkturellen Ablauf zusanunen, 
dann ist zwar ein Fortgang der konjunkturellen Erho-
lung zu erwarten, ohne daß jedoch die Aussicht auf 
eine substantielle Lösung der gravierendsten Zielver-
fehlung - nämlich bei der Beschäftigungsentwick-
lung - eröffnet wird. 

II. Dringend: 
Dle Verbesserung der Angebotsbe.dlngungen 

Angebotsorlentlerte Wlrtschaftspolltlk: 
Worum es geht und was zu tun Ist 

9. Aus unserem Befund über die wirtschaftliche 
Lage im Jahre 1997 und die voraussichtliche Ent-
wicklung für das Jahr 1998 ergeben sich für die Wirt-
schaftspolitik tiefgreifende Konsequenzen. Man darf 
sich nicht täuschen lassen: Die dem Exportsog zu 
dankende Konjunkturbelebung ändert noch nichts 
an den konstitutionellen Schwächen, die für die 
schlimme Lage am Arbeitsmarkt und die hartnäckige 
Investitionsschwäche verantwortlich sind. Daß in 
Deutschland die Neigung zu gering ist, Innovationen 
und Investitionen vorzunehmen und dabei Risiken 
einzugehen, liegt vor allem an Belastungen, die in 
den Erwartungen der Investoren den Ertrag des Wirt-
schaftens beeinträchtigen. Daß die Flexibilität der 
Märkte für eine reibungslose, das heißt weitgehend 
beschäftigungsneutrale Bewältigung des Struktur-
wandels offenkundig nicht ausreicht, liegt vor allem 
an institutionellen Beschränkungen. In beiden Fällen 
sprechen wir von angebotsseitigen Störungen, die 
dazu führen, daß Wachstum und Beschäftigung hin-
ter dem Wünschbaren und Erreichbaren weit zurück-
bleiben. Eine Wirtschaftspolitik, die solche Störun-
gen beseitigen und damit die Angebotsbedingungen 
verbessern will, ist heute gleichwohl sehr umstritten. 
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- Die Zweifel an einer angebotsorientierten Wirt-
schaftspolitik werden vor allem mit Hinweis auf 
die dramatische Entwicklung am Arbeitsmarkt be-
gründet. Die Kritik geht mitunter so weit, die ge-
samte Misere als Ergebnis von ffintzehn Jahren 
verfehlter, nämlich angebotsorientierter Politik zu 
werten. Einer genaueren Analyse, wie wir sie un-
ternommen haben, hält diese These nicht stand -
zu sehr hat die Politik sich schon in den achtziger 
Jahren von ihrer grundsätzlichen Angebotsorien-
tierung durch die Fordernngen des Tagesgeschäfts 
abbringen lassen, zu wenig war sJ;e bereit, die 
Strukturen in den öffentlichen Haushalten, in der 
sozialen Sicherung und in der Arb<.itsniarktord-
nung aufzubrechen. Durch die wirtschaftlichen 
Folgen der Vereinigung wurde sie vollends aus 
dem Tritt gebracht, und bis heute ist es ihr nicht 
gelungen, zu einer glaubwürdigen und kohären-
ten angebotsorientierten Strategie . zurückzufin-
den. · 

- Die Kritik an der angebotsorient;ierten Wirtschafts-
politik beruht zu einem erheblichen Teil auf Miß-
verständnissen. So wird der Konzep!lon vorgewor-
fen, daß sie die Bedeutung der Nachfrageseite 
in der Volkswirtschaft verkenne. Das ist falsch. 
Auch angebotsorientierte Wirtschaftspoli!lk muß 
die grundlegenden Kreislaufzusammenhänge der 
Volkswirtschaft beachten. Aber: Die Führungsrolle 
wird im Handeln auf der Angebotsseite gesehen, 
das sich an erwarteter Nachfrage oilentiert, eine 
Erwartung, die sich erfüllt, weil mit der Ini!la!lve 
von Anbietern zugleich Einkommen lind Kaufkraft 
entstehen. Auch wird behauptet, diese Konzep!lon 
erhebe wirtschaftliches Wachstum zum Selbst-
zweck. Das ist ebenfalls falsch. Aus der Sicht der 
angebotsorientierten Wirtschaftspoli!lk ist Wachs-
tum das Ergebnis des Bemühens d!'f Menschen, 
die Ressourcen der Volkswirtschaft in effizienter 
Weise zu nutzen, um damit mehr Wohlstand und 
mehr Lebensqualität zu gewinnen, nicht dagegen 
eine staatliche Veranstaltung. · 

10. Die Erwartung von Investoren, daß unter Wett-
bewerbsbedingungen die zu tragenden Risiken 
durch Chancen aufgewogen werden, ist nur dann 
begründet, wenn die Rahmenbedingungen gut und 
verläßlich sind; das heißt, wenn die ·Märkte offen 
sind und Regulierungen sich auf das gebotene Mali 
beschränken, wenn seitens des Staates auf diskri-
minierende interven!lonistische Eingriffe verzichtet 
wird, wenn eine moderne Infrastruktur zur Verfü-
gung steht. Zu solchermaßen ·wich!lgen Angebots-
bedingungen gehören ebenso die im engeren Sinne 
mikroökonomischen Investitionsbedingungen, wie 
sie durch den Staat über die Steuer- und Abgaben-
politik, durch die Tarifvertragsparteien über die Fi-
xiernng der Löhne und der Lohnstruktur und durch 
die Geldpolitik über die Zinsen, aber auch über Infla-
!lonserwartungen gesetzt werden. 

Angebotshandeln ist auf die Zukunft gerichtet, gute 
Angebotsbedingungen müssen sich deshalb durch 
verläßliche Perspektiven· auszeichnen. Der Investor 
bedarf in allen Politikbereichen stabiler Rahmen-
bedingungen, und zwar sowohl im Hinblick auf die 
grundsätzliche konzeptionelle Ausrichtung wie auch 
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das Harideln im Konkreten. Dies betrifft das Stabili-
tätsversprechen der Geldpolitik, die Solidität der Fi-
nanzpolitik und die Beschäftigungsorientierung der 
Lohnpolitik. Stabilisierung der Erwartungen erfor-
dert, daß erstens den Trägern der Wirtschaftspolitik 
die Aufgabenbereiche eindeutig zugewiesen wer-
den, daß zweitens durch institutionelle Vorkehrun-
gen in diesen Bereichen eigenverantwortlich gehan-
delt werden kann und daß drittens bei der Erfüllung 
der Aufgaben mittelfristige Orientierungsgrößen be-
achtet werden. Im einzelnen bedeutet dies: 

- Die Finanzpolitik sorgt bei klarer Kompetenzab-
grenzung im föderalen Staatsaufbau für ein nach 
Volumen und Struktur angemessenes Angebot an 
öffentlichen Gütern sowie für Regelungen über 
Steuern und Abgaben, die die Anreize für Lei-
stung und Investitionen nicht mindern. Das struk-
turelle Defizit liefert die Leitlinie für die auf Dauer 
angemessene Finanzierung des öffentlichen Haus-
halts. 

- Die Notenbank gewährleistet als unabhängige 
lns!ltution über eine an der Entwicklung des ge-
samtwirtschaftlichen Produktionspotentials orien-
tierte stetige Geldmengenexpansion ein stabiles 
Preisniveau. 

- Die Tarifvertragsparteien haben im Rahmen der 
ihnen gewährten Autonomie über die Festlegung 
der Löhne nach Höhe und Struktur der Beschäfti-
gungsentwicklung Rechnung zu tragen. Je schär-
fer der Wettbewerb auf den Gütermärkten und 
den Kapitalmärkten ist, desto eher werden der 
Verhandlungsmacht der Partner Grenzen gesetzt 
und der Beschäfti.gungsorientiernng zu ihrer Be-
deutung verholfen. 

Die Zuweisung von Verantwortungsbereichen soll 
ein effektives Zusammenwirken der verschiedenen 
Akteure ermöglichen. Einerseits kann niemand da-
mit rechnen, daß Fehler in seinem Bereich von ande-
ren ausgeglichen werden. Andererseits ist geklärtr 
wer bei einer Stönmg sein Verhalten korrigieren 
muß. Damit wird die Notwendigkeit kooperativen 
Verhaltens aller Entscheidungsträger nicht negiert, 
sondern gerade erst ermöglicht. Wenn jeder auf-
grund der institu!lonellen Bedingungen davon aus-
gehen kann, daß kein Akteur die Grenzen seiner 
Verantwortung ignoriert, und somit Zweifel an der 
Verläßlichkeit zielkonformen Handelns nicht begrün-
det sind, dann ist bei richtiger Zuweisung der Hand-
lungsbereiche prinzipiell kooperatives Verhalten ge-
sichert. Dazu gehört allerdings auch, daß Fehlent-
wicklungen in einem Bereich - zum Beispiel bei den 
öffentlichen Finanzen - mit Wirkungen auf einen 
anderen - hier über eine Stabilitätsgefährdung auf 
die Geldpoli!lk - auch sanktioniert werden können -
in diesem Fall durch eine restriktive Zinspolitik. 

11. Mit der zunehmenden internationalen Verflech-
tung der Wirtschaftsbeziehungen sowohl über die 
Gütermärkte als auch über die immer größer werden-
de Mobilität der Produk!lonsfaktoren haben die Be-
fürchtungen zugenommen. eine nationale Wirt-
schaftspolitik stehe immer mehr unter dem Zwang, 
sich die Bedingungen ihres Handelns - ob bei der 
staatlichen Leistungserstellung, der sozialen Siehe-
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rung, der arbeitsrechtlichen Regelungen oder des 
Umweltschutzes - von internationalen Märkten dik-
tieren zu lassen. Diese Befürchtungen sind übertrie-
ben, vor allem aber führen sie zu falschen Schluß-
folgerungen: Der globale Standortwettbewerb als 
Wettbewerb des Faktors Arbeit um hochmobiles 
Kapital und unternehmerische Kompetenz führt im 
Grundsatz nicht zu neuen Schwierigkeiten, sondern 
spitzt die Probleme zu, die im nationalen Rahmen be-
stehen, wenn es darum geht, die verfügbaren Ar-
beitskräfte durch marktorientierte Produktion zu be-
schäftigen. Dadurch geraten die Bedingungen für 
das Investieren in einem Land unter zusätzlichen 
Anpassungsdruck: Die Angebotsbedingungen müs-
sen auch im Vergleich zu anderen Standorten gut 
sein und angebotsseitige Störungen werden um so 
schmerzhafter spürbar. Angebotsorientierte Wirt-
schaftspolitik entspricht deshalb am ehesten den An-
forderungen aus der Globalisierung. Die Alternative 
besteht in dem Versuch, sich dem Standortwettbe-
werb zu entziehen - was auf dem einen oder anderen 
Weg zwangsläufig immer zu protektionistischer Ab-
schirmung führt. Angesichts der erreichten weltwei-
ten Integration der Gütermärkte und der Faktor-
märkte ist es eine Illusion zu glauben, auf diesem 
Weg den damit verbundenen Strukturwandel aufhal-
ten zu können. 

12. Eine angebotsorientierte Wirtschaftspolitik in 
Deutschland, wie wir sie heute für angemessen hal-
ten, muß angesichts der Beschäftigungskrise und 
der Wachstumsschwäche vor allem die folgenden 
Aspekte berücksichtigen: 
- Die Finanzpolitik muß über ein verläßliches Pro-

gramm der Haushaltskonsolidierung die Perspek-
tiven für eine nachhaltige Senkung der Steuerlast 
glaubwürdig eröffnen. Sie bedarf des Flanken- · 
schutzes der Sozialpolitik, die über grundlegende 
Strukturreformen in der Sozialversicherung Spiel-
raum für eine substantielle Verringerung der Ab-
gabenlast geben muß. 

- Die Lohnpolitik muß die Bereitschatt signalisieren, 
den zuletzt eingeschlagenen moderaten Weg über 
mehrere Jahre weitergehen zu wollen.· Der Ge-
setzgeber sollte ihr dies durch Reformen der Ar-
beitsmarktordnung erleichtern. 

- Es müssen nun die Bedingungen geschaffen wer-
den, damit die Stabilitätserfolge der Bundesbank 
in der Europäischen Währungsunion ihre Fortset-
zung finden; es kommt darauf an, die getroffenen 
Vereinbarungen verläßlich umzusetzen. 

Die Glaubwürdigkeit der Flnanzpolltlk 
wiedergewinnen 

13. Die Finanzpolitik trägt große Verantwortung für 
die ungünstigen Angebotsbedingungen in Deutsch-
land. Sowohl über die Einnahmenseite - weil die 
Steuer- und Abgabenlast seit längerem auf hohem 
Niveau verharrt - als auch über die Ausgabenseite -
insbesondere weil die wichtigen Aufgaben in der 
Infrastruktur sowie bei Bildung und WISsenschaft zu-
nehmend schlechter erlüllt werden - verantwortet der 
Staat Belastungen für Investoren und Konsumenten. 
Die Hoffnung auf eine baldige und grundlegende 

Besserung erscheint derzeit kaum begründet; bis-
lang sind notwendige Weichenstellungen unterblie-
ben. 

Im Jahre 1997 war die Finanzpolitik dadurch ge-
kennzeichnet, neu sich auftuende Haushaltslöcher 
mit Blick auf die Konvergenzkriterien des Maastrich-
ter Vertrages durch kurzfristig wirkende Maßnah-
men ohne mittelfristige Orientierung zu schließen. 
Die Defizitquote des Staatshaushalts konnte - in der 
für die Konvergenzprüfung maßgeblichen Abgren-
zung - dadurch auf den Wert von 3, 1 vH gedrückt 
werden; für das Jahr 1998 weisen die Finanzplanun-
gen auf ein Defizit unterhalb dieses Wertes hin. Der 
Konsolidierungsbedarf, gemessen am strukturellen 
Defizit, steigt hingegen an, und zwar sowohl im 
Jahre 1997 als auch im Jahre 1998; bezogen auf das 
nominale Bruttoinlandsprodukt ergeben sich Defizit-
quoten von 1,3 vH und 1,5 vH. Dabei ist zu berück-
sichtigen, daß für beide Jahre in hohem Maße Priva-
tisierungserlöse erwartet werden, die als einmalige 
Einnahmen keinen dauerhaften Konsolidierungsbei-
trag darstellen; bereinigt man das strukturelle Defizit 
darum, dann ergibt sich eine Defizitquote von über 
1,6 vH für dieses Jahr und über 1,8 vH für das kom-
mende Jahr. 

14. Die Angebotsbedingungen werden allerdings 
nicht nur direkt über die Einnahmen- und Ausgaben-
politik des Staates belastet, sondern auch dadurch, 
daß die Finanzpolitik mit ihrem Handeln tiefsitzende 
Vertrauensschäden verursacht hat: Als notwendig er-
kannte und versprochene Maßnahmen wurden nicht 
umgesetzt; schon beschlossene Änderungen wurden 
wieder zurückgenommen oder substantiell verwäs-
sert; an einer Stelle des Steuersystems wurden Ände-
rungen beschlossen, die in ihrer Wrrkung die ande-
rer, mehr oder weniger zeitgleich umgesetzter steuer-
politischer Maßnahmen konterkarierten; entgegen 
dem wiederholt vorgetragenen Grundsatz, steuerliche 
Sonderregelungen abbauen zu wollen, wurden neue 
Steuerprivilegien gewährt; für absehbare Belastun-
gen in den Haushalten wurden keine entsprechen-
den Vorkehrungen getroffen; es wurde zu Maßnah-
men Zuflucht gesucht, die erkennbar allenfalls tem-
porär den Konsolidierungsdruck mindern; mit Blick 
auf das finanzpolitische Kriterium des Vertrages von 
Maastricht wurde sogar ein Konflikt um die Unab-
hängigkeit der Bundesbank in Kauf genommen. 

15. Die Misere der öffentlichen Finanzen kommt in 
ihrer ganzen Schärfe darin zum Ausdruck, daß der 
Bundesminister der Finanzen in diesem Jahr ange-
sichts deutlich schwächer als erwartet ausfallender 
Steuereinnahmen und zusätzlicher Belastungen durch 
die höhere Arbeitslosigkeit den Ausweg nur in einer 
größeren Verschuldung sah. Da die Kreditaufnahme 
die Summe der im Haushalt veranschlagten Investi-
tionsausgaben überstieg, mußte die Ausnahmerege-
lung des Artikel 115 Absatz 1 GG (.zur Abwehr 
der Störung eines gesamtwirtschaftlichen Gleichge-
wichts") in Anspruch genommen werden. Die dafür 
im Nachtragshaushalt gegebene Begründung konnte 
nicht überzeugen, das gilt auch für die Erklärung, 
daß die erhöhte Kreditaufnahme zur Abwehr der 
Störung geeignet sei. 
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16. Der Weg in die höhere Kredilaufnahme ist 
offensichtlich politisch immer noch leichter durch-
setzbar als die andernfalls notwendigen tiefen Ein-
schnitte in die öffentlichen Ausgaben. Der Vertei-
lungskonflikt zwischen den Gruppen, die derzeit Lei-
stungen empfangen, wird als bedrohlicher angese-
hen als der Verteilungskonflikt zwischen der heute 
lebenden und der nachkommenden Generation. Die 
Zukunft wird nicht nur durch die Tilgungs- und Zins-
verpflichtungen ffir den übernommenen Schulden· 
stand belastet, sondern auch durch 'Iilgungsstrek· 
kungen, Forderungsverkäufe und die Verwendung 
von Privatisierungsfillösen für den laufenden Haus-
halt. So ist beabsichtigt, die TI!gung der aus der deut-
schen Vereinigung resultierenden Schulden des Erb-
lastentilgungsfonds ebenso wie die TilJlUilg ffir die 
von den deutschen Bahnen in das Burideseisenbahn-
vermögen übernommenen Schulden im Vergleich zu 
den festgelegten Bedingungen zu strecken; die Er-
löse aus dem Verkauf der Aktienanteile des Bundes 
an den Nachfolgeunternehmen der Post sollen nicht, 
zumindest nicht vollständig - wie gesetzlich vorge-
sehen - zur Fmanzierung der Versorgungsansprüche 
der Postbeamten verwendet werden; Forderungen 
aus dem früheren Verkauf von Liegenschaften sollen 
veräußert werden. Alle diese Maßnahmen erhöhen 
zwar heute den finanzpolitischen Spielraum, sie be-
schränken ihn aber in der Zukunft; Probleme werden 
so nur zeitlich verlagert, nicht aber gelöst. 

17. Um glaubwürdig eine Verbesserung der Ange-
botsbedingungen zu erreichen, müssen !luf der Aus-
gabenseite die Prioritäten neu gesetzt' und damit der 
Spielraum für Ausgabenkürzungen geschaffen wer-
den. Damit entstünde Handlungsspielraum, um drin-
gend gebotene staatliche Aufgaben <lll!1emessen er-
füllen und die notwendige Senkung der:Abgabenlast 
finanzieren zu können. Nachhaltig, <Ws heißt auf 
Dauer 'Wirksam kann eine Konsolidiening n'lµ' sein, 
wenn sie insbesondere bei den Ausga~e:µposten an-
setzt, die einer automatischen Steigerung unterlie-
gen. Dies betrifft die Sozialausgaben und die Sub-
ventionen; in beiden Bereichen ist b~g zuwenig 
geschehen, um der dort angelegten Atisgabendyna-
mik entgegenzuwirken. Es betrifft aber auch· die Per-
sonalpolitik, vor allem mit ihren längerfristigen Fol-
gen ffir die Pensionsverpflichtungen. 

18. Die Senkung der Steuerlast ist das zentrale Ele"-
ment einer Strategie zur Verbesserung der Angebots-
bedingungen. Unternehmerische Investitionen als Ent-
scheidungen ffir künftige Produktion hängen von 
den damit verbundenen mittelfristigen, Ertragsaus-
sichten ab, diese werden entscheidend dadurch ge-
prägt, wie sich die Ansprüche des StaateS entwickeln 
werden. Immer wichtiger ist dabei der ili.ternationale 
Standortwettbewerb über die Steuerpolitik. Wachs-
turnspolitisch angemessen ist eine Steuerreform, die 
die Steuersätze - über den gesamten Tarifverlauf -
deutlich reduziert, die Bemessungsgrundlage durch 
den Abbau von Steuerprivilegien verbreitert, zu-
gleich aber sicherstellt, daß der Staat sich nicht nur 
an den unternehmerischen Gewinnen, sondern auch 
an den Risiken angemessen beteiligt. 

Die in weiten Teilen diesen Vorstellungen entspre-
chenden Vorschläge der Bundesregierung hattei;i im 
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politischen Widerstreit der Interessen keine Chance. 
Maßgeblich waren dabei vordergründige verteilungs-
politische Argumente, die die Entlastungswirkung 
der Tarifabsenkung für die Bezieher höherer Ein-
kommen betonten, die entsprechenden Belastungs· 
wirkungen infolge einer verbreiterten Bemessungs-
grundlage allerdings nicht. Auch wurde argumen-
tiert, daß es einer Entlastung der Bezieher höherer 
Einkommen nicht bedürfe, da diese sich ohnehin der 
Steuerpflicht entzögen, wohl aber einer Begünsti· 
gung im Bereich der unteren und mittleren Einkom-
men, um die Massenkaufkraft mit Blick auf den 
schwachen Privaten Verbrauch zu stärken. Zwar ist 
es richtig, daß mit höherem Einkommen auch die Ge-
staltungsmöglichkeiten bei der Bemessungsgrund-
lage zunehmen, dagegen soll aber gerade mit dem 
Streichen von Steuerprivilegien vorgegangen wer-
den - allerdings nicht, um die Steuerlast zu erhöhen, 
sondern um Spielraum für die Tarifabsenkung zu be-
kommen. Und richtig ist es auch, daß die Binnen-
nachfrage noch schwach ist, doch muß eine Stärkung 
der Massenkaufkraft durch eine substantielle Ver-
besseiung der Lage am Arbeitsmarkt erzielt werden. 
Dazu kann nur ein Steuersystem beitragen, das die 
Investitionstätigkeit anregt; die vorgesehene Entla-
stung der Bezieher niedriger und mittlerer Einkom-
men macht nur als Teil einer allgemeinen Senkung 
des Steuertarifs Sinn. 

111.. Immer deutlicher ist in diesem Jahr geworden, 
daß die derzeitigen Regelungen der Finanzverfas-
sung eine wesentliche Ursache für die gegenseitigen 
Blockaden und damit für den finanzpolitischen Still-
stand darstellen. Nur wenn es gelingt, in den födera-
len Finanzbeziehungen die Grundsätze der Autono-
mie, der fiskalischen Äquivalenz und der Konnexität 
zu verwirklichen, wird es möglich sein, die Voraus-
setzungen ffir die dringend gebotenen Reformen zu 
schaffen. Dazu zählen vor allem: eine stärkere Betei-
ligung der Länder an der konkurrierenden Gesetz-
gebung; eine (begrenzte) Steuerautonomie für die 
Länder; eine klare 'frennung der Gesetzgebungs-
kompetenzen, insbesondere bei der Besteuerung; 
eine Rückführung der Beteiligung des Bundes am 
horizontalen Finanzausgleich; eine Absenkun(J des 
Volumens des Länderfinanzausgleichs. Solche Ande-
rungen werden auch dazu beitragen, daß dem ein-
zelnen Bürger der Zusammenhang zwischen öffent-
lichen Leistungen und Steuerbelastung fühlbar ge· 
macht werden kann, was Anreize schaffen sollte, 
staatliche Aktivitäten besser zu kontrollieren und auf 
sparsame Verwendung öffentlichen Geldes zu drän-
gen - unabdingbare Voraussetzung ffir die Konsoli-
dierung der Staatsfinanzen. 

In der Lohnpolitik die Verantwortung 
für mehr BeschAftlgung weiterhin annehmen 

20. Die Lohnpolitik in Westdeutschland hat in den 
vergangenen beiden Jahren große Anstrengungen 
unternommen, durch eine moderate Anhebung der 
Tariflöhne die Angebotsbedingungen zu verbessern; 
die Neuabschlüsse im Unternehmenssektor sind je-
weils deutlich unter dem beschäftigungsneutralen 
Anstieg geblieben. Auch für das kommende Jahr ist 
eine Fortfühnmg des moderaten Kurses absehbar. 
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Trotzdem ist der gesamtwirtschaftliche Beschäfti-
gungsstand noch nicht gestiegen, der Abbau von Ar-
beitsplätzen wird sogar noch bis in das kommende 
Jahr hinein anhalten. Dies hat auf seiten der Arbeit-
nehmer Enttäuschung aufkommen lassen und ver-
schiedentlich zu der Forderung geführt, die Gewerk-
schaften sollten nun wieder einen aggressiveren 
Kurs einschlagen. Die Gründe dafür, daß die mode-
raten Tariflohnabschlüsse der letzten beiden Jahre 
noch nicht zu einer Wende auf dem Arbeitsmarkt ge-
führt haben, sind vielfältig: 

- Auch in der Vergangenheit haben moderate Lohn-
steigerungen sich erst mit einer zeitlichen Verzö-
gerung auf dem Arbeitsmarkt niedergeschlagen. 
Die Länge der Verzögerung hängt wesentlich da-
von ab, wie verläßlich für die Unternehmen - bei 
verbesserter Absatzlage - die Erwartung einer 
künftig moderaten Lohnpolitik ist. In den letzten 
beiden Jahren waren diese Erwartungen nicht zu-
letzt aufgrund überholter Rituale im Vorfeld der 
Verhandlungen durchaus getrübt. 

- Selbst moderate Tariflohnerhöhungen sind dann 
nicht beschäftigungsfördernd, wenn ein Lohn-
niveau, das in der Vergangenheit den Beschäfti-
gungsstand zumindest nicht gefährdete, jetzt we-
gen des Wettbewerbs durch vergleichbar qualifi-
Zierte, aber kostengünstigere ausländische Arbeit 
die Beschäftigung im Inland nicht mehr sichert. In 
einigen Wirtschaftsbereichen mag dies von beson-
derer Bedeutung sein. 

- Es wird trotz moderater Lohnerhöhungen kaum zu 
einer Ausweitung der Beschäftigung kommen, 
wenn nicht zugleich der Staat seiner Verantwor-
tung gerecht wird. Das bedeutet hier, daß er durch 
Reformen in der Sozialversicherung den Unter-
nehmen die Perspektive für eine spürbare und 
nachhaltige Entlastung bei den Arbeitskosten 
(Lohnnebenkosten) eröffnet. 

- Zwar ist die Gewinnentwicklung seit der Rezes-
sion im Jahre 1993 wieder deutlich positiv, eine ge-
nauere Analyse der Unternehmensgew.inne zeigt 

. allerdings, daß sich die Gewinnlage sowohl im 
Zeitvergleich als auch im Vergleich mit den Mög-
lichkeiten anderer Standorte in der Welt keines-
wegs als durchweg günstig darstellt. Dies gilt vor 
allem im stark dem internationalen Wettbewerb 
ausgesetzten Verarbeitenden Gewerbe, in dem 
zudem das Verhältnis von Auftragseingang zur 
Produktionskapazität - nach zwischenzeitlich star-
ker Abschwächung - gerade erst wieder das 
Niveau vom Jahresende 1994 überschritten hat. 

Eine Wende am Arbeitsmarkt wird nur zu erreichen 
sein, wenn in der Lohnpolitik an dem eingeschlage-
nen beschäftigungsfreundlichen Kurs verläßlich fest-
gehalten wird. Dies wird angesichts der fortschrei-
tenden Globalisierung der Wirtschaft, übrigens auch 
unter den Bedingungen der künftigen Europäischen 
Währungsunion, um so dringlicher. 

Das Argument, gerade die Lohnzurückhaltung führe, 
da sie die Massenkaufkraft schmälere, zu einem ge-
ringeren Beschäftigungsvolumen, verkennt ökono-
mische Grundzusammenhänge: Dauerhaft kann 
Nachfrage nur aus am Markt entstandenen Einkom-

men realisiert werden, und solche Einkommen sind 
nur auf Dauer erzielbar, wenn sie mit der Produktivi-
tät des Faktors Arbeit in Einklang stehen. Tariflohn-
steigerungen, die dem Kaufkraftargument des Loh-
nes folgend daran vorbeigehen, gefährden Beschäfti-
gung, statt neue Zu schaffen. 

21. Die öffentliche Diskussion über die Lage am 
Arbeitsmarkt wird derzeit von . Vorschlägen be-
herrscht, die allenfalls die Symptome bestehenäer 
Probleme kurieren, nicht aber deren Ursachen. Dazu 
gehören die folgenden Themen: 

- Die hohen, durch die Sozialversicherung verur-
sachten Lohnnebenkosten sollen zu einem Teil 
durch eine Erhöhung indirekter Steuern finanziert 
werden. Dieser Vorschlag übersieht, daß die 
Beschäftigungswirkungen der Lohnnebenkosten 
daraus resultieren, daß die aus der Finanzierungs-
automatik der Sozialversicherung folgenden An-
sprüche der Arbeitnehmer nicht mit den Ansprü-
chen koordiniert werden, die sie in den Tarifver-
handlungen durchzusetzen hoffen. Um hier über 
eine größere Transparenz für mehr Konsisteriz zu 
sorgen, sollten die Sozialbeiträge - nach einem 
Ausgleich beim Bruttolohn - vollständig von den 
Arbeitnehmern gezahlt werden. Darüber hinaus 
müßten die Funktionsprobleme der sozialen Siche-
rung durch eine Reform gelöst werden, . die das 
Äquivalenzprinzip st.ärkt sowie Eigenverantwor-
tung und Selbstvorsorge mobilisiert; eine Um-
finanzierung löst keine Funktionsprobleme, weder 
im Sozialsystem noch am Arbeitsmarkt. 

- Die geringfügigen Beschäftigungsverhältnisse (so-
genannte 610-DM-Jobs) - wie auch die Schein-
selbständigkeit - werden vielfach als Ursache für 
die finanzielle ~ere der Sozialversicherung und 
damit für die hohen Lohnnebenkosten angesehen. 
Zwar führt in der Tat eine vermehrte Nutzung die-
ser Beschäftigungsformen tendenziell zu einer ver-
gleichsweise schmaleren Finanzierungsbasis der 
Sozialversicherung, doch dies ist nur das Symptom 
für die vielfach unerträglich gewordenen Bela-
stungen durch die Sozialbeiträge. Ursachenad-
äquat ist auf Dauer nur eine Reform der sozialen 
Sicherung. Sieht man die Ausweitung der 610-
DM-Jobs als Ausdruck einer sich wandelnden 
Arbeitswelt an, so belegen die daraus folgenden 
Probleme nur um so deutlicher die geringe Anpas-
sungsflexibilität der sozialen Sicherungssysteme 
und damit den dort bestehenden Reformbedarf. 

- Zunehmende Probleme auf dem Ausbildungsstel-
lenmarkt haben den Vorschlag einer Ausbildungs-
abgabe für nicht ausbildende Unternehmen neu 
belebt. Davon ist angesichts der damit verbunde-
nen Belastungen und der daraus folgenden Fehl-
anreize dringend abzuraten. An den Ursachen des 
Problems ansetzen heißt die Ausbildungsordnun-
gen modernisieren, den Berufsschulunterricht fle-
xibler gestalten und - nicht zuletzt - die Aus-
bildungsvergütungen überpriüen. Den Unterneh-
mern aber sollte klar sein, daß eine geringere Aus-
bildungsbereitschaft heute den Facharbeiterman-
gel von morgen begründet. 

9 



Drucksache 13/9090 Deutscher Bundes.tag-13. Wahlperiode 

22.. Handlungsbedarf besteht weiterhin bei der Re-
form des institutionellen Rahmenwerks am Arbeits-
markt. Gefordert sind dabei sowohl die Tarifver-
tragsparteien als auch der Gesetzgeber. Zur Schaf-
fung guter Angebotsbedingungen gehört auch, daß 
ein Regelwerk immer wieder daraufhin überprüft 
wird, ob es den bestehenden Problemen angemes-
sen ist. Andere Länder sind dabei im Hinblick auf 
die Arbeitsmarktordnung weiter vorangeschritten 
als Deutschland; so befindet sich in den Niederlan-
den, aber auch im Vereinigten Königreich - bei aller 
berechtigten Kritik - der Arbeitsmarkt unter ande-
rem deshalb in einer besseren Verfassung. Diese Er-
fahrungen zeigen, daß institutionelle Reformen, 
weil sie vor allem auf Verhaltensänderungen abzie-
len, erst nach geraumer Zeit positive Wirkungen 
entfalten können. Mit der Einführung des Euro und 
dem Wegfall nationaler Wechselkurse werden die 
Regelsysteme der Arbeitsmärkte der EWU-Länder 
noch mehr im Wettbewerb stehen als bislang. Fle:x:i-
bilitätsnachteile würden schonungslos aufgedeckt. 
Rechtzeitig eingeleitete Reformen hierzulande sind 
notwendig, damit exogene Angebots- und Nachfra-
gestörungen vom Arbeitsmarkt elastisch verarbeitet 
werden können und etwaige Beschäftigungsver-
luste klein bleiben. 

Die Versuche, den Flächentarifvertrag flexibler zu 
gestalten, sind in diesem Jahr in der Chemischen In-
dustrie durch die Vereinbarung von Öffnungsklau-
seln weitergeführt worden. Dies ist zu begrüßen. Die 
zunehmende Anzahl von Standortsicherungsverträ-
gen auf betrieblich er Ebene ist ebenfalls ermutigend, 
allerdings wird daran auch deutlich, daß dieser Weg 
angesichts der rechtlichen Regeln nµt großen Risiken 
behaftet ist. Kein Arbeitgeber kann verläßlich darauf 
bauen. Deshalb sollte der Gesetzgeber die folgenden 
Anderungen erwägen: In das Tarifvertragsgesetz 
sollte eine Vorschrift aufgenommen werden, wonach 
Tarifverträge die Möglichkeit von ergi!nzenden Be-
triebsvereinbarungen vorsehen müssen; die Interpre-
tation des Günstigkeitsprinzips, das bei Löhnen und 
Arbeitszeiten Abweichungen von tarlfvertraglichen 
Regelungen einschränkt, sollte auf Beschäftigungs-
risiken ausgedehnt werden, die Abweichung vom 
Tarifvertrag aber zeitlich und quantitativ befristet 
sein; das „öffentliche Interesse" bei einer Allgemein-
verbindlicherklärung sollte präzisiert werden, um 
deren Anwendung berechenbarer zu machen; die 
Bindungsdauer von Tarifverträgen sollte verkürzt 
werden. 

GeldpollUk: Bel der Erfilllung des StabHltAtsauftrags 
nicht nachlassen 
23. Die Geldpolitik hat das ihre dazu beigetragen, 
die Angebotsbedingungen der Wirtschaft zu verbes-
sern und eine gute Ausgangsbasis für den Start der 
Europäischen Währungsunion Anfang 1999 zu schaf-
fen: durch die Stabilisierung des Preisniveaus auf 
niedrigem Niveau. Daß die allgemeine Preissteige-
rungsrate In diesem Jahr etwas höher ist als im ver-
gangenen - bei den Verbraucherpreisen im früheren 
Bundesgebiet l'A vH nach 1,4 vH im Vorjahr-, muß 
sie nicht gegen sich gelten lassen, geht dies doch im 
wesentlichen auf die Anhebung staatlich admini-
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strierter Preise und die bis zum Sommer anhaltende 
Abwertung der D-Mark zurück. Wichtig ist jetzt frei-
lich, daß sich die Inflationserwartungen nicht verstär-
ken, sondern die Chance für die weitere konjunktu-
relle Aufwärtsentwicklung bei Stabilität genutzt 
wird. Mlt der maßvollen Anhebung des Reposatzes 
Anfang Oktober hat die Bundesbank ein klares Zei-
chen in diese Richtung gesetzt und d~t den Markt-
teilnehmern signalisiert, daß die Geldpolitik auch im 
kommenden Jahr verläßlich auf Stabilität gerichtet 
sein werde. Es ist gut, daß die Bundesbank bei der 
Festlegung des Geldmengenziels für das Jahr 1997, 
das voraussichtlich erreicht wird, sich auch für das 
Jahr 1998 nµt einer potentialorientierten Geldmen-
gensteuerung gebunden hat. Nach Auffassung des 
Sachverständigenrates sollte 1998 die Geldmenge 
rit der gleichen Rate ausgeweitet werden wie 1997, 
um 41'> vH bei der bereinigten Zentralbankgeld-
menge; für das Aggregat M3, an dem sich die Bun-
desbank orientiert, läge die potentialgerechte Ex-
pansionsrate rit dem üblichen Zielkorridor in einer 
ähnlichen Größenordnung. 

24. In der Zeit, die der Bundesbank als autonomer 
Notenbank verbleibt (aus heutiger Sicht bis Ende 
1998), wird sie immer wieder prüfen müssen, ob sie 
aus stabilitätspolitischen Gründen auf eine weitere 
Anhebung der Geldmarktzinsen hinwirken muß, um 
die monetären Zielvorgaben zu erreichen und, im 
Nebeneffekt, eine sonst mögliche Vorbelastung der 
künftigen Europäischen Zentralbank durch infia-
tionsträchtige Llquiditätsüberhänge auszuräumen. 
Bis zum geplanten Termin über die endgültigen Ent-
scheidungen zum Beginn der Europäischen Wäh-
rungsunion (wahrscheinlich Anfang Mai 1998) dürfte 
sie faktisch einen größeren Spielraum für Eigeninitia-
tiven haben als danach, wenn sie mit den anderen 
Notenbanken aufs engste wird kooperieren müssen. 
Sollte sich eine Anhebung der Leitzinsen im kom-
menden Jahr als zweckmäßig erweisen, brauchte sie 
nicht stark zu sein, wenn - wovon der Sachverständi-
genrat ausgeht - zu diesem Zeitpunkt kein deutlich 
beschleunigter Preisauftrieb droht. Die Geldpolitik 
würde in diesem Fall nicht auf einen restriktiven 
Kurs schwenken, sondern wäre lediglich weniger 
expansiv als bislang. Die konjunkturelle Aufwärts-
entwicklung würde also nicht behindert, sondern 
gefestigt. Die Kapitalmarktzinsen könnten niedrig 
bleiben. Ob die dann immer noch verhältnismäßig 
moderaten deutsChen Zinsen am kurzen und langen 
Ende des Marktes auch die Orientierungsgröße 
wären, auf die sich in der zweiten Jahreshälfte 
1998 die Zinsen der anderen an der Europäischen 
Währungsunion teilnehmenden Länder zubewe-
gen, wird maßgeblich davon bestimmt sein, welche 
Erwartungen sich an den Märkten über die Quali-
tät des Euro herausbilden, wenn erst einmal be-
kannt ist, wie im politischen Entscheidungsprozeß 
die Maastrichter Konvergenzkriterien gehandhabt, 
wie die Stabilitätsreife der einzelnen Länder ge-
würdigt und wie die Vorgaben für die zum Jah-
reswechsel 1998/99 vorzunehmende Währungsum-
stellung gestaltet wurden. Darf rit einem wertstabi-
len Euro gerechnet werden, wtrd sich die Zinskon-
vergenz auf einem niedrigen Niveau einstellen; an-
derenfalls, auf einem höheren. 



III. Europa: Ein solides Fundament 
für die Zukunft schaffen 

Europäische Währungsunion: 
Für glaubwürdige Stabllltiltsorientlerung 

25. Der Europäische Rat wird im Frühjahr 1998 
über den Eintritt in die dritte Stufe der Europäischen 
Währungsunion zum 1. Januar 1999 entscheiden. Die 
Staats- und Regierungschefs müssen sich darüber im 
klaren sein, daß das große Vorhaben des gemeinsa-
men europäischen Geldes auch mit Unwägbarkeiten 
versehen ist. Die Mitgliedstaaten müssen die Rah-
menbedingungen für das Funktionieren der Wäh-
rungsunion achten und, wo nötig, sie noch herstel-
len. Gefordert ist die Bereitschaft, die Geldpolitik der 
neu gegründeten Europäischen Zentralbank, die erst 
ihre Reputation aufbauen muß, mit zu tragen. Die 
Entscheidung über den Beginn der Währungsunion 
darf nicht durch kurzfristiges politisches Interesse 
dominiert werden, ansonsten werden die Unwägbar-
keiten größer, auch gravierende Fehlentwicklungen 
wären nicht auszuschließen. Die Vorteile, die die 
Währungsunion bieten kann, dürfen nicht aufs Spiel 
gesetzt werden. 

26. Bei der Entscheidung wird die alles beherr-
schende Frage sein, ob das Kriterium einer auf Dauer 
tragbaren Finanzlage der öffentlichen Hand ver-
tragsgemäß erreicht ist. Die Europäische Kommission 
prognostiziert in ihrer Vorausschau auf das Jahr 
1997, daß von den Mitgliedsländern der Europäi-
schen Union lediglich Griechenland und Frankreich 
den Referenzwert für die Defizitquote von 3 vH über-
schreiten werden, Frankreich allerdings nur gering-
fügig. Für Deutschland erwartet der Sachverständi-
genrat jedoch nach· derzeitigem Stand einen Wert 
von 3,1 vH. 

Das finanzpolitische Kriterium muß nachhaltig erfüllt 
sein. Dazu paßt nicht, daß in einzelnen Ländern der 
Referenzwert durch Rückgriff auf buchhalterische 
Vorkehrungen erreicht wird, teilweise auch durch 
Einmalmaßnahmen, die nur eine Entlastung der 
Haushaltssituation im Referenzjahr 1997 mit sich 
bringen, für die Zukunft aber sogar mit Belastungen 
verbunden sind. Ebenso genügt es nicht, nur das 
Referenzjahr 1997 in den Blick zu nehmen, der Re-
ferenzmaßstab für das Budgetdefizit muß auch 1998 
erfüllt sein. Nachhaltigkeit verlangt überdies, daß die 
Schuldenstandsquote, wenn sie den Wert von 60 vH 
überschritten hat, hinreichend rückläufig ist und sich 
rasch genug dem Referenzwert nähert. Für Irland ist 
das eindeutig der Fall. Bei Belgien bleibt der Wert in 
der Nähe des relativ hohen Niveaus von 1992, nimmt 
aber seit 1994 leicht ab. Deutschland überschreitet 
wie schon im Vorjahr, bedingt durch die Verschul-
dung im Zusarmnenhang mit der Vereinigung, den 
Wert von 60 vH, allerdings nur wenig. Bei Italien 
nimmt das Verhältnis zu. Auch unter Berücksichti-
gung des im EG-Vertrag gegebenen Interpretations-
spielraums ist damit eines der Kriterien einer auf 
Dauer tragbaren Finanzlage der öffentlichen Hand 
nicht überall erfüllt. 

Bei der Auswahl der Teilnehmer im Frühjahr 1998 
dürfen die Staats- und Regierungschefs den Abstand 
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der tatsächlichen Werte für die Schuldenstandsquote 
vom Referenzwert nicht kleinschreiben. Nachhaltig-
keit ist auf die Zukunft gerichtet, sie zielt darauf ab, 
bei den öffentlichen Finanzen die langfristigen Vor-
aussetzungen für die Währungsunion zu sichern. 
Sich darüber hinwegzusetzen, könnte die Politik in 
eine Glaubwürdigkeitsfalle bringen, mit schwer kal-
kulierbaren Konsequenzen. 

27. Sobald die Europäische Zentralbank Mitte 
nächsten Jahres errichtet ist, muß sie an den Voraus-
setzungen für den Aufbau der Reputation und 
Glaubwürdigkeit zu arpeiten beginnen, also schon in 
den Monaten, bevor sie die Zuständigkeit für die 
Geldpolitik übernimmt. Unter anderem erfordert 
dies die Festlegung einer klaren, mittelfristig orien-
tierten und verläßlichen Konzeption für die gemein-
same europäische Geldpolitik. Worauf es im künfti-
gen europäischen Währungsraum ankommen wird, 
ist, daß sich möglichst schnell feste Stabilitätserwar-
tungen bei den Marktteilnehmern, den Tarifver-
tragsparteien in den einzelnen Ländern und den für 
die nationalstaatliche Haushaltspolitik Verantwort-
lichen bilden können. Der Sachverständigenrat 
schlägt vor, diese Konzeption am Modell der po-
tentialorientierlen Geldmengenpolitik auszurichten. 
Dabei ist unterstellt, daß die monetären Grund-
relationen im Wirtschaftsgebiet der gemeinsamen 
Währung ausreichend stabil sind, so daß ab 1999 
die Geldnachfrage mit dem für angemessen gehal-
tenen Geldangebot durch die Geldpolitik in Ein-
klang gebracht werden kann und die Finanzierung 
eines inflationsfreien, angemessenen und stetigen 
wirtschaftlichen Wachstums gewährleistet ist. Das 
Geldmengenziel, vorzugsweise ein mehrjähriges, 
könnte durch ein Preisniveauziel, mit einem schma-
len Toleranzintervall, ergänzt werden. Mit dem 
Geldmengenziel würde die Europäische Zentral-
bank ihren Willen kundtun, die Geldversorgung im 
Euro-Raum zu verstetigen, mit dem Preisziel ihre 
Entschlossenheit demonstrieren, den Preisniveau-
anstieg auf mittlere Sicht möglichst niedrig (2 vH 
oder weniger) zu halten. Die Europäische Zentral-
bank sollte von Anfang an klarstellen, daß sie die 
Unabhängigkeit, die ihr durch den Maastricht-Ver-
trag verbürgt ist, gegenüber der Politik nutzen und 
die Zielvorgaben in eigener Verantwortung setzen 
und verkünden wird. 

28. Die Europäische Zentralbank kann bei dem Be-
mühen, Reputation und Glaubwürdigkeit zu erlan-
gen, nur erfolgreich sein, wenn sie bei Konflikten im 
Widerstreit mit anderen wirtschaftspolitischen Zielen 
nicht in Bedrängnis gebracht wird. Das in Amster-
dam neu in den EG-Vertrag aufgenommene Beschäf-
tigungskapitel kann ein Einfallstor sein, die Geldpoli-
tik in den Dienst der Beschäftigungspolitik zu stellen; 
davor ist zu warnen. Die Politik sollte sich bewußt 
sein, daß eine lockere Geldpolitik zur Stimulierung 
der Beschäftigung ungeeignet ist. Wir müssen auch 
davor warnen, den Wechselkurs des Euro zu anderen 
wichtigen Währungen der Welt, besonders dem US-
Dollar und dem Yen, strategisch im Interesse der 
Exportwirtschaft Europas einsetzen zu wollen. Eine 
strategische Wechselkurspolitik Europas muß zu Stö-
rungen in der internationalen Arbeitsteilung, zu Un-
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ruhe auf den Finanzmärkten und zu Reaktionen der 
anderen großen Wirtschaftsmächte der Welt füh-
ren. Und ein schwacher Außenwert läßt sich letzt-
lich nur durch eine zu großzügig bemessene Geld-
menge im Euro-Raum erreichen, also durch Geld-
wertschwund. 

29. Außerdem sind die Voraussetzungen für das 
Funktionieren einer gemeinschaftlichen Währung 
souveräner Staaten zu beachten. Neben der Vermei-
dung übermäßiger Defizite ist eine größere Flexibili-
tät der Arbeitsmärkte eine zentrale Bedingung. Die 
Anpassungen, die bislang durch den nominalen 
Wechselkurs geleistet wurden, müssen in der Wäh-
rungsunion die Relativpreise übernehmen, das heißt 
die Preise der · Güter und der Produktionsfaktoren, 
insbesondere die Löhne. Daraus ergibt sich die Be-
deutung von Reformen, die für den Abbau von Rigi-
ditäten am Arbeitsmarkt sorgen. Eirie Europäisie-
rung der Lohnpolitik, wie sie von einigen verlangt 
wird, steht mit dieser Notwendigkeit einer besseren 
Anpassungsfähigkeit der Arbeitsmärkte diametral im 
Widerspruch. 

Nach dem Vertrag von Amsterdam sollen allerdings 
die Mitgliedstaaten ihre Beschäftigungspolitik koor-
dinieren, indem sie vom Ministerrat festgelegte Be-
schäftigungsleitlinien berücksichtigexC Der für die 
Leitlinien von der Europäischen Kommission jüngst 
vorgelegte Entwurf enthält quantitatiV'e Ziele - bei-
spielsweise für die Erwerbstätigenquote, den Rück-
gang der Arbeitslosenquote, für den Umfang aktiver 
Arbeitsmarktpolitik. Damit würde ein Weg einge-
schlagen, der gerade nicht der NotWendigkeit ent-
spricht, die Arbeitsmärkte flexibler zu gestalten. Es 
ist eindringlich vor europaweiten quantitativen Ziel-
vorgaben zu warnen, denn dabei können die na-
tionalen Besonderheiten nicht berüdsichtigt wer-
den, und es besteht die Gefahr, daß verstärkt in ar-
beitsmarktpolitischen Programmen Zuflucht gesucht 
wird. 

30. Gelingt es nicht, die institutionelle Reform der 
Arbeitsmärkte voranzUbringen, muß man mit ltalis-
fers rechnen - ebenso, wenn es nicht gelingt, in ein-
zelnen Ländern übermäßige Budgetdefizite und 
nicht tragbare Schuldenstände zu vermelden. Ob es 
dazu ko=t, hängt von der Wirksamkeit des Stabili-
tätspakts ab und davon, inwieweit der Haftungsaus-
schluß gemäß Artikel 104 b EG-Vertrag eingehalten 
wird. Die Tendenz zu mehr Transfers· gilt es abzu-
wehren. 

31. In Europa einen Grundkonsens zu erreichen, 
der die stabilitätsorientierte europäisi:he Geldpoli-
tik. trägt, ist von zentraler Bedeutung für den Er-
folg der Währungsunion. Über die Bereitschaft der 
(nationalen) Politik, die Geldversorgung aus der 
Hand zu geben, darf kein Zweifel au!ko=en. Die 
Unabhängigkeit der Notenbank, die ·m1t dem Ver-
trag von Maastricht akzeptiert wurde, die Absiche-
rung der unabhängigen Geldpolitik, die mit dem 
Stabilitäts- und Wachstumspakt bekräftigt wurde, 
die Geldwertstabilität als vorrangiges Ziel der 
Europäischen Zentralbank, wie in Artikel 105 EG-
Vertrag festgelegt - all dies muß nun verwirklicht 
werden. 
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Osterweiterung: Chancen für eine tragfähige 
Entwicklung eröffnen 

32.. Nach dem Beschluß der Europäischen Union, 
im Jahre 1998 mit fünf Ländern Mittel- und Ost-
europas (Polen, Tschechische Republik, Ungarn, 
Slowenien und Estland) formelle Verhandlungen 
über den Beitritt aufzunehmen, ergeben sich für 
zwei zentrale BereiChe gemeinschaftlicher Politik 
erhebliche Anpassungszwänge: die Strukturfonds 
und die Gemeinsame Agrarpolitik. Die Europäische 
Kommission hat ihre Reformvorstellungen Mitte des 
Jahres in dem Bericht .Agenda 2000 - Eine stärkere 
und erweiterte Union• dargelegt. Um die Osterwei-
terung auf ein tragfähiges Konzept zu stellen, ist es 
von besonderer Bedeutung, in den beiden Politik-
bereichen die notwendigen Entscheidungen ziel-
orientiert anzugehen. 

33. Über die Strukturfonds versucht die Europäi-
sche Union, die wachstumsschwächeren Mitglied-
staaten bei der Bewältigung des Strukturwandels 
und der Arbeitsmarktprobleme zu unterstützen; rund 
31 vH der geplanten Gesamtausgaben im EU-Haus-
halt werden derzeit jährlich dafür aufgewendet. Wei-
tere Unterstützungsmaßnahmen werden über den 
Kohäsionsfonds Ländern mit vergleichsweise gerin-
gem Pro-Kopf-Einko=en gewährt, um mit Blick auf 
die Währungsunion den Prozeß der realwirtschaft-
lichen Konvergenz zu fördern. Die Solidarität in der 
Gemeinschaft zu stärken, ist ein durchaus berechtig-
tes Anliegen. Dies - wie mitunter vorgeschlagen -
durch einen horizontalen Finanzausgleich zu errei-
chen, halten wtr weder für sinnvoll noch technisch 
für durchführbar. Es sollte auf einen Reformansatz 
gesetzt werden, der sich an den folgenden Überle-
gungen orientiert: Das Wachstumsziel sollte gehärtet 
werden und gegenüber dem Ausgleichsziel eindeu-
tig vorrangig sein, ein erfolgreicher Trans!ormations-
prozeß der Beitrittskandidaten kann nur auf dauer-
haftem und angemessenem Wachstum gründen. Die 
Entscheidungskompetenzen für reg:ionalpolitische 
Maßnahmen sollten dem Subsidiaritätsprinzip ge-
mäß grundsätzlich bei den Ländern und Regionen 
liegen; ein problemadäquater und differenzierter 
Einsatz der Instrumente kann dort am ehesten er-
reicht werden. Die Leistungen aus den Strukturfonds 
sollten stets nur subsidiär, befristet, degressiv und an 
eine substantielle Eigenbeteiligung gebunden zur 
Verfügung gestellt werden, die Leistungen werden 
auf die Beitrittsländer konzentriert werden müssen. 
Der Kohäsionsfonds sollte für Länder, die der Wäh-
nmgsuniOll beigetreten sein werden, keine weiteren 
Transfers mehr vorsehen. 

34. Bei der Gemeinsamen Agrarpolitik, die in der 
Europäischen Gemeinschaft von Beginn an eine 
hohe Bedeutung hat, sind in der Vergangenheit aus 
ökonomischer Sicht Irrwege beschritten worden, mit 
der Folge gesamtwirtschaftlich schädlicher Wirkun-
gen in Europa und handelspolitischer Konflikte, vor 
allem mit den Vereinigten Staaten. Erstmals mit der 
Reform von 1992 wurden konzeptionelle Verbesse-
rungen eingeleitet, wenngleich bei weitem nicht 
durchgreifend genug. Zu einer Fortsetzung des im 
Kern richtigen Reformkurses gibt es aber keine Alter-
native: Die im Jahre 1999 beginnende Runde der 



Deutscher Bundestag - 13, Wahlperiode Drucksache 13/9090 

Agrarverhandlungen in der Wfü wird auf eine wei-
tere Llberalisierung drängen; die Osterweiterung der 
Union verstärkt wegen der Bedeutung des Agrar-
sektors in den Beitrittsländern den Reformbedarf 
ohnehin. Folgende Grundsätze können dabei Füh-
rung geben: Bei allen Marktordnungen sollten die 
Stützpreise substantiell abgesenkt werden; für die 
Preise muß die Marktentwicklung entscheidend 
sein, nicht die Einkommenserwartungen der Land-
wirte. Ausgleichszahlungen für reduzierte Stütz-

preise sollten den Landwirten unabhängig von der 
jeweiligen Produktionsmenge oder der Betriebs-
fläche gewährt werden, freilich nur befristet für ei-
nen Zeitraum von etwa zehn Jahren und degressiv 
gestaltet. Die Mittel für den EU-Agrarhaushalt soll-
ten keinesfalls erhöht werden, die Reform muß viel-
mehr eine fühlbare Entlastung des EU-Haushalts er-
möglichen. All dies sollte trotz des Widerstands 
mächtiger Interessengruppen energisch und bald 
angegangen werden. 
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ZWEITES KAPITEL 

Die wirtschaftliche LSge Im Jahre 1997 

I. Weltwirtschaftliches Umfeld· günstig 

35. Die weltwirtschaftliche Aufwär!Sentwicklung 
hielt - wenngleich regional differenziert - auch im 
Jahre 1997 an. In den Industrieländern lag das zu-
sammengefaßte Bruttoinlandsprodukt um knapp 3 vH 
über dem Vorjahresniveau. Dahinter verbargen sich 
im einzelnen eine kräftige und stabile Konjunktur in 
den angelsächsischen Volkswirtschaften, eine deut-
liche konjunkturelle Belebung in Kontinentaleuropa 
und eine Ins Stocken geratene Erholling in Japan. 
In Lateinamerika, in ·den meisten ostasiatischen 
Schwellenländern und in einer Reihe von mittel- und 
osteuropäischen Reformländern setzte sich der 
Wachstumsprozeß fort. 

Im Jahre 1997 stieg das Wel!handelsvolUlllen um 
7~ vH und damit erneut deutlich kräftiger als die 
weltweite Produktion (Tabelle 3). Die im Vergleich 
zum Vorjahr stärkere Zunahme des Welthandels ging 
mit einem deutlich größeren Anstieg des Warenver-
kehrs zwischen den Industrieländern einher. Darüber 
hinaus zeigte sich auch in diesem Jahr die fortschrei-
tende Einbindung der drei Wachstumsregionen in 
die internationale Arbeitsteilung an der überdurch-
schnittlichen Zunahme des Handels der Volkswirt-
schaften Asiens und Lateinamerikas sowie der mittel-
und osteuropäischen Reformländer. Nicht zuletzt 
dürften die Kapitalströme in diese Regionen dazu 
beigetragen haben, daß die Zunahme des Kapitalver-
kehrs in diesem Jahr erneut die des Handels und der 
Produktion um ein Vielfaches überstieg. 

1. Die Entwicklung In Amerika und Asien 

Hohes Expansionstempo In den Vereinigten Staaten 
- Lateinamerikas Volkswirtschaften wachsen kräftig 

36. In den Vereinigten Staaten stellte sich im sech-
sten Aufschwungsjahr ein hohes Expansionstempo 

Tabelle 3 

der Wirtschaftlichen Aktivität ein, die Zuwachsrate 
des Bruttoinlandsprodukts lag im Jahre 1997 bei gut 
3~ vH gegenüber 2,8 vH im Vorjahr. Nachdem das 
Produktionswachstum im Schlußquartal 1996 und 
im ersten Quartal dieses Jahres sehr stark war, blieb 
die konjunkturelle Entwicklung im weiteren Jahres-
ver!auf stetig, leicht oberhalb des Potentialpfads, mit 
einer breiten binnenwirtschaftlichen Basis und kräf-
tiger Exporttätigkeit. 

Der Private Verbrauch nahm jahresdurchschnittlich 
um knapp 3~ vH gegenüber dem Vorjahr zu. Diese 
kräftige Expansion wurde maßgeblich gestützt durch 
anhaltend hohe Beschäftigungszuwächse, die damit 
einhergehende Verbesserung der Einkommenssitua-
tion, das positive Konsumklima und auch durch 
die - nach den jüngsten Börsenturbulenzen immer 
noch - hohen Aktienkurse, die angesichts des in der 
Bevölkerung weitverbreiteten Aktienbesitzes für die 
Privathaushalte Vermögenssteigerungen bedeuteten. 
Die Investitionstätigkeit blieb dynamisch: Bei einem 
Anstieg der Anlageinvestitionen um 7 vH legten die 
privaten Ausrüstungsinvestitionen um 11 vH zu. Vor 
dem Hintergrund des Exportanstiegs von 12'0.i vH 
dürfte die Aufwertung des US-Dollar - der handels-
gewichtete nominale Außenwert der amerikanischen 
Währung nahm von Mitte November 1996 bis An-
fang August 1997 um 1613 vH zu - von der konjunk„ 
turellen Aufwärtsentwicklung bei zwei der drei wich-
tigsten Handelspartner (Kanada, Mexiko) in ihrer 
Wirkung überkompensiert worden sein. Angesichts 
der kräftigen Binnennachfrage übertraf allerdings 
der Zuwachs der Einfuhr mit 14 Y2 vH den der Aus-
fuhr; die deutschen Exporte in die Vereinigten Staa-
ten nahmen im ersten Halbjahr 1997 gegenüber dem 
Vorjahreszeitraum sogar um 26,3 vH zu (Ziffer 110). 
Bei einer weiteren Verschlechterung des Handels-
bilanzsaldos weitete sich das Leistungsbilanzdefizit 
auf etwa 165 Mrd US-Dollar aus und betrug damit 
gut 2 vH in Relation zum nominalen Bruttoinlands-
produkt. 

Entwicklung des Welthandelsvolumens und der Weltproduktion 
Veränderung gegenüber dem Vorjahr in vH 

1990 
1 

1991 
1 

1992 
1 

1993 T 
Welthandel2) ............ 5,5 4,0 5,1 4,0 
Weltproduktion 'l . '' ..... 2,7 1,8 2,8 2,8 

-·~ ·'. .- ;o 
1) Eigene Schätzung. 
2) Waren und Dienstleistungen; Durchschnitt aus Ausfuhr und Einfuhr, insgesamt. 
3) Reales Bruttoinlandsprodukt. 
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1994 1 1995 1 1996 1 1997') 

9,3 9,5 6,3 71'2 
4,1 3,7 4,1 4 

Quelle: IWF 
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37. Die Geldpolitik hat die Aufwärtsentwicklung 
in diesem Jahr neutral begleitet. Zwar waren die Er-
wartungen der Finanzmärkte vor fast jeder Sitzung 
des für die Geldpolitik verantwortlichen Offen-
marktausschusses auf eine Zinserhöhung gerichtet, 
doch hob die Notenbank die Federal Funds Rate 
nur einma11 im März dieses Jahres, um 25 Basis-
punkte an. Trotz der kräftigen Konjunktur zum Jah-
reswechsel und des unverändert starken Beschäfti-
gungsanstiegs - die Arbeitslosenquote sank zeit-
weilig auf unter 5 vH - deuteten sich keine beun-
ruhigenden .Inflationsgefahren an. Der Preisanstieg 

blieb - gemessen am Deflator des Privaten Ver-
brauchs - mit gut 2 vH unter dem des Vorjahres, 
und auf der vorgelagerten Ebene gingen die Er-
zeugerpreise seit Beginn des Jahres sogar sieben 
Monate in Folge zuriick. Die Kapitalmarktzinsen 
lagen im Jahresdurchschnitt mit knapp 7 % nur 
wenig über dem Vorjahresniveau, eine Beeinträch-
tigung der Investitionstätigkeit ging davon nicht 
aus. Das günstige monetäre Umfeld ist angesichts 
der kräftigen Konjunktur in der bereits lang an-
dauernden Aufschwungsphase nicht unbedingt ty-
pisch (Kasten 1). 

Kasten 1 

Sechs Jahre spannungsfreler Aufschwung In den Vereinigten Staaten 

Die Volkswirtschaft der Vereinigten Staaten hat 
seit der kurzen Rezession Anfang dieses Jahr-
zehnts eine außerordentlich günstige Entwicklung 
genommen (Tabelle 4): Sechs Jahre hält nun schon 
ein spannungsfreier konjunktureller Aufschwung 
an. Kennzeichnend hierfür sind Zuwachsraten 
des Bruttoinlandsprodukts von 2 vH bis reichlich 
3Y2 vH und kräftige Beschäftigungsgewinne, in de-
ren Folge die Arbeitslosenquote merklich zurück-
ging, ohne daß es bislang zu beschleunigten Lohn-
steigerungen und daraufhin zu allgemeinen Preis-
steigerungen gekommen ist. Dies hat zu einer Dis-
kussion über die Frage geführt, ob der traditio-
nell zu beobachtende Zusammenhang nicht mehr 
trägt, wonach es im Verlauf eines Konjunkturauf-
schwungs bei hoher Kapazitätsauslastung und bei 
Engpässen auf dem Arbeitsmarkt zu Lohndruck 
und inflationären Verspannungen kommt. Die fol-
genden Argumente werden vorgebracht, um die 
Lockerung dieses Zusammenhangs zu begründen: 

- Die Globalisierung der Märkte in den neunziger 
Jahren hat den internationalen Wettbewerbs-
druck auf die Unternehmen verschärft und da-
mit Preiserhöhungsspielräum.e eingeengt. Die 
Vertiefung der internationalen Arbeitsteilung 
hat zu einer stärkeren Spezialisierung der Un-
ternehmen und der Konzentration auf Kern-
kompetenzen geführt, bei der die stärkere Nut-
zung komparativer Kostenvorteile den Preisauf-
trieb insgesamt bremsen dürfte. 

- Vor dem Hintergrund des rasanten technologi-
schen Fortschritts in den letzten Jahren, insbe-
sondere im Bereich der Informationstechno-
logien, lassen die hohen Investitionen in Spit-
zentechnologien in den Vereinigten Staaten 
weitere Produktivitätsverbesserungen erwar-
ten. Auch die Fortentwick!ung der Telekommu-
nikationstechnik hat zu Veränderungen der Fi-
nanzmärkte beigetragen, so daß sich das Kapi-

Tabelle 4 
Ausgewählte Indikatoren für die wlrtschaffilche Entwicklung In den Vereinigten Staaten 

Bruttoinlandsprodukt, real (vH) ') „ 

Verbraucherpreise (vH) 2) 3) ..•••••• 

Kurzfristiger Zinssatz (%) ') ........ 
Langfristiger Zinssatz (%) 5) . . . ' . . . 
Arbeitslosenquote (vH) 6 ) •••..••••• 

Beschäftigung (vH) ') ') .......... ' 
Lohnstückkosten (vH) ') ') ......... 

t) Eigene Schätzung. 
2) Veränderung gegenüber dem Vorjahr. 
3) Deflator des Privaten Verbrauchs. 
') Für Dreimonatswechsel. 

.. 
1992 1 1993 

2,7 2,3 
3,3 2,6 
3,7 3,2 
7,5 6,5 
7,5 6,9 
0,7 1,5 
2,6 2,2 

5) Für Staatsschuldpapiere mit einer Laufzeit von 10 Jahren und mehr. 
6) Arbeitslose in vH der zivilen Erwerbspersonen. 
1) Zivile Erwerbstätige. 

1 1994 

3,5 
2,4 
4,6 
7,4 
6,1 
2,3 
1,7 

'' '"' ... • OT „,- • '„. 

1 1995 1 1996 
1 

1997') 
-

2,0 2,8 3'h 
2,6 2,4 2 
5,9 5,4 5'h 
6,9 6,8 7 
5,6 5,4 5 
1,5 1,4 2Yz 
3,2 2,8 3 . .. 

8) Gesamtwirtschaft. Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit in Relation zum realen Bruttoinlandsprodukt. 
Quelle: OECD 
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tal in größerem Umfang und mit höherer Ge-
schwindigkeit seine effizienteste Verwendung 
sucht. Der überdurchschnittliche Anstieg der 
Investitionen in den Bereichen der Telekommu-
nikation und der Finanzdienstleistungen ist 
nicht zuletzt durch die fortgesetzte Deregu-
lierung begünstigt worden. 

- Nach der Rezession zu Beginn dieses Jahr~ 
zehnts hat eine umfangreiche Restrukturierung 
in den amerikanischen Unternehmen stattge-
funden. Dadurch haben die Unternehmen auf 
den gestiegenen Wettbewerbsdruck reagiert 
und neue Technologien genutzt. In dieser Phase 
der Verschlankung und des Aibeitsplatzabbaus 
vor allem bei den großen Konzernen haben sich 
nicht nur Produktivitätsgewinne ergebeni zu-
gleich ist das Risiko des Aibeitsplatzverlustes 
sowohl bei den Aibeitern als auch - dies erst-
mallg - bei den Angestellten gestiegen. Die 
Verunsicherung der Aibeitnehmer nahm, trotz 
gesamtwirtschaftlicher Beschäftigungsgewinne, 
Umfragen zufolge noch bis ins letzte Jahr hinein 

38. Entscheidend für die Beurteilung der Finanz-
politik in den Vereinigten Staaten im Jahre 1997 sind 
zwei Ergebnisse: Zum einen war der Bundeshaushalt 
1996/97 nahezu ausgeglichen (das Defizit betrug 
0,3 vH in Relation zum nominalen Bruttoinlands-
produkt), wozu insbesondere die unerwartet hohen 
Steuereinnahmen beitrugen, die in den ersten neun 
Monaten des Haushaltsjahres (beginnend am ~· Ok-
tober) um 9 vH über dem Vorjahresmveau lagen. 
Zum anderen kam es nach über zwe!ehihalbjährigen 
Verhandlungen zu einer Einigung Zwischen dem 
Präsidenten und dem Kongreß über einen Haushalts: 
ausgleich bis zum Jahre 2002. Anfang· August hatte 
der Präsident die Budgetvorlage unterzeichnet, die 
Ausgabenkürzungen von insgesamt 310 Mrd US~ 
Dollar innerhalb der kommenden fünf Jahre und 
Ausgabenstrukturveränderungen vorsieht, gleichzei-
tig Steuerentlastungen von netto 94 Mrd US-Dollar. 

Die Vereinbarung über den Haushaltsausgleich in 
den Vereinigten Staaten dürfte die ErW'artungen hin-
sichtlich des Finanzgebarens der öffentlichen Hand 
positiv beeinflussen. Gleichwohl sind bei dieser 
'Übereinkunft einige Vorbehalte anzubringen, die die 
Investoren aber offensichtlich nicht verunsichern: 
infolge der günstigen wirtschaftlichen Entwicklung 
verbesserten sich die Projektionen für die kommen-
den fünf Jahre derart, daß sich die unterschiedlichen 
Positionen des Präsidenten und des Kongresses 
über notwendige Ausgabenkürzungen und mögliche 
Steuersenkungen schließlich in Einklang bringen lie-
ßen; allerdings sind Einsparungen in diesem Kom-
promiß schwerpunktmäßig auf die letzten Jahre bis 
zum Haushaltsausgleich gelegt worden. Dies und die 
Tatsache, daß bereits in der Vergangenheit derartige 
Vereinbarungen nicht eingehalten Wurden, lassen 
eine gewisse Skepsis angebracht erscheinen. Dar-
über hinaus wird kritisch angemerkt, daß in diesem 
Kompromiß noch keine Strukturreformen bei den 
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·zu. Dies dürfte dazu geführt haben, daß bei 
Lohnverhandlungen - anders als etwa in Kon-
tinentaleuropa - der Erhalt des Aibeitsplatzes 
Priorität vor stärkeren Lohnzuwächsen hatte 
und die Streiktätigkeit zurückgegangen ist. 

- Die Wirtschaftspolitik hat durch ihre Verste-
tigung die gesamtwirtschaftliche Entwicklung 
flankiert: Die Geldpolitik hat die Inflationsrate 
zunächst auf ein für amerikanische Verhältnisse 
medriges Niveau gebracht und ist im weiteren 
Verlauf des Aufschwungs lnflationsgefahren 
vorausschauend begegnet. Auch die Finanz-
politik gehört zu den positiven Rahmenbedin-
gungen in den Vereinigten Staaten. Die Haus-
haltskonsolidierung wurde unter anderem 
durch die Reduzierung des Umfangs der Staats-
tätigkeit erreicht. Das Defizit des Bundeshaus-
halts ging von 290,4 Mrd US-Dollar im Haus-
haltsjahr 1992/93 auf 22,6 Mrd US-Dollar im 
Haushaltsjahr 1996/97 zurück, auf der Ebene 
der Bundesstaaten sind die Haushaltsdefizite zu 
vernachlässigen. 

Leistungsgesetzen enthalten sind. Unverändert wird 
Handlungsbedarf gesehen bei Medicare, dem größ-
ten staatlichen Gesundheitsprogranun in den Ver-
einigten Staaten, das nahezu alle Amerikaner im 
Alter von 65 Jahren und mehr erfaßt, und bei der 
staatlichen Alterssicherung Social Security, da ab 
dem Jahre 2010 aufgrund des Eintritts der geburten-
starken Jahrgänge iri.s Rentenalter mit starken Aus-
gabensteigerungen zu rechnen ist. 

39. In Lateinamerika ist es im Jahre 1997 zu einer 
kräftigen gesamtwirtschaftlichen Expansion gekom-
men. Ungeachtet dessen hat allerdings die weitere 
Verschlechterung der Leistungsbilanzsalden zumin-
dest leichte Zweifel an der Stabilität der gesamtwirt-
schaftlichen Entwicklung in einzelnen Ländern auf-
keimen lassen. Das zusammengefaßte Bruttoinlands-
produkt der an der Wirtschaftskraft gemessen sieben 
größten Volkswirtschaften dieser Region - Aigen-
tinien, Brasilien, Chile, Kolumbien, Mexiko, Peru 
und Venezuela - stieg im Vergleich zum Vorjahr um 
knapp 5 vH, nach einer Zuwachsrate von 3,4 vH im 
Jahre 1996. In den meisten Ländern verbreiterte sich 
die Basis der wirtschaftlichen Belebung: Die Anlage-
investitionen nahmen stärker zu, und auch der Pri-
vate Verbrauch erholte sich. Die stabilitätsorientierte 
Wirtschaftspolitik hat in den Ländern Lateinamerikas 
in diesem Jahr erneut Erlolge bei der Inflations-
bekämpfung erzielt (fabelle 5). Insgesamt hat sich 
Lateinamerika als Wachstumsregion etabliert, wofür 
die kräftigen Kapitalzuflüsse - verstärkt in Form von 
Direktinvestitionen - als Indiz gelten können. 

40. In Mexiko setzte sich im Jahre 1997 der wirt-
schaftliche Erholungsprozeß fort. Der Zuwachs des 
Bruttoinlandsprodukts fiel mit 6 l'z vH etwas höher 
als im Vorjahr aus; er wurde getragen von einer kräf-
tigen Export- und Investitionstätigkeit. Gleichzeitig 
war die Wirtschaftspolitik hinsichtlich ihres obersten 
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Tabelle 5 
Wirtschaftsdaten für ausgewählte Länder Lateinamerikas 

Argentinienl Brasilien 1 Chile T Kolumbien j M~o 1 Peru 1 Venezuela 

Bruttoinlandsprodukt, real (vH) 1) 

1994 8,5 6,1 4,2 5,8 4,5 13,1 - 2,9 
1995 - 4,6 4,1 8,5 5,4 - 6,2 1,2 3,4 
1996 4,3 2,9 7,2 2,1 5,1 2,6 - 1,6 
1997 2) 7 3\1, 6 3 6\1, 6 4\1, 

Verbraucherpreise (vH) ') 
1994 4,3 2 669,4 12,0 23,8 6,9 23,1 60,8 
1995 3,3 84,4 7,9 21,0 35,0 11,1 59,9 
1996 0,2 18,2 7,3 20,2 34,4 11,6 99,9 
1997 2) 'h 10 6 18 22 9 70 

Leistungsbilanzsaldo in Relation 
zum nominalen Bruttoinlands-
produkt (vH) 

1994 - 3,5 - 0,2 - 1,2 - 4,1 - 7,0 - 5,3 4,4 
1995 - 0,9 - 2,5 0,2 - 5,1 - 0,2 - 7,3 3,0 
1996 - 1,3 - 3,3 - 4,1 - 6,5 - 0,5 - 5,9 13,0 
1997 2) - 21tl - 4lh - 21/, - 51;, - 1\4 - 6 6 

Nacbrichtlich: 
Deutsche Exporte (vH) 3) 

1996 0,3 0,9 0,1 0,1 0,5 0,1 0,1 
Bruttosozialprodukt pro Kopf 

(US-Dollar) 1995 8030 3640 4160 1 910 3320 2310 3020 

1) Veränderung gegenüber dem Vorjahr. 
2) Eigene Schätzung aufgrund von Angaben internationaler und nationaler Institutionen. 
3 ) Anteil an der Gesamtausfuhr Deutschlands (Spezialhandel). Vorläufige Ergebnisse. 

Ziels erfolgreich, der Rückführung der Inflationsrate. 
Bedeutsam war in diesem Jahr die Rentenreform, bei 
der die Rentenversicberung zum 1. Juli 1997 nacb 
chilenischem Vorbild vom Umlageverfahren auf ein 
Kapitaldeckungsverfahren umgestellt wurde, um in 
erster Llnie die inländische Ersparnisbildung zu för-
dern. hn Rahmen der konsequenten Außenorientie-
rung Mexikos kam es zu einem politischen und wirt-
schaftlichen Partnerscbaftsabkommen mit der Euro-
päischen Union, das vor allem die Liberalisierung 
des Handels- und Dienstleistungsverkehrs vorsieht; 
angestrebt wird in absebbarer Zeit ein Freihandels-
abkommen. In Argentinien war die gesamtwirt-
schaftliche Entwicklung im Jahre 1997 von hoher Dy-
namik gekennzeichnet; hier sorgten die Anlageinve-
stitionen und die Exporte für einen starken Zuwachs 
des Bruttoinlandsprodukts um 7 vH gegenüber dem 
Vorjahr. Die Preisniveaustabilität konnte bewahrt 
werden, und bei der Haushaltskonsolidierung zeig-
ten sich merklicbe Fortschritte. Entschieden wurde 
die Privatisierung von Unternehmen der Energie-
erzeugung, von Flughäfen und der Post vorangetrie-
ben. Zudem ist es im Bankensektor zu einigen Ak-
quisitionen durcb ausländische Institute gekommen. 
Argentinien hat sich damit weiter für internationale 
Investoren geöffnet, und diese bringen dem dortigen 
Reformprozeß offensichtlich Vertrauen entgegen. 

Quellen: IWF, Weltbank und nationale Veröffentlichungen 

In Brasilien blieb - bezogen auf die Entwicklung in der 
Region - die konjunkturelle Belebung verhalten, das 
Bruttoinlandsprodukt stieg um 31'2 vH. Indes war dies 
überscbattet von einem Zielkonflikt zwischen der Sen-
kung der Inflationsrate und der Sicherung des außen-
wirtscbaftlichen Gleichgewichts. In der Tat konnte die 
Inflationsrate weiter zurückgeführt werden: Die Geld-
politik blieb restriktiv, und auf die eigentlicb gebotene, 
kräftiger als im Ralunen des Wechselkurssystems einer 
gleitenden Paritätsanpassung (Crawling Peg) stattfin-
dende Abwertung gegenüber dem US-Dollar wurde 
verzicbtet. Der brasilianiscbe Real hat sich real aufge-
wertet. Allerdings weitete sich in diesem Zusammen-
hang das Leistungsbilanzdefizit aus, für manchen eine 
Analogie zur Entwicklung in Mexiko vor der Peso-Krise 
Ende 1994 (JG 95 Ziffer 29). Kritisch betrachtet werden 
muß auch das anhaltende Haushaltsdefizit, das in die-
sem Jahr lediglich durch Privatisierungserlöse verrin-
gert werden konnte. Risiken für ein dauerhaft trag-
fähiges Wirtschaftswachstum bei weiter rückläufigem 
Geldwertschwund bestehen durch die Unsicberheit, ob 
und gegebenenfalls wann grundlegende Reformen vor 
allem der öffentlichen Verwaltung, des Steuersystems 
und des Rentensystems umgesetzt werden. 

41. Die Wirtschaftsgemeinschaft MERCOSUR (Ar-
gentinien, Brasilien, Paraguay und Uruguay) stößt 
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auf wachsendes Interesse bei anderen lateinamerika-
nischen Ländern, deren Wirtschaftspolitik in zuneh-
mendem Maße außenorientiert ist. Nach chile Im 
letzten Jahr ist Bolivien seit dem 1. Mai 1997 eben-
falls assoziiertes Mitglied des MERCOSUR, mit dem 
ein Freihandelsabkommen twterze!chnet wurde. 
Nächste Schritte zur Erweiterung der Gemeinschaft 
um Venezuela und auch Mexiko sind in Vorberei-
tung. Während die Erweiterung insbesondere von 
Brasilien forciert wurde, !orderte Argentinien vor al-
lem eine Vertiefung des MERCOSUR. Beiden Bestre' 
bungen ist das Ziel gemeinsam, das wirtschaftspoliti-
sche Gewicht gegenüber den Vereinigten Staaten ln 
den weiteren Verhandlungen über die den gesamten 
Kontinent umfassende Freihandelszone FTAA (Free 
Trade Area of the Arnericas) zu stärken. Angesichts 
der Integrationsbemühungen und der zunehmenden 
Stabilität der lateinamerikanischen Volkswirtschaf-
ten in Verbindung mit ihrer Außenorientierung sowie 
vor dem Hintergrtwd der traditionell guten Wrrt-
schaftsbeziehungen ist diese Region für deutsche 
Unternehmen sehr attraktiv geworden. Die Ausfuhr 
nach Lateinamerika lag Im erst.µ> Halbjahr 1997 um 
26, 7 vH über dem Vorjahresniveau. IIll Zusammen-
hang mit den umfangreichen Privatisierungen und 
dem Nachholbedarf Im Bereich der Infrastruktur bie- . 
ten sich große Potentiale für die deutschen Expor-
teure und Investoren. 

Stockende Erholung in Japan 

42.. In Japan stieg das Bruttoinlandsprodukt Im Jah-
re 1997 lediglich um knapp 1 vH gegenüber dem 
Vorjahr an, nachdem die Zuwachsrate im letzten 
Jahr 3,6 vH betragen hatte. Die konjunkturelle Ent-
wickltwg geriet Im Jahresverlauf ins Stocken, wofür 
in entscheidendem Maße - stärker als erwartet wli--
kende - restriktive finanzpolitische Maßnahmen ver-
antwortlich waren: So wurden mit dem am 1. April 
begonnenen Haushaltsjahr 1997/98 sowohl die 
Mehrwertsteuer von 3 vH auf 5 vH angehoben als 
auch der befristete Einkommensteuerrabatt in Höhe 
von 15 vH der Steuerschuld gestrichen und am 
1. September 1997 bei der Krankenversicherung eini-
ge Zuzahlungen erhöht. Die Basis für einen binnen-
wirtschaftlich getragenen Aufschwung hat sich Im 
Jahre 1997 nicht verbessert. Mittelfristig soll die Um-
setzung der notwendigen und von der Regierung an-
gekündigten Reformen in den sechs Bereichen 
Staatshaushalt, Deregulierung, Erziehling, Verwal' 
tung, Finanzsektor und soziale Sicherungssy'steme 
aus der in Japan mittlerweile als Standortkrise emp-
fundenen Lage herausführen. 

Der Private Verbrauch lag Im Jahresdurchschnitt um 
11-i vH über dem Vorjahresniveau; aufgrtwd von Vor-
z!eheffekten war Im ersten Quartal ein ungewöhnlich 
starker Anstieg zu verzeichnen, insbesondere bei 
langlebigen Gebrauchsgütern. Die Investitionstätig-
keit geriet ebenfalls in den finanzpolitisch induzier-
ten Sog: Sowohl die Wohnungsbauinvestitionen als 
auch die öffentlichen Investitionen wiesen negative 
Veränderungsraten auf. Lediglich die privaten Aus-
lilstungsinvestitionen legten um 4 vH zU., o bwobl hier 
der zögerliche Fortgang der wirtschaftlichen Aktivi-
tät ab dem zweiten Quartal negativ ausgestrahlt und 
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zu Kürzungen bei den Investitionsplänen einiger Un-
ternehmen geführt hat. Insgesamt reduzierten sich 
die Anlageinvestitionen um 31-i vH. Die Konjunktur 
wurde Im wesentlichen von der Exporttätigkeit ge-
tragen. Nachdem der Yen seit seinem Höchststand 
gegenüber dem US-Dollar Im April 1995 (80,36 Yen 
je US-Dollar) kontinuierlich bis Anfang Mai dieses 
Jahres (127,38 Yen je US-Dollar) an Wert verloren 
hatte, kam es zu einem kräftigen Anstieg der Ausfuhr 
um 11 vH. Gleichzeitig nahmen die IIllporte nur um 
2 vH zu. Der Leistungsbilanzüberschuß weitete sich 
auf 95 Mrd US-Dollar aus, das sind gut 2 vH in Rela-
tion zum nominalen Bruttoinlandsprodukt. 

43. Die japanische Geldpolitik blieb auch in diesem 
Jahr bei ihrem expansiven Kurs und beließ den Dis-
kontsatz bei 0,5 % . Höchste Priorität hatte für die 
Notenbank nach wie vor die Festigung der konjunk-
turellen Entwicklung, In diesem Umfeld gingen die 
Kapitalmarktzinsen noch weiter auf 21-i % zurück. 
Der sprunghafte Anstieg der Verbraucherpreise - ge-
messen am Deflator des Privaten Verbrauchs - um 
gut 11-i vH war direkte Folge der Mehrwertsteuer-
erhöhung, und angesichts der moderaten Geldmen-
genentwicklung sah die Bank von Japan keinen 
Grund für eine Straffung der Geldpolitik. Die Nied-
rigz!nspolitik hilft auch dem Finanzsektor bei der Be-
reinigung der Probleme mit notleidenden Krediten. 
Zwar sind hier weitere Fortschritte gemacht worden, 
aber angesichts von weiteren zu sanierenden Institu-
ten und der in Llquiditätsengpässe geratenen Einla-
genversicherung erscheint es unsicher, ob die Pläne 
der Regierung zur Deregulierung nicht zunächst der 
weiteren Stabilisierung weichen werden. Geplant ist 
die umfassende Reform des Finanzsystems (. Tokyo 
Big Bang") bis zum Jahre 2001, um den japanischen 
Finanzplatz international wettbewerbsfähiger zu 
machen. 

44. Die Finanzpolitik hat in diesem Jahr merklich 
restriktiv gewirkt. Nachdem der Stagnation der japa-
nischen Volkswirtschaft in der ersten Hälfte der 
neunziger Jahre mit steigenden Staatsausgaben be-
gegnet worden war, rückte nun angesichts der drük.-
kenden Zinslast die Rückführung der Haushalts-
defizite in den Vordergrtwd. Dies wurde Im Haushalt 
1997/98 ausschließlich über die Einnahmenseite an-
gestrebt. Bei einem Anstieg des Haushaltsvolumens 
um 3,0 vH auf 77,4 Bio Yen (1083,6 Mrd DM bei 
einem Wechselkurs von 1,40 DM je 100 Yen) wurden 
die Steuereinnahmen um 12,6 vH höher angesetzt. 
Hinsichtlich der Ausgaben und der Ausgabenstruk-
tur sind keine Fortschritte zur nachhaltigen Haus-
haltskonsolidierung gemacht worden. Allerdings 
stellte die Regierung Mitte des Jahres diesbezüglich 
Richtlinien vor. IIll Herbst wurde der Entwurf für ein 
Haushaltskonsolidierungsgesetz Im Parlament einge-
bracht, das die Neuverschuldung zunächst bis zum 
Jahre 2003 auf unter 3 vH in Relation zum nominalen 
Bruttoinlandsprodukt zurückführen soll. 

Wlrtschaflllche Dynamik der ostasiatischen 
Schwellenländer durch Währungskrise überschattet 

45. Die Schwellenländer Ostasiens verzeichneten 
auch Im Jahre 1997 beachtliche Zuwachsraten, das 
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Tabelle 6 
Wirtschaftsdaten für ausgewählte Länder Ostasiens 

Volks-
Hongkong Malaysia Singapur Südkorea Taiwan Thailßlld republik 

China 

Bruttoinlandsprodukt, real (vH) 1) 

1994 5,5 9,2 10,1 8,6 6,5 8,8 12,7 
1995 4,7 9,6 8,8 8,9 6,0 8,6 10,5 
1996 4,7 8,2 7,3 7,1 5,7 6,4 9,7 
1997 2) 51h 71/, 61/, 6 6 11h 911. 

Verbraucherpreise (vH) 1) 

1994 8,2 3,7 3,0 6,2 4,1 5,2 24,2 
1995 8,6 3,4 1,8 4,5 3,7 5,7 16,9 
1996 6,0 3,5 1,3 5,0 3,1 5,9 8,3 
1997 2) 61/2 31/, 2 41h 3 61/2 7 

Leistungsbilanzsaldo in Relation 
zum nominalen Bruttoinlands-
produkt (vH) 

1994 1,6 - 6,4 17,0 - 1,2 2,6 - 5,6 1,3 
1995 - 3,2 - 8,6 16,9 - 2,0 1,9 - 8,2 0,2 
1996 - 0,7 - 4,6 15,0 - 4,9 3,8 - 7,8 0,0 
1997 2) - 1 - 4 'h 15 - 3'h 3'h - 6'h 'h 

Nachrichtlich: 
Deutsche Exporte (vH) 3) 

1996 0,8 0,5 0,8 1,3 0,9 0,7 1,4 
Bruttosozialprodukt pro Kopf 

(US-Dollar) 1995 22990 3 B90 26730 9700 11420 2740 620 

1} Veränderung gegenüber dem Vorjahc. 
2) Eigene Schätzung aufgrund von Angaben internationaler und nationaler Institutionen. 
3) Anteil an der Gesamtausfuhr Deutschlands (Spezialhandel). Vorläufige Ergebnisse. 

zusammengefaßte Bruttoinlandsprodukt dieser Län-
dergruppe - Hongkong, Malaysia, Singapur, Süd-
korea, Taiwan und Thailand - nahm allerdings nach 
6,6 vH im Jahre 1996 mit 5 vH in diesem Jahr 
weniger stark zu fI'abelle 6). Die wirtschaftliche 
Entwicklung wurde durch die Währungskrise mit 
Ausgangspunkt in Thailand überschattet; sie hat 
offengelegt, daß die über viele Jahre andauernde 
Boom-Periode zumindest in einigen asiatischen 
Volkswirtschaften nicht in jedem Fall eine unerschüt-
terliche Basis hatte. Insbesondere die Schwellenlän-
der der sogenannten zweiten Generation wie Malay-
sia und Thailand sind bei ihrem äußerst raschen Auf-
holprozeß krisenanfällig geworden. Schließlich er-
reichte die Spekulationswelle selbst Hongkong in 
Form von Kursstürzen an der Börse, die auf die Ak-
tienmärkte in aller Welt negativ ausstrahlten. Gleich-
wohl ist das Wachstumspotential dieser Region nahe-
zu ungebrochen, und bei entsprechender wirtschafts-
politischer Weichenstellung werden diese Volkswirt-
schaften auch weiterhin - bei allerdings etwas ge-
ringeren Produktionszuwächsen als in den vergan-
genen Jahren - zu den dynamischsten auf der Welt 
zählen. 

46. Die Ursachen für die Wechselkurskrise in Thai-
land sind denen der spekulativen Aufblähung der 

Quellen: IWF, Weltbank. und nationale Veröffentlichungen 

Aktien- und Immobilienpreise (. bubble") Ende der 
achtziger Jahre in Japan ähnlich. Die rasche Indu-
strialisierung der thailändischen Volkswirtschaft 
wurde in erheblichem Umfang durch kurzfristige 
Auslandsverschuldung finanziert. Die Banken nah-
men dabei Geld im Ausland zu niedrigen Zinsen auf, 
um in Thailand bei einem höheren Zinsniveau Kre-
dite zu begeben, die in den letzten Jahren schließlich 
- im Vertrauen auf den Boom - bei mangelnder Kre-
ditprüfung für weniger rentierliche Projekte verwen-
det wurden. Mit dem enormen Kreditwachstum sorg-
ten die Banken für einen Boom im Immobiliensektor, 
der allerdings in diesem Jahr bei zunehmenden Leer-
ständen endete. 

Von besonderer Bedeutung war die Bindung des 
thailändischen Baht an einen Währungskorb, in dem 
der US-Dollar ein Gewicht von 75 vH hatte; dessen 
Aufwertung hat, wegen der in Thailand im Vergleich 
zu den Vereinigten Staaten höheren Inflationsrate, 
die preisliche Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft 
Thailands derart verschlechtert, daß es tm vergange-
nen Jahr sogar zu einem Exportrückgang kam. Bei 
hohen Leistungsbilanzdefiziten setzten schließlich 
seit Februar dieses Jahres Spekulationen gegen den 
Baht ein. Daraufhin mußte die Notenbank - nachdem 
sie den Wechselkurs unter Einsatz ihrer Devisen-
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reserven verteidigt hatte - den Baht am 2. Juli 1997 
freigeben, woraufhin dieser im weiteren Jahres-
verlauf etwa ein Drittel seines Wertes gegenüber 
dem US-Dollar einbüßte. Anfang August billigte die 
thailändische Regierung ein Maßnahmenpaket des 
Internationalen Währungsfonds, zusälzlich wurde 
unter dessen Führung ein Kreditvolumen von insge-
samt 17 ,2 Mrd US-Dollar bereitgestellt. Insbesondere 
Japan, das sich daran mit Krediten m Höhe von 
4 Mrd US-Dollar beteiligte und Anfang Oktober wei-
tere Kredite mit einem Volumen von 8 Mrd US-Dollar 
zusagte, hatte ein großes Interesse, die Schwierigkei-
ten in Thailand rasch zu beheben und einer Aus-
weitung der Wechselkurskrise auf die_ gesamte Re-
gion entgegenzuwirken; dies hätte nicht nur wegen 
der Außenhandelsverflechtungen, sondern vor allem 
aufgrund der bedeutenden Rolle, die japanische Ban-
ken als Kapitalgeber für die asiatischen Nachbar-
länder spielen, merkliche negative Rückwirkungen 
gehabt. 

47. Malaysia mußte ebenfalls Spekulationen gegen 
die heimische Währung hinnehmen. Zwar wurde von 
der Regierung die Schuld für die sich anschließende 
Abwertung des Ringgit seit Anfang Juli gegenüber 
dem US-Dollar um etwa ein Viertel bei den Devisen-
spekulanten gesucht. Jedoch sind die eigentlichen 
Fehler in einer Wirtschaftspolitik zu sehen, die nicht 
auf ein auch langfristig ohne inflationäre Verspan-
nungen tragbares Wirtschaftswachstum ausgerichtet 
war. Ein angespannter Arbeitsmarkt, ein enorm ho-
hes Kreditwachstum und ein hartnäckiges Leistungs-
bilanzdefizit aufgrund der großen Importnachfrage 
kennzeichneten die malaysische Vo!ksWlrtschaft. Vor 
diesem Hintergrund sind mit dem jüngsten Budget 
einige große Infrastrukturprojekte atlSgesetzt wor-
den; die wirtschaftliche Aktivität soll sich beruhigen. 
Darüber hinaus gingen In diesem Jahr noch keine 
gravierenden negativen Auswirkungen· der Wäh-
rungsturbulenzen auf die Volkswirtschaft Malaysias 
aus. Unter dem weitreichenden Abwertungsdruck in 
Asien gaben nach Thailand zwei weitere Länder - die 
Philippinen und Indonesien - ihre Währungen frei. 
Daraufhin sank der Kurs dieser Währungen gegen-
über dem US-Dollar seit Anfang Juli um etwa ein 
Viertel beziehungsweise ein Drittel Indone~ien wur-
de bei der Bewältigung seiner Währungskrise durch 
ein finanzielles Hilfsprogramm des Internationalen 
Währungsfonds unterstützt. 

48. Die Währungskrise im asiatischen Raum_ 
schwappte au_ch nach Hongkong über, wo es an der 
Börse im Oktober zu schweren Kurseinbrüchen kam, 
trotz der über viele Jahre hinweg betriebenen Stabill-
tätspolitik und guter Fundamentaldaten. Da der 
Hongkong-Dollar als letzte asiatische Währung an 
den US-Dollar gekoppelt ist, sahen sich die Investo-
ren offensichtlich mit zwei Szenarien konfrontiert: 
Bliebe es bei dem bisherigen Wechselkurssystem, 
würde die Volkswirtschaft unter der gesunkenen 
preislichen Wettbewerbsfähigkeit gegenüber den 
übrigen abgewerteten asiatischen Währungen lei-
den. Im anderen Fall könnte es der Regierung miß-
lingen, die Wechselkursanbindung beiZubehalten. 
Bislang wurde von offizieller Seite allerdings be-
teuert, an dem bestehenden System festzuhalten; vor 

20 

allem die Tagesgeldzinsen wurden stark angehoben 
und Währungsreserven eingesetzt, um den Hong-
kong-Dollar zu stützen. Die realwirtschaftlichen 
Auswirkungen hielten sich im Jahre 1997 in engen 
Grenzen. 

49. Singapur, Südkorea und Taiwan haben sich den 
Spekulationsgefahren insbesondere deshalb weitge-
hend entziehen können, weil sie ihre Währungen be-
reits frühzeitig gegenüber dem US-Dollar haben 
nachgeben lassen. Im Gegensatz zu der relativ stabi-
len Entwicklung In Taiwan hat Südkorea zu Beginn 
des Jahres 1997 eine wirtschaftliche Schwächephase 
durchlaufen, wozu eine Reihe von Problemen beige-
tragen hat: Um den Jahreswechsel 1996/97 kam es 
zu Streiks gegen ein neues Arbeitsrecht, das unter 
anderem an dem Verbot freier Gewerkschaften für 
weitere drei Jahre festhielt sowie Kündigungen er-
leichtern und längere Arbeitszeiten ermöglichen 
sollte; im Januar 1997 brach ein großer Stahlkonzern 
zusammen; um einem Liquiditätsengpaß im Banken-
system entgegenzuwirken, gewährte die Notenbank 
wiederholt Kredite; im Juli 1997 gab es ein staat-
liches Hilfsprogramm, um einen großen Automobil-
konzern vor dem Zusanunenbruch zu bewahren. Zur 
Jahresmitte setzte eine leichte Exportbelebung ein, 
und die Gefahr einer Rezession ließ nach. 

60. In der Volksrepublik China nahm das Bruttoin-
landsprodukt im Jahre 1997 um 9V2 vH zu. Äußerst 
positiv entwickelte sich die Ausfuhr, die im ersten 
Halbjahr um 26 vH über ihrem Vorjahresniveau lag. 
Zudem kam es bei fortgesetzt restriktiver Kreditpoli-
tik der Notenbank zu weiteren Erfolgen bei der Infla-
tionsbekämpfung; über die damit auf die reale Ein-
kommensentwicklung ausgehenden Effekte hat sich 
auch der Private Verbrauch verbessert. 

Am 1. Juli dieses Jahres wurde die britische Kronko-
lonie Hongkong offiziell an die Volksrepublik China 
zurückgegeben und steht damit unter chinesischer 
Souveränität, allerdings für 50 Jahre als Sonderver-
waltungszone. Damit soll das von der chinesischen 
Führung angekündigte Modell „ ein Land - zwei 
Systeme„ umgesetzt werden. Insbesondere hinsicht-
lich der marktorientierten Wirtschaftsordnung sind 
keine Eingriffe vorgesehen. Hongkong kann weiter-
hin eine freie Handelspolitik betreiben, die eigene 
Währung behalten und muß keine Steuern an die 
Regierung in Peking abführen. Ferner bleibt Hong-
kong Mitglied in Internationalen Organisationen. 
Ungeachtet des politischen Machtwechsels konnte 
Hongkong in diesem Jahr zunächst ein unvermindert 
starkes Wachstum verzeichnen. Der kräftige Anstieg 
des Privaten Verbrauchs hat dabei die etwas schwä-
chere Exporttätigkeit mehr als kompensiert. 

Hongkongs Brückenfunktion zwischen der Volksre-
publik China und deren Handelspartnern spielt eine 
große Rolle. Vor diesem Hintergrund scheint es deut-
schen Unternehmen wichtig zu sein, die Wirtschafts-
beziehung mit Hongkong auszubauen. Der durch-
schnittliche Zuwachs der deutschen Exporte in den 
Jahren 1985 bis 1996 dorthin betrug 10,3 vH, der An-
teil der Ausfuhr nach Hongkong an der gesamten 
deutschen Ausfuhr lag im Jahre 1996 bei 0,8 vH. Im 
Vergleich dazu betrug der Anteil der deutschen Aus-
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fuhr in die Volksrepublik China an der gesamten 
deutschen Ausfuhr 1,4 vH. 

2. Die Entwicklung in Europa 

Unterschiedliche Auftriebskräfte In den Ländern 
der Europäischen Union 

51. In Westeuropa knüpfte die konjunkturelle Bele-
bung im Jahre 1997 an den zur Jahresmitte 1996 ein-
geschlagenen Pfad an: Mit einer Zunahme um 2V2 vH 
im gewichteten Durchschnitt stieg das Bruttoinlands-
produkt in der Europäischen Union insgesamt stär-
ker als im Vorjahr. Die Expansion hat, dank der im 
Jahresverlauf kräftiger gewordenen Investitionstätig-
keit, auch an Robustheit gewonnen. Positiv für die 
exportorientierte deutsche Jnvestitionsgüterindustrie 
wirkte die europaweit zu verzeichnende Zunahme 
der Ausrüstungsinvestitionen, die rund 411.z vH be-
trug. 

52.. Angesichts der starken wirtschaftlichen Ver-
flechtung der westeuropäischen Volkswirtschaften 
- der Binnenhandel in der Europäischen Union be-
läuft sich auf über 60 vH des Gesamthandels der 
Mitgliedstaaten - sowie der voranschreitenden insti-
tutionellen Integration sind die konjunkturellen In-
terdependenzen zwischen den westeuropäischen 
Volkswirtschaften hoch. Gleichwohl zeigte sich das 
Spektrum des konjunkturellen Musters in der Euro-
päischen Union stärker aufgefächert. In den vier 
Volkswirtschaften, die aus Sicht des deutschen 
Exports die größte Bedeutung haben - Frankreich, 
Vereinigtes Königreich, Italien und Niederlande -, 
war die gesamtwirtschaftliche Entwicklung im Jahre 
1997, wie schon in den Jahren zuvor, nicht einheit-
lich (Tabelle 7). 

53. In Frankreich kam es bei einer Zunahme des 
Bruttoinlandsprodukts um gnt 2 vH zu einer kon-
junkturellen Belebung, die vor allem durch den Ex-
port getragen wurde, der angesichts stabiler kon-
junktureller Erholung bei wichtigen Handelspart-
nern in diesem Jahr um 9 vH gegenüber dem Vorjahr 
zulegte (Schaubild 1). Hierin dürften sich auch die in 
den letzten Jahren unternommenen Anstrengungen 
französischer Unternehmen zur Verbesserung ihrer 
Wettbewerbsfähigkeit sowie zur Erschließung zu-
kunftsträchtiger Märkte widerspiegeln. Begünstigt 
wurde die Ausfuhrdynamik zudem durch die Abwer-
tung des Französischen Franc gegenüber dem US-
Dollar und dem Pfund Sterling, wodurch sich die 
preisliche Wettbewerbsfähigkeit französischer Pro-
dukte verbesserte. 

Allerdings blieb die konjunkturelle Erholung bis in 
die zweite Jahreshälfte hinein mit Unsicherheit be-
haftet. Die Zunahme des Bruttoinlandsprodukts im 
ersten Quartal fiel deutlich geringer aus, als es in der 
französischen Wu1schdft allgemein erwartet worden 
war; hierdurch wurde das Vertrauen in ·den Fortgang 
und die Stärke der Aufwärtsentwicklung gedämpft. 
In ihrem im Juli 1997 vorgelegten Nachtragshaushalt 
kündigte die im Frühjahr neu gewählte Regierung 
eine zunächst auf zwei Jahre befristete Erhöhung des 
Körperschaftsteuersatzes auf 41 'I, vH an (der Zu-
schlag auf den normalen Steuersatz von 33 1/ 3 vH 

wurde von 10 vH auf 25 vH erhöht); zudem wurde 
der Steuersatz auf Veräußerungsgewinne von bis-
lang 20,9 vH an den Körperschaftsteuersatz ange-
paßt. Diese Maßnahmen wurden im Budget für das 
kommende Jahr bestätigt. Angesichts dieses unsi-
cheren wirtschaftspolitischen Umfelds, aber auch 
wegen einer immer noch als relativ niedrig einzu-
schätzenden Kapazitätsauslastung, sahen viele Inve-
storen eher Anlaß zu vorsichtigen Dispositionen. Die 
Bruttoanlageinvestitionen stagnierten gegenüber 
dem Vorjahr; mit einer Zunahme um 1 vH expandier-
ten die Ausrüstungsinvestitionen nur leicht. Der Pri-
vate Verbrauch nahm in diesem Jahr um 1 vH zu. 

Die konjunkturelle Erholung fiel im Jahre 1997 ins-
gesamt zu schwach aus, um eine Trendwende am 
Arbeitsmarkt herbeizuführen. Vielmehr stieg die 
Arbeitslosenquote weiter an, sie erreichte im Jahres-
durchschnitt einen Wert von 12 Y, vH. Mitte Augnst 
legte die Regierung - in Erfüllung eines Wahlver-
sprechens - einen Gesetzentwurf vor, mit dem inner-
halb von fünf Jahren 700 000 Arbeitsplätze, insbe-
sondere für die von der Arbeitslosigkeit überdurch-
schnittlich stark betroffene Gruppe von Personen un-
ter 25 Jahren, geschaffen werden sollen. Allein die 
Hälfte der Arbeitsplätze soll als befristete Stellen im 
öffentlichen Dienst entstehen. Damit wurde in Frank-
reich erneut ein interventionistischer Weg zur Entla-
stung der Lage am Arbeitsmarkt gewählt, obgleich 
die OECD in jüngster Zeit die geringe Effizienz der 
großen Zahl bestehender Programme der aktiven Ar-
beitsmarktpolitik kritisiert hatte. Ferner kündigte die 
Regierung - ebenfalls in Erfüllung eines Wahlver-
sprechens - Mitte Oktober an, die gesetzliche Wo-
chenarbeitszeit von 39 Stunden auf 35 Stunden redu-
zieren zu wollen. Nicht zuletzt aufgrund des sich ab-
zeichnenden Widerstands der Arbeitgeberseite ging 
die Regierung allerdings von der Forderung ab, dies 
ohne Lohnausgleich umzusetzen, und stellte darüber 
hinaus ein Prämiensystem für die Unternehmen in 
Aussicht, die Arbeitszeitverkürzung durch finanzielle 
Anreize zu fördern. 

54. Im Vereinigten Königreich setzte sich der robu-
ste Aufschwung, der im Jahre 1993 begonnen hatte, 
um ein weiteres Jahr fort. Das Bruttoinlandsprodukt 
stieg gegenüber dem Vorjahr um 3 Y, vH an. Mit 
einer Zunahme um 4 Y, vH entwickelte sich der Pri-
vate Verbrauch ausgesprochen kräftig. Angesichts 
der mehrjährigen Erholung ist das Vertrauen der 
Verbraucher in einen positiven Fortgang der Kon-
junktur ungebrochen, die kontinuierliche Verbesse-
rung der Lage am Arbeitsmarkt trägt hierzu bei. Die 
Konsumbereitschaft wurde über weitere Effekte ver-
stärkt. Durch die Umwandlung von Bausparkassen 
und Versicherungen, die bislang die Rechtsform 
eines Vereins auf Gegenseitigkeit hatten, in Aktien-
gesellschaften erhielten mehrere Millionen Personen 
Gratisaktien in einem Wert von rund 30 Mrd Pfund 
Sterling, so daß sich ihre Vermögenssituation verbes-
serte. Die steigenden Immobilienpreise, von denen 
angesichts der großen Anzahl von Wohnungseigen-
tümern weite Teile der Bevölkerung begünstigt wa-
ren, wirkten in die gleiche Richtung. Das wirtschafts-
politische und sozialpolitische Programm der neuen 
Regierung hat die positive Stimmung unter den briti-
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Tabelle 7 
Wlrlllchaflsdaten ansgewllhlter Linder 

. 
Bruttoinlandsprodukt 1) Inlandsnachfrage 1) 2) Privater Verbrauch 11 

Lend 
1985 bisl 1 1- 11997") 1985·~ 1995 1 1996 11997 11) 1985 b~11 1995 1 1996 11997 11

) 1995•)1>) .1995 1995•) 1995•)1>)") 

Deutschland . " . " ... +2,5 +1,8 +1,4 +2Y.. +2,4 +2,0 +0,8 +1 +2,8 +1,9 +1,3 +1 
Frankreich ........... +2,1 +2,1 +1,5 +2 +2,2 +1,8 +1,0 +1 +2,2 +1,7 +2,1 +1 
Italien „. „ „ „. „ ... +2,1 +2,9 +0,7 +1 +1,9 +2,3 +0,2 +!Y.. +2,3 +1,8 +0,7 +l1h 
Vereinigtes Königreich +2,-4 +2,7 +2,3 +3Y.. +2,5 +1,8 +2,8 +4 +2,9 +1,'1 +3,5 +4Yz 
Belgien .. „ ..... „ ... +2,1 +1,9 +1,4 +2Y.. +2,2 +1,6 +1,4 +1 Y.z +2,1 +1,2 +1,4 +1 
Dänemark ........... +1,9 +2,6 +2,1 +3Y.. +1,6 +4,4 +2,6 +4 +2,0 +2,2 +2,6 +4 
F!nnland ............. +1,6 +5,1 +3,3 +4Y.. +1,3 +4,5 +3,4 +4 +1,5 +4,6 +3,4 +31h 
Niederlande " ...... ' +2,7 +2,1 +2,'1 +3 +2,3 +2,2 +3,'1 +3Y.. +2,5 +2,1 +2,9 +3 
Osterreich „ „ . „ „ „ +2,5 +1,8 +1,1 +!Y.. +2,9 +2,8 +1,2 +l'h +2,6 +1,9 +1,4 +1 
Portugal „ „ „. „ „ „ +3,2 +1,9 +3,0 +3Y.. +4,2 +1,5 +3,4 +31h +3,4 +l,O +2,3 +21/z 
Schweden ........•.. +1,4 +3,6 +1,1 +2 +1,2 +2,3 +0,0 +1~ +1,2 +0,8 +1,5 +2 
Spanien . „ „ „ „ „ „ +2,9 +2,7 +2,3 +3 +3,6 +3,2 +1,3 +2Y.. +2,9 +1,6 +1,9 +3 
Schweiz ............. +1,5 +0,8 -0,2 + Y.. +l,7 +2,3 -0,2 +1 +1,3 +0,9 +0,7 +1 
Vereinigte Staaten .... +2,5 +2,0 +2,8 +3Y.. +2,4 +1,9 +3,0 +4 +2,8 +2,4 +2,6 +3~ 
Kanada „ „ „. „ „. „ +2,4 +2,3 +1,5 +3Y.. +2,6 +1,1 +1,7 +5 +2,6 +l,4 +2,4 +4 
Japan „ „ „ „. „ .. „ +3,1 +1,-4 +3,6 +1 +3,2 +2,2 -H,5 - Yi +3,2 +2,0 +2,8 +!% 

„ 

lndustrleproduktton ~ Brwerbsb\ttge") 5) Aibeitslosenquote 8) 

Land 1985~1 1995 1 1- I 1oo5 b~I 1~5-1 1996 l 1997 •~ 1985~1 1995 1 1996 11997 11) 1995')') 1997 1995•)"') 1995•Jb) 
. 

Deutschland „ ....... +1,8 +1,6 -0,3 +2,2 +0,8 -0,4 -),2 -l'h 6,3 8,2 8,9 10 
Frankreich „ „ „ „ „ . +1,2 +2,0 +0,4 +Z,1 +0,4 +1,1 +0,0 + Y.. 10,4 11,7 12,4 121/2 
Italien „ „ „ „. „ „ „ +2,3 +6,1 -2,9 +0,5 -0,3 -0,3 +0,5 +O 9,8 11,9 12,0 12 
Vereinigtes Königreich +2,3 +2,1 +1,2 +1,8 +0,5 +0,8 +0,7 +2 9,5 8,8 8,2 7 
Belgien „ „ „ „ .. „ „ +1,7 +6,4 +l,6 +3,1 +0,4 +0,3 +0,1 + Y.. 8,8 9,9 9,8 9Y.. 
Dänemark „ „ „ „ „. +4,5 +1,7 +2,6 +0,2 +1,6 +1,0 +2 7,5 7,2 6,9 6 
Finnland .. „ „ „. „ „ +3,0 +7,8 +3,8 +8,6 -1,4 +2,2 +1,4 +3 9,3 16,2 15,3 14 
Niederlande +1,8 +2,1 +3,3 +1,1 +1,8 +2,4 +l,9 +2 7,0 6,9 6,3 5Yi 
Osterreich „::::::::: +2,9 +5,4 +1,3 „. +0,7 -0,4 -0,6 +O 5,7 3,9 4,4 4Y2 
Portugal „ „ „. „ „ „ +2,8 +4,6 +1,4 +l,6 +0,3 -0,6 +0,5 +1 6,1 7,3 7,3 7 
Schweden. ........... +2,4 +9,1 +2,1 +6,8 ...(),6 +1,6 ...(),6 -1 4,6 9,2 10,0 10'12 
Spanien „ „ „ „ „ „. +1,9 +4,7 -0,7 +5,6 +-0,8 +1,8 +1,5 +2~ 20,1 22,9 22,1 21 
Schweiz •............ +2,4i +2,-0 -1,0 +3,3 +1,3 +0,2 +0,2 +O 1,9 3,3 3,6 4 
Vereinigte Staaten .... +2,4. +3,3 +2,7 +4,4 +1,6 +1,5 +1,4 +21.il 6,3 5,6 5,4 5 
Kanada „. „. „ „ .. „ +2,1 +3,4 +1,7 -H,4 +1,6 +1,6 +1,3 +2 9,6 9,5 9,7 9 
Japan ...... „. „ .. „ +2,0 +3,3 +2,7 +5,8 +1,0 +0,1 +0,5 +11h 2,5 3,1 3,4 31/1 

.. 
Zinssitze in Prozent p.a. 

„. Geldmenge~)9} 

Land kunfrlstlg~ langfristig~ 

1985 bial 1995') 1995 1 1- I 1997 1965 bisl 
1995•) 1995 1 1~. 1 1997 1985 bisl 

1995') 1995 1 1996 1 1997 

Deutschland ... „ .... 6,36 4,53 3,31 3,20 6,97 6,51 5,64 5,06 + 7,4 + 3,6 + 8,7 + 6,4 
Frankreich .........•. 8,60 6,58 3,94 3,40 9,15 7,66 6,51 5,68 + 5,6 + 4,6 - 3,3 - 0,9 
Italien ........ „ .. „. 11,88 10,46 8,82 7,03 11,84 11,79 8,85 6,83 + 5,9 - 1,7 + 3,2 +10,5 
Vereinigtes Königreich 9,54 6,33 5,77 6,30 9,38 8,26 8,10 7,30 +10,9 +10,0 + 9,6 +11,4 
Belgien „. „ „ „ „ „. 7,94 4,78 3,21 3,34 8,47 7,38 6,29 5,61 + 7,0 + 0,1 + 7,6 + 5,2 
Dänemark „ „ „ „ „. 10,13 6,03 3,87 3,60 9,47 8,28 1,13 6,33 + 2,3 + 4,1 + 7,3 + 8,4 
Finnland„ „ „ „ „ „. 10,52 5,75 3,63 3,11 10,27 7,93 6,03 4,80 + 8,6 + 0,4 - 1,3 + 6,5 
Niederlande 6,64 4,38 3,00 3,22 7,29 7,20 6,49 5,86 + 6,5 + 4,4 + 5,8 + 6,7 
01terrelch „::::::::: 7,21 .(,57 3,37 3,39 7,39 6,47 5,30 4,71 + 6,2 + 5,1 + 2,3 + 3,1 
Portugal „ „. „ „ „ „ 14,69 9,68 7,19 5,71 16,43 11,47 8,56 6,52 +15,1 + 8,1 + 9,3 + 8,0 
Schweden „ „ „ „ „. 10,69 8,75 5,79 4,04 10,83 10,24 8,03 6,76 + 4,9 + 2,7 +11,5 + 5,4 
Spanien „ „. „ „ „ „ 12,47 9,36 7,50 5,50 12,10 11,04 8,18 5,96 +11,4 + 6,9 + 7,2 + 6,2 
Schwm „„.„„„ „ 4,87 2.37 1.43 0,91 5,03 4,52 4,00 3,31 + 4,9 + 2,9 + 1,0 + 5,8 
Vereinigte Staaten .... 6,33 5,92 5,39 5,58 8,21 6,94 6,80 6,82 + 4,0 + 6,1 + 7,3 + 7,3 
Kanada. „ „ .. „. „ „ 8,33 1.01 4,43 3,34 9,54 8,36 7,54 6,67 + 7,4 + 4,9 + 5,4 + 5,1 
Japnn ............... -4,72 1,23 0,59 0,58 5,09 3,21 2,99 2,26 + 6,1 + 3,2 + 3,1 + 2,8 

. 
1) In konstanten Preisen; V~ gegenüber dem Vorjahr bJ. vH. - 2) Bruttoinlandsprodukt abzüglich Außenbeitrag. - 3) Veränderung 
i;regenüber dem. Vorjahr in vH. 1997: Januar bis Juli; Deutschland, Vereinigtes König:relch, Vereinigte Staaten, Japan: Januar bis August; 
Pnmkre1.ch, DAnemark, Niederlande, Schweb:: Januar bis Juni. - "") ztvUe Erwerbst4tige (außer Sehweh, Osterreich, Japan). - $) Veränderung 

ilb dem Vorjahr 1n vH. - "l Von der OECD standard1sierte.. Arbeitslosenquoten: Anteil der Arbeitslosen (gem4ß Definition der ILO) an 
esamten Erwerl>spersonen. fr11r die EU-Mttgll~der sind die Berechnun,gsverlahren der OECD vergleichbar mit denen von Eurostat. 

und Schweiz {langjlhrtger Durcb.sdm1tt): nicht standardisiert. - 7) Uberwiegend für Dreimonatswechsel Für 1997 Durchschnitt 
der Monate Januar bis Septem.'6er. - ') Umlaufsrendll:e festvemnsllcb.er Staatsschuldpapiere mit einer Restlaufzeit von mindestens drei Jahren. 
Pdr 1991 Durchschnitt der Monate Januar bis September. - ') M2 (G.eldm.enge Mt pluS Quasigeld) für Italien, Belgien, Österreich, Dänemark, 
Portuaal. M3 filr Deutschland (bis 1990 Weshfeutschland.), Finnland, Pr8nkreich, Niederlande, Schweden, Schweiz, Vereinigte Staaten, 
Kanada. M2 + CD (Certll!cotes of Deposit) l'dr Japan. Gesomte Zoh!Ullplllttelbest!nde (ALP2) l'dr S~en. M4 l'dr Vereinigtes Königreich. 
Pi1r 199'1: 1. Halbjahr 199'1 :iJt.e:-über 1. Halbjahr 1006 in vH (Bndst8nde). - 111) Japan: Einschließlich Nichtwohnbauten. - 11) Waren und 
DienltlelJhmgen. - 12) Brutto mmen aus unSelbStindiger Arbeit 1n ~elatfon zum realen Bruttoinlandsprodukt. Gesamtwirtschaft. 
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Tabelle 7 

Wirtschaftsdaten ausgewählter Länder 

Ausrüstungsinvestitionen 1) 1°} Ausfuhr1) n) Einfuhrl)H) 

1985bis1 1995 1 1996 11997 ·~ 1985 bis)I 1995 1 1996 j 1997 11) 1985 bis)I 1995 1 1996 11997") 
Land 

1995')') 1995'l'n 1995')')~ 

+2,4 + 1,6 + 1,9 + 4 +5,4 + 6,2 +4,5 +10\\ + 5,4 + 6,9 + 2,2 + 5~ Deutschland 
+3,8 + 6,6 + 0,6 + 1 +4,3 + 6,3 +4,7 + 9 + 4,9 + 5,1 + 2,8 + 511 Frankreich 
+3,0 +13,4 + 1,3 + 11h +6,2 +11,6 --0,3 + 41h + 5,5 + 9,6 - 2,6 + 6 Italien 
+3,0 + 5,1 + 2,2 + 611 +4,6 + 7,8 +6,9 + 611 + 4,7 + 4,2 + 8,5 + 111 Vereinigtes Königreich 
+3,4 + 5,5 + 3,3 +5 +5,0 + 5,0 +4,3 + 5\1 + 5,3 + 4,8 + 4,4 + 41h Belgien 
+2,7 +12,6 + 3,7 +7 +4,4 + 3,3 +2,3 + 3 + 3,8 + 1,6 + 2,1 + 311 Dänemark 
--0,6 +25,5 +11,6 + 3 +4,6 + 8,2 +3,9 + 711 + 4,1 + 6,9 + 4,5 + 7 Finnland 
+4,0 +14,7 + 9,8 + 611 +4,9 + 6,9 +4,0 + 511 + 4,6 + 7,7 + 5,8 + 611 Niederlande 
+3,9 + 3,1 + 4,0 + 6 +4,5 + 5,4 +4,-0 + 71h + 5,2 + 7,3 + 4,0 + 6'0.z Österreich 
+7,8 - 0,8 + 7,9 + 8\1 +7,5 +12,I +7,7 + 9 +10,0 + 8,8 + 7,5 + 8 Portugal 
+2,2 + 6,5 + 6,5 + 6 +4,5 +12,6 +5,6 + 9 + 4,4 +10,3 + 3,5 + 8 Schweden 
+5,2 +11,7 + 5,9 +9 +6,5 +10,0 +9,9 +II +10,3 +11,0 + 6,2 + 8'12 Spanien 
+2,9 +10,l + 1,7 + 2 +2,8 + 1,3 +2,5 + 411 + 3,5 + 5,4 + 2,4 + 5Y:z Schweiz 
+4,1 + 9,0 +10,1 +II +8,3 +11,1 +8,3 +12'12 + 6,3 + 8,9 + 9,1 +1411 Vereinigte Staaten 
+7,8 +10,2 +10,6 +15 +6,7 +12,0 +4,5 + 7'1.i + 7,5 + B,7 + 5,1 +12Y:z Kanada 
+4,4 + 3,9 + 6,6 + 4 +5,1 + 5,4 +2,3 +II + 6,7 +14,3 +10,5 + 2 Japan 

.. 
Lohnstückkosten 5) 12) Erzeuger-/Großhandelspreise 5) llj Verbtaucherpreise 1') 

1985bis1 1995 1 1996 11997 18
) 1985 b"'I 

1 
1996 11997 ·~ 1985 b~~ 1995 l 1996 11997 a) 

Land 
1995„)b) -1995•)b) . 1995 1995•)b)~ 

+ 2,1 +3,4 +l,O + II +0,9 +1,8 --0,5 +0,9 + 2,2 +1,9 +2,0 +2'h Deutschland 
+ 2,5 +2,0 +1,6 + II +1,3 +5,2 -2,7 -1,6 + 2,9 +1,6 +1,8 +11h: Frankreich 
+ 5,1 +1,4 +4,7 +3'12 +4,1 +7,9 +1,9 +1,0 + 6,1 +5,7 +4,4 +2 Italien 
+ 4,5 +1,1 +2,1 +2 +4,3 +3,9 +3,0 +1,4 + 4,6 +2,6 +2,6 +2 Vereinigtes Königreich 
+ 2,5 +0,9 +0,0 +l --0,2 +2,2 +0,6 +1,0 + 2,8 +1,7 +2,3 +11h Belgien 
+ 2,6 +2,1 +2,3 +3 +1,4 +3,0 +1,9 +1,9 + 2,9 +2,0 +2,1 +2 Dänemark 
+ 3,8 +0,9 +1,0 + II +2,2 +3,5 +0,1 -1,2 + 4,0 +0,3 +1,6 +1Y2 Finnland 
+ 1,3 +1,9 --0,1 +1'12 +0,2 +2,6 +1,7 +1,8 + 1,8 +1,5 +1,4 +2 Niederlande 
+ 3,0 +1,9 +0,9 + II +0,1 +0,4 +0,0 +0,1 + 2,7 +2,3 +2,0 +1Y2 Österreich 
+11,0 +3,5 +2,6 +l'f.i +10,6 +4,2 +3,2 +2~ Portugal 
+ 4,9 +0,7 +5,6 +2Y2 +4,5 +9,7 -2,2 -0,3 + 5,8 +2,4 +1,2 +2 Schweden 
+ 6,1 +2,0 +3,6 +1'12 +3,2 +6,4. +1,6 +0,7 + 6,2 +4,7 +3,6 +2 Spanien 
+ 3,2 +2,3 +1,5 - II +0,9 --0,1 -1,8 -1,1 + 3,0 +1,9 +l,1 + II Schweiz 
+ 3,3 +3,2 +2,8 +3 +1,7 +3,6 +2,3 +0,6 + 3,6 +2,6 +2,4 +2 Vereinigte Staaten 
+ 2,8 +0,8 +1,3 +1 +2,7 +8,1 +0,5 +0,6 + 3,1 +1,6 +1,2 +1112 Kanada 
+ 1,5 +0,7 -1,5 +I --0,8 --0,7 -0,7 +0,7 + 1,3 --0,5 +0,2 +11h Japan 

Leistungsbilanz 15) Staatsquote 1') Finanzierungssaldo 11) 

Land 

1985bis1 
1995•) 1995 1 1996 11997 18) 1985 bisl 

1995•) 1995 1 1996 11997 :8) 
1985 bis[ 
1995•) 1995 1 1996 11997 18) 

+1,7 -1,0 --0,6 --0 48,6 50,2•1 49,6 481h - 2,8 -3,5') -3,5 -3 Deutschland 
--0,0 +0,1 +1,3 +2'12 51,6 53,9 54,5 54 - 3,1 -5,0 -4,2 -3 Frankreich 
--0,3 +2,6 +3,4 +31h 53,4 52,6 53,2 51112 -10,5 -7,0 -6,7 -3 Italien 
-1,6 --0,6 --0,0 --0 41,4 43,0 41,8 40 - 3,2 -5,6 -4,7 -21h Vereinigtes Königreich 
+3,1 +5,4 +5,4 +51h 57,2 54,4 53,8 52~ - 6,9 -3,9 -3,2 -21h Belgien 
--0,2 +0,9 +1,4 +1 60,9 62,1 62,4 61 - 1,1 -1,9 -1,4 + II Dänemark 
-2,l +4,5 +3,4 +4 51,9 59,4 58,9 57 - 0,3 -5,2 -3,2 -1 Y.i Finnland 
+3,4 +4,5 +5,l +5 56,0 52,5 50,9 50 - 4,2 -3,7 -2,3 -2 Niederlande 
-0,2 -2,0 -1.8 -2 51,6 52,8 52,5 52 - 3,4 -5,1 -4,0 -3 Osterreich 
+0,1 --0,7 -2,6 -3 42,7 46,3 47,0 461h - 5,4 -5,0 -4,0 -3 Portugal 
-1,1 +2,1 +2,4 +3 64,7 67,7 66,0 641h - 2,5 -7,9 -2,5 -111 Schweden 
-1,1 +0,2 +0,3 + 1/2 43,8 45,9 44,5 43 - 4,8 -6,6 -4,5 -3 Spanien 
+5,8 +7,1 +7,l +6 41,1 45,6 41,1 4711 - l,l -1,7 -2,0 -211 Schweiz 
-2,1 -1,8 -1,9 -2 35,l 34,9 34,6 34 - 2,8 -1,9 -1,1 --0 Vereinigte Staaten 
-3,I -1,0 +0,5 -1 47,5 47,9 46,1 44 - 5,1 -4,1 -1,8 + II Kanada 
+2,8 +2,1 +1,4 +2 32,9 36,4 36,8 3611 + 0,2 -3,7 -4,4 -3 Japan 

11) Erzeugetpreise: Deutschland, Belqien, Frankreich (intermediate industrial goods}, Vereinigtes Königreich, Italien, Niederlande (total out-
put), Spanien, Schweiz, Vereinigte St.aaten, Kanada, Japan (manufactured go~l~ Croßhandels~e: Osterreich. - 14) Deflator des Privaten 
Verbrauchs. - u) Leistungsbilanzsaldo in Relation zum Bruttoinlandsw/Bruttoso · rodukt in vH. - 18) Staatsausgaben abzüglich empfangene 
Vermögensübertragungen (für die Schweiz und Vereinigte Staaten: laufende Ausgaben _plus Investitionen) in 1t~tion zum Bruttoinlands-/ 
Bruttosozialprodukt, in der Abgrenzung der Volkswirtschaftlhen Gesamtrechnungen. - ") Finanzierungssaldo (Uberschuß: +; Defizit -) der 
öffentlichen Haushalte (Gebietskörperschaften und Sozialversicherung) in Relation zum Bruttoinlandsprodukt in vH, in der Abgren;rong der 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen; für die Schweiz: Rechnungsabschlüsse des Bundes, der Kantone und Gemeinden. - 11) Eigene 
Schätzung. Für den Pinam:ierungssaldo der EUwUl.nder (ohne Deutschland): Schä.tzung der Europäischen Kommission. - 1-i 1. Halbjahr 1997 
gegenüber 1. Halbjahr 1996. - •J Für mehrjährigen Zeitraum: durchschnittlich jährliche Veränderung in vH (geometrisches Mittel, errechnet 
mit den Veränderungsraten geqenüber dem jewe~J;~d Vorjahr für die Jahre 1984 bis 1995); für Quoten: durchschnittlich jährliche Quote 
(arithmetisches Mittel). - b) Die Angaben für Deuts beziehen sich auf Westdeutschland. -9 Deutschland (früheres Bundesgebiet): 1985 
bis 1994. - 4) Ohne Schuldenübernahme von der Theuhandanstalt und von der ostdeutschen Wohnungswirtschaft. 

Quellen: EU, IWF, OECD und nationale Veröffentlichungen 
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Schaubild 1 
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sehen Verbrauchern noch verbessert. Auch die Inve-
stitionen belebten sich in diesem Jahr: Die Bruttoan-
lageinvestitionen erhöhten sich gegenüber dem Vor-
jahr um 5 vH; die Ausrüstungsinvestitionen expan-
dierten um 6 '12 vH; bemerkenswert ist die Auswei-
tung der Bauinvestitionen um 4 vH im Vorjahresver-
gleich. Letzteres kann als Hinweis auf ein im fünften 
Jahr des Aufschwungs verstärktes Engagement bei 
Erweiterungsinvestitionen gedeutet werden. 

Der kräftigen Binnennachfrage stand eine eher 
schwache Exportentwicklung gegenüber. Die Auf-
wertung des Pfund Sterling - zwischen Oktober 1996 
und Juli 1997 stieg der Kurs gegenüber der D-Mark 
um gut 23 vH -'erwies sich für die Unternehmen der 
Exportwirtschaft zunehmend als Belastung. Alles in 
allem war jedoch der dämpfende Effekt von der 
außenwirtschaftlichen Seite im Jahre 1997 hilfreich, 
um eine Überhitzung der Konjunktur zu verhindern. 
Die Aufwertung des Pfund Sterling wirkte einem 
schnelleren Anstieg der Inflationsrate zwar tenden-
ziell entgegen, jedoch beschleunigte sich der Preis-
anstieg, getrieben durch die starke Binnennachfrage 
im Jahresverlauf. 

55. Die Italienische Volkswlrlschaft befand sich 
weiterhin in einer konjunkturellen Flaute, die Zu-
nahme des Bruttoinlandsprodukts betrug lediglich 
gut 1 vH. Nachdem der von der Europäischen Kom-
mission ermittelte Indikator für die wirtschaftliche 
Einschätzung im ersten Quartal 1997 gegenüber dem 
letzten Quartal des Vorjahres höhere Werte ausge-
wiesen hatte, fielen sie im Verlauf des zweiten Quar-
tals wieder leicht. Dies reflektiert die bestehende Un-
sicherheit über den Fortgang der gesamtwirtschaftli-
chen Entwicklung. Die Exporte nahmen - verglichen 
mit der durchschnittlichen Veränderungsrate in den 
siebziger und achtziger Jahren - eher gering zu. Dies 
dürfte an den Nachwirkungen der Aufwertung der 
Lira gegenüber der D-Mark und anderen europäi-
schen Währungen im vergangenen Jahr gelegen ha-
ben, deren Effekte zudem durch eine nicht ausrei-
chend schnelle Anpassung der Preissetzungspolitik 
der italienischen Exporteure verschärft worden war. 
Mittlerweile hat sich die Exportwirtschaft auf die ver-
änderte Währungssituation eingestellt. Zur leichten 
Belebung der Ausfuhr in diesem Jahr hat auch die 
Stärke des US-Dollar beigetragen. Die Investitions-
tätigkeit war ausgesprochen schwach; die Ausrü-
stungsinvestitionen stiegen gegenüber dem Vorjahr 
um 1 \'2 vH. Gestützt wurde die Konjunktur durch den 
Privaten Verbrauch mit einer Zuwachsrate von 
gut 1 \'2 vH auch im Zusammenhang mit kräftigen Ab-
satz- und Produktionssteigerungen in der Automobil-
industrie, die durch eine staatliche Fördermaßnahme 
ausgelöst wurden: Mit der Gewährung einer Ver-
schrottungsprärnie für mehr als zehn Jahre alte Kraft-
fahrzeuge beim Kauf eines Neuwagens folgte die 
italienische Regierung dem Beispiel Spaniens und 
Frankreichs, die in den Jahren 1995 und 1996 jeweils 
für einen befristeten Zeitrawn dieses Instrument zur 
Stützung der Konjunktur angewendet hatten. Aller-
dings war in beiden Ländern die Erfahrung gemacht 
worden, daß zwar vorübergehend die Nachfrage 
- aufgrund von Vorziehe!fekten - deutlich stärker 
ausfiel, sich nach Auslauten dieser Regelung aber 

auch wieder abschwächte. Am italienischen Arbeits-
markt kam es zu keiner Verbesserung, die Arbeits-
losenquote stieg vielmehr weiter an und lag im Jahre 
1997 bei 12 vH. Bemerkenswert ist der Erfolg bei der 
Bekämpfung der Inflation; die Rate erreichte mit 2 vH 
im Jahresdurchschnitt einen historisch niedrigen 
Wert. Damit wurde das Maastrichter Konvergenzkri-
teriwn für die Preisniveaustabilität erstmals erfüllt. 
Ungeachtet der Fortschritte hinsichtlich dieses Krite-
riums macht die Konsolidierung der öffentlichen 
Haushalte mit dem Ziel, das Defizitkriterium von 3 vH 
einzuhalten, große Schwierigkeiten. Wegen der not-
wendigen Sparbemühungen kam es im Herbst kurz-
zeitig zu einer ernsthaften Regierungskrise. 

56. In den Niederlanden setzte sich der Auf-
schwung in diesem Jahr leicht beschleunigt fort. Das 
Bruttoinlandsprodukt nahm mit einer Rate von gut 
3 vH gegenüber dem Vorjahr zu. Der Private Ver-
brauch, der im vergangenen Jahr die treibende Kraft 
gewesen war, blieb auch in diesem Jahr mit einer 
Zunahme im Jahresdurchschnitt um 3 vH robust. 
Umfrageergebnisse zeigten während des ganzen 
Jahres ein ungebrochen hohes Vertrauen der nieder-
ländischen Bevölkerung in die konjunkturelle Erho-
lung und eine hohe Kaufbereitschaft. Die steigende 
Beschäftigung bei sinkenden Arbeitslosenzahlen 
dürfte sich günstig auf das Verbrauchervertrauen 
ausgewirkt haben. Die Investitionstätigkeit war er-
neut lebhaft. Die Ausrüstungsinvestitionen nahmen 
um 61/2 vH zu. Die Zunahme der Bauinvestitionen 
fiel mit einer Veränderung gegenüber dem Vorjahr 
von 5 vH ausgesprochen kräftig aus; der seit nun-
mehr vier Jahren ohne nennenswerte Eintrübun-
gen anhaltende Aufschwung hat den Bedarf an 
modernen Gewerbebauten steigen lassen. Neben 
den binnenwirtscha!tlichen Kräften verlieh auch die 
Exportentwicklung in diesem Jahr der niederlän-
dischen Wirtschaft zusätzlichen Schwung, der Be-
stand an Auslandsaufträgen wurde zur Jahresmitte 
als außerordentlich gut beurteilt. Die Inflationsrate 
war im Jahresdurchschnitt mit rund 2 vH annähernd 
so niedrig wie im vergangenen Jahr, im Jahresver-
lauf zeichnete sich keine deutliche Beschleunigung 
ab. 

Wirtschaftspolitik zwischen nationalen 
und europäischen Anforderungen 

57. Die Geldpolitik der Notenbanken ist durch eine 
zunehmende Konvergenz in ihrer Ausrichtung auf 
das Ziel der Preisniveaustabilität gekennzeichnet. 
Die geldpolitischen Strategien unterscheiden sich 
zwar - von der Geldmengensteuerung, wie in 
Deutschland, über die Vorgabe von Inflationszielen, 
wie im Vereinigten Königreich, bis hin zur Wechsel-
kursanbindung, wie in den Niederlanden und Öster-
reich. Aber die Erfolge, die europaweit bei der Be-
kämpfung der Inflation und der Stabilisierung des 
Preisniveaus erzielt wurden, sind in nahezu allen 
westeuropäischen Ländern beachtlich, nur in Grie-
chenland war der Anstieg der Verbraucherpreise mit 
6 vH gegenüber dem Vorjahr deutlich höher als in 
allen anderen Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union. In Europa insgesamt hat sich der stabilitäts-
politische Kurs der Deutschen Bundesbank positiv 

25 



Drucksache 13/9090 Deutscher Bundestag-13. Wahlperiode 

Kasten2 

Ein Harmonisierter Verbraucherpreisindex fllr die Staaten der Europilschen Union 

Bei der Ermittlung der Inflationsrate wird im all-
gemeinen auf die Entwicklung des Index der 
Verbraucherpreise abgestellt. Für internationale 
Vergleiche der lnflatiouseutwicklung sind die na-
tionalen Preisindizes jedoch weniger geeignet, 
da sie zwar größtenteils auf den gleichen Prinzi-
pien basieren, es aber doch beachtliche Unter-
schiede im Detail gibt, etwa bei den einbezoge-
nen Preisreiben und ihrer Gewichtung, die die 
Vergleichbarkeit beeinflussen. Im Vertrag von 
Maastricht wird das Erreichen eines hohen Gra-
des an Preisstabilität als eines der Beitrittskrite-
rien zur Währungsunion definiert (Artikel 109j 
EGV). Zugleich ist im Protokoll über die Konver-
geuzkriterien nach Artikel 109j EG-Vertrag fest-
gelegt, daß .die Inflation ... anhand des Verbrau-
cherpreisindexes auf vergleichbarer Grundlage 
unter Berücksichtigung der unterschiedlichen 
Definitionen in den einzelnen Mitgliedstaaten 
gemessen• wird. Um dieser Anforderung zu ge-
nügen, hat der Rat der Europäischen Union im 
Oktober 1995 eine Verordnung über harmoni-
sierte Verbraucherpreisindizes erlassen. Darauf-
hin wurde im letzten Jahr ein vorläufiger, teilhar-
monisierter Interimsindex vorgestellt~ der bereits 
eine größere internationale Vergleichbarkeit der 
Daten ermöglichte (JG 96 Ziffer 197). 

Seit März dieses Jahres veröffentlicht das Stati-
stische Amt der Europäischen Gemeinschaften 
(Eurostat) Harmonisierte Verbraucherpreisindi-
zes (HVPI). Während der Interimsindex noch 
vollständig auf den nationalen Verbraucherpreis-
indizes basierte, die lediglich so angepaßt wur-
den, daß die Produkterfassung möglichst ähnlich 
war, liegt dem HVPI nicht nur eine weitere Ver-
einheitlichung hinsichtlich des Erfassungsbe-
reichs, sondern auch hinsichtlich methodischer 
Aspekte zugrunde. Ferner wurde die Bandbreite 
der erlaßten Produkte gegenüber dem vorläufi-
gen Index erweitert. Der HVPI erreicht gegen-
über dem Interimsindex in bezug auf die natio-

auf die Geldwertsicherung ausgewirkt. Die seit die-
sem Jahr verfügbaren Harmonisierten Verbraucher-
preisindizes weisen auf eine noch deutlichere Verrin-
gerung der Inflationsdifferenzen zwischen den Mit-
gliedsländern der Union hin, als sie sich aus den 
nationalen Indizes ergibt (Kasten 2). 

58.. Der Preisniveauaustieg in der Europäischen 
Union insgesamt lag - gemessen am Deßator des Pri-
vaten Verbrauchs - im Jahresdurchschnitt bei 2 vH. 
In der ersten Jahreshälfte sahen nur in den Nieder-
landen, Irland und dem Vereinigten Königreich die 
Notenbanken die Notwendigkeit zur Anhebung der 
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nalen Verbraucherpreisindizes daher einen hö-
heren Deckungsgrad. Für Deutschland werden 
nunmehr 86 vH der im deutschen Preisindex für 
die Lebenshaltung erfaßten Ausgaben aller pri-
vaten Haushalte berücksichtigt (im Interimsindex 
waren es 82 vH). Nach Aussagen von Eurostat 
bedarf es sowohl bei der Erweiterung des Dek-
kungsgrades als auch bei der Harmonisierung 
der Methodik noch zusätzlicher Anstrengungen. 
Damit der HVPI möglichst weitgehend die tat-
sächliche Preisentwicklung widerspiegelt, wird 
er entsprechend der Marktentwicklung um neue 
Produkte ergänzt, wenn diese im Gesamtver-
brauch der privaten Haushalte eine bestimmte Be-
deutung (ein Promille aller Verbrauchsausgaben) 
erreichen; auch wird versucht, Qualitätsänderun-
gen einheitlich zu erfassen. Gleichwohl wird von 
Eurostat nicht beabsichtigt, einheitliche Ge-
wichte oder eine einheitliche Güterauswahl für die 
einzelnen Mitgliedstaaten vorzuschreiben. Unter-
schied.liehe Verbrauchsgewohnheiten in den ein-
zelnen Ländern sollen in den HVPI eingehen. Die 
Unterschiede zu den nationalen Gewichten erge-
ben sich daraus, daß zum einen bestimmte Waren 
und Dienstleistungen, welche in den nationalen 
Verbraucherpreisindizes enthalten sind, aber als 
problematisch eingestuft werden oder bei denen 
aus anderen Gründen eine Harmonisierung 
schwierig erscheint, wie etwa Dienstleistungen 
des Gesundheitswesens und des Bildungswesens, 
unterstellte Mieten oder Hypothekenzinszahlun-
gen, weiterhin nicht berücksichtigt werden. Zum 
anderen werden die Gewichte auf ein einheitli-
ches Preisbasisjahr bezogen (Preisfortschreibung 
der Gewichte aus den national üblichen Gewich-
tungsbasisjahren). Daten für den HVPI liegen 
vom Jahre 1995 an vor, auf Basis der Preise des 
Jahres 1996. Der HVPI kommt dem Ziel, ein ho-
hes Maß an internationaler Vergleichbarkeit zu 
gewährleisten, ein gutes Stück näher. Die Abwei-
chungen zu den nationalen Indizes sind je nach 
Land unterschiedlich (Tabelle 8). 

Leitzinsen, In allen anderen Ländern blieben die 
Notenbanksätze zunächst unverändert, oder sie wur-
den weiter gesenkt, wie in Spanien und Portugal. Im 
Gefolge der Zinsanhebung durch die Deutsche Bun-
desbank im Oktober dieses Jahres setzten auch die 
Notenbanken Frankreichs, der Niederlande, Öster-
reichs, Belgiens und Dänemarks ibre Leitzinsen her-
auf. Die langfristigen Zinsen veränderten sich in der 
ersten Jahreshälfte nur wenig, und die Entwicklung 
zeigte in den meisten Ländern keine eindeutige Ten-
denz (Schaubild 2). Für einige Länder - zu nennen 
sind vor allem Italien und Spanien - wirkten die Er-
wartungen der Märkte im Vorfeld der Währungs-



Land 

Verbraucherpreisindizes In den Mitgliedstaaten der Europlilschen Union 
Harmonisierte Indizes und nationale Indizes im Vergleich 

Veränderung gegenüber dem Vorjahreszeitraum in vH . "'"' .. 
1997 

Index 1996 
Jan 1 Feb 1 Mär 1 Apr 1 Mai 1 Jun J 1 Aug 1 Jul 

Europäische Union 
Harmonisierter Index ... 2,4 p 2,2p 2,0 1,7p 1,5p 

Belgien 
Harmonisierter Index ... 1,8 2,2 2,0 1,3 0,9 
Nationaler Index ....... 2,1 2,3 2,0 1,4 1,3 

Dänemark 
Harmonisierter Index ... 1,9 2,6 2,0 1,5 1,5 
Nationaler Index ....... 2,1 2,7 2,2 1,7 1,7 

Deutschland 
Harmonisierter Index ... 1,2 1,7 1,5 1,3 1,2 
Nationaler Index ....... 1,5 1,8 1,7 1,5 1,4 

Griechenland 
Harmonisierter Index ... 7,9 6,6 6,5 5,9 5,7 
Nationaler Index ....... 8,5 6,8 6,6 6,0 5,8 

Spanien 
Harmonisierter Index ... 3,6 2,8 2,5 2,2 1,6 
Nationaler Index ...•... 3,6 2,9 2,5 2,2 1,7 

Frankreich 
Harmonisierter Index ... 2,1 1,8 1,7 1,1 1,0 
Nationaler Index ....... 2,0 1,8 1,6 1,1 0,9 

Irland 1) 

Harmonisierter Index ... 2,1 1,7 
Nationaler Index ....... 1,5 

Italien 
Harmonisierter Index ... 4,0 2,6 2,3 2,2 1,9 
Nationaler Index ....... 4,0 2,8 2.4 2,3 2,0 

Luxemburg 
Harmonisierter Index ... 1,2 1,3 1,5 1,3 1,1 
Nationaler Index 2) ..... 1,4 

Niederlande 
Harmonisierter Index ... 1,5 1,8 1,6 1,3 1,2 
Nationaler Index ....... 2,1 2,3 2,2 1,9 1,8 

Österreich 
Harmonisierter Index ... 1,8 1,2 1.4 1,2 1,2 
Nationaler Index ....... 1,9 1,9 1,8 1,5 1,5 

Portugal 
Harmonisierter Index ... 2,9 2,8 2,4 2,3 1,6 
Nationaler Index ....... 3,1 3,3 2,9 2,5 1,9 

Finnland 
Harmonisierter Index ... 1,0 0,7 0,6 0,8 0,9 
Nationaler Index ....... 0,6 0,6 0,4 0,6 1,0 

Schweden 
Harmonisierter Index ... 0,8 1,3 1,1 1,0 1,2 
Nationaler Index ....... 0,8 0,2 0,0 0,0 0,2 

Vereinigtes Königreich 
Harmonisierter Index') 2,5 2,1 2,0 1,8 1,6 
Nationaler Index ....... 2,4 2,8 2,7 2,6 2,4 

1) Nationale Indexberechnung erfolgt nur vierteljährlich. 
2') Die Berechnung des nationalen Index wurde mit Dezember 1996 eingestellt. 
') 1996 geschätzt. 

1,5 1,6p 1,7p 1,8 

1,5 1,6 1,9 1,7 
1,6 1,7 1,9 1,9 

1,9 2,2 2,1 2,4 
2,1 2,4 2,3 2,6 

1,4 1,5 1,5 1,7 
1,6 1,7 1,9 2,1 

5,4 5,6 5,2 5,6 
5,4 5,5 5,4 5,6 

1,3 1,4 1,5 1,7 
1,4 1,5 1,7 1,7 

0,9 1,0 1,1 1,6 
0,9 1,0 1,0 1,5 

1,4 0,6 
1,5 1,0 

1,7 1,6 1,7 1,6 
1,9 1,7 1,8 1,8 

1,1 1,2 1,3 1,4 

1,7 1.7 2,1 2,5 
2,2 2,2 .2,4 2,6 

1,3 1,0 0,9 1,3 
1,5 1,2 1,0 1,2 

1,9 1,6 1,4 1,6 
2,0 1,8 1,6 1,9 

0,9 1,1 1,1 1,6 
1,0 1,2 1,2 1,6 

1,2 1,7 1,8 2,2 
0,3 0,8 1,0 1,1 

1,6 1,7 2,0 2,0 
2,6 2,9 3,3 3,5 

" . 

Tabelle 8 

Sep flan/Sep 

1,8p 1,8 

1,6 1,6 
1,6 1,7 

2,2 2,0 
2,3 2,2 

1,6 1,5 
1,9 1,7 

4,9 5,7 
4,9 5,8 

1,9 1,9 
2,0 2,0 

1,5 1,3 
1,3 1,2 

1,2 
1,3 

1,6 1,9 
1,8 2,1 

1,7 1,3 

2,6 1,8 
2,6 2,2 

1,1 p 1,2 
1,0 1,4 

1,5 1,9 
1,8 2,2 

1,6 1,0 
1,6 1,0 

2,7 1,6 
1,9 0,6 

1,8 1,8 
3,6 2,9 

p =vorläufige Zahlen Quellen: Eurostat und Nationale Statistische Ämter 
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Schaubild 2 
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ZUR ZINSENlWICKLUNG IN AUSGEWAHLTEN lANDERN 
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union auf einen deutlichen Zinsrückgang hin, was 
für die Zinsbelastung der öffentlichen Haushalte und 
der privaten Investoren günstig war. Alles in allem 
bildeten sich in diesem Jahr - bei gleichwohl insge-
samt expansiver Geldpolitik - keine stärkeren Infla-
tionserwartungen. Zu größeren Verschiebungen der 
Wechselkursrelationen kam es innerhalb Europas 
nicht - sieht man einmal vom Höhenflug des Pfund 
Sterling seit dem letzten Herbst ab. 

59. Die Finanzpolitik der Mitgliedstaaten der Euro-
päischen Union stand in diesem Jahr im Zeichen der 
Anstrengungen, das im Maastrichter Vertrag vorge-
sehene finanzpolitische Kriterium zu erfüllen, also 
den Referenzwert für die Defizitquote (3 vH) zu errei-
chen (Tabelle 63, Seiten 226f.). Rekurriert wurde teil-
weise auf Einsparungen, teilweise auf Steuer- und 
Abgabenerhöhungen und teilweise auch auf die 
Ausschöpfung buchungstechnischer Spielräume 
(Kasten 8, Seiten 229f.). Für die Konjunktur gingen 
von der Finanzpolitik überwiegend dämpfende Wir-
kungen aus. Dies ist darin begründet, daß man sich 
in vielen Ländern darauf beschränkte, die Staatsein-
nahmen zu erhöhen, zum Teil sogar durch die Ein-
führung neuer Abgaben und Steuern, und bei den 
Ausgaben über ad hoc Maßnahmen Kürzungen zu 
erreichen; bei der gebotenen qualitativen Konsolidie-
rung wurden jedoch in den meisten Ländern kaum 
Fortschritte erzielt. Die in diesem Jahr erreichten Er-
folge bei der Verringerung des Finanzierungssaldos 
müssen daher überwiegend als nicht nachhaltig ge-
wertet werden. 

60. Die dauerhaft hohe Arbeitslosigkeit in West-
europa - in der Europäischen Union war die Arbeits-
losenquote mit 11 vH im Jahresdurchschnitt gegen-
über dem Vorjahr nahezu unverändert - ist die we-
sentliche Ursache dafür, daß die gesamtwirtschaft-
liche Entwicklung letztlich als unbefriedigend beur-
teilt werden muß. Allein für solche Länder, in denen 
sich auch die Lage am Arbeitsmarkt aufhellte, kann 
das Urteil positiver ausfallen, zumal sich dort gleich-
zeitig das Vertrauen der Bevölkerung in den Fort-
gang der günsuven gesamtwirtschaftlichen Entwick-
lung aufhellte. Uber die rein konjunkturelle Betrach-
tung hinaus unterstreicht dies einmal mehr die Be-
deutung einer Politik, die darauf zielt, die Rahmen-
bedingungen für wirtschaftliches Wachstum zu ver-
bessern, das mit steigender Beschäftigung einher-
geht. Die anhaltend hohe Arbeitslosigkeit stellt ein 
schwerwiegendes wirtschaftliches und soziales Pro-
blem dar. Angesichts von 18 Millionen Arbeitslosen 
wird der Arbeitsmarkt zusehends zu einem Gradmes-
ser für den Erfolg der Wirtschaftspolitik, die Lohn-
politik eingeschlossen. 

Bei der Tagung des Europäischen Rates in Amster-
dam am 15. und 16. Juni dieses Jahres, auf der die im 
März des Jahres 1996 mit dem Gipfel von Florenz be-
gonnene Regierungskonferenz ihren Abschluß fand, 
wurde entschieden, der Beschäftigungspolitik einen 
höheren Stellenwert einzuräumen. Demgemäß wur-
de durch die Beschlüsse von Amsterdam in den EG-
Vertrag ein eigenständiges Beschäftigungskapitel 
aufgenommen (Ziffern 361ff.). Neben allen Anstren-
gungen einer stärkeren Harmonisierung verschiede-
ner Bereiche der Wirtschaftspolitik auf europäischer 

Ebene hat sich gleichwohl der Eindruck verstärkt, 
daß der Standortwettbewerb auch innerhalb der Eu-
ropäischen Union an Bedeutung gewinnt. Nutznießer 
scheinen sowohl Irland als auch das Vereinigte 
Königreich und die Niederlande gewesen zu sein, 
dies dank einer Wirtschaftspolitik, die seit längerem 
auf eine Stärkung der Wachstumskräfte setzt (Zif-
fern 66ff.). Auch in anderen europäischen Ländern, 
so etwa in Dänemark, Schweden und Spanien, wur-
den in den letzten Jahren verschiedene Reformen 
durchgeführt, die die Standortqualität verbessert und 
sich positiv auf den heimischen Arbeitsmarkt ausge-
wirkt haben. 

Erfolge nnd Rückschläge Im Transformatlonsprozell 
mittel- und osteuropäischer Staaten 

61. In den Ländern Mittel- und Osteuropas be-
stehen deutliche Unterschiede in der gesamtwirt-
schaftlichen Entwicklung (Tabelle 9). Nach nunmehr 
sieben Jahren des politischeü und wirtschaftlichen 
Wandels zeigt sich immer stärker, daß neben den für 
die einzelnen Länder durchaus unterschiedlichen 
Startbedingungen zum Ende der achtziger Jahre die 
gewählte Reformstrategie und die Konsequenz, mit 
der sie verlolgt wurde, von überragender Bedeutung 
für die gesamtwirtschaftliche Entwicklung sind. Die 
fünf CEFTA-Staaten (Polen, Tschechische Republik, 
Slowakische Republik, Ungarn und Slowenien) und 
- mit leichten Abstrichen aufgrund des tieferen wirt-
schaftlichen Einbruchs Anfang der neunziger Jahre -
die drei baltischen Staaten können, verglichen mit 
anderen mittel- und osteuropäischen Volkswirtschaf-
ten sowie mit den Ländern der Gemeinschaft Unab-
hängiger Staaten, als relativ weit vorangeschritten im 
Transforrnationsprozeß betrachtet werden. In Polen, 
der Slowakischen Republik und Slowenien war die 
Zunahme des Bruttoinlandsprodukts ähnlich stark 
wie im vergangenen Jahr, in Ungarn fiel die wirt-
schaftliche Erholung in diesem Jahr kräftiger aus als 
in den Jahren zuvor, in der Tschechischen Republik 
schwächte sich dagegen in der Folge eines Stabilisie-
rungsprogramms die Expansion des Bruttoinlands-
produkts gegenüber dem Vorjahr deutlich ab. Zu be-
rücksichtigen ist ferner, daß in Polen und der Tsche-
chischen Republik die Hochwasserkatastrophe im 
Sommer eine Belastung von noch nicht genau ab-
schätzbarem Ausmaß bedeutete. Unter den drei bal-
tischen Staaten war wiederum die Belebung in Est-
land mit einer Zunahme des Bruttoinlandsprodukts 
gegenüber dem Vorjahr um rund 7 vH am stärksten, 
gefolgt von Lltauen und Lettland Oeweils 4 vH). Das 
Engagement deutscher Investoren in Polen, der 
Tschechischen Republik und Ungarn war auch in 
diesem Jahr lebhaft (Tabelle 10). 

62.. Die Rückschläge im Transforrnationsprozeß und 
die notwendigen Sofortmaßnahmen haben die Ver-
wundbarkeit der auf dem Weg zu einer marktwirt-
schaftlichen Orientierung unterschiedlich weit vor-
angeschrittenen Volkswirtschaften aufgezeigt. Sie 
haben zugleich die optimistischen Hoffnungen auf 
einen schnell und problemlos voranschreitenden 
Wachstumsprozeß selbst in den weiterentwickelten 
Reformländern gedämpft und Mängel im institutio-
nellen Rahmenwerk offengelegt, wie es durch das 
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Tabelle 9 
' Wlrtschaflsdatenfllr ausgewählte Länder.Mittel- und Osteuropas 

---·- -·--- -·-···· ., -- -
Tuchechi- Slowaki- Slowe-Polen sehe sehe Ungarn Dien Republik Republik ... 

Bruttoinlandsprodukt, real (vH] 1) 

1992 2,6 -3,3 - 6,5 -3,1 -5,5 
1993 3,8 0,6 - 3,7 --0,6 2,8 
1994 5,2 2,6 4,9 2,9 5,3 
1995 7,0 4,8 6,8 1,5 3,9 
1996 6,1 4,4 7,0 1,1 3,5 
1997 2) 51/, 1 5 3 31;, 

Verbraucherpreise (vH] 1) 

1992 43,0 11,1 10,0 23,0 201,3 
1993 35,3 20,8 23,2 22,5 32,3 
1994 32,2 10,0 13,4 18,9 19,8 
1995 21,8 9,0 9,9 28,2 12,6 
1996 19,9 8,8 5,8 23,5 9,7 
1997'} 16 g 61h 18 9 

Arbeitslosenquoten (vH] 
1994 14,4 3,2 14,8 10,8 9,1 
1995 13,3 3,1 13,1 10,3 7,4 
1996 12,4 3,5 12,5 10,0 1,3 
1997') 111/, 4'h 121h g 7 

Finanzierungssaldo des 
Staatshaushalts in 
Relation zum nominalen 
Bruttoinlandsprodukt (vH) 

1994 -2,7 0,9 - 0,4 -5,5 -0,2 
1995 -2,6 0,5 0,1 -5,6 -0,2 
1996 -2,5 --0,1 - 1,3 -2,0 0,0 
1997') -3 -1 - 3 -4 -1 

Leistungsbilanzsaldo in 
Relation zum nominalen 
Bruttoinlandsprodukt(vH] 

1994 -1,8 --0,2 5,2 -9,7 3,8 
1995 -1,1 -4,0 3,5 -5,6 --0,2 
1996 -6,3 -8,0 -10,0 -3,8 0,2 
1997'} -91h -81h -9 -3 -1 

Nachrichtlich: 
Deutsche Exporte (vH] 3) 

1996 2,1 1,8 0,5 1,1 0,4 

Bruttosozialprodukt pro Kopl 
(US-Dollar) 1995 2790 3870 2950 4120 8200 

. • „ „. .• _,„ .. ·-. .. 
1) Verinderung gegenilber dem Vo!jahr. 
2) Eigene Schltrung aufgrund von Angaben Internationaler und natiOnaler Institutionen. 
') Anteil an der Gesamtausfuhr Deutschlands (Spezialhandel). Vorläufige Ergebnisse. 

Rumä-
Dien 

-8,8 
1,5 
3,9 
1,1 
4,1 

-2 

210,4 
256,1 
136,8 
32,3 
38,8 

150 

10,9 
8,9 
8,5 

10 

-5,5 
-3,3 
-8,4 
_31;, 

-1,5 
-3,8 
-5,6 
-61> 

0,4 

1480 

Bulgarien Rußland 

- 7,3 -14,5 
- 1,5 - 8,7 

1,8 -12,6 
2,1 - 4,0 

-10,9 - 2,8 
- 7 i;, 

' 91,2 1526,6 
72,8 873,5 
96,0 307,6 
62,1 191,5 

123,0 47,6 
1100 15 

12,8 6,0 
10,8 8,0 
12,5 9,0 
14 10 

- 5,6 - 9,7 
- 5,7 - 6,0 
-11,0 - 8,8 
- 5 - 7 

- 3,8 4,1 
- 1,6 3,0 

5,9 2,0 
7 2'h 

0,1 1,5 

1330 2240 

QueIIen: IWF, OECD, Weltbank und nationale Veröffentlichungen 
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Tabelle 10 

Deutsclle Direktinvestitionen In ausgewllhlten Ländern Mittel- und Ostenropas 1) 

Mio DM 
""-"-'' '""M"'"' ' '•"" 

Ländergruppe/Land 1991 1992 
1 

1993 
1 

1994 
1 

1995 1996 1997 
1. Hj. 'I 

Polen .............. „ .... „ 68 170 471 419 818 1948 641 
Tschechoslowakei 3 ) ......... 807 572 - - - - -
Tschechische Republik ...... - - 721 1124 1122 1347 571 
Slowakische Republik . . . . . . . - - 90 11 185 16 53 
Ungarn .................... 416 854 926 960 1585 1310 315 
Slowenien .... ' ............ - 3 129 36 33 44 24 
Rumänien . . . . . . . . . . . . . . . . . 1 12 1 15 38 67 21 
Bulgarien .......... „ ...... 17 5 8 98 9 43 17 
Estland ............ „ ...... - 0 5 -3 2 8 2 
Lettland ......... ' ......... - 3 3 12 22 11 11 
Lltauen .................... - 1 5 1 14 12 8 
Rußland . . . ' ' . . . . . . . . . . . . . . - 11') 29 171 116 226 101 
Ukraine . . . . . . . . . . . . . . . . . . . - 1') 12 130 20 49 18 
Sowjetunion ............... -82 1•1 - - - - -. 
ZusaIDinen ................. 1227 1639 2406 3046 3 964 5114 1803 

'' „„„.„, ... " """""'' 
1 ) Saldo von Neuanlagen und Liquidationen. - Abweichungen in den Summen durch Runden der Zahlen. 
2) Angaben noch ohne Verluste und reinvestierte Gewinne. 
3) Angaben beziehen sich auf die mit Ablauf des.31. Dezember 1992 aufgelöste Tschechoslowakei, ab 1. Januar 1993 Tschechi~ 

sehe Republik und Slowakische Republik. 
•) Ab Mai 1992. 
h) Januar bis April. Ohne Estland, Lett:lo.nd, Litauen. 

Rechtssystem, das Steuersystem und die Funktions-
weise des Finanzsektors gegeben ist. Zudem sind 
auch stärker mikroökonomische Daten in den Blick 
zu nehmen, da makroökonomische Indikatoren für 
den speziellen Fall der Umwandlung zentralgelenk-
ter Wirtschaften in eine Marktwirtschaft möglicher-
weise nur eingeschränkt aussagefähig sind. 

Im Jahre 1994 war mit Ungarn erstmals eines jener 
als relativ erfolgreich geltenden Reformländer in 
eine wirtschaftliche Krise geraten. Dort war im März 
des Jahres 1995 ein Reformprogramm verabschie-
det worden, mit dem Ziel, die Wirtschaft auf einen 
soliden Wachstumspfad zurückzuführen. infolge des 
Austeritätsprogramms war es jedoch zunächst zu 
einer deutlichen Veningerung des Expansionstem-
pos gekommen. Im Jahre 1997 zeigten sich dann die 
Erfolge des wirtschaftspolitischen Kurses in einer mit 
3 vH wieder stärkeren Zunahme des Bruttoinlands-
produkts gegenüber dem Vorjahr. Im vergangenen 
Jahr traten in Bulgarien und Rumänien Versäum-
nisse im bisherigen Reformkurs offen zutage. In bei-
den Ländern wurden in diesem Jahr, in Absprache 
mit dem Internationalen Währungsfonds, Stabilisie-
rungs- und Reformmaßnahmen beschlossen. 

63. In der Tschechischen Republik wurden in der 
ersten Jahreshälfte einige Sofortmaßnahmen not-

Quelle: Deutsche Bundesbank. 

wendig, um eine größere Krise abzuwenden. Damit 
war nach Ungarn ein weiteres Land von einem Rück-
schlag betroffen, das in den letzten Jahren als beson-
ders erfolgreich im Reformprozeß gegolten hatte. So 
hatte sich die Volkswirtschaft seit dem Jahre 1994 
auf einem Wachstumspfad mit zweistelligen Verän-
derungsraten der Bruttoanlageinvestitionen befun-
den, auch der Zustrom ausländischer Direktinvesti-
tionen war verglichen mit anderen Staaten der Re-
gion hoch. Bei der Rückführung der Inflationsrate 
waren große Erfolge zu verzeichnen, die Arbeitslo-
senquote hatte mit rund 3 vH auf einem im gesamt-
europäischen Vergleich bemerkenswert niedrigen 
Niveau gelegen, und der Finanzierungssaldo des öf-
fentlichen Haushalts hatte über mehrere Jahre einen 
Überschuß ausgewiesen; er war erstmals im Jahre 
.1996 defizitär. Diese alles in allem relativ guten ma-
kroökonom.ischen Daten haben in Verbindung mit 
einem starken Zustrom auch kurzfristigen Kapitals 
dazu geführt, daß einer ungünstigen Entwicklung 
auf der außenwirtschaftlichen Seite weniger Beach-
tung beigemessen wurde: Die mit fester Parität an 
einen Währungskorb aus D-Mark (65 vH) und US-
Dollar (35 vH) gebundene Krone wertete wegen der 
im Vergleich zu Deutschland und den Vereinigten 
Staaten höheren Inflationsrate real stark auf, und das 
Leistungsbilanzdefizit belief sich im Jahre 1996 auf 
8,0 vH in Relation zum nominalen Bruttoinlandspro-
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dukt. Schwachstellen im Fortgang der Privatisierung 
blieben zunächst ohne Konsequenzen: Dazu gehört 
insbesondere die Tatsache, daß sich der Bankensek-
tor nach wie vor überwiegend in staatlichem Besitz 
befindet. Die Kouponprivat!sierungen haben zwar 
schnell einen großen Teil der staatlichen Firmen for-
mal in Privatbesitz überführt, aber materiell wenig 
verändert, so daß es in vielen Unternehmen bislang 
nicht zu den notwendigen Reorganisationen gekom-
men ist. Dies ist auch darauf zurückzuführen, daß der 
staatliche Einfluß auf die Investmentfonds, die große 
Teile des privatisierten Unternehmenssektors halten, 
über das Bankensystem noch beträchtlich ist. 

Im ersten Quartal dieses Jahres kam mit einem über-
mäßig starken Lohnanstieg, einem Rückgang der In-
dustrieproduktion und einem, aufgrund schlechterer 
gesamtwirtschaftlicher Entwicklung, stark angestie-
genen Defizit der öffentlichen Haushalte eine Reihe 
von Faktoren zusammen, die in Verbindung mit den 
außenwirtschaftlichen und den strukturellen Proble-
men den Druck zu wirtschaftspolit!sch'em 'Handeln 
erhöhten. Im April und im Mai kündigte die Regie-
rung jeweils Maßnahmen an, um eine Zuspitzung 
der Situation zu vermeiden. 

Das vordringliche Ziel dieser Maßnahmen ist es, das 
Defizit der öffentlichen Haushalte durch Ausgaben-
kürzungen in verschiedenen Bereichen sowie durch 
Steuererhöhungen zu reduzieren. Die Ausgabenkür-
zungen betreffen vor allem den Staatsverbrauch, die 
Steuererhöhungen zielen auf eine Verringerung des 
Privaten Verbrauchs; beide Maßnahmen sind daher 
auch vor dem Hintergrund des Ziels zu sehen, das 
Leistungsbilanzdefizit zu verringern. Ein weiteres 
Ziel der Reformpakete ist es, die Zentralbank bei 
ihren Bemühungen um die Stabilisierung der Wäh-
rung zu unterstützen. Nach der Ankündigung des 
ersten Reformpakets geriet die tschechische Wäh-
rung Anfang Mai unter Druck. Durch eine Anhebung 
des Lombardsatzes (von 14 % auf 50% am 14. Mai), 
Interventionen am Devisenmarkt in großem Umfang 
sowie einige andere Sofortmaßnahmen versuchte 
die Zentralbank, den Kurs der tschechischen Krone 
innerhalb des vorgesehenen Wechselkursbandes {seit 
28. Februar 1996 galt eine Schwankungsbreite von 
+/-7 ,5 vH um die Parität gegenüber dem Währungs-
korb) zu halten. Am 26. Mai mußten dann die feste 
Parität und die Bandbreite aufgegeben werden. 
Nach Ankündigung des zweiten Maßnahmenpakets 
Ende Mai stabilisierte sich der Wechselkurs der 
tschechischen Krone weitgehend wi<ide~ auf efu.em 
niedrigeren Niveau. Im Jahre 1997 stieg das Brutto-
inlandsprodukt auch als Folge der restriktiven Maß-
nahmen nur um rund 1 vH gegenüber dem Vorjahr. 
Mittelfristig wird jedoch der Fortgang der gesamt-
wirtschaftlichen Entwicklung wesentlich auch davon 
abhängen, daß die notwendigen strukturellen Refor-
men vorangebracht werden. 

64. Ähnllchkelten mit der Tschechischen Republik 
in der Entwicklung einiger Eckdaten lassen sich in 
Polen ausmachen, das sich, nach dem harschen Ein-
bruch der Produktion zu Beginn der neunziger Jahre, 
bereits seit dem Jahre 1992 wieder auf'einem konti-
nuierlichen und zeitweise sehr dynamischen Wachs-
tumskurs befindet. ln Polen stieg das Leistungsbi-· 
lanzdefizit in diesem Jahr auf 9~ vH ilfRelation zum 
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nominalen Bruttoinlandsprodukt. Insbesondere hat 
der starke Anstieg der Importe bei abgeschwächter 
Exportentwicklung über die Passivierung der Han-
delsbilanz hierzu beigetragen. Gleichzeitig hält je-
doch auch der Zustrom ausländischen Kapitals, vor 
allem auch in Form von Direktinvestitionen, an. Das 
Defizit der öffentlichen Haushalte fiel in der ersten 
Jahreshälfte höher aus als erwartet. Die Inflationsrate 
wurde von der Notenbank bereits seit einigen Jahren 
kontinuierlich zurückgeführt, war aber mit 16 vH im 
Jahresdurchschnitt auch im Jahre 1997 noch hoch. In 
der Folge der Abwertung der tschechischen Krone 
und der Aufgabe der festen Parität geriet auch der 
polnische Zloty im Juni vorübergehend unter Abwer-
tungsdruck. Hiervon wurde die gesamtwirtschaft-
liche Entwicklung jedoch kaum beeinträchtigt. Der 
Zloty ist an einen Währungskorb (zur Zeit 45 vH US-
Dollar, 35 vH D-Mark, 10 vH Pfund Sterling, 5 vH 
Französische Franc und 5 vH Schweizer Franken) ge-
bunden. Im Rahmen eines Systems gleitender Wech-
selkursanpassungen (Crawling Peg) wird er regel-
mäßig monatlich um 1 vH abgewertet. Neben dem 
Crawling Peg, durch den der realen Aufwertung der 
Währung entgegengewirkt wird, kann unter ande-
rem der im Vergleich zum tschechischen Banken-
system relativ effiziente Finanzsektor als Ursache für 
das schnell wieder zurückgewonnene Vertrauen in 
die polnische Währung betrachtet werden. Alles in 
allem war die investitionsgetragene Aufwärtsent-
wicklung in Polen im Jahre 1997 ungebrochen stabil 
und kräftig, jedoch ist der Bedarf an weiterer Um-
strukturierung in vielen Bereichen noch groß; hierzu 
gehört auch der Bankensektor. Die Stabilität der ge-
samtwirtschaftlichen Entwicklung wird bereits kurz-
fristig wesentlich davon abhängen, ob ausstehende 
Reformen zügig angegangen werden. 

65. Immer deutlicher geworden ist die besondere 
Bedeutung, die dem Bankensystem für den Fortgang 
des Transformationsprozesses zukommt. In den Staa-
ten Mittel- und Osteuropas herrschte am Ausgangs-
punkt dieses Prozesses der Typ der Monobank vor, 
die kommerzielle Funktionen und Zentralbankfunk-
tionen in einem wahrnahm. Das Geldangebot folgte 
dem Bedarf der Produktionspläne, entsprechend 
wurde die Kreditvergabe gestaltet. Zu Beginn des 
'IIansformationsprozesses gingen die ausstehenden 
Schulden der Betriebe auf die Banken über. Die er-
erbten, in der Regel schlechten Risiken und das un-
terschiedliche Ausmaß, in dem die Banken hierdurch 
belastet sind, gelten in einer Reihe von 'IIansfonna~ 
tionsländern bis heute als Argument dafür, den 
Finanzsektor nicht zügig zu liberalisieren und aus-
ländischen Banken den Zutritt weitgehend zu ver-
wehren oder sehr restriktiv zu gestalten. Darüber 
hinaus taten sich viele Staaten mit der im Prinzip ge-
botenen, iiber eine Llberalisierung weit hinausge-
henden Anforderung schwer, ein Bankensystem von 
Grund auf neu zu schaffen. Das oftmals zögerliche 
Vorgehen in diesem Bereich ist nicht ohne Folgen für 
die gesamtwirtschaftliche Entwicklung geblieben. 
Als hinderlich erwies sich die mangelnde Erfahrung 
mit risikoorientierter Kreditvergabe, die nicht selten 
politisch motiviert war. Erschwerend kamen in vielen 
Ländern die geringe Transparenz der rechtlichen 
Rahmenbedingungen und fehlende Erfahrungen mit 
einer effektiven Bankenaufsicht hinzu. 
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3. Exkurs: Reformstrategien in ausgewählten 
Ländern 

66. In vielen Ländern wird - wie in Deutschland -
die gesamtwirtschaftliche Entwicklung durch Pro-
bleme belastet, die ihre Ursache in unsoliden Staats-
finanzen und fundamentalen Funktionsstörungen in 
der sozialen Sicherung und am Arbeitsmarkt haben. 
Die Beseitigung dieser Probleme ist vor allem des-
halb so schwierig, weil Reformprogramme nur allzu-
oft im Widerstreit der Gruppeninteressen stecken 
bleiben. Dies gilt aber nicht überall. Es gibt Länder, 
in denen es der Politik gelang, durchaus umfassend 
und tiefgreifend Veränderungen vorzunehmen. Bei 
allen Einschränkungen, die aufgrund unterschied-
licher historisch-politischer Zusammenhänge anzu-
führen sind, lassen sich Anregungen gewinnen, so 
aus den Eifahrungen im Vereinigten Königreich, in 
den Niederlanden und in Kanada. Für diese Länder 
war kennzeichnend, daß sie durch wirtschaftspoliti-
sche Fehlentwicklungen und wenig flexible insti-
tutionelle Regelungen in eine gesamtwirtschaftlich 
außerordentlich schwierige Lage geraten waren; der 
Ausweg wurde in einer grundiegenden Umorientie-
rung in den besonders bedeutsamen Politikberei-
chen gesucht und gefunden, ohne daß dies im einzel-
nen inuner zu Ideallösungen geführt hat. 

- Das Vereinigte Königreich blickt nunmehr auf eine 
reformpolitische Phase von 18 Jahren zurück, die 
von gravierenden Änderungen gekennzeichnet 
ist; betroffen waren vor allem die Arbeitsmarkt-
politik, die Sozialpolitik und die Steuerpolitik. Die 
Eifolge zeigen sich in gestiegener Anpassungs-
flexibilität auf dem Arbeitsmarkt und deutlich 
rückläufiger Arbeitslosigkeit (Ziffern 67 ff.). 

- In den Niederlanden ist es in den vergangenen 
15 Jahren ebenfalls zu bemerkenswerten Refor-
men in den Bereichen Arbeitsmarkt, Sozialsystem 
und Besteuerung gekommen. Die Stärke der wirt-
schaftlichen Entwicklung ist im Vergleich zu den 
übrigen kontinentaleuropäischen Ländern über-
durchschnittlich, die Lage am Arbeitsmarkt hat 
sich zunehmend entspannt (Ziffern 72ff.). 

- In Kanada hat sich im Jahre 1993 eine beachtliche 
Wende in der Finanzpolitik vollzogen. Die ehe-
mals hohen Staatsdefizite konnten überzeugend 
und beachtlich schnell zurückgeführt werden; die 
budgetpolitischen Eifolge sind beeindruckend 
(Ziffern 81f!.). 

Vereinigtes Königreich: Grundlegende Reformen 
für mehr wirtschaftliche Dynamik 

rn. Im Vereinigten Königreich sind seit Ende der 
siebziger Jahre umfassende Reformen durchgeführt 
worden, die das Land aus einer lang andauernden 
Phase des wirtschaftlichen Niedergangs herausbrin-
gen sollten. Die Ausgangslage war angesichts der 
Schärfe der Probleme - anhaltende Wachstums-
schwäche, häufige und schwere Arbeitskämpfe, 
hohe Inflationsraten sowie eine extrem unstetige 
Wirtschaftspolitik - außerordentlich ungünstig (JG 81 
Ziffern 16!!.). Die eingeleiteten Reformen waren in 
den achtziger Jahren zunächst nur partiell eifolg-

reich; die Arbeitslosenquote verharrte bis weit in die 
achtziger Jahre bei Werten von deutlich über 10 vH 
(Tabelle 11). Ende der achtziger Jahre kam es dann 
zu wirtschaftlichen Überhitzungserscheinungen, die 
zwar zu einer deutlichen Reduzierung der Arbeits-
losigkeit beitrugen, aber mit einer restriktiven Geld-
politik und Finanzpolitik beantwortet wurden. Dies 
trug zur Rezession Anfang der neunziger Jahre bei, 
die jedoch beginnend mit dem Jahre 1993 überwun-
den wurde. Seither verzeichnet die britische Wirt-
schaft relativ hohe Zuwachsraten des Bruttoinlands-
produkts und vergleichsweise niedrige Inflations-
raten. Der unter der konservativen Regierung Ende 
der siebziger Jahre eingeschlagene und im Verlauf 
der achtziger Jahre maßgeblich geprägte Kurs der 
Wirtschaftspolitik wird unter der in diesem Jahr ge-
wählten Labour-Regierung im Grundsatz fortgesetzt. 
Die positiven Wirkungen auf den Arbeitsmarkt wer-
den immer deutlicher: Die Anzahl der Erwerbstäti-
gen ist seit dem Jahre 1994 kontinuierlich angestie-
gen. Die Arbeitslosenquote verringerte sich während 
des gesamten Jahres 1997 weiter; sie lag im Jahres-
durchschnitt bei 7 vH und damit deutlich unter der 
in Deutschland und dem Durchschnitt in der Euro-
päischen Union (11 vH). Auch die Anzahl der Lang-
zeitarbeitslosen ist seit 1992 rückläufig; allerdings ist 
die Anzahl der Erwerbspersonen im Zeitraum der 
Jahre 1991 bis 1996 insgesamt um gut 2 vH zurück-
gegangen. 

Die vom Nationalen Statistischen Amt bekanntgegebenen Ar-
beitslosen.zahlen sind in diesem Jahr in dle Kritik geraten, da 
nur die Personen als Arbeitslose registriert werden, die auch 
Anspruch auf Arbeitslosenunterstützung haben. Seit Mai 1979, 
der Regierungsübernahme durch die Konservative Partei, sind 
die Anspruchsvoraussetzungen zum Bezug von Arbeitslosen-
unterstützung zwelunddreißigmal geändert worden, und zwar 
jedesmal so, daß Immer weniger Personen Ansprüche· geltend 
machen konnten. Die altemaUv von der OECD und Eurostat 
berechneten standardisierten Arbeitslosenquoten liegen zwar 
über der vom Nationalen StatisUschen Amt angegebenen 
Quote, sind aber wie diese seit Februar 1993 klar rückläufig. 
Sie stützen sich auf Daten aus dem Labour Force Survey, einer 
vierteljährlichen stichprobenartigen Haushaltsbefragung, die 
mit vereinheitlichten DefiniUonen und Abgrenzungen der ILO 
arbeitet. Als arbeitslos gelten dabei auch diejenigen, die sich 
selbst als arbeitsuchend bezeichnen, obwohl sie keinen An-
spruch auf Arbeitslosenunterstützung haben. 

68.. Die britischen Gewerkschaften waren bis Ende 
der siebziger Jahre im Vergleich zu denen in ande-
ren westeuropäischen Ländern besonders militant; 
das führte vermehrt zu Streiks großen Ausmaßes mit 
negativen Folgen für die gesamte Wirtschaft. Ein 
Schwerpunkt der Reformen bestand deshalb in der 
Veränderung von Regulierungen auf dem Arbeits-
markt. In einer Reihe von Gesetzen wurde eine Ein-
schränkung gewerkschaftlicher Macht durch strik-
tere Regelungen für Tarifverhandlungen (beispiels-
weise Urabstimmungen vor Streiks) vorgenommen. 
Bereits in den achtziger Jahren kam es zu einem er-
heblichen Rückgang von Arbeitskämpfen und zu 
einem Klima der Lohnmäßigung. Nach Angaben der 
OECD stiegen die realen Arbeitskosten während der 
langen Expansion von 1982 bis 1989 langsamer als 
die Produktivität; von 1991 bis 1995 fielen die realen 
Arbeitskosten im Unternehmenssektor um 1,7 vH, 
während die Arbeitsproduktivität im gleichen Zeit-
raum um 8,5 vH zunahm. 
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Tabelle 11 

Eckdaten zur Wlitschaftsentwlcklung Im Verelnlgten Königreich 
vH1) 

Standardisierte Erwerbs- Erwerbs- Erwerbs- Lohnstück- Bruttoinlands- Deflator 
Jahr Arbeits- tätige personen 3) beteiliyung 'J kosten 5) 

produkt des Privaten 
losenquote 2) (real) Verbrauchs . T,, '"-· ·' " 

1980 -0,9 +0,4 74,0 +21,5 -2,2 +16.4 
1981 -3,4 -0,3 73,4 +10,2 -1,3 +11,2 
1982 11,1 -1,9 -0,4 72,7 + 4,3 +1,7 + 8,7 
1983 11,1 -0,2 +0,7 72,7 + 3,1 +3,7 + 4,9 
1984 11,l +2,3 +2,5 73,8 + 4,5 +2,3 + 4,9 
1985 11,5 +1,0 +1,4 74,7 + 4,6 +3,8 + 5.4 
1986 11,5 +0,3 +0,3 74,7 + 3,5 +4,3 + 3,9 
1987 10,6 +2,4 +1,0 75,3 + 3,4 +4,8 + 4,3 
1988 8,7 +3,5 +1,2 76,1 + 6,1 +5,0 + 5,0 
1989 7,3 +2,7 +0,9 76,7 + 8,5 +2,2 + 5,9 
1990 7,1 +0,4 +0,1 76,7 + 9,9 +0,4 + 5,5 
1991 8,8 -3,l -0,6 75,9 + 7,5 -2,0 + 7,5 
1992 10, 1 -2,4 -0,6 75,4 + 3,9 -0,5 + 5,0 
1993 10,5 -0,8 -0,4 74,9 + 0,8 +2,1 + 3,5 
1994 9,6 +0,8 -0,3 74,5 - 0,1 +4,3 + 2,5 
1995 8,8 +0,8 -0,3 74,1 + 1,7 +2,7 + 2,6 
1996 8,2 +0,1 -0,1 73,7 + 2,1 +2,3 + 2,6 
1997 7 +2 + \l:z 731h + 2 +3\l:z + 2 .. .. . -, 

1) Soweit nicht anders definiert: Veranderung gegenüber dem Vorjahr in vH. 1997 eigene Schätzung. 
2) In vH. Von der OECD standardisierte Arbeitslosenquoten: Anteil der Arbeitslosen (gemäß Definition der ILO) an den gesam-

ten Erwerbspersonen. Für die EU-Mitgliedsllnder sind die Berechnungsverfahren der OECD vergleichbar mit denen von 
Eurostat. 

3) Arbeitslose und Erwerbstätige. . 
.c) Anteil der Erwerbspersonen an der Wohnbevölkerung im Alter von 15 bis 64 Jahren; in vH. 
5) Nach der Definition der OECD. Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit in Relation zum realen Bruttoinlandsprodukt. 

Auch viele der übrigen Regulierungen des Arbeits-
lllllrkls, vor allem die zum Bestandsschutz von Ar-
beitsverhiiltnissen, sind im Vereinigten Königreich 
heute wenig restriktiv. Die Kündigungsfrist beträgt 
derzeit bei einer Beschäftigungsdauer von weniger 
als zwei Jahren nur eine Woche, erst bei einer Be-
triebszugehörigkeit von mehr als zwei Jahren verlän-
gert sich diese Frist für jedes weitere Jahr der Be-
triebszugehörigkeit um eine Woche bis maximal 
zwölf Wochen. Im Jahre 1995 wurden Vollzeitbe-
schäftigte und Teilzeitbeschäftigte hinsichtlich dieser 
Regelungen rechtlich gleichgestellt. Die Vereinba-
rung von befristeten Arbeitsverhiiltnlssen, die ge-
werbliche Arbeitnehmerüberlassung und die Ar-
beitszeiten sind keinen oder nur gerlngen gesetz-
lichen Restriktionen unterworfen: Leiharbeitsfirmen 
unterliegen lediglich einer Lizenzpflicht; gesetzliche 
Arbeitszeitregelungen bestehen für bestimmte Grup-
pen von Arbeitnehmern (Frauen. Jugendliche) oder 
bestimmte Benifsgruppen (Kraftfahrer, Bergleute). 
Der einzige Bereich, in dem die rechtlichen Regelun-
gen in Umfang und Tiefe denen in anderen west-
europäischen Ländern vergleichbar sind, ist der 
Arbeitsschutz am Arbeitsplatz. 
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Quelle: OECD 

69. Die im Bereich der Sozialversicherung und im 
Steuer- und 'I'ransfersystem vorgenommenen Refor-
men verfolgten vor allem das Ziel, auf der einen Seite 
die Anreize zur Arbeitsaufnahme zu erhöhen und 
auf der anderen Seite die Anreize zur Schaffung von 
Arbeitsplätzen zu verbessern. 

Im Verein:lgten Königreich sind alle staatlichen Sozialversiche-
rungszweige 111 einem einzigen System, der National Insuran-
ce, zusammengefaßt. Arbeitnehmer, die arbeitslos werden, 
können bel Eri'üllung bestimmter Voraussetzungen Arbeitslo-
senunterstützung aus der National Insurance beziehen. Nach 
Auslauten der Arbeitslosenunterstützung erhalten sie bei Be-
dürftigkeit einen 'ltansfer (Income Support). Dieses zweistufige 
System wurde selt Beginn der achtziger Jahre zwar nicht in 
seiner Sbuktur, wohl aber in vielen Details geändert. Im Ja. 
nuar 1981 wurden die einkommensabhängigen Zusatzzah· 
Jungen Pel der Arbeitslosenunterstützung, die bn Jahre 1966 
eingefiihrt worden waren, reduziert und im Jahre 1982 völlig 
abgeschafft. Seither gibt es nur noch ein nach Altersgruppen 
und Familienstand diiferenziertes, einkommensunabhängiges 
Arbeitslosengeld - nach Angaben der OECD lag die durch-
schnittliche Nettolohnersatzrate für ein Paar mit zwei Kindern 
im Jahre 1994 bei 51 vH (Deutschland: 71 vH). Zusätzlich wur· 
de im April 1981 das sogenannte Restart-Program eingeführt: 
Nach sechsmonatlger Arbeitslosigkeit findet ein Gespräch zwi. 
sehen Arbeitslosem und Arbeitsverwaltung statt, in dem dem 
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Arbeitslosen einerseits intensive Hilfe bei der Arbeitsuche an-
geboten wird, dieser andererseits aber auch den Nachweis von 
Eigenbemühungen erbringen muß, um weitere Unterstüt-
zungsleistungen zu erhalten. Dle jüngste Reform der Arbeits-
losenversicherung wurde im Oktober 1996 durchgeführt: Die 
Versicherungsleistung (Unemployment Benefit) und der an-
schließende, gleich hohe, aber bedürltigkeitaabhängige 'lTans-
fer (Income Support) für Arbeitslose wurden zwar in ihrer Form 
beibehalten, aber die maximale Bezugsdauer des Unemploy-
ment Benefit beträgt jetzt nur noch sechs Monate statt früher 
zwöli Monate. Beide Leistungen werden jetzt als Job Seeker'~ 
Allowance einheitlich vom Arbeitsamt verwaltet. 

Nicht nur durch Leistungskürzungen und die Verschärfung der 
Anspruchsvoraussetzungen bei Unterstützungszahlungen wur-
de versucht, die Arbeitsanreize zu erhöhen. Dem gleichen Ziel 
diente auch die Ausweitung des seit 1911 bestehenden 'lhlns-
fersystems für bedürltige Familien (Family Income Supple-
ment), das den Leistungsbezug von einer Beschäftigung mit 
einer Mindestarbeitszeit abhängig machte. Dieses Programm 
wurde im April 1988 durch den großzügigeren Famfly Credit 
ersetzt (Tabelle 62, Seiten 212fi.). 

Auch in den Bereichen des Gesundheitswesens und der Alters-
sicherung wurde eine ganze Reihe von Reformen durchge-
führt. Die zahlreichen Einschränkungen, zu denen es seit Be-
ginn der achtziger Jahie gekommen war, sorgten dafür, daß 
der Regelsatz der Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversicherung 
seit Mitte der achtziger Jahre in etwa konstant bei gut 10 vH 
des versicherungspflichtigen Einkommens blieb und der ein-
heitliche Arbeitnehmerbeitrag erst im Zuge der Rezession 
1993 von 9 vH aui 10 vH erhöht werden mußte. 

Das Einkommensteuersystem wurde zur Stärkung der Arbeits-
anreize ebenfalls reformiert. Bereits unmittelbar nach der Re-
gierungsübernahme im Jahre 1979 schallten die Konservati-
ven die fünf höchsten Steuerklassen im Einkommensteuersy-
stem ab und senkten damit den Sp:ltzensteuersatz von 83 vH 
auf 60 vH. In mehreren Stuten wurde dann bis November 1996 
der Eingangssteuersatz von 33 vH aui 20 vH und der Spitzen-
steuersatz von 60 vH auf 40 vH gesenkt; der Eingangssteuer-
satz beginnt derzeit ab einem Grundfreibetrag von f: 4 045 (ge-
gebenenialls zuzüglich vor allem alters- und familienstandsab-
hängiger Freibeträge), der Spitzensteuersatz ab einem zu ver-
steuernden Jahreseinkommen von über f: 26 10-0. 

70. In den frühen achtziger Jahren hatte sich die 
Arbeitsaufnahme für Unterstützungsempfänger häu-
fig finanziell nicht gelohnt, weil die Unterstützungs-
zahlungen in der Regel nach dem Bruttoeinlwmmen 
berechnet wurden. Der im Jahre 1988 wirksam ge-
wordene Social Security Act führte hier zu einer ent-
scheidenden Änderung: Unterstützungszahlungen 
an Bezieher von geringen Arbeitseinkommen hän-
gen seitdem vom Nettoeinkommen ab. In jüngster 
Zeit wurden weitere Reformen vorangebracht: So 
wurde bei der Einführung der Job Seeker's Allowan-
ce im Oktober 1996 ein Back-to-work Bonus einge-
führt. Dabei erhält ein Arbeitsloser vom Arbeitsamt 
einen Betrag in Höhe von 50 vH aller Verdienste, die 
er durch zulässige Arbeit erzielt, bis zu einer Höchst-
grenze von !i: 1 000 während seiner Arbeitslosigkeit 
.gutgeschrieben•. Wenn der Arbeitslose später eine 
Tätigkeit mit mehr als 16 Stunden Arbeit pro Woche 
aufnimmt, wird der Betrag ausgezahlt. 

71. Insgesamt ist die Arbeitsmarktentwicklung für 
sich genommen positiv zu beurteilen. Dabei ist zu be-
rücksichtigen, daß sich das Vereinigte Königreich 
mittlerweile im fünften Jahr eines konjunkturellen 
Aufschwungs befindet, der mit jährlichen Produk-
tionszuwächsen zwischen 2 vH und 4 vH kräftig aus-
fiel. Zudem begünstigt die seit Anfang der neunziger 

Jahre rückläufige Anzahl der Erwerbspersonen die 
Verringerung der Arbeitslosigkeit. Allerdings ist 
auch die Beschäftigung gestiegen. Ferner hat sich 
- wohl infolge der Reformen am Arbeitsmarkt - die 
Anpassungsgeschwindigkeit der Beschäftigung im 
Konjunkturverlauf gegenüber der Vergangenheit 
deutlich erhöht. Im Gegensatz zur Situation bis Ende 
der achtziger Jahre entwickelten sich Bruttoinlands-
produkt und Beschäftigung seither nahezu parallel. 

Die größere Flexibilität des britischen Arbeitsmarkts 
wird nicht von allen Beteiligten als positiv empfun-
den. Umfragen zufolge ist die Furcht der Beschäftig-
ten vor einem Verlust des Arbeitsplatzes gestiegen. 
Allerdings war die durchschnittliche Beschäftigungs-
dauer im Jahre 1995 mit fünf Jahren und sechs Mo-
naten ähnlich hoch wie im Jahre 1985. In den vergan-
genen fünf Jahren zeigte sich sogar ein permanenter 
Anstieg der durchschnittlichen Beschäftigungsdauer. 

Darüber hinaus wird vor allem die zunehmende Un-
gleichheit in der Einkommensverteilung kritisch be-
wertet. Das Vereinigte Königreich gehört neben den 
Vereinigten Staaten zu den wenigen OECD-Ländern, 
in denen eine zunehmende Lohnspreizung zu be-
obachten ist. Trotzdem ist es - anders als in den Ver-
einigten Staaten - in nahezu allen Einkommensgrup-
pen zu einer Erhöhung des Reallohnniveaus gekom-
men. Allerdings sind die Steigerungsraten für Be-
zieher höherer Einkommen deutlich größer ausge-
fallen. Die OECD ermittelt für den Zeitraum 1985 bis 
1995 - jeweils für Männer und Frauen getrennt -
Reallohnsteigerungen von knapp unter 10 vH bezie-
hungsweise 20 vH für das unterste EinkoIIUllens-
dezil, knapp unter 20 vH und 30 vH für das mittlere 
Einkommensdezil sowie 30 vH und über 40 vH für 
das oberste Einkommensdezil. Gemäß dieser Studie 
ist also auch das Reallohnniveau in der untersten 
Einkommensgruppe nicht gesunken. Zu einem ande~ 
ren Ergebnis gelangt man, wenn Daten des Sozial-
ministeriums für den Zeitraum 1979 bis 1994 heran-
gezogen werden, die nicht nach Geschlecht unter-
scheiden: Danach sanken die Realeinkommen im 
untersten Einkommensdezil um 6 vH. In den anderen 
neun Einkommensdezilen ergaben sich allerclings 
auch nach diesen Daten Steigerungen, in der ober-
sten Klasse um über 60 vH. Das durchschnittliche 
Realeinkommen ist um 38 vH gestiegen. 

Zentral für die Beurteilung der Einkommensvertei-
lung ist jedoch die Frage der vertikalen Mobilität: 
Werden die unteren Einkommensklassen von „Neu-
zugängen" dominiert, die dann in höhere I<lassen 
aufsteigen, oder handelt es sich um einen statischen 
Pool von niedrig bezahlten, gering qualifizierten Ar-
beitnehmern, die zwischen Beschäftigung und Ar-
beitslosigkeit bin und her wechseln? Nach jüngsten 
Angaben des britischen Sozialministeriums konnten 
sich zwischen 42 vH und 65 vH der Angehörigen des 
untersten Einkommensdezils im Jahre 1991 verbes-
sern; sie gehörten drei Jahre später zu einer höheren 
Einkommensklasse. Dies kann als Indiz für einen fle-
xiblen Arbeitsmarkt gewertet werden, der viele Stel-
len !ür Einsteiger geschaffen hat, die zwar häufig 
nicht gut bezahlt sind und nur auf Teilzeitbasis ange-
boten werden, aber dennoch Gelegenheit bieten, 
sich als arbeitsfähig und -willig zu zeigen und so 
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die Voraussetzung für Aufstieg und Beförderung zu 
einem späteren Zeitpunkt bieten. Auf der anderen 
Seite scheint es aber auch eine beträchtliche Anzahl 
von schlecht qualifizierten Arbeitnehmern, vor allem 
älteren Männern, zu geben, die entweder arbeitslos 
sind oder auf schlecht bezahlten Arbeitsplätzen 
verharren. Das unterstreicht die Notwendigkeit, die 
allgemeine Aexibilisierung des Arbeitsmarkts durch 
rechtzeitige Bildungs- und Qualifikationsmaßnah-
men zu ergänzen. 

Niederlande: Nene Wege zu mehr Beschäfttgung 

72.. In den Niederlanden begann Anfang der siebzi-
ger Jahre ein schwerer wirtschaftlicher Abstieg mit 
steigenden Inflationsraten und relativ geringen Zu-
wachsraten des Bruttoinlandsprodukts. Es kam zu 
Steuererhöhungen und Abgabensteigerungen im 
Gefolge einer Ausdehnung des Systems der Sozialen 
Sicherung, die nicht allein über steigende Einnah-
men aus Erdgasverkäufen finanziert werden konnte. 
Außerdem nahm das Defizit im öffentlichen Haushalt 
zu. Die Wettbewerbsfähigkeit ·der niederländischen 
Unternehmen wurde zusehends in !Vßtleidenschaft 
gezogen, die Gewinne sanken, und die Investitions-
tätigkeit stagnierte nahezu, was nachteilige Wirkun-
gen für die Beschäftigung hatte. 

In dieser angespannten Situation verständigte sich 
am 24. November 1982 die Vereinigung von Arbeit-
gebern und Arbeitnehmern (Stichling van de Arbeid, 
eine private Organisation, in der die Vertreter beider 
Seiten regeimäßig zusammenarbeiten) Im sogenann-
ten .Abkommen von Wassenaar' auf einen Grund-
konsens über notwendige Reformen. Dies wird als 
Auftakt zu einem Umdenken in der niederländischen 
Wirtschaftspolitik betrachtet und hat das Umfeld für 
die danach eingeleitete Reformpolitik der Regierung 
geschaffen: Hierzu gehörten die Konsolidierung der 
öffentlichen Haushalte, die Senkung der Steuer- und 
Abgabenlast zur Verbesserung der Wettbewerbs-
fähigkeit der niederländischen Unternehmen und 
Maßnahmen zur Beschäftigungsförderung; die Tarif-
vertragsparteien verständigten sich auf moderate 
Lohnsteigerungen. Ziel dieser Politik war und ist es 
bis heute, ein Klima zu schaffen, das Unternehmen 
Anreize für wirtschaftliches Engagement bietet, 
möglichst viele Menschen am Arbeitsleben teilhaben 
läßt und zugleich eine dauerhaft finwierbare so-
ziale Grundabsicherung erhält. 

73. Die mittlerweile insgesamt stabile gesamtwirt-
schaftliche Entwicklung kann als Ergebnis der "seit 
nunmehr fünfzehn Jahren andauernden Neuorientie-
rung in der Wirtschaftspolitik gesehen werden: So 
wurde die Volkswirtschaft im Jahre 1993 nicht so 
stark von einer Rezession getroffen wie die meisten 
anderen kontinentaleuropäischen Länder. Seither 
zeigt sich eine kräftige Aufwärtsentwicklung mit 
deutlichen Beschäftigungsgewinnen bei zugleich 
niedrigen Inflationsraten. Zwar stieg In den Nieder-
landen die Arbeitslosenquote in den Jahren 1993 
und 1994, wodurch der 'Il:end des kontinuierlichen 
Rückgangs seit dem Jahre 1983, io dem die Arbeits-

'losenquote bei 9,7 vH gelegen hatte, kurzfristig un-
terbrochen wurde. Anders aber als in Deutschland 
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sinkt die Arbeitslosenquote seit dem Jahre 1995 wie-
der (Tabelle 12). Es gibt jedoch Anzeichen dafür, daß 
in den Niederlanden die verdeckte Arbeitslosigkeit 
besonders hoch ist, so daß die Quote der registriert 
Arbeitslosen nur eingeschränkt Aussagen über die 
Lage am Arbeitsmarkt erlaubt. 

Die Regelungen für den Bezug einer Arbeitsunfähigkeitsrente 
und einer Erwerbsuniähigkeitsrente waren in den Niederlan-
den über lange Zeit hinweg sehr großzügig, und die Mechanis-
men zu ihrer Gewährung zu wenig darauf bedacht, Fehlanrei-
ze und Mißbrauch zu vermeiden. Das wurde von vielen Arbeit-
gebern zusammen mit ihren Arbeitnehmern bei Freisetzungen 
genutzt. Im Falle einer anstehenden Entlassung wurde der 
jeweilige Arbeitnehmer als „Invalide" gemeldet und erhielt 
einen höheren monatlichen Transfer, als ihn die Arbeitslosen-
verslcherung gewährt hätte, darüber hinaus war er in der 
Regel unbefristet. Studien über den niederländischen Arbeits-
markt gehen davon aus, daß das Ausmaß der durch lnvalidi-
tätsrenten verdeckten Arbeitslosigkeit beträchllich ist und die 
ArbeJtslosenquote die tatsächliche Arbeitslosigkeit entspre-
chend stark unterzeichnet. In den Jahren 1992 und 1993 kam 
es zu elner Venchärlung bei der Gewährung der lnvaliditäts-
renten, und vielen Beziehern solcher Renten wurde in jüngster 
Zeit der Anspruch aberkannt. Insgesamt wird die durch um-
fangreiche arbeitsmarktpolitische Maßnahmen und Regelun-
gen der Sozialversicherung verdeckte Arbeitslosigkeit als be-
trächtlich eingeschätzt. Die OECD kommt bei der Ermitt-
lung elner. weitabgegrenzten" Definition von Arbeitslosigkeit 
(PeISonen, die an Maßnahmen der aktiven Arbeitsmarktpolitik 
teilnehmen, und PeISonen im erwerbsfähigen Alter, die Lohn-
enatzleistungen im Rahmen der Sozialversicherung beziehen) 
zu ehler Quote von 21,1 vH für das Jahr 1994. 

74. Die Einflußmöglichkeiten der Regierung auf die 
Lohnverhandlungen sind relativ hoch, sie hat das 
Recht, direkt in die Tarifverhandlungen einzugreifen 
und auf ein , vernünftiges Lohnwachstum" hinzuwir-
ken, sie kann auch einen Lohnstopp verhängen. Dies 
stärkt für Arbeitgeber und Gewerkschaften den An-
reiz, sich im Konsens zu einigen. Der Anstieg der 
Lohnstückkosten im Produzierenden Gewerbe blieb 
seit dem Jahre 1983 in allen Jahren, mit Ausnahme 
des Jahres 1992, meist deutlich hinter dem Anstieg in 
den OECD-Ländern und io den EU-Ländern zurück. 
In den Jahren 1983, 1984, 1989 und 1994 kam es zu 
einem Rückgang der Lohnstückkosten, der nicht auf 
einer Produktivitätssteigerung durch Arbeitsplatzab-
bau beruhte, weil die Beschäftigung in diesen Jahren 
stieg. 

75. Eioen wichtigen Beitrag zu der positiven Ent-
wicklung am niederländischen Arbeitsmarkt leistet 
die hohe Akzeptanz von Teilzeitarbeit. Im Jahre 1996 
lag deren Anteil an der Gesamtbeschäftigung bei 
36,5 vH. Hierdurch wurde es möglich, bei seit den 
siebziger Jahren stark steigender Erwerbsbeteili-
gung - insbesondere von Frauen -immer mehr Men-
schen in den Arbeitsmarkt zu integrieren. Die Ak-
zeptanz von Teilzeitarbeit ist in den neunziger Jah-
ren weiter deutlich gestiegen; gaben im Jahre 1993 
noch über 15 vH der Teilzeitbeschäftigten an, daß sie 
gerne mehr Stunden arbeiten würden, lag dieser An-
teil im Jahre 1995 nur noch bei 4 vfi, und 12 vH der 
Vollzeitbeschä!tigten gaben an, gerne ihre Arbeits-
zeit reduzieren zu wollen. Die Sozialversicherungs-
pflicht wurde ausgedehnt, so daß die meisten Teil-
zeitbeschäftigten sozialversicherungspflichtig sind, 
Geringfügigkeitsgrenzen haben keine Bedeutung. 
lnsgesamt liegt der Befund nahe, daß die Teilzeit-
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Tabelle 12 

Eckdaten zur Wlrtschaftsentwlcklnng In den Niederlanden 
vH 1) 

standardisierte Erwerbs- Erwerbs- Erwerbs- Lohnstück- Bruttoinlands- Deflator 
Jahr Arbeits- produkt des Privaten 

losenquote 2) 
tätige personen 3) beteiligung") kosten 5} (real) Verbrauchs 

1980 +1,2 +1,6 57,7 +5,0 +1,2 +6,8 
1981 -1,1 +0,8 57,4 +2,6 -0,5 +6,3 
1982 8,2 -2,1 +0,8 57,3 +4,1 -1,2 +5,1 
1983 9,7 -1,3 +1.4 57.4 -0,6 +1,7 +2,9 
1984 9,3 +0,5 +0,1 56,8 -2,8 +3,3 +2,0 
1985 8,3 +1,3 -0,2 56,0 +0,4 +3,1 +2,4 
1986 8,3 +2,5 +1,6 56.4 +1,6 +2,8 +0,2 
1987 8,0 +1,6 +1,2 56,5 +1,9 +1,4 +0,2 
1988 7,5 +2,3 +2,1 57,2 +0,1 +2,6 +0,6 
1989 6,9 +1,8 +0,9 57.4 -1,8 +4,7 +1,1 
1990 6,2 +3,0 +2,0 58,2 +1,8 +4,1 +2,2 
1991 5,8 +2,6 +2,0 59,l +3,6 +2,3 +3,2 
1992 5,6 +1,6 +1,6 59,6 +3,7 +2,0 +3,1 
1993 6,6 +0,7 +1,9 60.4 +2,0 +0,8 +2,2 
1994 7,1 -0,l +1,0 60,8 -1,2 +3,4 +2,8 
1995 6,9 +2,4 +1,9 61,7 +1,9 +2,1 +1,5 
1996 6,3 +1,9 +1,5 62.4 -0,1 +2,7 +1.4 
1997 5Y2 +2 +11/2 63 +1Y2 +3 +2 

1) Soweit nicht anders definiert: Veränderung gegenüber dem Vorjahr in vH. 1997 eigene Schätzung. 
2) In vH. Von der OECD standardisierte Arbeitslosenquoten: Anteil der Arbeitslosen (gemäß Definition der Il.O) an den gesam-

ten Erwerbspersonen. Für die EU-Mitgliedsländer sind die Berechnungsverfahren der OECD vergleichbar mit denen von 
Eurostat. 

3) Arbeitslose und Erwerbstätige. 
') Anteil der Erwerbspersonen an der Wohnbevölkerung im Alter von 15 bis 64 Jahren; in vH. 
5) Nach der Definition der OECD. Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit in Relation zum realen Bruttoinlandsprodukt. 

arbeit in den Niederlanden zu einem wichtigen 
Kennzeichen für eine sich wandelnde Gesellschaft 
mit verändertem Erwerbsverhalten geworden ist. 

Die grundsätzlich hohe Bereitschaft der Arbeitnehmer, ein Tell-
zeitbeschäftigungsverhältnis einzugehen, traf zusammen mit 
der kräftigen Expansion des Dienstleistungssektors, in dem 
sich Tellzeitbeschäftigte leichter als im Verarbeitenden Gewer-
be integrieren lassen. Jedoch itJt in den Niederlanden auch im 
Verarbeitenden Gewerbe der Anteil der Teilzeitbeschäftigten 
im Vergleich zu Deutschland relativ hoch. Die Unternehmen 
nutzen verstärkt auch die Möglichkeit, über Zeitarbeitsfirmen 
Arbeitskräfte vorübergehend einzustellen, Mehr als 2 vH aller 
abhängig Beschäftigten werden mittlerweile über solche Fir-
men vermittelt, und das Angebot von Arbeitsstunden über sol-
che Unternehmen hat sich in den letzten zehn Jahren mehr als 
verdreifacht. Auch im internationalen Vergleich ist die Bedeu-
tung dieser Form des Arbeitsangebots in den Niederlanden 
auffallend hoch. 

Die Ausweitung der Teilzeitbeschäftigung wurde durch institu-
tionelle Veränderungen erleichtert. Die Regelungen am Ar-
beitsmarkt und flankierend in den Systemen der Sozialen Si-
cherung zielen auf eine Flexibilisierung der Tages-, Wochen-, 
Monats- und Jahresarbeitszeit. Das Abkommen von Wassenaar 
strebte auch eine gleichmäßigere Verteilung der Arbeit an: Ne-
ben Teilzeitarbeit wurde ein weiterer Weg in einer Arbeitszeit-

Quelle: OECD 

verkürzung gesehen, die auf der Ebene sektoraler Verhandlun~ 
gen zugleich mit einer Arbeitszeitflexib1Usierung einherging. 
Die gesetzlichen Regelungen in den Niederlanden geben zum 
Schutz der Arbeitnehmer einen allgemeinen Standard vor. Un~ 
ternehmen haben die Möglichkeit, im Rahmen von Betriebs-
vereinbarungen oder auf der Tarifvertragsebene von diesem 
Standard innerhalb bestimmter Grenzen abzuweichen. Dar-
über hinaus lassen die Branchentarltverträge in manchen Be-
reichen Raum tür eine Ausgestaltung auf der Betriebsebene. 
Die Mehrheit der Unternehmen nutzt diese Möglichkeit. Die 
bedeutendste Änderung in diesem Bereich in jüngster Zeit 
stellt das „Arbeitsstundengeset.z" von 1996 dar. Es ermöglicht 
Arbeitgebern, entsprechend der Auslastung des Betriebes in 
Absprache mit Arbeitnehmervertretern (auch Gewerkschaften) 
über das Jahr hinweg die Arbeitszeit phasenweise zu verr1n-
gem und zu erhöhen, so daß ein Ausgleich von Überstunden 
in Zeiten geringerer Auslastung möglich ist und Überstunden-
zuschläge auf diese Weise zum Teil eingespart werden können. 
Die Bedeutung von Verhandlungen über Arbeitszeitbedingun-
gen auf Unternehmensebene wurde auf diese Weise gestärkt. 

76. Die Verantwortung für die soziale Absicherung 
wurde insbesondere in den sechziger und siebziger 
Jahren durch eine breite Sozialgesetzgebung immer 
stärker zur Staatsaufgabe und immer weniger Be~ 
standteil privater Vorsorge. Die steigende Belastung 
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der öffentlichen Haushalte, der Unternehmen und 
der Arbeitnehmer durch die Finanzierung des sozia-
len Sicherungssystems sowie der Millbrauch einiger 
Regelungen und die negativen Anreize1 die von der 
umfassenden Absicherung auf das Arbeitsangebots-
verhalten ausgingen, ließen zusammen mit allgemei-
nen gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Verände-
rungen Reformen in diesem System notwendig wer-
den. Dabei hat der Staat versucht, das Subsidiaritäts-
prinzip zu stärken, zugleich wurde jedoch die staat-
liche Garantiefunktion für die soziale Sicherheit auf 
einem Mindestniveau nicht aufgegeben. Ziel war es 
darüber hinaus, insbesondere die Arbeitsanreize zu 
verstärken und die Millbrauchsmöglichkeiten zu be-
grenzen. 

77. Durch Leistungsbeschränkungen und ver-
schärfte Anforderungen an die Gewährung von Lei-
stungen wurden das Mindestabsicherungsniveau 
gesenkt und gleichzeitig die Fehlanreize einge-
schränkt. 
Selt Ende der achtziger Jahn konzentrieren slch die Reforman-
atrengungen 1m Bereich der Absicherung für den Pa11 des Ein-
kommensausfalls insbesondere auf dle Begrenzung der Anzahl 
der Empflinger von Invalidltätsrenten. notz erheblicher Wider-
atdnde In der Bevölkerung wurden In den Jahren 1992 und 
1'103 entsprechende Gesetze verabschiedet. Die Gesetze ent-
halten weitreichende Leistungsbegrenzungen, der Begriff 
„p<IJ18ende Arbeit"' wird sehr viel enger auagelegt, strengere 
Anforderungen an die Gewährung von Leistungen auch hin-
alchtllch der Dauer (die Gewährung ist jetzt auf zunächst filnf 
Jahre befristet, es muß eine Verlängerung beantragt werden, 
und ea w1Id überprüft, ob die Bedingungen tar den Bezug der 
lnvalidllätsrente noch erfüllt sind). Nach der neuen Definition 
kann der Versicherte zu jeder allgemein alrzepUerten Arbeit 
verpfflchlet werden, zu der er nach seinen KriJften und Fähig-
keiten geeignet Ist; aus seinem früheren Beruf und seinem Ein-
kommensniveau kann er keine Ansprüche ableiten. Daniber 
hinaus wurden in den Jahren 1991 und 1995 die Bedingungen 
verschärft, unter denen Arbeitslosengeld gewährt wird. 
Schließlich sind seit Anfang des Jahres 1996 Bezieher von So-
J:ialhllfe (mit wenigen Ausnahmen} verpflichtet, grundsätWch 
für eine Arbeit zur Verfügung zu stehen, und der Begriff der 
„zumutbaren Arbeit" wird mitUerwelle deutlich weiter ausge-
legt. 

78. Die Arbeitgeber wurden durch Neuregelungen 
der Lohnfortzahlung im Krankheitsfall, die zuvor der 
gesetzlichen Krankenversicherung oblag, stärker in 
die Verantwortung für erwerbsarbeitsbezogene Risi· 
ken von Arbeitnehmern genommen. 

Am 1. Januar 1994 trat ein Gesetz zur Verringerung des Kran-
kerutands in Kratt. Die Arbeitgeber wurden darin verpflichtet, 
In den ersten sechs Wochen der Krankheit eines Arbeitneh-
mers 70 vH des Lohnes zu zahlen, bei kleinen Unternehmen 
betrdgt die Zeit zwei Wochen. Bei längerer Krankheit wurden 
dann Zahlungen lm Rahmen des Krankengeldversichenmgs-
geutzes geleistet. In den Tarifvertn'Jgen können Regelungen 
getroffen werden, das Krankengeld weiter autzustoclcen oder 
aber auch zwei Karenztage zu berücksichtigen. , 

Seit dem 1. März 1996 sind nach dem Bürgerlichen Gesetz-
buch alle Arbeitgeber verpflichtet, im Kran.kheitstan 10 vH des 
Lohnes für elnen Zeitraum von maximal 52 Wochen zu zahlen, 
aber nicht über das Ende des Arbeitsverhältni.sse.s hinaus. Bei 
einer längeren Krankheit erhält der Arbeitnehmer dann die 
Lohnersatzleistungen aus dem Krankengeldvf!rsicherungsge-
utz. Die Arbeitgeber haben die Möglichkeit, sich bei privaten 
Versicherungen gegen das RLsilc.o abzusichern, Krankengeld 
zahlen zu müssen. Ziel dieser Regelungen war es insbeson-
dere, die Arbeitgeber dazu anzuhalten, für einen niedrigen 
Krankensland zu sorgen, sich stärker an PrävenUonsmaBnah-

38 

men hinsichtlich erwerbsbezogener Risiken zu beteiligen und 
sich intensiv um eine Reintegration erkrankter Personen zu 
bemühen. 

79. Das System der sozialen Sicherung in den Nie· 
derlanden ist mehrstufig aufgebaut: Auf der ersten 
Stufe werden Sozialleistungen im Sinne des Fürsor-
geprinzips aus dem Staatshaushalt gewährt. Auf der 
zweiten Stufe gibt es Volksversicherungen, für die 
die Versicherten Beiträge abführen und die der 
Sicherung des Mindesteinkommens aller Einwohner 
in bestimmten Lebenslagen dienen sollen. Hierzu ge· 
hören die Rentenversicherung und die Hinterbliebe· 
nenversicheru.ng sowie eine allgemeine Erwerbsun-
fähigkeitsversicherung und eine Absicherung für 
außergewöhnliche Krankheitskosten. Für die beiden 
letzten wurden bis Ende 1989 auch von den Arbeit· 
gebern Beiträge gezahlt. Zum 1. Januar 1990 wurde 
die Zabllast voll auf die Arbeitnehmer umgestellt, 
teilweise kompensiert durch einen Zuschlag zum 
Bruttolohn. Auf der dritten Stufe gibt es Arbeitneh-
merversicherungen, für die die Beiträge an Bran-
chenverbände geleistet werden und die bei Verlust 
des Arbeitseinkommens dieses teilweise und vor-
übergehend ersetzen. Hierzu gehören eine Erwerbs-
unfähigkeitsversicherung, die Arbeitslosenversiche· 
rung und die gesetzliche Krankenversicherung, al· 
Jein für die letzten beiden Versicherungszweige zah-
len die Arbeitgeber einen Anteil an der Versiche-
rungsprämie. Durch die Stärkung der Eigenverant· 
wortung von Arbeitnehmern und Arbeitgebern ist 
mehr Raum, aber auch mehr Bedarf für private Absi-
cherung gegen bestimmte Risiken entstanden. Die 
Einschränkungen bei der Gewährung von Arbeitsun · 
fähigkeits- und Erwerbsunfähigkeitsleistungen ha· 
ben Lücken in der Absicherung entstehen lassen, die 
jedoch vielfach durch Regelungen in Tarifverträgen 
aufgefüllt wurden. 

80. Auch im Steuersystem wurde eine Vielzahl von 
Veränderungen vorgenomrhen. Nahezu jährlich kam 
es in den vergangenen Jahren zu Steuererleichterun-
gen für die Wirtschaft; insbesondere für kleine und 
mittlere Unternehmen sollten die Rahmenbedingun· 
gen verbessert werden. Ziel war es jedoch auch ganz 
allgemein, Bürgern und Unternehmen eine schritt-
weise Abgabenentlastung zu verschaffen. Im Jahre 
1989 wurde die Körperschaltsteuer auf einbehaltene 
Gewinne auf 35 vH gesenkt. Im Jahre 1990 folgte 
eine Steuerreform, die auf eine Vereinfachung der 
Besteuerung und auf eine Entlastung der Wirtschaft 
zielte. Gleichzeitig wurde eine Energiesteuer einge-
führt, die insbesondere den Energieverbrauch im 
Privatsektor verringern soll, allerdings für die Unter-
nehmen nur bis zu einer Höchstgrenze. 

Nach wie vor stellt jedoch die beachtliche Höhe von 
Steuern und Abgaben eine Belastung für die Ent· 
wicklung am Arbeitsmarkt dar. Die Differenz zwi· 
sehen realen Arbeitskosten und realen Nettoverdien-
sten ist hoch und grenzt die Möglichkeiten zu einer 
deutlichen Lohnspreizung, mit einer Verringerung 
der Löhne im unteren Einkommensbereich, stark ein. 
Aus dem Zusammenspiel großzügiger Lohnersatzlei-
stungen - nach Angaben der OECD lag die durch-
schnittliche Nettolohnersatzrate für ein Paar mit zwei 
Kindern im Jahre 1994 bei 77 vH - und einer hohen 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode Drucksache 13/9090 

marginalen Steuer- und Abgabenbelastung im unte-
ren Lohnbereich ergeben sich weiterhin erhebliche 
negative Anreize zur Arbeitsaufnahme, und insbe-
sondere für wenig qualifizierte Personen stellt das 
relativ hohe Lohnniveau ein Hindernis dar, Arbeit zu 
finden. 

Im Zuge der Verringerung der allgemeinen Arbeitslosigkeit ist 
auch die Anzahl der Langzeitarbeitslosen zurückgegangen, 
gleichwohl ist der Anteil mit 49 vlt im Jahre 1996 weiterhin 
sehr hoch. Besonders stark von der Arbeitslosigkeit betroffen 
sind Anbieter einfacher Arbeit sowie Angehörige ethnischer 
Minderheiten. Die Nachfrage nach einfacher Arbeit ist in den 
letzten 25 Jahren stark gesunken; sie hat sich zwischen 1969 
und 1993 etwa halbiert. Im gleichen Zeitraum iSt die Nachtrage 
nach gut ausgebildeten Arbeitnehmern nahezu um das Drei· 
fache gestiegen. Ein Abbau der Arbeitslosigkeit gering Qualifi-
zierler ist allein durch eine Belebung der Wirtschaftstätigkeit 
nicht zu erwarten. Erschwerend wirkt, daß sich das Differential 
zwischen oberen und unteren Lohngruppen verringert hat. lm 
Jahre 1969 verdiente ein gut ausgebildeter Arbeiter rund 60 vH 
mehr als sein gering quallfizierler Kollege, im Jahre 1993 ist 
diese Differenz auf nur noch 10 vH gesunken. Zwar blieb der 
Anstieg des gesetzlichen Mindestlohns seit 1983 deutlich hin-
ter dem durchschnitUichen Lohnanstieg zurück (er betrug im 
Jahre 1995 rund 54 vH des Durchschnittslohns, im Jahre 1984 
waren es noch 66 vH). Jedoch vergrößerte sich die Lohndiffe-
renzierung kaum, da sich der Abstand zwischen dem gesetzli-
chen Mindestlohn und dem von den Tarifvertragspartnern aus-
gehandelten tatsächlich gezahlten Mindestlohn vergrößerte 
und mitUerweile weniger als 3 vH der Beschäftigten zum ge-
setzlichen Mindestlohn entlohnt werden. Die Löhne für gering 
qualifizierte Arbeit liegen nach Schätzungen der OECD in al-
len Branchen deutlich über der Produktivität dieser Beschäftig-
ten, so daß die Integration von Anbietern elnfacher Arbeit in 
den Arbeitsmarkt eines der größten Probleme in den Nieder-
landen darstellt. 

Kanada: Kurswechsel In der Flnanzpollttk 

81. Nach drei Jahrzehnten hoher Beschäftigungs-
und Produktivitätszuwächse, kräftiger Einkommens-
steigerungen sowie eines großzügigen Ausbaus des 
Sozialstaats war ab Mitte der siebziger Jahre auf 
veränderte ökonomische Rahmenbedingungen - ins-
besondere die Ölpreisschocks - nicht angemessen 
reagiert worden. So konnte etwa die Arbeitslosigkeit 
nach den Rezessionen nicht wieder auf das vorherige 
Niveau zurückgedrängt werden, und die Einkom-
mensentwicklung hat sich merklich abgeflacht. 

Die entscheidende Fehlentwicklung, die die Volks-
wirtschaft Anfang der neunziger Jahre schließlich in 
eine bedrohliche Lage gebracht hatte, lag darin, daß 
man den Weg in die Staatsverschuldung gegangen 
war. Die dominierende Rolle spielte hierbei der Bund, 
auf den rund die Hälfte der Gesamtausgaben der 
öffentlichen Hand entfallen und der in der zweiten 
Hälfte der achtziger Jahre für mehr als 75 vH des ge-
samtstaatlichen Defizits verantwortlich war. In der 
Zeit zwischen den Haushaltsjahren 1980/81 und 
1994/95 hatte das Haushaltsdefizit des Bundes immer 
über 4 vH in Relation zum nominalen Bruttoinlands-
produkt gelegen, der Schuldenstand des Bundes ver-
sechsfachte sich in diesem Zeitraum, so daß die 
Schuldenstandsquote von 29, 7 vH im Haushaltsjahr 
1980/81 auf 73,0 vH im Haushaltsjahr 1994/95 an-
stieg (Tabelle 13). Mit der zunehmenden Staatsver-
schuldung gingen höhere Kapitalmarktzinsen einher, 
die wiederum negativ auf die Investitionstätigkeit 

wirkten. Das fehlende Vertrauen der Finanzmärkte 
in die kanadische Wirtschaftspolitik schwächte die 
Währung, zu deren Stützung immer höhere Zinsen 
erforderlich waren. 

82. Nach den Wahlen im Oktober 1993 gelang ein 
Kurswechsel in der Finanzpolitik des Bundes - eng 
mit der Person des neuen Finanzministers verknüpft. 
Zur Strategie gehörte es, der Bevölkerung zu vermit~ 
!ein, daß die Handlungsfähigkeit des Staates - der 
Bund mußte im Haushaltsjahr 1993/94 fast 33 vH sei-
ner gesamten Einnahmen für Zinszahlungen leisten -
stark eingeschränkt war. Vor allem über die Gesun-
dung der Staatsfinanzen und einen schlankeren so-
wie effizienteren Regierungsapparat sollten Markt-
kräfte entfaltet werden. Zudem sollte die Bereitschaft 
der Kanadier gestärkt werden, die durch den Struk-
turwandel notwendigen Anpassungen zu bewerk-
stelligen, wieder mehr Eigenverantwortung zu überR 
nehmen und permanent die eigenen Qualifikationen 
zur Verbesserung der Chancen am Arbeitsmarkt aus-
zubauen. 

83. Der Haushalt des Bundes wurde in erster Linie 
über die Ausgabenseite konsolidiert. Während die 
Einnahmen in Relation zum nominalen Bruttoin-
landsprodukt im Zeitraum der Haushaltsjahre 1993/ 
94 bis 1996/97 von 16,3 vH auf 17,7 vH leicht anstie-
gen, ging diese Relation bei den Ausgaben (ohne 
Zinszahlungen) in der gleichen Periode stetig von 
16,8 vH auf 13, 1 vH zurück, absolut gesehen waren 
die Ausgaben ebenfalls rückläufig. Steuerpolitisch 
hat die Regierung gleichwohl gehandelt und unter 
dem Motto "Tax Fairness' eine Vielzahl von Ände-
rungen vorgenommen, wodurch die Bemessungs-
grundlage der Einkommensteuer ausgeweitet wur-
de; Steuersatzerhöhungen hat es indes nicht gege-
ben. 

Die föderale Struktur Kanadas konunt auch in der Finanzhoheit 
der einzehlen Ebenen zum Ausdruck: So können die zwölf Pro-
vinzen zur Erfüllung ihrer hoheltllchen Aufgaben selbst be-
stimmte indirekte Steuern erheben. Bezüglich der Einkommen-
steuer gilt, daß zu den vom Bund festgesetzten Steuersätzen 
noch die jeweiligen Provinzsteuersätze hinzukommen, wobei 
die Bemessungsgrundlage einheitlich vom Bund festgelegt 
wird. 

Kanada kennt keinen horizontalen Finanzausgleich zwischen 
den Provinzen. Dafür machen die verUkalen Transfers knapp 
ein Fünftel ihrer Gesamteinnahmen aus. Seit dem 1. April 1996 
gibt es mit dem Canada Health and Social ThmBier eine Block-
zuweisung an die Provinzen, die den flexiblen Einsatz der 
Mittel ermöglicht. Zusätzlich dient das Equalization Program 
dazu, die derzeit sieben wirtschaitsschwächsten Provinzen bei 
der Bereitstellung landesweit vergleichbarer Leistungen der 
öffentlichen Hand zu unterstützen. 

84. Für die Konsolidierung über die Verringerung 
der Staatsausgaben war der mit dem Budget 1994/95 
angekündigte Program Review entscheidend. Es 
handelt sich dabei um eine umfassende Überprüfung 
der Staatstätigkeit - ausgenommen die großen ge-
setzlich gebundenen Transfers -, mit dem Ziel, die 
Kernaufgaben der Bundesregierung ausfindig zu 
machen und die Ressourcen gemäß der Priorität der 
zu erbringenden Leistungen einzusetzen. Daraufhin 
wurden im Haushalt 1995/96 verschiedene Ausga-
ben ersatzlos gestrichen (einzelne Subventionen im 
Transportsektor) oder drastisch gekürzt (Reduktion 
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Tabelle 13 

Ausgewihlte Indikatoren für die ~polltlsche und gesamtwirtschaftliche Entwicklung In Kanada 

1980 1 1985 1 1990 1 1991 1 199; 1 1993 1 1994 1 1995 1 1996 l 1997 'J 
. ., 

Defizitquote des Bundes (vH) 2) 4,7 7,2 4,8 5,1 5,9 5,9 5,0 3,7 1,1 -0 
Schuldenstandsquote 

des Bundes (vH) 2) .......... 29,7 50,8 58,4 62,9 67,6 71,3 73,0 74,0 73,1 69V2 

Defizitquote des Staates (vH) 3) • 2,8 6,8 4,1 6,6 7,4 7,3 5,3 4,1 1,8 - Y2 
Schuldenstandsquote 

des Staates (vH) 3) .••••••••• 44,0 64,1 72,5 79,4 87,2 94,4 97,5 100,5 100,3 96V2 

Bruttoinlandsprodukt, 
real (vH)') ...... ' ......... 1,5 4,8 ·0,2 -1,8 0,8 2,2 4,1 2,3 1,5 31/i 

Leistungsbilanz in Relation zum 
Bruttoinlandsprodukt (vH) " -0,4 -1,3 -,3,8 -4,0 -3,7 -4,0 -3,0 -1,0 0,5 -1 

Verbraucherpreise (vH) 'l ..... 10,2 4,0 4,7 5,6 1,5 1,9 0,2 2,2 1,5 1Y, 
Kurzfristiger Zinssatz (%) 'l .... 13,2 9,6 13,0 9,0 6,7 5,0 5,4 7,0 4,4 3Y2 
Langfristiger Zinssatz (%) ') . " 12,5 11,1 10,8 9,8 8,8 7,9 8,6 8,4 7,5 61/2 
Arbeitslosenquote (vH) ') ...... 7,5 10,5 8,1 10,4 11,3 11,2 10,4 9,5 9,7 9 
Beschäftigung (vH) ') ') .. ' .... 3,0 3,0 0,6 ·1,9 ·0,6 1,4 2,1 1,6 1,3 2 

1) Eigene Schätzung. 
1) Defizit/Schuldenstand des Bundes in Relation zum nominalen Bruttoinlandsprodukt im Fiskaljahr (beginnend am 1. April); 

Quelle: nationale Veröffentlichungen. 
3) Defizit/Schuldenstand des Staates 1n Relatio:h: zum nominalen Bruttoinlandsprodukt. 
~) Verinderung gegenfiber dem Vorfahr. 
s} Für Dreimonatswechsel. 
11} Für Staatsschuldpapiere mit einer Laufzeit von 10 Jahren. 
7) Von der OECD aus den nationalen Angaben standardisierte Arbeitslosenquoten. Arbeitslose in vH der zivilen Erwerbs-

personen. 
1} Zivile Erwerbstätige. Quelle: OECD 

der Subventionen an Untem,ehmen um 60 vH), eine 
Reihe von Programmen neu ausgerichtet oder zu. 
sammengelegt, einige Aufgaben auf Provinzen oder 
Kommunen verlagert oder der Privatwirtschaft über· 
lassen. Insgesamt wurden für die IWushaltsjahre 
1995/96 bis 1997/98 Einsparungen von zusammen 
16,9 Mrd Dollar veranschlagt; dies entspricht 14,2 vH 
der Ausgaben (ohne Zinszahlungen) im Budget 
1994/95. Ausgehend von den dortigen Haushaltspla. 
nungen wurden die Ausgaben der Ministerien für 
das Haushaltsjahr 1997/98 um durchschnittlich 19 vH 
gekürzt, in Einzelfällen sogar um fast die Hälfte. Dies 
ging einher mit einem Beschäftigungsabbau um 
45 000 Personen oder 14 vH aller Beschäftigten des 
Bundes. 

Um die mit dem Program Review begonnene Aufg~
benkritik fortzuführen, wurde. im Haushalt 1995/96 

. das Expenditure Management System vorgestellt. 
Damit die Ausgabenentscheidungen des Bundes auf 
einer besseren Informationsgrundlage getroffen wer-
den und die Einhaltung der geplanten Haushaltsdefi. 
zite gewährleistet wird, beginnt jetzt je<les Jahr von 
neuem, zur Vorbereitung des kommenden Haushalts, 
ein Integrativer Konsultationsprozeß, an dem vor al· 
lem das Kabinett, die Verwaltungseinheiten, das Par-
lament und die Öffentlichkeit beteiligt sind. Die Aus-
gaben für alle bisherigen und neuen Programme 
werden auf den Prüfstand gestellt, ob die finanziellen 
Ressourcen gemäß der.Priorität der zu erbringenden 
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Leistungen eingesetzt sind. Den Verwaltungseinheiw 
ten wird darüber hinaus im Rahmen einer Art Budge-
tierung mehr Verantwortung und Flexibilität im 
Haushaltsvollzug zugestanden. 
Im Rahmen der Budgetplanung sind darüber hinaus drei Maß-
nahmen ergriffen worden, um für weiteres Vertrauen in die Fi-
nanzpolitik zu sorgen. Als erster Schritt auf dem Weg zu einem 
ausgeglichenen Budget wurden rollende Zwei-Jahres-Ziele für 
das Defizit vorgegeben, um den Druck zur Umsetzung notwen-
diger Maßnahmen zu erhöhen. Die vorherige Praxis mit Fünf-
Jahres-Zielen hatte nur dazu geführt, daß die Einsparungen 
aufgeschoben wurden. Der zweite Schritt bestand darin, den 
Haushaltsentwürfen sehr vorsichtige Annahmen über die wirt-
schaftliche Entwicklung zugrundezulegen. Diese Vorgaben 
werden nicht mehr wie zuvor vom Finanzministerium gesetzt, 
.sondern es wird zunächst der .Mittelwert der Prognosen priva-
ter ForschungsbtsUtute und Banken ermittelt. Davon wiederum 
werden elwa heim llmtloinland•produkt Ab•chläae und bei 
den Zinssätzen Zuschläge in Höhe von einigen Zehntelpro-
zentpunkten vorgenommen. Als dritter Schritt wurden die so-
genannten Contingency Reserves, eine Art Rücklage, in das 
Budget eingestellt (3 Mrd Dollar für das Haushaltsjahr 1997198). 
Diese Summe dart nur im Falle einer unvorhergesehenen 
Verschlechterung der gesamtwirtschaft11chen Lage eingesetzt 
werden. Sle kann nicht zur Finanzierung neuer Initiativen ge-
nutzt werden. Das Defizit reduziert sich um den Betrog der 
Contingency Reserves, der nicht in Anspruch genommen wird 
- bisher immer wn die gesamte Summe. 

86. Neben der Kürzung und Streichung durch ge-
setzliche Verpflichtungen gebundener Ausgaben 
werden auch langfristige Reformansätze in den 
Systemen der sozialen Sicherung verfolgt. In diesem 
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Zusammenhang ist grundsätzlich zu berücksichti-
gen, daß die Kanadier in Fragen des Sozialstaats den 
kontinentaleuropäischen Vorstellungen sehr viel nä-
her sind als dem Modell in den Vereinigten Staaten, 
dessen geringe soziale Absicherung durch den Staat 
keinesfalls als eine nachahmenswerte Option erach-
tet wird. Zum einen sind bereits konkrete Maßnah-
men ergriffen worden. So wurden in der Arbeitslo-
senversicherung im Jahre 1994 das Leistungsniveau 
abgesenkt und die Anspruchsvoraussetzungen ver-
schärft. Ungeachtet dessen bestehen bedeutsame 
Fehlanreize, insbesondere für stark saisonabhängige 
Arbeitskräfte, da nach relativ kurzer Beschäftigungs-
dauer bereits eine relativ lange Bezugsdauer von 
Zahlungen gewährt wird. Durch den Employment ln-
surance Act aus dem Jahre 1996 wurden die Arbeits-
losenversicherung und die aktive Arbeitsmarktpoli-
tik - die Verantwortung hierfür liegt verstärkt bei 
den Provinzen und Kommunen - zusammengefaßt, 
um die Menschen länger in Beschäftigung zu halten 
und vor allem der häufig zu beobachtenden regehnä-
ßigen Inanspruchnahme von Lohnersatzleistungen 
zu begegnen. Zum anderen sind Reformvorhaben im 
Rahmen der Rentenversicherung und der Kranken-
versicherung bereits weit vorangeschritten. Nach-
dem ein landesweiter Konsultationsprozeß durchge-
führt worden ist, einigten sich die Bundesregierung 
und die Provinzen auf eine Reform der Alterssiche-
rung, wobei zunächst durch einen steileren Anstieg 
der Beitragssätze ab dem Jahre 1998 ein größerer Ka-
pitalstock aufgebaut wird und die Anspruchskrite-
rien verschärft wurden, um die Beitragssätze ab dem 
Jahre 2003 konstant zu halten und den Eintritt der 
geburtenstarken Jahrgänge in die Rente ab dem 
Jahre 2012 aufzufangen. Im Rahmen eines ähnlichen 
Vorgehens sind von dem eigens eingerichteten 
National Forum of Health Anfang dieses Jahres Vor-
schläge für die langfristige Sicherung des Gesund-
heitssystems unterbreitet worden. 

86. Der finanzpolitische Kurswechsel war bislang 
vor allem deshalb erfolgreich, weil er auf einer soli-
den konzeptionellen Grundlage basierte und glaub-
würdig war. Dies hat der Finanzpolitik Akzeptanz in 
der Bevölkerung und Reputation auf den Finanz-
märkten eingebracht. Der neuen Regierung war es 
nach den Wahlen vom Oktober 1993 gelungen, die 
Kanadier davon zu überzeugen, daß die Volkswirt-
schaft in einem Teufelskreis steckte und daß die Zeit 
günstig war, in der damaligen Aufschwungsphase 
mit der Konsolidierung der öffentlichen Haushalte 
ernsthaft und konsequent zu beginnen. Dabei wurde 
auch deutlich, daß eine konsequente Konsolidie-
rungspolitik nicht am föderalen Staatsaufbau zu 
scheitern braucht. Vlehnehr gelang es, den Konsoli-
dierungskurs auch in den Provinzen - ebenfalls 
schwerpunktmäßig durch Ausgabenkürzungen -
voranzutreiben, die Defizite dort zurückzuführen 
und bereits im Haushaltsjahr 1995/96 in sechs der 
zwöli Provinzen einen Haushaltsüberschuß zu erzie-
len. 

Die Rückgewinnung an Reputation auf den Finanz-
märkten war in entscheidendem Maße darauf zu-
rückzuführen, daß die von der neuen Regierung auf-
gestellten Zielvorgaben für das Defizit des Bundes 

- im Gegensatz zu früheren Zeiten - in jedem Jahr 
unterschritten wurden. Darüber hinaus gelang es der 
kanadischen Notenbank, den Anstieg der Verbrau-
cherpreise in den vorgegebenen Bandbreiten (der-
zeit: 1 vH bis 3 vH) zu halten. In diesem wirtschafts-
politischen Umfeld war es möglich, daß die kurzfristi-
gen Zinsen seit März 1995 innerhalb von knapp zwei 
Jahren erheblich zurückgingen. Gleichzeitig sanken 
auch die langfristigen Zinsen, und zwar zuletzt sogar 
erstmalig unter das Niveau der Zinsen in den Ver-
einigten Staaten. 

87. So kam es, daß der konjunkturelle Aufschwung 
bei restriktiver Finanzpolitik nicht einbrach, nach 
stabilen Zuwächsen bis zum Jahre 1995 und einer 
kurzen Schwächephase Anfang 1996 hat das Brutto-
inlandsprodukt in diesem Jahr kräftig, um gut 31h vH, 
zugelegt. Dieser Aufschwung wurde von der starken 
Nachfrage sowohl der privaten Haushalte wie auch 
der Unternehmen getragen. Die zusätzlich gute Ex-
porttätigkeit sorgte für eine nahezu ausgeglichene 
Leistungsbilanz. Allerdings blieb die Arbeitslosen-
quote hoch; trotz deutlicher Beschäftigungszuwächse 
ging sie nur wenig zurück und lag im Jahre 1997 bei 
9 vH. Angesichts dieser Situation wurden in Kanada 
Stimmen laut, den gewonnenen budgetpolitischen 
Spielraum zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit zu 
nutzen. Diese Forderung wurde von der Regierung 
durch den Anfang dieses Jahres im Wahlkampf auf-
gestellten Haushalt 1997/98 zurückgewiesen; der 
eingeschlagene finanzpolitische Kurs wird fortge-
setzt. 

II. Deutschland: 
Konjunkturelle Aufwärtsbewegung 

bei schwachem Wirtschaftswachstum 
und ohne Besserung am Arbeitsmarkt 

88. In Deutschland hielt im Jahre 1997 die Wachs-
tumsschwäche weiter an. Zwar erhöhte sich das Brut-
toinlandsprodukt - der Maßstab für die wirtschaft-
liche Aktivität - im Jahresdurchschnitt um knapp 
21h vH und damit stärker als im Vorjahr, aber das Pro-
duktionspotential - der Maßstab für das potentielle 
Bruttoinlandsprodukt oder anders: für den span-
nungsfreien Expansionsspielraum einer Volkswirt-
schaft in der Zukunft - nahm nach den Berechnun-
gen des Sachverständigenrates nur wn 13A vH zu 
und blieb damit ähnlich schwach wie in den bei-
den Vorjahren. Der Auslastungsgrad stieg leicht an 
(Tabelle 14). Die konjunkturelle Situation stellte sich 
somit - wie auch vor Jahresfrist erwartet worden 
war - etwas günstiger dar als im Jahre 1996, das 
Wirtschaftswachstum jedoch, verstanden als Wachs-
tum des Produktionspotentials, blieb unbefriedigend. 

Hinter der Entwicklung des gesamtwirtschaftlichen 
Produktionspotentials steht eine seit dem Einbruch 
des Jahres 1993 nun schon für mehrere Jahre nur 
mäßig zunehmende Investitionstätigkeit, die auch in 
diesem Jahr- trotz der sich im Verlauf des Jahres 'lb-
zeichnenden Tendenzen einer stärker als zuvor ge-
festigten konjunkturellen Erholung - kraftlos blieb. 
Bei einem solch schwachen Wachstum kam es auch 
nicht zu einem Ende des Beschäftigungsabbaus. 

41 



Drucksache 13/9090 Deutscher Bundestag -13. Wahlperiode 

Tabelle 14 

Produktionspotential In Deutschland 1) 

In Preisen von 1991 

Produktions- Bruttoinlands- Auslastungs-
potential produk.t grad in vH2) Jalu 

Mrd DM 

1991 2 861,3 2 853,6 99,7 
1992 2 976,0 2 916,4 98,0 
1993 3 056,4 2 881,9 94,3 
1994 3 142,3 2960,2 94,2 
1995 3 206,0 3 013,8 94,0 
1996 3 267,0 3 054,5 93,5 
1997 3327 3127 94,0 

vH') 

1992 +4,0 +2,2 -1,7 
1993 +2,7 -1,2 -3,7 
1994 +2,8 +2,7 --0,l 
1995 +2,0 +1,8 --0,2 
1996 +1,9 +1,4 --0,5 
1997 +1!h +211. +0,5 

1) Zur Methode siehe Anhang V, Abschnitt A. Produktions-
potential und Angaben für 1997: eigene Schätzung. 

2) Bruttoinlandsprodukt in Relation zum Produktionspotential. 
') Auslastungsgrad: Veränderung gegen Vorjahr in Prozent-

punkten. 

1 •. Erneut nur schwaches Wachstum 
des Produktionspotentials 

89. Das erneut nur schwache Wachsturo des Pro-
duktionspotentials in Deutschland resultiert aus ei-
nem Anstieg im früheren Bundesgebiet von 1 Y.i vH 
und einem Anstieg in den neuen Bundesländern von 
5 Y.i vH; für die neuen Bundesländer hat der Sach-
verstlindigenrat in diesem Jahr erstmals eine Poten-
tialrechnung durchgeführt (Ziffern 98f.). Das Wirt-
schaftswachsturo in Westdeutschland war deutlich 
niedriger als in der zweiten Hälfte der achtziger J ah-
re, als die Wachstumsrate des Produktionspotentials 
knapp 3 vH betragen hatte (Anhang V, Abschnitt A. 
Tabelle Al). Da das westdeutsche Bruttoinlandspro-
duld in diesem Jahr um 21'.i vH zunahm, stieg der ge-
samtwirtschaftliche Auslastungsgrad Im früheren 
Bundesgebiet um 0,9 Prozentpunkte, nachdem er in 
den Jahren. zuvor das niedrige Niveau des Rezes-
sionsjahres 1993 nicht verlassen hatte (Schaubild 3). 
Gleichwohl lag er noch deutlich unter dem durch 
den langjährigen Durchschnitt definierten Normal-
auslastungsgrad von 96 3A vH. 

In den neuen Bundesländern dürfte nach unseren 
Berechnungen das Potentialwachsturo In den letzten 
Jahren rund 6 vH betragen haben (Tabelle 17, 
Seite 51). Kann für die ersten Jahre nach der deut-
schen Vereinigung noch von einem Gleichlauf von 
potentiellem und tatsächlichem Bnittoinlandspro-
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Schaubild 3 

GESAMlWIRTSCHAFTLICHES 
PRODUKTIONSPOTENTIAL" 

FrOheres Bundesgebiet 
Log. Maßstab log, Maßstab 
Mrd DM Mrd DM 
3100 ~--------------~3100 

2900 2900 

Produktionspotential 
bei gleicher Auslastung 

2700 der Sachkapazitäten - 2700 
wie 1960 

2500 2500 

2300 2300 

2100 2100 

1700 1-r-r-rr-r-rr-r-rr-r-rr-r-rr-r-rr-r-rr-rl 1 700 
11174 79 84 89 94 97 

Auslastungsgrad des Produktfonspotentials3l 
••••n• Normaler Auslastungsgrad (96 3/4 vH) vH vH 

100 ~--~-------~---- 100 

95 95 

90 90 

85 85 

0 
84 89 97 

Kapltalproduktlvftlt4) 
Relation A81atlon 
0,8 ~---------------

Tatsächl!ch 

0.3 ;----------------_, 

0 

1960 70 75 80 85 90 97 

1) Bgene Schätzung. AHe Werte in Preisen von 1991. 
Methodische Erläuterungen siehe Anhang V. Abschnitt A.-
2) 1997: Eigene SchAtzung.- 3) Bruttoinlandsprodukt in vH 
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duld ausgegangen werden, so ist nach unserer Ein-
schätzung in den letzten Jahren eine divergierende 
Entwicklung dieser Größen zu beobachten: Nach wie 
vor wächst der Kapitalstock in den neuen Bundeslän-
dern kräftig, so daß das Potentialwachstum deutlich 
über der in jüngster Zeit schwachen Zunahme des 
Bruttoinlandsprodukts liegen dürlte. 

90. Ein geringes Wachstum des Produktionspoten-
tials, wie es nun schon für mehrere.Jahre in Deutsch-
land zu beobachten ist, hat nachteilige Konsequen-
zen sowohl in kürzerer wie auch in längerer Frist. 
Ohne eine kräftige Zunahme des Produktionspoten-
tials - so lehrt die Erfahrung der achtziger Jahre in 
Westdeutschland - kann kaum eine Zunahme der 
Erwerbstätigkeit erreicht und ein weiterer Anstieg 
der Arbeitslosigkeit verhindert werden, dies um so 
mehr, wenn keine durchgreifenden, die institutio-
nellen Rahmenbedingungen des Arbeitsmarktes ver-
bessernden Reformen vorgenommen werden. Ein 
schwaches Potentialwachstum bringt es zudem mit 
sich, daß bei einer an Stärke gewinnenden konjunk-
turellen Aufwärtsentwicklung frühzeitig inflationäre 
Verspannungen auftreten können, die Gefahr einer 
Stabilisierungsrezession ist dann bei einer auf Geld-
wertstabilität verpflichteten Notenbank nicht ausge-
schlossen. 

91. Entscheidend für die anhaltend schwache Aus-
weitung des Produktionspotentials war das auch in 
diesem Jahr verhaltene Kapitalstockwachstum. Der 
gesamtdeutsche Kapitalstock im Unternehmenssek-
tor (ohne Land- und Forstwirtschaft, Fischerei und 
ohne Wohnungsvermietung) nahm im Jahre 1997 
lediglich um 2 'A vH zu. In diesem schwachen Kapi-
talstockwachstum spiegelt sich der nur geringe An-
stieg der Investitionstätigkeit in Deutschland wider: 
Im vierten Jahr nach dem Rezessionstief des Jahres 
1993 nahmen die Anlageinvestitionen im Unterneh-
menssektor Deutschlands (ohne Wohnungsbau) um 
1 \'z vH zu, das Niveau vom Rezessionsjahr 1993 über-
trafen sie im Jahre 1997 um lediglich 2 vH. Im Jahre 
1986 hatten sie dagegen in Westdeutschland um 
14 vH über dem Stand des Rezessionsjahres 1982 ge-
legen. Aus dieser unterschiedlich starken Investi-
tionstätigkeit erklärt sich im wesentlichen das im 
Vergleich zu den achtziger Jahren so schwache 
Potentialwachstum in Westdeutschland. 

Das Statistische Bundesamt veröffentlicht Kapitalstockdaten 
für die Gebietsstände Früheres Bundesgebiet sowie Neue Bun-
desländer und Berlin-Ost nur bis zum Jahresanfang 1995, Aus-
sagen über die weitere Entwicklung des Kapitalstocks in West-
deutschland und in Ostdeutschland Jassen sich daher nur mit 
Rückgriff auf Umirageergebnl8se und Berechnungen des Ifo-
Insti.tuts machen. Unsere Schätzungen auf dieser Grundlage 
ergeben für das Jcihr 1997 eine Wachstumsrate des Kapital-
stocks im Untemehmell88ektor 1n Westdeutschland von rund 
1~ vH, die damit deutlich unter dem Durchschnitt der achtzi-
ger Jahre liegt. 

Als weitere Größe geht in unsere Berechnung des ge-
samtwirtschaftlichen Produktionspotentials die trend-
mäßige Entwicklung der Kapitalproduktivität ein. 
Beim Vergleich des Potentialwachstums der letzten 
Jahre mit dem in den achtziger Jahren ist daher 
auch zu berücksichtigen, daß für die Jahre 1982 
und 1983 ein bis dahin abnehmender Trend der Kapi-
talproduktivität den Einfluß des damals stärkeren 

Kapitalstockwachstums auf das Potentialwachstum 
abschwächte und zu niedrigeren Wachstumsraten 
führte, wogegen seitdem von einem ganz leicht stei-
genden 'Ii:end der Kapitalproduktivität auszugehen 
ist (Anhang V, Abschnitt A). Wäre der aktuelle 'Ii:end 
der Kapitalproduktivität wie ehedem abnehmend, 
fiele das derzeitige Wirtschaftswachstum angesichts 
der nur verhaltenen Kapitalstockzunahme noch 
schwächer aus. 

Investitionstätigkeit Immer noch ohne Dynamik 

92. Die Investitionstätigkeit in Deutschland blieb 
auch im Jahre 1997 kraftlos. Insgesamt überschritten 
die Anlageinvestitionen, die im Vorjahr mit 1,2 vH 
zurückgegangen waren, auch in diesem Jahr das 
Vorjahresniveau nicht. Die Stagnation in diesem Jahr 
beruht auf einer Zunahme bei den Ausrüstungsinve-
stitionen um 4 vH und einem Rückgang bei den Bau-
investitionen um 2* vH. 

93. Dabei war die Investitionsentwicklung in 
Deutschland gespalten. Zwar lassen sich infolge des 
fortschreitenden Zusammenwachsens von West-
deutschland und Ostdeutschland die wirtschaftlichen 
Aktivitäten nicht mehr in der bislang gewohnten 
Weise den beiden Gebietsständen zuordnen - das 
Statistische Bundesamt veröffentlicht seit dem Jahre 
1995 die Ergebnisse der Verwendungsseite der Volks-
wirtschaftlichen Gesamtrechnungen nicht mehr für 
die beiden Gebietsstände getrennt -, doch können 
anhand von Daten des Bundesamtes wie auch des 
Ifo-Instituts noch Angaben über die Investitionstätig-
keit gemacht werden. Im früheren Bundesgebiet 
nahmen die Anlageinvestitionen im Jahre 1997 um * vH zu, während sie in Ostdeutschland um 214 vH 
abnahmen. Hinter diesen jahresdurchschnittlichen 
Veränderungsraten stehen gänzlich unterschiedliche 
Entwicklungen: 
- Der Rückgang der Anlageinvestitionen in Ost-

deutschland beruht darauf, daß die Bauinvestitio-
nen das Vorjahresniveau deutlich unterschritten 
haben, auch im Jahresverlauf war die Entwicklung 
nach unten gerichtet. Dagegen stiegen die Aus-
rüstungsinvestitionen erneut an, wenn auch mit 
einer Rate von 1 vH schwächer als im Jahr zuvor. 
Mit Blick auf die Anfangsjahre der 'Ii:ansformation, 
in denen die Zuwächse wn ein Vielfaches höher 
lagen, aber auch unter Berücksichtigung der auf 
hohem Niveau gewährten Investitionsförderung 
ist die Entwicklung dieses Jahres enttäuschend. 
Dies gilt um so mehr, wenn die schwierige Lage 
am ostdeutschen Arbeitsmarkt einbezogen wird, 
die eine deutlich kräftigere Expansion der unter-
nehmerischen Investitionstätigkeit erfordert hätte. 
Allerdings ist zu bedenken, daß angesichts der ge-
ringen Unternehmensgröße, einer verbreitet nied-
rigen Eigenkapitalausstattung und einer vielfach 
schlechten Ertragslage ein stärkerer Anstieg der 
Investitionen eigentlich auch kaum erwartet wer-
den konnte, zumal nach dem Auslaufen der über 
die 'freuhandanstalt ausgelösten Investitionen 
(Ziffern 133ff.). 

- In Westdeutschland wurde zwar bei den Bau-
investitionen das Vorjahresniveau ebenfalls erneut 
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unterschritten, im Jahresverlauf kam der Rück-
gang jedoch zu einem Stillstand, wozu vor allem 
die wieder etwas freundlichere Entwicklung im 
Wohnungsbau beitrug (Tabelle 22, Seite 65). Bei 
den Ausrüstungsinvestitionen wurde mit dem Zu-
wachs von HI. vH die seit der Rezession von 1993 
andauernde Stagnationsphase überwunden. Dies 
darf allerdings nicht zu positiv gesehen werden. 
Immerhin waren die Ausrüstungsinvestitionen im 
früheren Bundesgebiet im Jahre 1993 um 17,8 vH 
zurückgegangen, und nun, im vierten Jahr nach 
diesem drastischen Einbruch, lagen die Ausrü-
stungen gerade einmal um 4 ~ vH über dem 
Niveau des Jahres 1993. Gemessen an der Auf-
schwungsphase des Konjunkturzyklus der achtzi-
ger Jahre fällt der Anstieg der Investitionstätigkeit 
deutlich geringer aus. 

94. Die schwache Entwicklung der Investitions-
tätigkeit in Westdeutschland wird mitunter als eine 
Art Normalisierung nach der starken Expansion der 
Investitionen im Zuge der deutschen Vereinigung 
und damit als weniger besorgniserregend gesehen; 
bereits im vergangenen Jahr hatten wir mit Verweis 
auf die Entwicklung der Investitionsquoten In ausge-
wählten Branchen diese These als wenig überzeu-
gend bewertet, an diesem Befund liat sich nichts ge-
ändert (JG 96 Ziffer 62). Auch der Hinweis, die Inve-
stitionstätigkeit habe sich seit dem Jahre 1995, in 
dem sich infolge des Zusammenfallens von kräftigen 
Lohnsteigerungen und einer massiven Aufwertung 
der D-Mark die konjunkturelle Erholung vorüber' 
gehend abschwächte und auch die Investitionen für 
eine gewisse Zelt rückläufig waren, ähnlich entwik-

Tabelle 15 

'.-, "'" 
kelt wie tn früheren Konjunkturzyklen, vermag nicht 
zu überzeugen. Im Gegenteil ist es als um se ernster 
anzusehen, daß die konjunkturelle Erholung und 
auch die Investitionstätigkeit so kurz nach dem 
Rezessionstief 1993 erneut und so deutlich zur 
Schwäche neigten. 

Daß die Entwicklung der Ausrüstungsinvestitionen 
nicht zufriedenstellen kann, zeigt sich auch beim 
Vergleich der Investitionsquote des früheren Bun-
desgebiets mit den Investitionsquoten anderer west-
licher Industrieländer. Anfang der siebziger Jahre 
lag die Relation der Ausrüstungsinvestitionen zum 
Bruttoinlandsprodukt im früheren Bundesgebiet mit 
durchschnittlich 8,4 vH (1970: 9,1 vH) noch deutlich 
über der anderer westlicher Industriestaaten, im 
Jahre 1997 dagegen lag sie mit 7 ,6 vH am unteren 
Ende der Bandbreite dieser Länder. Auch die ge-
samtdeutsche Investitionsquote, die aufgrund des 
hohen Investitionsvolumens In Ostdeutschland um 
rund einen Prozentpunkt höher ist, lag zuletzt nur im 
unteren Mittelfeld der hier verglichenen Industrie-
länder (fabelle 15). 

Der internatiollale Vergleich zeigt auch, daß die In-
vestitionsquote in Westdeutschland während des 
Vereinigungsbooms kaum höher war als während 
der jüngsten Boomphase in anderen westlichen Indu-
strieländern. Zudem ist fdlgendes zu bedenken: In 
etntgen Ländern, insbesondere in den Vereinigten 
Staaten1 aber auch in den Niederlanden, in Italien 
und der Schweiz, ist seit Anfang der siebziger Jahre 
die Investitionsquote tendenziell gestiegen, und 
andere Länder, wie Frankreich und das Vereinigte 

Jnvestltlonsquoten In ausgewahlten Ländern 'l 
vH 

Früheres Ver-
Zeitraum2) Bundes- Deutsch- Belgien Frank- Italien Nieder- Öster- Spanien einigtes Schweiz land reich lande reich König-gebiet reich 

·~ 

1970 bis 74 3) 8.4 8,1 7,5 9,9 8.4 7,3 
1975 bis 79 3) 7,8 6,6 7,6 7,6 7,9 9,5 8,2 7,3 
1980 bis 84 3) 7,9 6,6 7.4 8,5 7,3 9,7 7,4 7,0 10,0 
1985 bis 89 3) 8,3 8,4 8,1 9,0 9,4 10,3 8,6 8,0 11,3 

1990 9,6 11,0 8,9 10,0 9,4 10,9 9,9 8,5 12,3 
1991 10,0 10,8 10,1 8,9 9,9 9,2 11,3 9,5 7,8 12,2 
1992 9,3 10,2 9,5 8,4 9,7 8,9 10,7 9,1 7,5 10,5 
1993 7,8 8,8 B,5 7,9 7,9 B,6 9,7 7,6 7,4 10,1 
1994 7,4 8,5 8,3 8,0 8,4 8,3 10,3 7,7 7,6 10,6 
1995 (7,4) 8,5 8,6 8,4 9,2 9,3 10,4 8,4 7,8 11,6 
1996 (7.4) 8,5 8,7 8,3 9,3 9,9 10,7 8,7 7,8 11,8 
1997 (7,6) 8,6 9,0 8,2 9,3 10,3 11,2 9,2 7,9 12,0 - ~· 

„ 
1) Reale Ausrüstungsinvestlti6nen in vH des realen Bruttoinlandsprodukts. 
2) Quelle für die Ausrüstungsinvestitionen des früheren Bundesgebiets für 1995 und 1996: Ifo. - 1997 eigene Schätzung. 
') Durchschnitt als arithmetisches Mittel berechnet. 

Ver-
einigte 
Staaten 

5,5 
6,1 
6,9 
7,7 
7,7 
7,5 
7,6 
8,0 
8,3 
8,9 
9,5 

10,2 

Quellentür Grundzahlen: OECD, nationale Veröffentlichungen 
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Königreich, wcisen in der langfristigen Betrachtung 
eine tendenziell konstante Investitionsquote auf. 
Nun mag man als Erklärung auf den in Deutschland 
späteren Eintritt der jüngsten Rezession hinwcisen, 
um die um anderthalb Prozentpunkte niedrigere 
Investitionsquote im Jahre 1997 gegenüber 1970 zu 
erklären. Allerdings zeigt die Entwicklung in den 
anderen westeuropäischen Industrieländern, daß dort 
- abgesehen vom Vereinigten Königreich - die In-
vestitionsquoten nach dem j~gsten rezessionsbe-
dingten Rückgang sehr viel schneller wieder ange-
stiegen sind als in Deutschland. 

95. Die Reihenfolge der Hauptmotive der Investi-
tionstätigkeit in Deutschland war im Jahre 1997 die 
gleiche wie in den Jahren zuvor. Nach wie vor domi-
nierten Investitionen das Bild, die in erster Linie dar-
auf abzielten, die Produktionsabläufe zu rationalisie-
ren und die Kosten zu senken (Schaubild 4). Auffällig 
ist jedoch, daß im laufenden Jahr dieses Motiv, auch 
wenn es am häufigsten genannt wurde, weniger 
stark ausgeprägt war als zuvor und vielmehr das 
Motiv der Ersatzbeschaffung an Bedeutung gewann. 
Auch spielte die Produktinnovation als primärer 
Zweck der Investitionstätigkeit eine größere Rolle als 
zuvor. Die Kapazitätserweitenmg als Ziel der Investi-
tionstätigkeit trat dagegen weiter in den Hinter-
grund. Während diese Entwicklungen in den Haupt-
motiven der Investitionstätigkeit für das laufende 

Jahr in Westdeutschland und Ostdeutschland glei-
chermaßen gelten, deuten sich in den Investitions-
plänen für das Jahr 1998 dagegen unterschiedliche 
Schwerpunkte in der Zielsetzung der Investitions-
tätigkeit an. In Westdeutschland wird, in Erwartung 
einer Fortsetzung der konjunkturellen Erholung und 
angesichts infolge des kräftig expandierenden Ex-
portgeschäfts teilweise enger werdender Kapazitäts-
reserven, eine Erweiterung der Kapazitäten stärker 
ins Auge gefaßt. Gleichzeitig wird aber auch Ratio• 
nalisierung als Motiv bedeutsamer, der Abstand zum 
zweitwichtigsten Motiv, der Ersatzbeschaffung, hat 
sich merklich vergrößert und ist ähnlich groß wie in 
den Jahren 1995 und 1996. Auch in Ostdeutschland 
bleibt das Rationalisierungsmotiv weiterhin das in 
der Herbstumfrage des Deutschen Industrie- und 
Handelstages am häufigsten genannte Motiv, gleich-
wohl fallen die Nennungen auch für das kommende 
Jahr, wie schon im laufenden Jahr, niedriger aus als 
zuvor, wogegen die Ersatzbeschaffung als Haupt-
motiv der Investitionstätigkeit nochmals weiter an 
Bedeutung gewinnt und mittlerweile annähernd so 
gewichtig ist wie das Rationalisierungsmotiv. Die 
Kapazitätserweiterung als Hauptmotiv besitzt in den 
Investitionsplänen der ostdeutschen Unternehmen 
auch für das kommende Jahr ein nach wie vor be-
achtliches Gewicht, allerdings nimmt es in seiner 
Bedeutung gegenüber 1997 nicht ähnlich stark zu 
wie bei den westdeutschen Unternehmen. 

Schaubild 4 

INVESTITIONSMOTIVE DEUTSCHER UNTERNEHMEN'' 

vH 

45 

36 

27 

18 

g 

0 

- 1997 - 1998 

Frühares Bundesgebiet Neue Bundesllnder 

Ersatz- Rationali- Produkt- Kapazi- Umwelt- Ersatz- Rationali- Produkt- Kapazi- Umwelt-
investl- Sierung Innovation tätseiwel- schutz investi- sierung innovatlon tätserwei- schutz 
tionen terung t!onen terung 

1) Umfragen des Deutschen Industrie- und Handelstages im Herbst 1996 (für 1997) und Herbst 1997 (für 1998) be! seinen Kammern 
In Deutschland, wobei Antworten von mehr als 25 000 Mitgliedsunternehmen ausgewertet wurden. 

Quelle·. Deutscher Industrie- und Handelstag 
SA 97-10-0626 

vH 

10 

8 

6 

4 

2 

0 

45 



Drucksache 13/9090 Deutscher Bundestag-13. Wahlperiode 

Schaubild 5 
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96. So stellt sich die Frage, warum auch im Jahre 
1997, im vierten Jahr nach der Rezession, die Investi-
tionstätigkeit nicht so recht in Gang kommen will, 
zumindest weit von dem entfernt ist, was aufgrund 
der Lage am Arbeitsmarkt wünschenswert wäre. 
Eine Reihe von Indikatoren geben für die !Gärung 
dieser Frage Hinweise: 

- Gemäß der Gewinn-Erlös-Relation - eine Art ge-
samtwirtschaftliche Umsatzrendite - hat sich die 
Ertragslage im Unternehmenssektor auch in die-
sem Jahr verbessert, und zwar in etwa entspre-
chend der durchschnittlichen Veränderung seit 
dem Rezessionsjahr 1993; das Niveau des Jahres 
1989, das von dem Vereinigungsprozeß weitge-
hend unbeeinflußt war, wurde damit übertroffen 
(Schaubild 5, Anhang V, Abschnitt B). In der Ent-
wicklung der unternehmerischen Ausrüstungs-
investitionen spiegelt sich diese Verbesserung 
gleichwohl nicht wider; anders war dies in den 
achtziger Jahren, als einem ebenso starken An-
stieg der Gewinn-Erlös-Relation nur leicht verzö-
gert ein vergleichbarer Zuwachs der Ausrüstungs-
investitionen folgte. Die schwache Investitions-
tätigkeit der letzten Jahre läßt sich zunächst damit 
erklären, daß die Verbesserung der Ertragslage 
in diesem Aufschwung insbesondere aufgrund 
von Rationalisierungsanstrengungen und Beschäf-
tigungsabbau, weniger durch Expansion erzielt 
wurde. Immer bedeutsamer dürfte aber auch sein, 
daß sich der internationale Renditenwettbewerb 
angesichts einer gestiegenen Anzahl offener 
Märkte und gesunkener Kommunikations- und 
Transportkosten spürbar verschärft hat und da-
durch eine günstige Gewinnentwicklung in 
Deutschland mit Blick auf andere Standorte zu-
nehmend relativiert wird. 

- Zur Bewertung der Ertragslage im Hinblick auf 
die Investitionstätigkeit empfiehlt es sich, die Ge-
winnentwicklung mit der Entwicklung des Kapital-
einsatzes im Unternehmensbereich zu verglei-
chen. Die Sachkapitalrendite - als Verhältnis von 
Gewinn zu Vermögensbestand in den gleichen 
Abgrenzungen wie die Gewinn-Erlös-Relation be-
rechnet - hat sich seit der Rezession ebenfalls ver-
bessert und erreichte in diesem Jahr wieder den 
Wert des Jahres 1989. Die Verbesserung der Kapi-
talrendite ist im laufenden Jahr auch nicht durch 
steigende Realzinsen kompensiert worden. So be-
wegte sich die Umlaufsrendite festverzinslicher 
Wertpapiere lange Zeit auf einem Niveau von rund 
5 % ; versucht man den langfristigen Realzins hilfs-
weise unter Verwendung der aktuellen und ab-
sehbaren Entwicklung der Erzeugerpreise zu be-
stimmen, dann ergibt sich mit knapp 4 % ein im 
längerfristigen Vergleich eher niedriges Niveau. 
Wenn es dennoch nicht zu einer stärkeren Expan-
sion der Investitionen kam, dann muß dies mit den 
bereits genannten Aspekten zusammenhängen: 
Der internationale Renditenwettbewerb erlaubt es 
immer weniger, aus dem Vergleich der aktuellen 
Renditenentwicklung mit der in der Vergangen-
heit Schlüsse auf die Investitionstätigkeit zu zie-
hen, vielmehr ist die aktuelle Renditenentwick-
lung vor dem Hintergrund der in anderen Ländern 
realisierten Renditen einzuordnen. Zieht man dazu 

die von der OECD ausgewiesenen Kapitalrenditen 
heran, dann zeigt sich, daß die Rendite in Deutsch-
land in den vergangenen Jahren stets durchaus 
deutlich unter dem Niveau des OECD-Durch-
schnitts lag. 

- Merklich ungünstiger als im gesamten Unterneh-
menssektor zeigt sich die Gewinnentwicklung im 
Verarbeitenden Gewerbe (Schaubild 6, Seite 48). 
Dieser Bereich, der einen gewichtigen Teil der 
unternehmerischen Investitionen trägt und der 
stark dem internationalen Wettbewerb ausgesetzt 
ist, hat seit der Rezession von 1993 keine spürbare 
Verbesserung der Gewinnlage erzielen können. 
Zwar war die Gewinnmarge im Jahre 1994 wieder 
angestiegen, doch schon im Jahre 1995 mußte auf-
grund der Belastungen durch die Lohnpolitik und 
durch die Aufwertung der D-Mark ein erneuter 
Rückschlag hingenommen werden; seitdem hat 
sich die Gewinnmarge abermals erhöht, sie ist je-
doch nach wie vor weit von dem Niveau entfernt, 
das in der zweiten Hälfte der achtziger Jahre reali-
siert werden konnte. Auch die Entwicklung des 
Gewinns je Produkteinheit blieb seit der Rezession 
sehr verhalten. Dies mag einerseits daran liegen, 
daß Rationalisierungen und Reorganisationen der 
Produktionsabläufe noch nicht zu dem vormals er-
reichten Niveau des Gewinns je Produkteinheit 
zurückgeführt haben, andererseits aber auch dar-
an, daß für die überwiegend im Export tätigen 
Unternehmen die Überwälzungsmöglichkeiten auf 
den Weltmärkten seit Beginn der neunziger Jahre 
deutlich geringer geworden sind, was sich an der 
negativen Ausfuhrpreisdrift zeigt (Schaubild 10, 
Seite 56). 

Zwar läßt sich aufgrund der eingeschränkten Berichterstat-
tung der amtlichen Statistik die Gewlnrunarge seit dem 
Jahre 1995 nur noch für Gesamtdeutschland berechnen. 
Die Ergebnisse für die Jahre 1991 bis 1994 zeigen jedoch 
deutlich einen Gleichlauf der Entwicklung im früheren Bun-
desgebiet und in Deutschland insgesamt. 

Zu diesen Ergebnissen für das Verarbeitende Gewer-
be paßt auch die Entwicklung des Auftragseingangs 
im Verhältnis zur Produktionskapazität (Order-Capa-
city-Ratio). Zwar hat sich nach der Rezession 1993 die-
ses Verhältnis bis zum Jahresende 1994 kontinuier-
lich verbessert, sich dann aber erneut verschlechtert 
(Schaubild 7, Seite 48). Erst im zweiten Quartal die-
ses Jahres wurde wieder das Niveau vom vierten 
Quartal 1994 erreicht. Auch vor diesem Hintergrund 
ist es nicht verwunderlich, wenn die Unternehmen 
im Verarbeitenden Gewerbe mit Erweiterungsinve-
stitionen bis zuletzt noch sehr zögerlich waren. 

97. Ein wichtiger Indikator der Standortattraktivität 
einer Volkswirtschaft ist die Entwicklung grenzüber-
schreitender Direktinvestitionen. Nach den Angaben 
der Zahlungsbilanzstatistik betrug im Jahre 1996 der 
negative Saldo der Direktinvestitionen 46,7 Mrd DM, 
in den ersten acht Monaten dieses Jahres waren die 
Kapitalströme ins Ausland mit 31,8 Mrd DM erneut 
deutlich höher als die Kapitalzuflüsse aus dem Aus-
land mit 3,1 Mrd DM (Tabelle 16, Seite 49). 

Allerdings sind die Daten der Zahlungsbilanz über 
die Direktinvestitionen, die lediglich die Bewegun-
gen von Eigenkapital und somit nur die direkten 
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Schaubild 6 
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Tabelle 16 

Direktinvestitionen 1 j Im Ausland und In der Bundesrepublik Deutschland 
lv!ioDM 

Deutsche Anlagen2) im Ausland Ausländische Anlagen2) in Deutsch-
(Zunahme/Kapitalausfuhr: -) land (Zunahme/Kapitaleinfuhr: +) 

Saldo 
Jahr darunter darunter der Direkt-

insgesamt insgesamt investitionen 4) 

(netto) Beteiligungs- (netto) Beteiligungs-
kapital 3 ) kapital3 ) 

„~„·-·' 

1990 .. ' ............ -38691 -31162 + 4024 + 5132 -34 667 
1991 . . . . . . . . . . . . . . . -39 276 -31127 + 6785 + 948 -32492 
1992 . . . . . . ' . . . . . . . . -30 499 -26 211 + 4158 + 635 -26341 
1993 . ' .... ' ........ -25 324 -23 088 + 3159 + 5990 -22165 
1994 . ' . . . . ' . . . . ' . . . -27 757 -24 294 + 2507 + 6 214 -25 250 
1995 ........... ' ... -55163 -45 845 +17 231 +11223 -37 933 
1996 ...... ' .... ' ... --41 824 -31341 - 4863 + 2986 --46 687 

1993 Jan-Aug ... ' ... -14 223 -12 624 + 4068 + 3 751 -10 155 
1994 Jan-Aug ....... -15 974 -13 368 + 228 + 1945 -15 746 
1995 Jan-Aug .. ' .... -36 383 -31 204 +11393 + 5817 -24 990 
1996 Jan-Aug .. ' .... -25 177 -20 534 - 2460 + 1252 -27 637 
1997 Jan-Aug .. ' .... -31802 -24 258 + 3 087 + 5540 -28 715 

1) Nach der Zahlungsbilanzstatistik der Deutschen Bundesbank. Als Direktinvestitionen gelten Finanzbeziehungen zu inlän-
dischen oder ausländischen Unternehmen, an denen der Investor mehr als 20 vH der Anteile oder Stimmrechte unmittelbar 
hält; einschließlich Zweigniederlassungen und Betriebsstätten. 

2) Bis 30. Juni 1990 früheres Bundesgebiet einschließlich Berlin-West, danach Deutschland: 
3} Soweit erkennbar; Beteiligungskapital, reinvestierte Gewinne (geschätzt auf der Grundlage der Bestände an Direktinvesti-

tionen; analog zu den ausgeschütteten Gewinnen erfaßt im Jahr nach ihrer Entstehung), Grundbesitz, langfristige Finanz-
kredite und ab 1995 einschließlich kurzfristiger Finanzkredite sowie kurz- und langfristiger Handelskredite an verbundene 
Unternehmen. 

4} Saldo aus Neuanlage und Liquidation. 

finanziellen Verflechtungen erfassen, nicht ein.fach 
zu interpretieren, und die statistische Erfassung von 
Direktinvestitionen im Sinne eines unternehmeri-
schen Engagements im Ausland ist nicht frei von Pro-
blemen (JG 96 Kasten 1). 

Insbesondere bestehen erhebliche Asymmetrien zwischen den 
nationalen Angaben der Herkunitsländer und der Zielländer 
von Direktinvestitionen. Einer Untersuchung der Deutschen 
Bundesbank zufolge hatten im Zeitraum der Jahre 1984 bis 
1994, für den bislang Vergleichsdaten aus den Zahlungsbilanz-
statistiken von 18 OECD-Ländern vorliegen, nach der deutschen 
Zahlungsbilanz die deutschen Direktinvestitionen in diese Län-
der 226, 1 Mid DM betragen, während sich auf der Basis der aus-
ländischen Zahlungsbilanzstatistiken 166,0 Mrd DM ergeben. 
Noch größer ist die Diskrepanz bei den ausländischen Direkt-
investitionen dieser Länder in Deutschland: Nach der deutschen 
Zahlungsbilanz hatten sie sich in diesem Zeitraum auf insge-
samt 34,6 Mrd DM belaufen, nach den Angaben der auslän-
dischen Zahlungsbilanzstatistiken auf 131,2 Mrd DM. Ursache 
für diese Diskrepanzen sind wohl neben den unterschiedlichen 
Erhebungssystemen in den einzelnen Ländern vor allem Ab· 
weichungen in der Abgrenzung der grenzüberschreitenden 
Direktinvestitionen, wobei die international bislang nicht umfas· 
send vereinheitlichte Behandlung kurzfristiger Finanzbeziehun-
gen von besonderem Gewicht sein dürfte. Grundsätzlich be-
rücksichtigt die Deutsche Bundesbank als Direktinvestitionen 
grenzüberschreitende Finanzbeziehungen zu Unternehmen, 
an denen der Investor mehr als 20 vH der Anteile oder der 
Stimmrechte unmittelbar hält, während in anderen Ländern, 

Quelle: Deutsche Bundesbank 

dem Vorschlag des Internationalen Währungsfonds folgend, dle 
Schwelle bei 10vH angesetzt wird. 

In einer ersten Sonderauswertung hat die Bundesbank die 
Direktinvestitionen um die kurzfristigen Finanzbeziehungen 
korrigiert, die bislang dem „ Übrigen Kapitalverkehr" zugeord-
net waren. Bei Anwendung des sogenannten Asset/Liabil1ty-
Prinzips - dabei werden die Netto-Veränderungen der Forde-
rungen inländischer Unternehmen gegenüber verbundenen 
Unternehmen im Ausland den deutschen Direktinvestitionen 
zugeordnet, unabhängig davon.. ob es sich um Forderungen 
einer inländischen Muttergesellschaft gegenüber einer auslän-
dischen Tochtergesellschaft oder um solche einer inländischen 
Tochtergesellschaft gegenüber der ausländischen Muttergesell-
schaft handelt - erhöhen sich die deutschen Direktinvestitionen 
in den in die Untersuchung einbezogenen 18 OECD-Ländern, 
aut die zudem 95 vH des deutschen Direktinvestitionsbestands 
im Ausland entfallen, im Zeitraum der Jahre 1984 bis 1994 um 
etwa 68 Mrd DM und die ausländischen Direktinvestitionen in 
Deutschland um 64 Ya Mrd DM.. Wendet man stattdessen das 
vom Internationalen Währungsfonds empfohlene sogenannte 
Directional-Prinzip an - hier sollen alle Veränderungen der Ver-
bindlichkeiten und Forderungen eines inländischen Unterneh-
mens gegenüber der ausländischen Muttergesellschaft unter 
den Direktinvestitionen des Auslands im Inland (als Neuanlage 
und als Liquidation) aufgeführt werden, und umgekehrt - so er-
höhen sich die deutschen Direktinvestitionen im Ausland um 
lediglich 16 Mrd DM, die des Auslands in Deutschland um 
knapp 13 Mrd DM. Zieht man zur·Abschätzung des Korrektur-
bedarfs ergänzend die dUf Bilanzangaben basierende Bestands-
statistik heran, deren Daten aber aufgrund von Bewertungs-
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problemen nicht unmittelbar mit den entsprechenden 'ltans-
aktionszahlen verglichen werden können, so erhöhen sich 
lnfolge der BerücksichUgung kurzfristiger Flnanzbeziehun-
gen dle deutschen DlrektinvesUUonen lm Ausland um rund 
25 Mrd DM. die der ausländischen Unternehmen um rund 
ßO Mzd DM. Eine solche weite Abgrenzung der Direkt-
1nvesUUonen führt somit zu deutlich höheren Zahlen auf bei-
den Seifen der DirekUnvestillonsbilanz, wobei die Korrekturen 
auf der Kapitalimportseite, also bei den Direktlnvestftionen des 
Auslands 1n Deutschland höher - nach den Angaben der Be-
atandsstatlstik sogar deutIJch höher - ausfaIIen dürften als auf 
der Kapitalexportseite. 

Der auf Deutschland entfallende Anteil der Direkt-
investitionen aus dem OECD-Raum ist erheblich 
niedriger als der Anteil der deutschen Auslandsinve-
stitionen an den gesamten Direktinvestitionsabflüs-
sen aus OECD-Ländern, letzterer lag nach den An-
gaben der Bundesbank bei 9 vH gegenüber einem 
Anteil von 4 V.. vH der auf Deutschland entfallenden 
ausländischen Direktinvestitionen. Dies muß be-
denklich stimmen. Gerade vor dem ~tergrund der 
Investitionsmöglichkeiten in den neuen Bundeslän-
dern - angesichts eines zum Zeitpunkt der deutschen 
Vereinigung weitgehend veralteten Kapitalstocks und 
angesichts der hohen Wirtschaftsförderung von Inve-
stitionen in Ostdeutschland - wäre mit einem deut-

. lieh höheren Zustrom ausländischen Kapitals nach 
Deutschland zu rechnen gewesen. Unternehmens-
angaben zufolge haben in den letzten Jahren zu-
nehmend Kostenfaktoren, dabei vor allem auch die 
Steuerbelastung, bei der Standortwahl an Gewicht 
gewonnen, zudem schränkten die hohe Regulie-
rungsdichte sowie Starrheiten und ln!lexibilitäten 
des Arbeitsmarktes die Attraktivität des Standorts 
Deutschland ein. Nach Einschätzung der Bundes-
bank stellen aber auch die vergleichsweise geringe 
Börsenkapitalisierung und die relativ starke Konzen-
tration des Aktienbesitzes in Deutschland auf den 
Unternehmenssektor selbst ein Hemmnis für den 
Beteiligungserwerb an inländischen Unternehmen 
durch das Ausland und damit für den Zufluß aus-
ländischen Unternehmenskapitals dar. 

Zur Berechnung des Produktionspotentials 
In Ostdeutschland 

116. Der Sachverständigenrat hat bislang - trotz man-
cher Bedenken - das Bruttoinlandsprodukt als Nähe-
rungsgröße für das ostdeutsche Produktionspotential 
verwendet (JG 93 Ziffer 97). Der Grund für dieses 
Vorgehen lag, neben den zunächst bestehenden Pro-
blemen mit der Datenlage, vor allem darin, daß die 
wirtschaftliche Entwicklung der ersten Jahre nach 
der deutschen Vereinigung in den neuen Bundes-
ländern durch einen tiefgreifenden Umbruch ge-
prägt war; Einflüsse, die von konjunkturell beding-
ten Schwankungen auf die wirtschaftliche Aktivität 
in Ostdeutschland ausgingen, waren eher gering. 
Allerdings wird die wirtschaftliche Entwicklung in 
Ostdeutschland mittlerweile nicht mehr allein durch 
den Thansformationsproze,6 bestimmt; vielmehr las-
sen sich in zunehmendem Maße auch konjunkturelle 
Schwankungen und Einflüsse des Westdeutschen 
Konjunkturverlaufs feststellen. Zudem dürften die 
seit dem Jahre 1995 geringen Zuwachsraten des 
Bruttoinlandsprodukts das Wachstum des ostdeut-
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sehen Produktionspotentials unterzeichnen, da sich 
die lnvestititionstätigkeit, auch wenn sie an Dynamik 
verloren hat, nach wie vor auf einem hohem Niveau 
befindet (Ziffer 143). Eine Gleichsetzung von Brutto-
inlandsprodukt und Produktionspotential dürfte so-
mit zwar für die ersten Jahre nach der deutschen 
Vereinigung weiterhin vertretbar sein, für die Ge-
genwart und die Zukunft jedoch nicht. 

119. Für die Berechnung des Produktionspotentials 
im früheren Bundesgebiet verwendet der Sachver-
ständigenrat seit dem Jahresgutachten 1968/69 ein 
Verfahren, das sich - auch wenn es seitdem mehr-
fach modifiziert wurde - an dem in der Volkswirt-
schaft vorhandenen Kapitalstock und an der Ent-
wicklung der Kapitalproduktivität orientiert (zur ak-
tuell verwendeten Berechnungsmethode: Anhang V, 
Abschnitt A sowie JG 95 Ziffern 51ff.): Dieses Ver-
fahren ist allerdings nicht unmittelbar auf Ost-
deutschland übertragbar. Zwar liegen mittlerweile 
Daten des Statistischen Bundesamtes über den Kapi-
talstock in den neuen Bundesländern vor; diese 
Daten sind allerdings aufgrund von Erhebungs- und 
Erfassungsproblemen insbesondere bei den Sonder-
abgängen, also den Teilen des Bruttoanlagevermö-
gens in Ostdeutschland, die infolge der Umbruch-
situation außerplanmäßig stillgelegt werden mußten, 
mit einer gewissen Unsicherheit behaftet. Aber zur 
Berechnung des Trends der Kapitalproduktivität be-
darf es außerdem einer zyklengerechten Abgren-
zllng der Stützzeiträume. In den neuen Bundeslän-
dern kann jedoch ein abgeschlossener Konjunktur-
zyklus noch nicht beobachtet werden, so daß keine 
zuverllissige Trendberechnung für die Entwicklung 
der ostdeutschen Kapitalproduktivität möglich ist. 
Angesichts des steigenden Modernitätsgrades des 
ostdeutschen Kapitalstocks kann allerdings davon 
ausgegangen werden, daß sich die Entwicklung der 
potentiellen Kapitalproduktivität im Unternehmens-
sektor in den neuen Bundesländern der im früheren 
Bundesgebiet zunehmend angleicht. Am Jahresan-
fang 1997 betrug der Anteil von Altbeständen am ge-
samten Kapitalstock der neuen Bundesländer (Un-
ternehmen ohne Wohnungsvermietung) immer noch 
rund 55 vH bei den Bauten sowie rund 20 vH bei den 
Ausrüstungen, und die Kapitalproduktivität dieser 
Anlagegüter dürfte niedriger sein als die Produkti-
vität älterer Anlagen im früheren Bundesgebiet; der 
Anteil von Kapitalgütern, die fünf Jahre oder jünger 
sind und eine größere Produktivität aufweisen dürf-
ten, ist jedoch in Ostdeutschland größer (früheres 
Bundesgebiet: Ausrüstungen 40 vH, Bauten 15 vH; 
neue Bundesländer: Ausrüstungen 70 vH, Bauten 
40 vH). Insofern dürfte es vertretbar sein, als Orien-
tierung für die potentielle Kapitalproduktivität des 
Kapitalstocks in den neuen Bundesländern die Kapi-
talproduktivität in den alten Ländern heranzuziehen. 

Die Annahme gleicher Niveaus der potentiellen Ka-
pitalproduktivitäten in West- und Ostdeutschland 
wäre allerdings sehr strikt, zumal sich die tatsäch-
lichen Kapitalproduktivitäten weiterhin deutlich un-
terscheiden. Weniger resbiktiv ist hingegen die An-
nahme einer gleichen Entwicklung, mithin gleicher 
Veränderungsraten der potentiellen Kapitalproduk-
tivität. Mit anderen Worten: Es erscheint zulässig, 
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für die Entwicklung der Kapitalproduktivität iri Ost-
deutschland, die sich ja nicht für einen zyklengerecht 
abgegrenzten Zeitraum bestimmen läßt, den für West-
deutschland berechenbaren Trend zu übernehmen. 
Um nun die potentielle Kapitalproduktivität in den 
neuen Bundesländern zu ermitteln, wird die für West-
deutschland geschätzte Thendgerade an den Punkt 
der maximalen tatsächlichen Kapitalproduktivität in 
Ostdeutschland angelegt; damit ist auch berücksich-
tigt, daß die tatsächlichen Werte in Ostdeutschland 
nach wie vor deutlich niedriger liegen als in West-
deutschland. Die bisher höchste tatsächliche Kapital-
produktivität ergibt sich für das Jahr 1994, dieses 
Jahr wird daher als Ausgangspunkt für die Berech-
nung der potentiellen Kapitalproduktivitäten in den 
neuen Bundesländern gewählt. Aus den so berech-
neten Werten wird dann durch Multiplikation mit 
dem aus den Angaben des Statistischen Bundesam-
tes über das Bruttoanlagevermögen in Ostdeutsch-
land sowie den Angaben des Bundesamtes und des 
Ho-Instituts über die Investitionstätigkeit in Ost-
deutschland berechneten Kapitalstock ein Produk-
tionspotential im ostdeutschen Unternehmenssektor 
ermittelt. Das gesamtwirtschaftliche Produktionspo-
tential für Ostdeutschland ergibt sich durch anschlie-
ßende Addition der realen Bruttowertschöpfung der 
privaten Haushalte, der Organisationen ohne Er-
werbszweck sowie des Staates und nach Berücksich-
tigung der nichtabziehbaren Umsatzsteuer und der 
Einfuhrabgaben. 

Tabelle 17 

Produktionspotential In den neuen Bundesländern') 
In Preisen von 1991 

Jahr Produktions-1 Bruttoinlands-1 Auslastungs-
potential produkt grad in vH 2) 

Mrd DM 

1991 X 206,0 X 
1992 X 222,1 X 
1993 X 242,8 X 
1994 266,2 266,2 100,0 
1995 282,9 280,4 99,1 
1996 299,3 285,9 95,5 
1997 316 291'h 92,2 

vH') 

1992 X +7,8 X 
1993 X +9,3 X 
1994 X +9,6 X 
1995 +6,3 +5,3 -0,9 
1996 +5,8 +2,0 -3,6 
1997 +5'l2 +2 -3,4 

1) Zur Methode siehe Anhang V. Abschnitt A. Produktions-
potential nnd Angaben für 1997: eigene Schätzung. 

2) Bruttoinlandsprodukt in Relation zum Produktionspotential. 
3) Auslastungsgrad: Veränderung gegen Vorjahr in Prozent-

punkten. 

Vom Jahre 1994 bis zum Jahre 1997 ist nach dieser 
Berechnungsmethode ein Rückgang des Auslastungs-
grades bis auf 92,2 vH zu verzeichnen (Tabelle 17). 
Dieser Auslastungsgrad liegt deutlich niedriger als in 
Westdeutschland. Es kann jedoch angesichts der 
nach wie vor in Ostdeutschland gegebenen Um-
bruchsituation nicht zweifelsfrei angenommen wer-
den, daß die Schwankungen im Auslastungsgrad 
sich in einer ähnlichen Größenordnung bewegen wie 
im früheren Bundesgebiet. Und auf derzeit niedriger 
ausgelastete Kapazitäten als in Westdeutschland 
deutet auch die in der ersten Hälfte der neunziger 
Jahre kräftige Investitionstätigkeit hin. Die über 
einen Zeitraum von mehreren Jahrzehnten beob-
achtete Normalauslastung von 96'/& vH in West-
deutschland kann daher nicht ohne weiteres auch 
für Ostdeutschland als normal angesehen werden. 

2. Auslandsnachfrage kräftig - Inlands-
nachfrage verhalten 

100. Im Jahre 1997 setzte sich die konjunkturelle 
Erholung in Deutschland fort. Zwar tendierte die ge-
samtwirtschaftliche Entwicklung in den letzten Mo-
naten des Vorjahres und zu Beginn dieses Jahres zur 
Schwäche, im zweiten Quartal kehrte die deutsche 
Volkswirtschaft aber wieder auf den Pfad einer auf-
wärts gerichteten Konjunktur zurück. Im Jahres-
durchschnitt nahm das Bruttoinlandsprodukt um 
knapp 21'.z vH zu (Schaubild 8, Seite 52). 

Die Fortsetzung der konjunkturellen Erholung wies 
das Muster auf, das der Sachverständigenrat vor Jah-
resfrist erwartet hatte: Getragen wurde sie weiterhin 
von der Auslandsnachfrage, die inländische Nach-
frage blieb dagegen schwach. Der Schwung beim 
Export verstärkte sich, er übertrug sich aber nur 
zögerlich auf die Investitionen, und der Private Ver-
brauch blieb sogar hinter den moderaten Erwartun-
gen vom Herbst letzten Jahres zurück. Von den Bau-
investitionen waren keine expansiven Impulse zu er-
warten gewesen, und diese Einschätzung bestätigte 
sich im abgelaufenen Jahr.· 

Trotz der nicht zu übersehenden Festigungstenden-
zen der konjunkturellen Aufwärtsbewegung war 
offensichtlich das Vertrauen der Wrrtschaltsakteure 
in eine nachhaltige, auch binnenwirtschaltlich an 
Breite gewinnende Aufwärtsentwicklung noch nicht 
gefestigt: Die Investitionstätigkeit war nach wie vor 
geprägt von Rationalisierungs- und Modernisierungs-
investitionen; Erweiterungsinvestitionen spielten da-
gegen weiterhin nur eine untergeordnete Rolle (Zif-
fer 95). Auch das Geschäftsklima, wie es vom llo-
Institut ennittelt wird, hat sich zwar weitgehend auf-
gehellt; das Niveau der zweiten Hälfte des Jahres 
1994, der ersten Phase konjunktureller Erholung 
nach der jüngsten Rezession, hat der Geschäfts-
klima-Index in der Industrie aber gerade einmal er-
reicht (Schaubild 9, Seite 53). 

101. Die im Vergleich zum Wachstum des Produk-
tionspotentials stärkere Zunahme des Bruttoinlands-
produkts spiegelte sich in einem höheren Ausla-
stungsgrad der Produktionskapazitäten in Deutsch-
land wider (Ziffern 88ff.). Dahinter stand ein gegen-
über dem Vorjahr deutlich erhöhter Auslastungsgrad 
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Schaubild 8 
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der Kapazitäten in Westdeutschland und ein erneuter 
Rückgang des Auslastungsgrades der Produktions-
kapazitäten in Ostdeutschland: Im früheren Bundes-
gebiet nahm das Bruttoinlandsprodukt mit 21'> vH 
stärker zu als das Produktionspotential, wogegen in 
den neuen Bundesländern der Anstieg des Brutto-
inlandsprodukts mit 2 vH nicht nur erstmals seit der 
deutschen Vereinigung nicht mehr höher war als im 
früheren Bundesgebiet, sondern erneut auch deut-
lich niedriger als das Wachstum des Produktions-
potentials Ostdeutschlands. 

Betrachtet man die Entwicklung des Auslastungsgra-
des im Jahresverlauf, was allerdings in methodischer 
Hinsicht problematisch ist, so läßt sich zumindest in 
Westdeutschland eine in der zweiten Jahreshälfte 
deutlich höhere Auslastung der gesamtwirtschaft-
lichen Kapazitäten als zuvor feststellen. Dieses Bild 
bestätigen die im dreimonatigen Rhythmus vom Ifo-
lnstitut durchgeführten Unternehmensbefragungen 
im Verarbeitenden Gewerbe (Tabelle 18, Seite 54): 

Danach stieg die Kapazitätsauslastung in West-
deutschland von 83,0 vH im Dezember 1996 auf 
86,0 vH im September dieses Jahres stetig an. Die 
Entwicklung der Auslastungsgrade in den Haupt· 
gruppen des Verarbeitenden Gewerbes verlief da-
bei in einem Muster, wie es für eine sich festi-
gende konjunkturelle Erholungsphase typisch 
ist: Bereits im Jahre 1996 nahm die Auslastung 
im Grundstoff- und Produktionsgütergewerbe im 
Jahresverlauf kontinuierlich zu, während bei den 
Produzenten von Investitionsgütern erst zum An-
fang dieses Jahres ein deutlicher Anstieg des Aus-
lastungsgrades einsetzte. Im Verbrauchsgüter pro-
duzierenden Gewerbe war zwar schon im Vorjahr 
eine steigende Auslastung zu beobachten, der An-
stieg war jedoch nicht sehr stark ausgeprägt und 
nicht lang anhaltend, im Verlauf dieses Jahres 
stagnierte der Auslastungsgrad dann auf dem er-
reichten höheren Niveau. 

- Auch für das Verarbeitende Gewerbe in Ost-
deutschland zeigt die Entwicklung der mehrmals 
im Jahresverlauf in Umfragen erhobenen Kapa-
zitätsauslastung ein günstigeres Bild, als es der 
von uns berechnete jahresdurchschnittliche Aus-
lastungsgrad für die Gesamtwirtschaft zunächst 
vermittelt. Nach den Umfrageergebnissen des Ifo-
lnstituts nahm die Auslastung ebenfalls gegen-
über dem Jahresende 1996 wieder zu; damit setzte 
sich im ostdeutschen Verarbeitenden Gewerbe die 
positive Entwicklung der ersten Jahre nach der 
deutschen Vereinigung fort . 

102. Zufriedenheit über die konjunkturelle Ent-
wicklung wäre allerdings fehl am Platz. Die konjunk-
turelle Erholung wies eine nur verhaltene Dynamik 
auf. Dies wird schon daran deutlich, daß zu demjah-
resdurchschnittlichen Anstieg des Bruttoinlandspro-
dukts, der mit knapp 21'> vH um rund einen Prozent-
punkt höher ausfiel als im Jahr zuvor, ein rechneri-
scher Überhang von gut einem halben Prozentpunkt 
beigetragen hat. Ein solcher rechnertscher Überhang 
entsteht, wenn am Ende eines Jahres das Produk-
tionsniveau über dem Jahresdurchschnitt liegt, und 
bedeutet, daß selbst bei einer Stagnation der Produk-
tion im Verlauf des folgenden Jahres der Durch-
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Schaubild 9 
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Tabelle 18 

Kapazltlltsauslastung Im Verarbeitenden Gewerbe') 
Saisonbereinigt') 

Früheres Bundesgebiet Neue Bundesländer und Berlin-Ost 

Grund- In- Ver- Nahrungs- Grund- In- Ver- Nahrungs-Ver- stoff- und vestitions- brauchs- Ver- stoff- und vestitions- brauchs-Zeitraum arbeiten- Produk- güter- güter- und arbeiten- Produk- güter- güter- und 
Genuß- Genuß-des tions- produzie-- produzie- mittel- des tions- produzie- produzie- mittel-1Gewerbe 3) güter- rendes rendes gewerbe Gewerbe' güter- rendes rendes gewerbe gewerbe3) Gewerbe Gewerbe gewerbe 3) Gewerbe Gewerbe 

1993 78,8 78,6 77,1 82,0 81,7 72,6 67,3 72,5 77,2 79,4 
1994 82,7 85,1 80,9 84,;z 81,4 76,6 77,5 75,9 78,8 76,0 
1995 84,8 85,7 85,3 82,9 82,4 78,7 81,3 77,3 80,5 78,3 
1996 82,5 81,7 83,6 81,3 81,4 77,4 76,5 76,5 79,4 80,1 

1993 Mär 78,9 18,2 11,6 82,0 81,1 70,9 65,1 70,6 14,3 81,3 
Jun 78,5 78,1 76,7 81,9 82,2 72,7 66,4 73,0 77,0 80,0 
Sep 78,5 78,4 76,6 81,8 81,6 72,4 68,0 71,6 78,0 78,2 
Dez 79,1 79,5 77,2 82,3 81,5 74,6 69,4 75,0 80,0 78,0 

1994 Mär 80,5 81,8 78,6 83,4 81,4 75,7 73,4 75,8 78,9 76,4 
Jun 81,9 83,9 80,0 84,0 80,9 75,4 75,7 74,4 78,7 75,l 
Sep 83,5 86,4 81,7 84,7 81,1 77,5 78,5 77,l 78,9 76,3 
Dez 84,7 88,2 83,0 84,7 82,2 78,0 82,5 76,4 78,6 76,3 

1995 Mär 85,3 88,3 84,4 84,5 82,2 78,6 83,l 76,6 81,3 77,l 
Jun 85,5 87,3 85,6 83,4 82,7 79,4 81,8 78,4 80,4 79,2 
Sep 84,5 84,6 85,5 82,1 83,l 78,8 81,7 77,6 79,8 77,9 
Dez 83,7 82,4 85,6 81,6 81,7 78,0 78,8 76,6 80,2 79,3 

1996 Mär 82,2 80,7 83,9 80,3 81,7 11,2 16,1 76,3 18,0 80,3 
Jun 82,l 80,9 83,3 81,0 81,5 77,2 77,8 76,0 79,l 79,2 
Sep 82,5 82,0 83,5 81,8 80,9 77,3 75,7 76,0 80,8 80,9 
Dez 83,0 83,2 83,5 81,9 81,7 78,0 76,1 77,7 79,6 79,9 

1997 Mär 84,7 85,3 85,3 83,6 81,9 79,4 78,l 78,9 81,6 80,1 
Jun 85,l 85,8 85,8 83,6 81,8 79,8 78,1 79,0 81,7 82,2 
Sep 86,0 87,4 86,7 83,8 82,2 79,6 78,3 79,6 78,8 82,7 

1) Betriebliche Vollausnutzung = 100 vH. 
2) Vierteljahresangaben mit dem Berliner Verfahren (BV 4) saisonbereinigt (Stützzeitraum 1. Vj. 1993 bis 3. Vj. 1997). 
') Ohne Chemische Industrie. 

schnitt des Vorjahres um eben diese Größenordnung 
übertroffen wird. Im Jahre 1997 gewann die kon-
junkturelle Erholung nur wenig Schwung. 

103. Die Produktion im Produzierenden Gewerbe, 
die in der ersten Hälfte des Jahres 1996 noch deut-
lich zugenommen hatte, löste sich zu Jahresbeginn 
1997 aus der Stagnation, in die sie in der zweiten 
Hälfte des Jahres 1996 geraten war. Das Tempo der 
Produktionsausweitung war allerdings niedriger als 
zuvor. Hierzu trug vor allem bei, daß der 'Ii"end einer 
zurückgehenden Produktion im Bauhauptgewerbe, 
der schon in den beiden Vorjahren zu beobachten 
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Quelle für Grundzahlen: Ifo 

gewesen war, auch in diesem Jahr anhielt. Waren es 
in den Jahren 1995 und 1996 insbesondere die Nor-
malisierungstendenzen Ilach dem langanhaltenden 
Bauboom in Westdeutschland gewesen, die die 
Produktion nach unten gezogen hatten, so waren es 
in diesem Jahr die Auswirkungen der Strukturberei-
nigung in der ostdeutschen Bauwirtschaft, die eine 
Ausweitung der Bautätigkeit in Deutschland gegen-
über dem Vorjahr verhlnderten. Im früheren Bundes-
gebiet stabilisierte sich dagegen die Produktion des 
Bauhauptgewerbes im Jahresverlauf, auch wenn sie 
im Jahresdurchschnitt erneut niedriger lag als im 
Vorjahr. Die leichte Produktionszunahme sowohl im 
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westdeutschen wie auch im ostdeutschen Ausbau-
gewerbe trug dazu bei, daß die Bruttowertschöpfung 
des Baugewerbes insgesamt den Vorjahresstand 
nicht so stark wie noch im Jahre 1996 unterschritt. 

Getragen wurde der Produktionsanstieg im Produzie-
renden Gewerbe von der Produktionsausweitung im 
Verarbeitenden Gewerbe - dank der kräftig steigen-
den Auftragseingänge aus dem Ausland. Die deut-
liche Abwertung der D-Mark bis zum Sommer dieses 
Jahres dürfte das Auslandsgeschäft zudem sehr er-
leichtert haben. Erfreulich und Zeichen einer sich 
festigenden Basis der konjunkturellen Erholung war 
die Belebung auch der Inlandsaufträge in den ersten 
Monaten dieses Jahres, in der zweiten Hälfte des 
Vorjahres war noch ein deutlicher Rückgang zu be-
obachten gewesen. Das Niveau der Inlandsaufträge 
im Verarbeitenden Gewerbe vom entsprechenden 
Vorjahreszeitraum wurde bereits im zweiten Quartal 
überschrittenr in der Hauptgruppe der Investitions-
güterproduzenten blieb die Entwicklung der Inlands-
aufträge allerdings bis über die Jahresmitte hinaus 
verhalten. Die überaus kräftige Nachfrage aus dern 
Ausland sorgte jedoch auch bei den Investitions-
güterherstellern dafür, daß die Produktion im Jahres-
verlauf anstieg und das Produktionsniveau des Vor-
jahres deutlich übertroffen wurde. 

104. Im tertiären Sektor nahm die Bruttowertschöp-
fung insg'lsamt erneut überdurchschnittlich stark 
zu. Am kräftigsten erhöhte sich in diesem Jahr die 
Bruttowertschöpfung der Kreditinstitute und Versi-
cherungen, aber auch die Zunahme im Bereich der 
Nachrichtenübermittlung war wie schon im Vorjahr 
überaus markant. Hier zeigen sich bereits die ersten 
Wirkungen der in jüngster Zeit durchgeführten De-
regulierungsmaßnahmen auf nationaler und euro-
päischer Ebene. Im Zeichen der schwachen binnen-
wirtschaftlichen Entwicklung standen die geringen 
Zuwächse der Bruttowertschöpfung im Einzelhandel 
und bei den Verkehrsunternehmen, auch infolge 
einer schwächeren Nachfrage nach Transportleistun~ 
gen für Bauzwecke. 

Der Anteil des tertiären Sektors am Bruttoinlands-
produkt stieg auch im Jahre 1997 weiter und er-
reichte 62 1h vH; der Anteil der Dienstleistungsunter-
nehmen, einschließlich Handel und Verkehr, lag bei 
49 vH (1996: 48,5 vH). 

Angesichts des Gewichts, das die DiensUeistungsunternehmen 
mittlerweile für die deutsche Volkswirtschaft besitzen - und 
dies nicht nur gemessen an der Bruttowertschöpfung, sondern 
auch an der Anzahl der En11erbstät1gen -, ist es ein schweres 
Versäumnis der Wirtschaftspolitik, nicht für eine hinreichende 
statistische Basis für diesen Sektor gesorgt zu haben, von dem 
ja angenommen werden darf, daß er sich zumindest in Teil-
bereichen auch in Zukunft ähnlich dynamisch entwickeln wird 
wie in den letzten Jahren. Nach wie vor ist die empirische Basis 
der amtlichen Statistik über den Dienstleistungssektor ausge-
sprochen schmal und steht in keiner Relation zu den Auf-
gaben, die fler amtlichen Statistik zur Erfassung und Beob-
achtung quantitativ viel kleinerer Sektoren vom Gesetzgeber 
zugewiesen wurden. Hier Abhilfe zu schaffen, ist dringend an-
geraten. Im Hinblick auf die amtliche Berichterstattung über 
den Dienstleistungssektor ist anzumerken, daß der nun vor-
liegende Gesetzentwurf zur Einführung einer Dienstleistungs-
statistik, deren Aufbau von der Europäischen Union ange-
mahnt wurde, insofern den qualitativen Erfordernissen, die an 
die amtliche Statistik gestellt werden, nicht gerecht wird, als 

keine Auskunftspflicht der Unternehmen vorgesehen ist. Die 
Aussagefähigkeit dieser neuen Statistik wird damit von vor-
neherein eingeschränkt. Der Mangel an amtlichen Statistiken 
über den Dienstleistungssektor wird auch nicht durch das in 
diesem Zusammenhang oft ersatzweise verwendete Sozio-
oekonomische Panel behoben, da auch diese Daten nicht über 
eine Auskunftspflicht der Befragten erhoben werden und die 
Repräsentativität des Panels als stark eingeschränkt angesehen 
werden muß. 

Ausfuhr släri\sle Auftriebskraft 

105. Wie schon in den Vorjahren war fast aus-
schließlich die Ausfuhr von Waren und Dlensllel-
stungen die Auftriebskraft der konjunkturellen Er-
holung. Insgesamt lag die Ausfuhr von Waren und 
Dienslleistungen im Jahre 1997 um 101'2 vH über 
dem Stand des Vorjahres. Die Einfuhr von Waren 
und Dlensllelstungen nahm zwar irn Vergleich zum 
Vorjahr auch stärker zu; der Zuwachs blieb aber mit 
5114. vH unter dem Zuwachs der Ausfuhr. 

106. In diesem Jahr konnten die deutschen Expor-
teure deutlichere Preissteigerungen auf ihren Ab-
satzmärkten als zuvor durchsetzen: Im Vorjahr hatte 
der Index der Ausfuhrpreise nur urn 0,2 vH über sei-
nem Vorjahresstand gelegen, im ersten Quartal die-
ses Jahres war er bereits um 0,7 vH höher als im ver-
gleichbaren Vorjahreszeitraum, im zweiten Quartal 
um 1,2 vH und im dritten Quartal um 2,2 vH. Gleich-
wohl blieb damit auch in den ersten sechs Monaten 
dieses Jahres - trotz der massiven Abwertung der 
D-Mark bis in die Sommermonate hinein und der 
damit verbundenen Preiserhöhungsspielräume inlän-
discher Exporteure - die Ausfuhrpreisdrift, definiert 
als die Differenz zwischen der Veränderungsrate der 
Ausfuhrpreise und der heimischen Inflationsrate, wie 
schon in den Abwertungsphasen der D-Mark in der 
ersten Hälfte der neunziger Jahre negativ, und sie 
war auch im dritten Vierteljahr mit 0,2 vH nur leicht 
positiv (Schaubild 10, Seite 56). Der in den letzten 
Jahren stark gestiegene Wettbewerbsdruck auf den 
internationalen Märkten erlaubte es trotz der Men-
genkonjunktur den Exportunternehmen nicht, abwer-
tungsinduzierte Preiserhöhungsspielräume in einem 
ähnlichen Umfang wie bis in die achtziger Jahre hin-
ein zu nutzen (JG 96 Kasten 2). 

Die Einfuhrpreise nahmen in diesem Jahr mit einer 
Veränderungsrate von 3,3 vH in den ersten neun 
Monaten stärker zu als die Ausfuhrpreise; die Terrns-
o!-Trade, das reale Austauschverhältnis von Aus-
landsgütern zu Inlandsgütern, verschlechterten sich 
nach der kontinuierlichen Verbesserung in der ersten 
Hälfte der neunziger Jahre. lnsqweit hat sich der Ver-
teilungsspielraum im Inland verkleinert. 

107. Die schon in der zweiten Jahreshälfte des Vor-
jahres zu beobachtende stürmische Entwicklung bei 
der Ausfuhr von Waren setzte sich in diesem Jahr 
weiter fort. Im Jahresdurchschnitt übertraf sie das 
Vorjahresniveau um 11 Y, vH. Diese hohe Zuwachs-
rate mag zwar auf den ersten Blick beeindrucken, sie 
stellt aber für die bundesdeutsche Exportwirtschaft 
kein Ausnahmeergebnis dar: Im Jahre 1994, als die 
deutsche Volkswirtschaft begann, sich aus dem jüng-
sten Rezessionstief zu lösen, hatte die Warenausfuhr 
mit 9,4 vH ebenfalls kräftig zugenornrnen, und auch 
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Schaubild 10 
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nach den Rezessionen in den siebziger und achtziger 
Jahren war die Warenausfuhr der frilheren Bundes-
republik mit teilweise Sogar zweistelligen Raten an-
gestiegen. 

108. Die Zuwachsrate der Warenausfuhr übertraf 
im Jahre 1997 die des Welthandels, damit hat sich 
der Weltmarktanteil Deutschlands erhöht. Entschei-
dend !iir die Zunahme der deutschen Exporte war 
die sich in diesem Jahr weiter verstärkende konjunk-
turelle Aufwärtsbewegung in den westeuropäischen 
Partnerländern, die nach wie vor !iir mehr als die 
Hälfte der deutschen Warenausfuhr die Zielregion 
darstellen. Zu der kräftigen Steigerung der Ausfuhr 
trug aber ebenso bei, daß sich die preisliche Wett-
bewerbs!ähigkelt der Unternehmen infolge anhal-
tender Rationalisierungsanstrengungen, zurückge-
hender Lohnstückkosten und der DM-Abwertung er-
höht hatte. 

109. Angesichts der günstigen Entwicklung der Aus-
fuhr bei gleich2eitig sich verschlechternder Situation 
am Arbeitsmarkt wird die Vermutung geäußert, daß 

56 

bei der Herstellung von Exportgütern der Anteil der 
inländischen Wertschöpfung rückläufig sei. Vielmehr 
enthielten die deutschen Exporte in zunehmendem 
Ausmaß Anteile importierter Vorleistungen. Deshalb 
führe eine Steigerung des Exports nicht in gleichem 
Ausmaß zu höherer Nettoproduktion, zu mehr Ein-
kommen und zu mehr Beschäftigung hierzulande, 
denn hinter den steigenden Exporten stehe zumin-
dest keine entsprechende Zunahme der in Deutsch-
land erzeugten Wertschöpfung. Dieser These liegt 
die Annahme zugrunde, daß von der in der Vergan-
genheit zu beobachtenden Produktionsverlagerung 
ins Ausland einzelne Produktionsschritte betroffen 
sind, die entweder nntemehmensintem - via Direkt-
investitionen in Form ausländischer Produktionsstät • 
ten - oder über den Markt - durch Einkäufe von Vor-
leistungen - ausgelagert werden. Spricht man der 
Exportentwicklung eine Funktion bei der Beurtei-
lung der Standortqualität einer Volkswirtschaft zu, so 
könnte ein hierauf basierendes Urteil dadurch rela-
tiviert werden, daß sich der Anteil aus dem Ausland 
importierter Vorleistungen erhöht hat (Kasten 3). 
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Kasten 3 

Inländische Wertschöpfungsintensität des deutschen Exports 

Zur Überprüfung der These von der abnehmen-
den inländischen Wertschöpfungsintensität deut-
scher Exporte können Daten der Außenhandels-
statistik und der Volkswirtschaftlichen Gesamt-
rechnungen, genauer der Input-Output-Tabellen, 
herangezogen werden. Hierbei ist jedoch zu be-
rück.sichtigen, daß insbesondere bei den Anteilen 
importierter Vorleistungen an den gesamten Vor-
leistungen ein Vergleich gesamtdeutscher Werte 
mit Daten des früheren Bundesgebietes nur ein-
geschränkt möglich iSt. 

Betrachtet man Kenngrößen der Außenhandels-
statistik, wie etwa das Verhältnis der Einfuhr von 
Halbwaren oder Vorerzeugnissen zur gesamten 
Einfuhr, so stellt man in den letzten zwanzig Jah-
ren kaum Veränderungen fest. Diese Anteile ha-
ben sich seit der Mitte der achtziger Jahre sogar 
etwas verringert (Schaubild 11), was zu einem 
großen Teil auf den Preissturz bei Rohöl im Jahre 
1986 zurückzuführen ist. Diese Betrachtungsweise 
ist jedoch problematisch: Keine dieser Waren-
gruppen in der Außenhandelsstatistik entspricht 
der Definition der gesuchten Vorleistungen im 

Schaubild 11 
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Sinne der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnun-
gen, denn die Güterklassifizierungen der Außen-
handelsstatistik sttmmen nicht mit den nach 
Verwendungsarten unterscheidenden Abgrenzun-
gen der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen 
überein. Denkt man zum Beispiel an Produktions-
vorgänge, bei denen etwa Kfz-Getriebe im Aus-
land gefertigt und zur Endmontage importiert 
werden, so fallen diese in der Außenhandelsstati-
stik unter „Enderzeugnisse•. Gleichwohl stellen 
sie im Sinne der Volkswirtschaftlichen Gesamt-
rechnungen Vorleistungen dar. Umgekehrt kön-
nen Halbwaren oder Vorerzeugnisse im Sinne der 
Außenhandelsstatistik als Konsumgüter Verwen-
dung finden, wenn etwa Grundstoffe wie Kohle 
oder Mineralölprodukte von Endverbrauchern ab-
genommen werden. Bessere Anhaltspunkte für 
eine Auslagerung von Produktionsstufen könnten 
daher anhand des Veredelungshandels, also der 
zollamtlich bewilligten Veredelung (Bearbeiten, 
Verarbeiten und Ausbessern) von Waren im Aus-
land, erkennbar sein. Tatsächlich hat sich die Aus-
fuhr zur Veredelung im passiven Veredelungshan-
del im Zeitraum der Jahre 1980 bis 1994 fast ver-
sechsfacht. Allerdings ist die Bedeutung des pas-
siven Veredelungshandels gering: Im Jahre 1994 
betrug sein Anteil etwa 1,5 vH an der gesamten 
Ausfuhr (1980: 0,5 vH). Bezüglich der statistischen 
Basis bei der passiven Lohnveredelung muß kri-
tisch angemerkt werden, daß dieser Handel inner-
halb der Europäischen Union sowie bei Über-
schreitung von Kontingenten im Austausch mit 
Drittländern als normaler Export und Import ge-
bucht und damit unterzeichnet wird. 

Einen genaueren Überblick über die innerhalb 
der Volkswirtschaft verwendeten Vorleistungen 
liefert die Input-Output-Rechnung, die für Deutsch-
land bis zum Berichtsjahr 1993 vorliegt. Die auf 
Basis der deutschen Input-Output-Rechnung er-
stellte Importmatrix zeigt die Verwendung der im-
portierten Güter, unterteilt nach Vorleistungen 
und endgültigen Verwendungsarten In der Glie-
derung nach 59 Gütergruppen. Der Anteil der 
ausländischen Vorleistungen an den gesamten 
Vorleistungen zeigt keinen eindeutigen Trend 
(Schaubild 12, Seite 58). Bei fast allen Warengrup-
pen läßt sich in der ersten Hälfte der achtziger 
Jahre ein leichter Anstieg des Anteils der aus dem 
Ausland bezogenen Vorleistungen feststellen, der 
sich ab dem Jahre 1986 wieder umkehrt, so daß es 
naheliegt, auch hier Rohstoffpreisänderungen als 
gemeinsamen Einfluß zu vermuten. Die Daten der 
Input-Output-Tabellen zeigen jedoch eine andere 
Besonderheit auf: In den letzten Jahren hat sich 
das Gewicht von sogenannten „exportierten Wa-
ren ausländischen Ursprungs" innerhalb der deut-
schen Exportstruktur merklich erhöht. Dies sind 
importierte Waren, die ohne aus ökonomischer 
Sicht bedeutende Veränderung das Land wieder 
verlassen (Reexporte). Ihr Anteil am Export stieg 
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Schaubild 12 

IMPORTIERTE VORLEIS11JNGEN 
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bis 1990: Früheres Bundesgebiet 
1993: Deutschland 
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von 3,0 vH im Jahre 1978 auf 8,0 vH im Jahre 
1993. Bei einigen Warengruppen liegen dabei die 
entsprechenden Anteile oder deren Anstieg weit-
aus höher (Textilien von 7,0 vH auf 30,9 vH, Büro-
maschinen von 10,8 vH auf 31,1 vH, Maschinen-
bauerzeugnisse von 1,3 vH auf 5,7 vH). 

110- Die Regionalstruktur der deutschen Warenaus-
fuhr wird nach wie vor vom Handel mit den Partner-
ländern in der Europäischen Union dominiert. 
Gleichwohl nimmt das Gewicht dieser Länder an der 
Warenausfuhr ah, und andere Länder, insbesondere 
die mittel- und osteuropäischen Reformländer. aber 
auch die Vereinigten Staaten waren in den vergan-
genen Jahren zunehmend die Zielregionen der Ex-
porte. Die in diesem Jahr günstigere konjunkturelle 
Entwicklung iii den Partnerländern der Europäi-
schen Union brachte es mit sich, daß die Warenaus-
fuhr in diese Ländergruppe fast ähnlich stark wie die 
gesamte Warenausfuhr anstieg, besonders stark in 
die Länder mit überdurchschnittlicher Zunahme des 
Bruttoinlandsprodukts, wie Irland, Portugal, Spanien 
und das Vereinigte Königreich (Tabelle 19). Auch die 
überaus kräftige Warenausfuhr in die Vereinigten 
Staaten und Kanada war durch die günstige kon-
junkturelle Entwicklung dort getragen. Die Abwer-
tung der D-Mark gegenüber dem US-Dollar und 
dem britischen Pfund hat sich ebenfalls positiv aus-
gewirkt. Nach der Marktöffnung in den mittel- und 
osteuropäischen Ländern nimmt die Warenausfuhr 
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Anhand der betrachteten Kennzahlen beurteilt, 
scheint eine steigende Importvorleistungsintensi-
tät fn gesamtwirtschaftlichem Maßstab noch we-
nig bedeutsam zu sein. Eindeutige Schlüsse lassen 
sich aus diesen Zahlen jedoch nicht ziehen. So ist 
es möglich, daß eine Tendenz zur Auslagerung 
von Produktionsschritten ins Ausland überdeckt 
wird von einer allgemein abnehmenden Ferti-
gungstiefe; dann erhöht sich trotz eines zuneh-
menden Auslandsbezugs von Vorleistungen der 
Anteil der importierten Vorleistungen an den ge-
samten Vorleistungen nicht, weil die inländische 
Vorleistungsverflechtung stärker ansteigt. Weiter-
hin ist es denkbar, daß es sich hierbei derzeit um 
eine auf bestimmte Größenklassen, Branchen oder 
Regionen in der Welt beschränkte Entwicklung 
handelt. Eine solche disaggregierte Betrachtungs-
weise ist anhand der Daten der Input-Output-
Rechnung jedoch nicht möglich. Ohnehin ist diese 
Rechnung wegen des erheblichen Bearbeitungs-
aufwands erst relativ spät verfügbar, so daß 
keine Aussagen über die aktuelle Lage getroffen 
werden können. Gerade in den letzten Jahren 
könnte es jedoch - etwa mit zunehmenden Fer-
tigstellungen von neuen Anlagen, insbesondere in 
mittel- und osteuropäischen Staaten - zu einer 
Verstärkung des Vorleistungsbezugs aus dem 
Ausland gekommen sein. Eindeutig festzustellen 
ist allerdings eine spürbare Erhöhung von Re-
exporten. Dies dürfte auf die zunehmende Inter-
nationalisierung nicht nur der Produktion, son-
dern auch der Distributionswege zurückzuführen 
sein. In dem steigenden Ausmaß, in dem eine Zu-
nahme der deutschen Ausfuhr auf diesen Reex-
port von Waren zurückzuführen ist, ergibt sich in 
der Tat keine entsprechende Erhöhung der Wert-
schöpfung innerhalb der deutschen Volkswirt-
schaft. 

deutscher Exporteure in diese Region stetig zu. Der 
Wachstumsprozeß in den Thansformationsländern hat 
zu einer zunehmenden Handelsverflechtung geführt, 
mittlerweile haben diese Länder einen ähnlich hohen 
Anteil an der deutschen Warenausfuhr wie Nord-
amerika. Gespalten ist die Entwicklung der Waren-
ausfuhr in die aufstrebenden Volkswirtschaften in 
den Wachstumsregionen. Während sieb der Export in 
die lateinamerikanischen Länder von der schwäche-
ren Zunahme im Vorjahr wieder erholte, nahm nach 
der ebenfalls schwächeren Zunahme des Vorjahres 
die Warenausfuhr in die ostasiatischen Schwellen-
länder erneut nur unterdurchschnittlich zu, und die 
in die Volksrepublik China ging in der ersten Hällte 
dieses Jahres sogar zurück. 

Was die Regionalstruktur des deutschen Außenhan-
dels auf der Einfuhrseite anbelangt, so zeigt sich, daß 
in den neunziger Jahren die Partnerländer der Euro-
päischen Union leicht an Boden verloren haben, 
während die übrigen Industrieländer, Lateinamerika 
und die ostasiatischen Schwellenländer ihren jeweili-
gen Anteil an der Wareneinfuhr ungefähr konstant 
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Tabelle 19 

Entwicklung des deutschen Außenhandels nach Ländern und Ländergruppen 'l 
Veränderung gegenüber dem Vorjahreszeitraum in vH 

• " " „ ' ...... „~, .,.„ '• ~' " "''\ 

Ausfuhr 3) Einfuhr') 
Länder und Anteil Anteil Ländergruppen 1996 1993 1994 1995 1996 1997 1996 1993 1994 1995 1996 

in vH 2 ) 
1. Hj. invH 2 ) 

.... 

Insgesamt 4 ) . ' ... ' .......... ' .. 100 - 6,4 9,9 8,5 3,0 14,2 100 -11,1 8,9 7,7 0,7 

Europäische Union ........... 56,4 -13,4 8,9 8,8 -0,1 12,9 55,1 -16,5 8,1 9,2 - 1,6 
Belgien und Luxemburg . ' .. 6,2 -13,8 9,5 5,0 -2,1 10,3 6,3 -24,1 11,9 15,6 - 4,2 
Däneniark .. ' ............. 1,8 -12,9 14,3 11,2 -3,0 11,0 1,8 -26,6 9,0 11,1 - 6,2 
Finnland , , ... „ . , „ . „ „ „ 1,0 -17,8 15,7 28,3 6,1 14,0 0,9 -13,8 24,0 2,1 -12,3 
Frankreich . . . . . . . . . . . . . . ' . 10,9 -II,! 7,5 5,7 -4,3 11,7 10,6 -14,4 4,4 7,0 - 2,8 
Griechenland .............. 0,7 -15,9 -9,1 - 3,9 -3,4 16,0 0,4 - 9,4 -5,8 - 1,6 - 5,2. 
Irland ' . . ' . . . ' . . . . . . ' . . . ' . 0,4 - 5,7 14,3 10,4 -5,5 20,l 1,1 - 3,3 15,3 22,9 -11,6 
Italien ....... ' .......... '. 7,4 -23,9 10,5 8,4 0,7 11,7 8,2 -17,6 7,6 9,6 - 3,2 
Niederlande ............... 7,4 -13,3 9,2 8,2 0,4 9,5 8,6 -18,3 3,4 12,6 - 1,2 
Österreich ................. 5,6 - 6,7 6,7 4,9 3,8 7,1 3,8 - 5,7 11,3 -11,4 - 2,8 
Portugal ..... ' ............ 1,0 -13,3 -4,3 14,7 16,3 19,0 1,2 - 9,5 4,1 25,8 13,1 
Schweden ................. 2,4 -13,3 20,9 20,1 0,2 10,2 2,1 -11,0 11,9 - 0,7 - 0,5 
Spanien .................. 3,6 -25,3 6,7 18,0 6,8 20,6 3,3 -14,1 17,9 20,4 4,6 
Vereinigtes Königreich ...... 8,0 - 3,2 10,2 11,8 -0,4 21,3 6,8 -18,6 9,1 12,6 4,7 

Übrige lndustrieländer 5 ) ...... 20,9 3,3 11,1 6,1 6,4 14,3 22,4 - 6,9 7,5 4,5 3,3 
darunter: 
Vereinigte Staaten ......... 7,8 9,5 15,8 0,8 10,1 26,3 7,3 - 4,8 10,8 1,4 8,1 
Kanada ................... 0,5 - 5,9 11,1 - 6,6 2,6 37,0 0,7 - 6,5 9,5 22,6 - 7,6 
Japan . . . . . ' . . . . . . . . . . . . . . 2,7 7,3 13,6 5,2 12,5 0,6 5,1 -10,3 0,1 3,7 - 3,7 
Norwegen . ' .............. 0,9 - 9,1 16,2 2,5 8,7 20,9 2,0 1,0 12,4 4,5 25,8 
Schweiz ' ............. ' ... 4,9 - 5,1 9,7 7,1 -4,8 1,5 4,1 - 4,9 10,4 5,9 - 2,8 

Mittel- und osteuropäische 
Länder 6 ) ' ... ' ...... ' ...... 8,4 14,3 12,8 14,1 17,8 25,8 8,5 3,1 24,3 18,2 6,8 
darunter: 
CEFTA-Staaten ') ....... ' .. 5,9 17,0 18,3 21,0 20,1 25,2 5,8 9,1 22,8 24,0 5,1 

Polen ................... 2,2 17,8 6,7 22,6 28,9 30,5 1,8 4,2 17,2 22,6 - 1,9 
Tschechische Republik .... 1,8 X 26,0 22,6 17,2 20,0 1,7 X 32,0 24,6 7,5 
Slowakische Republik .. '. 0,5 X 45,1 51,5 19,2 23,4 0,5 X 47,4 42,8 9,1 
Ungani ............... , . 1,1 10,1 23,6 10,2 18,8 29,1 1,2 - 2,1 19,5 27,7 14,7 
Slowenien ...... ....... '. 0,4 78,9 13,6 12,0 -1,2 14,2 0,5 58,2 11,6 8,6 0,3 

ostasiatische 
Schwellenländer8) .... ' ... ' 5,0 17,7 23,8 13,4 4,9 9,1 4,5 1,6 7,4 3,3 - 2,5 

Volksrepublik China ' ... ' .... 1,4 67,1 7,3 4,7 1,0 -2,4 2,7 18,5 11,5 3,8 12,1 

Lateinamerika 9) . ' .......... ' 2,4 9,7 13,3 9,6 3,8 26,7 2,0 -12,8 17,7 4,8 - 6,1 
darunter: 
Mexiko ' .................. 0,5 - 1,1 4,6 -23,9 12,5 39,9 0,2 -10,7 9,4 7,6 10,1 
Argentinien, Brasilien 

und Chile ' ... ' ...... ' ... 1,4 22,6 19,4 26,6 4,3 33,5 1,1 -16,9 14,8 - 0,6 - 4,9 

Weitere Entwicklungsländer 10) 3,1 - 1,0 9,8 8,2 2,0 9,6 2,8 3,8 7,6 2,9 3,5 

OPEC-Länder") .. , .......... 2,2 -20,2 -3,6 - 4,2 -0,6 19,5 1,9 - 8,0 -5,5 -14,3 12,8 

1) Spezialhandel nach BestimmungsR/Ursprungsländem. 
2) Anteil an der Ges~tausfuhr/Gesamteinfuhr. Vorläufiges Ergebnis. 

1997 
1. Hj. 

12,6 

12,6 
13,3 
13,1 
4,7 
9,7 
8,3 

11,1 
8,8 

12,8 
13,9 
14,1 

6,4 
19,0 
20,2 

10,7 

18,3 
- 6,2 
- 0,9 

24,3 
6,0 

20,0 

19,6 
16,7 
15,3 
24,4 
29,6 
16,5 

6,3 

17,1 

15,9 

24,6 

17,1 

11,7 

12,3 

3) Ergebnisse durch Anderung in der Erfassung des Außenhandels mit größerer Unsicherheit behaftet. Ab 1996 ohne die noch 
nicht aufgegliederten Zuschätzungen; aus diesem Grund sind die Angaben für N Insgesamt N, die Europäische Union und 
deren Mitgliedstaaten nur bedingt vergleichbar. 

4) Einschließlich nicht ermittelte Länder und Gebiete, Schiffs- und Luftfahrzeugbedarf. 
5 ) Australien, Japan, Kanada, Neuseeland, Republik Südafrika, Vereinigte Staaten sowie Europa ohne die Länder der EuropäiR 

sehen Union. 
6) Albanien, Bulgarien, Polen, Rumänien, ehemalige Sowjetunion, ehemalige Tschechoslowakei, Ungarn. 
1} Polen, Ungarn, Tschechische Republik, Slowakische Republik. und Slowenien. 
8) Hongkong, Malaysia, Südkorea, Singapur, Taiwan, Thailand. 
9) Mittel- und Südamerika {ohne OPEC-Land Venezuela). 

10) Afrika {ohne Republik Südafrika), Asien (ohne Japan, Ostasiatische Schwellenländer und Volksrepublik China), Ozeanien; 
ohne OPEC-Länder. 

11) Algerien, Gabun, Indonesien, Irak, Iran, Katar, Kuwait, Libyen, Nigeria, Saudi-Arabien, Venezuela, Vereinigte Arabische 
Emirate. 
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gehalten haben und die mittel- und osteuropäischen 
Länder sowie China ihre relative Bedeutung als Lle-
ferregion ausbauen konnten. Daran läßt sich auch 
ablesen, daß in diesen Ländern mittlerweile interna-
tional wettbewerbsfähige Produkte hergestellt wer-
den, und ähnlich wie in Deutschland produzierende 
Hersteller auf den Weltmärkten diese neuen Konkur-
renten spüren, so verlieren traditionelle Importeure 
auf dem deutschen Markt Anteile an diese Länder. 

111. Die in den Partnerländern breiter gewordene 
konjunkturelle Aufwärtsentwicklung zeigte sich auch 
in der Güterstruktur der Warenausfuhr Deutsch-
lands. Hatte im Vorjahr vor allem die Ausfuhr von 
Erzeugnissen des Investitionsgüter produzierenden 
Gewerbes zugenommen und war der Export in den 
beiden anderen großen Gruppen - Grundstoff- und 
Produktionsgütergewerbe sowie Verbrauchsgüter 
produzierendes Gewerbe - zurückgegangen bezie-
hungsweise nur leicht angestiegen, so verzeichnete 
in diesem Jahr jeder dieser drei Bereiche einen deut-
lichen Zuwachs der Ausfuhr (fabelle 20). Ähnlich ist 
das Bild bei der Güterstruktur der Einfithr: Die auch 
in Deutschland breiter gewordene konjunkturelle 
Aufwärtsbewegung schlug sich entsprechend in 
einem alle Gütergruppen erfassenden Anstieg nie-
der. Die allerdings nur unterdurchschnittliche Zu-
nahme der Einfuhr von Maschinenbauerzeugnissen 
und von elektrotechnischen Erzeugnissen in der er-
sten Jahreshälfte ist ein Indiz für die weiterhin unbe-
frtedigende Investitionstätigkeit in Deutschland. 

112. In diesem Jahr kam es erstmals seit dem Jahre 
1991 zu einem annähernd ausgeglichenen Saldo der 
Leistungsbilanz. Die kräftige Steigerung der Waren-
ausfuhr bei weniger stark steigender Einfuhr brachte 
eine Ausweitung des Handelsbilanzsaldos um 25V.. 
Mrd DM auf 124 Mrd DM mit sich. Der negative Sal-
do in der Dienstleistungsbilanz vergrößerte sich zwar 
ebenfalls, aber nur gertngfügig und nahm mit rund 
V.. Mrd DM deutlich weniger stark zu als der Han-
delsbilanzüberschuß, und zwar auf 54 Mrd DM. Wie 
schon in den Vorjahren hielt auch in diesem Jahr die 
Entwicklung bei den Einnahmen in Form von Er-
werbs- und Vermögenseinkommen aus dem Ausland 
nicht Schrttt mit der Entwicklung der entsprechen-
den Ausgaben; das Defizit in der Bilanz der Erwerbs-
und Vermögenseinkommen, bedingt durch eine aus-
geprägte Zunahme der an das Ausland geleisteten 
Vermögenseinkommen, nahm um weitere 12 Mrd 
DM zu auf nunmehr 181'.t Mrd DM. Der negative 
Saldo bei den Laufenden Übertragungen blieb mit 
531-'z Mrd DM annähernd unverändert. Insgesamt 
war die Leistungsbilanz mit einem negativen Saldo 
von 6 Mrd DM nur leicht defizitär; gegenüber dem 
Vorjahr hat sich damit das Defizit in der Leistungs-
bilanz um 13\12 Mrd DM-nachdem es bereits im Vor-
jahr um 14, 1 Mrd DM zurückgegangen war - verrtn-
gert. In Relation zum Bruttoinlandsprodukt belief 
sich das Leistungsbilanzdefizit auf 0,2 vH; im Vorjahr 
hatte dieses Verhältnis bei 0,6 vH gelegen. 

113. In der Leistungsbilanz spiegeln sich auch die 
Entwicklungen von Erspamisbildung und Investi-
tionstätigkeit im Inland wider. Grundsätzlich gilt, daß 
der Saldo der Leis,tungsbilanz der Differenz zwischen 
inländischer Ersparnis und Nettoinvestition ent-
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spricht, auch wenn sich gewisse Abweichungen aus 
den nach wie vor bestehenden Unterschieden in der 
Behandlung einzelner wirtschaftlicher 1\'ansaktionen 
in den Konzepten der Zahlungsbilanz und der Volks-
wirtschaftlichen Gesamtrechnungen ergeben. Die 
Bundesrepublik wies vor der deutschen Vereinigung 
hohe Leistungsbildnzüberschüsse auf, sie exportierte 
mehr Kapital als sie importierte, da die inländische 
Ersparnis die Sachvermögensbildung überstieg (Ta-
belle 21, Seite 62). Mit der Vereinigung wurde Deutsch-
land zu einem Nettoimporteur von Kapital, die inlän-
dische Ersparnis war niedrtger als die Investitions-
tätigkeit im Inland und der vormals hohe Leistungs. 
bilanzüberschuß wandelte sich zu einem Defizit. Nach 
den Ergebnissen der Finanzierungsrechnung der Deut. 
sehen Bundesbank sind die Ersparnisse relativ zum 
nominalen Bruttoinlandsprodukt von 9,6 vH im Jahre 
1991 auf 7,5 vH im Jarue 1996 zurückgegangen, wo-
bei dieser deutliche Rückgang der Ersparnis vor al-
lem auf die im Zuge der deutschen Vereinigung er-
höhten Defizite im öffentlichen Sektor zurückzufüh-
ren ist. 1\'otz dieses Rückgangs der inländischen Er-
sparnis blieb das Leistungsbilanzdefizit relativ klein. 
Ein größeres Leistungsbilanzdefizit stellte sich auch 
deshalb nicht ein, weil die Investitionstätigkeit nur 
kurzzeitig, während des Vereinigungsbooms, ange-
stiegen war und die Quote der Nettoinvestitionen 
von ihrem Hochpunkt im Jahre 1991 während der 
Rezession von 1993 stark abfiel und unter der im frü-
heren Bundesgebiet im Jahre 1989 realisierten Quote 
lag. Wäre nach dem Tiefpunkt der Rezession die 
Investitionstätigkeit der Unternehmen schnell wieder 
angesprungen und hätten die Nettoinvestitionen in 
Relation zum Bruttoinlandsprodukt bald wieder eine 
Höhe von rund 81h vH erreicht, so wäre - läßt man 
die damit verbtmdenen Anpassungsprozesse einmal 
außer acht und unterstellt eine gleich starke Export-
beschleunigung und auch sonst unveränderte ge-
samtwirtschaftliche Größen - im Jahre 1996 der 
Saldo zwischen inländischer Ersparnis und Netto. 
investitionen um rund 60 Mrd DM höher ausgefallen, 
damit wäre aufgrund der Identität ein um die gleiche 
Größenordnung höheres Leistungsbilanzdefizit ein-
hergegangen, dieses hätte dann nicht bei 0,6 vH des 
nominalen Bruttoinlandsprodukts gelegen, sondern 
bei über 2 vH. Mit anderen Worten: Das jüngst deut-
lich zurückgegangene Leistungsbilanzdefizit der Bun-
desrepublik ist das Ergebnis einer erhöhten inter-
nationalen Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen, 
zugleich aber auch Ausdruck einer schwachen Inve-
stitionstätigkeit im Inland. 

Privater Verbrauch: Zurückhaltung angesichts 
WlSlcherer Einkommensperspektiven 

114.. Der Private Verbrauch, mit einem Anteil von 
rund 57 vH das gesamtwirtschaftliche Aggregat mit 
dem größten Gewicht im Bruttoinlandsprodukt, 
nahm auch im Jahre 1997 mit knapp 1 vH nur verhal-
ten zu (Schaubild 13, Seite 63). Schon im Verlauf des 
vergangenen Jahres wurden die direkten Auswir-
kungen der fiskalischen Entlastungen zum 1. Januar 
1996 ftberlagert von verschiedenen dämpfenden Ein-
flüssen, namentlich einer weiteren Verschlechterung 
der Situation am Arbeitsmarkt und steigenden So-
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Tabelle 20 

Entwicklung des deutschen Aullenhandels nach Gütergruppen 
Veränderung gegenüber dem Vorjahreszeitraum in vH 

Ausfuhr Einfuhr 

Gütergruppen/ Güterzweige 1) Anteil 1997 Anteil 
1996 1993 1994 1995 1996 1. Hj. 1996 1993 1994 1995 1996 

in vH2) in vH 2} 

Insgesamt . . ' . . . ' . . . . . . . . . . ' . . . 100 - 6,4 9,9 8,5 3,0 14,2 100 -11,1 8,9 7,7 0,7 

Erzeugnisse der Land- und 
Forstwirtschaft, Fischerei ........ 1,1 -19,4 13,9 8,2 3,3 -3,5 4,9 -16,8 15,3 4,7 - 0,7 

Erzeugnisse des Ernährungs-
gewerbes, Tabakwaren .......... 4,3 - 3,0 6,3 1,5 2,7 12,4 5,7 -14,0 10,2 1,1 - 1,2 

Elektrizität, Gas, Fernwärme, 
Wasser ........................ 0,2 -14,0 - 9,3 -12,9 66,3 15,1 0,2 - 0,4 1,8 - 4,1 3,4 

Bergbauliche Erzeugnisse ....... 0,6 -27,9 24,2 1,5 53,4 68,3 6,3 - 4,4 1,2 - 2,7 26,0 

Erzeugnisse des Grundstoff- und 
Produktionsgütergewerbes ...... 22,4 - 5,8 14,2 9,1 - 1,5 11,8 21,3 -16,4 15,2 11,7 - 7,3 

darunter: '.'' ... ' .. ' ......... 
Eisen und Stahl 3) ........... '. 2,1 - 8,6 15,0 13,7 -11,4 13,0 2,3 -24,4 26,6 25,9 -22,4 
NE-Metalle und NE-Metall-
halbzeug') ................... 1,9 - 5,0 10,8 18,0 - 5,5 12,4 2,7 -19,0 23,6 15,9 -15,3 
Chemische Erzeugnisse ........ 13,1 - 4,4 15,2 6,1 1,8 11,7 9,3 -14,0 17,0 9,9 - 2,6 

Erzeugnisse des Investttionsgüter 
produzierenden Gewerbes .... '. 56,8 - 8,8 11,1 8,1 4,5· 12,1 40,4 -15,0 11,5 6,2 2,8 

darunter: '' .. ' ... ' .......... ' 
Maschinenbauerzeugnisse 5) ..•. 15,6 - 6,0 8,6 10,1 6,4 6,0 5,9 -23,3 7,9 7,8 1,5 
Straßenfahrzeuge 6 ) ...... '' .. ' 17,6 -14,2 14,5 6,9 7,0 15,0 11,0 -22,6 12,4 11,7 9,0 
Luft- und Raumfahrzeuge 7) ' .. ' 1,9 -17,0 2,6 - 7,1 1,4 38,9 2,4 -13,5 - 2,7 -23,4 15,8 
Elektrotechnische Erzeugnisse ... 13,1 - 3,0 14,3 10,3 3,4 11,4 11,6 - 5,7 18,7 7,8 - 0,8 
Feinmechanische und optische 
Erzeugnisse; Uhren '' ...... ' .. 1,1 - 5,2 4,6 4,4 2,8 12,5 1,8 -10,8 7,6 4,0 2,6 
Eisen-, Blech-, Metallwaren . ' .. 2,6 - 8,7 8,0 6,8 1,4 5,6 2,1 -16,5 10,6 7,4 0,9 
Büromaschinen, Datenverarbei-
tungsgeräte und -einrichtungen . 2,2 - 0,9 10,7 16,4 - 1,1 18,3 4,3 - 6,0 9,9 8,4 - 2,6 

Erzeugnisse des Verbrauchsgüter 
produzierenden Gewerbes .. '''' 10,9 -10,6 6,0 3,8 0,8 9,2 15,1 - 9,8 5,5 - 1,0 - 0,2 

darunter: ... ' .. '' .. '' ........ 
Glas und Glaswaren, 
Holzwaren ................... 1,4 -10,4 9,1 6,8 1,0 10,8 2,1 -13,6 14,8 4,0 - 3,5 
Kunststofferzeugnisse ' ... ' ... ' 2,4 -10,8 7,7 9,8 1,5 12,7 1,8 -13,8 10,1 5,8 - 1,5 
Textilien ..................... 2,9 -11,8 5,5 1,0 0,2 11,5 4,4 -13,2 1,7 - 1,2 - 0,1 
Bekleidung ... ' .. ' ... ' .. '' .. ' 1,1 -15,2 - 0,4 - 0,3 2,2 9,5 3,5 - 0,8 3,1 - 5,2 1,8 

Sonstige Waren 8) .•••••••••• , ••• 3,7 124,8 -21,l 51,3 9,4 97,4 5,5 127,0 -25,9 79,8 2,6 

1997 
1. Hj. 

12,6 

7,2 

2,6 

23,5 

15,7 

9,0 

3,6 

16,6 
9,1 

8,8 

2,8 
9,8 

25,6 
6,2 

9,3 
7,1 

13,6 

6,5 

4,8 
7,2 
5,4 
7,4 

106,5 

1) Spezialhandel. Gliederung der Produktionsstatistik; Ergebnisse ab 1993 durch Änderung in der Erfassung des Außenhandels 
mit größerer Unsicherheit behaftet. Ab 1996 ohne die noch nicht aufgegliederten Zuschätzungen. 

2) Anteil an der Gesamtausfuhr/Gesamteinfuhr. 
3) Erzeugnisse der Eisenschaffenden und Ferrolegierungs-Industrie. 
') Einschließlich Edelmetalle und deren Halbzeug. 
5 ) Einschließlich Ackerschlepper. 
6) Ohne Ackerschlepper. 
1) Einschließlich Flugbetriebs-, Rettungs-, Sicherheits- und Bodengeräte. 
8) Waren, die nicht zugeordnet werden konnten. 
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Tabelle 21 

Ersparnis und Nettolnvestttton In Relatton zum nominalen Bruttoinlandsprodukt In vH 
- . - - ~· .,,.,_ 

Früheres Deutschland 
Position Bundesgebiet 

1989 1 1990 1991 1 1992 1 1993 1 1994 1 1995 1 1996 

Ersparnis insgesamt 1) .... 13,0 12,2 9,6 9,1 7,4 8,0 8,3 7,5 
- Private Haushalte ...... 6,6 7,5 7,5 7,6 7,0 6,4 6,4 6,6 
- Unternehmen ... ' ..... 4,6 5,1 3,5 2,2 1,9 2,1 3,5 3,2 

- Produktions-
unternehmen ........ 2,4 2,7 1,1 . 0,4 0,6 0,5 1,6 1,2 

- Wohnungswirtschaft 1,1 1,2 1,0 0,7 0,1 0,2 0,4 0,3 
- Finanzielle 

Institutionen .... ' ... 1,2 1,3 1,4 1,1 1,1 1,4 1,5 1,6 
- Öffentliche Haushalte „ 1,8 --0,4 -1,4 --0,7 -1,5 --0,5 -1,6 -2,2 

Sachvennögensbildung 
insgesamt 2) ............. 8,3 8,9 10,8 10,1 8,1 9,3 9,4 8,4 
- Unternehmen ...... ' .. 6,7 7,3 8,8 8,0 6,1 7,4 7,6 6,8 

- Produktions-
unternehmen ........ 4,0 4,3 5,4 4,1 1,8 2,5 2,9 2,1 

- Wohnungswirtschaft 2,5 2,8 3,1 3,5 3,7 4,4 4,4 4,2 
- Finanzielle 

Institutionen . . . . . . . . 0,2 0,2 0,3 0,4 0,6 0,5 0,3 0,5 
- Öffentliche Haushalte .. 1,7 1,6 1,9 2,1 2,0 2,0 1,8 1,6 

Finanzierungssalden 
insgesamt 3) ............. 4,7 3,3 -1,2 -1,0 -0,8 -1,3 -1,1 -0,8 
- Private Haushalte ...... 6,6 7,5 7,5 7,6 7,0 6,4 6,4 6,6 
- Unternehmen ' .... ' ... -2,1 -2,2 --5,4 --5,8 -4,3 --5,3 -4,2 -3,6 

- Produktions-
unternehmen ........ -1,6 -1,6 -4,3 -3,7 -1,2 -2,1 -1,3 -0,8 

- Wohnungswirtschaft . -1,4 -1,6 -2,1 -2,8 -3,6 -4,2 -4,0 -3,9 
- Finanzielle 

Institutionen ........ 1,0 1.1 1.1 0,7 0,5 0,9 1,2 1,1 
- Öffentliche Haushalte .. 0,1 -2,0 -3,3 -2,8 -3,5 -2r4 -3,4 -3,8 

Nachrichtlich: 
Leistungsbilanzsaldo ..... 4,8 3,2 -1,0 -1,0 -0,7 -1,0 -1,0 -0,6 

1) Einschließlich Vermögensübertragungen. 
l) Nettoinvestitionen in Sachanlagen und Vorräte. 
3) Entspricht der Nettokreditgewährung an die übrige Welt. 

zlalversicherungsbeiträgen. Die merkliche Auswei-
tung des Privaten Verbrauchs zum Jahresbeginn 
1996 mündete im vierten Quartal in eine Stagnation, 
diese Stagnation setzte sich im Jahre 1997 zunAchst 
fort und hielt bis über die Jabresmitle hin an; erst in 
den letzten Monaten dieses Jabres wurden die Kon-
sum.ausgaben der privaten Haushalte etwas stärker 
ausgeweitet. Die gleichen Einflüsse, die schon im 
Vorjahr einer stärkeren Expansion des Privaten Ver-
brauchs entgegenstanden, waren auch in diesem 
Jabr wirksam: 
- Die Arbeitsmarktlage verschlechterte sich weiter-

hin, trotz einer sich festigenden konjunkturellen 
Aufwärtsentwicklung. 
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Quelle; Deutsche Bundesbank, Monatsbericht Mai 1997 

- Die Sozialversicherungsbeiträge stiegen erneut, 
und zwar in der Swnme von 40,5 vH auf 42,2 vH. 

- Die Diskussion um die mittel- und langfristige Fi-
nanzierbarkeit der Gesetzlichen Rentenversiche-
rung verunsicherte die privaten Haushalte. 

- Das Zerreden und letztliche Scheitern der Ein-
kommensteuerreform enttäuschte die zunächst 
gehegten Hoffnungen auf eine Steuerentlastung. 

115- Anders als in den achtziger Jabren im frühe-
ren Bundesgebiet, als der Private Verbrauch in den 
ersten drei Jahren nach dem Rezessionstief des Jah-
res 1982 um zunächst jahresdurchschnittlich mehr 
als 1,5 vH und im vierten Jahr nach der Rezession 
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um 3,5 vH zugenommen hatte, entwickelte sieb der 
Private Verbrauch im aktuellen Zyklus äußerst ver-
halten. In den achtziger Jahren war es sehr bald nacb 
dem Rezessionstief zu einer Trendwende am Arbeits-
markt gekommen (JG 96 Ziffer 127), in diesem Jahr, 
dem vierten Jahr nacb dem Rezessionstief 1993, 
gab es noch keine Besserung am Arbeitsmarkt (Zif-
fern 152ff.). Somit konnte es auch nicht zu einer durch-
greifenden Erhöhung der Einkommen in der Breite 
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kommen, zumal die Entwicklung der verfügbaren 
Einkommen durch steigende Steuern und Abgaben 
weiter belastet wurde. Von den privaten Haushalten 
wurden. die Einkommensperspektiven auch in die-
sem Jahr als unsicher eingeschätzt, und auch der 
Indikator des VerbraucheIVertrauens, in den neben 
weiteren Größen auch die Einschätzung über die er-
wartete finanzielle Lage eingeht, wies nacb wie vor 
deutlich negative Werte auf (Schaubild 14). 

116. Die hinter dem scbwacben Privaten Verbrauch 
stehende verhaltene Entwicklung des verfügbaren 
Einkommens der privaten Haushalte, dessen Zu-
wachsrate mit 2 34 vH unter der des Vorjahres lag 
- deflationiert mit dem Preisindex für die Lebens-
haltung aller privaten Haushalte ergab sich ein realer 
Zuwachs von gerade 1 vH -, ging vor allem auf einen 
Rückgang der Nettolohn- und -gehaltssumme zu-
rück: Bei einem Anstieg der Tarifverdienste je Stun-
de um 1 % vH und einer negativen Lohndrift nahmen 
die Effektivverdienste je Stunde um 1 \4 vH zu. Die 
bezahlte Arbeitszeit pro Tag erhöhte sich zwar leicht, 
aber aufgrund des starken Rückgangs der Anzahl 
beschäftigter Arbeitnehmer blieb die Bruttolohn-
und -gehaltssumme unverändert. Weil die Abzüge in 
Form von Arbeitnehmerbeiträgen zur Sozialversiche-
rung wn 4 Y2 vH weiter anstiegen, war die Nettolohn-
und -gehaltssumme um 1 ~ vH niedriger als im Vor-
jahr. Die von den privaten Haushalten empfangenen 
Übertragungen, deren Höhe in Relation zur Netto-
lohn- und -gehaltssumme knapp zwei Drittel beträgt, 
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lagen nur geringfügig unter ihrem Vorjahresniveau, 
so daß die Summe der Transfereinkommen und der 
Nettolohn- und -gehaltssumme, die sogenannten 
Masseneinkommen, wn 1 vH niedriger war als ·im. 
Vorjahr. 

Die Zunahme des verfügbaren Enkommens der pri-
vaten Haushalte resultierte somit - bei nur geringen 
Veränderungen der quantitativ nicht so bedeutenden 
Abzugsposten Zinsen auf Konsumentenschulden 
und geleistete Übertragungen - allein aus dem fort-
gesetzten Anstieg der entnommenen Gewinn- und 
Vermögenseinkommen, die das Niveau des Vorjah-
res tun 9 vH übertrafen; hierzu mag beigetragen ha-
ben, daß die Vermögensteuer in diesem Jahr nicht 
mehr erhoben wurde. Zum einen spiegelt dies den 
infolge der unbefriedigenden Beschäftigungsent-
wicklung und der steigenden Abgabenlast nur schwa-
chen Zuwachs bei der Nettolohn- und -gehalts-
summe wider - sie lag, bereinigt um die geänderte 
Verbuchungs- und Auszahlungspraxis der Kinder-
geldzahlungen (JG 96 Ziffer 155), im Jahre 1997 nur 
um 6* vH über dem Stand des Jahres 1991 -, zum 
anderen kommt hierin auch zum Ausdruck, daß die 
Bedeutung der Einkommen aus Vermögen und aus 
selbständiger Arbeit in den letzten Jahren deutlich 
zugenommen hat. 

Aus den 1n den letzten Jahren krä!Uger als die Nettolohn- und 
-gehaltsswnme gestiegenen entnommenen Gewlnn- und Ver-
mögeruehtkommen darf allerdings nicht auf eine entsprechen-
de Veränderung der tunkUonalen Elnkommen$Verteilung, also 
der Verteilung des realisierten Volkseinkommens auf die bei-
den Produk.Uonsfaktoren Arbeit und Kapital, geschlossen wer-
den. Im Rechenwerk der Volkswirtschaftlichen Gesamtrech-
nungen ergeben sich die Nettoeinkommen aus Untemehmer-
täUgkeit und Vermögen aus den entsprechenden Bruttoein-
kommen abzüglich der darauf erhobenen direkten Steuern als 
der Summe aus veranlagter Einkommensteuer, Kßrperschaft-
steuer und den KapJtalertragsteuem sow1e der Vennögen-
steuer. Das in den Volkswtrtschattlichen Gesamtrechnungen 
al11lgewiesene Aufkommen Lot aber durch Steuerrechtsände-
rungen und andere Verschiebungen seit me~ren Jahren ver-
zerrt. Spielen die verschiedenen Zulagen bebn Auswela des 
Steueraufkommens nach den VolkswirtschafWchen Gesamt-
rechnungen kelne Rolle, so mindern jedoch die in den vergan-
genen Jahren stark gestiegenen E.mtattungen nach § 46 EStG 
das ausgew1esene Aufkommen der dlrekten Steuern aut Ein-
kommen aus Unternehmertätlgkeit und Vennl5gen. Infolgedes-
sen haben dJe Angaben der Volkswirtschaftlichen Gesamtrech-
nungen zur Entwicklung der Nettoeinkommen aus Untemeh-
mertätfg keft und Vennögen und damlt auch die Angaben zu 
den entnommenen Gewinn- und Vermögenseinkommen an 
Aussagekralt eingebüßt, und ein Rückschluß auf veränderte 
Verteilungsrelatfonen ist nicht möglich. 

Staatsverbrauch fast unverändert 

117. Der Staatsverbrauch setzt sich im wesentlichen 
zusammen aus der Summe der Personalausgaben 
und der Käufe für laufende Produktionszwecke (so-
wie für die Gebietskörperschaften der Ausgaben für 
Verteidigung) abzüglich der Einnahmen aus Verkäu-
fen...;zu denen auch Gebühren wie beispielsweise die 
für die Müllbeseitigung zählen. Die Sozialversiche-
rung ist für rund 40 vH des Staatsverbrauchs ver-
antwortlich, von diesem Anteil wird wiederum der 
größte Teil, rund 80 vH, durch die Gesetzliche Kran-
kenversicherung verursacht. 
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Im Jahre 1997 erhöhte sich der Verbrauch der Ge-
bietskörperschaften und der Sozialversicherung um 
insgesamt l'.t vH. Während die Gebietskörperschaften 
ihren Staatsverbrauch zurückführten, stieg er bei der 
So:iialversicherung weiter an. Die ausgabenmindern-
de Wirkung der Neuordnungsgesetze im Bereich der 
Gesetzlichen Krankenversicherung, die zum zweiten 
Halbjahr in Kraft traten, konnte die expansive Wir-
kung der erstmalig über ein ganzes Jahr finanzierten 
Ausgaben für die stationäre Pflege nur teilweise aus-
gleichen. 

Neben dem moderaten Tariflohnabschluß im öffent-
lichen Dienst trug der fortgesetzte Beschäftigungs-
abbau dazu bei, daß die Gebietskörperschaften ihre 
Personal.ausgaben in den vergangenen Jahren ver-
ringern konnten. Durch gleichzeitig zurückhaltendes 
Ausgabeverhalten bei den Käufen, unter anderem er-
wirkt durch die Vielzahl von Haushaltssperren, führ-
ten die Gebietskörperschaften ihren Staatsverbrauch 
um rund 214 vH zurück. 

Bauinvestitionen ohne positiven Beitrag 
lftr die konjunkturelle Erholung 

118- Im Jahre 1997 lagen die Bauinvestitionen in 
Deutschland erneut unter ihrem Vorjahresniveau, 
der Rückgang fiel aber mit 2* vH etwas geringer 
aus als im Vorjahr (Tabelle 22). Waren in der ersten 
Hälfte der neunziger Jahre die Bauinvestitionen noch 
eine Stütze der Konjunktur mit jeweils positiven jähr-
lichen Veränderungsraten gewesen, so wirkten sie in 
diesem wie im letzten Jahr dämpfend auf die kon-
junkturelle Erholung. In den letzten Monaten dieses 
Jahres kam jedoch der Rückgang der Bauinvestitio-
nen insgesamt zu einem Stillstand, was vor allem auf 
die wieder etwas günstigere Entwicklung in West-
deutschland zurückzuführen ist. In Ostdeutschland 
dagegen setzte sich der Rückgang nahezu unvermin-
dert fort. 

Angesichts der deutlichen Abkühlung bei den Bauin-
vestitionen im Jahre 1996 und der auch witterungs-
bedingt weiter verschlechterten Lage der Bauwirt-
schaft in den ersten Monaten dieses Jahres sah sich 
die Bundesregierung dazu veranlaßt, im März über-
raschend ein Programm im Umfang von 25 Mrd DM 
vor allem zur Stützung der Bauwirtschaft, aber auch 
für die mittelständische Wirtschaft, zu beschließen. 
Das sogenannte .Konzept zur Verstetigung beschäf-
tigungsfördemder Investitionen" umfaßte im wesent-
lichen die Aufstockung bereits bestehender Pro-
gramme und weitere Zinsverbilligungen. Dabei sol-
len 20 Mrd DM durch die Kreditanstalt für Wieder-
aufbau und die Deutsche Ausgleichsbank bereitge-
stellt werden, beide Institute sind im Eigentum der 
öffentlichen Hand, werden aber nicht zu den öffent-
lichen Haushalten gezählt, und Forderungen und Ver-
bindlichkeiten dieser Institute berühren somit nicht 
die öffentliche Verschuldungsquote. Bis zu 5 Mrd 
DM sollen privat finanzierte öffentliche Bauvorhaben 
ausmachen. Anstatt die schwächere Entwicklung in 
der Bauwirtschaft, die nach einer mehrjährigen 
Phase der überaus kräftigen Expansion im früheren 
Bundesgebiet und nach mehreren Jahren mit zwei-
stelligen Zuwachsraten in den neuen Bundesländern 
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Tabelle 22 

Bauinvestitionen In Deutschland 
In Preisen von 1991 

. "'"""""'" '" "" ' """'"'" ,.,.„ ''"''" "''"" 

1995 1996 1997') 

Mrd DM 1 vH 2) Mrd DM 1 vH 2) MrdDM 1 vH 1) 
.. 

Deutschland 
Bau insgesamt ................. 414,37 + 0,3 401,32 -3,1 390'fz -2% 

- Gewerblicher Bau • 1 ••••••• 132,16 - 0,6 123,27 -6,7 117'fz -4% 
- Wohnungsbau ............. 219,06 + 2,6 219,18 +0,1 216Y. -1V.. 
- Öffentlicher Bau ........... 63,15 - 5,4 58,87 -6,8 56'h -3% 

Früheres Bundesgebiet 
Bau insgesamt ... „ ............ 299,39 - 1,3 288,39 -3,7 282 -2V.. 

- Gewerblicher Bau ......... 86,92 - 1,3 82,41 -5,2 79Yz -3'1· 
- Wohnungsbau ............. 170,53 - 0,7 167,49 -1,8 165 -1Y. 
- Öffentlicher Bau ........... 41,94 - 4,0 38,49 -8,2 37 -31-> 

Neue Bundesländer 
Bau insgesamt ................. 114,98 + 4,7 112,93 -1,8 108'fz -3% 

- Gewerblicher Bau . . . . . . . . . 45,24 + 0,9 40,86 -9,7 38 -70. 
- Wohnungsbau ............. 48,53 +16,0 51,69 +6,5 51Yz - y, 
- Öffentlicher Bau ........... 21,21 - 8,2 20,38 -3,9 19Yz -4'1• 

l) Eigene Schätzung. 
2) Veränderung gegenüber dem Vorjahr. 

eingetreten war, als Normalisierung einer vormals 
zudem auch staatlicherseits forcierten Bautätigkeit 
zu akzeptieren, reagierte die Wirtscltaltspolitik mit 
diesem Programm einmal mehr nur ad hoc. Wenn 
denn mit diesem Programm über die unvermeid-
lichen Mitnahmeeffekte hinaus tatsächlich produk-
tionserhöhende Vorzieheffekte ausgelöst wurden, 
dann werden diese später wohl mit einem entspre-
chenden Produktionsausfall einhergehen. 

119. Die gewerblichen Bauinvestitionen, die im 
Jahre 1996 deutlich zurückgegangen waren, unter-
schritten in diesem Jahr erneut das Vorjahresniveau. 
Zwar verbesserten sich in diesem Jahr einige Ein-
flußfaktoren der gewerblichen Bauinvestitionen ge-
genüber dem Vorjahr --die Geschäftslage wie auch 
die Geschäftserwartungen wurden in weiten Berei-
chen der Volkswirtschaft zunehmend günstiger ein-
geschätzt (Schaubild 9, Seite 53), und die Ertragslage 
verbesserte sich angesichts der erneut moderaten 
Tariflohnsteigerungen sowie der nochmals leicht zu-
rückgegangenen Kapitalmarktzinsen -, nach wie vor 
war aber das Gewicht des Erweiterungsmotivs bei 
der Investitionstätigkeit schwach, und auch wenn im 
Jahresverlauf die Kapazitätsauslastung anstieg, war 
sie immer noch relativ niedrig. Gestützt wurden die 
gewerblichen Bauinvestitionen aber durch die Inve-
stitionstätigkeit privater Unternehmen bei Baumaß-
nahmen der öffentlichen Intrastruktur, die früher 
ausschließlich von der öffentlichen Hand durchge-
führt wurden, und von vielfältigen Baumaßnahmen 
der Deutschen Bahn AG. 

120. Nachdem bereits im Vorjahr die zuvor stür-
mische Entwicklung der Wohnungsbauinvestitionen 
zum Stillstand gekommen war, ging in diesem 
Jahr die Investitionstätigkeit im Wohnungsbau zu-
rück, und dies in Ostdeutschland wie in West-
deutschland. 

121. Die schwache Entwicklung der Wohnungs-
investitionen im früheren Bundesgebiet war vor 
allem bedingt durch den Rückgang im Bau von 
Wohnungen in Mehrfamilienhäusern. Stabilisierend 
wirkte dagegen der Anstieg im Eigenheimbau und 
bei den bestandserhaltenden und bestandspflegen-
den Baumaßnahmen. 

Insbesondere die eingetrübten Renditeerwartungen 
trugen zur Abschwächung im Geschoßwohnungsbau 
bei. Das in den Vorjahren stark ausgeweitete Ange-
bot an entsprechenden Wohnungen hat zu erhöhten 
Problemen bei Vermietung und Verkauf geführt, die 
sich in einem verlangsamten Anstieg und teilweise 
sogar in einem Rückgang der Preise und der Mie-
ten bei Neuvermietung niederschlugen. Aber auch 
durch staatliche Maßnahmen wurden die Renditeer-
wartungen verschlechtert: Bereits zum 1. Januar 
1996 waren die Abschreibungssätze im Mietwoh-
nungsbau gesenkt worden - bis dahin konnten über 
einen Zeitraum von zehn Jahren insgesamt 58 vH 
der Herstellungskosten degressiv abgeschrieben wer-
den, seitdem sind es 45 vH -, und zum 1. Januar 1997 
wurde die Grunderwerbsteuer von 2 vH auf 3,5 vH 
erhöht. 
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Nicht zu vernachlässigen ist auch die in diesem Jahr 
durch die anhaltende Diskussion um ·die Einkom-
mensteuerreform ausgelöste Verunsicherung poten-
tieller Investoren Im Wohnungsbau: Bei Einschrän-
kung der Abschreibungsmöglichkeiten durch den 
Wegfall der degressiven Abschreibung würde sich 
die erwartete Rendite einer Wohnungsballinvestition 
weiter verschlechtern. Auch eine Verlhgerung der 
Spekulationsfrist und die geplante Änderung bei der 
Ermittlung des zu besteuernden Veräußerungsge-
winns hätten, neben der Absenkung des Steuer-
satzes, vorher rentable Investitionen ftlr den priVa-
ten Kapitalanleger. der vor allem wegen der Steuer-
ersparnis und wegen des zu erwartenden Wertzu-
wachses in Wohnimmobilien investiert, Im Vergleich 
zu anderen Anlagen deutlich unattraktiver werden 
lassen (Tabelle 39, Seiten 99ff.). Gleichwohl sollten die 
steuersystematisch begründbaren Änderungen im 
Einkommensteuerrecht nicht wegen der möglicher-
weise dämpfenden Auswirkungen auf den Woh-
nungsbau aus den Reformplänen herausgenommen 
werden (JG 96 Ziffern 296ff.). Denn gerade Subven-
tionen in Form von Steuervergünstigungen sind auf-
grund ihrer meist so nicht beabsichtigten Vertei-
lungswirkungen und ihrer Intransparenz generell 
kritisch zu bewerten; abgesehen von 'der mit einer· 
Subvention in der Regel verbundenen Fehllenkung 
der Ressourcen. Sollten infolge eines· Subventions-
abbaus Preise und Mieten steigen, so.·wären unge-
wollte Verteilungswirkungen durch eine Subjektför-
derung, wie sie im Instrument des Wohngelds bereits 
existiert, aufzufangen. · 

122. Anders als im Geschoßwohnungsbau nahm in 
diesem Jahr der Bau von Wohnungen in Ein- und 
Zweifamilienhäusern Im früheren Bundesgebiet wie-
der zu. Die schon im Vorjahr zurückgegangenen 
Hypothekenzinsen waren in diesem Jahr nochmals 
niedriger. auch der Rückgang bei den Preisen für 
Bauleistungen setzte sich fort, und der Anstieg der 
Preise für Bauland schwächte sich ab. Möglicher-
weise hat auch die zum 1. Januar 1996 umgestellte 
Förderung selbstgenutzten Wohneigentums und die 
Erhöhung des Baukindergelds sowie die Ausweitung 
der Bausparförderung auf die Entwicklung beim Bau 
von Ein- und Zweifamilienhäusern stimulierend ge-
wirkt. Zwar dürfte Sich gegenüber der vorherigen 
steuerlichen Förderung das Finanzvolumen nicht 
merklich erhöht haben, für den einzelnen Bauherrn 
ist aber mit der Zulagenregelung eine höhere Pla-
nungssicherheit gegeben, die angesichts der tn die-
sem Jahr wie auch schon im Vorjahr günstigen 
Finanzierungsbedingungen den Bau ·oder Erwerb 
selbstgenutzten Wohneigentums vortellhäft erschei-
nen ließ. 

Der schwachen Entwicklung im Geschoßwohnungs-
bau wirkten auch die wieder gestiegenen Batimaß-
nahmen im Wohnungsbestand entgegen - Baulei-
stungen zur Pflege und Verbesserung des Bestandes 
machen immerhin über 40 vH des Wohnungsbau-· 
volumens aus -, die aufgrund der hohen Neubautä-
tigkeit in den Vorjahren zurückgestellt worden wa-
ren und für die nun Kapazitäten im Baugewerbe frei 
waren. Ebenso dürfte der gestiegene Erwerb von 
Wohnimmobilien - hierauf deutet der Anstieg der für 
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diesen Zweck zur Verfügung gestellten Kredite hin -
zur Ausweitung der Bauleistungen im Bestand beige-
tragen -haben, da dem Erwerb von Immobilien meist 
Umbau- und Modernisierungsmaßnahmen folgen. 

123. In Ostdeutschland gingen in diesem Jahr erst-
mals seit der deutschen Vereinigung die Wohnungs-
bauinvestitionen zurück. War in den Vorjahren die 
stürmische Entwicklung im Wohnungsbau auch von 
den steuerlichen Anreizen im Fördergebietsgesetz 
angetrieben worden, so trugen die zum 1. Januar 
dieses Jahres wirksam gewordenen Änderungen zu 
einer Abschwächung bei. Bis dahin waren Woh-
nungsbauinvestitionen, die bis zum Jahresende 1996 
fertiggestellt wurden, im Rahmen des Fördergebiets-
gesetzes durch eine Sonderabschreibung von 50 vH, 
die zudem beliebig in den ersten fünf Jahren verteilt 
und geltend gemacht werden konnte, gefördert wor-
den; seitdem ist die Höhe der Sonderabschreibung 
für Neubauwohnungen auf 25 vH reduziert worden, 
was gegenüber der degressiven Abschreibung ge-
mäß § 1 Abs. 5 EStG dem Investor nur noch geringe 
Vorteile bietet. Diese deutliche Einschränkung der 
Förderung brachte zwar einen Fertigstellungsdruck 
zum Jahresende 1996 mit sich, der zu der nach wie 
vor hohen Anzahl fertiggestellter Wohnungen im Ge-
schoßwohnungsbau beitrug. Umgehungsmöglichkei-
ten dieser Befristung - eine Vorauszahlung in Höhe 
der veranschlagten Gesamtkosten, wenn das Objekt 
im Folgejahr fertiggestellt wird, sowie die Konservie-
rung der Sonderabschreibung durch Gründung einer 
Personengesellschaft, die als Käufer bereits im Jahre 
1996 auftritt, zunächst nur die normale lineare Ab-
schreibung in Anspruch nimmt und einem später 
in die Gesellschaft eintretenden Kapitalanleger die 
Möglichkeit eröffnet, die beliebig über die ersten 
fünf Jahre verteilbare Sonderabschreibung zu nutzen 
- sorgten jedoch dafür, daß der zu erwartende starke 
Rückgang im Geschoßwohnungsbau erst verzögert 
einsetzte: Im ersten Halbjahr 1997 war die Anzahl 
fertiggestellter Wohnungen in neuerrichteten Wohn-
gebäuden mit drei und mehr Wohnungen mit 
15 734 Wohnungen um 4 909 Einheiten größer als im 
entsprechenden Vorjahreszeitraum, obwohl die An-
zahl der Baugenehmigungen für entsprechende 
Wohnungen schon im Jahre 1996 unter dem Vorjah-
resstand lag. Über das gesamte Jahr 1997 gesehen 
dürften die Fertigstellungen im ostdeutschen Ge-
schoßwohnungsbau allerdings deutlich unter dem 
Vorjahresniveau liegen. Neben der eingeschränkten 
steuerlichen Förderung trugen ein höheres Vermie-
tungsrisiko infolge der mittlerweile eingetretenen 
deutlichen Angebotsausweitung und die Verschlech-
terung der Rentabilitätserwartungen durch die mit 
der Steuerreform geplanten Einschränkungen der 
steuerlichen Förderung zum Rückgang im Geschoß-
wohnungsbau bei. Auch die Rückführung der Fi-
nanzmittel im öffentlich geförderten Wohnungsbau, 
insbesondere seitens der Länder, schwächte für sich 
genommen die Entwicklung im Geschoßwohnungs-
bau ab. 

124. Die ostdeutschen Wohnungsbauinvestitionen 
wurden ebenfalls von der Cntwicklung beim Bau 
von Ein- und Zweifamilienhäusern und von den er-
neut hohen Bauleistungen im Wohnungsbestand ge-
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stützt. Die Ausweitung der Bauleistungen im Be-
stand wurde durch den nach wie vor bestehenden 
Modernisierungs- und Sanierungsbedarf begünstigt, 
aber auch durch die weiterhin hohe Sonderabschrei-
bung für Modernisierungsmaßnahmen; zwar wurde 
diese nach dem Fördergebietsgesetz ebenfalls zum 
1. Januar 1997 reduziert, der Abschreibungssatz sank 
jedoch lediglich von 50 vH auf 40 ".H. 

125. Im öffentlichen Bau gingen die Investitionen 
in diesem Jahr zum dritten Mal in Folge zurück. Dies 
galt ebenso für die neuen Bundesländer, im früheren 
Bundesgebiet setzte der Rückgang bereits im Jahre 
1993 ein. Auch in diesem Jahr waren die Gemeinden 
gezwungen, ihre Konsolidierungsbemühungen fort-
zusetzen, was sich in einer erneuten Reduzierung 
ihrer Investitionsausgaben niederschlug (Ziffer 201). 
Dazu trugen gesunkene Einnahmen der Kommunen 
infolge verminderter Investitionszuweisungen von 
Bund und Ländern bei. Daß der Rückgang in diesem 
Jahr weniger stark ausfiel als im Vorjahr, ist auf ver-
schiedene Gründe zurückzuführen: Im früheren Bun-
desgebiet war trotz der großen Haushaltsprobleme 
eine weitergehende Einschränkung des mittlerweile 
erreichten niedrigen Niveaus angesichts des aufge-
stauten Nachholbedarfs kaum mehr möglich, in den 
neuen Bundesländern standen in diesem Jahr weiter-
hin die vom Bund bereitgestellten und auch für 
Bauinvestitionen einsetzbaren 6,6 Mrd DM nach dem 
Investitionsförderungsgesetz Aufbau Ost zur Verfü-
gung, und nach den Planungen für den Bundesfem-
straßenbau soll die Bautätigkeit für die Straßenpro-
jekte Deutsche Einheit in diesem und im nächsten 
Jahr mit zusammen fast 5 Mrd DM ihren Höhepunkt 
erreichen. 

Preisentwicklung: Leichte Beschleunigung durch 
au.ftenwlrtschaftllche und staatliche ElnHüsse 

126. Seit längerem hatten die Unternehmen in 
Deutschland kaum Preiserhöhungsspielräume. Auf-
grund der schwachen gesamtwirtschaftlichen Nach-
frage, des hohen Außenwerts der D-Mark und des 
scharfen Konkurrenzdrucks aus dem Inland und dem 
Ausland boten sich den Unternehmen kaum Mög-
lichkeiten, Kostensteigerungell' auf die heimischen 
Absatzpreise und auf die Ausfuhrpreise zu überwäl-
zen. In diesem Jahr führte die massive Abwertung 
der D-Mark zu einer Verteuerung der Importe, in 
D-Mark gerechnet (Tabelle 23). Daraus ergaben 
sich für inländische Unternehmen wieder Preiserhö-
hungsspielräume, sie haben diese zum Teil auch ge-
nutzt, wie der Anstieg der Erzeugerpreise zeigt. Auf 
der Ebene der Endverbraucher wirkte sich die leichte 
Preisbeschleunigung innerhalb der gewerblichen Wirt-
schaft noch wenig aus. 

127. Der außenwirtschaftliche Druck, der sich ins-
besondere zum Ende des letzten Jahres von den Roh-
stoffmärkten her auf das Preisklima in Deutschland 
aufgebaut hatte, wirkte in diesem Jahr fort. Zwar 
bildeten sich in US-Dollar gerechnet die Weltmarkt-
preise für Rohstotte und Nahrungsmittel im Früh-
jahr dieses Jahres wieder etwa auf ihren Stand von 
vor zwölf Monaten zurück. Die Abwertung der 
D-Mark ließ diese Beruhigung jedoch nicht auf die 

Tabelle 23 

Eckdaten der Preisentwicklung In Deutschland 
Veränderung gegenüber dem Vorjahreszeitraum in vH 

1997 
1995 1996 Jan 

. bis Okt 

Rohstoffpreise 1) .... ' ... -2,4 +B,6 +15,5 

Einfuhrpreise 2) 3) .••••••• +0,4 +0,5 + 3,3') 

Erzeugerpreise 2) ') 

Deutschland ......... +1,8 --0,5 + 1,1 ') 
Früheres Bundesgebiet +1,7 --0,6 + 1,0•) 
Neue Bundesländer „. +1,4 +1.4 + 1,8•) 

Verbraucherpreise') 5) 

Deutschland .. ' ..... ' +1,8 +1,5 + 1,7 
Früheres Bundesgebiet +1,7 +1,4 + 1,7 
Neue Bundesländer ... +2,1 +2,2 + 2,0 

Staatlich administrierte 
Verbraucherpreise 2) ') 

Früheres Bundesgebiet +1,4 +1,5 + 3,1 ') 

1) HWWA-Rohstoffpreisindex auf DM-Basis, 1990 = 100. 
'I Index 1991 = 100. 
3) Preise bei Vertragsabschluß (Effektivpreise); cif (cost, in-

surance, freight). Ohne Zölle, Abschöpfungen, Währungs-
ausglekhsbeträge und Einfuhrumsatzsteuer. 

'I Gewerbliche Produkte (Inlandsabsatz). Ohne Mehrwert· 
steuer. 

5) Preisindex für die Lebenshaltung aller privaten Haushalte. 
6) Zur Methode siehe Anhang V; Abschnitt F. 
•) Januar bis September. 

DM-Preise durchwirken: Deutsche Importeure und 
Produzenten mußten in den ersten zehn Monaten 
durchschnittlich 15,5 vH mehr für eingeführte Roh-
waren bezahlen als im vergleichbaren Vorjahreszeit-
raum (Schaubild 15, Seite 68). 

Der Gesamtindex für Rohstoffpreise war im Winter 
vor allem durch eine drastische Steigerung des Roh-
ölpreises in die Höhe getrieben worden. Für diese 
Bewegungen waren neben einer konjunkturell be-
dingt kräftigeren Nachfrage aus wichtigen Indu-
strieländern vorübergehende Verknappungen am 
Rohölmarkt infolge eines zusätzlichen, winterbeding-
ten Nachfragesogs bei allgemein geringerer Vorhal-
tung von Lagerbeständen verantwortlich. Im Januar 
lag der Teilindex für Rohöl daher um 32,9 vH über 
dem Vorjahresniveau, in D-Mark gerechnet betrug 
die Erhöhung sogar 45,9 vH. Diese temporären An-
gebotsengpässe lösten sich jedoch im Laufe des 
Frühjahrs mit Beendigung der kurzen Kälteperiode 
zu Jahresbeginn und mit einer Zunahme des Ange-
bots vorwiegend durch nicht kartellgebundene An-
bieter rasch auf, worauf der Rohölpreis wieder stark 
abrutschte; in D-Mark gerechnet blieb für den 
Durchschnitt der ersten zehn Monate jedoch eine 
Steigerung des Rohölpreises von 15, 1 vH bestehen. 
In die gleiche Richtung wirkte insbesondere im er-
sten Halbjahr die Verteuerung von Nahrungs- und 
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Schaubild 15 

ZUR ENTWICKLUNG DER WELTMARKTPREISE 
FÜR ROHSTOFFE11 

HWWA-lndex auf US-Dollar-Basis 

1990 = 100 
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1) Gesamtindex: 29 Rohstoft'e aus den Warengruppen 
Nahrungs- und Genußmittel, Industrierohstoffe, Energle-
rohstofte. Die Zahlen In Klammem geben das )eweftige 
Gewicht Im Gesamtindex Im Basiszeltraum In llfl an.-
21 13 Waren: Gerste, Mals, Reis, Weizen, Olsae.ten, Oie, 
Kaffee, Kakao, Tee, Tabak, Zucker.- 3) 14 Wsren: Baum-
wolle, Wone. Holz, Kautschuk. Zenstoff, NE-Metalle, 
Eisenerz, Schrott u. a.- 4) Rohöl und Kohle. 
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Genußmitteln; ein knappes Angebot bei Kaffee, 
Kakao und Tee war der Grund für einen Anstieg des 
Teilindex auf DM-Basis um 20,7 vH im Zehn-Monats-
Durchschnitt. 

128. Mit der Verringerung des Außenwertes der 
D-Mark stiegen die in heimischer Währung gemesse-
nen Einfuhrpreise entweder unmittelbar an - wenn 
in ausländischer Währung fakturiert wurde und ein 
eventuell gegebener Preisnachlaß des ausländischen 
Exporteurs nicht ausreichte, um die Abwertung der 
Q-Mark zu kompensieren - oder sie wurden durch 
die Verkäufer im Ausland angehoben - wenn in 
D-Mark fakturiert wurde und der Lieferant mit den 
in seiner Währung gerechnet gesunkenen Einnah~ 
men seine Kosten nicht mehr decken konnte. Der 
Index der Einfuhrpreise erhöhte sich im Durchschnitt 
der ersten neun Monate dieses Jahres um 3,3 vH ge-
genüber dem gleichen Vorjahreszeitraum. Dies war 
der stärkste Anstieg in acht Jahren. Dabei verteuer-
ten sich Rohstoffe und Halbwaren mit 11,9 vH sowie 
10,8 vH besonders stark. Dagegen stiegen die Preise 
von eingeführten Maschinen und anderen Inve-
stitionsgütern, deren Preise allgemein geringeren 
Schwankungen ausgesetzt sind, mit 1,2 vH weniger 
deutlich an. 

129. Einer vor allem außenwirtschaftlich bedingten 
Erhöhung der Preise ihrer Vorprodukte - der Preis-
index für den Wareneingang des Produzierenden 
Gewerbes stieg im Durchschnitt der ersten acht Mo-
nate 1n Deutschland um 1,8 vH - konnten die Güter-
produzenten nicht ausweichen. Eine Erhöhung der 
Preise materieller Vorprodukte führt im allgemeinen 
nicht in gleichem Ausmaß zu einer Steigerung der 
Erzeugerpreise, weil zum einen die Produktions-
kosten wesentlich noch von anderen Komponenten 
als den Preisen für Vorleistungsgüter bestimmt wer-
den, wie etwa den Löhnen oder den Kapitalkosten. 
Auch Preise für immaterielle Vorleistungen wie etwa 
produktionsnahe Dienstleistungen müßten hier be-
trachtet werden; allerdings existieren hierfür keine 
Daten, obwohl Dienstleistungen für die Güterpro-
duktion eine erhebliche Bedeutung erlangt haben. 
Zum anderen verursachen auch Preisanpassungen 
Kosten und nehmen Zeit in Anspruch, so daß eine 
Weitergabe von Kostensteigerungen verzögert wird 
und zunächst die Gewinne beeinträchtigt werden. 
Alles in allem erhöhten die Produzenten ihre Preise 
in den ersten neun Monaten dieses Jahres um durch-
schnittlich 1,1 vH, nachdem im Vorjahr noch ein 
Rückgang von 0,5 vH im Jahresdurchschnitt zu ver-
zeichnen gewesen war. 

130. Maßgeblich für die Inflationswahrnehmung 
der privaten Haushalte ist die Entwicklung der Ver-
braucherpreise. Nach diesem Maßstab ist die Kauf-
kraft der D-Mark in diesem Jahr relativ stabil geblie-
ben. Der Preisindex für die Lebenshaltung der priva-
ten Haushalte erhöhte sich auch in diesem Jahr nur 
wenig, wenn auch mit einer Jahresdurchschnittsrate 
von gut 1 ~ vH stärker als im Vorjahr (1,5 vH). Wäh-
rend in den alten Bundesländern diese Rate mit 
13A vH bereits im dritten Jahr in Folge im Bereich der 
vom Sachverständigenrat und von der Bundesbank 
als hinnehmbar bezeichneten Bandbreite von 1,5 vH 
bis 2 v~ ge~lieben ist, wurde diese Preisnorm nun-
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mehr auch in den neuen Bundesländern, in denen 
noch vor vier Jahren eine zweistellige Inflationsrate 
zu verzeichnen gewesen war, bei einer Rate von gut 
2 vH fast erreicht. 

Die Struktur des Inflationsprozesses ist im Vergleich 
zum Vorjahr weitgehend unverändert geblieben. 
Nach wie vor stellen die Wohnungsmieten mit einer 
Steigerung von 2, 7 vH für die ersten zehn Monate in 
den westlichen und 3, 1 vH in den östlichen Bundes-
ländern die treibende Kraft dar, zumal in diesem Jahr 
in den alten Ländern auch die Nebenkosten für Ener-
gie mit 2,4 vH wieder deutlich zunahmen. Am ande-
ren Ende der Teuerungsskala stehen industriell ge-
fertigte Verbrauchsgüter, wie Bekleidung, Möbel 
oder Haushaltsgeräte, deren Preise sich bundesweit 
bei einer Rate von 0,5 vH nur geringfügig veränder-
ten. 

Am deutlichsten sichtbar wurde der Einfluß des ge-
sunkenen DM-Außenwerts auf die Verbraucher-
preise dort, wo eingeführte Güter direkt im Preisin-
dex vertreten sind oder unmittelbare Vorprodukte 
darstellen. Hier wurden die erhöhten Einstandspreise 
von den Händlern und Weiterverarbeitern ohne Ver-
zögerung an den inländischen Endverbraucher wei-
tergegeben, so waren etwa im September Kaffee um 

16,6 vH teurer als im gleichen Vorjahresmonat, Süd-
früchte um 6,2 vH und Normalbenzin um 4,3 vH. Auf 
Verbraucherpreisebene sind insgesamt jedoch noch 
keine Auswirkungen der Beschleunigung des Preis-
auftriebs innerhalb der gewerblichen Wirtschaft zu 
erkennen, in~besondere wenn man berücksichtigt, 
daß die diesjährige Preisniveausteigerung zu einem 
Großteil von den staatlich administrierten Preisen 
ausging. 1l:otzdem ist die Entwicklung auf den Vor-
stufen der Verbraucherpreisentwicklung nicht uner-
heblich für den weiteren Verlauf der Preise für die 
Lebenshaltung. So ist es in der Vergangenheit kurz-
fristig immer einmal wieder zu einer Entkopplung 
von Importpreisen, Erzeugerpreisen und Verbrau-
cherpreisen gekommen, langfristig besteht jedoch 
ein Gleichlauf (Schaubild 16). 

131. Bei der Untersuchung von Inflationsprozessen 
ist es aufschlußreich, den Einfluß des Staates aus der 
Preissteigenmgsrate herauszurechnen und so eine 
Kerninflationsrate zu ermitteln. In den alten Bundes-
ländern existiert zu diesem Zweck der Preisindex für 
die slaafilch admln1strl.erten Verbraucherpreise, der 
vom Sachverständigenrat entwickelt wurde (An-
hang V, Abschnitt F). In diesem Index wird versucht, 
die Preise zusammenzufassen, auf deren Gestaltung 
der Staat maßgeblichen Einfluß hat. In diesem Jahr 

Schaubild 16 

ZUR PREISENTWICKLUNG IN DEUTSCHLAND'l 
Veränderungen gegenüber dem Vorjahr 

- Einfuhrprelse21 - Erzeugerpreise3) - Verbraucherpreise4l 
vH 

+17 ~------~-------~------~-------~------~ 

-10 r----------r-------

-17 >--~-~-~--t--~-~-~->--~-~-~--t--~-~-~-+---~~-~--1 

1) Bis 1991 früheres Bundesgebiet; ab 1992 Deutschland.- 2) Preise bei Vertragsabschluß (Effektivpreise); elf. Ohne ZOiie, Abschöp-
fungen, Währungsausgleichsbeträge und Einfuhrumsatzsteuer.- 3) Inlandsabsatz gewerblicher Produkte. Ohne Mehrwertsteue-r.-
4) Preisindex für die Lebenshaltung aßer privaten Haushalte.- 5) Januar bis September. · 
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Schaubild 17 

ZUR ENTWICKWNG DER STAATLICH ADMINISTRIERTEN VERBRAUCHERPREISE 
IM FRÜHEREN BUNDESGEBIET" 

Veränderungen g?9enüber dem entsprechenden Vorjahresquartal in vH 

- Staatlich administrierte 
Verbraucherpreise (30)21 

... Preisindex für die Lebens-
haltung Insgesamt (100)21 

- Preisindex für die Lebenshaltung 
ohne staatlich administrierte Ver-
braucherpreise (70)21 

Artthm. Maßstab 
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1) Berechnet auf Grundlage des Preisindex fQr die Lebenshaltung aller privaten Haushalte mit der Basis 1991 = 100; der Index setzt 
alch aus vier Teilgruppen zusamrTien: 

Gruppe 1 '"' dlrektadmfnistrierte ~se (u. a. Verkehrstarffe, Rundfunk- und Fernsehgebühren), 
Gruppe 2 "' telladmlnfstrlerte Prelae (u. a. Versorgungstartfe, Mieten Im sozialen Wohnungsbau, Post- und 

Fernmeldegebühren), 
Gruppe 3 "" quasladmlnfatrferte Prefse (u. a. alkoholische Getränke, Tabakwaren, Gas, HeizOI, Kraftstoffe), 
Gruppe 4 ,., indirekt administrierte Preise (u. a. Fleisch, Fleischwaren, Milch und Miichprodukte, Backwaren). 

Wettere Erläuterungen siehe AnhMg V, Abschnitt F. · 
2) Die Zahlen In Klammet"n geben den Anteil an den Verbrauchsausgaben aller privaten Haushalte Im Basiszeitraum in vH an. 

SA 97-10-061-4 

stieg der Index staatlich adminisbierter Verbraucher-
preise fn den ersten drei Quartalen um durchschnitt-
lich 3,1 vH gegenüber dem gleichen Vorjahreszeit-
raum an. Die Kerninflationsrate, also der Preisniveau-
anstieg ohne den Teilindex der staatlich administrier-
ten Preise, betrug nur 1, 1 vH (Schaubild 17). Ursäch-
lich für den überdurchschnittlichen Anstieg der 
staatlich administrierten Preise waren in den ersteri 
drei Quartalen insbesondere die Anhebung der Re-
zeptgebühren (45,8 vH), der Rundfunk- und Fernseh-
gebühren (18,5 vH), der Kfz-Steuern und sonstiger 
Gebühren (5,0 vH). Die Heraufsetz"'1g der Preise für 
Postdienstleistungen Anfang September führte zu ei-
ner Steigerung des entsprechenden Teilindex um 
6,9 vH gegenüber dem Vorjahresmonat. Auf der 
kommunalen Ebene festgelegte Gebühren stiegen 
teilweise kräftig an, ebenso wie die Preise für die Per-
sonenbeförderung. Dort, wo der staatliche Einfluß 
deutlich zurück.gedrängt wOrden ist, war eine gegen-
läufige Entwicklung zu spüren. So lagen die Fern-
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sprechgebühren im Durchschnitt der ersten drei 
Quartale mit 1 vH erstmals nennenswert unter dem 
vergleichbaren Vorjahresstand, nicht zulel2t auf-
grund des gestiegenen Wettbewerbs im Zuge der 
Deregulierung des Telekommunikationssektors. 

3. Neue Bundesländer: 
Aufbauprozeß auf schwierigem Weg 

132. In den neuen Bundesländern expandierte die 
wirtschaftliche Aktivität auch in diesem Jahr nur ver-
halten, das Bruttoinlandsprodukt nahm mit einer Ra-
te von 2 vH zu. Dies ist enttäuschend, bedenkt man, 
welche hoffnungsvollen Erwartungen anfänglich be-
standen und welche Anforderungen an den Anfbau-
prozeß vor dem Hintergrund der drängenden Proble-
me auf dem ostdeutschen Arbeitsmarkt zu stellen 
sind. Enttäuschend ist auch, daß die Zunahme des 
Bruttoinlandsprodukts zum ersten Mal seit dem Jah-
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re 1991 nicht mehr stärker ausfiel als die im früheren 
Bundesgebiet. Gemessen an gesamtwirtschaftlichen 
Indikatoren war der Abstand in der Wirtschaftskraft 
zwischen den neuen und den alten Bundesländern 
unvermindert groß, die Ost-West-Relation beim Brut-
toinlandsprodukt je Einwohner erreichte in diesem 
Jahr 57Vz vH. 

Dem Stocken des Aufbauprozesses auf gesamtwirt-
schaftlicher Ebene lagen jedoch unterschiedliche 
Entwicklungen in den einzelnen Sektoren der ost-
deutschen Wirtschaft zugrunde. Während das Bau-
gewerbe, das in den ersten Jahren nach der deut-
schen Vereinigung den gesamtwirtschaftlichen Pro-
duktionsanstieg maßgeblich getragen hatte, wie 
schon im Vorjahr durch eine rückläufige Produktion 
gekennzeichnet war, gab es aus dem Verarbeitenden 
Gewerbe auch in diesem Jahr positive Signale: Die 
Produktion und die Exporte stiegen - auch im Sog 
der Ausweitung der westdeutschen Ausfuhr - weiter 
kräftig an. Zwar ist die industrielle Basis in den 
neuen Bundesländern immer noch schmal, die Unter-
nehmen sind überwiegend klein und vornehmlich 
auf lokale und regionale Märkte ausgeric\J.tet, doch 
scheint die Hoffnung nicht unbegründet, daß sich in 
diesem Sektor ein stabiler Wachstumsprozeß entwik- · 
kein kann. Die wirtschaftliche Aufwärtsentwicklung 
im Dienstleistungssektor hat sich in diesem Jahr 
abgeschwächt. Damit diese Entwicklung wieder an 
Dynamik gewinnt, ist es notwendig, daß sich eine 
wettbewerbsfähige indnstrielle Basis heransbildet, 
denn dies würde produktionsnahe Dienstieistungen, 
die in modernen Produktionsprozessen eine immer 
wichtigere Rolle spielen, stimulieren. 

Der Aufbauprozeß durchläuft derzeit eine schwierige 
Wegstrecke. Deutlich wird vor allem, daß die Umstel-
lung einer ganzen Volkswirtschaft viel Zeit bean-
sprucht. Aber deutlich wird auch, daß die staatliche 
Wirtschaftspolitik beim Aufbauprozeß die Grenzen 
ihrer Wirksamkeit erreicht. Sie ist nicht dazu imstan-
de, die negativen Auswirkungen einer verfehlten Ta-
riflohnpolitik zu kompensieren, sie kann lediglich für 
günstige Investitions- und Standortbedingungen sor-
gen. Die entscheidende Rolle beim Aufbau einer 
wettbewerbsfähigen Wirtschaft fällt der Entfaltung 
privater unternehmerischer Initiative zu. 

Trotz Stockungen Im Aufbauprozeß: 
Fortschritte In der Industrie 

133. Der Aufbauprozeß in den neuen Bundeslän-
dern wurde auch im siebten Jahr nach der Vereini-
gung sehr stark von der wirtschaftlichen Entwick-
lung im Baugewerbe geprägt. Zweistellige Zuwachs-
raten der Bruttowertschöpfung hatten zunächst den 
Baubereich zu einem Träger des gesamtwirtschaftli-
chen Wachstums in Ostdeutschland werden lassen. 
Die Rückgänge der Produktion in den letzten beiden 
Jahren konnten jedoch durch positive Entwicklun-
gen in den anderen Bereichen nur teilweise kompen-
siert werden (Tabelle 24, Seite 72). Der Anteil des 
Baugewerbes an der gesamtwirtschaftlichen Produk-
tion in Ostdeutschland nahm trotz dieser Produk-
tionsrückgänge nur geringfügig ab und war in die-
sem Jahr mit 15, 1 vH mehr als dreimal so groß wie 
im früheren Bundesgebiet. 

Die Sonderrolle der Bauwirtschaft erklärt sich aus 
der großen Nachfrage nach Bauleistungen, die zu 
Beginn des Aufbauprozesses in den neuen Ländern 
wirksam wurder und zwar in allen Bereichen der 
Bautätigkeit. Kapazitäten, diese Nachfrage zu befrie-
digen, standen in großem Umfang frühzeitig zur Ver-
fügung, da die Privatisierung in diesem Bereich mit 
erheblich weniger Problemen als in anderen Wirt-
schaftszweigen verlief und viele neue Unternehmen 
gegründet wurden. Darüber hinaus wurde die Bau-
tätigkeit in Ostdeutschland durch umfangreiche 
Fördermaßnahmen begünstigt. Mit der Beseitigung 
der gröbsten Mängel in der Infrastruktur und dem 
Abschluß vieler betrieblicher Investitionsvorhaben 
schwächte sich die Nachfrage nach Bauleistungen 
in den letzten beiden .Jahren merklich ab (Schau-
bild 18, Seite 73). In den ersten acht Monaten dieses 
Jahres gingen im Bauhauptgewerbe in allen Berei-
chen mit Ausnahme des gewerblichen Tiefbaus deut-
lich weniger Aufträge als im entsprechenden Vorjah-
reszeitraum ein. Im öffentlichen Bau waren dafür in 
erster Llnie Sparmaßnahmen der öffentlichen Haus-
halte verantwortlich. Im gewerblichen Hochbau lie-
fen expansiv wirkende Sondereinflüsse zunehmend 
aus: So sind Großprojekte in der Chemischen Indu-
strie, der Mineralölverarbeitung oder der Kraftfahr-
zeugindustrie mittlerweile abgeschlossen und Inve-
stitionszusagen aus den Privatisierungsverträgen mit 
der Treuhandanstalt zu einem großen Teil erfüllt. 
Darüber hinans deuten Leerstände sowie Miet- und 
Preisrückgänge darauf hin, daß an vielen Orten in Ost-
deutschland Überkapazitäten bei Gewerbeimmobi-
lien entstanden sind. Im gewerblichen Tiefbau stütz-
ten in den ersten acht Monaten dieses Jahres Auf-
träge der Deutschen Bahn AG, insbesondere im Zu-
sammenhang mit den Schienenprojekten Deutsche 
Einheit, die Nachfrage nach Bauleistungen. In den 
stark gesunkenen Auftragseingängen im Wohnungs-
bau spiegeln sich auch die seit dem 1. Januar 1997 
verminderten Sonderabschreibungen für den Neu-
bau von Mietwohnungen wider (Ziffer 123), durch 
die Investitionen in den Mietwohnungsbau in Ost-
deutschland als Kapitalanlage an Attraktivität er-
heblich einbüßten. All dies zusammen genommen 
führte dazu, daß die Nettoproduktion im Bauhaupt-
gewerbe in den ersten neun Monaten dieses Jahres 
um 5,1 vH unter Ihrem entsprechenden Vorjahres-
niveau lag. 

Im Ausbaugewerbe war in der ersten Hälfte dieses 
Jahres keine rückläufige Entwicklung zu erkennen. 
Wie die jüngst veröffentlichten Ergebnisse der Woh-
nungs- und Gebäudezählung aus dem Jahre 1995 
verd~utlichen, ist der Modernisierungs- und Sanie-
rungsbedarf in den neuen Bundesländern noch im-
mer sehr groß. So weisen nach Einschätzung der Ei-
gentümer 65 vH der Wohngebäude leichte bis mittel-
schwere und 5 vH schwere Schäden an mindestens 
einem wesentlichen Bauteil auf, und auch hinsicht-
lich der Ausstattung der Wohnungen bestehen noch 
erhebliche Unterschiede zum früheren Bundesge-
biet. Positive Impulse auf das Ansbaugewerbe dürf-
ten darüber hinaus von den seit diesem Jahr im Ver-
gleich zum Mietwohnungsbau deutlich höheren Son-
derabschreibungen für Modernisierungs- und Sanie-
rungsmaßnahmen (25 vH gegenüber 40 vH) ausge-
hen. 
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Tabelle 24 

Zur Entwicklung der Bruttowerlllchiipfung In den neuen Bundesl.Andem und Berlin-Ost nach Sektoren 
In Preisen von 1991 

- ~-„ ' . 

Bruttowertschöpfung 
Nachricht· . ... lieh unberelnlgt .. 

davon 
... 

Zeitraum Produzierendes Gewerbe 

zu. Land-und 
. 

Dienst- Staat, 
bereinigt') Brutto-

darunter Handel Inlands-sammen 1) Forstwirt- und leistungs- private produkt 6) schafl, zu. Verkehr') unter- Haus-
Fischerei 1) sammen Verar· Bau- nehmen 3) halte") 

beitendes gewerbe Gewerbe 
" 

Mrd DM 

1991 208,41 6,96 75,23 34,63 24,54 30,34 44,58 51,30 195,64 206,00 
1992 224,35 6,72 82,25 36,40 32,37 32,87 52,88 49,63 211,26 222,10 
1993 243,38 7,47 92,32 41,44 36,84 37,28 57,99 48,32 230,25 242,80 
1994 265,4 7,3 106,80 48,93 45,34 40,39 63,06 47,80 251,23 266,20 
1995 279,2 7,4 113,02 53,55 46,74 42,94 67,95 47,93 265,20 280,40 
1996 286,0 7,6 115,44 56,70 45,90 44,37 71,12 47,45 270,57 285,90 
19971) 2921/2 8 119 621/2 44 45Y, 73 47 2751/, 291112 

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in vH 

1992 7,6 -3,4 9,3 5,1 31,9 8,3 18,6 -3,3 8,0 1,8 
1993 8,5 11,2 12,2 13,8 13,8 13,4 9,7 -2,6 9,0 9,3 
1994 9 -1'!. 15,7 18,1 23,1 8,3 8,7 -1,1 9,1 9,6 
1995 SV. 1 5,8 9,4 3,1 6,3 1,8 0,3 5,6 5,3 
1996 21/i 2Y, 2,1 5,9 -1,8 3,3 4,7 -1,0 2,0 2,0 
19971) 214 41;, 3 10 -3'4 2'4 2Y, -1'1· 2 2 

Anteil in vH') 

1991 100 3,3 36,1 16,6 11,8 14,6 21,4 24,6 93,9 X 
1992 100 3,0 36,7 16,2 14,4 14,7 23,6 22,1 94,2 X 
1993 100 3,1 37,9 17,0 15,1 15,3 23,8 19,9 94,6 X 
1994 100 2,8 40,2 18,4 11,1 15,2 23,8 18,0 94,1 X 
1995 100 2,7 40,5 19,2 16,7 15,4 24,3 17,2 95,0 X 
1996 100 2,1 40,4 19,8 16,1 15,5 24,9 16,6 94,6 X 
1997') 100 2,7 40,1 21,4 15,1 15,6 25,0 16,0 94,3 X 

Nachrichtlich: 
Prilheres Bundesgebiet 

Anteil in vH 'J 
1997 7) 100 1,4 34,4 27,1 4,5 15,1 36,1 13,0 94,8 X 

.. 
') Für 1994 bis 1997 eigene Sch!tzung. 
2) ElnschUeßUch Nachrichtenübermittlung. 
'l Kreditinstitute, Vendcherungsunternehmen, Wohnungsvermietung (einschließlich Eigennutzung durch den Eigentümer), 

10I1Stige Dienstleistungsunternehmen. 
") Einschließlich privater Organisationen ohne Erwerbszweck. 
') Summe der Bruttowertschöpfung nach Abzug der unterstellten Entgelte für Bankdienstleistungen. 
8 ) Bereinigte Bruttowertschöpfung zuzüglich nichtabziehbare Umsatzsteuer und Einfuhrabgaben. 
~ Eigene SchAtzung. _ 
1) Anteil an der unbereinigten Bruttowertschöpfung. 
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Schaubild 18 

AUFTRAGSEINGANG IM BAUHAUPTGEWERBE NACH BAUARTEN1l 
IN DEN NEUEN BUNDESLÄNDERN UND BERLIN-OST 

Wertindex 1991 = 100 
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1) .Hoch- und Tiefbau" sowie • Vorbereitende Baustellenarbeiten" nach der Klassifikation der Wirtschaftszweige, Ausgabe 1993 
(WZ93).- 2) Saisonbereinigt nach dem Berliner Verfahren (BV4).- 3) Gewerbllcher und lndustr!eller Bau für Unternehmen; Bauten für 
die Unternehmen Deutsche Bahn AG, Deutsche Post Aß, Deutsche Postbank AG und Deutsche Telekom Aß. Landwirtscheftlicter 
Bau ist im Gewerblichen Hochbau enthalten,- 4) GebletskOrperschaften, Organisationen ohne Erwerbszweck. 

SR 97-10-0615 

Mit dem Gesetz zur Fortsetzung der Förderung in 
den neuen Bundesländern wurde die steuerliche För-
derung von Bauinvestitionen ab dem Jahre 1999 auf 
die Gewährung von Investitionszulagen umgestellt. 
Für den Mietwohnungsbau beträgt die Investitions-
zulage bis zum Jahre 2001 dann 10 vH, sofern die 
Bauten im innerörtlichen Bereich errichtet werden. 
Sanierungs- und Modernisierungsinvestitionen an 
Mietwohngebäuden und selbstgenutztem Wohnei-
gentum werden bis zum Jahre 2004 gefördert, die 
Zulage beträgt hier 15 vH (Tabelle 31, Seite 82). 

134. In den anderen Bereichen des Unternehmens-
sektors verlief die Entwicklung der Produktion in der 
Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrech-

nungen günstiger als· im Baugewerbe. Im Verarbei-
tenden Gewerbe konnte die Bruttowertschöpfung 
mit 10 vH kräftiger als im vergangenen Jahr ausge-
weitet werden; der Expansionspfad war somit stabil. 
Im Dienstleistungssektor - bislang einE Stütze des 
Aufbauprozesses - verringerte sich aUerdings die 
Dynamik in diesem Jahr spürbar, was · auf eine 
schwächere Entwicklung bei den Anbietern bau-
naher und konsumnaher Dienstleistun!Jen zurück-
zuführen sein dürfte. Insgesamt stieg die Brutto-
wertschöpfung der Dienstleistungsunternehmen ge-
genüber dem Vorjahr noch um 21'2 vH an. Im Be-
reich Handel, Verkehr und Nachrichtenübermittlung 
nahm die wirtschaftliche Leistung mit einer Zu-
wachsrate von 23A vH eher verhalten zu. Dämpfende 
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Einfidsse gingen vor allem vom Handel aus; im 
Einzelhandel dürfte inbesondere die allgemein 
schlechte Beschäftigungslage die Kaufbereitschaft 
und damit die Umsatzentwicklung negativ beeinflus-
sen; im Großhandel wirkte sich wohl di.e schwierige 
Lage der Bauwirtschaft aus. 

135. Die Situation im Verarbeitenden Gewerbe ver-
besserte sich in diesem Jahr weiter spürbar. Die Net-
toproduktion lag in den ersten neun Monaten dieses 
Jahres insgesamt um 9,6 vH über ihrem Vorjahres-
niveau. Getragen wurde der Produktionsanstieg in 
diesem Zeitratµn von fast allen Zweigen. Beson-
ders kräftig konnten die Hersteller von Büromaschi-
nen, Datenverarbeitungsgeräten und -einrichtungen, 
Elektrotechnik, Feinmechanik und Optik - vornehm-
lich exportorientierte Bereiche - ihre Erzeugung 
ausweiten (um 22,8 vH). Hinter der steigenden Pro-
duktion im Verarbeitenden Gewerbe stand eine rege 
Nachfrage aus dem Ausland, wie sie a.uch in den 
alten Bundesländern zu beobachten war; die Auf-
tragseingänge aus dem Ausland übertraten in 
den ersten neun Monaten ihr Vorjahresniveau um 
36,9 vH, die Auftragseingänge aus dem Inland lagen 
um 5,5 vH über ihrem Vorjahreswert. Allerdings ist 
das Niveau der Auslandsaufträge noch vergleichs-
weise gering. · 

Tabelle 25 

Der Produktionsanstieg im Verarbeitenden Gewerbe 
ging in diesem Jahr erneut mit einer Ausweitung der 
Exporttätigi:eit einher. So konnten die Unternehmen 
im Bergbau und Verarbeitenden Gewerbe ihren Aus-
landsumsatz in den ersten acht Monaten dieses J ah-
res um 25,2 vH gegenüber dem entsprechenden Vor-
jahresniveau steigern (Tabelle 25). Auch in der 
Hauptgruppe der Investitionsgüterproduzenten, die 
viele traditionelle Exportbranchen umfaßt, stieg der 
Auslandsumsatz kräftig an. Insgesamt war das Volu-
men des Auslandsumsatzes zwar noch klein - der 
Anteil am gesamtdeutschen Auslandsumsatz betrug 
lediglich 2,9 vH -, doch stieg die Exportquote im ost-
deutschen Bergbau und Verarbeitenden Gewerbe in 
den ersten acht Monaten dieses Jahres auf 14, 1 vH 
an (1996: 12,0 vH, Westdeutschland: 30,7 vH). 

136.. Der noch geringe Exportanteil des Verarbei-
tenden Gewerbes liegt auch in der Branchenstruktur 
begründet, die sich im Neuaufbau des industriellen 
Sektors herausgebildet hat. In den ersten neun Mo-
naten trugen diejenigen Bereiche einen vergleichs-
weise großen Anteil zur Nettoproduktion bei, die ihre 
Erzeugnisse vornehmlich auf regionalen Märkten ab-
setzen. Der größte Anteil an der gesamten Nettopro-
duktion entfiel auf das Ernährungsgewerbe (Ta-
belle 26). Hohe Anteile und starke Zunahmen gegen-

Zur Umsalzentwicklung Im Bergban und Verarbeitenden Gewerbe 
In den nenen Bund~dem nnd Berlin-Ost 

Veränderung gegenüber dem Vorjahreszeitraum in vH 

Wirtschaftsbereich Anteil 
m Jahr 

vH 1) 

Bergbau, Gewinnung von Steinen 
und Erden und Verarbeitendes 
Gewerbe ........................ ~. 100 2,2 

davon nach Hauptgruppen: 
Vorleistungsgüterproduzenten 2) .... 46,7 -1,3 
Investitionsgüterproduzenten ....... 23,8 3,2 
Gebrauchsgüterproduzenten ....... 3,4 5,1 
Verbrauchsgüterproduzenten ....... 26,2 7,8 

Bergbau, Gewinnung von Steinen 
und Erden und Verarbeitendes 
Gewerbe .......................... 100 6,0 

davon nach Hauptgruppen: ........ 
Vorleistungsgüterproduzenten 2) .... 45,1 10,1 
Investitionsgüterproduzenten ....... 36,2 -1,9 
Gebrauchsgüterproduzenten ....... 4,3 14,1 
Verbrauchsgüterproduzenten ....... 14,4 8,8 

. 
1) Anteil am Inlandsumsatz/ Auslandsumsatz insgesamt im Jahre 1996. 
') Ohne Energieversorgung. 
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1996 
' 

1. Vj. 

-1,9 

-8,5 
3,3 
3,6 
5,4 

7,5 

15,5 
-7,9 
15,1 
13,1 

1997 

Jan Jan 
2. Vj. bis 1. Vj. 2. Vj. bis 

Aug Aug 

Inlandsumsatz 

3,8 2,5 1,9 6,8 4,1 

1,1 -1,4 1,6 5,5 2,6 
3,7 3,9 -2,7 6,0 3,2 
6,9 5,3 1,1 6,9 5,3 
8,8 8,4 6,4 9,8 7,5 

Auslandsumsatz 

3,0 4,7 11,3 28,0 25,2 

9,2 12,7 12,4 26,9 23,3 
-ß,O -9,2 12,4 32,8 36,6 
10,2 14,0 2,5 19,1 10,5 
2,5 9,2 7,8 23,0 12,4 
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Strukturwandel der Nettoproduktion Im Verarbeitenden Gewerbe 
In den neuen Bundesländern und Berlln-Ost 1) 

Anteile in 'llH') 

1997 

Struktur-
verschie-Wirtschaftszweig 1991 1992 1993 1994 1995 1996 Jan bung seit bis 1991 ') Sep 

Verarbeitendes Gewerbe 
davon: 
Ernährungsgewerbe 
und Tabakverarbeitung .......... 18,93 19,8 19,2 19,5 18,6 20,3 18,1 --0,8 

Ernährungsgewerbe ......... , . 14,34 16,0 15,6 16,2 15,6 17,0 14,8 +0,5 
Tabakverarbeitung ............ 4,59 3,8 3,5 3,3 3,0 3,2 3,3 -1,3 

Textil- wid Bekleidungsgewerbe .. 2,90 2,2 1,9 1,9 1,9 1,8 1,8 -1,1 
Ledergewerbe ........... , ... , , . 0,41 0,3 0,2 0,2 0,1 0,1 0,1 --0,3 
Holzgewerbe 
(ohne Herstellung von Möbeln) .... : 1,00 0,9 1,2 1,5 1,7 1,7 1,6 +0,6 
Papier- und Druckgewerbe 
(ohne Verlagsgewerbe) .......... 4,10 4,2 3,9 4,1 4,5 4,4 4,7 +0,6 
Kokerei, Mineralölverarbeitung, 
Spalt- und Brutstoffe ............ 2,97 3,0 2,9 2,5 2,5 2,5 2,1 --0,9 
Chemische Industrie ............ 8,50 7,6 5,9 5,3 5,5 5,4 5,6 -2,9 
Herstellung von Gummi- und 
Kunststoffwaren ................ 1,32 1,7 2,0 2,5 2,2 2,2 2,4 +1,1 
Glasgewerbe, Keramik, Verarbei-
tung von Steinen und Erden ...... 5,06 6,7 8,7 10,2 9,9 9,7 9,6 +4,6 
Metallerzeugung und -bearbeitung, 
Herstellung von Metallerzeugnissen 12,46 14,8 15,5 15,8 17,9 17,5 18,1 +5,6 

Metallerzeugung und 
-bearbeitung .................. 5,92 6,0 5,4 4,7 4,8 4,7 5,0 -1,0 
Herstellung von Metall-
erzeugnissen „ .. „ .. „„ ..... 6,56 8,8 10,2 11,1 13,1 12,9 13,1 +6,6 

Maschinenbau .... „ .. „„ ..... 18,10 13,0 11,9 10,1 10,2 9,6 9,6 -a,5 
Herstellung von Büromaschinen, 
Datenverarbeitungsgeräten und 
-einrichtungen, Elektrotechnik., 
Feinmechanik und Optik . ' . . . . . . 11,19 10,9 10,6 11,1 11,2 12,0 13,1 +1,9 

Herstellung von Büromaschinen, 
Datenverarbeitungsgeräten und 
-einrichtungen ................ 0,85 0,9 0,9 0,9 1,1 2,0 2,0 +1,1 
Herstellung von Geräten der 
Elektrizitätserzeugung, 
-verteilung und sonstige ....... , . 5,94 5,9 5,2 5,1 5,6 5,5 5,6 --0,3 
Rundfunk-, Fernseh- und 
Nachrichtentechnik ............ 2,58 2,3 2,7 2,9 2,7 2,5 3,5 +0,9 
Medizin-, Meß-, Steuer- und 
Regelungstechnik, Optik ......... 1,82 1,8 1,9 2,1 1,9 2,0 2,0 +0,2 

Fahrzeugbau ................... 10,74 12,6 13,8 13,1 11,3 10,4 10,8 +0,0 
Herstellung von Möbeln, Schmuck, 
Musikinstrumenten, Sportgeräten, 
Spielwaren und sonstigen Erzeug-
Dissen (ohne Recycling) .......... 2,33 2,3 2,4 2,2 2,4 2,3 2,2 --0,2 

··-· 

Tabelle 26 

1997 Nachrichtlich' 

früheres 
Jan bis Bundesgebiet 

Sep 
1997 

1991 
Index') Jan bis 

Sep 

153,0 11,39 11,3 
164,9 9,21 9,6 
115,8 2,18 1,8 
101,6 3,17 2,0 
42,7 0,40 0,2 

263,0 1,52 1,6 

184,2 5,13 4,9 

112,4 4,03 4,2 
104,8 10,29 12,4 

294,2 4,30 4,3 

303,6 3,65 3,6 

231,3 11,93 12,3 

133,7 4,79 4,7 

319,3 7,14 7,5 
85,0 13,76 12,2 

187,4 15,09 16,1 

375,8 2,24 2,2 

151,7 5,46 5,4 

215,7 3,45 4,8 

176,9 3,94 3,7 
160,3 12,26 12,3 

147,3 3,11 2,6 

1) Index der Nettoproduktion für das Produzierende Gewerbe, 1991=100; arbeitstäglich bereinigt. 
2) Für 1991: Originalgewichte des Index umgerechnet auf das Verarbeitende Gewerbe= 100; ab 1992 Anteile berechnet aus dem 

Index der Nettoproduktion für das Produzierende Gewerbe (1991 = 100), multipliziert mit dem Gewicht der Originalbasis des 
Jahres 1991. 

3) Zeitraum 1991 bis September 1997. 
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über dem Jahre 1991 weisen erwartungsgemäß die 
baunahen Bereiche auf. Stark an Bedeutung verloren 
hat nach dem Verlust der angestamniten Märkte in 
Osteuropa der Maschinenbau, die vonnals wichtigSte 
Exportbranche der ostdeutschen Wirtschaft, ebenso 
fiel der Anteil der Chemischen Industrie. Dagegen 
konnten der Fahrzeugbau und die Elektrotechnische 
Industrie, auch aufgrund hoher Investitionen west-
deutscher Unternehmen, ihre Anteile an der gesam-
ten Nettoproduktion leicht erhöhen. 

Insgesamt ist der überregionale Umsatz in den neuen 
Bundesländern immer noch sehr schwach. Doch 
scheint es, daß es zumindest einigen Unternehmen 
gelingt, ihren Absatzradius zu erweitern, wenngleich 
langsam. Zu diesem Ergebnis ko=t auch der 
16. Anpassungsbericht des Deutschen Instituts für 
Wirtschaftsforschung, des Instituts für Weltwirtschaft 
und des Instituts für Wirtschaftsforschung Halle auf 
der Basis eines Vergleichs von Umfrageergebnissen 
aus den Jahren 1994 und 1996. Danach konnten die 
befragten ostdeutschen Industrieunternehmen im 
Jahre 1996 in der Summe einen größeren Anteil ihres 
Umsatzes auf Märkten im früheren Bundesgebiet 
und im Ausland (mit Ausnahme von Osteuropa) er-
zielen als noch zwei Jahre zuvor. Ferner stieg auch 
die Anzahl der Unternehmen, die angaben, ihre Um-
sätze verstärkt auf überregionalen Märkten zu erzie-
len. Eine Ausrichtung auf lokale Märkte zeigte sich 

Tabelle 27 

-~ "···'·~' - -
in besonderem Maße bei kleineren und mittleren Un-
ternehmen, die in den neuen Bundesländern den 
Hauptteil des Unternehmensbestandes bilden. Die 
Ursachen für das langsame Vordringen auf überre-
gionale Märkte, auf denen die Konkurrenz mit eta-
blierten Herstellern groß ist, sind vielfältig. So ist der 
Bekanntheitsgrad von Produkten und Herstellern oft 
noch gering, die Kundenorientierung oft noch zu 
schwach oder die Marketingaktivitäten sind vielfach 
noch nicht ausreichend. Den meist kleinen Unterneh-
men fällt es zudem Schwer, die von den Großabneh-
mern auf überregionalen Märkten geforderten 
Stückzahlen zu liefern. 

137. Die Leistungskraft der ostdeutschen Wirtschaft 
hat gegenüber dem Jahre 1991 stark zugenommen, 
das Verhältnis der ostdeutschen zur westdeutschen 
Arbeitsproduktivität - gemessen als nominales Brut-
toinlandsprodukt je Erwerbstätigen - stieg von 31 vH 
im Jahre 1991 auf rund 60 vH im Jahre 1997 an; da-
bei verminderte sich in den letzten Jahren das Tempo 
der Angleichung jedoch spürbar. Auch in den einzel-
nen Bereichen des Unternehmenssektors lagen die 
Produktivitäten in Ostdeutschland - gemessen als 
nominale Bruttowertschöpfung je Erwerbstätigen -
zum Teil noch beträchtlich unter den westdeutschen 
Vergleichswerten (fabelle 27). Zu berücksichtigen ist 
dabei, daß der Anstieg der Produktivitäten seit dem 
Jahre 1991 neben einer Zunahme der Produktion 

Sek.torale Produkttvitäten in den neuen Bundeslindern In Relation zu denen im früheren Bundesgebiet 
'" 

1 1 1 1991 1992 1993 1994 
--·. 

vH 

Gesamtwirtschaft 1) •••••••••••• „ . _ ..... _ ....... 31,0 43,5 53,1 56,0 
darunter: 
Land- und Forstwirtschaft, Fischerei 2) .......... 43,6 67,3 81,8 „. 

Produzierendes Gewerbe 2) •••••.••••••••.••••• 28,8 43,2 54,5 60,1 
davon: 
Energie- und Wasserversorgung, Bergbau ..... 42,8 47,8 64,7 66,9 
Verarbeitendes Gewerbe .................... 19,4 31,3 43,2 50,4 
Baugewerbe ................... „ .. „ ...... 48,9 61,9 67,8 76,4 

Handel und Verkehr')') ..................... - . 35,1 44,8 53,2 56,1 
davon: 
Handel ................................... 45,2 62,0 69,4 69,1 
Verkehr, Nachrichtenübermittlung ........... 22,5 24,3 32,1 37,l 

Dienstleistungsunternehmen')~) . . . . . . . . . . . . . . . 45,2 50,7 54,3 54,3 

DM 
Nachrichtlich: Gesamtwirtschaftliche Produktivität 

in den neuen Bundesländern') ..... 28100 41600 52000 57 800 
im früheren Bundesgebiet') ........ 90700 95500 97900 103 400 

- - " 
1) Bruttoinlandsprodukt in jeweiligen Preisen Je E'rwerbst!tigen im Inland. . 
2) Gemessen an der unbereinigten Bruttowertschöpfung (in feweillgen PreiSen) je Erwerbstätigen. 
3) Einschließlich Nachrlchtenübermittlung. 
") Ohne Bruttowertschöpfung der Wohnungsvermietung. 
~ Au! 100 DM gerundet. 

16 

1 
1995 

1 
1996 

57,8 59,3 

„. „. 

62,1 64,1 

68,3 87,3 
55,1 57,7 
76,5 77,4 
58,8 60,4 

72,3 73,8 
38,8 39,8 
55,0 54,8 

62100 65800 
107 600 111000 
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vielfach auch auf einen starken Beschäftigungsab-
bau zurückzuführen ist - dies gilt insbesondere für 
das Verarbeitende Gewerbe. 

Der nach wie vor bestehende Rückstand bei den so 
gemessenen Produktivitäten wird von vielen Fakto-
ren verursacht: So dürfte auf gesamtwirtschaftlicher 
Ebene die Kapitalausstattung je Erwerbstätigen in 
den neuen Ländern in diesem Jahr trotz weiterer 
Fortschritte beim Aufbau und bei der Modernisie-
rung des Kapitalstocks noch immer deutlich unter 
der im früheren Bundesgebiet liegen. Die Kapitalaus-
stattung varüert jedoch zwischen den einzelnen Un-
ternehmen erheblich; nicht wenige ostdeutsche Un-
ternehmen dürften· eine Pr6duktivität aufweisen, die 
nicht mehr stark von der westdeutscher Unterneh-
men abweicht. Auch sind viele ostdeutsche Unter-
nehmen, insbesondere solche, die Güter für überre-
gionale Märkte herstellen, oftmals zu Preiszuge-
ständnissen gezwungen, um sich zu diesen Märkten 
Zutritt zu verschaffen. Dadurch fällt auch die erzielte 
nominale Wertschöpfung geringer aus. Ferner geht 
aus den jüngsten Kostenstrukturerhebungen des Sta-
tistischen Bundesamtes hervor, daß im Jahre 1995 die 
Unternehmen des Verarbeitenden Gewerbes in den 
neuen Ländern im Durchschnitt mit einem größeren 
Anteil an Vorleistungen produzierten. Dies kommt in 
erster Linie in einem erhöhten Materialeinsatz zum 
Ausdruck - gemessen am Bruttoproduktionswert war 
dieser mit 49,3 vH deutlich größer als der westdeut-
sche Vergleichswert von 38,9 vH. Entsprechend lag 
auch der Anteil der Bruttowertschöpfung am Produk-
tionswert in den neuen Bundesländern mit 29,5 vH 
deutlich unter dem im früheren Bundesgebiet 
34,4 vH. Das kann beispielsweise daran liegen, daß 
die Unternehmen aufgrund niedrigerer Bestellmen-
gen höhere Preise für ihre Vorleistungen zu zahlen 
haben, oder auch daran, daß die Fertigungstiefe in 
den Unternehmen geringer ist. Darüber hinaus be-
einflussen aber auch Faktoren wie die Qualität der 
lnfrastrukturausstattung, die Einbindung der Unter-
nehmen in überregionale Netzwerke, der Ausbil-
dungsstand der Beschäftigten oder die angewende-
ten Managementmethoden die Produktivitätsent-
wicklung in den neuen Ländern. 

Große Unterschiede In der wirtschaftlichen Lage 
der Unternehmen 

138. Der Gründungsboom in den neuen Bundeslän-
dern ebbte im letzten Jahr weiter ab. Die Anzahl der 
neugegründeten Unternehmen ging nach Schätzun-
gen des Instituts für Mittelstandsforschung, Bonn, 
auf 68 000 Unternehmen zurück, während gleichzei-
tig die Liquidationen auf 58 000 Unternehmen anstie-
gen; damit erhöhte sich der Bestand nur geringfügig 
auf 51 O 000 mittelständische Unternehmen. Die Er-
folgsaussichten für potentielle Unternehmensgrün-
der haben sich zunehmend verschlechtert, da in vie-. 
Jen Bereichen schon erhebliche Kapazitäten be-
stehen. Zudem wird es immer schwieriger, erfolgver-
sprechende Marktnischen zu finden. Die Unterneh-
mensliquidationen für die aufgrund von Zahlungsun-
fähigkeit und Überschuldung ein Gesamtvollstrek-
kungsverfahren eingeleitet wurde, werden in der In-
solvenzstatistik geführt. Zu berücksichtigen ist, daß 
die Insolvenzen allerdings nur einen geringen Teil 

der Unternehmensliquidationen ausmachen und da-
her nur einen groben Indikator für Unternehmens-
auflösungen aufgrund von Finanzierungsschwierig-
keiten darstellen (JG 95 Ziffer 94). Im Jahre 1996 
stieg die Anzahl der Unternehmen, die von einer In-
solvenz betroffen waren, noch eimnal im Vergleich 
zum Vorjahr um 26 vH auf 7 419 Fälle an. Die mei-
sten der insolventen Unternehmen (36,2 vH) zählten 
zum Baugewerbe; hierin spiegelt sich die anhaltende 
Strukturbereinigung in diesem Bereich wider. In den 
ersten acht Monaten dieses Jahres schwächte sich 
die Zuwachsrate bei den lnsolvenzen insgesamt et-
was ab und lag bei 9,3 vH. 

139. Die wirtschaftliche Lage der Unternehmen in 
Ostdeutschland gestaltet sich sehr unterschiedlich; 
Unterschiede gibt es sowohl zwischen den Unterneh-
men verschiedener Wirtschaftsbereich': als auch .zwi- \ 
sehen den einzelnen Unternehmen emes Bereichs. 
Empirische Befunde zur Ertragslage liefern Bilanz-
auswertungen von ostdeutschen Unternehmen, die 
von verschiedenen Institutionen vorgenommen wer-
den. Diese liegen allerdings nur zeitverzögert vor 
und können die aktuellen Entwicklungen nicht erfas-
sen. Ferner muß berücksichtigt werden, daß jeweils 
nur bestimmte Segmente des heterogenen ostdeut-
schen Unternehmenssektors beleuchtet werden. Der 
jüngsten Auswertung der Unternehmensbilanzstati-
stik der Deutschen Bundesbank zufolge stieg im Jah-
re 1995 die durchschnittliche Umsatzrendite - ge-
messen als Jahresüberschuß vor Gewinnsteuern und 
vor Ergebniszuführungen und Ergebnisabführungen 
in Relation zum Umsatz - der dort untersuchten Un-
ternehmen im Vergleich zum Jahre 1994 von insge-
samt -2,6 vH auf --0,8 vH an (Verarbeitendes Gewer-
be: -1,5 vH; Handel: 0,1 vH; Baugewerbe: --0,9 vH; 
früheres Bundesgebiet insgesamt: 2,5 vH). Diese Ent-
wicklung war vor allem auf wnsatzstärkere Unter-
nehmen zurückzuführen. Allerdings verbesserte sich 
die Ertragslage nur im Verarbeitenden Gewerbe. 
Nach den jüngsten Ergebnissen der Kreditanstalt für 
Wiederaufbau fiel dagegen die durchschnittliche 
Umsatzrendite -gemessen als Anteil des Jahresüber-
schusses am Umsatz - in ihrem Berichtskreis im Jah-
re 1995 im Vergleich zum Vorjahr in allen Branchen 
und in allen Größenklassen, war aber mit 1, 9 vH 
(1994: 2,4 vH) weiterhin positiv (Verarbeitendes Ge-
werbe: 1,7 vH; Baugewerbe: 4,7 vH; Handel: 1,4 vH; 
Dienstleistungsunternehmen: 1,8 vH; früheres Bun-
desgebiet insgesamt: 2,8 vH). Bei der Betrachtung 
der Durchschnittswerte ist zu beachten, daß die Um-
satzrenditen in beiden Untersuchungen stark streuten. 

Der Untersuchung der Bundesbank Hegen rund 3 250 Bilanzen 
von ostdeutschel). Unternehmen aus den Bereichen Verarbei-
tendes Gewerbe (Anten: 36,5 vH), Bauwh1Bchait (Anteil: 
16,5 vH) und Handel (Anten: 41 vH) zugrunde. Der Dienstlei-
stungssektor wird nicht erfaßt. Die Untemehmeli nahmen am 
Rediskontgeschäit der Bunde11bank teil, was voraussetzt, daß 
sie gew.tssen BonitätsanfÖrderungen entsprachen; somit sind 
Unternehmen mit großen whtschaftlichen Schwierigkeiten 1n 
der Stichprobe relativ schwach vertreten. Darüber hinaus sind 
größere Unternehmen verglichen mit. ihrem Anten am gesam-
ten Unternehmenssektor relativ stark enthalten. Die Untersu-
chung der Kreditanstalt für Wiederaufbau umfaßt Unterneh-
n;ien, die Kredite aus den Förderprogrammen des Instituts er-
halten haben. Sie basiert auf 1 613 Bilanzen von Unternehmen 
aus dem Verarbeitenden Gewerbe (34 vH), dem Baugewerbe 
(11 vH), dem Handel (26 vH) und dem Bereich Dienstleistun-
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gen (23 vH). Der Berichtskreis enth<ilt nur wezilge große Unter-
nehmen mit einem Jahresumsatz von mehr als 100 Mio DM. 
Die Vergabe von Förderkrediten Ist an die Durchtührung von 
InvesUtionspro/ekten gebunden und bedarf der ElnBchaltung 
von Geschäftsbanken, die elne Prüfung der eingereichten Vor-
haben durchführen. Pahe1 ist davon aunugehen, daß diese 
Unternehmen sich, vergUchen mit dem ostdeutschen Drucli-
achnitt, In einer eher günstigen w1rfschatUiche~ Lage befinden. 

In den Bilanzanalysen wurden auch die Au.utattungen der er-
faßten oatdeutschen Unternehmen mit Eigenkapltal 1m Jahre 
19P5 betrachtet. Nach der Untersuchung der Bundesbank be-
trug die Eigenkapitalquote lm Durchschni.tt 24 vH (1994: 22 vH; 
alte Länder: 18 vH). Der hohe DurchlK:h:nittswert ist auch dar-
auf zwückzuftlhren, daß im Jahre 1904 zahlreiche große Unter-
nehmen dieser Stichprobe von der 'Il"eirhandanstalt enlachul-
det worden waren. Darüber hinaus we/.sen die Bilanzstrukturen 
OOdeutscher und westdeutscher Unternehmen erhebliche Un-
terschiede auf, die zur Erklärung der veiglefc116welse hohen Ei-
genkapitalquote beitragen. Hinter dem angeführten Dwch-

50 Mio DM und mehr im Durchschnitt über 32 vH betrug. Die 
schwache EigenkapltalaWJStattung vieler kleiner ostdeutscher 
Unternehmen 'Wird nach Einschätzung der Bundesbank jedoch 
durch strukturelle oder von der Rechtsform abhängige Fakto-
ren möglicherweise überzeichnet. Die durchschnittliche Eigen-
kapitalquote der von der Kreditanstalt für Wiederaufbau analy-
sierten Unternehmen lag 1m Jahre 1995 bei 22 vH (1994: 23 vH; 
alte Länder: 24 vH), wobei auch hier die Quoten erheblich 
achwankten (von -7 vH im untersten Quartil bis 53 vH im ober-
sten QuartH). Bei den kleinen Unternehmen mit elnem Umsatz 
von weniger a1B 5 Mio DM betrug die durchschnittliche Eigen-
kapitalquote 17 vH, bei den großen mit einem Umsatz von 50 
Mio DM Wld mehr lag diese bei 23 vH. 

' achn1ttswert. stand allerdings eine starke Streuung der Elgenka-
pllalquoten (-19 vH im untersten QuarfH bis 45 vH im obersten 
QuartJI). Dfe durchschnitWche Elilenkapitali[uote von kleinen 
Untemehmen mlt eht.em Umsatz von weniger ab 5 Mio DM lag 
bef rund 9 vH, während sie bei großen mtt ebtem Umsatz von 

140.. An.gaben zur Kostenbelastung der Untemeh~ 
men des Verarbeitenden Gewerbes liefern die jährli-
chen Kostenstrukturerhebungen des Statistischen 
Bundesamtes, in denen Unternehmen mit mehr als 
20 Beschäftigten· einschließlich des Handwerks er-
faßt werden. Den jüngsten Ergebnissen zufolge über-
stiegen im Jahre 1995 in den neuen Ländern die Ko-
sten den Bruttoproduktionswert noch um über 5 vH 
(Tabelle 28). Allerdings schwankte schon in der auf-

Tabelle 28 

Kosten 1) In Relation zum Bmttoproduklionswert') Im Bergbau und Verarbeitenden Gewerbe') 
vH 

.. 

1995 
Wirtschaftszweig") Neue Früheres 

Bundesländer Bundesgebiet 

Bergbau und Verarbeitendes Gewerbe ................................. . 105,6 98,9 
davon: · 
Vorleistungsgüterproduzenten ....................................... . 106,0 98,6 
Investitionsgüterproduzenten ........................................ . 108,5 100,3 
Gebrauchsgüterproduzenten ........................................ . 106,2 98,7 
Verbrauchsgüterproduzenten ........................................ . 101,3 97,0 

Verarbeitendes Gewerbe ........................................... . 105.4 98,7 
davon: 
Ernährungsgewerbe und Tabakverarbeitung ........................ . 101,8 97,3 
Textil- und Bekleidungsgewerbe ................................... . 107,9 98,8 
Ledergewerbe ........................... „ ...••...... „ ......... . 99,5 99,4 
Holzgewerbe (ohne Herstellung von Möbeln) ........................ . 101,7 97,7 
Papier-, Verlags- und Druckgewerbe ............................... . 99,9 96,S 
Kokerei, Mineralölverarbeitung, Herstellung von Brutstoffen ........... . 105,8 100,6 
Chemische Industrie .............................................. . 112,8 96,8 
Herstellung von Gummi- und Kunststoffwaren ....................... . 99,6 96,9 
Glasgewerbe, Keramik, Verarbeitung von Steinen und Erden .......... . 102,6 95,3 
Metallerzeugung und -bearbeitung, Herstellung von Metallerzeugnissen . 103,8 97,6 
Maschinenbau ............... „ .................................. . 114,9 98,8 
Herstellung von Büromaschinen, Datenverarbeitungsgeräten und 
-einrlchtungen, Elektrotechnik, Feinmechanik und Optik .............. . 105,4 100,8 
Fahrzeugbau .................................................... . 106,9 101,0 
Herstellung von Möbebl., Schmuck, Musikinstrumenten, Sportgeräten, 
Spielwaren und sonstigen Erzeugnissen, Recycling ................... . 106,0 97,7 

1) Materialverbrauch, Einsatz an Handelsware zu Ansclialfungskosten, Kosten für Lohnarbeiten; Personalkosten; Kosten für son· 
atige industrielle/handwerkliche Dienstleistungen; Kostensteuern; ?vfieten und Pachten; sonstige Kosten; Abschreibungen; 
Fremdkapitalzinsen. · 

2) Gesamtumsatz ohne Umsat:zSteuer plus/minus Bestandsverlnderilng an unfertigen und fertigen Erzeugnissen plus selbst-
e:rstellte Anlagen. ..-

3) Für Untemehmen mit 20 und mehr BeschAftlgten, einschließlich Handwerk . 
.c) Nach der :Klassifikation der Wlrtschaftszweige, Ausgabe 1993 (WZ 93). 
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geführten, recht groben Gliederung der Wirtschafts-
. zweige die Kostenbelastung beträchtlich. Bei der B.e-
trachtung der Kostensituation wie auch der Gewinne 
ist zu berücksichtigen, daß in den neuen Ländern 
(infolge der Inanspruchnahme steuerlicher Sonderre-
gelungen) die Abschreibungen einen vergleichswei-
se großen Kostenanteil ausmachen, so daß die ausge-
wiesenen Gewinne geringer ausfallen. 

Bei den quantitativen Betrachtungen von Unterneh-
mensgewinnen und Kostenbestandteilen ist ferner zu 
berücksichtigen, daß kalkulatorische Kostenbestand-
teile statistisch nicht erfaßt werden. Bei Kapitalge-
sellschaften werden Geschäftsführergehälter als Auf-
wand verbucht und mindern somit den ausgewiese-
nen Gewinn. Bei Einzelunternehmen sowie Perso-
nengesellschaften hingegen sind die „kalkulatori-
schen Unternehmerlöhne" in den ausgewiesenen 
Gewinnen noch enthalten. Eine Aggregation über 
kleine Unternehmen, die meist als Einzeluntemeh- . 
men oder Personengesellschaften geführt werden, 
und große Unternehmen, die meist Kapitalgesell-
schaften sind, und auch Vergleiche zwischen ·diesen 
sind daher verzerrt. 

141. Viele ostdeutsche Unternehmen sehen sich 
nach wie vor mit großen Behinderungen konfrontiert, 
die ihre Wettbewerbsfähigkeit einschränken. Dabei 
sind hohe Arbeitskosten, Lohnnebenkosten einge-
schlossen, das am häufigsten genannte Hemmnis im 

betrieblichen Wachstumsprozeß. Dies folgt aus einer 
Umfrage unter ostdeutschen Industrieunternehmen, 
die im Rahmen des 15. Anpassungsberichts der Wirt-
schaftsforschungsinstitute durchgeführt wurde. Am 
häufigsten nannten große, meist privatisierte Unter-
nehmen die Lohnentwicklung als Problem, diese ver-
fügen oftmals noch nicht über die Produktivität, die 
Tochterunternehmen westdeutscher oder ausländi-
scher Mutterunternehmen erreichen, und sind weni-
ger dazu, in der Lage, Löhne unterhalb der gelten-
den Tarife zu zahlen, wie es vielen kleinen Unter-
nehmen möglich ist. Als weitere wichtige Problem-
felder wurden ein zunehmender Konkurrenzdruck, 
eine schlechte Zahlungsmoral der Kunden, eine zu 
geringe Eigenkapitalausstattung und eine ange-
spannte Liquiditätslage benannt. 

142. Die Investitionen in neue Anlagen wurden -
den jüngsten Schätzungen des Ifo-Instituts für Wirt-
schaftsforschung zufolge - in den neuen Ländern 
nach einer Stagnation im Jahre 1996 in diesem Jahr 
deutlich zurückgeführt, insgesamt wurden rund 
190 Mrd DM in neue Bauten und neue Ausrüstungen 
investiert (Tabelle 29). Die sektorale Struktur der 
Investitionen in neue Anlagen hat sich in den letzten 
drei Jahren dabei nur leicht verändert. Sieht man von 
dem Bereich Wohnungsvermietung ab, war es der 
Bereich sonstige Dienstleistungen, auf den der 
größte Anteil (19 vH) der getätigten neuen Investitio-

Tabelle 29 
Sektorale Strulr.tur der Investitionen 1) In den neuen Bundesländern nnd Berlin-Ost 

Alle Wirtschaftsbereiche ................ 

Land- und Forstwirtschaft, Fischerei .... 
Produzierendes Gewerbe ............. 

davon: 
Energie- wid Wasserversorgung, 
Bergbau '• •' •' • •'' • •.'' • r • •' • •' • •. 

Verarbeitendes Gewerbe ............ 
Baugewerbe ....................... 

Handel ...... '' ..................... 
Verkehr und Nachrichtenübermittlung .. 
Dienstleistwigsuntemehmen ........... 

davon: 
Wohnungsvermietung .............. 
sonstige Dienstleistungen') .......... 

Staat, private Haushalte, 
private Organisationen ohne 
Erwerbszweck ..................... 

1) Neue Anlagen, in jeweiligen Preisen. 
1) Quelle: lfo. 
3) Schätzung Ifo; Stand: September 1997. 

1991 1 

90,58 

1,4 
32,2 

8,1 
20,0 

3,5 
4,9 

17,1 
27,5 

17,1 
10,3 

11,0 

') Einschließlich Kreditinstitute und Versicherungsunternehmen. 

1992 1 

126,83 

1,0 
31,1 

9,6 
18,5 
3,0 

4,2 
16,9 

21,9 

18,1 
9,1 

18,9 

. '' .. ,, 
1993 1 1994 1 1995') 1 19962) j 1997')'1 

MrdDM 
153,40 185,70 195,75 194,97 190,33 

Anteil in vH 
0,7 0,5 0,6 0,1 0,7 

27,8 23,8 22,2 21,2 20,3 

8,7 8,2 8,3 8,1 7,6 
16,4 13,4 12,5 11,9 11,8 
2,6 2,2 1,5 1,1 1,0 
3,7 3,2 3,0 2,8 2,6 

15,8 14,1 12,6 12,3 12,4 

34,4 40,3 46,0 48,0 48,1 

20,2 24,1 27,1 29,7 29,1 
14,1 16,1 18,3 18,2 18,9 

11,1 11,4 15,6 15,1 15,2 
"'""'" '"'""'" '""" 
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nen entfiel. Für das Verarbeitende Gewerbe, dem 
beim Aufbau einer wettbewerbsfähigen Wrrtschaft 
die zentrale Rolle zukommt, belief sich der Anteil am 
gesamten Investitionsvolumen auf 12 vH. Relativ 
kräftig war nach wie vor die Investitionstätigkeit 
in den Bereichen Energie- und Wasserversorgung, 
Bergbau sowie Verkehr und Nachrichtenübermitt-
lung, die vor allem auf die notwendigen Modenllsie-
rungs- und Erweiterungsmaßnahmen im Bereich der 
Infrastruk.turausstattung in den neuen Ländern zu-
rückzuführen ist. 

143. Auch nach der Abgrenzung der VÖ!ksWirt-
schaftlichen Gesamtrechnungen waren die Anlage-
investitionen in den neuen Ländern -nlt.ch einer Sta-
gnation im Vorjahr - in diesem Jahr rückläufig. Dies 
ist auf die stark gesunkenen Bauinvestitionen zu-
rückzuführen (Ziffer 118), die noch rund zwei Drittel 
der gesamten Investitionen ausgemacht haben dürf-
ten. Das Volumen der Ausrüstungsinvestitionen 
dürfte dagegen das Niveau des Vorjahres, wenn 
auch nur leicht, überschritten haben. Im Vergleich 
zum früheren Bundesgebiet befand sich die Investi-
tioustätigkeit in den neuen Ländern weiterhin auf 
einem relativ hohen Niveau. Dies wird daran deut-
lich, daß sowohl bei den Ausrüstungsinvestitionen 
als auch bei den Bauinvestitionen das Investitioris-
volumen je Einwohner in den neuen Ländern weiter-
hin deutlich über dem im früheren Bundesgebiet lag 
(Schaubild 19). 

Schaubild 19 

Neugestaltung der Wlrtschaflslörderung 
Hlr die Jahre 1999 bis 2004 

144. Der Aufbau des Unternehmenssektors in den 
neuen Bundesländern wird seit dem Jahre 1990 mit 
einer Vielzahl staatlicher Programme unterstützt 
(JG 95 Ziffern 104ff.). Das Fördervolumen befand 
sich im letzten J!lhr (wie auch in der ersten Hälfte 
dieses Jahres) auf einem hohen Niveau (Tabelle 30). 
Dem Finanzplan der Bundesregierung zufolge sollen 
die Mittel, die in den neuen Ländern im Rahmen der 
Gemeinschaftsaufgabe "Verbesserung der regiona-
len Wirtschaftsstruktur" für Investitionszuschüsse zur 
Verfügung stehen, in den nächsten Jahren schritt-
weise reduziert werden. In diesem Jahr kam es dar-
über zu Differenzen zwischen der Bundesregierung 
und den neuen Ländern. 

Mit der Verabschiedung des 26. Rahmenplans wurden die För-
dergebiete fflr dle Geme1nschaitsaufgabe 1n den Jahren 1991 
bls 1 ggg neu abgegrenzt und neue Förderhöchstsätze festge-
legt. Erstmals wird seit Anfang dieses Jahres auch West-Berlin 
dem ostdeutschen Fördergebiet zugeordnet. Weiterhin wurden 
auf der BasiJJ von Regionalindikatoren (UnterbeschätUgung&-
quote Jm Jahre 1995, Pro-Kopf-Elnkommen der sozialversiche-
rungspfUchUg Beschä!Ugten im Jahre 1995, Infraatrukturindl-
kator) ostdeutsche Regionen ausgewählt, deren Entwicklung 
am weltesten vorangeschritten 1st. Zu diesen gehören d1e Ar-
beit&marktreglonen Berlin, Dresden, Leipzig, Jena, Schwerin, 
Halle, Edurt und Welmar (mit Ausnahme der Altkreise Söm-
merda und Apolda} sowie dle Städte Gotha und Eisenach. ln 
diesen sbukturstärkeren Regionen gelten für Investitionen, dle 
den Anforderungen der Gemeinschattsautgabe genügen, ver-

ZUR EN"TWICKLUNG DER INVESTITIONSTÄTIGKEIT11 

- Früheres Bundesgebiet 

AuarOstungainvestftfonen je Elnwohner21 
1000 DM 

10 

8 

8 

4 

2 

0 

BI Neue Bundesländer und Berlln-Ost 

Baulnveatltionen je Einwohner 
1 000 DM 

10 

8 

6 

4 

2 

0 

1) In jeweiligen Preisen. In der Abgrenzung der Volkswlrtschaftlichen Gesamtrechnungen.- 2) Ausrüstungsinvestitionen 1995 und 1996 
Berechnungen des tfo-tnatltuts.- 3) Eigene Schätzung. 

SR 97-10-oe28 
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Tabelle 30 

Zur Entwicklung ausgewählter Fördermallnabmen ftlr die Unternehmen 
In den neuen Bundesländern und Berlin-Ost 

"" " "n'" '""""' ""'" '"'" "" 

Maßnahmen 1) 1991 
1 

1992 1993 1994 
1 

1995 
1 

1996 1997 
!. Hj. 

' ' 

Steuerliche Förderurtg in Mrd DM 

Investitionszulagen für Ausrüstungs-
investitionen 2) ••••••••••••••••••••••• 1,04 4,19 4,89 4,44 3,64 2,49 0,99 

Sonderabschreibungen für Investitionen 3) • 3,40 4,90 6,30 7,10 9,10 9,50 ... 

Bewilligte Investitionszuschüsse und Förderkredite in Mrd DM 

Investitionszuschüsse 'J . . . . . . . . . . . . . . . . . 7,52 6,38 6,98 6,70 
Kreditprogramme: 

ERP-Kredite') ....................... 8,15 6,12 6,80 6,02 
Kreditanstalt für Wiedera.ufbau (KfW) ') 5,92 6,34 3,96 3,79 

KfW-Mittelstandsprogramme 7) .•••••• 0,23 0,37 3,73 3,64 
KfW-Investitionskreditprogramm ..... 5,68 5,97 - -
KfW/THA-Industrieprogramm ....... - - 0,23 0,15 

Deutsche Ausgleichsbank (DIA) 
Eigenkapitalhilfeprogramm 'l ........ 3,17 3,54 2,95 2,76 
Existenzgründungsprogramm ... ' ... 0,35 0,34 0,54 0,38 

Anzahl der bewilligten Anträge 

Investitionszuschüsse') ................. 4 754 6236 8046 7442 
Kreditprogramme: 

ERP"Kredite 5) ....................... 66243 35900 30 751 22199 
Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) ') 7215 9223 5 551 5347 

KfW-Mittelstandsprogramme 7) ...... 442 171 5514 5 318 
KfW-Investitionskreditprogramm . ' .. 6773 9052 - -
KfW /THA-lndustrieprogramm ....... - - 37 29 

Deutsche Ausgleichsbank (DIA) 
Eigenkapitalhilfeprogramm ') ........ 48 251 34651 22509 16048 
Existenzgründungsprogramm ....... 5 811 3806 3217 2101 

1) Zur Beschreibung der einzelnen Maßnahmen siehe JG 95 Tabelle 22, Seiten 92 f. 
2) Gemäß Investitionszulagengesetz im Rahmen der Einkommen- und Kö:rperschaftsteuer. 
3) Gemäß Fördergebietsgesetz. Schätzung des B:MF. 

5,08 6,27 2,78') 

4,10 3,58 1,56 
2,05 2,14 0,89 
2,01 2,14 0,89 

- - -
0,04 - -

2,17 1,82 0,67 
0,30 0,65 0,33 

4 867 4586 2 718') 

14674 11243 4 866 
3677 3783 1345 
3669 3 783 1345 

- - -

8 - -

12105 8824 3 222 
1672 2792 1367 

' .. "··· .. 

') Im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe • Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur• und des Europäischen Regional-
fonds. Einschließlich 4. Vierteljahr 1990. 

5 ) ERP-Existenzgründungsprogramm, ERP-Modemisierungsprogramm (KfW), ERP-Aufbauprogramm (KfW) und ERP-Beteili-
gungsprogramm (KfW). 

6) KfW-Mittelstandsprogramm.e, Investitionskreditprogramm (zum Jahresende 1992 ausgelaufen), KfWITHA-Industriepro-
gramm. 

1) KfW-Mittelstandsprogramm. sowie weitere KfW-Mittelstandsprogramme {Liquiditätshilfe, Leasing und Arbeitsplatzförderung 
der EU). 

s) Ab 1995 einschließlich Eigenkapitalergänzungsprogramm. 
•) Januar bis Juli. 

Quellen' BMF, BMWi, DtA, KfW 

81 



Drucksache 13/9090 Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 
- . f'!• :;:•. ·,. "t~-"'"' 

mbtderte Förderhöchstsäue von 28 vH für große Unternehmen 
und 43 vH fiir kleine und mltUere Unternehmen. Fiir die übri-
gen ostdeutachen Regionen gelten welterhln f!öchstsä.tze von 
35 vH bezlehungswelse 50 vH (westdeutsche Fördergebiete: 
18 vH/28 vH). Allerdings gilt ln den stzuktumtärkeren Regio-
nen ebie Öffnungsklausel, die vorsieht, daß auf Antrag des je-
weHlgen Lande.s für Unternehmen, dle 1m lntemattonalen 
Wettbewerb stehen, auch die höheren Förderhöchstsii.tze ange-
wendet werden können.- Voraussetzung tat, dtl.8 diese Unter-
nehmen von be.sonderer Bedeutung für die .ffrukturelle Ent-
wicklung der Region sind. 

dem verabschiedet (Tabelle 31). Ab dem Jahre 1999 
entfällt das Instrument der Sonderabschreibungen, 
und die steuerliche Förderung betrieblicher Investi-
tionen wird ausschließlich auf Investitionszulagen 
umgestellt. Für betriebliche Investitionen von Unter-
nehmen des Verarbeitenden Gewerbes werden die In-
vestitionszulagen verdoppelt, zusätzlich werden Un-
ternehmen der produktionsnahen Dienstleistungen 
zu gleichen Bedingungen in die Förderung einbezo-
gen. Auf eine klare degressive Ausgestaltung der im 
wesentlichen bis zum Jahre 2004 befristeten steuer-
lichen Förderung wurde jedoch verzichtet. Nach vor-
läufigen Schätzungen der Bundesregierung soll das 
zu erwartende Volumen der gesamten steuerlichen 
Förderung in den neuen Bundesländern durch die 
künftige Investitionszulage nach Umrechnung auf 
die bislang gültige Systematik - unter Berücksich-
tigung des geringeren Fördereffekts von Sonderab-

145. Im Mai dieses Jahres legte die" Bundesregie-
rung ein neues mittelfristiges Förderkonzept vor, des-
sen Kern die Neuregelung der steuerlichen Wirt-
schaftsförderung in Ostdeutschland . darstellt. In 
leicht veränderter Form wurden die Regelungen im 
Juli dieses Jahres Wit dem Gesetz zur.Fortsetzung 
der wirtschaftlichen Förderung in deri neuen Län-

Tabelle 31 

Die l'leugestaltung der steuerlichen Förderinstrumente 
In den neuen '!lundesllln4ern Mr die .Jahre 1999 bis 2004 1) 

'· • -_-, "'' •. -~f- • 

1) Förderung der betrieblichen Investitionen 

a) Für bewegliche Anlagegüter in Betrieben des Verarbeitenden Gewerbes und der produktions-
nahen Dienstleistungen wird eine Investitionszulage in Hohe von 10 vH. für kleine und mittlere 
Betriebe mit nicht mehr als 250 Arbeitnehmern eine Zulage in Höhe von 20 vH gewährt. Die Wirt-
schaftsgüter müssen bis Ende des Jahres 2004 angeschafft oder hergestellt werden. 

b) Für bewegliche Anlagegüter in kleinen und mittleren Betrieben des Handwerks mit nicht mehr als 
250 Arbeitnehmern sowie in kleinen und mittleren Betrieben des innerstädtischen Groß- und Em-
zelhandels mit nicht mehr als 50 Arbeitnehmern beträgt die Investitionszulage weiterhin 10 vH. 
Die Wirtschaftsgüter müssen bis Ende des Jahres 2001 angeschafft oder hergestellt werden. 

c) Für Betriebsneubauten beträgt die Investitionszulage im Verarbeitenden Gewerbe und im Bereich 
der produktionsnaben Dienstleistungen 10 vH; die Bauten müssen bis zum Jahre 2004 fertigge-
stellt sein. In kleinen und mittleren Betrieben des Handwerks und des innerstädtischen Groß- und 
Einzelhandels beträgt die Zulage ebenfalls 10 "Hund ist bis zum Ende des Jahres 2001 befristet. 

d) Die Investitionszulage ko=t unter sonst gleichen Anforderungen auch für die Wirtschaftsgüter in 
Betracht, die von Leasingunternehmen anderen Unternehmen ~ur Nutzung überlassen werden. 

e) Das Fördergebiet umfaßt die neuen Länder einschlleßlich Berlin. 

2) Förderung von Investitionen Im Wohnungsbau 

a) Für Mietwohnungsneubauten im innerörtlichen Bereich beträgt die Investitionszulage 10 vH, ma-
ximal sind 4000 DM Herstellungskosten je Quadratmeter Wohnfläche förderfähig; die Bauten 
müssen bis zum Ende des Jahres 2001 fertiggestellt oder 1111geschafft werden. 

b) Für die Modernisierung und Sanierung von :r-..fietwohngebäuden, die vor dem Jahre (1991) enich-
tet wurden, und für Herstellungs- und Erhaltungsarbeiten im selbstgenutzten Wohneigentum be-
trägt die Investitionszulage 15 vH. Bei Mietwohnungen sind Herstellkosten von maximal 1200 DM 
je Quadratmeter Wohnfläche, bei selbstgenutztem Wohneigentum insgesamt bis zu 40000 DM för-
der!ähig, ferner gilt jeweils ein Selbstbehalt in Höhe von 5 000 DM jährlich. Die Arbeiten müssen 
bis zum Jahre 2004 fertiggestellt sein. 

3) Änderung des Umsatzsteuergesetzes 

Die Umsatzgrenze von 1 Mio DM, unterhalb derer die Umsatzsteuer erst nach Bezahlung der er-
brachten Leistung (Istbesteuerung) abzuführen ist, wird bis zum Ende des Jahres 2004 verlängert. 

1) Gemäß Gesetz zur Fortsetzung der wirtschaftlichen Förderung in den neuen Ländern vom 18. August 1997. 
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sclueibungen - dem bisherigen in etwa entsprechen. 
Auf die Gefaluen, die mit einer umfangreichen För-
derung in den neuen Ländern über einen langen 
Zeitraum verbunden sind, hat der Sachverständigen-
rat mehrfach hingewiesen (zuletzt JG 96 Ziffer 268). 
Es gibt zwar immer noch Gründe, den Unternehmen 
in den neuen Bundesländern einen Nachteilsaus-
gleich in Form einer Investitionszulage zu gewähren, 
da beispielsweise trotz großer Fortschritte beim Auf-
bau der kommunalen Infrastruktur dort noch erhebli-
che Defizite bestehen; aber mit deren weiterer Besei-
tigung muß auch das Fördervolumen entsprechend 
angepaßt werden. 

146- Die Neugestaltung der steuerlichen Förderung 
in den neuen Bundesländern ist auch ein Bestandteil 
der Gemeinsamen Initiative für melu Arbeitsplätze in 
Ostdeutschland, die von der Bundesregierung, den 
Wirtschaftsverbänden und den Gewerkschaften im 
Mai dieses Jalues vereinbart wurde. Ihr Ziel ist es, 
verstärkt Anstrengungen zu untemehmenr die Be-
schäftigung in den neuen Bundesländern in diesem 
Jalu auf dem Niveau des Vorjalues zu stabilisieren 
und ab dem Jalue 1998 jaluesdurchschnittlich 
100 000 Arbeitsplätze zusätzlich zu schaffen. Über 
die Fortschritte bei der Umsetzung der Initiative soll 
in halbjährlichem Abstand im Rahmen eines Wirt-
schaftstages Ost Bilanz gezogen werden. Die ge-
werbliche Wirtschaft hat kundgetan, in folgenden 
Bereichen aktiv zu werden: bei der Investitionstätig-
keit in den neuen Ländern, bei Einkäufen und der 
Vermarktung ostdeutscher Waren, bei der Verlage-
rung von Entscheidungs-, Forschungs- und Entwick-
lungskapazitäten in die neuen Bundesländer, bei der 
Erleichterung des Zugangs zu ausländischen Märk-
ten und bei der Beschaffung von Wagnlskapital zur 
Unterstützung von Unternehmensgründern. Von den 
freiwilligen Initiativen der gewerblichen Wirtschaft, 
insbesondere Vermarktungs- und Einkaufsoffensi-
ven, können in diesem Zusammenhang jedoch aller-
höchstens Anstoßwirkungen ausgehen, strukturelle 
Schwächen in der ostdeutschen Unternehmensland-
schaft können dadurch nicht behoben werden. 

147. Die Bundesanstalt für vereinlgungsbedingte 
Sonderaufgaben übernaiun im Jalue 1995 die 
Rechtsnachfolge der Treuhandanstalt. Ihre Aufgaben 
umfassen das Vertragsmanagement, die Reprivatisie-
rung, die Abwicklung von Unternehmen, die Kom-
munalisierung sowie die Vermögenszuordnung. Der 
ursprünglichen Planung zufolge sollte sie ihre Tätig-
keit zum Ende des Jaiues 1998 einstellen. Diese Frist 
wurde jedoch im Juli dieses Jahres auf zunächst un-
bestimmte Zeit verlängert, ferner ist beabsichtigt, 
den Personalbestand stark zu reduzieren und die An-
zahl der Geschäftsstellen in den neuen Ländern zu 
vermindern. Nach Angaben der Bundesanstalt für 
vereinlgungsbedingte Sonderaufgaben soll bis zum 
Ende !!es Jalues 1999 ein Großteil der noch verblei-
benden Aufgaben abgearbeitet sein. Im September 
dieses Jahres war das Vertragsmanagement für rund • 
21 000 Verträge abgeschlossen, für weitere rund 
19 000 Verträge stand die endgültige Bearbeitung 
noch aus. Die Überprüfung der Arbeitsplatzzusagen 
und Investitionszusagen, die lediglich als untere 
Richtwerte zu betrachten sind, ergab für das J alu 
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1996 (Stand: September 1997), daß insgesamt 11 vH 
melu Arbeitsplätze geschaffen und 22 vH melu Inve-
stitionen getätigt wurden als ursprünglich vereinbart. 
Trotz dieser Bilanz konnten in 21 vH der überprüften 
Fälle die Arbeitsplatzzusagen und in 19 vH der Fälle 
die Investitionszusagen nicht eingehalten werden. 
Darüber hinaus waren im September d.i~ses Jahres 
noch rund 1 900 bestehende Verträge Gegenstand 
von Nachverhandlungen. Neben juristischen Proble-
men und der Konkretisierung· von Vertragsinhalten 
dürften oftmals auch wirtschaftliche Gründe dafür 
verantwortlich sein, Privatisierungsverträge anpas-
sen zu wollen, wenn beispielsweise Schwächen im 
Unternehmenskonzept, Fehleinschätzungen der Ver-
tragspartner oder ein Versagen des Managements 
vorliegen. 

Im Bereich der Abwicklung von Unternehmen -
diese sind aus dem Bestand der Treuhandanstalt auf 
die Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonder-
aufgaben übergegangen und befinden sich in der Li-
quidation oder in der Gesamtvollstreckung - scluei-
tet die Bearbeitung der vorhandenen Fälle nur lang-
sam voran. Seit dem Anfang des J alues 1995 konnte 
das Abwicklungsverfaluen erst für 147 Unternehmen 
endgültig beendet werden, da die Klärung von Resti-
tutionsfragen, die Beseitigung von ökologischen Alt-
lasten oder Rechtsstreitigkeiten zu einer Liquida-
tionsdauer von durchschnittlich vier Jaluen füluen. 
Ende September dieses Jalues befanden sich noch 
3109 Unternehmen in der Liquidation und 437 Unter-
nehmen in der Gesamtvollstreckung, für 1 711 Unter-
nehmen lagen der Bundesanstalt für vereinlgungsbe-
dingte Sonderaufgaben Schlußrechnungen der Li-
quidatoren zur Prüfung vor. Darüber hinaus waren 
im Bereich der Kommunalisierung von insgesamt 
224 000 Anträgen rund 66 vH und im Bereich der 
Vermögenszuordnung von insgesamt 890 000 Anträ-
gen ungefälu 73 vH bearbeitet. 

Die Beteiligungs-Management-Gesellschaft wies En-
de Oktober noch einen Bestand von vier Unterneh-
men auf, die rund 1 100 Mitarbeiter beschäftigten. 
Bis zum Ende dieses Jalues soll für alle Unternehmen 
die Privatisierung abgeschlossen seini sofern dieses 
nicht möglich ist, sollen sie stillgelegt werden. Damit 
wird die Beteiligungs-Management-Gesellschaft ilue 
operative Tätigkeit voraussichtlich zum Ende dieses 
Jalues beenden können; verbleibende Aufgaben 
und die Walunehmung des Vertragsmanagements 
werden der Bundesanstalt für vereinlgungsbedingte 
Sonderaufgaben übertragen. 

Zur regionalen Wirtschaftsentwicklung 
In den neuen Ländern 

148. Alle Regionen in den neuen Ländern sind nach 
wie vor durch die einschneidenden Veränderungen 
infolge des Transformationsprozesses gekennzeich-
net. Die verwendeten Indikatoren liefern auf der 
Ebene der Arbeitsamtsbezirke noch kein einheitli-
ches Bild über das gegenwärtige regionale Entwick-
lungsmuster (Anhang VI, Tabellen 1-9). Jedoch 
zeichnet sich bei den industriellen Aktivitäten ein 
deutliches Süd-Nord-Gefälle ab, mit Konzentration 
auf den Süden und den Südwesten, wo auch schon 
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Schaubild 20 

84 

Entwicklung: 
1995 - 199721 

~ unter ..0,8 vH 

~ -0,8 vH bis -0, 1 vH 

0 OvHbls+0,3vH 

D Ober +0,3 vH 

Gesamtumsatz 
Je Einwohner 1996 

~ über10100 

~ 10 100 bis 8 401 

0 7100bis8400 

0 unter7100 
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AUSGEWÄHLTE INDIKATOREN FÜR ARBE!TSAMTSBEZIRKE 
IN DEN NEUEN BUNDESlANDERN 

Bergbau und Verarbeitendes Gewerbe3) 

Niveau: 
September 1997 

~ unter 23,8 vH 

~ 23,8 vH bis 25,4 vH 

0 25,5 vH bis 27,6 vH 

0 über27,6vH 

BeschAfllgte 
Je 1 000 Einwohner 1996 

~ über47 

~ 39bis47 

[ZJ 33t>s38 
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noch Schaubild 20 

ARBEITSAMTSBEZIRKE IN DEN NEUEN BUNDESLÄNDERN 

Mecklenburg-Vorponlmem Sachoan 
1 Neubrandenburg 18 Annaberg 
2 Rostock 19 Bautzen 
3 Schwerin 20 Chemnfl:Z 
4 Stralsund 21 Dresden 

22 Leipzig 
Brandenburg 23 Oechatz 
5 Cottbus 24 Pirna 
6 Eberswalde 25 Plauen 
7 Frankfurt/Oder 26 Riesa 
8 Neuruppin V ZWickau 
9 Potsdam 

Thßrfngon 
Sachaen-AnhaH 28 Alt&nburg 
10 Dessau 29 Erfurt 
11 Halberstadt 30 Gera 
12 Halle 31 Gotha 
13 Magdeburg 32 Jena 
14 Merseburg 33 Nordhausen 
15 Sangerhausen 34 Suhl 
16 Stendal 
17 Wittenberg 35 Berlin-Ost 

1) Ausgedrrlckt als Quote: Personen In Unterbeschiftlgung (Arbeitslose, Vollzett-FuU, VollzeltAquiva!ent-Kurzarbellergeld, Bezieher von Altersilbergangsgeld 
und Vorruhestandsgeld} und Teilnehmer an Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen bezogen auf die abhängigen Erwerbspersonen zuzüglich der Teilnehmer In Voll· 
zelt-FuU, der Bezieher YOn Alt&rsObefgangsgeld und Vorruhestandsgeld In vH; dabei wurde die Anzahl der abhAngigen Erwerbspersonen Ober de Quote der 
registrierten Arbeitslosen ermittelt. (Quelle Klr Grurxizahlen: BA).· 2) Jeweils Seplember-stand.- 3) In Betrieben mit 20 und mehr BeschMtlgten. 
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vor der deutschen Vereinigung die Schwerpunkte 
der ostdeutschen Industrie lagen. Allerdings sind 
alle Regionen mit gravierenden Arbeitsmarktproble-
men konfrontiert, und in vielen Regionen droht eine 
weitere Verschärfung der Lage auf den Arbeits-
märkten aufgrund der zurückgehenden Bauaktivitä-
ten. 

Die Betrachtung auf regionaler Ebene knüpft an die Ausfüh-
rungen des Sachverständigenrates in den Jahresgutachten 
1994195 (Ziffern 10211.) und 1995/96 (Ziffern 10011.) an. Dabei 
konnten in diesem Jahr die folgenden Indikatoren verwendet 
werden: Sozialversicherungspflichtig Beschätügte, Unterbe-
schäftigung, Umsatz, Beschäftigte und Bruttoeinkommen im 
Bergbau und Verarbeitenden Gewerbe sowie im Bauhauptge-
werbe, Gewerbeanzeigen und die Investitionen, die durch die 
Gemeinschaitsaufgabe • Verbesserung der regionalen Wirt-
schaftsstruktur• gefördert wurden. Diese Indikatoren erfassen 
die wirtschaftliche Situation in den neuen Ländern zwar nur 
unzureichend, sie liefern jedoch Anhaltspunkte darüber, wie 
sich die wirtschaftlichen Aktivitäten in den einzelnen Teikegio-
nen entwickeln und ob und wo diese sich konzentrieren. Zu be-
achten ißt dabei, daß eine längerfristige Analyse auf regionaler 
Ebene durch Kreisgebietsreformen erschwert wird. Die hier an-
geführten Arbeitslosenquoten beziehen sich auf die abhängi-
gen Erwerbspersonen und nicht auf die gesamten Erwerbsper-
sonen, ferner sind in der verdeckten Arbeitslosigkeit die Bezie-
her von Altersrente wegen Arbeitslosigkeit _nicht enthalten. 

149. Im September dieses Jahres betrug die durch-
schnittliche Arbeitslosenquote in den neuen Bundes-
ländern 19,6 vH; in den einzelnen Regionen erreich-
ten die Quoten Werte zwischen 14,3 vH im Arbeits-
amtsbezirk Potsdam und 24,9 vH im Arbeitsamtsbe-
zirk Sangerhausen. Wird auch die verdeckte Arbeits-
losigkeit in die Betrachtung einbezogen, so lagen die 
entsprechenden Quoten zwischen 18,2 vH und 
32, 1 vH (Schaubild 20). Günstiger als im ostdeut-
schen Durchschnitt gestaltete sich die Lage auf den 
Arbeitsmärkten in den Ballungsräumen Dresden und 
Leipzig sowie auch in den Landeshauptstädten 
Schwerin und Erfurt. Dazu dürfte eine überdurch-
schnittliche Anzahl von Arbeitsplätzen im Dienstlei-
stungssektor und in der öffentlichen Verwaltung bei-
getragen haben. Die Ausstrahlungseffekte, die von 
Berlin auf die umliegenden Regionen ausgehen, zei-
gen sich besonders im angrenzenden Arbeitsamtsbe-
zirk Potsdam. Über dem ostdeutschen Durchschnitt 
lag die Arbeitslosigkeit, offen wie verdeckt, in allen 
Arbeitsamtsbezirken Sachsen-Anhalts; neben San-
gerhausen war die Unterbeschäftigung in den Bezir-
ken Dessau und Merseburg besonders gravierend. 
Auch in den nordöstlichen Arbeitsamtsbezirken 
Stralsund, Neubrandenburg und Eberswalde lag die 
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offene und verdeckte Arbeitslosigkeit deutlich über 
dem ostdeutschen Durchschnitt. 

In diesem Jahr stieg die offene Arbeitslosigkeit in al-
len Arbeitsamtsbezirken beträchtlich an. Die offene 
und verdeckte Arbeitslosigkeit sank im Vergleich 
zum Vorjahr nur noch in wenigen Bezirken, in der 
Mehrzahl lag sie im September dieses Jahres über ih-
rem ·Vorjahresniveau. In diesem Zusammenhang ist 
zu berücksichtigen, daß sich im Arbeitsamtsbezirk 
Berlin-Ost die statistisch gemessene Arbeitslosigkeit 
auch infolge einer Umgliederung der Berliner Ar-
beitsamtsbezirke in der Mitte dieses Jahres erhöhte 
(Ziffer 161). 

150. Die industriellen Aktivitäten in den neuen 
Bundesländern konzentrierten sich im Jahre 1996 
weiter im wesentlichen auf die südlichen Bundeslän-
der Sachsen-Anhalt, Thüringen und Sachsen. Hier 
befanden sich die Arbeitsamtsbezirke, ~ denen - ge-
messen an der Anzahl der Beschäftigten je Einwoh-
ner im Bergbau und Verarbeitenden Gewerbe - der 
Besatz mit industriellen Arbeitsplätzen ain größten 
war. In acht von zehn Arbeitsamtsbezirken Sachsens 
lag dieser über dem ostdeutschen Durchschnitt. Die 
höchste Industriedichte hatte der Arbeitsamtsbezirk 
Riesa. Im letzten Jahr verringerte sich allerdings in 
der Mehrzahl der Bezirke die Beschäftigung im Berg-
bau und im Verarbeitenden Gewerbe infolge des 
fortschreitenden Strukturwandels weiter. Die Anzahl 
der industriellen Arbeitsplätze sank am stärksten in 
den Bezirken Stralsund, Cottbus und Berlin-Ost; die 
größten Zuwächse gab es in den sächsischen Bezir-
ken Pirna und Bautzen. 

Die regionale Verteilung der Umsätze ie Einwohner 
zeigt im Jahre 1996 ein ähnliches Süd-Nord-Gefälle 
wie die Beschäftigung. Allerdings sind die regionalen 
Unterschiede erheblich stärker. Der größte Umsatz 
wurde wie auch schon in den Vorjahren im Bezirk 
Merseburg erzielt, der von Großbetrieben der Chemi-
schen Industrie geprägt ist. Die Entwicklung der Um-
sätze verlief im Jahre 1996 uneinheitlich, wobei diese 
in der Mehrzahl der Arbeitsamtsbezirke weiter anstie-
gen. Auch die Schwerpunkte der Investitionstätigkeit 
je Einwohner - zieht man als Indikator hilfsweise die 
Investitionen heran, die im Zeitraum Oktober 19"!l0 bis 
Juni 1997 mit Mitteln der Gemeinschaftsaufgabe 
• Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur• 
gefördert wurden - lagen überwiegend'in den südil-
chen Arbeitsamtsbezirken. Allerdings sind auch 
hier die regionalen Unterschiede beträchtlich, was 
vor allem auf einzelne sehr große Investitionsprojekte 
zurückzuführen sein dürfte, wie sie im Zuge von Prt-
vatlslerungsmaßnahmen an vormaligen Industrie-
standorten durchgeführt wurden .. Die· Gewerbean-
meldungen je Einwohner in der Industrie, die als ein 
sehr grober Indikator für die Gründungsaktivitäten 
herangezogen werden können1 wie auch die Salden 
der Gewerbeanzeigen in diesem Bereich lagen im 
Jahre 1995 in den Arbeitsamtsbezirken Sachsens und 
Brandenburgs (mit Ausnahme von Cottbus) weit über 
dem ostdeutschen Durchschnitt. 

161. Die Bauaktivitäten verteilen sich iJn Vergleich 
zu den industriellen Aktivitäten gleichmäßiger über 
die Arbeitsamtsbezirke der neuen Länder. Gemessen 
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an den Beschäftigten im Bauhauptgewerbe je Ein-
wohner war die Baudichte am höchsten in den Bezir-
ken Magdeburg, Halle und Merseburg, neben Ost-
berlin war sie in den südwestlichen Bezirken Suhl, 
Gotha und Jena am geringsten. Überdurchschnittli-
che Umsätze je Einwohner wurden vor allem in den 
Ballungsräumen erzielt; der größte Umsatz entfiel auf 
den Bezirk Leipzig. Im Jahre 1996 ging im Vergleich 
zum Vorjahr die Beschäftigung im Bauhauptgewerbe 
infolge der Strukturkrise in fast allen Bezirken zu-
rück, teilweise mit zweistelligen Raten; besonders 
stark war der Rückgang der Beschäftigung in Halle 
und Erfurt. Ebenso sank in der Mehrzahl der Bezirke 
auch der Umsatz im Bauhauptgewerbe unter das 
Vorjahresniveau. 

4. Keine Wende am Arbeitsmarkt 
152.. Trotz der wirtschaftlichen Aufwärtsbewegung 
trat im Jahre 1997 am deutschen Arbeitsmarkt keine 
Besserung ein (Tabelle 32). Entgegen der seinerzeit 
bereits vergleichsweise pessimistischen Prognose des 
Sachverständi_genrates sank die Anzahl der Erwerbs-
tätigen im Durchschnitt dieses Jahres nicht nur leicht, 
sondern mit rund 1 'h vH sogar noch stärker als im Vor-
jahr. Dabei ging die Erwerbstätigkeit zu Beginn des 
Jal;rres sprunghaft zurück, im weiteren Jahresverlauf 
kam es nur in Westdeutschland, nicht aber in den neu-
en Ländern zu einer deutlichen Verlangsamung des 
Rückgangs. Spiegelbildlich zur Erwerbstätigkeit stieg 
die registrierte Arbeitslosigkeit weiter an. 

Nach wie vor behinderten auch die Rahmenbedin-
. gungen eine Wende am Arbeitsmarkt: Die Investi-
tionsschwäche wurde nicht überwunden (Zif-
fern 92ff.), die Voraussetzungen für mehr Beschäfti-
gung gerade im Niedriglohn-Bereich blieben schlecht, 
das Tarifvertragssystem wurde noch nicht hinrei-
chend flexibilisiert, bei den Bemühungen um Be-
schäftigungssicherung auf betrieblicher "Ebene be-
stand zum Teil Rechtsunsicherheit, die Fortsetzung 
der moderaten Tarifpolitik blieb ungewiß, ein weite-
rer Anstieg der Arbeitgeberbeiträge zur Sozialver-
sicherung zeichnete sich ab. 

Beschäftigungsabbau setzt sich fort 

153. In Westdeutschland ging die Beschäftigung 
auch im vierten Jahr nach Ende der Rezession des 
Jahres 1993 zurück. Wie im Vorjahr verringerte 
sich die Erwerbstätigkeit um rund 1 vH. Allerdings 
schwächte sich im Gegensatz zum Vorjahr der Be-
schäftigungsabbau im Verlauf dieses Jahres ab: Im 
ersten Quartal 1997 hatte die Anzahl der Erwerbs-
tätigen gegenüber dem vierten Quartal 1996 nach 
Bereinigung um saisonale Einflüsse noch um rund 
90 000 Personen abgenommen; in den weiteren 
Quartalen fiel der Rückgang deutlich niedriger aus. 
Im Jahresdurchschnitt lag die Erwerbstätigkeit um 
etwa 300 000 Personen unter dem Vorjahreswert. 

Die Anzahl der Selbständigen (einschließlich der mit-
helfenden Familienangehörigen) erhöhte sich mit 
'A vH etwas schwächer als im Vorjahr; auch ohne die 

· Land- und Forstwirtschaft, in der wegen des Struk-
turwandels die Anzahl der Selbständigen kontinuier-
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Tabelle 32 
Entwicklung am Arbeitsmarkt 'I 

Tausend 
C'n_, ""' "~'' ~·~""'' 

Deutschland Früheres Bundesgebiet Neue Bundesländer 2) 

1995 
1 

1996 J 1997') 1.995 
1 

1996 
1 

1997') 1995 
1 

1996 
1 

1997') 
-

Erwerbspersonen (Inländer) ... -123 -159 25 -177 - 84 - 55 54 - 75 80 
davon: 
registrierte Arbeitslose ...... 119 348 408 72 279 142 47 69 266 
Pendlersaldo') ............. - 29 3 - 11 - 42 7 - 8 13 - 4 - 3 
Erwerbstätige (im Inland) „. -213 -510 -372 -207 -370 -189 - 6 -140 -183 

Registrierte offene Stellen ..... - 4 6 6 3 5 6 - 7 1 0 

Nachrichtlich: 
Verdeckt Arbeitslose') ........ -133 - 30 -223 86 37 - 45 -219 - 67 -178 

.. 
1) Veränderung 4. Quartal des jeweiligen Jahres zum 4. Quartal des Vorjahres. Abweichungen in den Summen durch Runden 

der Zahlen. 
2) Einschließlich Berlin-Ost. 
3) Eigene Schätznng. 
') Für das frühere Bundesgebiet: Veränderung des Pendlersaldos mit den neuen Bundesländern einschließlich Berlin-Ost und 

dem Ausland. Für die neuen Bundesländer und Berlin-Ost: Veränderung des Pendlersaldos mit dem früheren Bundesgebiet 
und dem Ausland. 

s) Arbeitslosenäquivalent der Kurzarbeiter, Teilnehmer in Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen, Leistungsempfänger nach § 105 
AFG, Vollzeitteilnehmer an FuU-Maßnahmen, Teilnehmer an DeutschRSprachlehrgängen, Empfänger von Vorruhestandsgeld 
und Altersübergangsgeld sowie der 60- bis unter 65jährigen Empfänger von Altersrente wegen Arbeitslosigkeit. 

lieh zurückgeht, fiel die Zuwachsrate mit 11'! vH ge-
ringer als im Vorjahr aus. Der Anteil der Selbständi-
gen an den Erwerbstätigen (jeweils außerhalb der 
Land- und Forstwirtschaft) stieg auf 9,6 vH, er lag 
damit höher als zu Beginn der achtziger Jahre 
(1981: 7,8 vH), aber immer noch deutlich unter den 
Werten von 11 vH und mehr bis Anfang der siebziger 
Jahre. 

In diesem Zusammenhang wird mitunter vermutet, daß die 
positive Entwicklung bei der Anzahl der Selbständigen auf 
einer Zunahme der sogenannten Scheinselbständigkeit beruht. 
Gemeint sind damit Personen, die Tätigkeiten ausführen, die 
denen typischer Arbeitnehmer entsprechen oder damit ver-
gleichbar sind, aber, weil formal selbständig, nicht Pflicht-
mltglieder in der Sozialversicherung sind und auch nicht dem 
Kündigungsschutz unterliegen. Da der Arbeitnehmerbegriff 
(und damit zugleich auch der des Selbständigen) gesetzlich 
nicht definiert ist, hat die Rechtsprechung des Bundesarbeits-
gerichtes (BAG) eine Abgrenzung entwickelt, die vor allem auf 
die persönliche Weisungsgebundenheit und die Eingliederung 
in die Organisation des Auftro.ggebers abstellt. Neuere An-
sätze in der Literatur benutzen dagegen die Verteilung von 
unternehmerischen Chancen ·und Risiken als Abgrenzungs-
kriterium. Eine eindeutige '.lrennung zwischen Selbständigen 
und beschäftigten Arbeitnehmern erlauben die Kriterien je-
doch nicht. Eine Ende letzten Jahres vom Institut für Arbeits-
markt- und Berufsforschung (IAB) vorgelegte Studie ermittelt 
auf Basis einer Stichprobe hochgerechnet 938 000 Erwerbs~ 
tätige in Deutschland, die im Grenzbereich zwischen selbstän-
diger Tätigkeit und abhängiger Beschäftigung arbeiten. Das 
IAB sieht 179 000 dieser Personen als nur scheinbar selbstän-
dig an, wenn auf die Kriterien des BAG abgestellt wird. Wer-
den hingegen die neueren Ansätze herangezogen, kommt das 
IAB auf 431 000 Scheinselbständige, bei einer Gesamtanzahl 

von 3,41 M~ionen Selbständigen in Deutschland im Jahre 
1996 auf Basis des .Miluozensus. 

Die zeitliche Entwicklung der sogenannten ScheJnselbständig-
keit ist bisher nicht untersucht worden. Um dennoch zu einer 
ersten Abschätzung der zeitlichen Entwtcldung zu gel<l1.1gen, 
muß man hilfsweiBe auJ das Vorhandensein eigener.Mitarbei-
ter als (nicht unproblematisches) Kriterium zur Abgrenzung 
von echter und scheinbarer Selbständigkeit zurückgreifen. 
Daten des Milcrozensus zutolge ist in den alten Ländern von 
1980 bi.s 1995 die Anzahl der Ein-Personen-Selbständigen um 
18'1000 Personen (17 vH) angesUegen, die' Anzahl der Selb-
ständigen, die Mitarbeiter beschältigen, hingegen um 347 000 
Personen (2g vH). Diese Entwicklung rechtfertigt für sich ge-
nommen nicht dle Behauptung, daß der AnsUeg der Selbstän-
digkeit vor allem auf einer Zunahme der sogenannten Schein-
selbständigkeit beruht. Gleichwohl ist es nach dieser ersten 
Abschätzung zu einem Anstieg der absoluten Anzahl der 
Scheinselbständigen gekommen. Dieser AnsUeg kann auch 
Ausdruck der Tatsache sein. daß Unternehmen zur Schaltung 
oder Erhaltung der entsprechenden Arbeitsplätze nur bereit 
sind, wenn die Arbeitskosten um die Arbeitgeberbeiträge zur 
Sozialversicherung vermindert werden, oder den geltenden 
Kündigungsschutz als zu restrl.kttv empfinden. Eine Zunahme 
der sogenannten Scheinselbständigkeit unterstreicht somit die 
Notwendigkeit, den AnsUeg der Arbeits.kosten zumindest zu 
begrenzen, auch durch eine Lösung der Sozialen Sicherung 
vom Arbeitswirtrag (JG 96 Ziffer 381), und beim Kündigungs-
schutz Unsicherheiten•in der Rechtsaw#egung zu beseitigen 
(Ziffer 312). 

154. Ein Schwerpunkt des Beschäftigungsabbaus 
lag Im Produzierenden Gewerbe, hier nahm die An-
zahl der Erwerbstätigen im Jahresdurchschnitt etwas 
schwächer als im Vorjahr, aber Immer noch um über 
300 000 Personen ab. Im Bereich Handel und Ver-
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kehr sank die Beschäftigung In fast gleichem Aus-
maß wie Im Vorjahr; Im Bereich Staat und private 
Haushalte ergab sich im Gegensatz zulll. Vorjahr ein 
Rückgang. Zudem fiel die Beschäftigungsexpansion 
Im Dienstleistungsbereich deutlich schwächer aus als 
In den letzten Jahren. 

Die aktuelle Beschäftigungsentwicklung kann noch 
tiefer nach Wirtschaftsbereichen gegliedert analy-
siert werden, wenn statt der gesamten Erwerbstäti-
gen nur die sozlalversichetungspflichtig Beschäftig-
ten gemäß der Beschäftigtenstatistik der Bundes-
anstalt für Arbeit betrachtet werden; Selbständige, 
mithelfende Familienangehörige, Beamte und ge-
ringfügig Beschäftigte sind hier nicht enthalten (Ta-
belle 33). Für den Monat Juni 1997 beruhen die Er-
gebnisse noch nicht auf einer Totalauswertung, son-
dern nur auf einer Stichprobe; die entsprechenden 
Veränderungsraten gegenüber dem Vorjahr können 
deshalb verzerrt sein, so daß eine Interpretation der 
aktuellen Entwicklung nur eingeschränkt möglich 
Ist Am deutlichsten war der Beschäftigungsabbau In 
der Energiewirtschaft und im Bergbau sowie im Bau-
gewerbe, in den ersten beiden Bereichen wohl auf-
grund absehbarer Änderungen politischer Rahmen-
bedingungen, im Baugewerbe als Folge der Produk-
tionsrückgänge, aber auch tarifpolitischer Fehler In 
früheren Jahren. Im Verarbeitenden Gewerbe war 
der Beschäftigungsabbau ebenfalls i:mnier noch groß, 
bis zur Mitte dieses Jahres trat lediglich eine Ver-
langsamung ein, aber kein Stillstand. Auch bei Kre-
ditinstituten und Versicherungen sowie im Bereich 
Verkehr und Nachrichtenübermittlung dürfte sich 
der Beschäftigungsabbau In jüngster zeit tendenziell 
abgeschwächt haben. Als Folge von Sparanstrengun-
gen kam es auch bei den Gebietskörperschaften zu 
einem Rückgang der Beschäftigung. 

156. Bemerkenswert ist die Entwicklung innerhalb 
des Verarbeitenden Gewerbes, handelt es sich doch 
um einen Bereich, der größtenteils von der anziehen-
den Exportentwicklung besonders begtlnstigt wurde. 
Tiefer gegliederte Daten zur aktuellen Entwicklung 
sind nm für Deutschland insgesamt verfügbar 
(Tabelle 34, Seite 90). Sie zeigen, daß auch in den vier 
Hauptexportbranchen der Beschäftigungsabbau bis 
zur Jahresmitte 1997 nicht zum Stillstand kam. Immer-
hin war in jüngster Zeit im Fahrzeugbau ein leichter 
Beschäftigungsaufbau zu beobachten. Dernlchtnach-
lassende Wettbewerbsdruck, das Auftreten neuer aus-
ländischer Wettbewerber und die Notwendigkeit, im 
internationalen Wettbewerb um mobiles Kapital an-
gemessene Renditen zu erwirtschaften, veranlaßten 
viele Unternehmen, ihren Personalbestand auch nach 
Ende der Rezession weiter zu verringern. Zwar kam 
es gerade im Verarbeitenden Gewerbe zu zahl-
reichen Standortsicherungsverträgen (Tabelle 61, Sei-
ten 204 ff.), diese trugen aber nicht unbedingt zu einer 
Stabilisierung oder gar Erhöhung der Beschäftigung 
bei, weil sie in der Regel nur betn~bsb<idingte Kündi-
gungen ausschlossen, nicht aber Personalverringe-
rung durch Ausnutzen der natürlichen Fluktuation. 

156. In Ostdeutschland nahm die Erwerbstätigkeit 
im Jahre 1997 noch stärker ab als Im Vorjahr, und 
zwar mit 178 000 Personen um 2'A vH. Dies Ist auch 
auf die Verringerung von arbeitsmarktpolitischen 
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Sonderprogranimen zurückzuführen. Aber selbst 
wenn man deshalb um Beschäftigte in Arbeitsbe-
schaffungsmaßnahmen bereinigt und überdies Kurz-
arbeiter nur mit ihrer tatsächlichen Arbeitszeit be-
rücksichtigt, zeigt sich immer noch eine negative 
Entwicklung: Die Beschäftigung am ersten, regulä-
ren Arbeitsmarkt lag im Jahresdurchschnitt 1997 um 
über 120 000 Personen unter der des Vorjahres. Im 
Produzierenden Gewerbe, im Handel und Verkehr 
sowie beim Staat und den privaten Haushalten be-
schleunigte sich der Beschäftigungsabbau. Dies wur-
de durch die Entwicklung bei den Dienstleistungen 
nicht ausgeglichen: Hier nahm die Beschäftigung 
zwar zu, aber mit 111.z vH erneut deutlich schwächer 
als in den Vorjahren. 

Gleiches gilt für die Anzahl der Selbständigen: 
Außerhalb der Land- und Forstwirtschaft erhöhte sie 
sich nur noch um 214 vH gegenüber dem Vorjahr. 
Der Anteil der Selbständigen an den Erwerbstätigen 
üeweils außerhalb der Land- und Forstwirtschaft) lag 
deshalb nach wie vor um etwa einen Prozentpunkt 
unter dem entsprechenden Anteil in Westdeutsch-
land. Der Anstieg der Selbständigkeit dürfte auch 
in den neuen Ländern nicht primär auf einer Zu-
nahme der sogenannten Scheinselbständigkeit be-
ruhen. Verwendet man hilfsweise das Kriterium der 
Beschäftigung von Mitarbeitern, so zeigen Daten des 
Mikrozensus, daß die Anzahl der Selbständigen ohne 
Mitarbeiter von 1991 bis 1995 um 51 000 Personen 
(32 vH) anstieg, während die Anzahl der Selbstän-
digen mit Mitarbeitern um 87 000 Personen (46 vH) 
wuchs. 

157. Betrachtet man die soz!alversicherungspflich· 
tig Beschäftigten, so zeigt sich sowohl tendenziell 
eine Beschleunigung des Beschäftigungsabbaus als 
auch ein im Vergleich zu Westdeutschland ähnliches 
sektorales Muster des Abbaus (Tabelle 33). Beson-
ders stark war die Verringerung in der Energiewirt-
schaft und im Bergbau, bei den Gebietskörperschaf-
ten (hier spielte allerdings auch die Verbeamlung 
früherer Angestellter eine Rolle) sowie in Verkehr 
und Nachrichtenübennittlung, wo der aus der Zeit 
der DDR bestehende Personalüberhang bei Post, 
Bahn und anderen öffentlichen Verkehrsunterneh-
men weiter verringert wurde. Auch im Verarbeiten-
den Gewerbe wurde Beschäftigung abgebaut. Bei 
den sonstigen Dienstleistungen, die bis ins letzte 
Jahr einen Zuwachs an Beschäftigung verzeichne-
ten, kam es danach zu deutlichen Rückgängen. 

158.. Bis auf das Baugewerbe lassen sich diese Ent-
wicklungen kaum als Anpassung an die westdeut-
sche Struktur der Erwerbstätigkeit interpretieren 
(Tabelle 35, Seite 91). Der Anteil der Erwerbstätigen 
im Verarbeitenden Gewerbe, in Handel und Verkehr, 
bei Dienstleistungsunternehmen sowie bei privaten 
Haushalten war immer noch teilweise deutlich nied-
riger als in den alten Bundesländern. Umgekehrt war 
die Situation in der Landwirtschaft sowie beim Staat 
und vor allem im Baugewerbe. Da mit insgesamt wei-
ter rückläufigen Bauaktivitäten zu rechnen ist, dürfte 
es im Baugewerbe zu weiteren Freisetzungen kom-
men; wichtig wäre daher eine kräftige Beschäfti-
gungsexpansion in den anderen Bereichen, für die es 
allerdings bislang keinerlei Anzeichen gibt. 
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Tabelle 33 

Sozlalverslcherungspßtchtlg Beschäftigte nach Wirtschaftsabteilungen 1) 

1996 1997') 1996 1997') 

Wirtschaftsabteilungen MärL 1 Jnni 1 Sep 1 Dez März 1 Juni 3) MärL 1 Jnni 1 

Tausend Personen 

Land- und Forstwirt-
schaft, Fischerei .... 184 200 

Energie, Bergbau ..... 380 376 
Verarbeitendes 

Gewerbe .......... 7 327 7280 
Baugewerbe " ... " .. 1434 1511 
Handel .............. 3 218 3194 
Verkehr und Nachrich-

tenübermittlung .... 1111 1112 
Kreditinstitute, 

Versicherungs-
gewerbe ........... 956 949 

Sonstige 
Dienstleistungen .. .. 5654 5 697 

Organisationen ohne 
Erwerbscharakter, 
private Haushalte ... 616 617 

Gebietskörperschaften, 
Sozialversicherung .. 1407 •1407 

Beschäftigte 
insgesamt 5) •••••.•.• , 22 286 22 344 

Land- und Forstwirt-
schaft, Fischerei ... ' 161 173 

Energie, Bergbau ..... 109 105 
Verarbeitendes 

Gewerbe . „ .. " ... l 006 1 009 
Baugewerbe " .. " ... 746 796 
Handel .............. 594 592 
Verkehr und Nachrich-

tenübermittlung .... 353 357 
Kreditinstitute, 

Versicherungs-
gewerbe ......... .. 102 101 

Sonstige 
Dienstleistungen .. .. 1409 1429 

Organisationen ohne 
Erwerbscharakter, 
private Haushalte ... 205 208 

Gebietskörperschaften, 
Sozialversicherung .. 622 624 

Beschäftigte 
insgesamt 5) „." ... „ 5309 5 395 

1) Stand am Ende des Berichtsmonats. 
2) Vorläufige Ergebnisse. . 
3 ) Ergebnisse auf Stichprobenbasis. 

203 
374 

7 301 
1540 
3 223 

1119 

959 

5771 

625 

1411 

22525 

179 
103 

1024 
819 
602 

354 

103 

1439 

210 

619 

5 454 

') Veränderungen gegenüber Vorjahreszeitraum. 

Früheres Bundesgebiet 

175 187 200 - 8,1 - 4,4 
369 364 361 - 3,2 - 3,5 

7 181 7116 7 110 - 2,7 - 3,0 
1429 1352 1427 - 8,1 - 5,1 
3 210 3 198 3 173 - 0,7 - 1,0 

1 097 1091 1 098 - 1,3 - 1,8 

952 945 941 - 1,0 - 1,0 

5694 5 711 5785 - 2,4 2,4 

627 630 627 2,8 3,2 

1394 1381 1381 - 1,1 - 0.7 

22127 21974 22 104 - 1,2 - 1,1 

Neue Bundeslinder und Berlin-Ost 

162 164 174 -10,9 - 6,2 
102 97 91 - 9,8 -11,9 

1 006 986 986 - 3,3 - 2,9 
772 721 756 - 8,8 - 4,4 
599 582 597 0,2 0,1 

348 ·31a 316 - 7.5 - 5,7 

102 101 103 - 1,0 - 1,4 

1416 1403 1417 1,6 2,0 

209 204 199 - 2,0 - 0,1 

582 560 553 - 7,2 - 5,8 

5 298 5138 5193 - 3,6 - 2,3 

5 ) Einschließlich der Beschäftigten ohne Angabe einer Wirtschaftsabteilung. 

Sep 1 Dez März 1 Juni 3) 

vH 4) 

- 2,2 - 3,! 1,2 - 0,2 
- 3,8 - 3,7 - 4,1 - 3,9 

- 3,3 - 3,4 - 2,9 - 2,3 
- .5,4 - 1,3 - 5,7 - 5,5 
- 1,4 - 1,2 - 0,6 - 0,7 

- 1,g - 2,6 - 1,8 - 1,3 

- 1,3 - 1,4 - 1,2 - 0,9 

1,8 0,8 1,0 1,5 

2,8 2,0 2,3 1,5 

- 0,5 - 1,0 - 1,8 - 1,9 

- 1,4 - 1,9 - 1,4 - 1,1 

0,2 - 1,5 2,2 0,6 
-13,0 -12,8 -11,3 -13,0 

- 3,0 - 3,4 - 2,0 - 2,3 
- 4,1 - 6,7 - 3,4 - 5,0 
- o,g - 1,1 - 1,9 0,9 

- 6,5 - 6,4 - 9,9 -11,5 

- 2,0 - 2,6 - 0,8 1,4 

0,8 - 1,0 - 0,5 - 0,8 

1,9 0,3 - 0,6 - 4,3 

- 5,4 - 8,9 -10,0 -11,3 

- 2,5 - 3,8 - 3,2 - 3,7 

Quelle für Grundzahlen: BA 
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Tabelle 34 

Beschllfl:lgung Im Verarbeitenden Gewerbe ') In Deutschland 
·-~ " -
1996 1997 

Wirtschaftszweig 
1 1 

-1 
1 1 Jul/Aug 1. Vj. 2.Vj. 3. Vj. 4. Vj. 1. Vj. 2. Vj. . 

Tausend 

Verarbeitendes Gewerbe ........... 6269 6 211 6202 6132 6021 5995 6026 
darunter: 
Chemische Industrie ... ' ........ ~ 503 500 498 494 487 483 475 
Ivlaschinenbau ................... 1011 996 992 983 967 961 963 
Herstellung von Büromaschinen, 

Datenverarbeitungsgeräten und 
-einrichtungen; Elektrotechnik ... 900 890 884 869 851 844 845 

Fahrzeugbau .................... 821 817 820 815 812 813 827 
Papier, Verlags- und Druckgewerbe 408 405 405 402 398 396 397 
Textil- und Bekleidungsgewerbe ... 241 234 228 224 .219 215 214 

Veränderung gegenüber Vorjahreszeitraum in vH 

Verarbeitendes Gewerbe ' .......... -2,8 -3,6 - 4,2 - 4,2 -4,0 -3,5 -2,8 
darunter: 
Chemische Industrie ............. -3,0 -3,1 - 3,4 - 3,4 -3,2 -3,3 -4,6 
Ivlaschinenbau ................... -2,2 -3,0 - 3,9 - 4,0 -4,4 -3,5 -2,9 
Herstellung von Büromaschinen, 

Datenverarbeitungsgeräten und 
-einrichtungen: Elektrotechnik ... -3,4 -4,4 - 5,1 - 4,9 -5,4 -5,2 -4,4 

Fahrzeugbau .................... . -1,4 -2,3 - 2,4 - 2,2 -1,2 -0,5 0,8 
Papier, Verlags- und Druckgewerbe -0,5 -1,6 -. 2,5 - 2,6 -2,5 -2,3 -2,0 
Textil- und Bekleidungsgewerbe ... -9,1 -9,8 -10,5 -10,2 -9,3 -7,7 -6,1 

. .. 
1) Nach der IQassifikation der Wutschaftszweige, Ausgabe 1993 {WZ 93). Fachliche Betriebsteile von Unternehmen mit im allge-

meinen 20 Beschäftigten und mehr (einschließlich Handwerk). 

169. Die negative Beschäftigungsentwicklung in 
den neuen Ländem dürfte nicht zuleti:t darauf zu-· 
rückzuführen sein, daß die ostdeutschen Lohnstück-
kosten im gesamtwirtscha1tlichen Durchschnitt schon 
seit Jahren über denen Westdeutschlands liegen, wo-
bei sich der entsprechende Nachteil in den ersten 
zwei Jahren nach 1991 um mehr als 22 Prozentpunkte 
und in den vier Jahren danach bis 1996 lediglich um 
weitere fünf Prozentpunkte verringert hat (Tabelle 36, 
Seite 92). Zwar stößt ein Vergleich von Lohnstück-
kosten au1 methodische Probleme (JG 96 Ziffer 130), 
kann aber gerade Entwicklungen in sektoraler Hin-
sicht verdeutlichen. · 

Im Verarbeitenden Gewerbe haben sich di€ Lohnstückkosten 
von einer aehr ungÜilBUgen Ausgangssituation aus am stiirk-
:rten und am kontinuierllchsten dem westdeutschen Niveau an-
genähert, eln Resultat des in diesem Bereich btisonders starken 
lntemaUonalen WettbewerbB, der die Unternehmen .zu Perso-
nalanpassungen zwang. Im Baugewerbe liegen die Lohnstück-
ko.sten seil dem Jahre 1994 nahe beim westdeutschem Niveau. 
Ange8ichl3 der deuUich niedrigeren Produktlvltät, der aber 
wett voran.geschrittenen Tarltanglelchung an das westdeutsche 
Niveau dürfte dies auf einer weitverbreiteten Entlohnung unter 
TarlJ beruhen. Innerhalb des Bereiches Handel und Verkehr 
exJa.Uert .im Handel keln großer LOhnatückkosten-Nachteil, 
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wohl aber in Verkehr und NachrichtenübermltUung. Er dürite 
auf die immer noch bestehende personelle ÜberbeBetzung bei 
Bahn, Post und öffentlichen Verkehrsunternehmen zurückzu-
führen sein. Die Lohnstückkosten-Relation bei den Dienstlei-
stungsunternehmen Ist aufgrund von statistischen Erfassungs-
problemen bei der 'lTennung der ostdeutschen und westdeut-
schen Bruttowertschöpfung nur sehr eingeschränkt interpre-
tierbar. 

160. Au1 dem Ausbildungsstellenmarkt hielt der 
seit mehreren Jahren zu beobachtende negative 
Trend auch im abgelaufenen Berufsberatungsjahr 
(Oktober 1996 bis September 1997) an (Tabelle 37, 
Seite 93). Im früheren Bundesgebiet ging die Anzahl 
der bei der Bundesanstalt für Arbeit gemeldeten Aus-
bildungsstellen wiederum zurück, wenn auch mit 
2,8 vH etwas schwächer als im Vorjahr. Dagegen stieg 
die Bewerberzahl mit 7,5 vH stärker als im Vorjahr. 
Zum ersten Mal seit dem Jahre 1986 bestand deshalb 
am Ende des Berufberatungsjahres kein Überhang an 
gemeldeten Stellen mehr, sondern ein rechnerisches 
Defizit von 6 973 Stellen: 32 190 Bewerber suchten 
noch nach einer Ausbildungsstelle, 25 217 von den 
Unternehmen angebotene Stellen waren noch un-
besetzt. Noch weit ungünstiger war die Situation in 
den neuen Bundesländern. Hier nahm die Anzahl 
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Tabelle 35 
Sektorale Struktur der Erwerbstätigkeit') 

- .. „,li_ •• ,. " " 
Davon 

Produzierendes Gewerbe 
Erwerbs- Land-und Dienst-

tätige Forst- darunter Handel leistungs- private Jahr und Staat wirtscha!t, Verkehr unter- Haushalte 2) 
Fischerei zusammen Verarbei- Bau- nehmen 

tendes gewerbe Gewerbe 

Tausend Anteile in vH 
. - . . ·~ 

Prilheres Bundesgebiet 

1991 29189 3,3 39,2 31,0 6,6 19,0 19,2 14,8 4,5 
1992 29457 3,2 38,4 30,2 6,6 19,2 19,9 14,7 4,7 
1993 29002 3,0 37,1 28,9 6,7 19,3 20,8 14,8 4,9 
1994 28656 2,9 36,1 27,7 6,9 19,3 21,6 14,9 5,1 
1995 28466 2,8 35,6 27,3 6,8 19,1 22,4 14,8 5,3 
1996 28166 2,7 34,7 26,7 6,6 19,1 23,2 14,8 5,5 
1997 3 ) 27 867 2,6 34,0 26,4 6,3 19,0 24,0 14,7 5,7 

Neue Bundeslinder und Berlln-Ost 

1991 7 321 6,2 40,8 28,0 
1992 6387 4,4 35,7 20,4 
1993 6 219 3,7 34,9 17,8 
1994 6330 3,6 34,9 16,6 
1995 6405 3,5 34,9 16,2 
1996 6294 3,4 34,1 15,9 
1997 3) 6116 3,6 33,6 15,8 

···-
1) Inlandskonzept. 
2) Einschließlich private Organisationen ohne Erwerbszweck. 
3) Eig.ene Schätzung. 

der Bewerber insgesamt um 8,3 vH zu, die gemelde-
ten betrieblichen Ausbildungsstellen gingen leicht 
um 0, 1 vH auf 98 162 Stellen zurück; das Sonder-
programm .Lehrstelleninitiative 1997" sorgte für 
weitere 14 625 Ausbildungsplätze. Dennoch waren 
Ende September 1997 noch 15 231 Bewerber nicht 
vennittelt. 

Allerdings gibt die Ausbildungs.stellen-Statistik der Bundes-
anstalt für Arbeit nicht das gesamte Geschehen am Ausbil-
dungsstellenmarkt wieder. Nicht alle Unternehmen melden 
ihre Ausbildungsstellen der Bundesanstalt für Arbeit, gerade 
in Zeiten, in denen ein Überhang an Bewerbern besteht. So 
wurden nach Angaben des ln.sütuts der deutschen Wirtschaft 
im Berufsberatungsjahr 1gg5/g(j in Westdeutschland 7,5 vH 
aller neuen Ausbildungsplät2e (36 200 Stellen) ohne Einschal-
tung di:r Arbeitsämter direkt besetzt, In Ostdeutschland waren 
es 8 100 Stellen oder 6,4 vH. Auf der anderen Seite dürfte 
gegenüber früheren Jahren der Anteil der Lehrstellenbewer-
ber, die die Arbeitsämter einschalten, durch die schwierigere 
Lage am Ausbildungsstellenmarkt eher noch gewachsen sein. 
Eine Mehrlachbewerbung bei verschiedenen Arbeitsämtern 
hat nach Angaben der Bundesanstalt für Arbeit keine Aus-
wirkung auf die Statistik, da ein Bewerber nur beim Arbeits-
amt der ersten Meldung gezählt wird . .Ähnliches gilt für Be-
werber, die sich ein Jahr im voraus bewerben: Sie werden im 
aktuellen Jahr nicht mltgeziihlt. Nicht auszuschließen ist je-
doch, daß ein Teil der Bewerber einen anderen Ausbildungs-
weg, wie etwa -einen speziellen Studiengang anstrebt, sich 

9,6 17,0 12,7 20,5 2,8 
12,5 17,9 15,8 22,3 3,8 
14,8 18,2 17,9 21,3 4,1 
16,4 17,9 19,3 19,7 4,6 
17,0 17,5 20,4 18,7 4,9 
16,7 17,5 21,6 18,4 5,0 
16,5 17,4 22,6 17,8 5,0 ... „,,„,_,u '' .. '• ""•"n"""''UHllnmrnrn"nH "" '" ""'""' 

aber für den Fall einer Ablehnung eine Berufsausbildung 
offen halten will und deshalb ehle Meldung beim Arbeits-
amt vornimmt. Hingegen gibt es auch Bewerber, die nach er-
folglosen Bemühungen um eine Ausbildungsstelle einen ur-
sprünglich weniger präferlerten Bildungsweg einschlagen. 
Schließlich geben auch immer wieder Unternehmen an, daß 
sie keine Ausbildungsstellen melden, weil sie von vornherein 
davon ausgehen, keine geeigneten Bewerber zu linden. Eine 
Quantit1zierung aller dieser Effekte ist schwierig. Stellt man al-
lebte auf die Bewerber ab, die zum Schluß der Berufsbera-
tungsjahre bei den Arbeitsämtern als noch nicht vermittelt re-
gistriert waren, hat sich die Lage auf dem Ausbildungsstellen-
markt jedenfalls verschlechtert. Im Oktober dieses Jahres ha-
ben Bundesanstalt für Arbeit und Deutscher- Industrie- und 
Handelstag eine Übereinkunft getroffen, mit dem ZleL die die· 
sen beiden Organisationen vorliegenden Daten und Informa-
tionen über die Situation am Ausbildungsstellenmarkt abzu-
gleichen. 

Weiterer Anstieg der Arbeitslosigkeit 

161. Auch im Jahre 1997 kam es zu einem erneuten 
Anstieg der registrierten Arbeitslosigkeit in Deutsch-
land (Schaubild 21, Seite 94), cUe Arbeitslosenquote 
lag bei 11,4 vH. Die Summe aus offener und verdeck-
ter Arbeitslosigkeit erhöhte sich ebenfalls, und zwar 
um 236 000 Personen auf über 6,3 Millionen Perso-
nen. Ab der Jahresmitte kam es zu deutlichen Unter-
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Tabelle 36 
Lohnstlkkkosten nach Wtrtschaftsberelchen1) 

Ostdeutschland in Relation zu Westdeutschland in vH 
. 

1 1 1 1 1 1991 1992 1993 1994 1995 1996 
... · 

Land- und Forstwirtschaft, Fischerei ....... 130,3 99,8 100,2 ... ... . .. 
Produzierendes Gewerbe ' . . . . . . . . . . . . . . . 147,2 133,1 114,2 110,3 108,2 104,8 

davon: 
Energie- und Wasserversorgung, Bergbau 105,1 119,2 97,1 99,7 102,9 81,8 
Verarbeitendes Gewerbe ........ , ...... 190,9 166,l 131,0 125,8 120,6 117,7 
Baugewerbe . ' ....................... 121,9 114,9 111,0 100,9 101,1 99,5 

Handel und Verkehr . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 131,8 140,4 133,4 129,2 125,4 122,8 
davon: 
Handel .............................. 98,1 100,8 100,9 104,0 102,9 102,3 
Verkehr und Nachrichtenübermittlung ... 205,3 250,0 217,0 191,1 182,7 177,l 

Dienstleistungsunternehmen ............. 164,4 144,6 136,9 135,5 140,3 140,2 
darunter: ohne Wohnungsvermietung ... 123,0 125,2 128,8 127,8 132,9 135,4 

Staat, private Haushalte') ........ ' ....... 102,5 102,7 102,6 102,2 101,8 101,5 
davon: 
Staat ................................ 102,3 102,5 102,4 101,9 101,5 101,2 
private Haushalte') ................... 104,2 104,6 104,3 104,0 103,8 103,4 

„~ ·-- . 
Gesamtwirtschaft ....................... 150,6 139,4 128,0 125,7 124,6 122,9 .. . .. .·. ~-:1 • 

1) Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit je beschlfl:igten Arbeitnehmer in Relation zur nominalen unbereinigten Brutto-
wertschöpfung (bei der Gesamtwirtschaft: zum Bruttoinlandsprodukt) je Erwerbstätigen (jeweils Inlandskonzept). 

2) Einschließlich privater Organisationen ohne Erwerbszweck.. 

schieden in der Entwicklung zwischen Westdeutsch-
land und den neuen Ländern, vor allem bei der offe-
nen Arbeitslosigkeit. 

Dabei ist die Neugliederung der Berliner Arbeitsamtsbezirke 
zum 30. Junl 1997 zu berücks.ichUgen: Die Anzahl der Arbeits·. 
ämter wurde von neun auf sechs reduziert; deren Gren:ien 
überschneiden teilweise die frühere Sektorengrenze. Dadurch 
haben sich In den Statistiken der Bundesanstalt für Arbeit alle 
Beatands- und Bewegungszahlen, die dem trilheren Bundes-
gebiet zugeordnet werden, leicht verringert und für die neuen 
Länder In gleichem Umfang erhOht. Zum Zeitpunkt der Neu-
gliederung kam es zu einer „ Umbuchung"von etwa 14 600Ar-
be1tsloaen von Westdeutschland nach Ostdeutschland. Über 
die weitere zeitliche Entwicklung bei diesem Bestand lassen 
slch indes keine verläßlichen Angaben machen. Dies er-
schwert die abgegrenzte Betrachtung von alten und neuen 
Ländern, Insbesondere Vergleiche mit Vorperioden. 

Im früheren Bundesgebiet stieg die registrierte Ar-
beitslosigkeit im Durchschnitt des Jahres um über 
8 vH, erstmals waren mehr als 3 f\..filliorien Personen 
arbeiWos. Im Jahresverlauf war besonders die äu-
ßerst starke Zunahme der registrierten Arbeitslosig-
keit im Januar auffallend, e_ine Entwicklung, die in 
den beiden Folgemonaten nicht ausgeglichen wur-
de. Erst ab der Jahresmitte gingen die Zuwächse der 
Arbeitslosigkeit zurück. Im Jahresverlauf ergab sich 
aber immer noch ein Anstieg um rund 110 000 Per-
sonen. 
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162. In den neuen Ländern stieg die registrierte Ar-
beitslosigkeit um fast 16 vH gegenüber dem Vorjahr 
an und damit wiederum stärker als im früheren Bun-
desgebiet. Wie im Westen kam es im Januar zu einer 
besonders starken Zunahme der Arbeitslosigkeit, die 
durch Rückgänge in den beiden Folgemonaten nicht 
ausgeglichen wurde. Anders als im Westen aber er-
höhte sich die Arbeitslosigkeit im weiteren Verlauf 
des Jahres stetig von Monat zu Monat. Dafür mitver-
antwortlich war die Strukturkrise im Baugewerbe, 
das in den neuen Ländern einen deutlich höheren 
Beschäftigungsanteil hat als im früheren Bundes-
gebiet. Am Jahresende 1997 waren fast 270 000 Per-
sonen mehr arbeitslos als ein Jahr zuvor. 

Die in beiden Teilen Deutschlands auch nach Saisonbereini-
gung starke Zunahme der Arbeitslosigkeit im Januar wurde 
mitunter der Abschaffung der Schlechtwettergeld-R~elung 
im Baugewerbe angelastet, verbunden mit der Forderung, die 
alte Regelung wiederherzustellen. Abgesehen davon, daß es 
iragllch .lat, ob es Aufgabe aller Beitragszahler zur Arbeitslo-
senversicherung sein kann, absehbare Witterungsrisiken einer 
speziellen Branche auszugleichen, greift die Argumentation 
zu kurz: Die alte Schlechtwettergeld-Regelung war nicht zu 
Beginn dleses, sondern des letzten Jahres abgeschatit worden. 
Bis zum 31. Dezember 1995 zahlte die Bundesanstalt für Arbeit 
bei witterungsbedingtem Arbeitsausfall im Baugewerbe ein 
Schlechtwettergeld in Höhe des Arbeitslosengelds. Nach Ab-
schattung dieser Regelwtg trat ein Tarifvertrag in Kratt, dem-
zufolge der Arbeitgeber für die ersten 150 witterungsbeding-
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Tabelle 37 

Der Berulsausblldungsstellenmarkt In Deutschland 

1990/91 11991/9211992/9311993/9411994/9511995/961 ·1996197 

Früheres Bundesgebiet 
Im Berichtszeitraum (Oktober bis September) 

Bei den Arbeitsämtern gemeldete 
Berufsausbildungsstellen ....... Personen 711416 721 804 667 238 561440 512 811 490 092 476 379 

vH 1) X 1,5 -7,6 -15,9 -8,7 -4,4 -2,8 
Bewerber ..................... Personen 419 261 403 451 424 142 455 224 478 383 508 038 546 390 

vH 1) X -3,8 5,1 7,3 5,1 6,2 7,5 

Am Ende des Berichtszeitraums (September) 

Unbesetzte Berufsausbildungs-
stellen ........................ Personen 128 534 123 378 83655 52 767 43231 33866 25217 
Noch nicht vermittelte Bewerber Personen 11205 11 756 14 841 17456 19 396 24 637 32190 

Stellenüberhang ............... Personen 117 329 111622 68814 35311 23835 9229 -
Bewerberüberhang ....... ' .... Personen - - - - - - 6973 

Neue Bundesländer und Berlin-Ost 
Im Berichtszeitraum (Oktober bis September) 

Bei den Arbeitsämtern gemeldete 
Berufsausbildungsstellen ....... Personen 122 331 109 135 105 479 122 022 120 129 119 040 131 036 

vH') X -10,8 -3,3 15, 1. -1,6 -0,9 10,1 
davon: 
betrieblich besetzbar ........... Personen 85304 88445 92279 94 906 99072 98254 98162 

vH 1) X 3,7 4,3 2,8 4,4 -0,8 -0,1 
in über-/außerbetrieblichen 
Einrichtungen gemäß: 

§40cAFG .................. Personen 37027 20690 8674 9143 10757 11886 10458 
Gemeinschaftsinitiative 

Ost 1993 .................. Personen - - 4526 5 158 - - -
Gemeinschaftsinitiative 

Ost 1994 .................. Personen - - - 12 815 1208 - -
Gemeinschaftsinitiative 

Ost 1995 .................. Personen: - - - - 9092 3403 -
Zukunftsinitiative 

Lehrstellen ................ Personen - - - - - 5497 7 791 
Lehrstelleninitiative 1997 ..... Personen - - - - - - 14625 

Bewerber ..................... Personen 145 693 138 342 145 580 171103 191 692 208 754 226 028 
vH 1) X -5,0 5,2 17,5 12,0 8,9 8,3 

Am Ende des Berichtszeitraums (September) 
Unbesetzte Berufsausbildungs-
stellen ........................ Personen 6608 3232 2082 1385 983 1 081 647 
Noch nicht vermittelte Bewerber Personen 2421 1219 2918 1 514 5566 13 821 15 231 

Stellenüberhang ............... Personen 4187 2 013 - - - - -
Bewerberüberhang .... ' ....... Personen - - 836 129 4583 12740 14 584 

2) Veränderung gegenüber dem Vorjahreszeitraum. 
Quelle: BA 
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dem Vorjahr nochmals erhöht, im früheren Bundes-
gebiet ist allerdings ein leichter Rückgang eingetre-

~--------------~--.c...,.,,,_,. ·leii (Scliäi.ibilu 22). Der Anteil der Zugänge von zu-
ZUR EN"!WICKLUNG DER vor in betrieblicher Ausbildung befindlichen Perso-

Schaubild 21 

REGISTRIERTEN ARBEITSLOSIGKEIT'' nen ist im Westen leicht und im Osten etwas stärker 
Monatsendstände gestiegen. Der Anteil von Personen, die zuvor in 
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ten Ausfallstunden ein Oberbrüc~gsgeld in Höhe von 75 vH 
des Effekt1vlohns zu zahlen hatte. Davon hatten die Arbeitneh-
mer ein Drittel selbst durch Verrechnung mit Urlaubstagen zu 
ffnanderen. W1e es scheint, haben Arbeitgeber Kündiifüngen 
mtt dem Vemprechen auf Wiedereinstellung„ausgesprochen. 
Dles war für Arbeitgeber wie für Arbe-finehni'er giinBtlger als 
dle Anwendung der tarltvertragllchen Regeluii'!. 

Dieser Kon&truktionslehler wirkte betelts zu Beg:ln.n des Jahres 
1!!W6 und nlcht erst ab 1007. Dennoch waren ·~e Zuglinge von 
zuvor 1m Baugewerbe Erwerbstätigeri ln die Arbeltslos!gkeit 
im Januar 1gg7 im früheren Bundesgebiet um 44 219 Pet.sonen 
hOher als 1m Januar 1gg5, in den neuen BundeBldndem ergab 
111ch ehle vergleichbare Stelgeron(J um 38.3!12 Pemonen. Bei 
nahezu gleichen Wlttenmgsbedlngungen -und idenllBcher 
'Ibrttvertrag&regelung kann der Zuwacha gegi:nüber dem Vor-
jahr nlcht auf die Abschaffung des SchlechtWettergeldes zu-
rüclcgelührl werden. 

163. Die Zugänge in registrierte Arbeitslosigkeit 
haben sich in Deutschland insgesanit gegenüber 

schulischer Ausbildung waren, fiel im Westen, stieg 
aber im Osten. Dies kann darauf hindeuten, daß sich 
junge Menschen in den neuen Bundesländern so-
wohl bei der Aufnahme einer betrieblichen Ausbil-
dung ais auch nach deren Ende größeren Arbeits-
marktproblemen gegenübersehen als in den alten 
Ländern. Bei der absoluten Anzahl von Zugängen 
aus Erwerbstätigkeit (ohne Ausbildung) in Arbeits-
losigkeit kam es im früheren Bundesgebiet, nicht 
aber in den neuen Ländern zu einem geringen Rück-
gang. Dies ist ein Zeichen für eine leichte Besse-
rungstendenz auf dem Arbeitsmarkt in Westdeutsch-
land, im Gegensatz zur Situation in Ostdeutschland. 

Die Abgänge aus registrierter Arbeitslosigkeit haben 
im früheren Bundesgebiet, nicht aber in den neuen 
Ländern gegenüber dem Vorjahr zugenommen. Der 
Anteil der Vermittlungen von Arbeitslosen an den 
Abgängen ist dabei im früheren Bundesgebiet mit 
19 vH konstant geblieben und in den neuen Ländern 
leicht auf 30 vH gesunken. 

Sowohl in den alten wie a:nch in den neuen Bundes-
ländern haben die Bewegungen am Arbeitsmarkt ins-
gesamt abgenommen: Die Fluktuationsquote - defi-
niert als arithmetisches Mittel von jährlich kumulier-
ten Zugängen und Abgängen in Relation zum jahres-
durchschnittlichen Arbeitslosenbestand - sank in Ost-
deutschland wie in Westdeutschland auf 1,6. Damit ist 
der Fluktuationskoeffizient in den alten Bundeslän-
dern nach Werten von über 2,0 zu Beginn der neunzi-
ger Jahre graduell wieder in etwa auf das Niveau Mitte 
der achtziger Jahre gefallen, in den neuen Bundeslän-
dern liegt er immer noch über dem niedrigen Niveau 
von 1,4 unmittelbar nach der Wende. 

164. Die nachlassende Bewegung auf den Arbeits-
märkten im früheren Bundesgebiet und den neuen 
Ländern trug zu einem Anstieg der Langzeitarbeits-
losigkeit bei: In den alten Bundesländern waren im 
Durchschnitt des Jahres über 1 Million Personen län-
ger als ein Jahr arbeitslos, in den neuen Ländern 
waren es rund 375 000 Personen. Das entspricht 
einem Anteil an allen registriert Arbeitslosen von 
rund 34,4 vH im Westen und knapp 28 vH im Osten. 
So w1e dJe Langzeitarbeltslosigkelt herkömmlich statistisch er-
faßt und ausgewiesen wird, kommt die Problemlage im Hin-
blick aui die Bedeutung der Langzeitarbeitslosigkeit (Last-
verteilung) nJ.cht vollständig zum Ausdruck, Gewöhnlich wird 
auJ die absolute Anzahl von Langzeitarbeitslosen abgestellt, 
genauer: auf die Arbeitslosen, die zum jeweiligen Stichtag be-
reits ein Jahr oder länger arbeitslos sind. Die absolute Anzahl 
der Langzeitarbeitslosen kann dann zur Gesamtzahl der Ar· 
beiflllosen in Bezug gesetzt werden. Bei dieser Zählweise wer:-
den allerdings langfristige von kurzfristigen Arbeitslosen zu 
einem Zeltpunkt getrennt, in dem unbekannt ist, wie lange die 
Arbeitslosigkeit bei den ,betrachteten Personen noch andauern 
wird. Zum /eweillgen Stichtag werden Arbeltslose auch dann 
als kun:.lristig klassi11ziert, obwohl sie später zu Langzeit-
arbeitslosen werden können. Zudem wird die unterschiedliche 
Dauer der Arbeitslosigkeit nicht angemessen berücksichtigt. 
Um diesen Effekten Rechnung zu tragen, müßte man die Ar-
beitslosen eines jeden Stichtages, tür den man eine Aussage 
über Langzeitarbeitslosigkeit machen will, noch mindestens 
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Schaubild 22 
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ein Jahr beobachten, um zu ermitteln, wieviele aus den unter-
jährigen Dauerkategorien noch zu Langzeitarbeitslosen wer-
den. Tm tJl.dtlonären -FalI (gleiche- Anzahl von Zugängen pro 
Zeitperiode und konstante Dauerverteilung, was eine gleiche 
Anzahl von Abgängen impliziert) kann statt de"en eine belie-
bige Abgangskohorte aus der Arbeitslosigkeit betrachtet wer-
den. Für die Abgangskohorte hn früheren Bundesgebiet im 
Juni 1996, dem letzten Zeitpunkt, zu dem entsprechend tief ge-
gliederte Daten vorliegen, ergibt sich folgendes Bild: Insge-
samt beendeten rund 374 000 Personen die Arbeitslosigkeit; 
diese waren zusammen 85,4 Mio Tage arbeitslos. Davon waren 
rund 311 000 Personen (83,2 vH) weniger als ein Jahr arbeitslos 
und fast 63 000 Personen (16,8 vH) länger als ein Jalu. Die 
durchschnittliche Dauer der Arbeitslosigkeit war aber bei 
den Langzeitarbeitslosen mit 792,2 Tagen fast siebenmal so 
hoch wie bei den Kurzfrist-Arbeitslosen (114,5 Tage). In einer 
Volumenrechnung tragen die Langzeitarbeitslosen daher zu 
58,4 vH zur gesamten Arbeitslosigkeit in Höhe von 85,4 MJo 
Tagen bei. Diese Rechnung liefert eine Antwort auf die Frage, 
in welchem Umfang die Gesamtarbeitslosigkeit durch Lang-
zeitarbeitslosigkeit geprägt wird. 

165. Neben der registrierten, offenen Arbeitslosig-
keit tst auch die verdeckte Arbeitslosigkeit mit in 
den Blick zu nehmen (Tabelle 38, Seite 96). Als ver-
deckt arbeitslos können unabhängig von ihren Ar-
beitsmarktchancen und Arbeitswünschen alle Perso-
nen bezeichnet werden, die bei Nichtvorhandensein 
des entsprechenden arbeitsmarktpolitischen Sonder-
programms oder der entsprechenden Leistung mit 
größter Wahrscheinlichkeit regtstriert arbeitslos wä-
ren. Von dieser Definition ausgehend bezieht der 
Sachverständigenrat in diesem Jahr erstmals neben 
den bisher betrachteten Personengruppen, die alle-
samt Leistungsempfänger der Bundesanstalt für Ar-
beit sind, auch bestimmte Leistungsempfänger der 
Gesetzlichen Rentenversicherung in den Krets der 
verdeckt Arbeitslosen ein, nämlich die unter 65 jäh-
rigen Bezieher von Altersrente wegen Arbeitslosig-
keit. Die Anzahl dieser Rentenempfänger tst in den 
letzten zehn Jahren sehr stark angestiegen: in West-
deutschland von etwa 170 000 Personen zum 1. Ja-
nuar 1987 auf über 450 000 Bezieher zum 31. De-
zember 1996, in Ostdeutschland von etwa 6 500 Per-
sonen zum 31. Dezember 1992 auf über 300 000 Be-
zieher zum 31. Dezember 1996. Allerdings können 
entsprechende Durchschnittswerte für Quartale und 
Jahre wegen rechtlicher und quantitativer Abgren-
zungsproblemen nur geschätzt werden, allerdings 
auf .vergleichsweise sicherer statistischer Basis. 

Dle vorhandenen Monatsangaben für Bezieher von Altersrente 
wegen Arbeitslosigkeit differenzieren n1cht nach Alter, s1e ent-
halten auch über 65 jährige Bezieher, weil keine automatische 
Umbuchung vorgenommen wird, wenn der Bezieher die Vor-
aussetzungen für eine andere Art der Altersrente erfüllt. Zur 
Schätzung der Quartals- und Jalueswerte der unter 65/ährigen 
Bezieher wird wie folgt vorgegangen: Zunächst wird aus der 
Rentenbestandsstatistik des Bundesmlniste.dums für Arbe1t 
und Sozialordnung zum Stichtag 1. Juli der Anten der 60- bis 
unter 65jährigen Bezieher von Altersrente wegen Arbeitslosig-
keit an der Gesamtzahl der entsprechenden Rentner ermittelt. 
Auf dieser Basis werden Anteilswerte für alle Monate ge-
schätzt. Diese werden mit den nicht nach Altersklassen d!Jie-
renzierten monatlichen Bestandszahlen der durch dje Post 1n 
der Rentenversicherung der Arbeiter und AngesteDten sowie 
der durch die Bundesknappschaft gezahlten laufenden AltersM 
renten wegen Arbeitslosigkeit multipliziert. Daraus ergeben 
sich monatliche Schätzwerte für die 60M bls unter 65/ährigen 
Bezieher von Altersrente wegen Arbeitslosigkeit, aus denen 
Quartalswerte und Jahresdurchschnittswerte gewonnen werM 
den können. 
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Tabelle 38 

OHene und verdeckte Arbeitslosigkeit 1n Dentschland 
-· -· 

Kurzarbeiter Teilnehmer an Empfänger von 
Teilneh- PuU-Maßnahmen') 

Offene Ver- merln Teilneh- Lei-
undve!'- Regi- deckte Arbeits- meran stungs-
deckte strlerte darunter Deutsch- empfän- Alters- Alters-

Arbeits- Arbeits- Arbeits- Arbeits- beschaf- Sprach- gernach über- rente 
losig· losel) losig- insge- Arbeits- losen- fungs- tnsge- lehrgän- §105 gangs-/ wegen 

keit•) samt ausfall 5) äqui- mallnah- samt3) Vorruhe- Arbeits-Zeitraum 1) k.eit 1) 
valent") men 3)7) Vollzeit~ genlj AFG'~ Stands- losig-

geld keit 11 ) 

Tausend vH Tausend 
-

(1) (2) (3) (4) (5) (6) (7) (8) (9) (10) (lt) (t2) (13) 

" Deutschland 
1995 5191 3 612 2179 199 44 81 384 560 500 53 244 373 538 
1996 6103 3965 2138 217 41 112 354 546 505 51 261 187 662 
1997 6339 4385 1955 181 44 80 305 429 399 43 316 60 752 
1995 1. ~- 6 019 3765 2254 235 45 105 389 571 498 58 250 487 467 

2. j. 5 756 3 544 2212 213 43 91 396 574 509 52 242 397 524 
3. Vj. 5 675 3 553 2122 140 41 66 386 543 488 47 240 331 564 
4. Vj. 5115 3 587 2128 207 42 86 364 552 504 54 246 211 597 

1996 1. Vj. 6326 4 132 2194 372 41 174 328 548 504 61 263 242 622 
2. Vj. 6081 3916 2165 323 31 119 ' 358 564 522 54 256 204 651 
3. VJ. 5972 3877 2095 197 . 37 74 373 532 493 44 268 168 676 
4. Vj. 6033 3936 2097 217 38 83 355 539 501 43 282 134 698 

1997 1. Vj. 6628 4 548 2 080 303 45 136 313 495 461 46 304 103 717 
2. Vj. 6303 4 317 1985 197 42 82 313 458 425 45 306 73 741 
3. VJ. 6209 4331 1878 111 45 50 297 392 363 42 319 43 763 
4. Vj. 6 218 4343 1875 115 46 53 298 372 345 39 335 19 786 

PJ.1lheres Bundesgebiet 
1995 3 529 2565 965 128 37 48 72 304 257 46 205 3 335 
1996 3 856 2 796 1060 206 36 74 16 307 216 42 200 2 391 
1997 4 051 3 031 1021 132 41 54 61 245 221 34 197 1 447 
1995 1. Vj. 3638 2681 957 152 40 61 10 305 246 50 212 4 315 

2. Vj. 3478 2521 957 131 36 47 71 308 257 45 205 2 329 
3. VJ. 3462 2521 941 83 38 32 73 292 250 41 201 2 341 
4. Vj. 3540 2537 1003 146 35 51 72 312 274 47 201 2 355 

1996 !. Vj. 3972 2878 1093 264 43 112 72 313 279 53 208 2 368 
2. Vj. 3 817 2 740 1077 241 32 78 78 324 291 47 197 2 384 
3. Vj. 3780 2 750 1030 150 32 48 79 299 270 36 197 1 398 
4. Vj. 3856 2816 1040 111 34 59 74 290 262 33 198 1 412 

1997 1. Vj. 4 263 3189 1074 229 43 97 70 270 244 35 203 1 424 
2. Vj. 4035 3 006 1029 141 39 54 69 261 235 35 195 1 440 
3.~. 3954 2970 985 17 42 32 66 228 206 33 193 1 454 
4. j. 3 953 2958 995 80 43 34 63 222 200 31 198 1 468 

Neue Bundesllnder und Berlin-Ost 
1995 2262 1047 1215 11 56 39 312 256 243 1 39 310 203 
1996 2247 1169 1078 11 54 38 278 239 230 8 67 186 271 
1997 2288 1354 934 50 52 26 238 184 171 9 119 59 305 
1995 !. Vj. 2381 1084 1 297 83 53 44 319 261 252 9 31 483 152 

2.~. 2278 1023 1255 82 54 44 325 266 252 7 31 394 195 
3. l· 2213 1031 1181 56 61 34 313 251 238 6 39 328 223 
4. VJ. 2115 1050 1125 61 59 36 292 239 229 1 45 275 242 

1996 !. Vj. 2354 1253 1101 108 57 61 256 234 226 8 55 240 254 
2. Vj. 2 264 1176 1088 82 50 41 280 240 231 7 59 202 . 267 
3. Vj. 2192 1126 1066 47 54 25 294 233 223 8 11 167 218 
4. Vj. 2177 1119 1058 47 53 25 281 248 239 10 84 . 133 286 

1997 1. Vj. 2365 1358 1007 74 52 39 244 226 218 10 101 102 293 
2. Vj. 2268 1312 956 56 50 28 243 197 190 10 112 12 301 
3. Vj. 2254 1361 894 34 53 18 231 164 157 9 126 43 309 
4. Vj. 2265 1385 880 35 54 19 235 150 145 8 137 18 318 

. -· '~'r •"! , .• „~-~'-'. --~_. .• -'-_ ·~·., 
1) Abweichungen in den Summen durch Runden der Zahlen. Jahreswerte aus geiimdeten Quartalswerten berechnet. 4. Vierteljahr 1997 und 
Jahreswert 1997 eigene Schit:zung. - ~ Stimme der Spalten 2 und 3. - ~ V!erteljahrnsdurcbsclmitte aus Monatsendständen, wobei der Stand 
am Ende des letzten Monats des Vorquartals und am Ende des dritten Monats deS Berichtsquartals jeweils zur Hälfte berücksichtigt wird. -
4 ) Summe der Spalten 6 bis 7 und 9 bis 13. - ') Etg'ene Berechnung. - -, Anzahl der Kurzarbeiter multipliziert mit ihrem durchschnittlichen 
Arbeitsausfall. - ') Neben den Teilnehmern an aD.gemeinen Maßnahmen sind auch die an Maßnahmen für Ältere, nach § 249 h AFG, nach 
1 2'2a APG beriickskhttgt. - ') Beruflicbe Fortbildung, Umschuluhg und Einarbeitung, erfaßt nach dem Wohnortprinzip. - 8) Ohne Einarbei-
tung. - 1°) Personen, die gemAß § 105a.,APG (Nahtlosigkeitsleistungen), § 10.Sb AFG (Leistungsfortzahlung im Krankheitsfall) und§ 105c AFG 
(58-jlhrlge und lltere Personen, die der Arbeitsvermittlung nlcht mehr zur Ve~ stehen müssen) Leistungen empfangen, aber nicht als 
registrlerte Arbeitslose gezAhlt werden. - 11} 60- bia. unter 65j5hrige RentenempfAnger. Eigene Schätzung nach Angaben des BMA, des VOR 
und der Bundesknappschaft. Quelle für Grundzahlen: BA 
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166. Im Gegensatz zum Vorjahr sank die verdeckte 
Arbeitslosigkeit in Westdeutschland, und zwar um 
rund 40 000 Personen auf knapp über eine Million 
Personen. In den neuen Ländern ging die verdeckte 
Arbeitslosigkeit stärker zurück, und zwar um 144 000 
Personen auf 934 000 Personen. Aufgrund des An-
stiegs der registrierten Arbeitslosigkeit erhöhte sich 
aber in beiden Teilen Deutschlands die Quote aus 
offener und verdeckter Arbeitslosigkeit, und zwar im 
früheren Bundesgebiet von 12,2 vH auf 12,9 vH und 
in den neuen Ländern auf 27,0 vH, nach 26,3 vH im 
Jahre 1996. 

167. Bis auf die Bezieher von Altersrente wegen Ar-
beitslosigkeit entwickelten sich fast alle Komponen-
ten der verdeckten Arbeitslosigkeit in Westdeutsch-
land wie Ostdeutschland rückläufig: Erfreulich war 
die Entwicklung der Kurzarbeit, die - in Arbeitslosen-
äquivalenten gemessen - um über ein Viertel zurück-
ging, was auf die konjunkturelle Aufhellung zurück-
zuführen war. Noch stärker sank mit fast 70 vH die 
Anzahl der Bezieher von Altersübergangsgeld in 
Ostdeutschland; diese Leistung konnte bis zum 
31. Dezember 1992 von mindestens 55jährigen Ar-
beitnehmern für einen Zeitraum von fünf Jahren be-
antragt werden. Dem sinkenden Bestand in diesem 
Progranun stand freilich ein auch in den neuen Län-
dern besonders starker Anstieg der Renten wegen 
Arbeitslosigkeit für die über 60jährigen gegenüber; 
zudem schlug sich der Wegfall dieser Regelung - mit 
der abzusehenden Zeitverzögerung von drei Jahren 
- in einem gerade in Ostdeutschland besonders ho-
hen Zuwachs von über 58jährigen Leistungsempfän-
gern nieder, die der Arbeitsvermittlung nicht mehr 
zur Verfügung stehen müssen und deshalb nicht als 
registriert arbeitslos zählen (§ 105 c AFG). 

Stärker als die bisher genannten Progranune können 
die Maßnahmen der Fortbildung und Umschulung 
und die Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen auch kurz-
fristig in ihrem Umfang beeinflußt werden. Aufgrund 
der Haushaltsengpässe bei der Bundesanstalt für 
Arbeit äußerte sich dies in diesem Jahr insgesamt in 
einer stärkeren Rückführung dieser Progranune: Die 
Anzahl der ABM-Beschäftigten ging in Deutschland 
insgesamt um knapp 14 vH zurück, die Anzahl der 
Vollzeit-Teilnehmer in Fortbildl!ng und Umschulung 
sogar um über 20 vH. Dabei war die Verminderung 
in Ostdeutschland in beiden Fällen stärker (Ta-
belle 38). 

168. Die rückläufige Anzahl von Teilnehmern an 
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen sowie Fortbildung 
und Umschulung führte mitunter zu der Behauptung, 
daß die Verschlechterung der Lage am Arbeitsmarkt 
auf die Verringerung dieser Progranune durch die 
Bundesregierung zurückgehe. Dies trifft nicht zu: 
Der Anstieg der Arbeitslosigkeit ist auch auf den 
starken Rückgang der nicht subventionierten Er-
werbstätigkeit zurückzuführen, insbesondere in Ost-
deutschland.Verbreitet ist zudem die Meinung, es sei 
besser, Arbeit statt Arbeitslosigkeit zu finanzieren. 
Diese Meinung läßt sich so pauschal nicht vertreten 
(JG 95 Züfer 271). Zu vergleichen sind hier zum 
einen die Kosten für den öffentlichen Gesamthaus-
halt, zum anderen sind weitere gesamtwirtschaft-
liche Nutzen- und Kostenaspekte in den Blick zu 

nehmen, die sich allerdings teilweise kaum quanti-
fizieren lassen. Zunächst einmal sind arbeitsmarkt-
politische Sonderprogranune nicht kostengünstiger 
als die Finanzierung offener Arbeitslosigkeit. Das 
!AB hat für die Jahre 1995 und 1996 Kostenver-
gleiche durchgeführt, bei denen Arbeitsbeschaf-
fungsmaßnahmen und Fortbildung und Umschulung 
(Unterhaltsgeld) mit sogenannten passiven Leistun-
gen (Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhilfe, Sozialhilfe) 
einschließlich der Auswirkungen auf Sozialversi-
cherungsbeiträge, Einkommensteuer und indirekte 
Steuern verglichen wurden. In beiden Teilen Deutsch-
lands ergaben sich deutlich höhere gesamtfiskalische 
Kosten für ABM-Teilnehmer und Unterhaltsgeld-
empfänger als für Bezieher passiver Leistungen. Be-
zogen auf den gesamten ABM-Teilnehmerbestand 
führte dies zu Mehrkosten von 2,4 Mrd DM im Jahre 
1995 und 1,8 Mrd DM für das Jahr 1996. Für die 
Unterhaltsgeldempfänger in Fortbildung und Um-
schulung fielen für die Jahre 1995 und 1996 Mehr-
kosten von insgesamt 4,3 Mrd DM und 4,7 Mrd DM 
an. 

Was die gesamtwirtschaftlichen Wirkungen anbe-
langt, ist das Bild zwiespältig: 

- Positiv ist es, wenn Arbeitsbeschaffungsmaßnah-
men oder Fortbildung und Umschulung die Pro-
duktivität der Teilnehmer und in der Folge deren 
Beschäftigungswahrscheinlichkeit erhöhen. Empi-
rische Studien, die entsprechende Wirkungen 
überprüfen, sind mit einer Reihe methodischer 
Probleme verbunden, denen erst in den letzten 
Jahren durch neuere Verfahren der Mikroökono-
metrie Rechnung getragen werden konnte (JG 95 
Züfer 150). Erste Forschungsergebnisse in dieser 
Richtung gelangen für Fortbildungs- und Umschu-
lungsmaßnahmen zu wenig positiven Ergebnis-
sen, vor allem für Westdeutschland. Arbeitsbe~ 
schaffungsmaßnahmen hingegen - so eine neuere 
Studie für das frühere Bundesgebiet - tragen zu 
einer Verringerung der Mismatch-Arbeitslosigkeit 
im Hinblick auf eine bessere Übereinstimmung 
der Qualifikationsprofile von angebotener und 
nachgefragter Arbeit bei. 

- Gesamtwirtschaftlich nachteilig ist es, wenn ar-
beitsmarktpolitische Maßnahmen reguläre Be-
schäftigung gefährden. Dies kann auf drei Wegen 
geschehen: Erstens führen höhere Finanzierungs-
kosten so!Cher Maßnahmen zu höheren Lohn-
nebenkosten oder Steuern, was bei unzureichen~ 
der Lohnzurückhaltung zum Abbau von Beschäfti-
gung beiträgt. Zweitens können insbesondere Ar-
beitsbeschaffungsmaßnahmen reguläre Beschäfti-
gung verdrängen, wofür es nach Angaben des 
Instituts für Wirtschaftsforschung Halle beispiels-
weise im Garten- und Landschaftsbau in den 

. neuen Ländern klare Anzeichen gibt. Drittens 
können arbeitsmarktpolitische Sonderprogranune 
über die Verringerung der offenen Arbeitslosigkeit 
zu weniger beschäftigungsfreundlichen Lohn-
abschlüssen der Tarifvertragsparteien beitragen. 
Für das frühere Bundesgebiet zeigen ökonometri-
sche Studien, daß die Verringerung der offenen 
Arbeitslosigkeit und die Höhe der Tariflohn-
abschlüsse negativ korreliert sind. 
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D.RITTES KAPITEL 

Zu den Angebotsbedingungen In Deutschland 

1. Zukunftsweisende Refonnen 
nicht vorangebracht 

109. Als der Sachverständigenrat im letzten Jahres-
gutachten seinen Ausblick auf das Jahr 1997 begrün-
dete, bestand durchaus Anlaß für die Hoffnung, daß 
die angekündigten Reformvorhaben in den Berei-
chen der Einkommensbesteuening, der Altersvor-
sorge, der Krankenversicherung und der Arbeits-
losenversicherung zügig vorangebracht und umge-
setzt werden könnten (JG 96 Ziffer 235). Diese Hoff-
nung wurde jedoch im Jahre 1997 auf nahezu allen 
Gebieten enttäuscht. Was nach mitunter zähen Dis-
kussionen umgesetzt wurde, entsprichi im Ganzen 
keiner schlüssigen, zukunftsweisenden Konzeption. 
Die mangelnde Konsequenz, das Vor und Zurück, 
die fehlende Bereitschaft zu langfristig orientiertem 
Handeln haben die drängenden Probleme einer 
sachgerechten Lösung kaum nähergebracht. Die 
vom Staat beeinflußbaren Angebotsbedingungen, 
die für die Dynamik der deutschen Volkswirtschaft 
maßgeblich sind und deren Mögllchkeiten bestim-
men, den weltwirtschaftlichen Herausforderungen 
erfolgreich zu begegnen, wurden in diesem Jahr 
kaum verbessert; angemessen waren die durch die 
Deutsche Bundesbank gesetzten monetären Bedin-
gungen. 

Diesem Gesamturteil steht nicht entgegen, was die 
Bundesregierung im Herbst dieses Jahres 'zur Um-
setzung des .Aktionsprogramms für Investitionen• 
vom 30. Januar 1996 und des .Progranuns für mehr 
Wachstum und Beschäftigung• vom 25. April 1996 
berichtet hat. Eine Verbesserung der Angebotsbedin-
gungen muß an vielen einzelnen Punkten ansetzen; 
dazu gehören die Förderung des Finanzplatzes 
Deutschland, die Privatisierung öffen!licher Unter-
nehmen, die Liberalisierung in der Telekommunika-
tion und im Postbereich, die Vereinfachnng von Pla-
nungs- und Genehnliguligsverlahren und die Moder-
nisierung der öffentlichen Verwaltung. Auch gingen 
die im Vorjahr verabschiedeten Gesetze zur Umset-· · 
zung des .Progranuns für mehr Wachstum und Be-
schäftigung" im großen und ganzen ln die richtige 
Richtung (JG 96 Tabellen 33 und 37). All dies bleibt 
in seiner Wirkung jedoch begrenzt, wenn in den zen-
tralen Bereichen - nämlich in der Auiigabenpoiltik, 
der Steuerpolitik und der Sozialpolitik - die Anstren-
gungen zu kurz greifen oder gar in die falsche Rich-
tung gehen. Überdies wirkt es nicht vertrauenschaf-
fend, wenn ordnungspolitisch Gebotenes - wie die 
Privatisierungen - aus fiskalischen Gesichtspunkten 
heraus überhastet und unter Inkaufnahme bedenk-
licher Nebenwirkungen betrieben wird." · 

170. Im Januar 1997 legte die von der Bundes-
regierung eingesetzte Steuerreform-Kommission Vor-
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schläge zu einer Reform der Einkommensbesteue-
rung (die sogenannten .Petersberger Steuervor-
schläge•) vor. Ziel war eine deutliche Senkung der 
Grenzsteuersätze bei gleichzeitiger Verbreiterung 
der Bemessungsgrundlage durch den Abbau zahl-
reicher steuerlicher Sonderregelungen, das ganze 
verbunden mit einer spürbaren Nettoentlastung der 
Steuerzahler. Diese Leitlinien decken sich weitge-
hend mit den vom Sachverständigenrat genannten 
Anforderungen und Grundsätzen für die Gestaltung 
der Einkommensbesteuerung (JG 96 Ziffern 296ff.), 
auch wenn die Reformvorschläge die Abschaffung 
der steuerlichen Sonderregelungen nicht immer mit 
letzter Konsequenz verlolgen. Die anschließend von 
der Bundesregierung vorgelegten Pläne für eine Re-
form der Einkommensbesteuerung entsprachen im 
wesentlichen den "Peters berger Steuervorschlägen" . 
Deren Umsetzung scheiterte jedoch im Sommer 
dieses Jahres am Kouflikt über die steuerpolitische 
Grundorientierung, wie er im Gegeneinander von 
Bundestag und Bundesrat zum Ausdruck kam. Die 
politischen Parteien waren sich zwar über die grund-
sätzliche Notwendigkeit einer Steuerreform einig 1 

ihre inhaltlichen Vorstellungen differierten gleich-
wohl erheblich. Die Unterschiede lassen sich an ver-
schiedenen Aspekten aufzeigen (Tabelle 39). Im Mit-
telpunkt stand der Streit darüber, ob es durch die 
Einkommensteuerreform eine Nettoentlastung ge-
ben solle und, wenn ja, wie diese zu finanzieren sei. 
Letztlich erlordert eine Nettoentlastung die Reduzie· 
rung öffentlicher Ausgaben, an der sich alle Ebenen 
im staatlichen Bereich beteiligen müssen. Der Bund 
legte für den auf ihn entfallenden Teil in dem Gesetz-
entwurf allerdings keine Vorschläge vor. 

Im Herbst dieses Jahres wurde erneut versucht, 
einen Kompromiß für die Steuerreform zu finden, 
doch wieder ohne Erfolg. Damit wurde die Chance 
vertan, eine tiefgreüende Strukturreform der Ein-
kommensbesteuerung umzusetzen mit dem Ziel, die 
seit langem auch vom Sachverständigenrat genann-
ten Schwachpunkte des bestehenden Systems zu be-
seitigen sowie den Wirtschaftssubjekten mittelfristige 
Planungssicherheit zu geben und die Anreize zur 
Steuervermeidung zu verringern. Das Scheitern die-
ser Reform nach langwierigen Verhandlungen ist 
Ausdruck unzureichender Gestaltungskraft bei allen 
Verantwortlichen für die Wirtschafts- und Finanzpoli· 
tik, wobei die Bundesregierung selbst ihre Verband· 
lungsposltlon dadurch schwächte, daß sie die Finan-
zierung der zu erwartenden Steuerausfälle offenließ. 
Die dringend gebotene Verbesserung der steuerpoli-
tischen Angebotsbedingungen ist auf unbestimmte 
Zeit vertagt worden. 

171. Ebenfalls im Januar dieses Jahres hat die von 
der Bundesregierung eingesetzte Kommission .Fort-
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Tabelle 39 

Steuerreform 1998/1999: Vorschläge Im Überblick 

Bundesregierung 1) Fraktion der SPD 2) Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN') 

- Nettoentlastung 44,9 Mrd DM im - Reform insgesamt: weitgehend auf- - Reform insgesamt: aufkommens-
Jahre 1999 kommensneutral neutral 
(erstes Jahr der vollen Wirksamkeit) 

L Anderungen Im Bereich der Einkommensbesteuerung 
1. Tarifänderungen 
Einkommensteuer: 
- Grundfreibetrag: 13 014 DM 
- Eingangssteuersatz 15 vH 

(bis 18 035 DM) 
(untere Proportionalzone) 

- Anschließend linear-progressiver 
Tarif mit Grenzsteuersätzen von 
22,5 vH bis 39 vH 
(ab 90 017 DM) 

- Senkung des ermäßigten Satzes 
von 47 vH über 40 vH (1998) auf 
35 vH (ab 1999) bei Einkünften aus 
Gewerbebetrieb 

Körperschaltsteuer: 
- Senkung der Steuersätze in zwei 

Stufen: für einbehaltene Gewinne 
von 45 vH über 40 vH (1998) auf 
35 vH (ab 1999), für den ermäßigten 
Steuersatz von 42 vH auf 32 vH, für 
ausgeschüttete Gewinne von 30 vH 
über 28 vH (1998) auf 25 vH 

Solidarttitszuschlag: 
- Senkung von 7 ,5 vH auf 5,5 vH 

(ab 1998) 

Kapitalertragsteuer: 
- Senkung des Steuersatzes für Divi-

denden von 25 vH auf 15 vH 

Zlnsabschlagsteuer: 
- Senkung von 30 vH auf 25 vH, bei 

Tafelgeschäften von 35 vH auf 
30vH 

2, Famlllenlelstungsausglelch 
- Keine Veränderungen vorgesehen 

Einkommensteuer: 
- Grundfreibetrag: 14 000 DM 
- Eingangssteuersatz 22 vH 

(ab 1998), 15 vH (ab 1999) 
- Anschließend linear-progressiver 

Tarif bis zu einem Grenzsteuersatz 
von53vH 
(bei 120 000 DM) 

- Senkung des Spitzensteuersatzes 
erst bei Beseitigung weiterer Steuer-
subventionen 

Körperschaltsteuer: 
- Senkung des Steuersatzes für ein-

behaltene Gewinne von 45 vH auf 
35 vH (ab 1998), Anwendung aucb 
auf Personengesellschaften 

- Optionsmöglichkeit, das heißt 
rechtsformunabhängige Untern:eh-
mensbesteuerung 

- Verbesserung des Familienlei-
stungsausgleichs durch Erhöhung 
des Kindergeldes um 30 DM auf 
250 DM pro Monat für das 1. und 
2. Kind, der Kinderfreibetrag ent-
fällt 

- Erweiterter steuerlicher Abzug von 
Kinderbetreuungskosten 

- Begrenzung des Vorteils beim Ehe-
gattensplitting für Bezieher hoher 
Einkommen (eventuell Übergang 
zur Individualbesteuerung der Ehe-
gatten) und Verwendung der da-
durch gewonnenen Mittel für eine 
weitere Verbesserung des Fami-
lienleistungsausgleichs 

- Ersatz des Kindergeldes und des 
Ausbildungsfreibetrages durch ein 
einkommensunabhängiges Ausbil-
dungsgeld 

Einkommensteuer: 
- Grundfreibetrag: 15 000 DM 
- Eingangssteuersatz 18,5 vH 
- Anschließend linear-progressiver 

Tarif bis zu einem Grenzsteuersatz 
von45vH 
(bei 120 000 DM) 

- Aufhebung des gespaltenen Tarifs 
für gewerbliche und private Ein-
künfte 

Körperschaltsteuer: 
- Gespaltener Steuersatz auf aus-

gescbüttete und einbehaltene Ge-
winne auf 35 vH vereinheitlicht 

- Einheitlicbes Kindergeld von 300 
DM pro Monat für jedes Kind, ge-
staffeltes Kindergeld und Kinder-
freibetrag entfallen 

- Erweiterte Abzugsmögli<;hkeit von 
Kinderbetreuungskosten bis zu ei-
nem Drittel von der Steuerschuld 
für das 1. Kind bis maximal 5 000 
DM, für jedes weitere Kind bis 
maximal 2 500 DM 

- Individualbesteuerung statt Ehe-
gattensplitting 
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noch Tabelle 39 

Bundesregierung 1) Fraktion der SPD') 

3. Ausgewlhlte Ma.Dnahmen zur Verbreiterung der Bemeuungsgnmdlage 

Aufgeführt sind Einzelmaßnahmen, 
für die ein Steuermehraufkommen 
von etwa 1 Mrd DM und mehr erwar-
tet wird. 

Gewtnnermlttlungsvorschrlllen: 
- Verlängerung der Spekulationsfrist 

für Veräußerungsgewinne beim Ver-
kauf von privaten Grundstücken 
von 2 auf 5 Jahre') 

- Einführung eines Wertaufholungs-
gebotes für Wirtschaftsjahre, die 
nach dem 31. Dezember 1997 enden 

- Begrenzung bei der Anerkennung 
eines Verlustvortrags betreffend 
Höhe und Dauer ab Veranlagungs-
zeitraum 1997 

- Streichung der Rückstellungen für 
drohende Verluste aus Dauer-
schuldverhältnissen 

- Verlängerung der Ansammlungs-
frist für Stillegnngs- und Besei-
tigungsverpflichtungen bei Kern-
kraftwerken von 19 Jahre auf 
25 Jahre (ab 1998) 

- Verbot der Bildung von Rückstel-
lungen für Anschaffungs- oder Her-
stellungskosten (ab 1998) 

- Realitätsnähere Bewertung von 
Rückstellungen in der Verslche-
rungswlrtschaft (ab 1998) 

- Senkung der degressiven Ab-
schreibung für bewegliche Wirt-
schaftsgüter des Anlagevennögens 
in zwei Stufen: ab 1998 um 3 Pro-
zentpunkte, ab 1999 um weitere 
2 Prozentpunkte 

- Senkung der linearen Afa von 4 vH 
auf einheitlich 3 vH bei Betriebs-
gebäuden und bei Wohngebäuden 
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Vorschlag enthiilt keine Angaben 
über die finanziellen Auswirkungen 
der Maßnahmen zur Gegenfinanzie-
rung 

Gewlnnerm1ttlnng1vonchrlflen: 
- Gestaltungsmöglichkeit der Unter-

nehmen auf internationale Stan-
dards begrenzen (Objektivierung 
dnrch Ausrichtung am Bilanz-
steuerrecht der Vereinigten Staa-
ten) 

- Verschlechterung der degressiven 
Afa wird wegen unangemessener 
Belastung der investierenden Wirt-
schaft abgelebnt 

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN') 

Umfassendes Konzept mit einem 
neuen umfassenden Einkommensbe-
griff: Jeder Zulluß in Geld oder Geld-
wert soll grundsätzlich - nach Abzug 
der Erwerbsausgaben - besteuert 
werden, auch alle außergewöhnli-
chen Einkünfte und Bezüge. Ausnah-
men unter anderem bei Erbschaften 
und Schenkungen, Spiel- und Wett-
gewinnen, Sachleistungen, Transfers 
von natürlichen Personen, Kinder-
gelcl, Wohngelcl, Sonntags-, Feier-
tags- und Nachtzuschlägen, Arbeits-
losengeld und anderen Lohnersatz-
leistungen, Zuflüssen im Rahmen des 
Sozialhilfegesetzes, Renten für Kin-
dererziehungszeiten, Pflegegeld der 
Pflegeversicherung bei der Pflege-
person. 

Die wichtigsten Komponenten der 
Reform sind: 
- Steuerliche Gleichbehandlung bei 

der Art der Gewinnermittlung 
(durch Wegfall der Sonderregelun-
gen} und bei der zeitlichen Ver-
teilung der Einnahmen nnd Aus-
gaben (gleichmäßige, lineare Ab-
schreibnngen, keine Sonderab-
schreibungen, Einschränkung der 
steuennindemden Rückstellun-
gen, kein Verlustrücktrag) 

- Veräußerungsge'Wlnne nur noch 
sehr eingeschränkt steuerfrei 

- Umfassende Besteuerung von Al-
terseinkünften, steuerfrei nur Lei-
stungen aus Beiträgen aus ver-
steuertem Einkommen; Versor-
gungsfreibetrag und Altersentla-
stungsbetrag werden gestrichen 

- Keine Differenzierung zwischen 
Betriebsausgaben und Werbungs-
kosten, abzugsfähig sind nur Er-
werbsausgaben 

- Freibeträge für bestimmte Berufs-
gruppen, für Belegschaftsrabatte 
sowie der Werbungskosten-Pausch-
betrag werden durch einen Er-
werbsausgaben-Pauschbetrag von 
500 DM ersetzt 

- Umwandlung der bisherigen Kilo-
meterpauschale in eine verkehrs-
mittelunabhängige Entfemungs-
panschale von 0,20 DM ab dem 
10. Entfernungskilometer 
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Bundesregierung 1) 

Einkünfte aus nichtselbslllndlger 
Arbeit 
- Übergangsregelungen (stufenwei-

ser Abbau} bei der Aufhebung der 
teilweisen Steuerfreiheit der Zu-
schläge für Sonntags-, Feiertags-
und Nachtarbeit') 

- Einführung einer Entfernungspau-
schale für Fahrten zwischen Woh-
nung und Arbeitsstätte ab dem 
16. km von 0,40 DM pro km 

- Senkung des Arbeitnehmer-Pausch-
betrags für Werbungskosten von 
2 000 DM auf 1300 DM 

- Stufenweise Halbierung des Höchst-
betrages für den Versorgungsfreibe-
trag auf 3 000 DM, volle Wirksamkeit 
ab 39 000 DM Versorgungsbezüge 

Einkünfte aus Kapitalvermögen: 

- Versicherungssteuer von 3 vH auf 
'Prämien für Kapitallebensversi-
cherungen und von 15 vH auf Prä-
mien für reine Risikolebensversiche-
rungen') 

- Halbierung des Sparer-Freibetrages 
von 6 000 DM auf 3 000 DM bzw. von 
12 000 DM auf 6 000 DM für gemein-
same Veranlagung. 

Einkünfte aus Vermietung und 
Verpachtung: 
- Abschaffung der degressiven Afa für 

Wohngebäude im Privatvermögen; 
Anhebung der linearen Afa für 
neue Wohngebäude von 2 vH auf 
3vH 

Sonstige Einkünfte: 
- Renten mit steuerfreiem Arbeitge-

beranteil werden zu 50 vH, Renten 
ohne steuerfreien Arbeitgeberanteil 
und Renten aus Lebensversicherun-
gen zu 30 vH steuerp!licbtig in die 
Bemessungsgrundlage einbezogen 

Tarlßlche Regelungen: 
- Streichen des halben durchschnitt-

lichen Steuersatzes für außeror-
dentliche Einkünfte und rechne-
rische Verteilung dieser Einkünfte 
und der aus Vergütungen für eine 
mehrjährige Tätigkeit auf 1 Jahre 

Fraktion der SPD') 

Einkünfte aus nichtselbständlger 
Arbeit 
- Ablehnung der Besteuerung von 

Schichtzuschlägen 
- Umwandlung der bisherigen Kilo-

meterpauschale in eine verkehrs-
mittelunabhängige Entfernungs-
pauschale: 0,50 DM ab dem ersten 
Kilometer zwischen Wohnung und 
Arbeitsstätte 

Einkünfte aus Kapitalvermögen: 
- Ablehnung der Besteuerung der 

Erträge aus Lebensversicherungen 

Sonstige Einkünfte: 
- Generelle Ablehnung der Erweite-

rung der Besteuenmg von Renten 

Tarlßlche Regelungen: 
- Generelle Abschaffung der Steuer-

vergünstigungen nach § 34 EStG, 
das heißt volle Versteuerung aller 
außerordentlichen Einkünfte 

noch Tabelle 39 

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN') 

- Sparer-Freibetrag, Werbungsko-
sten-Pauschbetrag für Kapitalein-
künfte werden gestrichen 

- Kürzungen bei der Berücksichti-
gung vnn außergewöhnlichen Be-
lastungen 

- Sonderausgaben: Steuerliche 
Freistellung der Sozialbeiträge bis 
zum Höchstbetrag in der gesetz-
lichen Sozialversicherung; Wegfall 
des Pauschbetrages, der Abzugs-
fähigkeit der Steuerberatungsko-
sten, der Kosten für die eigene 
Berufsausbildung und für Wei-
terbildung sowie der Ausgaben 
für hauswirtschaftliche Beschäfti-
gungsverhältnisse 

- Einschränkungen bei der Abzugs-
möglichkeit von Kirchensteuer und 
Spenden 

- Dynamisierung noch bestehender 
Freibeträge 

- Selbslgenutztes Wohneigentum: 
Umstellung der Förderung auf 
eine Bauzulage anstelle der Ei-
genheimzulage und des Bauldn-
dergeldes 

- Mietwohnungsbau: Ersatz der bis-
herigen Sonderabschreibungen 
und Steuervexgiinstigungen durch 
eine Investitionszulage (Neubau) 
bzw. Förderdarlehen (Modernisie-
rung) 
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noch Tabelle 39 

Bundesregierung 1) 

- Veningerung des Deflzlts durch 
Umschichtung von direkten zu in-
direkten Steuern 

- Einführung in zwei Stufen 

Fraktion der SPD 2) 

n. Somllges 
- Abgabemeform. mit einer Senkung 

der Sozialabgaben zum 1. Oktober 
1997 um 2 Beitragspunkte filr die 
gleichzeitige Entlastung der Be· 
triebe von Lohnnebenkosten und 
der Arbellnehmer von Beiträgen, 
Insgesamt etwa 30 Mrd DM 

- Gegenfinanzierung der Abgaben-
reform/der Senkung der Lohnne-
benkosten durch eine ökologische 
Steuerreform und weiterer Erhö-
hung indirekter Steuern, jedoch 
Ablehnung einer Mehrwertsteuer-
erhöhung zur F'manzierung der Ta-
rifentlastung für Spitzenverdiener 

- Wiedereinführung einer privaten 
Vennögensteuer, Freistellung des 
Betriebsvermögens, Steuersatz 
1 vH, hohe Freibeträge filr Private 

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN') 

- Einstieg in eine ökologische Steuer-
reform.: 75 vH der Einnahmen aus 
einer Energiesteuer für die Sen-
kung der Sozialversicherungsbei-
träge um 1 Prozentpunkt im Jahre 
1998 und ansteigend auf 6 Prozent-
punkte bis zum Jahre 2008; die 
restlichen 25 vH für Anpassungs-
hilfen für energieintensive Bran-
chen und für einen sozialen Aus-
gleich für 'Ii"ansferempfänger; zu-
sätzlich Erhöhung der Mineral-
ölsteuer ab 1. Januar 1998 um 
15 Pfennig je Liter 

- Wiedereinführung einer verfas-
sungsgerechten Vermögensteuer 

- Einführung einer internationalen 
Devisenumsatz- und Transaktion-
steuer 

- Abschaffung der Gewerbekapital- - Größere Dichte bei Betriebsprü-
steuer fungen 

- Beendigung des Steuersenkungs-
wettlaufs in den Staaten der EU 

1) Gemlß den BT-Drucksachen 13/8020 und 13/8024 vom 24. und 25. Juni fY1, die im wesentlichen die Vorschläge der von der 
Bundesregierung eingesetzten Steuerreform-Kommission - .Petersberger Steuervorschläge• vom 22. Januar 1997 - über-
nommen haben. 

') GemM Entschliellungson!Iag der Fraktion der SPD (BT-Drucksache 1318057 vom 25. Juni 1997). 
') GemM den Entschließungsantrigen der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zur .Einkommensteuerreform für Gerechtigkeit 

und 'Iransparenz" (BT-Drucksache 1317895 vom 10. Juni 97) und „zu der Vereinbarten Debatte zu Steuern und Arbeitsplätzen• 
(BT-Drucksache 1318346 vom 5. August 97). 

") In den Petersbe:rger SteuervorscblAgen: Ausweitung der Spekulationsfrist auf 10 Jahre. 
•) In den Petersberger Steuervorschligen: Sofortige Streichung. 
') In den Petersberger SteuervorschlAgen: Jahrliche Abgeltungsteuer von 10 vH auf Zinsen aus Kapitallebensversicherungen 

oder eine normale Versteuerung der ZinsertrAge nach Ende der Laufzeit. · 

entwlcklung der Rentenversicherung• Vorschläge 
filr eine Umgestaltung der G....,lzllchen Rentenver-
sicherung unterbreitet, die Ihr geeignet erschienen, 
die demographischen und strukturellen Probleme zu 
bewliltigen. Auf diesen Vorschlägen baut der Ent-
wurl des Rentenreformgesetzes 1999 der Koalitions-
fraktionen auf. Auch dieses Reformvorhaben war 
zwischen Regierung und Opposition höchst kontro- . 
vers (Tabelle 40). Der zentrale Streitpunkt war, ob 
das Rentenniveau mittelfristig abgesenkt werden 
solle. Das Gesetz wurde Ende Oktober 1997 vom 
Bundestag verabschiedet. Da keine einvernehmliche 
Lösung gefunden wurde, wird der Bundesrat gegen 
dieses Gesetz voraussichtlich Ensprui:'.h erheben, so. 
daß es vermutlich Ende dieses Jahres mit der Kanz-
Iennehrheit verabschiedet wird: 
Insgesamt betrachtet gehen die in dem Gesetz-
entwurf enthaltenen Reformmaßnahmen zwar in 
die vom Sachverständigenrat aufgezeigte Richtung 
(JG 96 Ziffern 385ff.), sie bleiben jedoch in Ihrer Kon-
sequenz hinter den Notwendigkeiten einer langfri-

102 

stig ausgerichteten Strategie zurück. Es ist zweifel-
haft, ob die Reform ausreicht, die zukünftigen demo-
graphischen Belastungen filr die Rentenversicherung 
zu bewältigen. Viel wird auch davon abhängen, daß 
die Versicherten die zunehmende Notwendigkeit 
privater, sprich kapitalgedeckter Vorsorge erkennen; 
von der Politik wurde ihnen das nicht hinreichend 
deutlich gemacht. Angesichts der Erfahrungen mit 
den vorangegangen Reformen der Rentenversiche-
rung, die jeweils die anstehenden Probleme nur 
kurzfristig lösten, ist weiterer Reformbedarf schon in 
wenigen Jahren absehbar. 

172. Bezogen auf die einzelnen Maßnahmen ist 
grundsätzlich positiv zu bewerten, daß durch die 
Neugestaltung der Renten wegen Berufsunfähigkeit 
und wegen Erwerbsunfähigkeit die verschiedenen 
Risiken den entsprechenden Zweigen der Sozialver-
sicherung - der Rentenversicherung, der Kranken-
versicherung und der Arbeitslosenversicherung - sy-
stemgerecht zugeordnet werden sollen. Damit wird 
eine verstärkte Beitragsäquivalenz innerhalb des 
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Tabelle 40 

Reformkonzepte für die Gesetzliche Rentenversicherung Im Vergleich 

Bundesregierung 1) Fraktion der SPD 2) 

Änderungen sind unter anderem in den folgenden Bereichen vorgesehen: 

Rentenniveau/Rentenanpassungsformel 
Erstmals bei der Rentenanpassung Das bestehende Nettorentenniveau 
zum 1. Juli 1999 Ergänzung der For- von 70 vH nach 45 Versicherungs-
mel für die Anpassung des aktuellen jahren und die geltende Anpas-
Rentenwerts um einen demographi- sungsformel sollen bestehen bleiben. 
sehen Faktor mit dem Ziel, das Netto- Leistungen der Rentenversicherung 
rentenniveau zu senken, allerdings sollen auf das lebensnotwendige Ni-
nicht unter 64 vH. Der Demographie- veau aufgestockt werden, Finanzie-
faktor findet zudem keine Anwen- rung durch den Bund. 
dung, wenn es durch ihn zu einer Kür-
zung des Rentenwertes käme. 

Bundeszuschuß/Steuerfinanzierung 
Um den Beitragssatz niedriger fest-
setzen zu können, soll zum 1. Januar 
1999 der Bundeszuschuß erhöht wer-
den. Diese Regelung ist allerdings 
daran gekoppelt, daß das "Gesetz zur 
Finanzierung eines zusätzlichen Bun-
deszuschusses zur gesetzlichen Ren-
tenversicherung", welches der Zu-
stimmung des Bundesrates bedarf, in 
Kraft tritt, mit dem die Finanzierung 
der Anhebung des Zuschusses über 
die Erhöhung des Mehrwertsteuer-
Normalsatzes von 15 vH auf 16 vH ge-
regelt wird. 

Kindererziehungszeiten 
Bis zum Jahre 2000 schrittweise An-
hebung der Bewertung von Kinderer-
ziehungszeiten von heute 75 vH auf 
100 vH des Durchschnittsentgelts; 
additive Anrechnung dieser Zeiten 
zu bereits vorhandenen zeitgleichen 
Beitragszeiten. 

Kurzfristig: erhöhter Bundeszuschuß 
zur Finanzierung versicherungsfrem-
der Leistungen. 
Schrittweise Erhöhung des Bundes-
zuschusses von 20 vH auf 25 vH in 
der Zeit von 2015 bis 2030. 

Analoge Regelung wie bei Bundesre-
gierung; Bund zahlt jedoch laufend 
während der Kindererziehung Beiträ-
ge an die Rentenversicherung, im Ge-
genzug werden die seit 1992 im Bun-
deszuschuß enthaltenen Kindererzie-
hungsleistungen wieder ausgeglie-
dert rmd von der Rentenversicherung 
übernommen. Rente nach l\.findest-
einkommen soll gezielt für Versi-
cherte mit Kindern verbessert wer-
den. 

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN') 

Unter anderem Einführung einer be-
darfsorientierten Grundsicherung, die 
als Mindestsockel in die Rentenversi-
cherung eingefügt werden soll. 
Steigende Lebenserwartung soll 
durch einen demographischen Faktor 
in der Rentenformel berücksichtigt 
werden, dadurch Rückgang im Netto-
rentenniveau. 
Bisheriges System der Gesamtlei-
stungsbewertung soll durch ein System 
ersetzt werden, wonach nur die 40 „am 
besten" belegten Jahre in die Renten-
versicherung eingehen. 
Damit soll der Aufbau individuell 
ausreichender eigenständiger An-
wartschaften unabhängig von der 
Lebensform wid vom Einkommens-
verlauf des Partners oder der Partne-
rin erreicht werden. 

Aus verteilungspolitischen Gründen 
und zur Senkung der Lohnnebenko-
sten: verstärkte Finanzierung der 
Leistungen durch indirekte Steuern 
im Rahmen einer ökologisch-sozia-
len Steuerreform (30 Mrd DM). 

Analoge Regelung wie bei Bundes-
regierung; Finanzierung aus einem 
steuerfinanzierten Generationen-
fonds,. 
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noch Tabelle 40 

Bundesregierung t) 

Versicherter Personenkreis 

Fraktion der SPD') Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN') 

Einbeziehung aller geringfügig Be- Weiterentwicklung der Gesetzlichen 
schäftigten in die Versicherungs- Rentenversicherung zu einer Bürger-
pflicht, ebenso alle Selbständigen versicherung, die alle Personen in 
nach dem Vorbild der heute bereits die Solidargemeinschaft einbezieht, 
bestehenden Handwerkerversiche- auch geringfügig Beschäftigte, Be-
rung sowie der Scheinselbständigen amte, Selbständige, Abgeordnete, 
(Auftraggeber zahlen hälftigen Bei- Minister. 
trag). · 

Altersgrenzen/ Altersrente/ Anrechnnngszellen 

Beginnend im Jahre 2000 stufenwei-
se Anhebung der Altersgrenzen für 
den Bezug von Altersrente wegen 
Schwerbehinderung auf das vollen-
dete 63. Lebensjahr. 
Schrittweise Anhebung der Alters-
grenzen für den Rentenbezug für 
Prauen und Arbeitslose von 60 auf 62 
Jahre ab dem Jahre 2010. 
Ab dem Jahre 2012 soll nur noch für 
die Versicherten mit 35 renteiirecht-
lich relevanten Jahren und frühe-
stens ab dem 62. Lebensjahr die 
Möglichkeit zu einer vorz!irltigen In-
anspruchnahme einer Altersrente 
und bei gleichzeitigen Rentenab-
schlägen bestehen. 

Kurzfristige Wiederherstellung der 
Möglichkeit bis zum Jahre 2000 mit 
60 (Frauen) bzw. 63 Jahren (Männer) 
Rente ohne Abschlag zu beziehen; 
Begrenzung der Anrechnung von 
Ausbildungszeiten und der Höher-
bewertung der ersten drei Berufsjah-
re soll ebenso wie die Abschaffung 
der Anrechnungszeiten für Arbeits-
losigkeit und Krankheit wieder rück-
gängig gemacht werden. 
Mittelfristig: schrittweise Erhöhung 
der vorgezogenen Altersgrenzen. 

Berufs.. und Erwerbsunflhigkeltsrenten 

Neuordnung der bisherigen Rente 
wegen verminderter Erwerbsfähig-
keit und der Rente wegen Berufsun-
fähigkeit durch eine einheitliche, al-
lerdings abgestufte (2 Stufen) Er-
werbsm.inderungsrente, deren Um-
fang an die Höhe der Altersrente für 
Schwerbehinderte mit Abschlag an-
gepaßt werden soll, die zum frühest-
möglichen Zeitpunkt in Anspruch 
genommen werden kann. Bei der Be-
urteilung der Erwerbsmindernng 
wird zukünftig nur noch der Gesund-
heitszustand, nicht mehr wie bisher 
auch die Arbeitsmarktlage berück-
sichtigt. Die Zeit zwischen dem 55. 
und 60. Lebensjahr soll nicht mehr 
nur zu einem Dii.ttel sondern zu zwei 
Dritteln als Zurechnung_szeit ange-
rechnet werden. 
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Volle Erwerbsminderungsrente 
bleibt für Versicherte, die aus ge-
sundheitlichen Gründen weniger als 
vier Stunden arbeiten können, erhal-
ten. 
Beibehaltung der arbeitsmarktbe-
dingten Berufs- und Erwerbsunfä-
higkeitsrenten; bei Besserung der 
Arbeitsmarktlage sollen Versicherte, 
die keinen Teilzeitarbeitsplatz lin-
den, eine halbe Erwerbsminderungs-
rente plus Teilarbeitslosengeld oder 
Teilarbeitslosenhilfe erhalten, die 
Bundesanstalt beteiligt sich an der 
Finanzierung. 
Langfristig soll die Berufsunfä-
higkeitsrente entfallen; für älte-
re Versicherte bleibt Bestandsschutz. 

Absicherung unstetiger Erwerbsver-
läufe durch die Einführung neuer 
pauschalierter Beitragszeiten: Zeiten 
der Ausbildung und der lebenslan-
gen Weiterbildung sollen neue Bei-
tragszeiten werden; Erstausbildung 
mit drei Jahren zum Durchschnitts-
entgelt, darüberhinausgehende Zei-
ten pauschal mit 60 vH des Durch-
schnittsentgelts; Aufstockung der 
niedrigeren Beiträge wegen Teilzeit-
beschäftigung auf ebenfalls 60 vH 
des Durchschnittsentgelts; Finanzie-
rung der Ansprüche aus diesen neu-
en Beitragszeiten grundsätzlich 
durch eine tatsächliche Beitragsent-
richtung, bei den Blldungs- und Kin-
dererziehungszeiten über einen 
steuerfinanzierten Generationen-
fonds, die Aufstockung der Anwart-
schaften aus Teilzeit durch die Bun-
desanstalt für Arbeit. 

Berücksichtigung neuer pauschalier-
ter Beitragszeiten haben auch Aus-
wirkungen auf die Rente, wenn Be-
rufs- oder Erwerbsunfähigkeit ein-
tritt. 



Deutscher Bundestag -13. Wahlperiode Drucksache13/9090 

Bundesregierung 1) 

Hinterbliebenenrente 

Die Ausweitung der Anerkennung 
der Zurechnungszeiten bei der Er-
werbsunfähigkeitsrente wird auch 
auf die Hinterbliebenen von frühzei-
tig verstorbenen Versicherten ange-
wandt. 
Das System der Hinterbliebenenver-
sorgung soll in einer zweiten Stufe 
nach 1998 neu geordnet werden. 

Beitragssatz 

Ohne Reformen: 
1999 2015 

20,3 vH 21,9 vH 
Mit Reformen: 

1999 
19,3vH 

SonsU.ges 

2015 
19,2 vH 

2030 
25,SvH 

2030 
22,6vH 

Festlegung des Beitragssatzes derart, 
daß am Ende des Kalenderjahres die 
Mittel der Schwankungsreserve ein-
einhalb Monatsausgaben betragen. 
Bei Neufestsetzungen ist der Bei-
tragssatz so zu bestimmen, daß mit 
diesem in mindestens den drei fol-
genden Jahren die Schwankungsre-
serve jeweils zu den Jahresenden 
eine Monatsausgabe, höchstens je-
doch eineinhalb Monatsausgaben 
beträgt. 

noch Tabelle 40 

Fraktion der SPD l) Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN') 

Das bisherige System der abgeleite- Berücksichtigung neuer pauschalier-
ten Hinterbliebenenrente soll von ei- ter Beitragszeiten haben auch Aus-
nem Splittingmodell abgelöst wer- wirkungen auf die Rente, wenn Hin-
den: Partnerschaftliche Teilung der terbliebenenrente eintritt. 
in der Ehe erWorbenen Rentenan-
wartschaften, der überlebende Ehe-
partner erhält 100 vH seiner außer-
halb der Ehe erworbenen Ansprüche 
plus 50 vH der während der Ehe er-
worbenen Ansprüche beider Partner 
sowie abhängig von der Rentenhöhe 
einen Zuschlag von 10 vH bis 30 vH. 

Nach Verwirklichung der umfassen- Keine Angaben. 
den Reformvorschläge: 

1999 2015 2030 
19,2 vH 20,9 vH 21,3 vH 

Rente nach Mindesteinkommen wird 
zum Dauerrecht ausgebaut. 
Harmonisierung der Alterssiche-
rungssysteme, wobei strukturelle 
Veränderungen in der gesetzlichen 
Rentenversicherung zu sinngemäßen 
Belastungsveränderungen in den all-
deren Alterssicherungssystemen 
führen müssen. 
Unter prinzipieller Beibehaltung des 
Umlageverfahrens · soll ein zeitlich 
begrenzter Vorsorgefonds innerhalb 
der Rentenversicherung zur Finan-
zierung offensiver Strategien zur 
Verbesserung der Beschäftigung so-
wie des Standorts Deutschland auf-
gebaut werden. Finanzierung: zu-
sätzlicher Vorsorgebeitrag der Er-
werbstätigen (einschl. Beamte} von 1 
vH, der Rentner von 0,73 vH, Erhö-
hnng des Bundeszuschusses. 

Im Rahmen einer umfassenden Re-
form des Steuerrechts Freistellung 
der Vorsorgeaufwendungen bis zur 
Höhe der Beitragsbemessungsgren-
ze in der Sozialversicherung. 
Ein begrenzter Teil der Beitragsein-
nahmen soll im Rahmen der Renten-
versicherung als Kapitalstock festge-
legt werden, um in 30 Jahren einer 
Überforderung der jnngen Generati-
on mit Beitragslasten, hervorgerufen 
durch den demographischen Wan-
del, zu begegnen. Ein Teil der Mittel 
soll als Risikokapital Existenzgrün-
dern und jungen Unternehmen zur 
Verfügung gestellt werden. 

1) Gemäß Entwurf eines Gesetzes zur Reform der geset2lichen Rentenversicherung (Rentenreformgesetz 1999 - RRG 1999) nach 
der Verabschiedung im Deutschen Bundestag am 10. Oktober fn (BT 13/8011 vom 24. Juni 97) mit den Beschlüssen des Aus-
schusses für Arbeit und Sozialordnung (BT 13/8671 vom 2. Oktober 97). 

2} Gemäß „Strukturreform statt Leistungskürzung in der Alterssicherung", Antrag der SPD Fraktion, BT 1318032 vom 24. Juni 97. 
3) Gemäß .Den Generationenvertrag neu verhandeln•, Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, BT 13/8036 vom 24. Juni 97. 

Umlagesystems erreicht. Dem entspricht auch die 
Abschaffung der besonderen Altersrenten für Frau-
en, für Arbeitslose und nach Altersteilzeit beginnend 
mit dem Jahre 2012. Die Berücksichtigung von Kin-
dererziehungszeiten in der Gesetzlichen Rentenver-
sicherung entspricht den besonderen Erfordernissen 

eines umlagefinanzierten Systems (JG 96 Ziffer 396), 
so daß die Maßnahmen, durch die diese Leistungen 
bei der Rentenauszahlung verstärkt berücksichtigt 
werden sollen - vor allem die nun additive Berech-
nung -, positiv zu bewerten sind. Allerdings führen 
diese Veränderungen bereits im Jahre 1998 zu Mehr-
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ausgaben in Höhe von 1 Mrd DM, die auf bis zu 
5,9 Mrd DM (in Werten von 1996) im Jahre 2030 
ansteigen werden. 1l:otz der angespannten Finanz-
lage der Rentenkassen werden damit dereI1: Leistun-
gen kurzfristig wirksam ausgeweitet. 

173- Die Einfügung einer demographischen Kom-
ponente in die Rentenformel, welche zur Fortschrei-
bung des aktuellen Rentenwerts verwendet wird, 
geht ebenfalls in die Richtung der Vorstellungen des 
Sachverständigenrates, sowohl Beitragszahler als 
auch Rentenbezieher an den finanzi.,Uen Belastun-
gen zu beteiligen, die aus dem demographischen 
Wandel entstehen (JG 96 Kasten 5). AlS Indikator für 
diesen Wandel dient in dem Rentenreformgesetz die 
Veränderungsrate der Lebenserwartung der 65jäh-
rigen, die mit einem Faktor von 0,5 bei der Berech-
nung der Rentenanpassung berücksiclttigt wird. Die 
zukünftigen Rentenerhöhungen fallen damit gegen-
über der bestehenden Regelung geringer aus. Nach 
den Prognosen ·der Bundesregierung kann so er-
reicht werden, daß der Beitragssatz zur Rentenversi-
cherung bis zum Jahre 2010 Um. einen Prozentpunkt 
und bis zum Jahre 2030 um 1,5 Prozenwunkte niedri-. 
ger ausfallt als ohne diese Maßnahme; (ohne jegliche 
Veränderung des bestehenden Systems wurde im 
Sommer von der Bundesregierung eJii Beitragssatz 
von 21,3 vH für das Jahr 2010 und 25,5 vH für das 
Jahr 2030 erwartet). Gleichzeitig sinkt mittelfristig 
durch die Berücksichtigung einer dem,ographischen 
Komponente bei der Rentenanpassung das Standard-
rentenniveau - also die Relation :twischen der Netto-
rente, die ein Versicherter nach 45 Beitragsjahren 
mit durchschnittlichem Einkommen eiztelt, und dem 
durchschnittlichen Nettoentgelt eines Beschäftigten. 
Nach den vorliegenden Projektionen wird sicli diese 
Relation, welche heute knapp 70 vff beträgt, um 
3,4 Prozentpunkte bis zum Jahre 2010 und um 5 Pro-
zentpunkte bis zum Jahre 2030 reduzt-;ren. Dab.e~ ist 
ein Unterschreiten des Wertes von 64 vH für die. 
Standardrente im Gesetz explizit aiisgeschlossen. 
Durch die damit in mittlerer Frist zu erwartende ge-
ringere Anpassung der Renten müssen die Ver-
sicherten, soweit sie ein gleichbleibendes Versor-
gungsniveau erhalten wollen, verstärkt Eigenvorsor-
ge betreiben - die kapitalgedeckte A:lterssicherung 
gewinnt einen höheren Stellenwert. 

Der Einfluß der demographischen Korrekturkompo-
nente bleibt allerdings nicht nur unberücksichtigt, 
wenn das Niveau der Nettostandardrente unter 64 vH 
fällt, sondern auch dann, wenn sich dadurch in einem 
Jahr eine negative Veränderungsrate für den aktuel-
len Rentenwert ergeben würde. Diese nur bedingte 
Anwendung des demographischen Faktors steht ei-
ner nachhaltigen und zukunftsorientierten Reform 
entgegen; die Interessen der heutigen Rentenemp-
fänger werden offenkundig höher gewichtet. 

174. Zur Senkung der Lohnnebenkosten soll über 
eine Anhebung des Bundeszuschusses der Beitrags-
satz im Jahre 1999 um einen Prozentpunkt gemin-
dert, dafür der Normalsatz der Mehrwertsteuer er-
höht werden. Das .Gesetz zi.ir Finanzierung eines zu-
sätzlichen Bundeszuschusses zur gesetzlichen Ren-
tenverstchenmg" ist vom Bundestag verabschiedet 
worden, bedarf aber noch der Zust:imril.ung des Bun-
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desrates, um in Kraft zu treten. Im Sinne einer ver-
stärkten Beitragsäquivalenz ist eine Erhöhung des 
Bundeszuschusses zur Finanzierung bestimmter, ein-
deutig abgegrenzter Leistungen, die nicht beitrags-
bezogen gewährt werden, angemessen. In der ge-
planten Reform wird jedoch die Anhebung des Bun-
deszuschusses allein mit dem Ziel der Senkung der 
Abgabenbelastung begründet, was auf eine bloße 
Verschiebung von Finanzierungslasten hinausläuft, 
nicht aber elller systematischen Reform der Renten-
versicherung entspricht. Die Bedeutung, die im poli-
tischen Prozeß einer schnellen Verringerung der Ab-
gabenquote zukam, zeigt sich auch daran, daß zeit-
weise diskutiert wurde, die Rentenreform um ein 
Jahr vorzuziehen; vor dem Hintergrund der bereits 
Mitte des Jahres 1997 erwarteten, erneuten Zunah-
me des Beitragssatzes im Jahre 1998 sollte diese Ab-
gabenerhöhung vermieden werden. 

175. Im Bereich der Gesetzlichen Krankenversiche-
rung wurden im Juni dieses Jahres das erste und das 
zweite „Gesetz zur Neuordnung von Selbstverwal-
tung und Eigenverantwortung in der Gesetzlichen 
Krankenversicherung" (1. und 2. GKV-Neuordnungs-
gesetz) verabschiedet (Tabelle 41). Als Fortsetzung 
der Strukturreform in der Gesetzlichen Krankenver-
sicherung war urspriinglich eine stärkere wettbe-
werbliche Orientierung über erweiterte Gestaltungs-
möglichkeiten der Selbstverwaltung geplant. Die 
jetzt umgesetzten Maßnahmen gehen zwar zum Teil 
in die richtige Richtung, insgesamt nutzen sie aber 
nicht die Möglichkeiten aus, die durch das Gesund-
heits-Strukturgesetz von 1992 prinzipiell eröffnet 
wurden. Weiterhin wird über Gebühr das Kranken-

. versicherungssystem reguliert; es werden ü berwie-
gend Symptome therapiert, statt über eine Stärkung 
der Marktkräfte in allen Bereichen des Gesundheits-
systems eine ursachengerechte Reform wnzusetzen 
(JG 96 Ziffern 425ff.). Die beschlossenen Maßnah-
men dienen vorrangig dem Ziel der kurzfristigen 
Sanierung der Finanzen der Gesetzlichen Kranken-
versicherung. Die Notwendigkeit weiterer Reformen 
ist absehbar. 

176- Für eine stärkere Orientierung am Wettbewerb 
wurde den Kassen die Möglichkeit gegeben, Sat-
zungsleistungen anzubieten, die ausschließlich aus 
den Beiträgen der Versicherten zu finanzieren sind. 
Daneben erhielten sie auch zusätzliche, begrenzte 
Gestaltungsmöglichkeiten bei der Beitragsrücker-
stattung, bei Selbstbehalten und bei Zuzahlungen. 
Inwieweit der Gesetzgeber aber tatsächlich an einem 
stärker am Markt ausgerichteten System interessiert 
ist, bleibt fraglich. Nachdem zunächst geplant war, 
bestimmte Leistungen der Kassen, die bisher zu den 
Regelleistungen gehörten, in Gestaltungsleistungen 
umzudefinieren, wurde diese Maßnahme zurückge-
zogen, als einige Krankenkassen zu erkennen ga-
ben, daß sie die Regelung dahingehend nutzen wür-
den, diese Leistungen nicht mehr zu finanzieren. Die 
Gestaltungsspielräume der Kassen auf der Beschaf-
fungsseite - beispielsweise durch die Möglichkeit, 
individuelle Verträge mit den Anbietern von Gesund-
heitsleistungen schließen zu können - wurden nicht 
erweitert, obgleich dies eine zentrale Größe zur Ko-
stenbeeinflussuog ist (JG 96 Ziffer 435). Insgesamt 
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Tabelle 41 

Reformen In der Gesetzlichen Krankenversicherung 1) 

1. GKV-Neuordnungsgeselz: 

- Automatische Erhöhung der Zuzahlungen: Bei einer Beitragssatzanhebung für jeweils ange-
fangene 0,1 Prozentpunkte erhöht sich bei Festbeträgen die Zuzahlung um jeweils 1 DM und bei 
den Zuzahlungen vom Hundertsatz um je 1 Prozentpunkt; bei Senkungen entsprechende Reduzie-
rungen. 

- Soweit eine Beitragssatzanhebung allein durch Veränderungen der Ansprüche oder Verpflich-
tungen im Risikostrukturausgleich erforderlich ist, führt sie nicht zu einer Erhöhung der Zuzah-
lungen. 

- Außerordentliches Kündigungsrecht der Mitglieder bei Erhöhung des Beitragssatzes (nach einem 
Stichtag) und bei Satzungsänderungen durch die Krankenkasse. 

- Anhebung der Überforderungsklausel für chronisch Kranke: Die bisher geltende einkommens-
abhängige Belastungsgrenze wird vcin 2 vH auf 1 vH der jährlichen Bruttoeinnahmen zum Lebens-
unterhalt abgesenkt; wenn zuvor in einem Kalenderjahr Zuzahlungen wegen derselben Krankheit 
bis zur Belastungsgrenze von 2 vH geleistet wurden. 

2. GKV-Neuordnungsgesetz: 

- Allgemeine Anhebung bestehender Zuzahlungen: bei Festbeträgen um 5 DM, im Falle der pro-
zentualen Selbstbeteiligung um fünf Prozentpunkte. Zum Beispiel: 
Für Aizneimittel je nach Packungsgröße statt 4 DM, 6 DM oder 8 DM auf 9 DM, 11 DM bezie-
hungsweise 13 DM je Mittel, bei Verbandmittein auf 9 DM je Mittel, bei Fahrkosten auf 22 DM pro 
Fahrt, bei Krankenhausbehandlung auf 17 DM/14 DM (WesVOst) pro Aufenthaltstag, jedoch für 
höchstens 14 Tage sowie zum Beispiel bei Hilfsmitteln 20 vH der Kosten. 

- Anpassung der in festen DM-Beträgen ausgedrückten Zuzahlungen alle zwei Jahre - beginnend 
ab dem 1. Juli 1999 - entsprechend der Entwicklung des Durchschnittsentgelts nach § 18 Abs. 1 
NSGB. 

- Krankenkassen erhalten die Möglichkeit von Beitragsrückzahlungen bei Versicherten, die keine 
Leistungen in Anspruch genommen haben. 

- Versicherte können anstelle der Sach- oder Dienstleistung Kostenerstattung für Leistungen und 
einen Selbstbehalt wählen, in letzterem Fall sind die von den Versicherten gezahlten Beiträge ent-
spr~chend zu reduzieren. 

- Die allgemeinen Arznei- und Heilmittelbudgets werden durch arztgruppenspezifische Richtgrö-
ßen ersetzt. 

- Für ärztliche Leistungen wird ein Regelleistungsvolumen mit einem vorab zu vereinbarenden 
festen Punktwert eingeführt. Bei Überschreitungen dieses Volumens sind mengenbezogene Ver-
gütungsabschläge vorgesehen. 

- Die Investitionsausgaben bei Krankenhäusern sind pflegesatzfähig. Die Mehrausgaben der Kas-
sen werden in den Jahren 1997 bis 1999 durch einen Pauschalbetrag in Höhe von 20 DM (Notopfer 
Krankenhaus) von den Versicherten finanziert, soweit nicht das jeweilige Bundesland diese Inve-
stitionskosten übernimmt. 

- Die Steigerungsrate der Gesamtvergil:tung und der leistungsbezogenen Entgelte der Kranken-
häuser ist ab 1998 zwischen den Krankenkassenverbänden und der Deutschen Krankenhaus-
gesellschaft zu vereinbaren. 

- Entstaatllchungsmaßnahmen, wie zum Beispiel die Aufhebung der Pflege-Personalregelung und 
die Aufhebung der Großgeräteplanung. 

1) Erstes/Zweites Gesetz zur Neuordnung von Selbstverwaltung und Eigenverantwortung in der_ gesetzlichen KrankenversicheM 
rung (1./2. GKVMNeuordnungsgesetz-1./2. NOG) beide vom 23. Juni 1997. 
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wurde der Handlungsspielraum der Kassen allein auf_ 
der Absatzseite erböht, und dies auch nur in einem 
ll.ußerst begrenzten Umfang, so daß nur'l.ine geringe· 
Zunabme des Wettbewerbs zwischen den Kassen zu 
erwarten ist. 

177. Um die Eigenverantwortung der Versicherten 
zu stärken und deren Kostenbewußtsein zu schärfen; 
sind verschiedene Arten von Zuzahlungen angeho-
ben worden (um eine Überforderung der Versicher-
ten zu vermeiden, wurde gleichzeitig eine Änderung 
bei der Härtefallregelung, also dem Höchstbetrag 
der individuell zu leistenden Zuzahlungen, vorge-
no=en). Im Gegensatz zum individuell vereinbar-
ten Selbstbehalt, bei dem der einzelne Versicherte 
einen niedrigeren Beitragssatz bei 'gleichzeitiger 
Übernahme eines Teils seiner Krankheitskosten (ge-
gebenenfalls bis zu einem Höchstbetrag) vereinba-
ren kann, bedeutet diese Regelung, daß der Beitrags-
etz aller Versicherten durch die reduzierten Aus-
gaben der Versicherungsträger für sich geno=en 
sinkt, während sich der einzelne Versicherte - bis zu 
einer von seinem Bruttohaushaltseinko=en abhän-

. gigen Höhe - an bestimmten Teilen seiner Krank-
heitskosten zu beteiligen hat. Die begrenzte Über-
nahme eigener Krankheitskosten ist mifdem Gedan-
ken einer solidarischen Absicherung des Krankheits-
rlsikos vereinbar, da es dem einzelnen zuzumuten ist, 
ein begrenztes Risiko selbst zu tragen. · ~ 

178. Durch die Koppelung der Anb,ebung der Bei-
tragssätze mit einer gleichzeitigen Erhöhung der Zu' 
zahlungen sowie der Einräumung eines außerordent-
lichen Kündigungsrechts der Versicherten soll einer-
seits die Motivation der VersiCherteri. Zum Kassen.:, 
wechsel bei unwirtschaftlich handelnden Kassen er-
höht und andererseits erreicht werden, daß die 
Kassen zunächst ihre internen Wirtschaftlichli:eits-
reserven ausnutzen. bevor sie zu dem ~ttel der Ein-
nahmenerhöhung greifen. Die Regelung wird dann 
nicht wirksam, wenn die zusätzlichen Beitragsein-
nahmen für Zahlungen innerhalb des Risikostruktur-
ausgleichs erforderlich sind; da dies aber erst nach 
Ablauf eines Kalenderjahres erkennbar ist, wurde 
die Koppelung für das Jahr 1997 bereits ausgesetzt. 
Kassenindividuelle Zuzahlungen sind ohnehin mit 
hohem Verwaltungsaufwand verbunden. Probleme 
dieser Art kann man auf Dauer nur beheben, indem 
man die angestrebten Ziele - verstätkte Eigenver-
antwortung und Steigerung des Kostenbewußtseins -
dadurch zu erreichen versucht, daß die-Versicherten 
den gesamten Versicherungsbeitrag in voller Höhe 
entrichten (aus einem um den bisherigen Arbeit-
geberanteil erhöhten Bruttolohn); noch stringenter 
wäre die Ablösung des Krankenversicherungsschut-
zes vom Arbeitsvertrag (JG 96 Ziffern 431 und 439). 

179. Die anhaltend starke Regulierui'ig durch den 
Staat zeigt sich trotz einiger in dem zweiten Neu-
ordnungsgesetz vorgesehener „Entstaatlichungs-
maßnahmen • bei der erneuten Umgestaltung des Be-
reichs der ärztlichen Vergütung und des Bereichs der 
Heil- und Hilfsmittel, deren Budgetierung aufgeho-
ben wurde. Der Gesetzgeber versucht dennoch, in 
beiden Bereichen durch die Vorgabe von Regeln die 
Ausgaben zu kontrollieren - was in der Vergange.n-
heit aber !=er nur eine kurzfristige Entlastung der 
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Krankenkassen bedeutete. Für die Zukunft ist auch 
nicht mehr davon zu erwarten. 

180. Im März dieses Jahres wurde das Arbeltsför-
derungs-11.eformgesetz (AFRG) verabschiedet, das in 
Teilen bereits zum 1. April 1997 wirksam wurde und 
vollständig als neues Buch ßI des Sozialgesetzbuchs 
zum 1. Januar 1998 in Kraft treten wird. Es handelt 
sich nicht um eine grundsätzliche Reform der Ar-
beitslosenversicherung, die den Versicherten mehr 
Wahlmöglichkeiten einräumt und dadurch die Effi-
zienz der Versicherung steigert (JG 96 Ziffern 446ff.). 
Wohl aber wurde die aktive Arbeitsmarktpolitik um-
fassend neu geordnet; ihre Instrumente werden stär-
ker auf gen ersten Arbeitsmarkt ausgerichtet. Gleich-
zeitig wird die Entscheidungskompetenz der einzel-
nen Arbeitsämter erhöht (Tabelle 42). 

181. Die meisten Änderungen bei den Instrumen-
ten der aktiven Arbeitsmarktpolitik sind positiv zu 
beurteilen. Dies gilt vor allem für die neuen Einglie-
derungsverträge, die die Bereitschaft der Unterneh-
men erhöhen sollen, Langzeitarbeitslose und andere 
schwervennittelbare Personen einzustellen. Bis Ende 
Oktober waren allerdings erst 700 solcher Verträge 
abgeschlossen worden, was in Anlaufschwierigkei-
ten bei der Nutzung der Neuregelung liegen mag, 
aber auch auf die derzeit generelle Zurückhaltung 
bei Neueinstellungen sowie auf grundsätzliche Vor· 
behalte der Unternehmen gegenüber Langzeitarbeits-
losen zurückgeführt werden kann. 

In die richtige Richtung gehen auch die Änderungen 
bei den Regeln für Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen, 
vOr allem die Verschärfung des Vergabegrundsatzes. 
Es bleibt aber abzuwarten, ob diese Neuregelung in 
der Praxis greift und eine Verdrängung regulärer Be-
schäftigung tatsächlich stärker als bisher vermieden 
wird. Die Absenkung des bei der ABM-Förderung 
berücksichtigungsfähigen Arbeitsentgeltes und die 
Einführung einer Obergrenze dürften positiv wirken, 
verstärken sie doch die Anreize für einen Wechsel in 
ungeförderte Arbeit. 

Wenig sachgerecht dagegen ist der Einstellungszu-
schuß bei Neugründungen. Er wird mit einer Zurück· 
haltung von Existenzgriindem bei Neueinstellungen 
gerechtfertigt. Ursache dafür ist die Unsicherheit 
über den Erfolg der Neugründung. Das wiederum ist 
jedoch weder eine Rechtfertigung für Lohnkosten-
zuschüsse noch für die Auswahl der Arbeitslosen mit 
mindestens dreimonatiger Arbeitslosigkeit und ver-
gleichbarer Leistungsempfänger als Zielgruppe. 

182. Die Änderungen im Arbeitsförderungsrecht 
sind unterschiedlich zu beurteilen: Sinnvoll ist, daß 
sich die Zumutbarkeit einer Beschäftigung für Ar-
beitslose jetzt nicht mehr nach deren Qualifikation 
richtet, sondern aus Vereinfachungsgründen allein 
nach dem früheren Arbeitsentgelt, wobei zeitlich ge-
staffelte Stufen der Einkommensreduktion angewen-
det werden. Der Sachverständigenrat verkennt zwar 
nicht die damit verbundenen persönlichen Härten 
(JG 96 Ziffer 457), die Zumutbarkeitskriterien kön-
nen aber in einer Situation der hohen Arbeitslosig-
keit und des Strukturwandels nicht so ausgestaltet 
werden, als ob es möglich wäre, jedem Arbeitslosen 
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Tabelle 42 

Das Arbeltslörderungs-Relormgesetz 1) 

I. Verbesserung von Beschätttgungschancen 
- Neue Tralnlngsmallnahmen (Dauer: zwei bis zwölf Wochen) zur Verbesserung der Eingliederungsaus-

sichten von Arbeitslosen: Künftig können nicht nur Empfänger von Arbeitslosenhilfe, sondern auch 
Bezieher von Arbeitslosengeld gefördert werden. 
Der Elngllederungsvertrag (Dauer: zwei Wochen bis sechs Monate) dient der Eingliederung von Lang-
zeitarbeitslosen und Schwervermittelbaren. Die Arbeitsämter übernehmen vom Arbeitgeber das Risiko 
der Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall. Der Vertrag kann von beiden Seiten jederzeit ohne Angabe von 
Gründen und ohne Konsequenzen gelöst werden. 
Durch Einstellungszuschüsse bei Neugrftndungen kann die Einstellung von Arbeitslosen mit mindestens 
dreimonatiger Arbeitslosigkeit oder von vergleichbaren Leistungsempfängern gefördert werden. Der Zu-
schuß liegt bei maximal 50 vH der Arbeitskosten uod kann höchstens für zwei Arbeitnehmer gleichzeitig 
sowie längstens für ein Jahr gewährt werden. 
Der Grundsatz, daß ArbeltsbescbaHnngsmallnahmen und Produktive Arbeitsförderung im gewerblicl)en 
Bereich nicht in eigener Regie der Träger sondern iur Durchführung an WirtschaftsWltemehmen zu ver-
geben sind, wird gesetzlich festgeschrieben Wld verschärft; in die Prüfung der Vergabe werden Landes-
behörden und Fachverbände verstärkt einbezogen. Die Förderung je Arbeitnehmer orientiert sich grund-
sätzlich an 80 vH des Arbeitsentgeltes für entsprechende uoge!örderte Tätigkeiten (bisher: 90 vH). 
Gleichzeitig gibt es eine Entgeltobergrenze von 150 vH Wld eine Entgeltuntergrenze von 50 vH der Be-
zugsgröße in der Sozialversicherung. Im Jahre 1997 beträgt diese Bezugsgröße im Westen 4270 DM, im 
Osten 3640 DM monatlich. 

- Mit Lohnkostenzuschüssen der Produktiven Arbeitsförderung können in den neuen Ländern zusätzliche 
Einstellungen in Wirtschaftsunternehmen des gewerblichen Bereichs für maximal ein Jahr gefördert wer-
den, wenn Arbeitslose eingestellt werden und der Personalbestand in den sechs Monaten vor und wäh-
rend der Förderung nicht verringert wird. In Betrieben mit bis zu zehn Arbeitnehmern können zwei, in 
größeren Betrieben maximal zehn Einstellungen gefördert werden. 

IL Weiterentwicklung des Arbeitsförderungsrechts 
- Die BeitragspWcht zur Arbeitslosenversicherung wird künftig durch die Geringfügigkeitsgrenze der So-

zialversicherung (15 Wochenstunden oder monatlicb 610 DM Entgelt in den alten Ländern uod 520 DM 
in den neuen Ländern) bestimmt, mehrere Geringfügigkeitsbeschäfti.gungen werden zusammengerech-
net; die besondere Kurzzeiti.gkeitsgrenze der Arbeitslosenversicherung {18 Wochenstunden) entfällt. 

- Durch Teilarbeitslosengeld wird Arbeitnehmern, die eine von mehreren nebeneinander ausgeübten ver-
sicherungspflichtigen Beschäftigungen verlieren, eine Lohnersatzleistung für das ausgefallene Arbeits-
entgelt gewährt. 

- Die Anrechnung von AbHndungen auf das Arbeitslosengeld wird neu geregelt: Künftig werden Abfin-
dungen auf die Hälfte des Arbeitslosengeldes angerechnet, sofern die Freibeträge überschritten werden. 
Der Mindestfreibetrag beträgt 25 vH, nach Vollenduog des 50. Lebensjahres 35 vH. Des weiteren erhöht 
er sieb nacb Vollendung des 45. Lebensjahres um jeweils 5 vH je fünf Jahre Betriebszugehörigkeit. 

- Die Mindestaltersgrenzen, für die ein verlängerter Anspruch auf Arbeitslosengeld - über ein Jahr- besteht, 
werden jeweils um drei Jahre erhöht, beginnend vom 42. auf das 45. Lebensjahr. Die Höchstbezugsdauer 
von Arbeitslosengeld von 32 Monaten wird künftig erst nach Vollendung des 57. Lebensjahres erreicht. 

- Die Zumutbarkeits-Anordnung der Bundesanstalt für Arbeit wird durch eine gesetzliche Regelung 
ersetzt: In den ersten drei Monaten der Arbeitslosigkeit sind Beschäftigungen zumutbar, wenn das Brut-
toarbeitsentgelt nicht mehr als 20 vH unter dem Entgelt liegt, nach dem das Arbeitslosengeld bemessen 
worden ist. In den nächsten drei Monaten gilt eine Grenze von 30 vH. N~ch sechs Monaten sind alle 
Beschäftigungen zumutbar, deren erzielbares Nettoentgelt die Lohnersatzleistung nicht unterschreitet. 
Die bisherigen Qualifikati.onsstufen entfallen. 

- Arbeitslose werden ausdrücklich verpflichtet, sich selbst aktiv um einen Arbeitsplatz zu bemühen. Kann 
der Arbeitslose nach Aufforderung Eigenbemühungen nicht nachweisen, entfällt der Anspruch auf 
Arbeitslosengeld. 

- Zum 1. Januar 1998 werden auch Berufsberatung und Ausbildungsstellenvermittlung für private An~ 
bleter geöffnet. 

ßL Organisationsreform der Bundesanstalt für Arbeit 
- Im Rahmen einer stärkeren Dezentralisierung erhalten die örtlichen Arbeitsämter die Möglichkeit, einen 

Anteil von bis zu 10 vH aus den für Ermessensleistungen der Arbeitsförderung veranschlagten Mittel für 
freie, von ihnen selbst bestimmte Leistungen zu verwenden („InnoVati.onstopf"). 

- Durch Eingliederungsbilanzen werden die Arbeitsämter zu einem jährlichen Rechenschaftsbericht über 
die Nutzung ihres Eingliederungshaushaltes, die Eingliederungserfolge und die Vennittlungsergebnisse 
verpflichtet. 

1) Gesetz zur Reform der Arbeitsförderung (Arbeitsförderungs-Reformgeset:z -AFRG) vom 24. März 1997 
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einen Arbeitsplatz gemäß seiner früheren Entloh-
nung zu garantieren. 

Vertretbar ist die Anhebung der Altersgrenzen für ei-
nen verlängerten Bezug von ·Arbeitslosengeld. Zwar 
haben gerade ältere Arbeitslose besondere Schwie-
rigkeiten auf dem Arbeitsmarkt, jedoch kann eine 
verlängerte Bezugsdauer die Suchinterisität der Ar-
beitslosen vermindern und dadurch die Dauer der 
Arbeitslosigkeit erhöhen, worauf ökonometrische 
Untersuchungen tendenziell hindeuteii. Dieser Ef-
fekt spricht gegen eine zu großzügige Ausgestaltung 
von verlängerten Bezugsdauern. 

183. Die Neuregelung der Anreehnung von Abfin-
dungen auf das Arbeitslosengeld und die Arbeits-
losenhilfe dürfte nicht zu der geplanten Rechtsver-
eln!achung In diesem Bereich beitragen. Ursache 
hierfür sind die zahlreichen Modifikationen und Ver-
trauensschutzregelungen im Gesetz. Pfir die Mehr-
zahl der Fälle wird die Neuregelung erst ab Aprll 
1999 wirksam. In bestimmten Fällen gilt das alte 
Recht auch noch danach fort. Bereits jetzt gibt es 
Überlegungen, vor diesem Zeitpunkt ein Korrektur-
gesetz zu verabschieden. Der Versuch. ~in Gesetz zu 
reformieren, bevor es überhaupt wirksam geworden 
Ist, zeigt exemplarisch die Kurzatmigkeit der W-u:t-
schaftspolilik. 

II~ Öffentliche Rnanzen: Ohne klare Linie 

184. Der Zustand der öffentlichen Fmanzen wird 
mit ausschlaggebend sein, wenn übet .die Erfüllung 
der Kriterien des Maastrichter Vertragei: entschieden 
wird. Vor diesem Hintergrund bekommt die aiige-
spannte Situation in den Haushalten aller Gebiets-
körperschaften, die das ganze Jahr über anhielt, eine 
besondere Brisanz. Die Steuereinnahmen blieben 
erneut deutlich hinter den Planungen zurück, die 
stärker als erwartet angestiegene Arbeitslosigkeit 
machte zusätzliche Ausgaben notwendig. Mit zuneh-
mender Anspannung in den Haushalten verzettelte 
sich die Finanzpolitik In der kurzatmigen Suche nach 
Mehreinnahmen und nach Möglichkeiten füi- Aus-
gabenkürzungen. Eine mittel!rlstige Orientierung 
war nicht erkennbar, die Angebotsbedingungen blie-
ben finanzpolitisch stark belastet. 

186. Die Defizitquote des Staates {Cebietskörper-
schaften und Sozialversicherung) in der Abgrenzung 
der Volkswirtschaftlichen Gesamtreclinungeil, die 
bei der Konvergenzprüfung gemäß dem Vertrag von 
Maastricht herangezogen wird, konnte trotz der Be-
lastungen durch die Arbeitsmarktlage und die Steu-
erausfälle vor allem mit Hilfe der stark angehobenen 
Beitragssätze zur Sozialversicherung auf 3,2 vH ver-
mindert werden {Tabelle 43). In der Berichterstattung 
über die Defizitentwicklung im Rahmen des Haus-
haltsüberwachungsverfahrens nach dem Maastricht-
Vertrag wird jedoch dieser Defizitwert, wie ihn die 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnun9".0n itusweisen, 
um bestimmte Komponenten korrigiert, so daß In der 
relevanten Abgrenzung die Defizitquote des Staates 
3, 1 vH betragen dürfte. r 
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Tabelle 43 

Defizite llJld Defizitquoten 
In den öffentlichen Haushalten im Jahre 1997 'l 

Staat') in der Abgrenzung 
der VolkliwirtschafUichen 

Finanzierungs- Nach-
saldo/Defizit richtlich 

Quote 2) absolut Quote 2) 1996 

Mrd DM vH 

Gesamtrechnungen . . . . . -117V, -3,2 -3,5 
davon 
Gebietskörperschaften -1241/z -3,4 -3,2 
Sozialversicherung . . . + 6V2 +0,2 -0,3 

Staat') in der Abgrenzung 
der Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnungen nach 
demESVG ............ . 

Öffentlicher Gesamthaus-
halt') in der Abgrenzung 
der FinanzstaUstik ..... . -1171/z 

-3,1 -3,4 

-3,2 -314 

Strukturelles Defizit') . . . - 46V2 -1,3 -1,2 

1) Eigene Schätzung. 
2) Finanzierungssaldo/strukturelles Defizit in Relation zum no-

minalen Bruttoinlandsprodukt. 
3 ) Gebietskörperschaften (einschließlich Sonderrechnungen) 

und S02:ialversicherung. 
") Bund. Linder und Gemeinden/Gemeindeverbände sowie 

Sonderrechnungen (EU-Anteile, ERP-Sondervermögen, La-
stenausgleichsfonds, Fonds „Deutsche Einheit", Bundes-
eisenbahnvermögen, Vermögensentschädigungsfonds, Erb-
lastentilgungsfonds, Ausgleichsfonds zur Sicherung des 
Steinkohleneinsatzes). -

5) Öffentlicher Gesamthaushalt ohne ERP-Sondervennögen; 
zur Methode siehe Anhang V, Abschnitt D. 

Gemäß der Verordnung Nr. 3605193 des EU-Rates aus dem 
Jahr 1993 bezüglich der Anwendung des dem Vertrag zur 
Gründung der Europäischen Gemeinschait beigefügten Proto-
kollB über das Verlahren bei einem übermäßigen Deftzft sind 
für dJe Feststellung des Finanzierungssaldos des Staates die 
Vor.schrlften des Europäischen Systems der Volkswirtschait-
Hchen Gesamtrechnungen (ESVG), zweite Auflage (1979), 
rechtsverbindlkh. Die nach den Konzepten der deutschen 
Volkswirtschaltli.chen Gesamtrechnungen ermittelten Ergeb-
nisse dea staatlichen Finanzierungssaldos entsprechen in drei 
saldenwirksamen Punkten nicht den Vorschriften des ESVG: 
der Behandlung der kaufmännisch buchenden Krankenhäuser 
und Hochschulkliniken in öffentlicher ntJgerschaft, der Ver-
buchung der Eigenmittel der Europäischen Union sowie der 
Verbuchung von DirektsubvenUoneri. der Europäischen Union. 

QuanUtaUv am bedeutsamsten für die Höhe des staatlichen 
Defizits 1Bt die Behandlung der kaufmännisch buchenden 
Krankenhäuser und Hochschul1diniken. Diese werden inner-
halb der deutschen Volkswlrt3chaftlfchen Gesamtrechnungen 
dem Sektor Staat zugerechnet. Die öffentlichen Krankenhäuser 
werden zu einem ldeinen Teil als privatrechtliche Kapitalge-
sellschatten, zum überwiegenden Teil aber als rechtlich un-
selbständige Sondervermögen (Eigenbetriebe) ihrer Wger ge-
führt. Gemiiß ESVG Bind die rechtlich unselbständigen Elnrich-
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tungen als öffentliche Quasikapitalgesellschaften einzustufen 
und dem Unternehmenssektor zuzuordnen, soweit sle die fol-
genden drei Bedingungen erfüllen: Sie erzielen mehr als 50 vH 
ihrer Einnahmen aus dem Verkauf ihrer Produküon; sie verkau-
fen mehr als 50 vH ihrer Produktion an private Haushalte; sie 
haben eine vollständige, kaufmännische Rechnungslegu;,,g. 
Diese Bedingungen sind bei den rechtlich unselbständigen 
kaufmännisch buchenden Krankenhäusern in staatHcher 1Tä-
gerschait in Deutschland nach den Definitionen des ESVG er-
füllt. Daraus folgt, daß die Investitionszuschüsse des Staates an 
diese rechtlich unselbständigen Krtlnkenhäuser nicht - wie bis-
her im nationalen Nachweis - als Investitionen des Staates zu 
verbuchen, sondern als Erwerb von Betemgungen im Sinne 
einer Kapitalerhöhung durch den Eigentümer zu betrachten 
sind. Kapitalerhöhungen stellen aber einen Finanzierungsvor-
gang dar, der für das Defizit der Volkswirtschaftlichen Gesamt-
rechnungen keine Konsequenzen hat. Die Zuordnung der 
kaufmännisch buchenden Krankenhäuser und Hochschulklini-
ken zum Unternehmenssektor nach ESVG reduziert damit die 
Ausgaben des Staates, was zu einer entsprechenden Verbesse-
rung des staatlichen Finanzierungssaldos im Vergleich zum 
nationalen Konzept führt. Dadurch verringert sich die Defizit-
quote des Staates zum Beispiel bn Jahre 1996 um 0,1 Prozent-
punkte, in diesem Jahr dürfte die Korrektur reichlich 0, 1 Pro-
zentpunkte ausmachen. 

186. Wie im Vorjahr verhängten der Bund sowie 
eine Reihe von Ländern bereits im ersten Halbjahr 
Haushaltssperren oder verabschiedeten Nachtrags-
haushalte. Überdies wurde in einer verstärkten Priva-
tisierung ein Beitrag zur Lösung der finanziellen Pro-
bleme gesehen. Durch diese Maßnahmen gelang es, 
das Defizit der öffentlichen Haushalte - in der Ab-
grenzung der Finanzstatistik - auf 117\t.i Mrd DM 
leicht zu reduzieren, wodurch die entsprechende 
Defizitquote auf 3,2 vH sank (Tabelle 44, Seite 112). 
Das strukturelle Defizit, das der Sachverständigenrat 
für die Beurteilung der quantitativen Konsolidierung 
der öffentlichen Haushalte zugrundelegt, nahm dage-
gen leicht zu und betrug rund 46\t.i Mrd DM, die ent-
sprechende Defizitquote stieg um 0, 1 Prozentpunkte 
auf 1,3 vH. Allerdings ist diese Entwicklung vor dem 
Hintergrund der erheblichen Privatisierungserlöse zu 
sehen. Diese entstehen jedoch nur einmalig und sind 
von daher nicht als ein dauerhafter Konsolidierungs-
beitrag zu werten. Rechnete man diese Einnahmen 
heraus, was schon deshalb naheliegt, weil möglicher-
weise die geplanten Privatisierungserlöse im Jahre 
1997 nicht wie erwartet realisiert werden, so fiele das 
strukturelle Defizit entsprechend höher aus. 

Ursachen der angespannten Lage 
der öffentlichen Haushalte reichen weit zulilck 

187. Seit drei Jahren wiederholt sich die folgende 
Entwicklung: Die öffentlichen Haushalte verzeich-
nen gegenüber dem geschätzten Steueraufkommen 
Mindereinnahmen in zweistelliger Milliardenhöhe, 
gleichzeitig erfordert die sich verschlechternde Lage 
auf dem Arbeitsmarkt steigende Ausgaben. Da ange-
sichts der bereits hohen Verschuldung und der dar-
aus resultierenden steigenden Zinsausgaben diese 
Belastungen nicht mehr verkraftet werden können, 
ergreifen die Gebietskörperschaften jedesmal kurz-
fristig wirksame Maßnahmen wie Haushaltssperren, 
oder sie verstärken ihre Privatisierungsbemühungen. 
Die aktuellen Probleme in den öffentlichen Haushal-
ten sind aber auch darauf zurückzuführen, daß eine 
vom Sachverständigenrat wiederholt angemahnte, 

mittelfristig orientierte Konsolidierungspolitik bisher 
nicht hinreichend konsequent verfolgt wurde (zum 
Beispiel JG 90 Ziffern 359ff., JG 91 Ziffern 314ff.). 
Betrachtet man die Finanzpolitik in den Jahren seit 
der deutschen Einheit, läßt sich dies an verschiede-
nen Punkten festmachen: 

In den Jahren 1990 bis 1992 wurden in nicht 
unbeträchtlichem Umfang konjunkturbedingte 
Mehreinnahmen erzielt (Anhang V, Abschnitt D, 
Tabelle D2). Diese wurden jedoch nicht, wie vom 
Sachverständigenrat angemahnt (JG 90 Ziffer 220), 
zur Konsolidierung, sondern zur FinanziE:rung 
dauerhafter Ausgaben verwendet; im Jahre 1991 
erreichte das strukturelle Defizit mit 95, 1 Mrd DM 
seinen höchsten Wert seit der deutschen Einheit, 
was 3,3 vH in Relation zum Bruttoinlandsprodukt 
entsprach. Die damals begründeten Ausgaben-
ansprüche erschweren gegenwärtig eine Konsoli-
dierung der Staatstätigkeit. 

Die finanzielle Situation der Gebietskörperschaf-
1en ist zusätzlich dadurch belastet, daß seit dem 
Jahre 1995 fortwährend zum Teil erhebliche Min-
dereinnahmen gegenüber den offiziellen Steuer-
schätzungen zu verzeichnen sind. Diese sind nicht 
allein auf konjunkturelle Ursachen zurückzufüh-
ren, sondern zum Teil durch die Finanzpolitik 
selbst hervorgerufen, da die fortgesetzten Ände-
rungen des Steuerrechts seit dem Jahre 1991, die 
fast alle Steuerarten betrafen (JG 95 Tabelle 48), 
eine solide Schätzung des Steueraufkommens er-
schweren. Zudem überlagern sich zum Teil die 
Effekte der Steueränderungen in ihren Wirkungen 
und erodieren so die Grundlagen der Steuerschät-
zung weiter (Kasten 4, Seiten 116ff.). 

Als zum 31. Dezember 1994 die vereinigungsbe-
dingten Übergangsregelungen für den horizon-
talen Finanzausgleich ausliefen, wurden für den 
gesamtdeutschen Finanzausgleich allein die zuvor 
bereits bestehenden Ausgleichsinstrumente ange-
paßt und erweitert (JG 93 Ziffer 166). Regelungen, 
die - auch im Hinblick auf die dauerhafte Erfül-
lung der finanzpolitischen Kriterien des Maast-
richter Vertrages - die Umsetzung eines gesamt-
staatlichen Konsolidierungsprogramms erleichtert 
hätten, wurden nicht berücksichtigt (JG 95 Zif-
fern 307 ff.). Für die Gebietskörperschaften der 
einzelnen Ebenen bietet es sich zum Ausgleich 
des eigenen Haushalts daher an, Ausgaben auf 
andere Ebenen zu verschieben oder auch nicht ge-
setzlich fixierte Zuweisungen an andere Ebenen 
zu reduzieren (Ziffer 324). 

Den öffentlichen Haushalten fällt es um so schwe-
rer, mit konjunkturbedingten Belastungen fertig 
zu werden, je höher der Anteil an kurzfristig nicht 
veränderbaren Ausgaben an den Gesamtausga-
ben ist; dazu gehören insbesondere die Zinsausga-
ben und die Personalausgaben. Zinsausgaben las-
sen sich nachhaltig nur durch eine Reduzierung 
des Schuldenstands nrindem, eine Senkung der 
Personalausgaben (einschließlich der darin enthal-
tenen Versorgungsbezüge) erfordert bei gegebe-
nen Löhnen eine Verringerung des Personalbe-
stands, dies hat auch stattgefunden. Eine weitere 
Rückführung der Personalausgaben setzt aller-
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Tabelle 44 

Einnahmen und Ausgaben der Gebietskörperschaften und Sonderrechnungen 
Deutschland 

Art der Einnahmen 
und Ausgaben 

1994 1 1995 1 1996 1 1991 ') 1995 1 1996 1 1997 1) 

MtdDM~ Verinderung gegen Vorjahr in vH 

In der Abgrenzung der Volkswtrtlchaftllcben Gesamtrechnungen 

Gebietskörperschaften') 
Einnahmen, insgesamt , ............. . 

davon: 
Steuern .......................... . 
Sozialbeiträge .......... „ . „ .. „ .. 
sonstige laufende Einnahmen ...... . 
Vermögensübertragungen 

und Abschreibungen ............ . 
Ausgaben, insgesamt .. „ ..... „ ... „ . 

davon: 
Staatsverbrauch ......... , ........ . 
Einkommensübertragungen ........ . 

davon: 
private Haushalte ............... . 
Unternehmen und übrige Welt .... . 

darunter: 
Subventionen ................. . 

Sozialversicherung .............. . 
Zinsen ........................... . 
Vermögensübertragungen . , ....... . 
Investitionen ..................... . 

964,9 

811,5 
35,6 
80,4 

37,4 
1 056,5 

420,7 
394,9 

178,6 
121,5 

64,2 
94,8 

111,2 
45,6 
84,1 

Finanzierungssaldo, insgesamt . . . . . . . . - 91,6 
ohne Schuldenübernahme 

'Il:euhandanstalt und von der ost-
deutschen Wohnungswirtschaft') . - 91,6 

Nachrichtlich: 
Ausgabenquote 5) •••••••••••••••••• 

Steuerquote') ...... „ ........ „ .. . 
Defizitquote 5), insgesamt .......... . 

ohne Schuldenübernahme 
1teuhand.anstalt und von der ost-
deu1schen Wohnungswirtschaft') . 

31,7 
24,4 

2,8 

2,8 

991,3 

838,7 
36,3 
71,8 

44,5 
1332,3 

434,1 
404,2 

187,3 
121,5 

65,5 
95,4 

130,4 
284,0 

79,6 
-341,0 

-113,5 

38,5 
24,2 

9,9 

3,3 

970,5 

820,9 
37,5 
70,9 

41,3 
1085,4 

434,7 
401,8 

176,9 
117,9 

63,5 
107,1 
130,3 
45,1 
73,5 

-114,9 

-114,9 

30,6 
23,2 

3,2 

3,2 

971 

821 
39 
69'h 

41'h 
1095'h 

429 
414 

179 
122'h 

64 
112'h 
134'h 

48 
70 

-124'h 

-124'h 

29,9 
22,4 

3,4 

3,4 

In der Abgrenzung der Flnanzsta.Hsllk 

Gebietskörperschaften') 
Einnahmen (ohne Kreditmarkt-
und Rücklagemittel) .......... „ ..... . 
Ausgaben (ohne Schuldentilgung) .... . 
Finanzierungssaldo 7) ••••••••••••••••• 

Sonderrechnungen11) 
Einnahmen .......... , ......•••..• __ 
Ausgaben ......................... . 
Finanzierungssaldo ... „ ... „ „ „ .. „ 

ÖttenWcher Gesamlhaumalt') 
Ein.nahmen ........................ . 

darunter: 
Steuern ............ „ ....•• „ „ „. 

Ausgaben ......................... . 
Finanzierungssaldo') ............ , ... . 
Nachrichtlich: 

Ausgabenquote 10) •• , , ••••••••••••• 
Steuerquote ''l ............ „ ... „ .• 
Defizitquote 10) ••••• , , •••••••••••••• 

986,5 
1092,3 
-105,8 

119,2 
129,6 

- 10,4 

1050,8 

786,2 
1167.0 
-116,3 

35,I 
23,6 

3,5 

1028,9 
1140,1 
-111,0 

111,1 
110,6 

0,5 

1089,0 

814,3 
1199.6 
-110,5 

34,7 
23,5 

3,2 

1 002,l 
1133,8 
-131,5 

120,5 
108,3 

12,2 

1065,6 

800,0 
1185.1 
-119,3 

33,5 
22,6 

3,4 

1002 
11311/i 
-130 

120'h 
108 
12'h 

1066 

794'h 
1183\4 
-117'h 

32,4 
21,7 

3,2 

+ 2,1 

+ 3,3 
+ 2,0 
-10,7 

+18,9 
+26,1 

+ 3,2 
+ 2,4 

+ 4,9 
+ 0,0 

+ 2,0 
+ 0,6 
+11,3 

X 
- 5,3 

X 

X 

X 
X 
X 

X 

+ 4,3 
+ 4,4 

X 

- 6,8 
-14,6 

X 

+ 3,6 

+ 3,6 
+ 2,8 

X 

X 
X 
X 

- 2,1 

- 2,1 
+ 3,2 
- 1,3 

- 1,3 
-18,5 

+ 0,1 
- 0,6 

- 5,6 
- 3,0 

- 3,1 
+12,3 
- 0,1 

X 
- 1,8 

X 

X 

X 
X 
X 

X 

- 2,6 
- 0,6 

X 

+ 8,4 
- 2,1 

X 

- 2,1 

- 1,8 
- 1.2 

X 

X 
X 
X 

+O 

+O 
+4 
-2 

+ 'h 
+1 

+1 114 
+4 

+ "14 
+5 
+314 
+61/2 

-4"4 
X 

X 

X 
X 
X 

X 

-0 
- 14 
X 

+O 
- 114 
X 

+O 

-% 
- V. 
X 

X 
X 
X 

1) Eigene Schat:zung. - 1) Abweichungen in den Summeil dutch Runden der Zahlen. - 3) Bund. Under und Gemeinden (einschließlich 
K:renkenhiiuser mit kauf:mAnnlschem Rechnungswesen), EU-Anteile, ERP-Sondervennögen, Lastenausgleichsfonds, Kreditabwicklungsfonds 
(b!a 1994), Fonds „Deutsche Einheit", ab 1994 Vennögensentschid1gungsfonds, Teile des Bundeselsenbahnvermögens, ab 1995 Erblasten-
tilgungsfonds. - ') Nettobetrag der Schuldeniiberilahme: ZZ1,5 Mrd 'DM - 5) Ausqaben/SteUel'einnahmen/Finanzierungssaldo der Gebtets-
karperschalten in Relation zum Bruttoinlandsprodukt in jeweiligen Preisen. -') Bund. Llnder, Gemeinden/Gemeindeverbände (einschließlich 
Krankenhluser mit kaufmln.n1schem Rechnungsvtesen). Berehligf: um 'Obertragungen zwischen den Haushalten. - "l Einschließlich des Saldos 
der haushaltsteclmischen Verrechnungen. -S] EU-Anteile, ERP-Sondervermögen, Lastenausgleichsfonds, Kreditabwicklungsfonds {bis 1994), 
Panda „Deutache Einheit", ab t!:MM Bundeseisenbahnvennögen und Vermögensentschldigtnigsfonds, ab 1995 Erblastentilgungsfonds, ab 
1996 Ausgleichsfonds zur Sicherung des SteinkOhleneinsatzes. - ') Gebietskörperschaften und Sonderrechnungen, bereinigt um Übertra-
gungen :z:w!schen den Haushalten. - 1') AusgaI>eii/Steuerei0 n 11bmen/Plnanzlerungso des öffentlichen Gesamthaushalts in Relation zum 
BruttoJnla.ndsprodukt in jeweiligen Preisen. 
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dlngs eine grundsätzliche Aufgabenkritik voraus, 
kann also ihre volle Wirkung erst in der mittleren 
Frist erreichen. Das Versäumrris, diese Überprü-
fung der Staatsaufgaben frühzeitig und auch mit 
der notwendigen Konsequenz angegangen zu 
sein, schränkt nun den finanzpolitischen Hand-
lungsspielraum der öffentlichen Haushalte ein. 

188. Die Entwicklung der Beschäftigung im öffent-
lichen Dienst kann darauf Hinweise geben, ob und 
inwieweit die Haushalte der verschiedenen Ebenen 
dem Erfordernis einer Aufgabenkritik und einer 
effizienten Aufgabenerfüllung Rechnung getragen 
haben. Dabei sind die Gebietskörperschaften der 
verschiedenen Ebenen unter anderem aufgrund ih-
rer speziellen Aufgabenbereiche in unterschiedli-
chem Maße mit Personalausgaben belastet, und es 
gelang ihnen in unterschiedlichem Maße, ihren 
Personalbestand zu reduzieren. 

Betrachtet man die Entwicklung der Beschäftig-
ten des öffentlichen Dienstes im längerfristigen Ver-
gleich, so wurde in Westdeutschland auf allen Ebe-
nen der Gebietskörperschaften die Beschäftigtenzahl 
insbesondere seit Beginn der sechziger Jahre stark 
ausgeweitet. Ein Höhepunkt war in den Ländern im 
Jahre 1986 erreicht, als diese je 100 000 Einwohner 
3 148 Personen beschäftigten; berücksichtigt man, 
daß von diesen 7.4 vH teilzeitbeschäftigt waren, er-
gibt sich ein Vollzeitäquivalent von 2 886 Beschäftig-
ten. Beim Bund und in den Gemeinden wurde der 
Höchststand im Jahre 1987 erreicht (Tabelle 45). 
Gegenüber dem Niveau des Jahres 1960 hatten die 
Länder bis zu dem genannten Zeitpunkt ihre Be-
schäftigtenzahl um rund 64 vH ausgeweitet, bei den 
Gemeinden betrug der Zuwachs gut 55 vH und beim 
Bund rund 45 vH. In den darauffolgenden Jahren 
nahm die Beschäftigung in Vollzeitäquivalenten be-
zogen auf die Einwohnerzahl ab, doch stieg die abso-
lute Anzahl der bei den Gebietskörperschaften Be-
schäftigten noch bis zum Jahre 1992. 

189. Nach der Vereinigung war zum 30. Juni 1991 
mit 5,275 Millionen Personen die größte Anzahl der 
bei Bund, Länder und Gemeinden Beschäftigten er-
reicht, von diesen gingen knapp 17 vH einer Teilzeit-
beschäftigung nach (Schaubild 23, Seite 114). Zum 
30. Juni 1996 hat sich die Beschäftigtenzahl um über 
10 vH auf 4,702 Millionen Personen verringert, wobei 
sich gleichzeitig der Anteil der Teilzeitbeschäftigten 
auf rund 21.3 vH erhöhte. Umgerechnet auf Vollzeit-
äquivalente je 100 000 Einwohner war der Beschäfti-
gungsabbau mit knapp 15 vH daher in dem genann-
ten Zeitraum noch deutlicher. 

Der Bund hat seit dem Jahre 1991 seinen Personalbe-
stand mit 18,3 vH am stärksten reduziert. Dies ent-
spricht einem Rückgang von 119 000 Personen, wo-
von knapp 113 000 Personen allein auf den Bereich 
der Verteidigung entfielen. Auf Vollzeitäquivalente 
umgerechnet sank die Beschäftigtenzahl je 100 000 
Einwohner beim Bund um 20 vH von 804 auf 639 Be-
schäftigte. Bei den Ländern und Gemeinden fiel der 
Personalabbau durchaus unterschiedlich aus: Abso-
lut am stärksten ging die Beschäftigung in den Ge-
meinden zurück, seit dem Jahre 1991 um 312 000 
Personen (oder 15,2 vH). Ein Teil der Personalreduk-

Tabelle 45 

Beschäftigte bei Bund, Ländern und Gemeinden 1) 

Vollzeitäquivalent je 100 000 Einwohner') 

Jahr Insgesamt ] Bnnd 3) 1 Länder !Gemeinden 

Früheres Bundesgebiet 

1960 3 670 651 1 760 1259 
1963 3 976 836 1832 1308 
1966. 4154 882 1908 1364 
1969 4 224 837 2011 1376 
1972 4676 912 2265 1500 
1974 4905 928 2426 1551 
1977 5114 900 2 591 1622 
1980 5446 912 2 715 1 759 
1983 5586 927 2856 1804 
1986 5738 937 2886 1 915 
1987 5768 943 2868 1957 
1988 5729 935 2850 1944 
1989 5651 921 2807 1923 
1990 5604 896 2784 1925 
1991 5560 871 2749 1939 
1992 5497 825 2726 1946 
1993 5392 790 2704 1898 
1994 5260 740 2666 1854 
1995 5114 693 2625 1795 
1996 5 022 670 2599 1753 

Neue Bundeslinder und Berlin-Ost 

1991 8342 531 3 885 3926 
1992 8078 511 3 596 3 971 
1993 7097 483 3 348 3265 
1994 6507 511 3197 2799 
1995 6240 494 3168 2578 
1996 6071 495 3140 2436 

Deutschland 

1991 6114 804 2975 2335 
1992 6001 763 2896 2341 
1993 5726 731 2828 2167 
1994 5527 698 2 779 2050 
1995 5352 657 2737 1959 
1996 5218 639 2696 1883 

1) Vollzeit- und Teilzeitbeschäftigte im unmittelbaren öffent-
liehen Dienst ohne Deutsche Bundes-/Reichsbahn und 
Deutsche Bundespost; bis 1972 Stand: 2. Oktober, in den an-
deren Jahren: Stand zur Jahresmitte (30. Juni). 

2) Vollzeitbeschäfti.gte und Vollzeitäquivalent für Teilzeitbe-
schäftigte, wobei die Anzahl der Teilzeitbeschäftigten mit 
dem Faktor 0,6 für Beschäftigte mit mindestens der Hälfte 
der regelmäßigen Wochenarbeitszeit und dem Faktor 0,4 für 
Beschäftigte mit weniger als der Hälfte der regelmäßigen 
Wochenarbeitszeit berücksichtigt wurde. 

3} Ab dem Jahre 1991 zu.geordnet nach dem.jeweiligen Dienst-
sitz. 
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Schaubild 23 

• f,, 

Beschllllgung bei Bund, Lindem und Gemeinden 11 

Ulllonen ......... • 

2 

• 

~Teilzelt - Vollzelt 

Deu1schland 

Millionen 

"'"""'" • 

3 

2 

• 
1) Unmlttelbarer öffentncher Dienst ohne Deuteclle Bundes./Reichsbahn und Oeufscf'le Bundesp'.ost .. 2) Vorllu!lge$ Ergebris. 

!Ion dürfte allerdings auch auf die Ausgliederungen· 
von Öffentlichen Einrichtungen aus den Haushalten 
zurilckzuführen sein (JG 96 Ziffer 164). Die Länder 
verringerten die Anzahl ihrer Beschäftigten in dem 
gleichen Zeitraum um 142 000 Personen oder 5,5 vH. · 
Dabei hat sich auf beiden Ebenen der Anteil der Teil-
zeltbeschäftlgten in den letzten Jahren vergrößert, 
lag er im Jahre 1991 noch bei 20,9 vH in den alten 
und 6,0 vH in den neuen Ländern, so ~at er sich auf 
22,9 vH beziehungsweise 16,1 vH im .Jahre 1996 er-
höht, in den Gemeinden stieg der Anteil von 23,9 vH 
auf 26,8 vH im Westen und von 13,4 vH auf 24,2 vH 
im Osten. Als Folge hat sich die Bescli~gung, um-
gerechnet in Vol!zeitäquivalente je 100 000 Einwoh-
ner, im Osten mit 19,2 vH bei den Ländern und rund 
38 vH bei den Kommunen deutlich stärker reduztert 
als im Westen, wo der Rückgang bei den Ländern 
5,5 vH und bei den Kommunen 9,6 vH betrug. Den-
noch liegt die absolute Höhe mit 3 140 Beschäftigten 
(Vollzeitäquiva!ent je 100 000 Einwohner) in den ost-
deutschen Ländern und 2 436 Beschäftigten in deren 
Kommunen immer noch deutlich über· _den entspre-
chenden Höchstständen in den westdeutschen Ge~ 
bietskörperschaften. 
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' Steueralifkommen erneut rdckläuflg 

190. Das Steueraufkommen verringerte sich im 
Jahre 1997 gegenüber dem Vorjahr um rund '14 vH 
und betrug 794'h Mrd DM (Tabelle 46). Diese rück-
läufige Entwicklung ist zum einen Folge der hohen 
Arbeitslosigkeit und moderater Lohnsteigerungen, 
zum anderen aber auch auf Steuerrechtsänderungen 
zurückzuführen. Nachdem die Steuerquote bereits 
im vergangenen Jahr um einen Prozentpunkt auf 
22,6 vH zurückgegangen war, verringerte sie sich 
in diesem Jahr um 0,9 Prozentpunkte auf 21, 7 vH. 

Wie in den vergangenen Jahren blieb damit die Ver-
änderungsrate des Steueraufkommens hinter der 
des nominalen Bruttoinlandsprodukts zurück. Daher 
wurde die Vermutung geäußert, daß sich die Ent-
wicklung des Steueraufkommens zunehmend von 
der wirtschaftlichen Entwicklung entkoppele. Diese 
Aussage vernachlässigt allerdings die komplexen 
Einflußfaktoren auf das Steueraufkommen. Dessen 
Entwicklung wird diskretionär durch Steuerrechts-
änderungen beeinflußt, die gerade in den vergange~ 
nen Jahren zahlreich und mit einem hohen Volumen 
von Mehreinnahmen und Mindereinnahmen verbunM 
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Tabelle 46 

KassenmAlllges Aufkommen wichtiger Steuerarten 
. ,,- '''" um • .. "'"" ""' .. "''' '"• 

1994 1 1995 1 1996 
1 

1997 1) 1995 1 1996 1 1997 1) 

Steuerart ... -··-

MrdDM Veränderung gegenüber Vorjahr ill vH 
... -

Steuern vom Einkommen 2) 343,1 344,6 317,8 320'h + 0,4 - 7,8 + •;. 
davon: 
Lohnsteuer, insgesamt 3) 266,5 282,7 251,3 250Y2 + 6,1 -11,1 - •;, 

davon: West') ....... 241,9 255,3 230,5 230 + 5,5 - 9,7 - '4 
Ost') ......... 24,6 27,4 20,8 20'h +11,4 -24,2 - 1•;. 

Veranlagte Einkommen-
steuer6) ••••••••••••• 25,5 14,0 11,6 4% -45,1 -17,0 -60% 

Nicht veranlagte Steuern 
vom Ertrag .......... 17,7 16,9 13,3 15 - 4,7 -21,1 +12'h 

Zinsabschlag „ „ .... „ 13,7 12,8 12,1 11% - 6,6 - 5,4 - 6% 
Körperschaftsteuer ..... 19,6 18,1 29,5 31% - 7,3 +62,4 + 7 

Solidaritätszuschlag ...... 1,6 26,3 26,1 25'h X - 0,1 - 2 
Gewerbesteuer, insgesamt 44,1 42,2 45,9 47y, - 4,4 + 8,8 + 4 
Umsatzsteuer 1 ) •••••••••• 235,7 234,6 237,2 241Y2 - 0,5 + 1, 1 + 134 
Mineralölsteuer .......... 63,8 64,9 68,3 66 + 1,6 + 5,2 - 3 
Tabaksteuer ............. 20,3 20,6 20,7 21 + 1,6 + 0,5 + 2114 
Versicherungsteuer ...... 11,4 14,1 14,3 14 +23,7 + 1,7 - 1 
Kraftfahrzeugsteuer ...... 14,2 13,8 13,7 14% - 2,6 - 0,5 + 4 
Vermögensteuer ......... 6,6 7,9 9,0 1 % +18,5 +15,0 -83'h 

Gesamtsteueraufkommen . 786,2 814,3 800,0 7941/, + 3,6 - 1,8 - .,. 
Nachrichtlich: 
Steuerquote 8) ........... 23,6 23,5 22,6 21,7 X X X 

') Eigene Schätzung. 
2) Lohnsteuer, veranlagte Einkommensteuer, nicht veranlagte Steuern vom Ertrag, Zinsabschlag, Körperschaftsteuer. 
3 ) Seit dem Jahre 1996 wird das Kindergeld mit dem Lohnsteueraufkommen saldiert (JG 96 Ziffer 155). 
') früheres Bundesgebiet, die Angaben schließen Berlin-West ein. 
5) Neue Bundesländer einschließlich Berlin-Ost. 
6) Bruttoaufkommen abzüglich der Erstattungen nach ~ 46 EStG (Veranlagung bei Bezug von Einkünften aus nichtselbständiger 

Arbeit}, der Erstattungen des Bundesamtes der Finanzen, der Investitionszulagen und der Eigenheimzulage. 
7) Inlandsaufkommen und Einfuhrumsatzsteuer. 
8) Steuereinnahmen 1n Relation zum Bruttoinlandsprodukt in vH. 

den waren. Steuerrechtsänderungen können kurz-
fristig wie mittelfristig Vermeidungsreaktionen der 
steuerpflichtigen hervorrufen, wie die Inanspruch-
nahme von steuerlichen Sonderregelungen oder das 
Ausweichen in die Schattenwirtschaft. Die Verbin-
dung zwischen wirtschaftlicher Entwicklung und 
Steueraufkommen wird somit durchbrochen. Zudem 
wird das Aufkommen der elnze4ien Steuerarten 
nicht durch das Bruttoinlandsprodukt als Gesamt-
aggregat bestimmt, sondern durch einzelne Kompo-
nenten, deren jeweilige Veränderung sich durchaus 
deutlich von der Entwicklung des Gesamtaggregats 
unterscheiden kann. So weicht die Veränderung des 
Aufkommens beispielsweise auch dann um so mehr 
von der des nominalen Bruttoinlandsprodukts ab, 
wenn die Konjunktur weniger vom Privaten Ver-
brauch als von der Exportentwicklung getragen wird, 
denn Exporte unterliegen nicht der Mehrwertsteuer. 

Quelle:BMF 

Insgesamt verringert sich der Einfluß der Entwick -
lung des nominalen Bruttoinlandsprodukts auf die 
Veränderung des Steueraufkommens in dem Um-
fang, wie die Wirkung struktureller Veränderungen 
zunimmt. 

In den vergangenen drei Jahren mußte die Schät~ 
zung des Steueraufkommens des Arbeitskreises 
• Steuerschätzungen• für das jeweils laufende Jahr, 
aber auch für die Folgejahre wiederholt um teilweise 
zweistellige Milliardenbeträge nach unten korrigiert 
werden (Tabelle 4 7). Diese Abweichungen zwischen 
den Schätzergebnissen und dem tatsächlichen Auf-
kommen sind ebenfalls weniger auf konjunkturelle 
Schwankungen als auf Veränderungen des steuer-
rechtlichen Rahmens - im Inland wie im Ausland -
und auf allgemeine Verhaltensänderungen der Steuer-
pflichtigen selbst zurückzuführen (Kasten 4). 
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Tabelle 47 

Steuereinnahmen: Abweichung der Ist-Ergebnisse von den Schätzergebnissen 1) 

Mrd DM 
~·- - .,,- -_-,. '...:,•; 

Schätztermine Nachrichtlich 

Jahr November Mai November. 
des VOijahres Ist-Aufkommen 

des aktuellen Jahres 

1991 12,3•) 10,9 2,2 661,9 
1992 13,5 3,2 2,6 731,7 
1993 -12,1 0,7 3,4 749,1 
1994 . 3,9 1,2 2,5 786,2 
1995') -35,1 -31,5 -5,4') 814,3 
1996 -31,7•) -10,0 -5,0 800,0 

·-
1} Nach den Schätzungen des Arbeitskreises Steuerschätzungen bei jeweils identischem Steuerrecht 
2) Für das Berichtsjahr 1995 wurde eine wettere Schätzung 1.m März 1995 vorgelegt, die Schätzabweichung vom Ist-Ergebnis 

betrug -35,9 Mrd DM. 
') Schätzung vom Dezember 1990. 
•) Sch!.tzung vom Oktober 1995. 

Kasten4 
.> 

ZurSclditzuug des Steueraufkommens 

Der ArbelWuels „Steuerschätzungen • tagt auf Einladung 
de11 Bundeamin/sters der Finanzen. Seine- MitgUeder sind 
neben Vertrelem des BundesmlnisteriUIJ111 der Finanzen 
und des Bundeaminlsteriuma fiJr Wirtschaft Vertreter der 
Finanzministerien der Länder, des Bundesverbandes der 
kommunalen Spitzenverbände, der aech8. großen Wht· 
llChalts/orschungsin8titute, der Deut.sehen Bundesbank, des 
S/atißtiachen Bundesamtes sowie des Saclrvemt4ndtgenra-
te11. Die Ergebn.Jase des Arbeitskrelaes gehen in die Flnanz-
und Hauahaltaplanungen de11 Bundes und der Llinder ein. 
Zu diesem Zweck führt der Arbeitskreis au/ BaaJs von ge--
11tU1Ztwirt8chaitlichen Prognoaen, die vom Bundesmini!ffe-
rium tar Wirtschaft vorgegeben werden, zweimal im Jahr 
eine Schätzung durch: übOcherweiae im Mai eines Jahres 
für die jdhrlichen Steuereinnahmen des Finanzplanungs-
zeitraums und im November für dle .Steuereln:nahmen des 
jeweils laufenden sowie de11 darauffolgenden Jahres. 

Die Einllu8faktoren anf die Autkommensschiit-
zung smd vielfältig: Rechtliche Änderungen des 
Steuersystems führen in der Regel zu Verhaltens-
anpassungen der Steuerpflichtigen; die Abschät-
zung dieser Reaktionen im mittelfristigen Zeit-
raum und der daraus resultierenden Wirkung auf 
die Entwicklung des Steueraufkommens anhand 
vergangenheitsbezogener Informationen über die 
Verhaltensweisen der Steuerpflichtigen ist mit 
Unsicherheiten behaftet. Hinzu kommt, daß die 
Steuerpflichtigen - um angesichts geplanter Steuer-
rechtsänderungen auf legale Weise Steuern :z:u 
vermelden - kurzfristig die relevante Bemessungs-
grundlage in die Zeiträume mit einer geringeren 
steuerlichen Belastung verlagern. Wt der Häufig-
keit von Rechtsänderungen überlagern sich die 
kurzfristigen und mittelfristigen VVrrkungen zu-

116 

nehmend, wodurch sich die Prognoseunsicherhei-
ten verstärken. Die Schätzung der aufgrund von 
Rechtsänderungen zu erwartenden Steuermehr-
einnahmen oder Steuermindereinnahmen, die 
jeweils das Bundesministerium der Finanzen er-
stellt und die der Arbeitskreis .Steuerschätzun-
gen" übernimmt, werden in der Regel nur zum 
Zeitpunkt der Erstellung des jeweiligen Gesetz-
entwurls durchgeführt, danach aber beispiels-
weise angesichts einer anderen als der angenom-
menen wirtschaftlichen Entwicklung nicht mehr 
revidiert. 

Darüber hinaus beeinflussen verschiedene weitere 
Faktoren das Aufkommen der einzelnen Steuern: 

Die Bemessungsgrundlage der Umsatzsteuer ist das Entgelt 
für lJelerungen und Leistungen, die von Untemehmern im 
Inland erbracht werden, sowie für die Einfuhr von Gegen-
ständen; aber auch der Eigenverbrauch ist mehrwertsteuer-
pfOchUg. Die maßgeblichen Bezugsgrößen sind die nomina-
len Werte, tJOmit hängt die Aulkommensentwicklung unter 
anderem von der Veränderung des Preisniveaus ab. Nicht 
alle inländl8chen liefemngen und Leistungen von Unter· 
nehmen sind mit dem Nonnalsatz der Mehrwertsteuer be-
la8tet. So werden bestimmte Lieferungen und Leistungen, 
wie Wohnungsmieten, von der Steuerpflicht ausgenommen, 
andere Waren und Dienstleistungen sind mit einem redu-
zierten Steuersatz belegt. Die Entwicklung des Mehrwert-
steuerau/kommens hängt außer von den Veränderungen 
der steuerbelasteten Aggregate von der spezffischen Struk-
tur der lron8umierten Waren und Dienstleistungen ab, die 
sich bn Zeitablauf ändem kann. 

Eine für dle Entwicklung des Lolmsteueraulkommens maß-
gebUche Variable Jat die Bruttolohn- und -gehaltssumme. 
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Dabei wird die Veränderung des Aufkommens insbeson-
dere von der Entwicklung der Teilkomponenten, der Brutto-
lohn- und -gehaltssumme je beschäftigten Arbeitnehmer 
und der Anzahl der Beschäftigten, bestimmt. Der progressiv 
ausgeatallete Einkommensteuertarif führt dazu, daß bei stei-
gendem Pro-Kopf-Einkommen der Steuerpflichtigen das 
Lohnsteuerau/kommen überproportional zunimmt,- diesen 
Zusammenhang drückt die sogenannte .Pro-Kopf-Elastizi-
tät" aus. Beschäftigungsänderungen führen dagegen für 
sich allein nur zu einer mehr oder weniger proportionalen 
Veränderung des Steueraufkommens: Eine Steigerung der 
Bruttolohn- und -gehaltasumme, die allein durch einen 
Anstieg der Effektivverdienste verursacht ist, hat damit für 
sich genommen ein höheres Lohnsteuerau/kommen zur 
Folge, als wenn diese Steigerung auf eine Zunahme der 
Anzahl der Beschäftigten zurückzuführen ist. Dabei sind 
die Beziehungen zwischen dem Steueraufkommen und 
den Veränderungen der genannten volkswirtschaftlichen 
Größen nicht konatant, sondern verändern sich zum einen 
in dem Ausmaß, wie die Einkommen einer höheren Progres-
sion unterliegen, und zum anderen mit den im Zeitablauf 
veränderten Möglichkeiten und Anreizen, die indMduelle 
Lohnsteuerschuld über direkt auf den Lohnsteuerkarten der 
Steuerpflichtigen eingetragene Freibetiäge und negative 
Einkünfte aus anderen Einkunltsarten zu veningem. 

Das kassenmäßige Aufkommen der veranlagten Etn.kom-
mem:teuer in einem Jahr ist eine Nettogröße. Ea setzt sich 
zuaammen aus den SteueJVorauszahlungen der Einkom-
menateuerpflichtigen für das Jaulende Jahr, den Entattun-
gen und Nachzahlungen für frühere Veranlagungszeit-
räume, den Erstattungen nach § 46 EStG und den Erstattun-
gen des Bundesamtes der Finanzen, abzüglich der gewähr-
ten Zulagen (Investitionszulage und Eigenheimzulage). Die 
Vorauazahlungen für das laufende Jahr werden - gegebe-
nenfalls nach bestimmten Anpassungen - auf Basi8 der 
Steuerschuld des letzten, abgeschlossenen Veran/agungs-
zeitrauma festgelegt und im Verlauf eines Jahres meist nur 
im Paß einer schlechteren wirtschaftlichen Entwicklung 
(nach unten) angepaßt; sie spiegeln damit nur in begrenz-
tem Umfang die aktuelle Entwicklung der Einkommen. Da 
das Nettoaufkommen der veranlagten Einlcommensteuer ei-
nes Jahres auch durch die Nachzahlungen und Erstattun-
gen für zurückliegende Veran/agunuszeiträume bestimmt 
ist, muß die Aufkommensentwicklung auch aua diesem 
Grund nicht der aktueHen Einkommensentwicklung ent-
sprechen. Aufgrund zeitlicher Verzögerungen sowohl auf 
Seiten der SteuerpfUchtigen (beim Einreichen der Steuerer-
klärung), aber auch auf Seiten der Finanzbehörden (beim 
Bearbeiten der Steuererklärungen) kann der relevante Ver-
onlagungazeitraum durchaus mehr als ein Jahr zurücklie-
gen,· die zeitlichen Verzögerongen sind nicht notwendiger-
weise konstant. Die SteuerplOchtigen werden den Zeitpunkt 
der Einreichung ihrer Steuererk/änmg auch davon abhän-
gig machen, ob sie eine Steuererstattung oder eine Steuer-
nachzahlung erwarten. 

Die Inanspruchnahme von steuerlichen Sonderregelungen 
lockert die Verbindung des Nettoaufkommens mit der aktu-
ellen, aber auch der vorangegangenen Einkommensent-
wicklung zusätzlich. Die steuerlichen Sonderregelungen 
können entweder die Steuerschuld reduzieren, wie im Fall 
der Zulagen; da deren Inanspruchnahme auch am aktuellen 
Rand statistisch nachgewiesen 1st, lassen sich Annahmen 
über deren zukünftigen Umfang überprüfen und gegebe-
nenfalls anpassen. Oder die Sonderregelungen verringern 
die Bemessungsgrundlage, wie im Pan von Sonderabschrei-
bungen; da deren Umlang statistisch nur mit großer zeitli-
cher Verzögerung und auch nicht unbedingt vollständig 
nachgewiesen ist, können Hypothesen über deren tatsächli-
che Inanspruchnahme kaum verifiziert werden. Die Anreize 
der Steuerpflichtigen, über solche Sonderregelungen legal 
ihre Steuerzahlungen zu verringern, gewinnen mit zuneh-
mender Steuerbelastung der Steuerpflichtigen an Bedeu-
tung. Die Anreize zur Steuerhinterziehung düriten eben-
falls mit steigender Steuerbelastung zunehmen. 

Das Aufkommen der Kclrperscltattsteoer ergibt sich ähnUch 
wie das der veranlagten Einlcommensteuer aua den Voraus-
zahlungen für das aktueDe Jahr und den Nachzahlungen 
und Abschlußzahlungen für vergangene Veran/agungszeit-
räume, Auszahlungen für Investiüonszu/agen und Erstat-
tungen der Steuerbehörden. Damit ist die Schätzung des 
Aufkommens der Körperschaltsteuer durch entsprechende 
Merkmale gekennzeichnet wie die der veranlagten Ein-
kommensteuer. Zusätzlich sind die folgenden Faktoren zu 
erwähnen, die am aktuellen Rand, die Aufkommensent-
wicklung der Körperschafts/euer beeiniluasen und, da sie 
stark von den individuellen Verhaltensweisen der Steuer-
pflichtigen abhängen, eine exakte Aufkommensschätzung 
erschweren: 

Mit dem Standortsicherungsgesetz vom September 1993 
wurden die Körperschaftsteuemätz.e geBenJd- um 5 Prozent-
punkte au/ 45 vH für thesaurierte Gewinne und um 6 Pro-
zentpunkte auf 30 vH für ausgeschüttete Gewinne. Die mit 
einem Steuersatz von 56 vH versteuerten einbehaltenen 
Gewinne, welche bis Ende des Jahres 1994 nicht ausge-
schüttet waren, mußten nach diesem Gesetz in Eigenkapital 
umgewandelt werden, welches mit einem Steuersatz von 
50 vH belastet ist. Ebenso sind die mit einem Steuersatz von 
50 vH versteuerten einbehaltenen Gewinne, die bis Ende 
des Jahres 1998 nicht ausgeschüttet sind, in Eigenkapital 
,umzuwandehl, das mit einem Steuersatz von 45 vH belastet 
ist. Diese Rechtsänderung gibt den Unternehmen die Mög-
lichkeit, die für sie günstigste Regelung zu wählen - mit 
den entsprechenden Folgen für das Körperschaitsteuerauf-
kommen, aber auch für das Aufkommen der nicht veranlag-
ten Steuern vom Ertrag (JG 95 ZHfer 196). Insgesamt haben 
diese Maßnahmen nur eine zeitlich befristete Wirkung aut 
das Steueraufkommen, in dieser Periode kann sich jedoch 
die Veränderung des Körperschaltsteueraulkommens von 
der Gewinnentwicklung der Unternehmen unterscheiden. 

Blnen grundsätzlichen und längerfristigen Einfluß auf das 
Steueraufkommen folgt aus der Möglichkeit der Unterneh-
men, ihre Gewinne zeitlich und räumlich steuermindernd 
zu verlagern. Die Bedeutung der räumlichen Verlagerun-
gen von Unternehmensgewinnen nimmt vor dem Hinter-
grund des internationalen und insbesondere des innereuro-
päischen Steuerwettbewerbs zu. Dieser Wettbewerb voll-
zieht sich über Steuersätze und über die Gewährung von 
Sonderkonditionen; er führt zu einem reduzierten Körper-
schaitsteueraufkommen in Deutschland. 

Die zeiUiche Verlagerung von Verlusten' in die Vergangen-
heit (Verlustrüclctrog) läßt das deutsche Einkommensteuer-
recht biß zu einer Höhe von 10 Mio DM Jährlich und auf 
zwei Jahre begrenzt zu; in die Zukunft (Verlustvortrag) kön-
nen Verluste in Wibegrenzter Höhe übertragen werden. 
Hintergrund dieser Regelung ist die Vonrtellung, daß sich 
der Staat nicht nur an den Gewinnen, sondern auch an den 
Verlusten der SteuerptlichUgen beteiligen soll. Der Verlust-
rüclctrag führt zu Steuererstattungen für die vergangenen 
Jahre. Im Fall von Verlustvorträgen wird dagegen über eine 
Verminderung der Bemessungsgrundlage die Steuerschuld 
zukünftiger Jahre - insbesondere solcher mit einer guten 
Gewinnsituation - vermindert. Je mehr Verlustvorträge sich 
angesammelt haben und mit dem Eln.kommen der aktuellen 
Pertode verrechnet werden, detrlo mehr lockert sich dJ.e Ver-
bindung zwischen der aktuellen wirtschaftlichen Entwiclc-
lung und dem Aufkommen der Körperschaftsteuer. 

Die angesammelten Verlustvorträge der Unternehmen 
haben einen durchaus bedeutsamen Umfang. So weist die 
aktuellste KörperschaftsteuerstaUstlk - für das Jahr 1992 -
aus, daß zum 31. Dezember 1991 Verlustvorträge in Höhe 
von rund 160 Mrd DM bestanden. Im Veranlagungszelt-
raum 1992 ergaben sich zusätzliche steuerliche Verluste in 
Höhe von 102,1 Mrd DM; von diesen wurden 1,4 Mrd DM 
Im Jahre 1992 mit den im gleichen Zeitraum angefallenen 
Gewinnen verrechnet, sowie rund 2,5 Mrd DM mit den Ge-
winnen der Jahre 1990 und 1991. Damit bestand zum Jah-
resende 1992 ein kumulierter Verlustvortrag in Höhe von 
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251 Mrd DM. (ZuaätzJlch wurden Verluste, die 1n den Jah-
ren 1993 und 1!W4 entstanden, 1n H6he von insgesamt 
1,P Mrd DM mit den Gewinnen des Jahres 1992 verrechnet.) 

Die 'Il:effsicherheit von Aufkommensschlltzungen 
ließe sich durch eine Verbesserung der Informa-
tionsbasis erhöhen. Sowohl die Lohn- und Ein-
kommensteuerstatistik als auch die Körperschaft-
steuerstatistlk werden bisher nur In einem dreijäh-
rigen Turnus durchgeführt. Da zudem ein Veranla-
gungsjahr nachgewiesen wird, dessen steuerliche 
Erfassung erst nach mindestens zwei Jahren zu 

191. Nachdem das Aufkommen der Lohnsteuer be-
reits Im Vorjahr - als Konsequenz der steuerlichen 
Freistellung des Existenzminimums und der Verrech-
nung des Kindergeldes mit dem Lohnsteueraufkom-
men Im Jahre 1996 bei gleichzeitigem Wegfall des 
Kinderfreibetrags (JG 96 Ziffer 155)-wn 11,1 vH ge-
mnken war, ging es im Jahre 1997 mit \4 vH ein wei-
teres Mal zurück. Zwar erhöhten sich die Effektiv-
verdienste je beschäftigten Arbeitnehmer mit knapp 
B> vH nur vergleichsweise wenig, und bedingt 
durch steigende Unterbeschäftigung ging die Brutto-
lohn- und -gehaltssumme geringfügig zurück, die 
rückläufige Aufkommensentwlcklwig Ist jeciOch 
hauptsächlich darauf zurückzuführen, daß noch Im-
mer die Veränderung der Auszahlungsweise des Kin-
dergeldes das Aufkommen beeinflußt. Aufgrund der 
Phasenverschiebung - also der Tatsache, daß im 
Januar erst das Lohnsteueraufkommen des Dezem-
bers kassenwirksam wird und damit In, dem Kassen-
aufkommen eines Jahres elf Monate des laufenden 
Jahres sowie ein Monat des vorangegangenen Jah-
res enthalten sind - vermindert Im Vorjahresver-
gleich die Neuregelung der Kindergeldauszahlung 
anteilig auch Im Jahre 1997 das Lohnsteueraufkom-
men. Dieser Effekt wird dadurch verstärkt, daß ab 
dem 1. Januar 1997 das Kindergeld für das erste und 
das zweite Kind jeweils um 20 DM auf 220 DM ange-
hoben wurde, was das Lohnsteueraufkommen ein 
weiteres Mal minderte. Illsgesamt wurde im Jahre 
1997 Kindergeld In Höhe von knapp 50 Mrd DM mit 
dem Lohnsteueraufkommen verrechnet. Bereinigt 
um diesen Effekt stieg das Lohnsteueraufkommen 
um 1'lilvHan. 

192.. Das Aufkommen der veranlagten Einkommen-
steuer reduzierte sich Im Jahre 1997 erneut und_ er-
reichte mit 41-> Mrd DM weniger als die Hälfte_ des 
Vorjahreswertes. Bei immer noch hohen Steuererstat-
tungen nach § 46 EStG wurde darüber hinaus die im 
Vorjahr eingeführte Eigenheimzulage erstmals ein 
ganzes Jahr über wirksam und reduzierte das Netto-
aufkommen um knapp 31-> Mrd DM. Das Kassenauf- · 
kommen der veranlagten Einkommensteuer degene-
riert damit zunehmend zu einer Restgröße. 

In den vergangenen Jahren verursachten verschie-
dene rechtliche .Änderungen aus rein steuertechni-
schen Gründen Minderungen des Aufkommens der 
veranlagten Einkommensteuer: So wird seit dem Ver-
anlagungszeitraum 1991 auch die Antragsveranla-
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einem himeichend großen Teil abgeschlossen ist, 
liegen die verfügbaren Informationen nur mit einer 
entsprechend großen Verzögerung vor. Diese 
könnte zumindest dadurch verkürzt werden, daß 
diese Statistiken in einem jährlichen Rhythmus 
durchgeführt werden. Ebenso würde auch ein stabi-
ler steuerrechtlicher Rahmen sowie ein einfaches 
Steuersystem mit möglichst wenigen Sonderrege-
lungen zu einer Erhöhung der Schätzsicherheit bei-
tragen. M!t der geplanten, dann aber gescheiterten 
Einkommensteuerreform wäre ein Schritt in diese 
Richtung getan worden (Ziffern 325 ff.). 

gung der Lohnsteuerpflichtigen (der frühere Lohn-
steuerjahresausgleich) über die veraniagte Einkom-
mensteuer abgewickelt; die sich ergebenden Steuer-
erstattungen reduzieren seitdem deren Aufkommen 
und nicht mehr das der Lohnsteuer. Ende der acht-
ziger Jahre hatte der Lohnsteuerjahresausgleich ein 
Volumen von jährlich rund 51-> Mrd DM. Mit der Ein-
führung des Zinsabschlags Im Jahre 1993 werden bei 
weiteren Einkünften Steuern bereits im Quellen-
abzug abgeführt, wodurch sich das Aufkommen der 
veranlagten Einkommensteuer reduziert und ihr 
Charakter als Residualgröße weiter verstärkt wird. 
Hinzu kam dii> zeitgleiche Anhebung des Freibetrags 
für Einkünfte aus Kapitalvermögen. Aber auch die 
Zahlung von Zulagen, wie den Investitionszulagen 
nach dem Fördergebietsgesetz und der Eigenheim-
zulage (JG 95 Ziffer 11), vermindert das Kassenauf-
kommen der veranlagten Einkommensteuer. 

193. Für Aussagen über die Verteilungswirkungen 
der Einkommensbesteuerung eignet sich der Ver-
gleich der Aufkommensentwicklung der Lohnsteuer 
und der veranlagten Einkommensteuer oder die Ge-
genüberstellung der entsprechenden Relationen des 
jeweiligen Steueraufkommens zum Bruttoinlands-
produkt folglich nicht (JG 96 Ziffer 169). Der Einkom-
mensbesteuerung in Deutschland liegt ein syntheti-
scher Einkommensbegriff zugrunde: Bei der Feststel-
lung der Einkommensteuerschuld für einen Veranla-
gungszeitraum werden alle Einkünfte dieser Periode 
summiert und gemeinsam besteuert, wobei bereits 
gezahlte Steuern auf einzelne Einkünfte, wie die 
Lohnsteuer,· der Zinsabschlag und die Körperschaft· 
steuer auf ausgeschüttete Gewinne, ebenso wie Ein-
kommensteU:ervorauszahlungen auf die sich erge-

. bende Steuerschuld angerechnet werden, Je höher 
die bereits vorweg gezahlten Steuern sind, desto ge-
ringer fällt die noch zu leistende Einkommensteuer-
schuld aus: oft kommt es sogar zu Steuererstattun-
gen. Das Aufkommen aus der veranlagten Einkom-
mensteuer Ist damit eine Residualgröße der Einkom-
mensbesteuerung. Eine Identifizierung der Steuerbe-
lastung der ·unterschiedlichen Einkommensarten ist 
nicht möglich. Auch das Lohnsteueraufkommen läßt 
sich Dicht eindeutig als Steuerbelastung der unselb-
ständig Beschäftigten interpretieren, da die Steuer-
erstattungen an die Lohnsteuerpflichtigen nach 
§ 46 ES!G mit dem Aufkommen der veraniagten Ein-
kommensteuer verrechnet werden. Zudem vermin-
dert sich abhängig davon, ob Freibeträge oder erwar-
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tele negative Einkünfte bereits auf der Lohnsteuer-
karte eingetragen sind oder erst bei der Einkommen-
steuerveranlagung geltend gemacht werden, entwe-
der das Lohnsteueraufkommen oder das Aufkommen 
aus der veranlagten Einkommensteuer. 

194. Seit dem 1. Januar 1997 wird die Vermögen-
steuer nicht mehr erhoben; zur Kompensation der 
Einnahmenverluste der Länder wurden mit dem Jah-
ressteuergesetz 1997 der Steuersatz der Grund-
erwerbsteuer zum 1. Januar 1997 um 1,5 Prozent-
punkte auf jetzt 3,5 vH anpehoben sowie - geltend 
ab dem 1. Januar 1996 - Anderungen bei der Erb-
schaft- und Schenkungsteuer vorgenommen, die in 
der Summe ein Mehraufkommen erbringen. Aller-
dings blieb das Aufkommen dieser beiden Steuern 
im Jahre 1997 hlnter den Erwartungen zurück. Der 
Anstieg der Kraftfahrzeugsteuer um 4 vH nach der 
negativen Aufkommensentwicklung in den beiden 
Vorjahren beruht hauptsächlich auf der emissions-
orientierten Umgestaltung dieser Steuer, die zum 
!. Juli 1997 in Kraft trat. Das Vorziehen eines Abfüh-
rungstermins der Mineralölsteuer verursachte im 
Jahre 1996 einmalige Mehreinnahmen von rund 
2,6 Mrd DM; aufgrund dieses Basiseffekts verrin-
gerte sich das diesjährige Aufkommen um 3 vH. Das 
Gewerbesteueraufkommen wuchs in diesem Jahr et-
was langsamer als im Vorjahr; die Erhebung der Ge-
werbekapitalsteuer in den neuen Bundesländern 
wurde im Herbst rückwirkend zum !. Januar 1997 
ein weiteres Mal ausgesetzt (Tabelle49, Seiten 121 f.). 

Gebietskörperschaften unter fortgesetztem 
Konsolidierungszwang 

195. Die Gebietskörperschaften verfolgten in die-
sem Jahr eine restriktive Ausgabenpolitik. In vielen 
Haushalten waren die Ausgaben absolut sogar rück-
läufig, so daß die Gebietskörperschaften trotz der 
angespannten Situation auf dem Arbeitsmarkt und 
rückläufiger Steuereinnahmen, allerdings mit Hilfe 
erheblicher Privatisierungserlöse, das kumulierte De-
fizit gegenüber dem Vorjahr auf 130 Mrd DM redu-
zieren konnten (Tabelle 48, Seite 120). 

196- Die finanzielle Situation des Bundes war im 
Jahre 1997 geprägt durch eine hektische Suche nach 
Mehreinnahmen. Steuerausfälle und hohe Mehr-
ausgaben zur Finanzierung der Arbeitslosigkeit bei 
einem gleichzeitig auf der Einnahmenseite wie auf 
der Ausgabenseite knapp bemessenen Haushalt 
(JG 96 Ziffer 278) ließen bereits früh im Jahr erken-
nen, daß der Bund das geplante Defizit von 53,4 Mrd 
DM überschreiten würde. Der Bundeszuschuß zur 
Bundesanstalt für Arbeit war zunächst im Haushalt 
mit 4, 1 Mrd DM viel zu niedrig angesetzt, die anhal-
tend hohe Unterbeschäftigung erforderte schließlich 
einen Zuschuß in Höhe von rund 13 Mrd DM. Ein 
noch höherer Betrag kounte durch den Verkauf von 
Darlehensforderungen durch die Bundesanstalt für 
Arbeit vermieden werden (Ziffer 206). Die Ausgaben 
für die Arbeitslosenhilfe waren im Haushalt 1997 mit 
17 ,8 Mrd DM ebenfalls zu niedrig angesetzt. Tat-
sächlich entstanden dem Bund Ausgaben für die 
Arbeitslosenhilfe in Höhe von rund 27 Mrd DM. Als 
Einnahmen aus Privatisierungen waren im Haushalt 

insgesamt 3,9 Mrd DM veranschlagt, ein großer Teil 
sollte durch den geplanten Verkauf von Anteilen an 
der Postbank realisiert werden, der dann aber erneut 
verschoben wurde. · 

197. Da bereits im ersten Halbjahr abzusehen war, 
daß das Defizit-Kriterium des Maastrichter Vertrages 
im Jahre 1997 zunehmend schwieriger zu erfüllen 
sein würde, zog das Bundesministerium der Finan-
zen eine Umbewertung der Währungsreserven der 
Deutschen Bundesbank in Erwägung, die bereits 
kurzfristig im Jahre 1997 einnahmenwirksam werden 
sollte (Ziffern 229ff.). Die Erlöse dieser Umbewer-
tung hätten nicht unmittelbar den Bundeshaushalt 
entlastet, sondern wären - wie im Haushaltsgesetz 
und Erblastentilgungsfondsgesetz vorgesehen - dem 
Erblastentilgungsfonds zugeflossen. Ob und inwie-
weit dieses Vorgehefl neben einer Verringerung des 
Schuldenstands auch das Defizit in der Abgrenzung 
der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen ver-
mindert hätte, wäre wohl von einer Entscheidung 
von Eurostat abhängig gewesen (Kasten 8, Seite 229). 
Aufgrund des Widerstandes der Deutschen Bundes-
bank und der Kritik der Öffentlichkeit wurde dieses 
Vorhaben jedoch aufgegeben. 

198. Nach einer deutlichen Korrektur der erwar-
teten Steuereinnahmen des Bundes aufgrund der 
Steuerschätzung vom Mai dieses Jahres verhängte 
der Bundesminister der Finanzen zur Begrenzung 
des Ausgabenanstiegs im Juni - im dritten Jahr in 
Folge - eine Haushaltssperre, mit der eine Reduzie-
rung der Ausgaben um 2 Mrd DM angestrebt wurde. 
Im Juli 1997 wurde vom Kabinett ein Nachtragshaus-
halt verabschiedet, der eine zusätzliche Nettokredit-
aufnahme in Höhe von 17 ,9 Mrd DM vorsah. Gleich-
zeitig beabsichtigte der Bund, Aktien der Deutschen 
Telekom im Zuge einer .Platzhalterlösung• an die 
Kreditanstalt für Wiederaufbau zu verkaufen, um 
- wie im vergangenen Jahr im Fall seiner Beteiligung 
an der Deutschen Lufthansa - kurzfristig die Ein-
nahmen zu erhöhen. Durch dieses Vorgehen sollen 
Einnahmen in Höhe von 10 Mrd DM erzielt werden. 
Daneben sind Einnahmen in Höhe von 400 Mio DM 
aus dem Verkauf eines Teils der Rohölreserve des 
Bundes geplant. Als sich im Verlauf des Jahres wei-
tere Steuerausfälle andeuteten, wurde die Verab-
schiedung des Nachtragshaushalts zunächst verscho-
ben, zudem wurde Ende Oktober die Haushalts-
sperre deutlich verschärft (Tabelle 49, Seiten 121 f.). 
Insgesamt konnten diese Maßnahmen jedoch nicht 
verhlndem, daß das Defizit des Bundes - nach den 
vorliegenden Plänen - zwar niedriger als im Vorjahr 
(78,5 Mrd DM), aber mit 75 Mrd DM erneut deutlich 
über den Planungen liegt. 

199. Mit dem vorgelegten Nachtragshaushalt über-
stieg die geplante Kreditaufnahme des Bundes zu-
dem die Summe der Investitionsausgaben im Bun-
deshaushalt, was gemäß Artikel 115 Absatz 1 GG nur 
im Fall einer Störung des gesamtwirtschaftlichen 
Gleichgewichts zulässig ist. Eine solche Störung wur-
de von der Bundesregierung festgestellt und begrün-
det mit dem Rückgang der Beschäftigung und der Er-
höhung der Arbeitslosenzahl, die beide deutlicher 
ausfallen würden, als bei der Aufstellung des Haus-
halts ursprünglich hätte erwartet werden können. 
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Tabelle 48 
Entwicklung .. der Haushalte der Gebletsli:örperschaften 

In der Abgrenzung der Finanzstatistik 
~ 

1 r 1 1 1 1994 1995 1996 1997') 1995 1996 1997') 
Gebietskörperschaft 

MrdDM Veränderung gegen Vorjahr in vH 
--"' ' 

Bund2) 

Einnahmen ........ 420,6 414,1 377,0 380 - 1,5 -9,0 + % 
Ausgaben .......... 471,2 464,7 455,6 455 - 1,4 -2,0 -0 
Finanzierungssaldo') - 50,6 - 50,5 - 78,5 - 75 X X X 

Länder-West 
Einnahmen ........ 335,5 343,2 350,4 . 3491'.. + 2,3 +2,1 - ~ 

Ausgaben .......... 360,3 373,4 381,8 382 + 3,7 +2,3 +O 
Finanzierungssaldo 3) - 24,7 - 30,2 - 31,4 - 321'.. X X X 

Länder-Ost 
Einnahmen ... ' .. '. 94,5 104,7 109,6 109 +10,7 +4,7 - \.1i 
Ausgaben .......... 114,4 121,1 124,3 1241'.. + 5,9 +2,6 + !4 
Finanzierungssaldo 3) - 19,9 - 16,5 - 14,8 - 151'.. X X X 

Gemeinden-West 
Einnahmen ........ 261,0 256,5 258,8 256 - 1,7 +0,9 -1 
Ausgaben .......... 266,8 268,6. 263,5 2601'.. + 0,7 -1,9 -1!4 
Finanzierungssaldo') - 5,9 - 12,1 - 4,6 - 41'.. X X X 

Gemeinden-Ost 
Einnahmen ........ 63,1 67,5 64,5 64 + 7,0 -4,4 --10 
Ausgaben .......... 67,8 69,2 66,8 661'.. + 2,0 -3,5 - \.1i 
Finanzierungssaldo') - 4,8 - 1,7 - 2,2 - 21'.. X X X 

Gebietskörperschaften') 
Einnahmen ........ 986,5 1028,9 1 002,1 1002 + 4,3 -2,6 -0 
Ausgaben .......... 1092,3 1140,1 1133,8 11311'.. + 4,4 -0,6 - V.. 
Finanzierungssaldo 3) -105,8 .:.111,0 -131,5 -130 X X X 

-· ~ -, ~- T•-' .,_-_'--" -

1) Eigene Schätzung. Abweichungen in den Smnmen d'urch Runden der Zahlen. 
~ OhneSonderrechnungen. ' 
3) Einschließlich des Saldos der haushaltstecJmischen Verrechnungen. 
') Um Übertragungen zwischen den Haushalten bereinigt. 

Zudem war zu belegen, daß die zusätzliche Kredit-
aufnahme nach Umfang und Verwendung zur Ab-
wehr der Störung bestimmt und geeignet sei (Zif-
fern 335 !.). 

200. Angesichts der Steuerausfälle vergrößerte sich 
das Defllit der Länder trotz restriktiver Ausgaben-
politik und verstärkter Privatisierung In beiden Ge-
bietsständen um jeweils rund 1 Mrd DM. Zahlreiche 
Länder verhängten bereits in der ersten Jahreshälfte 
Haushaltssperren oder verabschiedeten Nachtrags-
haushalte. Insgesamt verllnderten sich in beiden Ge-
bietsständen die Ausgaben gegenüber dem Vorjahr 
kaum. Die Mehrbelastungen, die aus den. stark an: 
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steigenden Zinsausgaben resultierten, konnten durch 
eine weitere Rückführung der Investitionen und der 
ZuweislUlgen, insbesondere an die Gemeinden, 
kompensiert werden. Den Ländern im Westen ge-
lang es, über fortgesetzten Personalabbau den Zu-
wachs ihrer Personalausgaben auf 1 vH zu begren-
zen. Die neuen Länder waren außer von Tariflohn-
erhöhungen auch von der Anpassung des Tarif-
niveaus um einen weiteren Prozentpunkt auf nun 
85 vH des Westniveaus (zum 1. September 1997) so-
wie durch die erstmaligen Zahlungen in die Zusatz-
versorgungssysteme belastet, so daß trotz Beschäfti-
gungsnickgang die Personalausgaben um 11'.i vH zu-
nahmen. 
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Tabelle 49 

Finanzpolitisch und sozialpolitisch wichtige Ereignisse 

Datum 

1996 

29. November Der Bundestag beschließt den Bundeshaushalt 1997 mit einem Ausgabevolumen von 
439,9 Mrd DM und einem Defizit von 53,3 Mrd DM. 

1997 
1.Januar 

22. Januar 

27. Januar 

18. März 

20.März 

15. Mai 

6.Juni 

26.Juni 

1. Juli 

Das Jahressteuergesetz 1997 (JS!G 1997) tritt in Kraft: unter anderem mit Änderungen bei 
der Erbschaft- und Schenkungsteuer und mit der Erhöhung des Grunderwerbsteuersatzes 
von 2 vH auf 3,5 vH als Gegenfinanzierung für die nicht mehr erhobene Vermögensteuer, 
mit einer Erhöhung bei der steuerlichen Anerkennung hauswirtschaftlicher Beschäfti-
gungsverhältnisse sowie der Verschiebung der mit dem JStG 96 beschlossenen Anhebung 
des Grundfreibetrages auf das Jahr 1998 (zu den Einzelheiten siehe JG 96 Tabellen 37 
und42). 

Mit Wirkung vom 1. Januar 1997 sind auf den Erblastentilgungsfonds zusätzlich die 
Altschulden für gesellschaftliche Einrichtungen in Höhe von rund 8,4 Mrd DM übertragen 
worden. Zusammen mit den Verbindlichkeiten des Kreditabwicklungsfonds (110 Mrd DM), 
der TheUhandanstalt (204,6 Mrd DM) sowie der Verbindlichkeit von Wohnungsbauunter-
nehmen der ehemaligen DDR nach dem Altschuldenhilfegesetz (28,4 Mrd DM) beträgt der 
Schuldenstand rund 350 V, Mrd DM. 
Die von der Bundesregierung eingesetzte Steuerreform-Kommission veröffentlicht Vor-
schläge für eine Reform der Einkomm.ensbestetlerung - „Petersberger Steuervorschläge". 

Die von der Bundesregierung eingesetzte Kommission „Fortentwicklung der Rentenversi-
cherung• legt ihre Vorschläge vor. Wesentliche Elemente werden von der Bundesregie-
rung in das Rentenreformgesetz 1999 übernommen - zu den Einzelheiten siehe Tabelle 40, 
Seiten 103 ff. 
Die Bundesregierung beschließt den Entwuä eines Steuerreformgesetzes 1998 und am 
22. April 1997 den Entwurf eines Steuerreformgesetzes 1999, womit die Petersberger 
Steuervorschläge umgesetzt wurden (siehe auch Tabelle 39, Seiten 99ff.). 
Der Deutsche Bundestag weist den Einspruch des Bundesrates gegen das Gesetz zur 
Reform der Arbeitsförderung (AFRG) mit der Kanzlermehrheit zurück (zu den wichtigsten 
Einzelmaßnahmen siehe Tabelle 42, Seite 109). 

Der Arbeitskreis .Steuerschätzungen• schätzt für den mittelfristigen Zeitraum - unter 
Zugrundelegung einer Zunahme des nominalen Bruttoinlandsprodukt in Deutschland 
von 3Y2 vH im Jahre 1997 und 4 vH bis 4Y2 vH im Jahre 1998 sowie je 4Y2 vH bis zum 
Jahr 2001 - das jährliche Steueraufkommen, das gegenüber den letzten Schätzungen 
deutlich nach unten korrigiert wird. Für 1997 betragen die erwarteten Ausfii.lle 18 Mrd DM 
gegenüber den Schätzungen vom November 1996. Im Vergleich zu den Schätzungen vom 
Mai 1996 werden Mindereinnahmen von 31,6 Mrd DM für 1998, 32 Mrd DM für 1999 und 
37,2 Mrd DM für 2000 erwartet. 
Der Bundesminister der Finanzen erläßt eine Haushaltssperre gemäß § 41 der Bundes-
haushaltsordnung. Danach bedürfen das Eingeben von Verpflichtungen oder die Leistung 
von Sachausgaben, Zuwendungen oder Zuweisungen ab einem Betrag von 1 Mio DM 
sowie Verpflichtungen oder Ausgaben für Investitionen ab einem Betrag von 10 Mio DM 
der vorherigen Einwilligung des BMF. 

Der Deutsche Bundestag verabschiedet die Steuerreformgesetze 1998 und 1999 der Bun-
desregierung (identisch mit den Entwürfen der Koalitionsfraktionen). 
Das Gesetz zur stärkeren Berücksichtigung der Schadstoftemmlsslonen bei der Be-
steuerung von Personenkraftwagen (Kraftfahrzeugsteuerii.nderungsgesetz 1997) tritt in 
Kraft. Danach wird die Kraftfahrzeugsteuer nach Emmissionsgruppen neu geregelt: Em-
missionsarme und verbrauchsgiinstige PKW nach Euro-3-Norm und Euro-4-Norm sind be-
fristet steuerbefreit beziehungsweise der Steuersatz wird gesenkt, für PKW nach Euro-1-
Nonn oder vergleichbarer Normen, bleibt der Steuersatz vorerst unverändert, während 
PKW mit einem höheren Schadstoffausstoß stärker belastet werden. 
Die beiden Gesetze zur Neuordnung von Selbstverwaltung und Eigenverantwortung in 
der Gesetzlichen Krankenversicherung (1./2. GKV-Neuordnungsgesetz - 1./2. NOG) 
treten in Kraft (zu den Einzelheiten siehe Tabelle 41, Seite 107). 
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noch Tabelle 49 

. Finanzpolitisch und sozialpolitisch wichtige Ereignisse 

Datum 

11. Jul! Die Bundesregierung beschließt die Entwürfe für einen Nachtrag zum Bundeshaushalt 
1997 und für den Bundesha115halt 1998 sowie die mittelfristige Finanzplanung für die 
Jahre 1997 bis 2001. Danach steigen die Ausgaben für 1997 um 18,7 Mrd DM auf 
458,6 Mrd DM, die Nettokreditaufnahme auf 71,2 Mrd DM. Für das Haushaltsjahr 1998 
sind folgende Eckwerte geplant: AnS!ieg der Ausgaben um 0,5 vH auf 461 Mrd DM, Netto-
kreditaufnahme 57,8 Mrd DM. 

18. August Das Gesetz zur Fortsetzung der wtrtlchaftlichen Förderung IB den neuen Lindem für 
die Jahre 1999 bis 2004 wird vom Bundestag verabschiedet (zu den Einzelheiten siehe 
Tabelle 31, Seite 82). 

29. August Die Bundesregierung veröffentlicht den 16. SubvenUonsberlcht (.Bericht der Bundesre-
gierung über die Entwicklung der Finanzhilfen des Bundes und der Steuervergünstigun-
gen für die Jahre 1995 bis 1998"). Danach steigt das Gesamtvolumen der Subventionen 
des Bundes zwischen 1995 und 1998 um 8 vH von 36,2 Mrd DM auf 39, 1 Mrd DM. Die ge-
samtwirtschaftliche Bedeutung der Subventionen des Bundes bleibt gemessen am Brutto-
inlandsprodukt mit 1,0 vH (1995 und 1998) weitgehend konstant. 

5. September Der Bundesrat stimmt der Beschlußempfehlung des Vermittlungsausschusses des Deut-
schen Bundestages vom 4. August 1997 und damit der Abschallung der Gewerbekapltal-
llteuer im gesamten Bundesgebiet zum 1. Januar 1998 zu, in den neuen Ländern wird auch 
im Jahre 1997 auf die Erhebung der Gewerbekapitalsteuer verzichtet. Als Kompensation 
ihrer Einnahmenausfälle erhalten ab 1998 die Gemeinden 2,2 vH des Umsatzsteuerauf-
kommens, gleichzeitig werden eine Reihe von Gegenfinanzierungsmaßnahmen beschlos-
sen, die im wesentlichen die Unternehmensteuern betreffen. 

26. September Im Vermittlungsausschuß des Deutschen Bundestages scheitern die Steuerreformgesetze 
1998 und 1999 der Bundesregierung. 

9. Oktober 

10. Oktober 

17. Oktober 

31. Oktober 

6.November 
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Der Bundestag beschließt die Senkung des Solldarlllitszuschlags von 7 ,5 vH auf 5,5 vH ab 
dem Jahre 1998. Die Steuermindereinnahmen von 7,1 Mrd DM (im Jahre 1998) sollen 
durch eine Verringerung der Bundeszuführung an den Erblastentilgungsfonds (5 Mrd DM), 
durch Forderungsverkäufe im Bereich der Bundesliegenschaften (1,3 Mrd DM) sowie 
durch einen schon im Entwurf des Bundeshaushalts 1998 vorgesehenen Betrag von 
0,7 Mrd DM gegenfinanziert werden. 

Der Bundestag verabschiedet das 11.enlenreformgesetz 1999 (11.RG 1999) - zu den Einzel-
heiten siehe Tabelle 40, Seiten 103 ff. 
Der Bundesrat hat die Steuerreformgesetze 1998 und 1999 endgültig abgelehnt. 

Der Bundesminister der Finanzen hat eine erweiterte Haushaltssperre gemäß § 41 BHO 
angeordnet. Danach dfufen nur noch gesetzlich gebundene oder vertraglich eingegan-
gene Ausgabenverpflichtungen geleistet werden, außerdem dfufen Verpflichtungen, die 
zu kassenwirksamen Ausgaben noch im Jahre 1997 führen, nicht mehr eingegangen 
werden. 

Der Bundestag stimmt dem .Gesetz zur Plnamiemng eines zusAtzllchen Bundeszuschus-
ses zur gesetzlichen Rentenverordnung• zu: Ab dem 1. Januar 1999 sollen der Normalsatz 
der Mehrwertsteuer um einen Prozentpunkt auf 16 vH erhöht und das Mehraufkommen 
dann als zusätzlicher Bundeszuschuß in die Rentenversicherung abgeführt werden; für 
das Jahr 1999 wird der Betrag auf 13,3 Mrd DM, für das Jahr 2000 auf 16,3 Mrd DM festge-
legt. In den Folgejahren soll der zusätzliche Bundeszuschuß mit der Veränderungsrate der 
Steuern vom Umsatz fortgeschrieben werden. 

Die Bundesregierung beschließt die Erhöhung des Beitragssatzes in der Gesetzlichen 
Rentenversicherung von 20,3 vH auf 21,0 vH ab dem 1. Januar 1998. 
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Der Wegfall der Vermögensteuer hat bei den Län-
dern zu Mindereinnahmen geführt. Die Erhöhung 
der Grunderwerbsteuer und der Erbschaft- und 
Schenkungsteuer konnte dies nur teilweise ausglei-
chen. Daß die Einnahmen nicht stärker schrumpften, 
ist im Jahre 1997 auf verstärkte Privatisierungsbemü-
hungen zurückzuführen, die bedeutsame Mehrein-
nahmen erbrachten. Das Land Schleswig-Holstein 
löste zudem im Rahmen seines Nachtragshaushalts 
unter anderem den erst im Jahre 1995 eingeführten 
Pensionslastenfonds (JG 96 Kasten 3) zur Verstär-
kung der laufenden Einnahmen wieder auf, nach-
dem bereits im Haushalt 1997 die jährliche Zufüh-
rung an den Fonds ausgesetzt worden war. Kann 
auch ein solcher Fonds, unter anderem gespeist aus 
einem defizitären Haushalt, nur ansatzweise helfen, 
zukünftige Pensionslasten zu finanzieren, so verdeut-
lichte seine Einführung immerhin, daß sich die 
Verantwortlichen der Finanzpolitik der künftig an-
stehenden, massiven Haushaltsbelastungen bewußt 
sind. Die Auflösung dieses langfristig angelegten 
Fonds bereits nach zwei Jahren zeigt ein weiteres 
Mal: Die Finanzpolitik agierte in diesem Jahr kurz-
atmig. 

201. Den Gemeinden in beiden Gebietsständen ge-
lang es, ihr Defizit in etwa auf dem Niveau des Vor-
jahres zu halten. Zwar waren ihre Einnahmen abso-
lut rückläufig, was neben dem nur schwachen An-
stieg ihrer Steuereinnahmen vor allem darauf zu-
rückzuführen ist, daß die· Länder vor dem Hinter-
grund ihrer eigenen finanziellen Engpässe die Zu-
weisungen reduzierten. Zudem gingen trotz teil-
weise kräftiger Anhebung der Gebührensätze - im 
Zuge weiterer Ausgliederungen kommunaler Ein-
richtungen - auch die Gebühreneinnahmen weiter 
zwiick. Allerdings verminderten sich die Ausgaben 
der Gemeinden ein weiteres Mal. 

Die Sozialausgaben übten keinen zusätzlichen Druck 
auf die Haushalte der Kommunen aus, sie waren trotz 
vermehrter arbeitsmarktbedingter Ausgaben gegen-
über dem Vorjahr leicht rückläufig. Das lag daran, 
daß die erstmals über ein ganzes Jahr wirksam wer-
dende Leistungsgewährung durch beide Stufen der 
Pflegeversicherung die Ausgaben für die Sozialhilfe 
verminderten. Die Personalausgaben gingen bei fort-
gesetztem Personalabbau im Osten mit -3 vH we-
sentlich kräftiger zurück als mit -Yz vH im Westen. 
Angesichts defizitärer Verwaltungshaushalte vieler 
Kommunen im Westen nnd der angespannten Fi-
nanzlage der Gemeinden der neuen Länder wurden 
die Investitionen ein weiteres Mal zuriickgeführt, in 
den alten Ländern um rund 6 vH, in den neuen Län-
dern trotz der noch bestehenden Infrastrukturmängel 
um5vH. 

Höhere Beiträge In der Sozialversicherung 

202- Die Sozialversicherung - in Abgrenzung der 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen - erzielte 
im Jahre 1997 einen Finanzierungsüberschuß in 
Höhe von 6Yz Mrd DM, nachdem sie im Vorjahr noch 
ein Defizit von 9.4 Mrd DM realisiert hatte. Die aktu-
elle Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt verhinderte 
freilich einen Überschuß in größerem Ausmaß. Die 

Einnahmen stiegen bedingt durch die anhaltend 
hohe Arbeitslosigkeit mit 4111 vH schwächer als 
im Vorjahr, trotz einer Anhebung der Beitragssätze 
um jahresdurchschnittlich insgesamt rund 1,5 Pro-
zentpunkte auf 42, 1 vH in Westdeutschland und um 
1,9 Prozentpunkte auf knapp 42,5 vH in Ostdeutsch-
land. Auf der Ausgabenseite erhöhten sich insbeson-
dere die Ausgaben für die Lohnersatzleistungen, 
allerdings führten gesetzliche Maßnahmen zu Ent-
lastungen in verschiedenen Bereichen der Sozialver-
sicherung (JG 96 Ziffer 153), so daß die gesamten 
Ausgaben nominal nur um 2111 vH zunahmen, der 
niedrigsten Rate seit dem Jahre 1989. 

203.. Trotz verschiedener gesetzlicher Maßnahmen, 
die auf der Einnahmen- wie auf der Ausgabenseite 
wirksam wurden, schloß die Gesetzliche Kranken-
versicherung das Jahr 1997 mit einem leichtem 
Defizit ab; insbesondere bei den Kassen in den 
neuen Bundesländern hielt die äußerst angespannte 
Finanzlage an. Die Kassen führten ihre Ausgaben zu-
rück - in den alten Bundesländern stärker als in den 
neuen Bundesländern -, was unter anderem Folge 
der durch das Beitragsentlastungsgesetz hervorge-
rufenen Einsparungen war: Die Ausgaben für das 
Krankengeld und Kuren gingen im Osten wie im 
Westen um rund 20 · vH gegenüber dem Vorjahr 
zurück. Die mit dem Beitragsentlastungsgesetz und 
erneut mit dem 1. GKV-Neuordnungsgesetz deutlich 
angehobenen Zuzahlungen hatten darüber hinaus 
einen dämpfenden Effekt. Allerdings haben sich auf-
grund der anhaltend hohen Arbeitslosigkeit die Ein-
nahmen der Gesetzlichen Krankenversicherung im 
Jahre 1997 kaum erhöht, obwohl die Beitragssätze 
jahresdurchschnittlich im Westen um 0,1 Prozent-
punkte auf knapp 13,6 vH und im Osten deutlich 
um 0,5 Prozentpunkte auf rund 14,0 vH anstiegen. 
Zwar zwang das Beitragsentlastungsgesetz die 
Krankenkassen, den Beitragssatz zu Jahresbeginn 
um 0.4 Prozentpunkte zu senken, doch verschiedene 
Kassen hatten ihren Beitragssatz bereits im Vorgriff 
auf diese Maßnahme im Dezember 1996 angehoben. 
Zusätzlich setzten verschiedene Kassen ihren Bei-
tragssatz im Laufe des Jahres weiter hinauf. Die mit 
dem 1. GKV-Neuordnungsgesetz eingeführte Rege-
lung, daß eine Beitragssatzanhebung (nach dem 
Stichtag 11. März 1997) mit einer Erhöhung der Zu-
zahlungen der Versicherten der entsprechenden 
Krankellkasse verbunden ist (solange diese Anhe-
bung nicht durch Zahlungen für den Risikostruktur-
ausgleich verursacht ist), wurde im Jahre 1997 noch 
nicht wirksam, da die Daten für die Durchführung 
des Risikostrukturausgleichs erst zeitlich verzögert 
vorliegen. Im Sinne einer stärker am Wettbewerb 
ausgerichteten Politik hatte der Sachverständigenrat 
sowohl davon abgeraten, den Krankenkassen die 
Reduzierung ihrer Beiträge vorzuschreiben, als auch 
eine Anhebung zu verbieten oder zu pönalisieren 
(JG 96 Ziffer 436). 

204. Das Jahr 1997 war das erste Jahr, in dem die 
Regelungen der POegeversichernng in vollem Um-
fang angewendet wurden. Der Anstieg der Einnah-
men (25 vH) und der Ausgaben (rund 30 vH) ist 
durch die Einführung der zweiten Stufe der Pflege-
versicherung zum 1. Juli 1996 verursacht. Seitdem 
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werden die Leistungen für die stationäre Pflege ge-
währt mit der Folge eines starken Ausgabenanstiegs; 
gleichzeitig wurde im allgemeinen aber auch - wie 
im Gesetz vorgesehen - der Beitragssatz um 0,7 Pro-
zentpunkte angehoben, was zu der Ausdehnung der 
Einnahmen führte. Insgesamt realisierte dieser 
Zweig der Sozialversicherung einen Überschuß in 
Höhe von rund 1 'h 1'1rd DM. Damit hat sich der vor-
handene Mittelbestand der Pflegevers!Cherung zum 
Jahresende auf 9'h Mrd DM erhöht; die darin enthal-
tene gesetzlich vorgeschriebene Betriebsmittel- und 
Rücklagenreserve von insgesamt 1,5 Monatsaus-
gaben beläuft sich auf knapp 4 Mrd DM. 

205.. Die Gesetzliche Rentenversicherung (der Ar-
beiter und Angestellten) verzeichnete iil diesem Jahr 
einen Überschuß von knapp 5 Mrd DM. Die Aus-
gaben erhöhten sich um knapp 3 vH - ·auch als Folge 
der die Rentenversicherung betreffenden ausgaben-
reduzierenden Maßnahmen des Wachsfums- und Be-
schäftigungsförderungsgesetzes. Dieser Anstieg lag 
deutlich unter dem der Einnahmen (6 vH). Die Ein-
nahmenentwicklung im Jahre 1997 isthauptsächllch 
auf die Anhebung des Beitragssatzes von 19,2 vH auf 
20,3 vH zurückzuführen. Angesichts des hohen De-
fizits im Vorjahr (7 Mrd DM) retchte der diesjährige 
Überschuß nicht aus, die Rücklagen der Versiche-
rung, welche im vergangenen Jahr 58 vH einer 
Monatsausgabe betrugen, wieder so weit aufzu-
füllen, daß die Schwankungsreserve am Jahresende 
den gesetzlich vorgeschrlebenen Ümfang einer 
Monatsausgabe erreichte; Ende 1997 machte die 
Schwankungsreserve erst wieder etWa 70 vH einer 
Monatsausgabe aus. 

1n den alten Bundesländern wurden die Renten zum 
1. Juli 1997 um 1,65 vH angehoben;' in den neuen 
Ländern wurden die Renten erstmaIS nur einmal, 
nämlich zum 1. Juli erhöht - allerdings nur der an-
passungsfähige Teil der Renten um 5,55 vH. Nicht 
anpassungsfähig sind die Auffüllbetriige und Ren-
tenzuschläge, die zudem seit letztem Jahr im allge-
meinen mit den Rentenerhöhungen vettechnet wer-
den. (Insgesamt beziehen gut ein Fünftel der männ-
lichen Rentenbezieher in den neuen Bundesländern 
solche nichtanpassungsfähige Zahlungen, die durch-
schnittlich rund 11 vH ihrer Rente betragen, von den 
weiblichen Rentenbeziehern erhalten knapp drei 
Viertel diese Zahlungen, die rund 20 vH ihrer Renten 
ausmachen). Ebenfalls zum 1. Juli 1997 änderte sich 
der maßgebliche Beitragssatz für die in der Gesetz-
lichen Krankenversicherung pflichtversicherten Rent-
ner: Dieser ist nicht mehr der durchschnittliche Satz 
aller gesetzlichen Krankenkassen am Wohnort, son-
dern der Beitragssatz der jeweiligen Krankenkasse, 
bei der der Rentenempfänger versichert ist. Die 
effektive Rentenerhöhung fiel daher für die einzel-
nen Rentner unterschiedlich aus. Die sogenannte 
Eckrente - die verfügbare Rente eines Durchschnitts-
verdieners mit 45 Versicherungsjahren - beträgt im 
Osten nun 85,2 vH des entsprechenden Wertes im 
Westen. Unter anderem wegen der unterschiedlichen 
Versicherungsbiographien lag allerdings die verfüg-
bare Durchschnittsrente am 1. Juli 1996 für Männer 
bei 98, 1 vtt des Westniveaus und fiir Frauen bei 
134,4 vH (JG 96 Ziffer 175). 
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206.. Als Folge der hohen und im Jahresverlauf 
weiter steigenden Arbeitslosigkeit erhöhte sich das 
(f!nanzstatistische) Defizit der Bundesanstalt für 
Arbeit auf 13 Mrd DM. Diese Grenze konnte unter 
anderem nur deshalb eingehalten werden, weil die 
Bundesanstalt Darlehensforderungen - unter ande-
rem an 'Il:äger von Arbeitsförderungsmaßnahmen 
und an Einrichtungen der beruflichen Bildung - in 
Höhe von rund 1 1'1rd DM an die Deutsche Aus-
gleichsbank verkaufte. Bei nahezu unveränderten 
Beitragseinnahmen stiegen auf der Ausgabenseite 
insbesondere die Ausgaben für das Arbeitslosengeld. 

III. Nach Beschiiftigungsabbau 
erneut niedrige Tariflohnabschlüsse 

21:11. Die Angebotsbedingungen in Westdeutsch-
land wurden in diesem Jahr durch die Tarifpolitik 
insgesamt verbessert (Tabelle 50). Die Tariflohn-
abschlüsse fielen - nicht zuletzt als Kompensation 
für den weitgehenden Erhalt der vollen Entgeltfort-
zahlung im Krankheitsfall - moderat aus (Tabelle 51, 
Seiten 127ff.). Im Jahresdurchschnitt 1997 erhöhten 
sich in den Bereichen mit Neuabschlüssen die Tarif-
verdienste auf Stundenbasis lediglich um 1,5 vH ge-
genüber dem Vorjahr. 1n Rechnung zu stellen ist 
jedoch zusätzlich die Erhöhung der Arbeitgeberbei-
träge zur Sozialversicherung. Aber selbst wenn man 
diese berücksichtigt, dürften die Tariflohnabschlüsse 
nur zu einer im Zeitvergleich moderaten Steigerung 
der entsprechenden nominalen Arbeitskosten in 
Höhe von 1,9 vH geführt haben. 

20ll.. Zur Beurteilung der Lohnpolitik vergleicht der 
Sachverständigenrat diese Steigerung der Arbeits-
kosten mit der um den Beschäftigungsabbau be-
reinigten Entwicklung der Grenzproduktivität der 
Arbeit (JG 96 Ziffern 313ff.). Die Entwicklung der 
Grenzproduktivität kann nicht direkt, sondern nur in 
mehreren Schritten, ausgehend von der statistisch 
ausgewiesenen Durchschnittsproduktivität der Ar-
beit, ermittelt werden (Anhang V, Abschnitt E). Im 
Jahre 1997 dürfte in Westdeutschland die Durch-
schnittsproduktivität im Unternehmensbereich auf 
Stundenbasis um 4,1 vH zugenommen haben. Diese 
statistische Produktivitätssteigerung darf jedoch nicht 
ZW' Basis von Lohnerhöhungen gemacht werden, 
denn sie ging mit einer Verringerung des Arbeits-
volumens von 1,1 vH im Unternehmensbereich ein-
her. Bereinigt man um diesen Beschäftigungsabbau, 
so ergibt sich eine beschäftigungsneutrale Erhöhung 
der Grenzprodnktivität in Höhe von 2,7 vH. 

Zu berücksichtigen ist auch ein Ausgleich für Preis-
steigerungen. Dabei ist zur Vermeidung von Gefah-
ren für die Beschäftigung auf die Steigerung der Net-
toabsatzpreise der Unternehmen, insbesondere auf 
unterschiedliche Preisüberwälzungsspielräurne ein-
zelner Branchen abzustellen. Zudem darf die erwar-
tete Preissteigerungsrate nur teilweise ausgeglichen 
werden. Detaillierte Prognosen zur Absatzpreisent-
wicklung einzelner Branchen existieren nicht. Hilfs-
Weise kann auf die erwartete Entwicklung des De-
flators des Bruttoinlandsprodukts abgestellt werden. 
Bei einer für das Jalu 1997 seinerzeit allgemein er-
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Tabelle 50 

Lohn und Produktivität In Deutschland 
Veränderung gegenüber dem Vorjahr in vH 

Deutschland Früheres Bundesgebiet Neue Bundesländer 1) 

1995 
1 

1996 
1 

1997') 1995 
1 

1996 
1 

1997') 1995 
1 

1996 1 1997') 

Tarifverdienste je Stunde 3) •••• +4,6 +2,7 +1'!. +4,0 +2,3 +1V2 +9,7 +5,2 +31/, 
Effektivverdienste je Stunde') . +4,7 +2,5 +lV. +4,2 +2,2 +11,4 +8,0 +3,5 +11h 
Produktivität') ............... +3,6 +2,8 +3'!. +3,5 +2,6 +3V. +6,2 +3,9 +4'!. 
Lohnstückkosten 5) ••••••••••• +1,7 ---0, 1 -1% +1,4 ---0,2 -1V2 +1,8 ---0,3 - V4. 
Reale Arbeitskosten') ........ +3,1 +1,7 +111. +3,0 +1,6 +1 +4,7 +1,6 +21/, 
Reale Nettoverdienste 7) ••••••• 

1} Einschließlich Berlin~Ost. 
2) Eigene Schätzung. 
3) Quelle: DIW. 

+0,3 +0,8 -2 ---0,4 +0,4 -2V. +4,4 +1,8 -1 

4) Bruttoinlandsprodukt in Preisen von 1991 je Erwerbstätigenstunde (Quelle für geleistetes Arbeitsvolwnen: DIW) . 
.s) Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit je beschäftigten Arbeitnehmer in Relation zum Bruttoinlandsprodukt in Preisen 

von 1991 je Erwerbstätigen (jeweils Inlandskonzept). 
6 ) Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit plus kalkulatorischer Unternehmerlohn (dabei wird nnterstellt, daß jeder 

Selbständige/mithelfende Familienangehörige das durchschnittliche Bruttoeinkommen eines beschäftigten Arbeitnehmers 
erhält) je Erwerbstätigenstunde (geleistet), preisbereinigt mit dem Deflator des Bruttoinlandsprodukts. 

7 ) Nettoeinkommen aus unselbständiger Arbeit plus kalkulatorischer Unternehmerlohn (dabei wird unterstellt, daß jeder 
Selbständige/mithelfende Familienangehörige das durchschnittliche Nettoeinkommen eines beschäftigten Arbeitnehmers 
erhält) je Erwerbstätigenstunde (geleistet), deflationiert mit dem Preisindex für die Lebenshaltung aller privaten Haushalte. 
1996 nnd 1997 bereinigt um Kindergeldzahlungen (siehe dazu JG 96 Ziffer 155). 

warteten Veränderungsrate dieser Größe in Höhe 
von 1,5 vH erscheint im gesamtwirtschaftlichen 
Durchschnitt eine Berücksichtigung von Preissteige-
rungen in Höhe von 1 vH angemessen. 

Werden die um Beschäftigungsabbau bereinigte Ent-
wicklung der Grenzproduktivität und der Ausgleich 
für Preissteigerungen addiert, erhält man den bei ge-
samtwirtschaftlicher Betrachtungsweise gegebenen 
beschäftigungsneutralen Lohnerhöhungsspielraum. 
Er dürfte in diesem Jahr im Unternehmensbereich 
bei 3, 1 vH gelegen haben. In Zeiten dauerhafter 
Unterbeschäftigung sollten die Tarifvertragsparteien 
diesen Lohnerhöhungsspielrawn nicht voll ausnut-
zen, sondern einen Abschlag zur Schaffung neuer 
Arbeitsplätze vornehmen. Dies ist in diesem Jahr in 
Westdeutschland geschehen, und zwar in einem 
recht deutlichen Ausmaß: Die Tarifverdienste stiegen 
in den Bereichen, in denen es zu Neuabschlüssen 
kam, auf Stundenbasis wn 1,5 vH, unter Einschluß 
der erhöhten Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversiche-
rung, die die Tarifvertragsparteien im Rahmen einer 
beschäftigungsorientierten Lohnpolitik berücksichti-
gen sollten, nahmen die entsprechenden nominalen 
Arbeitskosten um 1,9 vH zu. 

209. Gesamtwirtschaftliche Orientierungsgrößen für 
die Lohnpolitik entheben die Tarifvertragsparteien 
nicht der Verantwortung, auf die Besonderheiten 
ihres Wirtschaftsbereiches und ihrer Region Rück-
sicht zu nehmen. Dieser Notwendigkeit haben die 
Tarifvertragsparteien in diesem Jahr erst ansatzweise 
Rechnung getragen. 

Am weitesten auf diesem Weg sind die Tarifvertrags-
parteien in der Chemischen Industrie gegangen. 
Nachdem die Forderung der Arbeitgeber, die Tarife 
für die unter wirtschaftlichen Schwierigkeiten lei-
denden Sparten Kunststoffverarbeitung, Chemie-
faser und Kautschukverarbeitung um 10 vH zu sen-
ken, im Entgelttarifvertrag von Mitte Dezember 1996 
nicht berücksichtigt worden war, gründeten 27 Unter-
nehmen aus dem norddeutschen Rawn einen neuen 
Arbeitgeberverband und kündigten ihren Austritt 
aus dem Bundesarbeitgeberverband Chemie für den 
Fall an, daß es zu keiner differenzierten Lösung 
käme. Die IG Chemie schlug daraufhin einen Ent-
geltkorridor vor, der für die gesamte Chemische Indu-
strie gelten und dessen Nutzung an die betriebliche 
Situation gekoppelt werden sollte. Schließlich einigte 
man sich auf eine Tariföffnungsklausel, wonach zur 
Sicherung der Beschäftigung sowie zur Verbesse-
rung der Wettbewerbsfähigkeit am Standort Deutsch-
land Arbeitgeber und Betriebsrat mit Zustimmung 
der Tarifvertragsparteien für Unternehmen und Be-
triebe durch befristete Betriebsvereinbarungen. bis 
zu 10 vH von den Tarifentgelten abweichen können. 
Gleichzeitig wurde eine Tarüergänzungsklausel ver-
einbart, wonach die Tarifvertragsparteien von den 
Arbeitgebern, deren wirtschaftliche Situation dies er-
laubt, erwarten, daß sie die Beschäftigten am Unter-
nehmenserfolg beteiligen, beispielsweise durch Ein-
malzahlungen. Beide Bestimmungen treten Anfang 
nächsten Jahres in Kraft. 

Die Tariföffnungsklausel entspricht in ihrer grund-
sätzlichen Ausrichtung den Vorstellungen des Sach-
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verständigenrates, wonach Abweichungen vom Tarif-
vertrag nicht erst bei betrieblichen J:\Totsi!Uationen 
zugelassen werden sollten, weil es 'dann für wirk-
same Maßnahmen zur Verhinderung von Arbeits-
platzabbau häufig schon zu spät Ist (JG '95 Ziller 325). 
Nicht nur beschäftigungserhaltende, sondern auch 
beschäftigungsfördernde Investitionen gelten als 
• beschäftigungssichernd • im Sinne der Vereinba-
rung. Damit läßt die Klausel grundsätZ!ich die Ab-
senkung von Entgelten auch zur ScliB.ffung neuer 
Arbeitsplätze zu. Abzuwarten bleibt die praktische 
Nutzung der Vereinbarung, insbeson<!.ere das Ver-
halten der Tarifvertragsparteien, deren Zuslimmung 
in jedem Einzelfall notwendig ist, wem;i.gleich in der 
Chemischen Industrie hier, gemessen an den Erfah-
rungen mit früheren Öffnungsklauseln, wohl weni-
ger mit Problemen zu rechnen ist. 

In den anderen Wirtschaftsbereichen wurden ähnlich 
umfassende Klauseln nicht vereinbart. Fortgeführt 
wurde in der Textil- und Bekleidungsindustrie die 
Regelung aus dem Tarifabschluß des letzten Jahres, 
wonach die Lohnerhöhung zur Sicherung der Be-
schäftigung ohne Zustimmung der Tarifvertragspar-
teien bis zu einem Jahr ausgesetzt wietden kann; :i,n 
der Druckindustrie wurde eine Kleinbetriebsklausel 
vereinbart (Tabelle 51). 

210. Die Tarifabschlüsse in einigen anderen Berei-
chen sind im Hinblick auf die Angebotsbedingungen 
weniger positiv zu beurteilen. Im Bauhauptgewerbe 
kam es - wie bereits im Vorjahr - zu etner Eskalation 
der Tarifauseinandersetzungen bis hin zur Notwen-
digkeit von Schlichtungsverhandlungen, wobei der 
erste Schlichtungsspruch von der Großen Tarifkom-
mission der IG Bauen-Agrar-Umwelt (IG BAU) aJ;>ge-
lehnt wurde. Erst in Nachverhandlungen gelang eine 
Einigung, die durch die Kürzung von Nebenleistun-
gen per Saldo zur Absenkung der Tarifverdienste auf· 
Stundenbasis um 0,2 vH führte. Angesichts der 
Beschäftigungsprobleme gerade im Baugewerbe ist 
dies - ebenso wie die Vereinbarung von Einsteiger-
tarifen (Tabelle 51) - positiv zu beurteilen, notwendig 
wäre allerdings eine Öffnungsklausel wie in Ost-
deutschland gewesen, die ein weiteres Absenken 
tariflicher Entgelte je nach Betriebserfordernissen zu-
gelassen hätte. Statt dessen versuchten die Tarif-
vertragsparteien weiter, der Beschäftigungsprobleme 
durch die Strategie der protektionistischen Abschot-
tung Herr zu werden: Bereits im letzten Herbst 
hatten sie erreicht, daß der Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung nach der Zusfünmung des 
Tarifausschusses den Tarifvertrag über Mindestlöhne 
im Baugewerbe für allgemeinverbllidlich erklärt 
hatte, mit einer Befristung vom 1. Januar bis zum 
31. August 1997 (JG 96 Ziller 322). Im August dieses 
Jahres wurde dann eine Anschlußregelung nach er, 
neuter Zustimmung durch den Tarifausschuß vom 
Bundesarbeitsminister für allgemeinverbindlich er-
klärt. Zwar wurden dabei die Mindes~tup.denlöhne 
in Westdeutschland von 17,00 DM am 16,00 DM 
gesenkt, und in Ostdeutschland von 15,64 DM auf 
15, 14 DM; die neue Regelung gilt aber über den ge-
samten Zeitraum der vorläufigen Befristung des Ar-
beill<!>hmer-Entsendegesetzes bis Ende August 1999. 
Wenig befriedigend ist auch die Neuiegelung, die 
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zur Absicherung des Schlechtwetterrisikos getroffen 
wurde. 

Vereinbart wurde, anstelle der alten Regelung (Zitter 162) ein 
Arbeitszeitkonto bis zu einer Höhe von 150 Stunden einzurich-
ten, um wttterungsbedingte Arbeitsausfälle auszugleichen und 
anderen Plexibilisierungserlordemissen Rechnung zu tragen. 
GieJchzeiUg sollen die A1beitnehmer eine konstante Monats-
vergütung erhalten, und zwar von April bis Oktober auf der Ba-
a1s von 174 Arbeitsstunden pro Monat und von November bis 
.März auJ der Basis von 162 Arbeitsstunden. Arbeitsausiall in 
der Schlechtwetterperiode B-Oll zumindest in einem Umfang 
von 50 Stunden durch Vor- und Nacharbeit abgedeckt werden. 
Ab der 51. bla zur 120. Austallstunde soll, soweit kein Arbeits-
zeitguthaben vorhanden ist, von der Bundesanstalt für Arbeit 
Winterausfallgeld gewahrt werden, da3 durch dle Winterbau-
umlage der Arbeitgeber des Bauhauptgewerbes finanziert 
wird. Ab der 121. Ausfallstunde soll dann das bisher erst ab 
der 151. Stunde fä111ge beitrags_flnanzlerte Winterausfallgeld 
von der Bundesan.stalt für Arbeit geleistet werden. Der Deutw 
ache Bundestag folgte den Vorstellungen der Tarlivertragsparw 
teien und verabschiedete eine entsprechende Gesetzesändew 
rung, so daß die Neuregelung zum 1. November dieses Jahres 
in Kraft trat. 

Nachteilig an der Neuregelung Ist, daß die Gesamt-
heit der Beitragszahler zur Arbeitslosenversicherung 
jetzt noch früher als bisher zur Finanzierung des 
Witterungsrisikos einer Branche herangezogen wird. 
Abzuwarten bleibt, ob Unternehmen und Arbeitneh-
mer bei wttterungsbedingtem Arbeitsausfall tatsäch-
lich Arbeitszeitguthaben einsetzen, oder über die 
Vornahme (angeblich nicht witterungsbedingter) 
Kündigungen der Allgemeinheit weitere Lasten auf-
bürden. 

211. In der Metall- und Elektroindustrie kam es nur 
begrenzt zu einer weiteren Flexibilisierung des Tarif-
vertragssystems. Die einzige Differenzierung in den 
Tarifabschlüssen der einzelnen Bezirke bestand in 
unterschiedlichen Kompensationsleistungen für den 
vollen Erhalt der Lohnfortzahlung im Krankheitsfall. 
Die Öffnungsklausel in der Chemischen Industrie 
wurde von der IG Metall als nicht auf die Metall- und 
Elektroindustrie übertragbar angesehen. Statt des-
sen strebte die IG Metall einen Tarifvertrag an, der 
Arbeitnehmern ab dem 55. Lebensjahr einen An-
spruch auf Altersteilzeit einräumen sollte. Zunächst 
scheiterten sowohl Verhandlungen auf Bundesebene 
wie auf regionaler Ebene, weil die Arbeitgeber nur 
zu freiwilligen Vereinbarungen auf betrieblicher 
Ebene bereit waren. Nach einem Schlichtungs-
verfahren wurde im Tarifgebiet Nordwürttemberg/ 
Nordbaden eine Einigung erzielt, die in Bayern und 
Nordrhein-Westfalen übernommen wurde. 

Danach soll die Altersteilieit für über 55jährige Arbeitnehmer 
grundsätzlich durch freiwillige Betriebsvereinbarungen eingew 
führt werden. Dabei erhalten die Arbeitnehmer während der 
gesamten Laufzeit der Altersteilzeit statt der gesetzlich vorgew 
sehenen Mindesthöhe von 10 vH nun 82 vH des monatlichen 
Vollzeitnettoentgelts. Die Beiträge zur Gesetz.liehen Rentenverw 
Blcherung werden auf Basis von QS vH des Vollzeitbruttoent-
gelts entrichtet (gesetzlich vorgesehen QO vH). Urlaubsgeld 
und Weihnachtsgeld werden während der Arbeitsphase halw 
biert, während der Freiz.eitphase entfallen alle Sonderzahlun-
gen. Diea hat besondere Bedeutung für die sogenannte ver-
blockte Alterstelb.eit, bei der die Arbeitnehmer zunächst die 
volle Arbeits.zeit arbeiten und dann freigestent sind. Während 
der Aibeltsphase wird das Arbeitsentgelt entsprechend der /e-
weJJJgen TarfferhOhung dynamisiert, während der Freizeitw 
phase erhält de;r Arbeitnehmer eine Entgelterhöhung ln Höhe 
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Tabelle 51 

Wichtige Tarifabschlftsse seit Herbst 1996 1) 

Wirtschaftszweig, Emöhung 1997 
Geltungsbereich: Tarll- (in vH) 'J auf 

begünstigte Arbeit- verein- Laufzeits) Nebenregelungen 
nehmer, Datum des barung 2) Monats- Stunden-

Abschlusses basis basis 

Privates 
Bankgewerbe 
West: 383 300 +2,0vH 1.5.1997 1,2 1,2 300 DM Einmalzahlung für Mai bis November 1997. Er-
28.5.1997 ab bis höhung der Ausbildungsvergütungen um DM 15 je Mo-

1.12.1997 31.12.1998 nat, Aufforderung die Ausbildnngskapazititen auszu-
bauen und ausgelemte Bankkaufleute mindestens für 
6 Monate zu übernehmen. 

West und Ost: Weiterhin 100 vH Entgeltfortzahlung bei Krankheit, bei 
413400 Kuren Anrechnung von 1 Urlaubstag je Woche, maximal 
28.5.1997 3 Urlaubstagen, möglich. 

Bauhauptgewerbe 
West: 740 000 +1,3vH 1.4.1997 -0,2s) --0,25) Sonderzahlung 77 vH (bisher 100 vH) eines Monatsent-
7 .5./16.5.1997 bis gelts: neue Lohnzwischengruppe (zwischen dem Mindest-

31.3.1998 lohn und der alten Bauwerkergruppe) für neu eingestellte 
Bauwerker mit DM 19 Stundenlohn; Neueingestellte der 
Berufsgruppe V (Baufacharbeiter) oder VI (Baufachwer-
ker) können zeitlich befristet eine Stufe niedriger eingrup-
piert werden, sofern sie zuvor mindestens 9 Monate ar-
beitslos waren und keine betriebsbedingten Kündigungen 
von Arbeitnehmern gleicher Qualifikation im zeitlichen 
Zusammenhang mit der Neueinstellung vorliegen. 

West und Ost: 1.7.1997 100 vH Entge!Uortzahlung ab dem 4. Krankheitstag, 80 vH 
1 088100 bis für die ersten drei Tage, Kürzung des Urlaubsgeldes um 
7.5./16.5.1997 31.12.1999 5 Prozentpunkte, West: Kürzung des 13. Monatsentgelts um 

je 2 Gesamtta.rüstundenlöhne je Tag füi' die ersten3 krank-
heitsbedingten Ausfalltage sowie ab der vierten Krank-
heitswoche, insgesamt höchsten 28 Gesamttarüstunden-
löhne (im Osten wird noch kein 13. Monatsentgelt gezahlt). 

Ost: 348100 1.4.1997 1,0 1,0 Festschreibung der ab 1.10.1996 gültigen Löhne und Ge-
15.7.1997 bis hälter (= 93,8 vH des Westniveaus ab 1.4.1997). Aufhebung 

31.3.1998 des Stufenplans zur vo:Uen Anpassung der Einkommen an 
das Westniveau vom 25.3.1995. Vereinbarung einer Be-
schäftigungssicberungsklausel, die per Betrtebsvereinba-
rung eine Absenkung der Tariflöhne um 10 vH ennöglicht; 
einwöchiges Einspruchsrecht der Tarifvertragsparteien. Im 
Falle eines Enspruchs kann die Betriebsvereinbarung nur 
nach erneuter Beschlußfassung des Betriebsrats (minde-
stens mit Dreiviertelmehrheit) in Krafttreten. Zum 1.8.1997' 
Übernahme des neuen Lohngruppenschemas West mit den 
Ergänzungen für Bauwerker/ -fachwerker und -facb.arbei-
ter sowie langzeitarbeitslose Arbeitnehmer. 

„ 

Braunkohle- und 
Gas:indusb'ie 
Ost: 21200 +2,2vH 1.10.1996 0,6 6,9 Oktober 1996 bis Oktober 1997 Nullmonate, Januar 1997' 
29.9.1996 ab bis Arbeitszeitverkürznng durch 13 zusätzliche Freischich-

1.11.1997 31.3.1999 ten. . ~~ 
Chemisdle Industrie 
West: 634 300 +1,SvH 1.3.1997bis 1,1 1,1 Einmalzahlung von 60 DM1 100 vH Entgeltfortzahlung, 
18.12.1996 28.2.1998/ ohne Beliicksichtigung von Mehrarbeitsbezahlung, ver-

1.4.1997 bis besserte Zuschußregelung für Langzeiterkrankte sowie 
31.3.1998/ Anrechung von maximal 4 Urlaubstagen bei Kuren. Son-
1.5.1997' bis derzahlung von 100 vH auf 95 vH eines Monatsentgelts. 
30.4.1998 

Ost: 35 000 +2,SvH 1.10.1997 bis 4,8 4,8 Entgeltfortzahlung: Inhaltliche Regelung wie im Westen. 
17.4.1997 31.10.1998 
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noch Tabelle 51 
. .. 

Wirtschaftszweig, Erhöhung 1997 
Geltungsbereich: Tarif- (in vH)') auf 

begünstigte Arbeit- verein- Laufzeit') Nebemegelungen 
nehmer, Datum des barung 2) Monats- Stunden-

Abschlusses basis basis 
.-.-

Drucklndusbie 
West und Ost: +1,5vH 1.4.1997 1,2 (West) 1,2 (West) Regelmäßige Samstagsarbeit durch freiwillige Betriebs-
214 600 bis 4,8 (Ost) 4,8 (Ost) vereinba.rung aus zwingenden wirtschaftlichen Gründen 
6.2.1997 31.3.1998 für einzelne Arbeitnehmer möglich. 100 vH Entgeltfort-

zahlung, ohne Berücksichtigung von Mehrarbeitsbezah-
lung und Antrittsgebühr. Zuschuß zum Krankengeld für 
bis zu 3 Monate zum Ausgleich der gesetzlichen Absen-
kung des Krankengeldes von 80 vH auf 70 vH, gleichzei-
tig Kürzung der Sonderzahlung von 100 vH auf 95 vH. 
Härtefallklausel für Betriebe mit bis zu 35 Arbeitneh-
mem, Kürzung der Sonderzahlung auf bis zu 60 vH eines 
Monatsentgelts, Vorausset!:ung: Keine betriebsbeding-
ten Kündigungen im Folgejahr (Regelung gilt einmal in-
nerhalb von 4 Jahren) .. öffnungsklausel: bei der Maschi-
nenbesetzung Abweichungen je nach Maschinenart 
nach unten möglich, aus diesem Anlaß keine betriebsbe-
dingten Kündigungen . 

. 

Elmelhandel 
Niedersachsen: durch- 1.5.1996 1,6 1,6 + 1,5 vH Stufenerhöhung ab 1.5. 1997. 
208000 schnitt- bis 
28.2.1997 lieh 30.4.1998 

+1,9vH 

Elsen- und 
Stahllndustrte 
Nordrhein-Westfa- +2,6vH 1.10.1997 1,8 1,9 Je 170 DM Pauschale für die Monate Oktober 1997 bis 
len, Niedersachsen ab bis Februar 1998; Erhöhung der Ausbildungsvergütungen 
und Bremen: 1.3.1998 28.2.1999 um 30 DM monatlich in allen Ausbildungsjahren. 
89000 
20.10.1997 

Groa~und 

Außenhandel 
Schleswig-Holstein, +1,5 vH 1.4.1997 bis Regional unterschiedliche Pauschalen oder Nulhnonate. 
Niedersachsen/ ab 31.3.1998/ 100 vH Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall, dafür regio-
Bremen, Rheinland/ 1.6.1997 1.5.1997 bis na1 unterschiedlich Anrechnung von 1 bis 3 Urlaubs-
Rheinhessen, oder 30.4.1998 tagen bei Vorsorgekuren oder entsprechende Senkung 
Berlin-West: 1.7.1997 der Jahressonderzahlung. 
210 800 

Hotel- und Gast-
1ti.ttengewerbe 
Niedersachsen: 1.6.1996 bis 50 DM Erhöhung in den Gruppen 1 und 2, 45 DM in den 
45 700 31.10.1997 Gruppen 3 bis 5, 40 DM in den Gruppen 6 bis 8. 
Baden-Württem- +1,9vH 1.1.1997 2,4 2,4 
berg: 84 300 bis 
16.1.1997 31.12.1997 

Hessen: +1,8vH, 1.1.1997 2,3 2,9 Absenkung des Urlaubsgeldes von 30 DM auf 27 DM je 
50600 weitere bis Urlaubstag; 100 vH Entgeltfortzahlnng, Berechnung"" 
10.12.1996 + 1,9vH 31.7.1998 grundlage: Durchschnittsentgelt der letzten 12 abgerech-

ab neten Kalendermonate ohne Mehrarbeitszuschläge. In 
1.8.1997 den ersten drei Beschäftigungsmonaten 80 vH Entgelt-

fort:z:ahlung. 

Nordrhein- +1,SvH 1.4.1997 2,8 3,2 10 DM Vonveganhebung der unteren Gruppen bis ein-
Westfalen: bis schließlich Ecklohngruppe, daraul 1,4 vH. 
110 100 31.12.1997 
14.3.1997 

,. 
' 
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Wirtschaftszweig, Erhöhung 1997 
Geltungsbereich: Tarif- (in vH) ') auf 

begünstigte Arbeit- verein- Laufzeit3) Nebenregelungen 
nehmer, Datum des barung1) Monats- Stunden-

Abschlusses basis basi.s 

Metall-und 
Elektrolndustrie 
West: 3 058 500 +1,SvH 1.1.1997 2,1 2,1 Insgesamt 200 DM Pauschale für Januar bis März 1997; 
ab 5.12.1996 ab bis weitere 2,5 vH ab 1.4.1998. 100 vH _Entgeltfortzahlung 

1.4.1997 31.12.1998 bei Krankheit füx 6 Wochen (bis 31.12.2001), ohne Be-
rücksichti.gung der Mehrarbeitsbezahlung, in einigen Ta-
rifgebieten Aufstockrmg des Krankengeldes auf 100 vH 
des Nettoentgelts für 3 Monate. Reduzierung der Sonder-
zahlung in den meisten Tarifgebieten um 5 Prozent-
punkte auf 25 vH bis 55 vH eines Monatsentgelts (gestaf-
felt nach Betriebszugehörigkeit), dafür nicht mehr die 
Entgelte des Jahres 1994 als Berechnungsgrundlage, 
sondern die derzeitigen Entgelte, jedoch ohne Mehrar-
beitsbezahlung. Neufassrmg und Verlängerung der Tarü-
verträge zur Beschäftigungssicherung: Auf Betriebsebe-
ne Möglichkeit zur Reduzierung der Wochenarbeitszeit 
auf bis zu 30 Stunden {Niedersachsen und Bayern bis zu 
29 Stunden). 

Ost: 221 000 +1,5vH 1.1.1997 6,1 8,1 100 vH Entgeltfortzahlung bei Krankheit, ohne Berück-
ab 12.1.1997 ab bis sichtigung von Mehrarbeitsbezahlung. Berlin-Ost, Bran-

1.4.1997 31.12.1998 denburg: Erhöhung der Sonderzahlung auf 25 vH bis 
55 vH eines Monatseinkommens ab 1.1.1998 (ohne 
Berücksichtigung von Mehrarbeilsbezahlung). Verlän-
genmg der Härteklausel bis 30.6.1998 oder 30.6.1999. 
Bis auf Sachsen-Anhalt neue Tarifverträge zur Beschäf-
tigungssicherung: Aut Betriebsebene Möglichkeit der 
Reduzierung der Wochenarbeitszeit auf bis zu 33 Stun-
den. 

Papier-
verarbeitende 
lndusbie 
West: 88 800 +1,5vH 1.4.1997 1,4 1,6 100 vH Entgeltfortzahlung, Berechnungsgrundlage ohne 
20.12.1996 bis Mehrarbeitsbezahlung, gleiches gilt fü:r Urlaubsgeld. Re-

31.3.1998 duzierung det Sonderzahlung von 100 vH auf 95 vH 
eines Monatsentgelts, dafür Aufstocknng des Kranken-
geldes für Langzeitkrank:e ab der 7. Woche für maximal 
3 Monate auf 80 vH. Verschiebung der 35-Stunden-
Woche um 5 Monate auf den 1.4. 1996. 

Stelnkohlenbergbau 
Ruhr: 70500 +O,SvH 1.1.1997 1,3 1,3 12 Nullmonate im Jahre 1997, Sonderzahlung von DM 
21.5.1997 ab bis 4 287 auf DM 4 887, 100 vHEntgeltfortzahlung im Krank-

1.1.1998 30.6.1998 heitsfalL Berechnungsgrundlage: durchschnittliche Grund-
vergütung des Vormonatsi unter festgelegten Vorausset-
zungen Mehrarbeit an Samstagen möglich, Freizeitaus-
gleich von Mehr-, Sonntags- und Feiertagsarbeit inner-
halb von 12 Monaten; Ausschluß betriebsbedingter Kün-
d.igungen bis Ende 2000, Möglichkeit zur Vereinbarung 
zusätzlicher Freischichten füx 1998 bis 2000, entspre-
chende Kürzung der Jahressonderzahlung; Ausbildungs-
vergütungen unverändert, Übernahmeverpflichtung der 
Auszubildenden, die 1997 die Prüfung bestehen. 
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Wirtschaftszweig, 
Geltungsbereich: Tarif· 

begünstigte Arbeit· verein-
nehmer, Datum des barung') 

Abschlusses 

Textil- und 
Bekleidungs-
Industrie 
West: 238 900 +1,5vH 
17.1.1997 weitere 

+2,1 vH 
ab 
1.7.1998/ 
1.9.1998 

Textilindustrie Ost: +2,0vH 
21400 ab 
26.2.1997 1.3.1997 

Privates 
Venicherungs-
gewerbe 
West: 273 800 +2,0vH 
4.7.1997 ab 

1.12.1997 

Deutscher Bundestag-13. Wahlperiode 

Laufzeit') 

1.6.1997 bis 
30.4.1999/ 
1.6.1991 bis 
31.5.1999/ 
1.8.1997 bis 
30.6.1999 

1.1.1997 
bis 
28.2.1998 

1.5.1997 
bis 
31.12.1998 

.. 
Erhöhung 1997 

(in vH] ') auf 
Nebenregelungen 

Monats- Stunden-
basis 

-

1,5 

4,3 

0,6 

basis 

1,5 Fortschreibung der Öffnungsklausel aus dem Jahre 1996 
(JG 96 Tabelle 34). 100 vH Entgeltfortzahlung bei Krank· 
heit, Berechnungsgrundlage ohne Mehrarbeitsbezah-
lung. Anrechnung von 1 ,5 Stunden/Tag für bis zu 4 Tagen 
im ersten Krankheitsfall und von bis zu 3 Tagen für die 
folgenden Krankheitsfälle. Anrechnung über Jahresson-
derzahlung. Durch Betrtebsvereinbarung oder auf Ver-
langen des Arbeitnehmers Belastung des Arbeitszeitkon-
tos möglich oder Verrechnung mit Urlaubstagen oder 
Nachholarbeit. Darüber hinaus Regelungen für alle AI-
beitnehm.er: in der Bekleidungsindustrie Kürzung der 
Jahressonderzahlung um 2,5 vH auf 80 vH eines Monats-
entgelts, in der Textilindustrie Kürzungen in Höhe von 
insgesamt 3 vH eines durchschnittlichen Monatsentgelts, 
Berücksichtigung entweder bei der Jahressondenah-
lung, beim Urlaubsgeld oder durch Arbeitszeitausgleich. 

4,3 Insgesamt 100 DM Pauschale für Januar und Februar 
1997, Öffnungsklausel und Entgeltfortzahlung wie im 
Westen. 

0,6 Insgesamt 300 DM Pauschale fiir Mai bis November 
1997. 100 vH Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall, Be-
rechnungsgrundlage ohne Mehrarbeit und deren Zu-
schläge. Tarifvertrag zur Altersteilzeit für maximal 5 vH 
der in dem Betrieb beschäftigten Arbeitnehmer mit min-
destens 1-0 Jahren Betriebszugehörigkeit. Einkommen 
während der Altersteil.zeit mindestens 75 vH des bisheri-
gen Nettoeinkommens, Aufstockung der Sozialversiche-
rungsbeiträge auf 90 vH. 
Durch freiwillige Betriebsvereinbarung Möglichkeit zur 
Umwandlung der tarifüchen Sonderzahlungen (130 vH 
eines Monatsentgelts) in Freizeit. 

Volklwagen AG 
95000 +1,6vH 1.8.1997 0,7 0,8 2,5 vH Stufenerhöhung ab 1.8.1998. Verlängerung des 

Tarifvertrages zur Beschäftigungssicherung. Tarifvertrag 
zur Altersteilzeit, u.a. Blockzeitmodell: vom 55. bis 57 ,5. 
Lebensjahr tarifliche Regelarbeitszeit, danach bis zum 
60. Lebensjahr Freistellung, danach vorgezogene Rente. 
Aufstockung auf durchschnittlich 85 vH des letzten 
Nettoentgelts und der Rentenversicherungsbeiträge auf 
100 vH. Unternehmen entscheidet nach Beratung mit Be-
triebsrat, welchen Arbeitnehmern Altersteilzeit angebo-
ten wird. 

24.6.1997 

i) Nur Neuabschlüsse. 

bis 
31.7.1999 

100 vH Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall ohne Be-
rücksichtigung der Mehrarbeit und deren Zuschlägen. 
Einführung einer Bonuszahlung, bestehend aus dem bis-
herigen Urlaubs- und Weihnachtsgeld, Zuschlag für 
schichtplamnäßige Samstagsarbeit (20 vH) und ertrags-
abhängigem Bonus (1991: 500 DM). Auf Wunsch des Ar-
beitnehmers Umwandlung der Bonuszahlung in Zeitgut-
haben (Abstimmung zwischen Arbeitgeber und Betriebs-
rat). 

2) In vH gegenU.ber den abgelaufenen Tarifvereinbarungen. Bei Inkrafttreten der Erhöhung erst nach Nullmonaten oder Pau-
scheizeblungen auch Angabe des Erhöhungszeitpunktes. 

'l Bei Angabe mehrerer Zeitpunkte regional unterschiedlicher Laufzeitbeginn oder Kiincligungstermln. 
~) J4hresdurchsc:hnitt 1991 gegenüber Ja..biesd.urchschn1tt 1996, Berechnung auf Monatsbasis und auf Stundenbasis unter Be-

riicltsichtigung von Pauschalzahlungen. Ved.nderungen bei Jahressonderzahlung, Urlaubsgeld, Urlaubsdauer und vermö-
genswirksamen Leistungen sowie von Verinderungen der Al:beitszeiten. 

1) Zahlenangaben für Erhöhung 1997 beziehen sich auf das gesamte Baugew_erbe. 
Quellen: Deutsche Bundesbank, WSI-Tarifarchiv 
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von 60 vH der jeweiligen Tariferhöhung. Werden die gesetz· 
liehen Aufstockungsbeträge nicht von der Bundesanstalt für 
Arbeit erstattet, weil die freiwerdende SteDe nicht mit einem 
Arbeitslosen oder Arbeitnehmer nach Abschluß der Ausbil· 
dung besetzt wird (JG 96 Tabelle 33), finden die tariflichen Be-
stimmungen nur Anwendung, wenn sich die Betriebsparteien 
auf eine Regelung einigen, die eine Eigenbeteiligung der betraf· 
fenen Person zum Inhalt hat. Von allen genannten Vorgaben 
können die Betriebsparteien auch abweichen, grundsätzlich 
müssen aber wertgleiche Regelungen getroffen werden, es sei 
denn, die Einführung der Altersteili.eit gefährdet Arbeitsplätze. 

Kommt keine freiwillige Betriebsvereinbarung zustande, ha· 
ben ältere Mitarbeiter ab dem 61. Lebensjahr einen tariflichen 
Anspruch auf Altersteilzeit, sie können so bei verblocktem 
Arbeitszeitmodell frühestel18 mit 63 Jahren in die Freistel· 
Iungsphase gehen. Voraussetzung für den An.spruch ist aber, 
daß die Erstattung der gesetzlichen Aufstockungsbeträge 
durch die Bundesanstalt für Arbeit sichergestellt ist. Es gelten 
in diesem Fall die genannten gesetzlichen Bestimmungen zu 
Lohnhöhe und Rentenversicherungsbeiträgen. Statt dessen 
kann der Arbeitnehmer die tariflich vorgesehenen Zahlungen 
erhalten, wenn er einen Eigenbeitrag in Höhe von 2,5 Brutto· 
vollzeitmonatsentgelten an den Arbeitgeber leistet. 

Zusätzlich wurde im Schlichtungsspruch für die Regelungen 
im Manteltaritvertrag, die zum 31. Dezember 1998 kündbar 
waren, eine Verlängerung der Mindestlaufzeit bis zum Jalues· 
ende 2000 vereinbart. Dies betrHtt insbesondere die 35~Stun~ 
den· Woche. Forderungen nach Einführung der 32·Stunden· 
Woche ab dem Jahre 1999 sind damit für die betreffenden 
Tarügebiete der Metall· und Elektrolndustr1e gegenstandslos. 

212. Zusammen mit den Ergebnissen früherer Ver-
handlungsrunden führten die Neuabschlüsse der 
diesjährigen Tarürunde in Westdeutschland dazu, 
daß in der Gesamtwirtschaft die Tarifverdienste auf 
Stundenbasis um 1 Y.i vH stiegen. Die Stundenpro-
duktivität erhöhte sich im Durchschnitt der gesamten 
Wirtschaft mit 314 vH deutlich stärker; die Lohndrift 
war mit -'4 vH leicht negativ. Die Lohnstückkosten 
sanken mit -lY.i vH deutlich, was auch auf den 
Beschäftigungsabbau zurückzuführen ist. Betrachtet 
man alleine die Arbeitskosten, so waren die Unter-
nehmen zwar erneut einem Kostendruck ausgesetzt 
- in realer Rechnung dürften die Arbeitskosten je 
Stunde um 1 vH gestiegen sein - doch war dieser An-
stieg geringer als im Vorjahr (1,6 vH). Die realen Net-
toverdienste je Arbeitsstunde nahmen im Gegensatz 
zu den beiden Vorjahren wegen des größer werden-
den Keils durch Steuern und Sozialversicherungs-
abgaben mit 214 vH deutlich ab. 

213. In Ostdeutschland gab es nur wenige neue 
Tarifabschlüsse. Die Steigenmgsraten waren hier er-
neut niedriger als im Vorjahr (Tabelle 51, Seiten 
127 ff.). Weil aber die tariflichen Nebenleistungen 
weiter an die in den alten Bundesländern angegli-
chen wurden, erhöhten sich die Tarüverdienste auf 
Stundenbasis in diesen Bereichen um 4,0 vH gegen-
über dem Durchschnitt des Vorjahres. Im Bankge-
werbe, im Einzelhandel, im Öffentlichen Dienst, bei 
der Deutschen Telekom AG und im Versicherungs-
gewerbe wurden zudem Stufentarifverträge mit An-
gleichung an das Westniveau ohne Modifikation 
umgesetzt. Überlegungen, eine Pause beim Anglei-
chungsprozeß einzulegen (JG 94 Ziffer 363, JG 95 
Ziffer 361), fanden mit Ausnahme des Bauhauptge-
werbes erneut keine Berücksichtigung. 

Im gesamtwirtschaftlichen Durchschnitt stiegen die 
Tarifverdienste auf Stundenbasis in den neuen Bun-

desländern um knapp 3Y.i vH, einschließlich der Stei-
gerung der Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversiche-
rung um gut 3Y.i vH. Weil die Produktivität auf Stun-
denbasis um 4'A vH gestiegen ist, blieb die Tariflohn-
veränderung in den neuen Bundesländern zum er~ 
sten Mal seit mehreren Jahren wieder hinter der Pro-
duktivitätsentwicklung zurück. Zu bedenken ist je-
doch, daß es sich dabei um die Entwicklung der stati-
stischen Durchschnittsproduktivität handelt, die ge-
rade in Ostdeutschland durch Produktivitätsgewinne 
infolge des Beschäftigungsabbaus nach oben verzerrt 
ist; das gesamtwirtschaftliche Arbeitsvolumen ging 
immerhin um 2 'A vH zurück. Die um den Beschäfti-
gungsabbau bereinigte Durchschnittsproduktivität 
dürfte in Ostdeutschland lediglich um 414 vH gestie-
gen sein; die Entwicklung der Grenzproduktivität 
läßt sich aufgrund eines zu kurzen Stützzeitraums 
zur Berechnung der trendmäßigen Veränderung der 
Lohnquote noch nicht ennitteln. Insgesamt hat die 
Lohnpolitik in den neuen Ländern wiederum keinen 
Beitrag für mehr Beschäftigung geliefert. 

Die Lohndrift war mit -214 vH wieder stark negativ, 
wozu nicht zuletzt eine Zunahme der untertariflichen 
Bezahlung beigetragen haben dürfte. Im Jahres-
durchschnitt 1997 erhöhte sich die Bruttolohn- und 
-gehaltssumme je beschäftigten Arbeitnehmer, berei-
nigt um die Effekte von Kurzarbeit, um rund 2 'A vH 
gegenüber dem Vorjahreswert. Die Ost-West-Rela-
tion lag damit bei dieser Größe bei etwas über 77 vH, 
während die ostdeutsche Arbeitsproduktivität ge-
messen am Niveau der alten Bundesländer lediglich 
60,3 vH betrug (Ziffer 137). Dieser Abstand verdeut-
licht, in welchem Ausmaß es in der Vergangenheit in 
Ostdeutschland zu tarüpolitischen Fehlentwicklun-
gen gekommen ist. Die Lohnstückkosten sanken 
zwar geringfügig, dies resultierte aber im wesent-
lichen aus der Produktivitätssteigerung infolge des 
Arbeitsplatzabbaus und ist daher weder ein Indikator 
für maßvolle Tarüpolitik noch für günstige Beschäfti-
gungsperspektiven (JG 96 Ziffer 128). 

214. Der einzige Wirtschaftsbereich, in dem es zu 
einer Pause beim Lohnangleichungsprozeß kam, war 
das Bauhauptgewerbe, vor allem auf Druck äußerer 
Umstände: Ende August 1996 hatten der Hauptver-
band der deutschen Bauindustrie und einige ost-
deutsche Landesverbände des Zentralverbandes des 
Baugewerbes die Lohn- und Gehaltstarifverträge 
fristlos gekündigt, um die Tarüerhöhung um 1,85 vH 
zum 1. September 1996 sowie die Stufenanhebung 
von 92 vH auf 95 vH des Westniveaus zum 1. Oktober 
1996 außer Kraft zu setzen. Eine Klage der IG BAU 
gegen diese Kündigung war erfolgreich; das Gericht 
erklärte, der für eine fristlose Kündigung geforderte 
• wichtige Grund", nämlich schwerwiegende, völlig 
unvorhersehbare Ereignisse, sei nicht gegeben. Dar-
aufhin trat im Frühjahr dieses Jahres die Fach-
gemeinschaft Bau Berlin-Brandenburg - ein Zusam-
menschluß überwiegend klein- und mittelständi-
scher Baubetriebe - aus den zentralen Bauarbeit-
geberverbänden aus. 

Nach langwierigen Verhandlungen einigten sich 
IG BAU und Bauarbeitgeberverbände schließlich auf 
eine Aussetzung des bisher geltenden Stufenplans, 
der eine Anpassung auf 96,5 vH des Westniveaus 
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zum 1. April 1997 und die volle Allgleichung zum 
1. Oktober 1997 vorgesehen hatte. Statt dessen wer-
den die Löhne bis März 1998 auf 93,8 vH des Westni-
veaus zum 1. April 1997 gehalten. Gleichzeitig kön-
nen durch Betriebsvereinbarungen die Löhne um 
10 vH gesenkt werden, wenn damit betriebsbedingte 
Kündigungen, Kurzarbeit oder die Auftragsvergabe 
an Subunternehmer vermieden werden. Hierbei ha-
ben die Tarifvertragsparteien ein einwöchiges Ein-
spruchsrecht, nach einem Einspruch kann die Be-
triebsvereinbarung durch erneute Zustimmung des 
Betriebsrats wirksam werden, wofür ln der Regel 
eine Dreiviertelmehrheit erforderlich ist Beide Tarif-
vertragsparteien appellierten an die Arbeitgeber und 
regionalen Arbeitgeberverbände, die Ihren Austritt 
aus den zentralen Verbänden angekündigt hatten, 
sich diesem Tarifabschluß anzuschl!effen und ihre 
(vollzogene oder beabsichtigte) Kündigung zurück-
zunehmen. Bei der Fachgemeinschaft Bau Berlin-
Brandenburg war dies nicht der Fall, im Berliner Bau-
hauptgewerbe begannen Ende Juni Streiks. Nach 
vier Wochen Arbeitskampf scheiterten die Verhand-
lungen endgültig; die Fachgemelnschilft war nicht 
bereit, den zentralen Tarifabschluß zü übeinehmen. 
Nach Angaben der IG BAU wurden mit zahlreichen 
Betrieben Haustarife vereinbart, die den zentralen 
Tarifbestimmungen entsprechen. Der Arbeitskampf 
wurde unbefristet ausgesetzt. · · 

215. In den anderen Bereichen mit Neuabschlüssen 
wurden die westdeutschen Lohnerhö!µmgen über-
nommen (Metall- und Elektroindustrie, Druckindu-
strie) oder sogar noch höhere Steigerungen verein-
bart (Chemische Industrie, Texti!indilstrie). Ende 
Mai, also nach den meisten Neuabschlü:ssen, kam es 
zu der von der Bundesregierung, den spitzenverbän' 
den der Tarifvertragsparteien und der Wirtschaft ge-
tragenen „ Gemeinsamen Initiative für mehr Arbeits-
plätze in Ostdeutschland" (Ziffer 146): Demnach soll 
sich die Tarifpolitik zükünftig am Beschäftigungsziel 
orientieren und die besondere Notwendigkeit be-
rücksichtigen, in den neuen Ländern zusätzliche Ar-
beitsplätze zu schaffen. Die Tarifvei!rafJSpar!eien 
werden aufgefordert, gemeinsame Lös~gen zu su-
chen, um den Nachteil bei den gesajntwirtschaft-
lichen Lohnstückkosten gegenüber den alten Län-
dern so rasch wie möglich zu schließen. Zugleich soll 
eine Reform des Flächentarifvertrags mit melir Optio-
nen für die Betriebe angestrebt werden. In diesem 
Zusammenhang werden Regelungen !ilr kleine und 
mittlere Betriebe, für die Übernahme von Auszubil-
denden und Berufsanfängern und für ein vermehrtes 
Angebot an Teilzeitarbeitsplätzen erw~t. Gleich-
zeitig sollen im Rahmen von Tarifverträgen auch län-
gerfristige betriebliche Vereinbarungen zur Stabili-
sierung der Arbeitskosten möglich werden, wobei im 
Gegenzug an eine Beteiligung der Arbeitnehmer am' 
Prodüktivvermögen oder an eine Erfolgsbeteiligung 
gedacht ist. Um auf akute Beschäftigüngsprobleme 
in einzelnen Betrieben reagieren zu kßnnen, sollen 
die Tarifvertragsparteien zudem kurzfristig nutzbare, 
praktikable Härtefallklauseln vereinbaren, die inner-
halb von 14 Tagen Entscheidungen ermöglichen. 

Dieser Maßnahmenkatalog entspricht grundsätzlich 
den Vorstellungen des Sachverständigenrates, wenn-· 
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gleich in der ostdeutschen Lohnpolitik noch weitere 
Maßnahmen erforderlich sind (Ziffer 370). Abzuwar-
ten bleibt die praktische Umsetzung durch einzelne 
Tarifverträge. Im Baühauptgewerbe wurde bereits 
ein Anfang gemacht, notwendig sind schnelle Nach-
verhandlungen in allen anderen Bereichen, in denen 
entsprechende Regelungen noch fehlen. 

216. Die Arbeitseinkommensquote in Deutschland 
hat sich im vierten Jahr in Folge gegenüber dem Vor-
jahr vermindert (Anhang V, Abschnitt B). In den Teil-
komponenten ergaben sich ähnliche Entwicklungen 
wie in den Vorjahren: Die Bruttolohn- und -gehalts-
summe je beschäftigten Arbeitnehmer erhöhte sich 
schwächer als im Vorjahr, die Sozialversicherungs-
beiträge der Arbeitgeber stiegen stärker. Dieser er-
höhten Kostenbelastung versuchten die Unterneh-
men durch Preiserhöhungen und Produktivitätsstei-
gerungen entgegenzuwirken. Dabei fielen der Pro-
düktivitätseffekt und der Preiseffekt stärker als im 
Vorjahr aus; beide führten zu einer Senkung der 
Arbeitseinkommensquote. 

Die seit längerem rückläufige Entwicklung der 
Arbeitnehmereinkommen wurde in der öffentlichen 
Diskussion verschiedentlich pauschal mit der Ent-
wicklung der Gewinne verglichen. Dabei wird häufig 
mit Daten aus den Volkswirtschaftlichen Gesamt-
rechntlllgen argumentiert. Die Verwendung dieser 
Daten ist nicht unproblematisch, die dort ausgewie-
sene Größe der Bruttoeinkommen aus Unternehmer-
tätigkeit und Vermögen muß um mehrere Größen 
korrigiert werden, um zu den eigentlichen Unterneh-
mensgewinnen zu gelangen. Eine Betrachtung der 
Entwicklung dieser eigentlichen Unternehmensge-
winne ist allerdings immer noch ohne große Aus-
sagekraft, denn parallel zu einem Anstieg der Ge-
winne kann sich auch der Kapitaleinsatz der Unter-
nehmen erhöht haben. Zur Berücksichtigung aller ge-
nannten Effekte berechnet der Sachverständigenrat die 
Kapitalrendite gemäß der Konzeption der Gewinn-Er-
lös-Relation (Anhang V, Abschnitt B). Diese Berech-
nungen zeigen, daß die Kapitalrendite sich seit der 
Rezession des Jahres 1993 verbessert hat und in die-
sem Jahr wieder das Niveau erreicht hat, das in West-
deutschland Anfang der neunziger Jahre gegeben 
war. Zu einem im Zeitvergleich übermäßigen Anstieg 
der Kapitalrendite ist es demnach nicht gekommen, 
was in der Diskussion um Gewinnentwicklung und 
Einkommensverteilung berücksichtigt werden sollte. 

IY. Monetäres Umfeld: 
Zunehmende Einflüsse 

der geplanten Währungsunion 

217. Die Deutsche Bundesbank setzte bis in die 
zweite Jahreshälfte hinein den leicht expansiven geld-
politischen Kurs fort. Die Geldmenge M3 bewegte 
sich nach der bereits kräftigen Expansion im Vorjahr 
während des größten Teils dieses Jahres am oberen 
Rand des Zielkorridors, die Niedrigzinsphase am 
Geldmarkt hielt weiter an, auch die bereinigte Zen-
tralbankgeldmenge lag zumeist über der Zielvorstel-
lung des Sachverständigenrates. In diesem Jahr wur-
den jedoch mit der starken Abwertung der D-Mark 
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Grenzen einer Geldpolitik sichtbar, die unter Beach-
tung ihres Ziels der Preisniveaustabilität auch kon-
junkturellen Anforderungen zu genügen versucht. 
Ein deutlich gesunkener Außenwert der D-Mark 
führte zu Preisauftriebstendenzen auf den Vorstufen 
der Verbraucherpreisentwicklung; hieran zeigte sich, 
daß niedrige Inflationsraten heute kein Garant für 
niedrige Inflationsraten morgen sind, sondern daß 
die Sicherung der Preisniveaustabilität eine Dauer-
aufgabe ist. Im Herbst reagierte die Bundesbank auf 
diese Veränderung des geldpolitischen Umfeldes mit 
einer leichten Straffung der Zinsbedingungen am 
Geldmarkt. 

In diesem Jahr machten sich verstärkt Einflüsse 
der geplanten Europäischen Währungsunion auf die 
laufende Geldpolitik bemerkbar. So formulierte die 
Bundesbank erstmals eine zweijährige Geldmengen-
orientierung, um der Geldpolitik auch in der poli-
tischen Entscheidungsphase unmittelbar vor der 
Währungsunion Führung zu geben. Darüber hinaus 
mußte die Bundesbank sich in diesem Jahr gegen 
Vorstellungen des Bundesministers der Finanzen 
wehren, durch eine Höherbewertung der Währungs-
reserven und Ausschüttung des Buchgewinns der Er-
füllung' des finanzpolitischen Konvergenzkriteriurns 
des Maastrichter Vertrages näherzukommen. 

Geldmengenexpansion In der zweiten Jahreshälfte 
abgeschwächt 

218. Die Orientierungsgröße in der Geldmengen-
konzeption des Sachverständigenrates ist die berei-
nigte Zentralbankgeldmenge, zu der der Bargeld-
umlauf bei den Nichtbanken sowie die Reserven der 
Banken bei der Deutschen Bundesbank (bereinigt um 
Effekte von Mindestreservesatzänderungen) gehören. 
Solange die Expansion dieses Aggregats nicht anhal-
tend über die vermehrte Geldnachfrage des Publi-
kums hinausgeht, die aus einer Erweiterung des An-
gebotsspielraums resultiert, kann eine Inflationsent-
wicklung ausgeschlossen werden, wenn sich die Zah-
lungsgewohnheiten der Geldverwender und damit die 
Geldnachfrage nicht in unvorhersehbarer Weise ver-
ändern. Für das Jahr 1997 hatte der Sachverständi-
genrat die stabilitätskonforme Zunahme der bereinig-
ten Zentralbankgeldmenge mit 4,5 vH angesetzt. Tat-
sächlich ergab sich bei den von der Bundesbank. am 
Geldmarkt gesetzten Zinsbedingungen gegen Ende 
des Jahres eine leicht unter dieser Zielmarke liegende 
Expansion der monetären Basis. Im September lag die 
bereinigte Zentralbankgeldmenge auf Jahresrate um-
gerechnet um 4, 1 vH über dem Ausgangspunkt des 
Zielpfades, nachdem sie sich davor noch teilweise 
weit oberhalb des Zielpfades bewegt hatte (Schau-
bild 24, Seite 134). Insgesamt gesehen wurde das 
Geldmengeriziel dieses Jahres erreicht. 

Die Expansion der bereinigten Zentralbankgeld-
menge, die sich seit Mitte des Vorjahres kontinuier-
lich verlangsamt hatte, zog in diesem Jahr unter star-
ken Schwankungen wieder etwas an, blieb insge-
samt jedoch schwach. Im September betrug die Ver-
änderungsrate des saisonbereinigten Aggregats im 
Sechs-Monats-Vergleich nur noch 1 vH, nachdem die 
Rate im August noch bei 3,9 vH und im Juli bei 4,8 vH 

gelegen hatte. Hinter dieser Entwicklung stand ins-
besondere ein geringer und volatiler Anstieg des Bar-
geldumlaufs. Hieraus jedoch auf eine Veränderung 
der Zahlungsgewohnheiten des Publikums zu schlie-
ßen, wäre vorschnell, zumal sich auch das Wachstum 
anderer Geldmengenaggregate in diesem Jahr abge-
schwächt hat. Insgesamt gesehen geht der Sachver-
ständigenrat weiterhin davon aus, daß die bereinigte 
Zentralbankgeldmenge als Zwischenziel und als In-
dikator für die künftige Preisniveauentwicklung und 
für die konjunkturelle Wirkungsrichtung der aktuel-
len Geldpolitik geeignet ist. · 

219. Eine ähnliche Entwicklung wie bei der bereinig-
ten Zentralbankgeldmenge ließ sich beim Geldmengen-
aggregat M3 beobachten, das in der Konzeption der 
.Bundesbank die Orientierungsgröße und einen zentra-
len Indikator der Geldpolitik bildet. Die Geldmenge M3 
lag während der ersten Jahreshälite am oberen Rand 
des von der Bundesbank angekündigten Zielkorridors, 
zeitweilig sogar darüber (Schaubild 25, Seite 135). Für 
dieses hohe Geldmengenniveau war insbesondere ein 
starker Anstieg im Januar maßgeblich, als die saison-
bereinigte Steigerungsrate im Sechs-Monats-Vergleich 
auf Jahresrate umgerechnet auf 8,6 vH hochschnellte. 
Im weiteren Jahresverlauf sanken die Zuwachsraten 
wieder deutlich, so daß die Geldmenge zum ersten Mal 
seit mehr als zwei Jahren wieder etwas länger als nur 
kurzzeitig im Zielkorridor lag. 

220. Im Dezember 1996 hat die Bundesbank ihr 
Geldmengenziel zum ersten Mal für eine längere 
Periode als ein Jahr festgelegt. So soll sich die Geld-
menge M3 in den Jahren 1997 und 1998 jeweils um 
durchschnittlich 5 vH ausdehnen. Dieser Wert leitet 
sich ab aus einem angenommenen Wachstum des . 
Produktionspotentials um jährlich 2 vH, einem tole-
rierten Preisniveauanstieg von mittelfristig i,S vH bis 
2 vH, bezogen auf die Veränderung des Deflators für 
das Bruttoinlandsprodukt, sowie einem Zuschlag von 
einem Prozentpunkt für die trendmäßige Verringe-
rung der Umlaufsgeschwindigkeit von M3. Wie üb-
lich wurde ein Zielkorridor vorgegeben. Für das Jahr 
1997 lag er bei 3,5 vH bis 6,5 vH, für das Jahr 1998 
wurde er noch nicht bestimmt. Der Hauptgrund für 
die Ausdehnung der Zielperiode auf zwei Jahre ist 
im Herannahen der Europäischen Währungsunion zu 
sehen. Mit der heutigen Festlegung der Geldmen-
genexpansion bis hin zur Vergemeinschaftung der 
geldpolitischen Kompetenzen versucht die Bundes-
bank, das institutionelle Vakuum zu füllen, das im 
kommenden Jahr besteht, falls es im Frühjahr 1998 
zur Festlegung auf eine Währungsunion kommt, die 
am 1. Januar 1999 beginnen würde. In dieser Zeit vor 
dem Start der Währungsunion, der sogenannten 
"Interimsperiode", sind die Zentralbanken der Teil-
nehmerländer zwar formell selbständig, de facto muß 
jeder geldpolitische Schritt aber noch enger unter-
einander abgestimmt werden, als dies heute bereits 
der Fall ist. Die Bundesbank hat durch die Ankün-
digung eines Zwei-Jahres-Ziels den Märkten ihren 
Willen signalisiert, auch während dieser Übergangs-
periode für eine stabilitätsorientierte Geldpolitik ein-
zutreten. Eine solche längerfristige Zielperiode hatte 
der Sachverständigenrat in seinem letzten Jahresgut-
achten befürwortet (JG 96 Ziffer 347). 

133 
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Schaubild 24 
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Schaubild 25 
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221. Wesentliche Elemente der Veränderung der 
Geldmenge M3 sind regelmäßig die Vergabe von 
Bankkrediten an Nichtbanken sowie die Umschich-
tung zwischen Komponenten der Geldmenge M3 
(Insbesondere Sichteinlagen, Termineinlagen und 
Spareinlagen) und außerhalb von M3 liegenden An-
lageformen (etwa Bankschuldverschreibungen oder 
Sparformen mit einer längeren llls dreimonatigen 
Kündigungsfrist) im Rahmen der Portfolioentschei-
dungen der Geldhalter. 

Insbesondere zu Jahresbeginn trieb eine starke Bank-
kreditvergabe die monetäre Expansion_ !fil. Im ersten 
Quartal dieses Jahres nahmen die Kredite an inliln-
dische Nichtbanken um 82,2 Mrd DM zu, was in 
etwa dem Wert des Vorjahres entsprach, in dem zu 
Beginn ebenfalls ein starkes Geldmengenwachstum 
zu verzeichnen Q-ewesen war. Im Januar wurden vor 
allem vorgezogene Kreditaufnahmen d<ir privaten In-
vestoren geldmengenwirksam, die aus der Neurege-
lung der Investitionsförderung im ostde)J.tschen Miet-
wohnungsbau resultierten. Die ~entliehen Haus-
halte waren an der hohen Bankkreditaufnahme des 
ersten Quartals wieder mehr als zur Hä!fte beteiligt: 
Öffentliche Stellen verschuldeten sich mit 41,4 Mrd 
DM stärker als jemals zuvor im ersten Quartal eines 
Jahres. Die konjunkturellen Einflüsse aµf die Kredit-
vergabe zeigen sich am ausgeprägtesten in der Ent-
wicklung der Bankkredite an Untero.ehmen und 
Privatpersonen. Die an den privaten -Sektor ausge-
reichten Kredite machten in den ersten acht Monaten 
ein Volumen von 121,9 Mrd DM aus, was die ent-
sprechende Zahl des Vorjahres knapp übertraf. Von 
Anfang des Jahres bis zum Mai stieg die aufs Jahr 
berechnete Wachstumsrate des saisonbf:!reinigten 
Aggregats im Sechs-Monats-Vergleich auf 8, 7 vH, 
bevor dann wieder eine deutliche VerlangsamUJ/.g 
beim Wachstum der gesamten ausstehenden Kredite 
an Unternehmen und Ptivatpersonen eintrat. Insge-
samt deutet dies auf eine Bnenfalls leichte, aber un-
stetige Verstärkung der ökonomischen Aktivität hin. 
Eindeutig in die entgegengesetzte Richtung zeigt 
allerdings die Entwicklung der kurzfristigen Kredite 
an den privaten Sektor. Hier schwächte sich die zu 
Jahresbeginn zu verzeichnende Belebung im weite-
ren Jahresverlauf kontinuierlich wieder ab, was ein 
Zeichen fiir eine weiterhin nur schwache Konsum-
bereitschaft und Investitionsneigung darstellt. 

222. Die Entwicklung verschiedener Geldmengen-
aggregate wurde in der Vergangenheit verstärkt von 
Änderungen im Anlageverhalten der Besitzer finan-_ 
zieller Aktiva beeinflußt. So haben tecfunsche Neue-
rungen bei der Geldvermögensverwaltung und ein 
geschärftes Renditebewußtsein bei den Anlegern 
zu deutlicheren Reaktionen auf Verän.denmgen der 
Zinsen und der Zinserwartungen geführt. Außerdem 
hat ein sich verschärfender Wettbewerb im Banken-
sektor neue Produkte an den Finanzmärkten und 
neue Varianten traditioneller Anlageformeu zur 
Folge. 
Vorangetrleben durch eine starke Ausweitung_ der Slchtelnla-
gen der Nichtbanken stieg In den emten acht Monaten dieses 
Jahres die Geldmenge Mt mit eJner Rilte vo~_ etwa 10 vH ge-
genüber dem gleichen Vorjahreszeitraum, nach9'em die Expan-
.siol181'ate lm Vorjahr bereits bel 12,4 vH im JahresdurchschnJ.tl 
gelegen hatte. Diese gesUegene LlqulditiitBprdierenz hat ihre 
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Ursache insbesondere in einem niedrigen Zinsniveau. Aber 
auch die Einführung von Girokonten mit gegenüber früher ver-
besserten Zlnskondltionen durch viele Kreditinstitute hat zu ei-
ner ve.rmeh.rten AttraktMtät von Sichteinlagen etwa gegen-
über kurzfr1tJUgen Termineinlagen beigetragen. Tennineinla-
gen lnländischer Nichtbanken mit einer Befristung unter vier 
Jahren waren in den er.sten acht Monaten dieses Jahres gegen-
über dem gleichen Vorjahreszeitraum mit einer Rate von 1,1 vH 
rilckläutlg. 

Auch die Entwicklung des Aggregats M3 wird von Substitu-
Uonsvorgängen beeinflußt. So wurden wie bei den Giroeinla-
gen In den letzten Jahren auch bei den Spareinlagen verstärkt 
neuartige Anlageformen angeboten, die - bei anen Ausstat-

- tungsunterschleden der einzelnen Sondersparformen - als ge-
meinsame Eigenschaft eine höhere Verzinsung aufweisen als 
die traditionellen Sparbücher und Sparbriefe, mlt der Folge, 
daß Zuwächse verstärkt bei den neuen Anlagemöglichkeiten 
wtd wenlger bei den älteren Sparformen zu verzeichnen wa-
ren; der Anten der Sonderspariormen an den Spareinlagen hat 
sich sel1 dem Jahre 1994 fast verdoppelt (Schaubild 26). Hier-
aus resultierte auch Je.we11s eine Zunahme der Geldmenge M3, 
da Sparformen wie Sparbriefe oder Spareinlagen mit einer 
Idngeren als dreimonatigen Kündigungsfrist nicht 1n M3 eln-
geschlOBBen Bind, wohl aber die meisten Sondersparformen. 
Ebenfalls expansiv wirkte in diesem Jahr eine geringe Neigung 
zur Geldkapitalbildung. Aufgrund des niedrigen Zinsniveaus 
waren die Marktteilnehmer nur in verhältnismäßig geringem 

Schaubild 26 
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Umfang bereit, sich langfristig durch Bankschuldverschreibun-
gen oder durch Termingelder mit Befristung von vier Jahren 
und darüber zu binden, was für sich genommen die Auswei-
tung der Geldmenge M3 gebremst hätte. Die monatlichen Zu-
wachsraten bei der Geldkapitalbildung lagen im Sechs-Mo-
nalß-Vergleich saisonbereinigt auf Jahresrate umgerechnet 
während des gesamten Jahres lediglich bei 5,4 vH oder dar-
unter. 

Ein weiterhin nur sehr begrenztes Störpotential für die Geld-
mengenentwicklung stellen die GeldmarkUonds dar. Da in 
einer Niedrigzinsphase Geldmarktfondsanteile eine nur wenig 
höhere Verzinsung bieten können als Sichtelnlagen, waren ih-
rer Verbreitung bisher Grenzen gesetzt (JG 95 Zlifem 4161.). 
So mußten inländische Geldmarktfondß bereits im letzten Jahr 
Anteile in Höhe von 4,1 Mrd DM .zurücknehmen, nachdem 
sie in den beiden Vorjahren ·insgesamt Anteile im Wert von 
31,3 Mrd DM abgesetzt hatten. In diesem Jahr hielt die rück-
läufige Tendenz an: Von Januar bis August gaben die Anleger 
Geldmarktfondsanteile in Höhe von 2,9 Mrd DM an die Fonds-
gesellschaften .zurück. Dies schlug sich auch darin nieder, daß 
die Geldmenge M3e-nn-tter11 in der die Anteile an inländischen 
Geldmarktfonds enthalten sind (abzüglich der von diesen 
Fonds gehaltenen Sichteinlagen), in diesem Jahr langsamer 
expandierte alß die Geldmenge M3, etwa im Juli saisonberei-
nigt mit einer Jahresrate von 3,6 vH im Sechs-Monats-Ver-
gleich gegenüber einer Rate von 3,8 vH bei der Geld-
menge M3. 

Leichte Straffung bei den Zinsen 

223. Bis in den Herbst hinein behielt die Deutsche 
Bundesbank den Wertpapierpensionssatz von 3,0 o/o 
bei, am 9. Oktober beschloß dann der Zentralbankrat 
eine Erhöhung dieses Leitzinssatzes auf 3,3 % (Schau-
bild 27, Seite 138). Damit wurde die Phase sehr nied-
riger Geldmarktzinsen nach weit über einem Jahr 
beendet. Im April 1996 war der Diskontsatz auf 2,5 % 
herabgesetzt worden, und nach der Senkung des 
Pensionssatzes auf 3,0 % im August des gleichen 
Jahres bot die Bundesbank bis zum Oktober dieses 
Jahres 59 Mengentender in Folge zu unveränderten 
Zinskonditionen an. Der durchschnittliche Geld-
marktzinssatz für Tagesgeld schwankte von Septem-
ber letzten Jahres bis zum September 1997 in einer 
Bandbreite von 3,08% bis 3,16%. Daß der Preis für 
die Versorgung mit Zentralbankgeld in Zeiten gerin-
ger Auslastung des Produktionspotentials, wie in den 
letzten beiden Jahren, niedrig ist, gehört zur Konzep-
tion der potentialorientierten Geldpolitik. Im Laufe 
des Jahres gewannen jedoch jenseits der Geldmen-
genentwicklung die Argumente, die für eine Beendi-
gung dieser Niedrigzinsphase sprechen, immer mehr 
an Gewicht, so daß im Sommer ejile Zinsdiskussion 
einsetzte. Für die Notwendigkeit einer Zinserhöhung 
wurde zum einen die wieder höhere Kapazitätsaus-
lastung der Unternehmen angeführt. Ein weiteres 
Argument bildete die Abwertung der D-Mark, die 
bereits in diesem Jahr Auswirkungen auf das Preis-
niveau hatte. Berücksichtige man zudem, daß die 
heutige Zinspolitik ihre Wirkung erst mit einer Ver-
zögerung von einigen Quartalen entfalte, sei - so ein 
anderes Argument - ein frühzeitiges Gegensteuern 
angezeigt, wolle die Geldpolitik nicht später pro-
zyklisch wirken. Diskutiert wurde auch, ob die Bun-
desbank ihren zinspolitischen Kurs nicht im Hinblick 
auf die Entscheidung über die Europäische Wäh-
rungsunion im Mai 1998 überdenken müsse (Zif-
fer 389). 

224. Am Kapitalmarkt kam es aufgrund der nied-
rigen Zinsen am Geldmarkt und der geringen Infla-
tionserwartungen sowie einer leichten Entkoppelung 
vom Zinstrend am US-amerikanischen Markt eben-
falls zu einer ungewöhnlich langen Niedrigzins-
phase. Die Umlaufsrendite für festverzinsliche Wert-
papiere pendelte seit dem Herbst letzten Jahres in 
einer engen Bandbreite von etwa 0,2 Prozentpunkten 
um die 5 %-Marke. Tiefststände ergaben sich dabei 
im Februar, als Tageswerte von bis zu 4,76 % erreicht 
wurden. Die im Sommer aufkommende Zinsdiskus-
sion nährte dann wieder Erwartungen auf steigende 
Kapitalmarktrenditen, die Umlaufsrendite erhöhte 
sich jedoch nur vorübergehend leicht. Erst nach dem 
Zinsschritt der Bundesbank zogen die Kapitalmarkt-
renditen etwas deutlicher an. 

Eine expansive Geldpolitik, die Abwertung der 
D-Mark und damit verbundene Aussichten auf stei-
gende Unternehmensgewinne, eine aus verschiede-
nen weiteren Gründen zu verzeichnende Belebung 
der Aktiennachfrage in Deutschland sowie ein welt-
weit scheinbar ungetrübtes Umfeld für die Aktien-
märkte hatten die Aktienkurse an den deutschen 
Wertpapierbörsen mit vorher nicht gekannter Ge-
schwindigkeit nach oben schnellen lassen: Nachdem 
der Deutsche Aktienindex bereits im Vorjahr um 
28,2 vH angestiegen war, erhöhte er sich von Beginn 
dieses Jahres bis Ende Juli nochmals um 53,7 vH; das 
Kurs-Gewinn-Verhältnis im Durchschnitt aller Unter-
nehmen entsprach zu diesem Zeitpunkt einer Ge-
winnrendite, die weit unter dem Zinssatz am Kapital-
markt lag. Seit Jahresmitte zeigten sich erste Ab-
schwächungstendenzen, und die täglichen Kurs-
schwankungen nahmen immer mehr zu, bis der 
deutsche Aktienmarkt am 28. Oktober von einer Wel-
le von Kurseinbrüchen erfaßt wurde, die vom Börsen-
platz Hongkong ausgegangen war und alle Aktien-
märkte der Welt erlaßt hat (Ziffern 45ff.). Das Aus-
maß der Kursverluste in Deutschland an diesem Han-
delstag war jedoch mit etwa 8 vH im Vergleich zu 
den Kursverlusten an der Börse in Hongkong und 
den Einbrüchen bei der Baisse vor zehn Jahren ge-
ring. Zwar ließen die Fundamentaldaten in diesem 
und im letzten Jahr einen Anstieg der Aktienkurse in 
Deutschland gerechtfertigt erscheinen, das Tempo, 
mit dem dies insbesondere in diesem Jahr geschah, 
war jedoch übertriebeni insofern stellte der Kursver-
fall im Herbst nur eine Korrektur nach unten dar, die 
von den Märkten verkraftet werden kann, ohne die 
gesamtwirtschaftliche Entwicklung nennenswert zu 
belasten. 

225. Die Liberalisierung des Finanzplatzes Deutsch-
land ist in diesem Jahr weiter vorangekommen. Zum 
1. Januar hat die Bundesbank die Mindestreserve-
pflicht auf echte Wertpapierpensionsgeschäfte mit 
einer Laufzeit von bis zu einem Jahr (Repogeschäfte) 
abgeschafft. Bei diesen Transaktionen, bei denen 
Banken oder andere Unternehmen untereinander 
Wertpapiere für eine befristete Zeit und in Verbin-
dung mit einer Rückkaufvereinbarung verkaufen, 
mußte der Pensionsgeber in der Vergangenheit eine 
Mindestreserve bei der Bundesbank halten, sofern 
nicht beide Vertragspartner inländische Kreditinsti-
tute waren. 'IIotz des geringen Anteils, den die aus 
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Schaubild 27 

EtfTWICKLUNG AUSGEWAHLTER ZINSEN -11 Not.nbankzlnHn 

10 

9 

6 

7 

• 
5 

3 

15,0 

13,15 

12,0 

10.5 

..,, 
1.0 

6.0 

••• 
3.0 

1.5 

• 

• •· • • „. Lombardsatz 
•• „„„ • '-------······----· 

Penslonssatz1J 
Diskontsatz 

Bankzin••n und K•pitalmarktzinMn 

„„ ..... ·~············"'-.„\ 

--- „ ... „ Umlaufsrendlte 
festverzinslicher 
Wertpapiere 

... „„„„ - „„ „„ „ -- „ ... 
sPare!nl81jOn ----
mit Mlndest-/Grund- --------------------
vef21nsung2)6l 

AJO JAJO JAJO JAJOJAJOJAJO JAJO 
1181 191itZ 11193 1184 199:5 1996 1997 

1} Ungewogener OtJrchschnltt aus den ZlnsdCzen der pro Monat get:ltigten Wertpap6ef'penslonsg8SChlften mit einmonatiger - ab 
Oldob« 1992 mll zwoiwOchlger - l.8ulzeil; -,;. Zuteilung-.: - und Festsatz (Mengentende<).- 2J Oie Durch· 
achnlttldtm lllnd • ungewichtetes arlthmettsches Mittel aus den innef'halb det' Streubr'efte. lieg&nden Zinsmeldungen errechnet, 
Indem jewelta 15 vH der Meldungen mtt den höchatan l.nd den niedrigsten Zlnsslltz:en au:sgnondert werden.- 3) Bis Oktober 1996: 
Kont.okorrentkredlte unter 1MfoOM,;lbNovember1996: Kontokomqtkredite von 200000DM bis untet t Mio DM.- 4) .Frankfurt 
lnt9fbenk Offered Rate" fOr o..&noNbgeld.-&l festgeldar von iOOOOOOM bis unter 1 Mo DM. Bis Oktober 19Q6: Mil ventinbarter 
l.aJfzelt von 1 Monat bis 3 Monaten eb'6CI n Blch; ab November 1998: Mit Y8f9inbart« Laufzelt voo 1 Monat.-1.5) Bel vereinbarter 
KilndlgUflg$frisl """ 3 Monaten. 

Prozent 
11 

10 

9 

6 

7 

6 

5 

• 
3 

2 

10,5 

9.0 

7.5 

6,0 

4,5 

3,0 

1,5 

0 

Quelle: Deutsche Bundesbank 

138 



Deutscher Bundestag-13. Wahlperiode Drucksache 13/9090 

dieser Vorschrift hervorgegangenen Mindestreser-
ven an den insgesamt zu haltenden zinslosen Einla-
gen bei der Bundesbank ausmachten, behinderten 
sie die Entwicklung eines Repomarktes am deut-
schen Finanzmarkt. Seitdem diese Mindestreserve-
regelung außer Kraft gesetzt ist, hat sich das Volu-
men der Repogeschäfte am Finanzplatz Frankfurt 
sprunghaft erhöht. 

Ferner hat die Bundesregierung ihre Absicht bekräf-
tigt, die mit den Finanzmarktförderungsgesetzen aus 
den Jahren 1990 und 1994 eingeschlagene Deregu-
lierungsstrategie fortzusetzen. Im April dieses Jahres 
stellte sie den Entwurf eines Drttten Finanzmarktför-
derungsgesetzes vor, das im Frühjahr 1998 in Kraft 
treten soll. Neben einer Erweiterung der Möglich-
keiten für Kapitalanlagegesellschaften, der Rückfüh-
rung der Prospekthaftung bei Wertpapieremissionen 
und Erleichterungen für Unternehmensbeteiligungs-
gesellschaften sind zahlreiche Einzelmaßnahmen zur 
Liberalisierung der Finanzmärkte vorgesehen. Nach 
seinen beiden Vorläufern aus den Jahren 1990 und 
1994 stellt dieser Entwurf die Fortsetzung einer lang-
fristigen Deregulierungsstrategie für die Finanz-
märkte in Deutschland dar. Insgesamt sollen die Rah-
menbedingungen für Finanzdienstleister in Deutsch-
land, deren Beitrag zur Bruttowertschöpfung bei 6 vH 
(1996) liegt, verbessert werden, ohne den Anleger-
schutz zu beeinträchtigen oder die Wirksamkeit der 
Geldpolitik einzuschränken. Eine solche Stärkung ist 
vor allem deswegen bedeutsam, weil im internatio-
nalen Standortwettbewerb des Finanzdienstleistungs-
bereichs regulatorische Rahmenbedingungen eine 
herausragende Stellung einnehmen. Insbesondere 
die Einführung des Euro wird über die verstärkte 
Integration und eine erhöhte Transparenz der Fi-
nanzmärkte zu einer weiteren Verschärfung dieses 
Wettbewerbs führen. 
In diesen Zusammenhang sind auch Innovationen beim Ange-
bot staatlicher Schuldtitel einzuordnen, die teilweise bereits im 
letzten Jahr stattfanden (JG 96 Ziffer 192). In diesem Jahr 
führte das Bundesfinanzministerium für einige seiner Anleihen 
das sogenannte Stripping (Strip: Separate 'Irading of Register-
ed Interest and Prln.cipal ot Securi.ties) ein. Wlrd eine festver-
zinsliche Anleihe „gestrippt" angeboten, so bedeutet dies, daß 
sowohl der Anleihemantel (Kapltal-Strlp, Anleihe ex) als auch 
die einzelnen Zinskupons (Zins-Strips) getrennt voneinander 
gehandelt werden können, wobei die einzelnen Anlelhe-
bestandteile am Markt mit einem Abschlag erworben Wld bei 
Fälligkeit zu pari zurückgezahlt werden. Dadurch entstehen 
Wertpapiere mit den Eigenschaften von Nu11Jcuponanlelhen. 
Die Zinsstrukturkurve wird lückenlos dargestellt, was bei künt-
tigen Emissionen die Kursfindung erleichtert. Für die Anleger 
können dlese Anleihen unter anderem wegen des Wegfalls 
des Wiederanlagerlsikos von Zinszahlungen sowie aus steuer-
lichen Gründen attraktiv sein. 

Darüber hinaus beschloß die Bundesregierung nach zunächst 
anderslautenden Plänen nunmehr, bel fristgerechter Einfüh-
rung des Euro n1cht nur neu aufgelegte Schuldverschreibun-
gen, sondern auch den Schuldenaltbestand des Bundes und 
seiner Nebenhaushalte schon zum 1. Januar 1999 auf Euro um-
zustellen. 

Korrektur des Aullenwertes der D-Mark 

226. Nach der spektakulären AufwertungsweUe 
im Frühjahr 1995 ist die D-Mark im Herbst des gleichen 
Jahres unter Abwertungsdruck geraten, der bis in 
dieses Jahr hinein anhielt (Schaubild 28, Seite 142). 

Während damals die D-Mark innerhalb von vier Mona, 
ten bis zum März real um gut 5 vH aufgewertet hatte, 
ist der Kurs seitdem langsam, aber stetig wieder 
zurückgegangen: Bis zur Mitte dieses Jahres war der 
reale effektive Wechselkurs der D-Mark im Vergleich 
zum März 1995 um 9,7 vH gefallen. Im Durchschnitt 
der ersten acht Monate dieses Jahres unterschritt der 
reale Außenwert der D-Mark den Wert des vergleich-
baren Vorjahreszeitraums um 5,3 vH. Mit dem im Som-
mer erreichten Kursniveau hatte die reale Bewertung 
der D-Mark an den Devisenmärkten unterhalb ihres 
langjährigen Durchschnitts und fast wieder im Bereich 
der Unterbewertung der achtziger Jahre gelegen, be-
vor sich der Wechselkurs der deutschen Währung im 
Herbst wieder etwas erholte. 

227. Besonders ausgeprägt war in diesem Jahr die 
Schwäche gegenüber dem US-Dollar und dem bri-
tischen Pfund. Gegenüber dem US-Dollar sank der 
Wert der D~Mark in den ersten neun Monaten des 
Jahres im Vergleich zum entsprechenden Vorjahres-
zeitraum nominal um 13,3 vH, in Relation zum briti-
schen Ffund sogar um 18,2 vH. Gegenüber dem Yen 
ergab sich im gleichen Zeitraum eine leichte Abwer-
tung von 3,4 vH, im Verhältnis zum Schweizer Fran-
ken dagegen eine Aufwertung um 3,7 vH. Fast im 
Gleichlauf mit der D-Mark werteten die Währungen 
des Europäischen Währungssystems nach außen hin 
ab, so daß es zu keinen Verspannungen im System 
kam. Zwar machten die meisten europäischen Wäh-
rungen gegenüber der D-Mark im Vergleich zum 
Durchschnitt der ersten neun Monate des Vorjahres 
etwas Boden gut, so etwa die Lira (5,1 vH), die finni-
sche Mark (2,7 vH) oder der Escudo (2,2 vH), jedoch 
blieben die am Wechselkursmechanismus teilneh-
menden Währungen bis auf das irische Pfund im 
großen und ganzen innerhalb der engen bilatera-
len Schwankungsbreite zur D-Mark (Tabelle 52, Sei-
ten 140!.). Die italienische Lira nimmt nach ihrem 
Austritt im September 1992 seit dem 25. November 
1996 wieder am Wechselkursmechanismus teil und 
hält sich seitdem in der engen Bandbreite. 

228. Eine einfache und gesicherte Begründung für 
die Entwicklung des DM-Wechselkurses gibt es 
nicht. Dafür ist das Geschehen an den Devisenmärk-
ten für den Beobachter wie auch für die Marktteil-
nehmer zu wenig durchschaubar. Dennoch liefern 
theoretische Überlegungen Hypothesen über Ursa-
chen für die Abwertung einer Währung, von denen 
einige das Währungsgeschehen in diesem Jahr er-
klären könnten: Nimmt man als grundlegende lang-
fristige Orientierung für den nominalen Außenwert 
einer Währung die Kaufkraftparität, so war die 
D-Mark bei den im Frühjahr 1995 erreichten Kursen 
eindeutig überbewertet. Wie deutlich die aktuellen 
Wechselkurse von dieser Grundlinie abweichen, 
hängt von weiteren fundamentalen Einflußgrößen 
ab. So werden langfristig bestehende Salden inner-
halb der Zahlungsbilanz eines Landes oft durch reale 
Wechselkursänderungen korrigiert; die Schwäche 
der D-Mark mag auch Ausdruck des bis in dieses 
Jahr anhaltenden Leistungsbilanzdefizits sein. Wei-
terhin spielt die Konjunkturentwicklung eine ent-
scheidende Rolle, zum einen, weil sie Einflüsse auf 
die Kapitalnachfrage einer Volkswirtschaft hat, zum 
anderen, weil auch durch sie die Geldpolitik und da-
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Tabelle 52 

Znr Stabllltäl der Wechselkurse 
-

Belgien Dänemark Finnland Frankreich Griechenland Irland Italien 
Zeitraum 

100 bfrs'J 100 dkr lOOFm lOOFF !OODr. lln:'J 1000 Llt 
.. •.. 

Durchschnitte der am.Wehen DevUen 
Kassa-

1991 4,857 25,932 41,087 29,409 0,910 2,671 1,3377 
1992 4,857 25,869 34,963 29,500 0,818 2,656 l,2720 
1993 4,785 25,508 28,915 29,189 0,721 2,423 1,0526 
1994 4,8530 25,513 31,108 29,238 0,669 2,4254 1,0056 

1995 Jan 4,8548 25,384 32,363 28,925 0,643 2,3856 0,9512 
Feb 4,8571 25,333 32,358 28,747 0,636 2,3474 0,9280 
Mär 4,8454 24,965 32,097 28,226 0,614 2,2477 0,8335 
Apr 4,8629 25,394 32,328 28,493 0,614 2,2489 0,8062 
Mai 4,8593 25,547 32,606 28,217 0,617 2,2822 0,8530 
Jun 4,8682 25,617 32,587 28,487 0,619 2,2846 0,8541 
Jul 4,8634 25,671 32,716 28,739 0,616 2,2785 0,8630 
Aug 4,8640 25,794 33,593 29,076 0,622 2,3190 0,8999 
Sep 4,8612 25,788 33,451 28,993 0,620 2,3244 0,9055 
Okt 4,8608 25,755 33,144 28,620 0,608 2,2826 0,8809 
Nov 4,8643 25,804 33,404 28,992 0,606 2,2774 0,8890 
Dez 4,8654 25,815 33,260 29,021 0,605 2,2920 0,9037 

1996 Jan 4,8650 25,852 32,899 29,201 0,606 2,3143 0,9229 
Feb 4,8628 25,849 32,208 29,078 0,603 2,3190 0,9324 
Mlir 4,8654 25,888 32,104 29,207 0,610 2,3237 0,9454 
Apr 4,8675 25,917 31,814 29,475 0.620 2,3571 0,9621 
Mai 4,8649 25,907 32,226 29,551 0,628 2,3971 0,9845 
Jun 4,6612 25,934 32,722 29,504 0,630 2,4196 0,9905 
Jul 4,8545 25,935 32,800 29,531 0,631 2,4127 0,9857 
Aug 4,8534 25,868 33,111 29,289 0,624 2,3888 0,9777 
Sep 4,8565 25,962 33,175 29,369 0,627 2.4254 0,9907 
Okt 4,8549 26,084 3:i,432 29,574 0,635 2,4589 1,0023 
Nov 4,8529 26,038 33,209 29,550 0,632 2,5168 0,9992 
Dez 4,8518 26,126 33,461 29,591 0,6.'JO 2,5750 1.0153 

1997 Jan 4,8509 26,222 33,626 29,631 0,636 2,6187 1,0238 
Feb 4,8463 26,218 33,649 29,620 0,636 2,6578 1,0119 
Mlir 4,8470 26,216 33,466 29,643 0,6.'33 2,6535 1.0015 
Apr 4,8469 26,251 33,352 29,689 0,6.'ll 2,6520 1,0101 
Mai 4,8450 26,259 33,156 29,657 0,625 2,5801 1,0127 
Jun 4,8459 26,261 33,371 29,626 0,629 2,6021 1,0190 
Jul 4,8444 26,257 33,743 29,640 0,635 2,6795 1,0275 
Aug 4,8430 26,250 33,445 29,670 0,636 2,6747 1,0237 
Sep 4,8444 26,264 33,404 29,747 0,632 2,6490 1,0249 
Okt 4,8479 26,263 33,373 29,810 0,633 2,5812 1,0211 

' 
Nachrichlllch: 
Teilnahme am 
Wechselkurs-
mechanismus 
des EWS 
{November 1997) ja ja j• ja nein ja ja 

l!uroptisches 
Höchst-und 

Enge Wechsel- 4,959 26,810 33,6'3 30,495 2,466 1,0330 
kursbänder ') 4,740 25,630 32,163 29,150 2,357 0,9880 
Weite Wechsel- 5,630 30,445 38,197 34,625 2,800 1,1729 
kursbänder 5) 4,175 22,575 28,328 25,675 2,076 0,8699 

,. ' ' ., . , 
·~·· 

1) Ab 1994 Notierung mit vier Stellen hintec dem Komma. 
2) Errechnet aus den t!glichen Notierungen; filr Grlechenland: Devisenkurse in Griechenland umgerechnet von Drachmen. 
'l Die Höchstkurse {Verkauf) sowie die NiedrlgstkW'se (Ankauf) werden von der Zentralbank festgesetzt. Die Kurse sind Mittelkurse, sie kön-

nen um die Geld- oder Brlefm.arge unterschritten oder fiberschrltten werden. Weitere Erl!uterungen zum Europäischen Währungssystem 
liehe Statistisches Beiheft zum Monatsbericht der Deutschen Bundesbank .Devisenkursstatistik"' Mai 1997, Seiten 83 ff. 

") Enge Bandbreite (±2,25 vH), für Phmla.nd, Itallen. Osterreich, Portugal, Spanien e!gene Berechnung ausqehend von den derzeit geltenden 
Leltlr.wsen. ' . 
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Tabelle 52 

In der Europäischen Union 
··~---

Luxemburg Niederlande Österreich Portugal Schweden Spanien Vereinigtes 
Königreich Zeitraum 

100 lfr 100 hll lOOS 100 Esc') 100 sk:r 100 Ptas 1) !E'J 

kurse an der Frankfurter Börse 2) 

Mittelkurse in DM 

4,857 88,742 14,211 1,149 27,421 1,597 2,926 1991 

4,857 88,814 14,211 l,157 26,912 1,529 2,753 1992 
4,785 89,017 14,214 1,031 21,248 l,303 2,483 1993 
4,8530 89,171 14,214 0,9774 21,013 1,2112 2,4816 1994 

4,8548 89,206 14,213 0,9694 20,522 1,1557 2,4119 1995 Jan 
4,8571 89,203 14,210 0,9667 20,326 1,1508 2,3599 Feb 
4,8454 89,184 14,208 0,9501 19,333 1,0947 2,2508 Mär 
4,8629 89,307 14,211 0,9463 18,804 1,1114 2,2206 Apr 
4,8593 89,328 14,220 0,9495 19,307 1,1430 2,2354 Mai 
4,8682 89,350 14,221 0,9492 19,296 1,1513 2,2330 Jun 
4,8634 89,265 14,219 0,9517 19,355 1,1603 2,2154 Jul 
4,8640 89,291 14,220 0,9648 19,986 1,1724 2,2657 Aug 
4,8612 89,268 14,216 0,9598 20,480 1,1649 2,2766 Sep 
4,8608 89,282 14,210 0,9497 20,731 1,1546 2,2318 Okt 
4,8643 89,288 14,211 0,9535 21,478 1,1638 2,2145 Nov 
4,8654 89,311 14,212 0,9537 21,718 l,1757 2,2174 Dez 

4,8650 89,296 14,220 0,9639 21,735 1,1864 2,2364 1996 Jan 
4,8628 89,304 14,219 0,9621 21,307 1,1868 2,2520 Feb 
4,8654 89,339 14,219 0,9661 21,939 1,1879 2,2568 Mär 
4,8675 89,423 14,219 0,9740 22,415 1,1992 2,2822 Apr 
4,8649 89,443 14,212 0,9730 22,548 1,1983 2,3230 Mai 
4,8612 89,268 14,209 0,9713 22,868 1,1857 2,3553 Jun 
4,8545 89,103 14,210 0,9725 22,651 1,1841 2,3384 Jul 
4,8534 89,147 14,211 0,9741 22,400 1,1793 2,2981 Aug 
4,8565 89,199 14,212 0,9792 22,686 1,1864 2,3483 Sep 
4,8549 89,140 14,214 0,9897 23,154 1,1881 2,4242 Okt 
4,8529 89,157 14,210 0,9893 22,815 1,1880 2,5140 Nov 
4,8518 89,123 14,211 0,9911 22,758 i,1879 2,5789 Dez 

4,8509 89,055 14,214 1,0004 22,739 1,1912 2,6630 1997 Jan 
4,8463 89,027 14,210 0,9954 22,629 1,1806 2,7230 Feb 
4,8470 88,865 14,209 0,9952 22,160 1,1789 2,7238 Mär 
4,8469 88,924 14,208 0,9968 22,278 1,1846 2,7873 Apr 
4,8450 88,918 14,208 0,9927 22,199 1,1849 2,7825 Mai 
4,8459 88,882 14,210 0,9901 22,296 1,1836 2,8398 Jun 
4,8444 88,816 14,213 0,9904 22,936 1,1856 2,9937 Jul 
4,8430 88,785 14,211 0,9868 23,036 1,1836 2,9534 Aug 
4,8444 88,792 14,210 0,9846 23,218 1,1854 2,8640 Sep 
4,8479 88,759 14,208 0,9818 23,213 1,1850 2,8677 Okt 

"'' "„„._, ... "'" .. ,-

NachrlchWch: 
Teilnahme am 
Wechselkurs-
mechanismus 
des EWS 

ja ja ja ja nein ja nein (November 1997} 

Währungssystem 
Niedrigstkurse in DM 3 ) 

4,959 90,770 14,537 0,998 1,202 Enge Wechsel-
4,740 86,780 13,897 0,954 1,149 kursbänder") 
5,630 (103,058)') 16,505 1,1328') 1,3650') Weite Wechsel-
4,175 ( 76,4326) ') 12,241 0,8401 ') 1,0123') kursbänder5} 

- '"'' '"'"'""""'„"'~""" „,„_..,' ' .. 

5) Ab dem 2. August 1993 Bandbreite im Wechselkursverbund ± 15 vH. Am 6. März 1995 wurden neue Leitkurse für die spanische Peseta und 
den portugiesischen Escudo festgesetzt Am 25. November 1996 wurde der neue Leitkurs für die italienische Lira festgesetzt. 

•) Höchst~ und Niedrigstkurse finden keine Anwendung. Entsprechend einer bilateralen Vereinbarung zwischen den deutschen und nieder-
ländischen Währungsbehörden gelten weiterhin die Sätze der engen Wechselkursbänder. 

b) Interventionskurse bis 5. März 1995 für den portugiesischen Escudo: 1,174 und 0,871; tür W.e spanische Peseta: 1,-466 und 1,068. 
Quelle: Deutsche Bundesbank 
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Schaubild 28 

AUSSENWERT DER D-MARK GEGENÜBER AUSGEWAHLTEN WAHRUNGEN11 

Log. Maßstab 
Januar 1986 = 1002l Nomlnal•r Au8en'W9rt der D-Mark 

Log. Maßstab 
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1) Zur Berechnungsmethode siehe Sonderaufsatz der Deutschen Bundesbank: ,.Aktuanslerung der Außenwertberechnungen für die 
D·Msrk und fremde Währungenw, In; Monatsberichte der Deutschen Bundesbank, 41 Jg., Nr. 4, April 19813. Die Indizes für die Länder-
gruppen wurden als gewogene geometr1sche M°rttel der bilateralen nominalen Außenwerte bereehnet.- 2) Umbasiert von Originalbasis 
Ende 1972 = 100.- Für Ende 1972 wurden grundsätzlich die damallgen Leitkurse zugrunde gelegt, für das Pfund Ster11ng, das irische 
Pfund und den kanadischen Dollar, deren Wechselkurse freigegeben waren, statt desSen die Marktkµrse von Ende 1972.- 3) EU-Län-
der ohne Grlechenland, Großbritannien und Schweden.- 4) Gegenüber den EU-Ulndem und Japan, Kanada, Norwegen, Schweiz, 
Ventlntgte Staaten.- 5) Gemessen an den Verbraucherpreisen; gewogener Außenwert gegenüber 1a tndustrle!Andern nach Ausschal-
tung der unterschiedlichen Preissteigerungsraten (geometrlsdie Mittelung). Quelle: Deutsche Bundesbank 
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mit die Zinsbedingungen innerhalb einer Volkswirt-
schaft bestimmt werden. Da in den Vereinigten Staa-
ten der Aufschwung bereits länger anhält als in der 
deutschen Volkswirtschaft, kann die diesjährige 
Aufwertung des US-Dollar als Reaktion auf die 
weiterhin vorhandenen Zinserhöhungserwartungen 
verstanden werden, die teilweise in diesem Jahr be-
reits erfüllt wurden. Schließlich sagt die Wechsel-
kursentwicklung etwa~ darüber aus, welche Rendi-
techancen ausländische Kapitalanleger in der betref-
fenden Volkswirtschaft sehen. Danach zu urteilen 
kann die diesjährige Schwäche der D-Mark auch als 
Symptom für die von vielen geäußerten Zweifel an 
der Standortqualität der deutschen Volkswirtschaft 
gewertet werden. Und bei allem mag eine Rolle 
spielen, daß die Märkte nicht mit einem starken 
Euro rechnen, jedenfalls nicht in der Anfangsphase 
der Währungsunion, und dies jetzt in der D-Mark 
eskomptieren. 

Zum Konfilkt über die Höherbewertung 
der Währungsreserven 

229. Unmittelbar nach der Veröffentlichung der 
Steuerschätzung im Mai dieses Jahres, die weitere 
Steuerausfälle für das Jahr ankündigte (Ziffer 190), 
verlautete aus dem Bundesfinanzministerium die 
Absicht, daß durch eine Änderung des Bundesbank-
gesetzes die Bundesbank dazu veranlaßt werden 
sollte, ihre Gold- und Devisenbestände neu zu be-
werten und den daraus entstandenen Gewinn teil-
weise noch in diesem Jahr auszuschütten. Dieses An-
sinnen führte zu einer öffentlichen Auseinanderset-
zung zwischen Regierung und Zentralbank. Unmit-
telbar nach dem Bekanntwerden dieses Plans hatte 
der Sachverständigenrat in einem Sondergutachten 
das Vorhaben als untauglich zur Erfüllung des fi. 
nanzpolitischen Kriteriums des Maastrichter Vertra-
ges beurteilt und darin einen bedenklichen Eingriff 
in die Autonomie der Bundesbank gesehen (An· 
hang IV). Die auf ihre Unabhängigkeit bedachte Hal · 
tung der Bundesbank sowie die kritische Reaktion in 
der Öffentlichkeit führten dazu, daß in der abschlie-
ßend gefundenen Lösung des Konflikts die geld· 
politische Autonomie der Bundesbank respektiert 
wurde. 

230. Die Deutsche Bundesbank wendet bei der Bewertung 
ihrer Währungsreserven nach § 26 Absatz 2 BUfl.desbank-
gesetz die Vorschriften des Handelsgesetzbuches für Kapi-
talgesellschaften an. In einer besonders strikten Interpreta-
tion des dort geforderten Niedemtwertprinzips hat die Bun-
desbank bisher ihre Devisenreserven zum niedngsten jemals 
notierten Wechselkurs be_wertet (bei den auf US-Dollar lau-
tenden Devisenreserven 1,3260 DM pro US-Dollar), die Gold-
bestände mit ihrem Anschaffungspreis (durchschnitUich 
143,81 DM pro Unze). Im Durchschnitt des Monats Mai lag der 
Dollarkurs bei 1, 1033 DM, der Goldpreis bei etwa 586 DM pro 
Unze. Spätestens seit den Beschlüssen des Rates des Europäi-
schen Währungsinstituts über die Rechnungslegungsgrund-
sätze des Europäischen Zentralbanksystems hn November 
1996 stand fest, daß eine Umbewertung dieser Reserven hn Zu-
ge des Übergangs zur Europäischen Währungsunion notwen-
dig werden würde. Vorbehaltlich der Entscheidung des Rates 
der Europäischen Zentralbank nach Artikel 26 Absatz 2 EG-
Vertrag sollen in der Konsolidierten Bilanz des Europäischen 
Systems der Zentralbanken die Aktiva marktnah bewertet wer-
den. Eine solche Umbewertung hatte in der Vergangenheit für 
einen geringen Teil der Währungsreserven bereits stattgefun-

den: Mit dem Einbringen von Währungsreserven zur AuBBtat-
tung des Europäischen Fonds für Währungspolitische Zusam-
menarbeit, dessen Aufgaben hn Jahre 1994 durch das EuropäJ.-
sche Währungsinstitut übernommen wurden, hatte die Bun-
desbank bereits einen Teil ihrer Währungsreserven neu bewer-
tet. Der aus dieser Höherbewertung resultierende Gewinn der 
Bundesbank' war damals jedoch nicht ausgeschüttet, sondern 
durch einen Bewertungskorrekturpotrten in der Bilanz beIÜck-
slchUgt worden. Ein grundsätzlich ähnliches Verfahren war 
hn Zuge der Vorbereitung der Novelle des Bundesbankge-
setzes zur Anpassung an den EG-Vertrag bereits seit längerem 
für die Vmbewertung des Hauptteil$ der Währungsreserven 
vorgesehen gewesen; aus verschiedenen Gründen konnte 
diesmal zur Diskussion gestellt werden, ob nicht ein Teil des 
Höherbewertungsgewlnns an den Bund ausgeschüttet werden 
sollte. 

Die Höhe, insbesondere aber der Zeitpunkt dieser zusätzlichen 
Gewinnausschüttung bildeten den sachlichen Anlaß der Aus-
einandersetzung. Das Bundesftnanzmfnlsterium wollte eine 
möglichst weitgehende Ausschüttung des durch die markt-
nähere Bewertung der Währungsreseiven entstandenen Buch-
gewinns erreichen, die zu einem großen Teil noch in diesem 
Jahr vollzogen werden sollte, wozu ein Sonderabschluß der 
Bundesbank vor dem Jahresende notwendig gewesen wäre. 
Die Bundesbank plädierte für elne geringere AuBBChüttung 
unter den geltenden Bilanzierungsvorschritten, die zeitlich ge-
streckt werden und in keinem Falle noch in dem für die Konver-
genzprüfung relevanten Jahr 1997 beginnen sollte. Im Juniei-
nigten sich der Bundesminister der Finanzen und der Zentral-
bankrat der Deutschen Bundesbank darauf, daB für das Ge-
schäftsjahr 1991 Bewertungsspielräume, die Innerhalb der gelten-
den Bilanzierungavorschritten bestehen, für eine marktnähere Be-
wertung der Dev.lsenreserven genutzt werden sollen. Eine da-
mit verbundene höhere Gewinnausschüttung in unbestimmter 
Höhe wurde von der Bundesbank für das Jahr 1998 in AUBBicht 
gestellt, jedoch nicht verbindlich zugesagt. Weiterhin wurde 
vereinbart, daß eine Änderung der Bilanzierungsvorschriften 
zusammen mit der Neuordnung der Kapitalstruktur der Bun-
desbank und weiteren notwendigen Anpassungen des Bun-
desbankgesetzes an den Maastrichter Vertrag durch die anste-
hende Novellierung des Bundesbankgesetzes geregelt werden 
soll. 

231. Für eine Ausschüttung hätte sprechen können, 
daß auch Wertzuwächse von Währungsreserven eine 
Verzinsung der Aktiva einer Zentralbank darstellen, 
die zum Geldausgabegewinn zählen. Ferner hätten 
durch eine möglichst hohe Ausschüttung die für die 
Bundesbank künftig zu erwartenden nachteiligen 
Umverteilungseffekte durch den Verteilungsmodus 
der monetären Einkünfte innerhalb der Europäi-
schen Währungsunion etwas ausgeglichen werden 
können (Kasten 5, Seite 144). Gegen eine hohe Aus-
schüttung und für die Bildung von Rücklagen bei 
einer Höherbewertung sprach das Vorsichtsprinzip, 
nach dem Vorsorge für den Fall zu treffen ist, in dem 
die Bewertung der Währungsreserven an den Märk-
ten wieder unter den Bilanzansatz fällt, sollen in 
einem solchen Fall für die Zentralbank nicht äußer-
stenfalls sogar Verluste auftreten. Aus diesem Grund 
bilden viele Zentralbanken, die ihre Währungsreser-
ven heute bereits marktnah bewerten, bei Auflösung 
stiller Reserven Neubewertungsrücklagen. Auch nach 
den voraussichtlich geltenden Rechnungslegungs-
grundsätzen des Europäischen Systems der Zentral-
banken ist dies Vorschrift. Als weiterer Einwand wur· 
de häufig die Geldmengenwirkung einer Gewinn -
ausschüttung genannt. Wahrscheinlich ist jedoch, 
daß die Bundesbank die zusätzliche Schaffung von 
Zentralbankgeld durch eine Kürzung der laufenden 
WertpapiefPensionsgeschäfte kompensiert hätte, wie 
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Kasten S 

Zur Vertellnng des Zentralbankgewinns Innerhalb der Europäischen Währnngsnnlon 

Der Zentralbankgewinn entsteht dadurch, daß die 
Zentralbank Geld (die monetäre Basis) nur gegen 
die Entgegennahme von finanziellen Aktiva (ins-
besondere Wertpapieren) bereitstellt. Die Ver-
zinsung dieser Aktiva stellen die Erträge der Zen-
tralbank dar. Zieht man hiervon_ die Aufwen-
dungen der Notenbank für die Geldproduktion ab 
(etwa für die Kosten der Bargeldproduktion oder 
der Bereitstellung von Zahlungsverkehrssystemen 
für Buchgeld), so erhält man den Notenbankge-
winn. 

Die Verteilung der Zentralbankgewinne in den 
Ländern der Europäischen Union ist bisher wie 
folgt geregelt. Der Gewinn aus einer zusätzlich ge-
schaffenen Geldeinheit fällt dort an, wo diese 
Geldeinheit produziert wurde. Durch die Existenz 
verschiedener Währungen ist die Abgrenzung un-
problematisch. Der Gewinn jeder Zentralbank 
richtet sich nach der Höhe ihrer monetären Basis. 
Auch bei einer durch die Europäische Zentralbank 
festgelegten einheitlichen Geldpolitik innerhalb 
der Währungsunion fallen die monetären Ein-
künfte jeder Zentralbank zunächst weiterhin de-
zentral bei den jeweiligen Zentralbanken in Ab-
hängigkeit von der Höhe der von ihr geschaffenen 
monetären Euro-Basis an; für die Verteilung dieser 
Einkünfte sieht das dem Maastrichter Vertrag bei-
gefügte Protokoll über die Satzung des Europäi-
schen Systems der Zentralbanken (ESZB) und der 
Europäischen Zentralbank jedoch einen anderen 
Modus vor. Nach Artikel 32.S dieser Satzung wer-
den die monetären Einkünfte der nationalen No-
tenbanken summiert und anschließend im Ver-
hältnis ihrer Kapitalanteile an der Europäischen 
Zentralbank unter den nationalen Zentralbanken 
aufgeteilt. Die Kapitalanteile sind zu SO vH nach 
den jeweiligen nationalen Anteilen an der Bevöl-

dies regelmäßig bei der Ausschüttung des regulären 
Bilanzgewinns an den Bund geschieht, so daß insge-
samt kein zusätzliches Zentralbankgeld entstanden 
wäre. Ein gewichtiges Gegenargumenfbestand aller-
dings darin, daß eine schnelle Ausschüttung keinen 
Beitrag zur nachhaltigen Erfüllung des Defizitktite-
riums des Vertrages von Maastricht leisten konnte, 
sondern im Gegenteil der Glaubwürdigkeit des Euro 
sogar Schaden zugefügt hätte. Tatsächlich wäre eine 
solche Maßnahme ein weiteres Beispiel für eine kurz-
fristig wirksame Konsolidierungsmaßnahme gewesen, 
die künftig jedoch Belastungen der Haushaltsentwick-
lung zur Folge gehabt hätte. So wäre Init einer Kür-
zung von Wertpapierpensionsgeschäften auch eine 
Verringerung der zinstragenden Aktiva der Bundes-
bank einhergegangen, die künftig zu einem kleineren 
Notenbankgewinn geführt hätte. 
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kerung und am Bruttoinlandsprodukt der Teilneh-
merländer festgelegt. Unter der Annahme, daß der 
Euro eine gleich große Verb.reitung finden wird 
wie die nationalen Währungen, die er ersetzt, und 
daß sich der heutige Anteil der nationalen Zentral-
banken an der gemeinschaftlichen Geldproduk-
tion nicht verändert, ergeben sich innerhalb der 
Währungsunion im Vergleich zu heute für diejeni-
gen Länder geringere Notenbankgewinne, deren 
gegenwärtiger Anteil an der aggregierten Geldba-
sis der künftigen Teilnehmerländer größer ist, als 
es ihren gewichteten Anteilen an der Bevölkerung 
und dem Bruttoinlandsprodukt dieses Länderkrei-
ses entspricht. Für Deutschland trifft dies in beson-
derem Ausmaß zu. Wegen der im internationalen 
Vergleich relativ hohen Bargeldpräferenz von 
Inländern, aber auch wegen der Funktion der 
D-Mark als internationaler Reservewährung und, 
in Mittel- und Osteuropa, als Parallelwährung, lä-
ge der Anteil der D-Mark an der monetären Basis 
in einer großen Währungsunion bei etwa 35 vH, 
verglichen mit Deutschlands Anteil von 22 vH an 
der EU-Bevölkerung und von 28 vH am Bruttoin-
landsprodukt der Gemeinschaft. Das Ausmaß der 
Gewinneinbußen ist jedoch ex ante nicht eindeu-
tig bestimmbar, da hierfür wesentliche Faktoren 
wie der Teilnehmerkreis, die künftige Entwick-
lung der Zahlungsgewohnheiten, die Rolle des 
Euro als internationale Reservewährung, die Be-
deutung der Mindestreserve sowie regionale Ver-
schiebungen innerhalb der Geldschöpfungsstruk-
tur nicht vorhergesehen werden können. Klä-
rungsbedürftig ist noch die Frage, ob und gegebe-
nenfalls inwieweit für einen fünfjährigen Über-
gangszeitraum ein anderer als der endgültige 
Schlüssel für die Verteilung der monetären Ein- · 
künfte angewendet werden kann (in Anlehnung 
an Artikel 32.3 Satzung ESZB). 

llahmenbedlngnngen für die 
Europäische Währungsunion weitgehend festgelegt 

232. Ohne die nach dem Maastricht-Vertrag eigent-
lich vorgesehene Konvergenzprüfung durch den 
ECOFIN-Rat (Artikel 109 j Abs. 2 EGV) legte der 
Europäische Rat auf dem Gipfeltreffen in Dublin im 
Dezember 1996 fest, daß die Währungsunion nicht 
zum 1. Januar 1997 beginnen könne, weil für eine 
Mehrheit der Mitgliedsländer die Konvergenzkrite-
rien als nicht erfüllt betrachtet wurden. Vorher hatten 
das Europäische Währungsinstitut und die Euro-
päische Kommission ihre Konvergenzberichte sowie 
das Europäische Parlament eine Stellungnahme vor-
gelegt, in denen die Konvergenz ebenfalls als nicht 
ausreichend beurteilt worden war. Ferner einigte 
sich der ECOFIN-Rat auf einen Zeitplan für die Ent-
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scheidung über den Kreis der Teilnehmerländer im 
Jahre 1998. Danach sollen die der Entscheidung zu-
grunde zu legenden Daten der Mitgliedsländer für 
das Jahr 1997 bis ;<um März 1998 vorliegen. Das 
Europäische Währnngsinstitut und die Europäische 
Konunission sollen ihre Stellungnahmen in der zwei-
ten Märzhälfte abgeben; das Europäische Parlament 
wird ebenfalls ein Votum aussprechen. Die Entschei-
dung des Europäischen Rates über die Teilnehmer-
länder soll Anfang 1ylai des Jahres 1998 fallen. Paral-
lel hierzu beschloß' das Europäische Währungsinsti-
tut, den turnusmäßig im Herbst fälligen Konvergenz-
bericht in diesem Jahr nicht vorzulegen. 

In Deutschland ist derzeit noch umstritten, welche Bedeutung 
den Voten von Bundestag und Bundesrat zukommt. Beide Ver-
fassungsorgane hatten in einer gemeinsamen Entsdiließung 
zum Ratilizierungsgesetz des Maastricht-Vertrages lm Dezem-
ber 1992 verlangt, daß die Stabilitätskriterien „ eng und strikt" 
auszulegen und dauerhaft zu erfüllen seien. Nach einem Urteil 
des Bundesverfassungsgerichtes ist der deutsche Gesetzgeber 
vor dem Konvergenzbeschluß im Europäischen Rat aufgerufen, 
eJ.ne solche Gesamtbeurteilung vorzunehmen. Unklar ist je-
doch bisher, ob sich diese Beurteilung nur auf Deutlu:hland 
oder auf alle EU·M.itgliedaländer beziehen solle und ob auch 
der Starttermin betroffen sei. Umstritten ist ferner, ob im Falle 
einer ablehnenden Entscheidung dies für das Votum der Bun· 
desregierung im Europäischen Rat bindend wäre. 

Auf ihrem Treffen im September dieses Jahres einig-
ten sich die Finanzminister darauf, mit der Fest-
legung der Teilnehmerländer auch das Verfahren zur 
Ermittlung der Umstellungskurse bekanntzugeben. 
Hiermit sollen die Erwartungen der Finanzmarktteil-
nehmer gefestigt und dadurch ein reibungsloser 
Übergang auf den Euro ermöglicht werden (JG 96 
Ziffern 366ff.). Ferner wurden auf dem Europäischen 
Gipfeltreffen in Amsterdam zwei Ratsverordnungen 
zur Rechtsstellung des Euro verabschiedet, in denen 
unter anderem Vorschriften zur Fortgeltung von Ver-
trägen sowie Rundungsregeln bei der Umrechnung 
von den nationalen Währungen in den Euro fest-
gelegt wurden. Auf dieser Basis unterbreitete die 
Bundesregierung im Herbst den Entwurf eines Euro-
Einführungsgesetzes. Im Zuge der Anpassung einer 
Vielzahl von Bundesgesetzen an die neue Währungs-
verfassung soll auch das in Deutschland bestehende 
grundsätzliche Verbot von Wertsicherungsklauseln 
abgeschafft werden ( § 3 Währungsgesetz). Aller-
dings wird eine Nachfolgeregelung diskutiert, die 
eine Bindung von Geldschulden an den Preis ande-
rer Güter oder Leistungen unter einen Vorbehalt der 
Genehmigung durch den Bundesminister für Wirt-
schaft stellt. 

233. In den noch ausstehenden wichtigen institu-
tionellen Fragen der Europäischen Währungsunion 
wurde in diesem Jahr Übereinkunft bei der Formulie-
rung von Regeln erzielt. Nachdem noch im Dezem-
ber 1996 auf dem Europäischen Gipfeltreffen in 
Dublin ein Stabilitäts- und Wachstumspakt im Grund-
satz vereinbart worden war, wurde dieser nach 
einem intensiven Verhandlungsprozeß auf dem Tref-
fen der Finanzminister und Notenbankpräsidenten 
im April präzisiert und auf dem folgenden Gipfel-
treffen der Staats- und Regierungschefs in Amster-
dam verabschiedet. Die Vereinbarung, die hinter den 
Vorstellungen zurückgeblieben ist, die ursprünglich 
der Bundesminister der Finanzen hatte und die auch 

vom Sachverständigenrat (JG 95 Ziffern 446ff.) 
unterstützt worden waren, soll die Einhaltung einer 
dauerhaft tragbaren Fi!lanzlage der öffentlichen 
Haushalte aller Mitgliedstaaten innerhalb der Wäh-
rungsunion sichern. Hierzu wurden in Amsterdam 
dem Vertrag zwei Verordnungen beigefügt: Die eine 
sieht vor. die Überwachung der Haushaltslage der 
Mitgliedsländer durch den ECOFIN-Rat (nach Arti-
kel 103 Abs. 3 EGV) zu intensivieren, die andere be-
schreibt das .Sanktionsverfahren für den Fall, daß bei 
einem Land ein übermäßiges Defizit festgestellt wird. 
Zusätzlich wurde in Amsterdam eine Erklärung un-
terzeichnet, in der sich die Mitgliedstaaten zu einer 
stabilitätsorientierten Finanzpolitik verpflichten und 
in der die Entscheidungsgremien des Stabilitäts- und 
Wachstumspaktes aufgefordert werden, die getroffe-
nen Regelungen zu respektieren. 
Wann ein Mitgliedstaat ein übermäßiges Defizit aufweist, ist 
nicht verbindlich festgelegt, sondern ist Gegenstand einer 
politischen Entscheidung, die mit qualilizlerter Me.hrheit im 
ECOFlN·Rat getroffen wird. Diesem Votum gehen nach Arti· 
kel 104 c EG· Vertrag ein Bericht der Korn.ml&sion und eine Stel· 
lungnahme des Wirtschafts- und FinanzaUBBchusses, der zu 
lkglnn der dritten Stufe den derzeit bestehenden Währungs· 
ausschuß ablöst, voraus. Durch die Vertragszusätze wurden 
lediglich Richtlinien vorgegeben, an denen &ich die Entschei· 
dung des Rates zu orientieren hat. Danach aoll grundsätzlich 
ein übermäßiges Defizit vorliegen. wenn das jeweils 1m März 
jeden Jahres veröffentlichte Budgetdefh:it eines Mitgliedslan· 
des mehr als 3 vH in Relaüon zum BruttoJnlandsprodukt be· 
trägt. Ausnahmen werden geduldet. Eine Ausnahme soll etwa 
dann gegeben sein, wenn das Land von ebter schweren Natur-
katastrophe heimgesucht wurde. Eine andere Ausnahme stellt 
ein beaonders starker Konjunkturrückgang dar. Hier sollen die 
Finanzminister so entscheiden, daß bei einem Rückgang des 
realen Bruttoinlandsprodukts des betretlenden Landes von 
mehr als 2 vH im entsprechenden Jahr kein übermäßiges DefJ. 
zit vorliegt; umgekehrt soll be1 einem Rückgang des Bruttoin· 
landsprodukts von weniger als 0, 75 vH eine Überschreitung 
des Reterenzwertes unbedingt als übermäßiges Defizit gelten. 
Liegt der Rückgang der wtctschaltlichen Aktivität zwischen 
diesen beiden Werten, so steht es hn Ermenen der Finanzmini~ 
ster, ein übermäßiges DelWt festzuatellen. 

Aus der Feststellung eines übermäßigen Defizits durch den 
ECOFIN·Rat folgt noch nicht automatisch eine Sanktion gegen 
das betreffende Mitgliedsland. Vielmehr hat das Land etwa ein 
halbes Jahr Zeit, Maßnahmen gegen das übermäßige Defizit 
einzuleiten. Erscheinen dem Rat gegen Ende des Jahres, in 
dem das Defizit festgestellt wurde, die getroffenen Maßnah· 
men geeignet, das Defizit künftig wieder unter die 3 vH-Marke 
zu drücken, bleibt das SankUonsverfahren schwebend, bis die 
Haushaltszahlen des folgenden Jahres verö//entllcht werden. 
Liegt in diesem Jahr nach erneuter Feststellung durch den 
ECOFlN·Rat immer noch ein übermäßiges Defizit vor, sollen 
Sanktionen verhängt werden. Diese bestehen in der Zahlung 
einer unverzinslichen Einlage (an die EuropäiBChe Zentral· 
banlc) in Höhe von 0,2 vH des Bruttoinlandsprodukts zuzüglich 
10 vH des Betrages, um den das Defizi.t die 3 vH·Grenze über· 
steigt, bis zu einer Obergrenze von 0,5 vH dea Bruttoinlands· 
produkts. Sobald im Folgejahr nach der Hinterlegung dieser 
Einlage der ECOFIN·Rat befindet, daß kein übermäßiges DefJ. 
zit mehr vorliegt, wird die Einlage zurückgezahlt und das 
Detizitvertahren elngestellt. Ist das Defiz.Jt nach wie vor zu 
hoch, übersteigt es den Reterenzwel1. als-0 im dritten Jahr in 
Folge, so wird die Einlage in eine unwiderrutliche Strafe um· 
gewandelt. 

234. Ebenfalls nach einem längeren Verhandlungs-
prozeß wurden auf dem Gipfeltreffen in Amsterdam 
Regeln für die Wechselkursbeziehungen zwischen 
dem Euro und den Währungen jener EU-Länder be-
schlossen, die zunächst an der Währungsunion nicht 
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Tabelle 53 

Geldpolltlscli und wlhrnngspolltlsch wichttge Ereignisse 

Datum 

1996 
25. November Die italienische Lira nimmt wieder am Interventionsmechanismus des Europäischen 

Währungssystems teil. Der Leitkurs beträgt 1 906,48 Llre pro ECU, der bilaterale Leit-
kurs zur D-Mark beträgt 990 Llre/DM. 

5. Dezember Der Zentralbankrat beschließt, die Mindestreservepflicht für sogenannte echte Pen-
sionsgeschäfte aufzuheben. Damit sind ab dem 1. Januar 1991 Verbindlichkeiten, die 
aus Wertpapierpensionsgeschäften mit einer Laufzeit von bis zu einem Jahr in bör-
senfähigen Wertpapieren resultieren, von der Mindestreservepflicht freigestellt. 

13./14. Dezember Die Staats- und Regierungschefs der Länder der Europäischen Union einigen sich in 
Dublin auf einen finanzpolitischen Stabilitätspakt. Danach soll nach dem Beginn der 
Währungsunion der Ministerrat bei einer Überschreitung der Defizitgrenze von 3 vH 
in Relation zum nominalen Bruttoinlandsprodukt mit Mehrheit nach Artikel 104 c 
EG-Vertrag über Sanktionen gegen das betreffende Mitgliedsland entscheiden. 
Herrscht dort eine schwere Rezession, die sich in einem Rückgang des realen Brutto-
inlandsprodukts um 2 vH oder mehr äußert, so sollen die Sanktionen ausgesetzt wer-
den. Beträgt der Rückgang des realen Bruttoinlandsprodukts lediglich 0,15 vH oder 
weniger, so soll der Sanktionsmechanismus in jedem Fall in Kraft gesetzt werden. 
Außerdem unteqichtet der Präsident des Europäischen Währungsinstituts den 
Europäischen Rat und die Öffentlichkeit über das Ergebnis der Auswahl der Euro-
Banknoten. Weiterhin wird über die Konstruktion eines Wechselkursmechanismus 
zwischen dem Euro und anderen europäischen Währungen sowie über Verordnun-
gen über die Rechtsstellung des Euro Einigung erlangt. 

19. Dezember Der Zentralbankrat der Deutschen Bundesbank erörtert die geldpolitische Strategie für 
die Zeit bis zum geplanten Beginn der Europäischen Währungsunion und beschließt 
eine zweijährige Geldmengenorientierung. Hiernach soli die Geldmenge M3 in den 
Jahren 1991 und 1998 jeweils um etwa 5 vH ausgedehnt werden. Darauf aufbauend 
wird für das Jahr 1991 ein Geldmengenkorridor von 3,5 vH bis 6,5 vH festgelegt. 

1997 
10. Januar 

7.März 

15. Mai 

28. Mai 

16./17. Juni 

19.Juni 

1. Juli 
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Das Europäische Währungsinstitut veröffentlicht einen Bericht über den geldpoliti-
schen Handlungsrahmen der künftigen Europäischen Zentralbank. 
Das Statistische Amt der Europäischen Gemeinschaften stellt einen Harmonisierten 
Verbraucherpreisindex für die Mitgliedsländer der Europäischen Union vor. 

Der Bundesminister der Finanzen stellt dem Zentralbankrat Überlegungen für die Än-
derung einiger Bestimmungen zur Rechnungslegung der Deutschen Bundesbank vor. 
Hiernach sollen Gold- und Devisenreserven bewertet und der dadurch entstehende 
Gewinn abzüglich einer Rücklage teilweise noch im Jahre 1991 ausgeschüttet werden. 
Der Zentralbankrat der Deutschen Bundesbank erklärt, daß das Konzept des Bundes-
finanzministeriums zur Neubewertung der Gold- und Devisenreserven nicht den Re-
gelungen für die Rechnungslegung innerhalb des Europäischen Systems der Zentral-
banken entspricht Der Zentralbankrat spricht sich für eine Neubewertung von Wäh-
rungsreserven Zlllll Zeitpunkt des Eintritts in die Europäische Währungsunion aus. 
Dabei wird auch eine geldpolitisch vertretbare Ausschüttung von Neubewertungs-
gewinnen in Betracht gezogen. 
Auf dem Gipfeltreffen der Staats- und Regierungschefs der Europäischen Union in 
Amsterdam wtrd der Stabilitäts- und Wachstumspakt verabschiedet, ferner werden 
Entschließungen zu Wachstum und Beschäftigung sowie :z;u den Prinzipien des neuen 
Wechselkursmechanismus angenommen. 
In einer gemeinsamen Erklärung zeigen sich der Bundesminister der Finanzen und 
der Präsident der Deutschen Bundesbank darin einig, daß neue gesetzliche Regelun-
gen zur Rechnungslegung der Deutschen Bundesbank erst nach dem Übergang in 
die Währungsunion gelten sollen. Die Bundesbank kündigt an, in der Bilanz für das 
Geschäftsjahr 1997 Spielräume bei der Bewertung der Währungsreserven nutzen zu 
wollen. 
Der Präsident der Nederlandsche Bank, Wun F. Duisenberg, löst Baron Alexandre 
Lamfalussy als Präsident des Europäischen Währungsinstituts ab. 
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noch Tabelle 53 

Geldpolitisch und währungspolitisch wichtige Ereignisse 

Datum 

24. Juli Der Zentralbankrat der Deutschen Bundesbank überprüft das Geldmengenziel für das 
Jahr 1997 und die Geldmengenorientierung für die Jahre 1997 und 1998. Thotz unbefrie-
digender Forts~hritte bei der Verlangsamung des Geldmengenwachstums sieht er kei-
nen Anlaß für Anderungen. 

19. September Der lnterimsausschuß des Internationalen Währungsfonds beschließt auf seiner Tagung 
in Hongkong eine Aufstockung der Kapitalquoten der Mitgliedsländer um 45 vH. 
Gleichzeitig sollen neue Sonderziehungsrechte zugeteilt werden. 

9. Oktober Der Zentralbankrat beschließt eine Erhöhung des Zinssatzes auf Wertpapierpensions~ 
geschäfte von 3,0% auf 3,3%. 

28. Oktober Der Deutsche Aktienindex (DAX) fällt um etwa 8 vH, nachdem bereits am vorher-
gehenden Handelstag ein Verlust von mehr als 4 vH aufgetreten war. Vorausgegangen 
war ein Einbruch des Dow Jones-Aktienindex an der New Yorker Börse wn mehr als 
550 Punkte (mehr als 7 vH), der durch eine Unterbrechung des Aktienhandels auf-
gehalten werden mußte. Die 1\Jrbulenzen an den Aktienbörsen hatten ihren Ausgang 
an der Börse in Hongkong genommen, an der es zu schweren Kurseinbrüchen gekom-
men war, nachdem spekulative Attacken gegen den HK-Dollar die chinesischen Behör-
den veranlaßt hatten, die Zins.en kräftig zu erhöhen. 

teilnehmen. Es handelt sich hierbei um ein Festkurs-
system in mehreren Stufen, in dem der Charakter des 
Euro als Ankerwährung deutlich festgelegt ist. 

Ähnlich wie im Europäischen Währungssystem (EWS) sollen 
im neuen Währungssystem Leitkurse und Bandbreiten einge-
richtet werden, bei deren Überschreitung im Prinzip Inter-
ventionen vorgesehen sind. Anders als beim EWS wird jedoch 
kein Währungskorb, sondern der Euro selbst im Mittelpunkt 
des Systems stehen, und die Bandbreiten werden im direkten 
Verhältnis zum Euro vereinbart. Ferner sind aus der Sicht der 
Ankerwährung die Intervenüonsverpilichtungen im geplanten 
Wechselkurssystem weniger bindend als im EWS, da die Euro-
päische Zentralbank - wie auch die Zentralbanken der ande-
ren Teilnehmerwährungen - die Möglichkeit erhalten sollen, 
Interventionen auszusetzen, wenn übergeordnete Ziele der 
europäischen Geldpolitik gefährdet sind. Hierdurch erhält die 
Europäische Zentralbank einen Entscheidungsspielraum bel 
der Frage, welche Anpassungslasten an Wechselkursungleich-
gewichte sie selbst übernehmen will und welcher Teil dem Teil-
nehmerland abverlangt werden soll. Wie im EWS werden auch 
im künitigen System kurzfristige Kreditfazilitäten zu Interven-
üonszwecken zur Verfügung stehen, mit ähnlichen Rückzah-
lungsmodalitäten. Eine größere Flexibilität des Systems soll 
auch dadurch erreicht werden, daß alle beteiligten Zentralban-
ken und Finanzminister sowie die Kommission gegebenenfalls 
aut ein Realignment hinwirken können, indem sie ein ver-
trauliches Verfahren zur Leitkursüberprülung in Gang setzen. 
Schließlich ist auch der Grad der Wechselkursfixierung flexibel 
gehalten: In einer ersten Stute betragt die normale Bandbreite 
+/-15 vH um den Leitkurs. Neben einer solchen vergleichs-
weise lockeren Anbindung an den Euro ist jedoch auch vorge-
sehen, daß sich ein harter Kern von Wiihrungen mit einer ge-
ringeren Bandbreite als Vorstute zur Autnahme in die Wäh-
rungsunion herausbildet. Auch für künftige BeitritWänder zur 
Währungsunion gilt wejterhin neben den übrigen Konvergenz-
kriterien die Erfüllung des Wechselkurskriteriums als Voraus-
setzung, wobei die Einführung einer „normalen Bandbreite" 
von +l-15 vH im geplanten Wechselkurssystem keine Auswir-
kungen auf die Auslegung des Wechselkurskriteriums im 
Maastricht-Vertrag hat. 

235. Das Europäische Währungsinstitut hat im Rah-
men seiner durch Artikel 109 f Absatz 3 EG-Vertrag 
festgelegten Aufgaben die konzeptionellen Vorbe-
reitungen für die operative Geldpolitik des künftigen 
Europäischen Systems der Zentralbanken im wesent-
lichen abgeschlossen. Die endgültige Ausgestaltung 
des durch das Europäische Währungsinstitut ge-
schaffenen Ralunens für die Geldpolitik innerhalb 
der Währungsunion kann erst die Europäische Zen-
tralbank vornehmen, die unmittelbar nach dem Be-
schluß über Eintritt in die dritte Stufe errichtet wird. 
Ungelöst blieb in diesem Jahr die Frage der Vertei-
lung des Notenbankgewinns in der Währungsunion 
(Kasten 5, Seite 144). 

Das in diesem Jahr weiter konkretisierte geldpolitische In-
strumentarium des Europlüschen Systems der Zentralbanken 
(ESZB) weist vjeJe Parallelfin zu den heute von der Bundes-
bank verwendeten Instrumenten aut. So wird der größte Teil 
der Zentralbankgeldmenge 1n der Währungsunion durch wö-
chentlich angebotene Wertpapierpensionsgeschäfte von vier-
zehntdgJger Laulzeit bereitgestellt, die - dezentral über die 
nationalen Notenbanken - in e1nem .sogenannten TendelVer-
iahren durchgeführt werden. Der hierbei zustandekommende 
Zinssatz wird als Leitz.ins ein primäres geldpolitisches Signal 
darstellen. Weiterhin sind regelmäßige Pensionsgeschäfte von 
dreimonatiger Laufzeit geplant, deren marktbestimmte Zins-
sätze jedoch keine geldpolitische Funktion übernehmen sollen. 
Femer wird die Europäische Zentralbank, wie auch heute die 
Bundesbank, verschiedene Möglichkeiten zu kurzfristigen Ein-
griffen am Geldmarkt besitzen. Im Unterschied zur heutigen 
deutschen Geldpolitik wird es in der Währungsunion jedoch 
generell keine Rediskontfazilitäten - und damit auch keinen 
Diskontsatz - mehr geben; statt dessen stehen den Banken 
sehr kurzfriHUge Fazilitäten gegen die Bereitstellung von ge-
eigneten Sicherheiten in grundsdtzlich unbegrenzt"er Höhe zur 
Verfügung. Als geeignete Sicherheiten soll ein breJtes Spek-
trum finanzieller Aktiva gelten, das Blch aus zwei Gruppen 
zusammensetzt. Eine Gruppe von Aktiva (als Kategorie-1-Si-
cherheiten bezeichnet) ist in allen Teilnehmerstaaten gültig 
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und umfaßt neben ESZB-Schuldverschreibungen marktfähige 
Schuldtitel, die bestimmten rechtlichen und bonitätsmäßigen 
Anforderungen genilgen und deren Emittenten aus dem Euro-
palachen Wlrtschaftaraum stammen müaen; in einer zweiten 
Gruppe befinden sich Aktiva (aogenannte Kategorie-2..Sicher-
heiten), deren Eignung zur Beschaffung von .Eu.ro.-Zentralbank-
geld gerlngtügig eingeschränkt ist und die neben marktfähi-
gen Titeln (zum Beispiel HandelBWechseln) auch nicht-markf-
tlJhlge einbeziehen, deren Bonität niedriger itlt. Mit dle.ser 
Regelung wurde den nach wie vor beatehenden Unterschieden 
der nationalen Finanzsysteme Rechnung getragen; llO könnte 
ange:Jichts der Bedeutung des HandelswechßeJ.s 1m deutschen 
Finanzsystem die Bundesbank die Rediakontiemng von Wech-
seln weiter lorUühren. Neu gegenüber der deneiUgen Lage In 
Deutschland ist eine Einlagela:zilität bei den Zentralbanken. 
Da die KreditinsUtute hler ku1%lri8Ug überschüssige Li.quidität 
in unbegrenzter Höhe anlegen können, wird der Einlagesatz 
dle Untergrenze des Geldmarktz.inssatzes markieren. Die Aus-
geataltung eines möglichen Mlndestresevesystems lehnt sich 
ebenfalls eng an daa heute in Deutschland be1tehende System 
an. Mindestreserven müssen demnach Jn Abhängigkeit von 
eJnzeJnen Bilanzpo11ltionen der einbezogenen Instllute gehal-
ten werden. Dle durchschnittlich in einem MQnat bei den Zen-
tralbanken zu haltenden Reserven berechnen slch dabei gene-
rell nach den Bilanzp061Uonen des Vormonats, was die Einhal-
tung der Vorschrlften erleichtert. Ob das vorbereitete System 
Anwendung flndet und welche Bilanzpositionen mit welchen 
Reserveadtzen belegt werden, entscheidet erst der europäische 
Zentralbankrat. 

Dle künltlge geldpolitische Strategie der Europäischen Zentral-
bank Jst alleniaIIa in groben Konturen sichtbar. Hier zeigen die 
Vorarbeiten des Europälachen Währungsln.sUtuts, daß von 
m6gllchen geldpoliüachen Ko112eptionen nur eine Geldmen-
gensteuerung oder eine dlrekte Innationssteuerung in Betracht 
gnogen werden ll{)llten (Ziffern 39311.). Die Ausarbeitung der 
Konzeption und damit die Marklerung des geldpolitischen Kur-
re• der EuropliJBchen Zentralbank ist die Aufgabe der naUona· 
Jen Notenbankpräsidenten und dea Direktoriums der künitlgen 
europälachen Notenbank. 

V. Aus aktuellem Anlaß: 
Zur Entwicklung der Angebotsbedingungen 

seit Anfang der achtziger Jahre 

236. In der öffentlichen Diskussion wird häufig die 
These vertreten, die durch hohe Arbeitslosigkeit und 
niedrige Wachstumsraten gekennzeichnete gesamt-
wirtschaftliche Entwicklung sei Ergebnis einer nun 
schon langjährig verfehlten angebolsorientierten 
Wirtschaftspolitik. Daraus folgen grundlegende Zwei-
fel an der Konzeption dieser Politik, wie sie vom 
Sachverständigemat für angemessen gehalten wird 
(Ziffern 292ff.). Ob diese Zweifel begründet sind, be-
darf der Klärung. 

ZR. Im folgenden wollen wir der Frage nachgehen, 
wie sich die Angebotsbedingungen in Deutschland 
seit BeiP= der achtziger Jahre entwickelt haben. 
Daran wird erkennbar, ob eine konsequent angebots-
ortentierte Wirtschaftspolitik betrieben wurde. Zu 
den Angebotsbedingungen zählt zweierlei: einerseits 
alles, was den individuellen Ertrag des Wrrtschaftens 
beeinflußt und dadurch die Neigung oder die Fähig-
keit zu arbeiten, zu sparen, innovativ zu sein, Risiken 
zu übernehmen, andererseits aber auch alles, was 
die Bewältigung des Strukturwandels, die Anpas-
sung an veränderte Rahmendaten und Marktgege-

148 

benheiten mitbestimmt. Dazu gehören insbesondere 
Zinsen und Inflationserwartungen, Lohnhöhe und 
Lohnstruktur, die Steuer- und Abgabenlast, Anreiz-
wirkungen sozialpolitischer Insbumente, die staat-
liche Beanspruchung der gesamtwirtschaftlichen Pro-
duktion, die Effizienz öffentlicher Leistungserstel-
lung, die Regelung des Marktzugangs, die Sicherung 
hoher Wettbewerbsintensität und auch die Stärkung 
des Innovationspotentials einer Gesellschaft. Eine 
auf die Verbesserung der Angebotsbedingungen 
ausgerichtete Wirtschaftspolitik muß deshalb an vie-
len Punkten ansetzen, und sie muß dies konsistent, 
kohärent und stetig tun. 

238. In den Zeitraum von 1980 bis 1997 fällt die 
deutsche Vereinigung; die Bedingungen für Wirt-
schaft und Wirtschaftspolitik wurden dadurch grund-
legend verändert. Bei der Frage, wie sich in den ver-
gangenen fünfzehn Jahren die Angebotsbedingun-
gen entwickelt haben und wie die Wirtschaftspolitik 
agiert hat, erscheint es deshalb angemessen, die bei-
den Zeiträume separat zu betrachten. Dabei kann für 
die Jahre bis 1989 auf frühere Analysen des Sachver-
ständigemates zurückgegriffen werden (JG 89 Zif-
fern 151ff.). 

Die Jahre 1980 bis 1989: Erfolge bei der 
Inflationsbekämpfung und der quantitativen 
Konsolidierung, aber keine llefgreHenden 
Strukturreformen 

239. Der Beginn der achtziger Jahre war durch die 
Auswirkungen der zweiten Ölpreiskrise gekennzeich-
net; die daraus folgenden Anpassungszwänge für die 
deutsche Wirtschaft trafen mit hausgemachten Stabi-
litätsproblemen und einer kräftigen geldpolitischen 
Restriktion zusammen (JG 80 Ziffern 274 ff.). Die An-
gt!botsseite der Volkswirtschaft war trotz aller seit 
dem Jahre 1975 erreichten Verbesserungen nicht zu-
letzt wegen hoher Steuern und Abgaben, aber auch 
wegen der immer stärker zunehmenden Regulie-
rungsdichte nicht flexibel genug gewesen, um die 
großen außenwirtschaftlichen Herausforderungen, 
zu denen auch eine sich verschärlende Importkon-
kurrenz zählte, möglichst friktionsfrei bewältigen zu 
können. So wurde die gesamtwirtschaftliche Ent-
wicklung immer ungünstiger - was im Jahre 1980 
als Stockung begann, führte über einen kumulativen 
Abschwung in die schwere Rezession des Jahres 
1982; damit waren hohe Inflationsraten, ausufernde 
Staatsdefizite und steigende Arbeitslosigkeit ver-
bunden. Die Stimmung in der deutschen Volkswirt-
schaft war durch tiefsitzenden Pessimismus gekenn-
zeichnet. 

Auch wenn die Wirtschaftspolitik in der zweiten 
Hälfte der siebziger Jahre - trotz wieder ausgeweite-
ter öffentlicher Defizite nach dem Bonner Weltwirt-
schaftsgipfel von 1978 - die Angebotsseite stärker 
ins VISier genommen hatte und nach der zweiten Öl-
preiskrise international die Einsicht akzeptiert war, 
daß für die daraus folgenden Probleme die Lösung 
nicht in expansiver Nachfragepolitik bestehen konnte, 
so wurde in den Jahren 1980 bis 1982 dennoch immer 
deutlicher, daß es in den zentralen Politikbereichen 
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einer weitergehenden Umsteuerung bedurfte (JG 80 
Ziffer 297): 
- Die Geldpolitik, die in den späten siebziger Jahren 

die Zügel hatte schleifen lassen, wie die Preisstei-
gerungsraten auf allen Stufen zeigten, mußte den 
- zu spät - begonnenen Stabilitätskurs strikt fort-
setzen;· sie bedurfte freilich der Unterstützung 
durch die Finanzpolitik und die Lohnpolitik, wenn 
es zu wieder niedrigeren Zinsen kommen sollte. 

- Die Finanzpolitik war gefordert, die in Unordnung 
geratenen Staatsfinanzen zu sanieren, besonders 
dem Anstieg des Finanzierungsdefizits entgegen-
zuwirken. Dabei bedurfte es einer umfassenden, 
vor allem auf der Ausgabenseite ansetzenden mit-
telfristig angelegten Konsolidierungsstrategie, die 
dann auch die Möglichkeit eröffnet hätte, auf der 
Einnahmenseite Entlastungen zu gewähren. 

- Die Tarifvertragsparteien mußten, nach den Ver-
fehlungen zu Beginn der achtziger Jahre, wieder 
lernen, den enger gewordenen Verteilnngsspiel-
raum zu respektieren. Für eine Korrektur des 
Kostenniveaus bedurfte es eines anhaltenden Kur-
ses moderater Lohnerhöhungen. 

Allerdings war dies keine besondere Situation der 
Bundesrepublik, auch in den anderen führenden 
Industrienationen gab es Anlaß, über die wirtschafts-
politische Strategie nachzudenken. Die Empfehlun-
gen der internationalen Organisationen bezogen sich 
folgerichtig auf die Frage, wie ein inflationsfreier 
Wachstumspfad wieder erreicht werden könne, und 
sie plädierten für eine Strategie der Haushaltskonso-
lidierung, der moderaten Lohnsteigerungen und der 
verbesserten Flexibilität zur Anpassung an die Er-
fordernisse des sich beschleunigenden Struktur-
wandels. 

240. Das Urteil über die deutsche Wirtschaftspolitik 
in dem Zeitraum 1980 bis 1989 ist aus Sicht der an-
gebotspolitischen Konzeption zwiespältig, und zwar 
sowohl hinsichtlich des Gesamturteils als auch im 
Hinblick auf die einzelnen Politikbereiche. 
- Die Geldpolitik hatte von 1980 bis 1985 die Siche-

rung des Binnenwertes der D-Mark in das Zen-
trum ihrer Bemühungen gerückt, währungspoli-
tische Rücksichten waren dabei nicht hinderlich. 
Die Erfolge an der Inflationsfront blieben nicht 
aus, die Teuerungsrate auf der Verbraucherstufe 
ging von ihrem Höchststand im Oktober 1981 mit 
7 ,5 vH kontinuierlich zurück und erreichte im 
Jahresdurchschnitt 1986 den Wert von -0,2 vH; 
allerdings wirkte sich jeweils - erst belastend, 
dann begünstigend - die internationale Energie-
preisentwicklung aus. Ab Mitte des Jahres 1985, 
gedrängt durch den dramatisch tiefen Fall des US-
Dollar und die dadurch ausgelösten Sorgen um die 
preisliche Wettbewerbsfähigkeit der deutschen 
Exportwirtschaft, wurde die Geldpolitik deutlich 
expansiv; es kam in den Jahren 1986 bis 1988 zu 
starken Überschreitungen der Geldmengenziele. 
Erst ab Mitte des Jahres 1988 verlangsamte die 
Bundesbank die monetäre Expansion wieder, die 
kurzfristigen Zinsen stiegen bis Jahresende 1989 

um rund vier Prozentpunkte; auch die langfristi-
gen Zinsen erhöhten sich in der Folge stark. Der 
zweimalige Wechsel zwischen Binnenwertorien-
tierung und Außenwertorientierung stand nicht in 
Einklang mit der Forderung nach einer Versteti-
gung der Geldpolitik. 

- Die Umorientierung der Finanzpolitik auf eine 
Konsolidierung der öffentlichen Haushalte hatte 
bereits in den Jahren 1981 und 1982 eingesetzt, 
als vor allem mit der „Operation '82" massive Ein-
schnitte in die Ausgabenstrukturen beschlossen 
worden waren. Der Umfang der Ausgabenkürzun-
gen erreichte - bezogen auf das ursprüngliche 
Haushaltssoli - im Jahre 1982 bereits über 10 vH 
und lag damit nur unwesentlich unter den ent-
sprechenden Werten für die folgenden Jahre. So 
war die Finanzpolitik erfolgreich bei der quantita-
tiven Konsolidierung; das strukturelle Defizit ging 
bereits im Jahre 1982 ersbnals zurück und konnte 
bis zum Jahre 1989 vollständig abgebaut werden, 
die Staatsquote wurde um 4,3 Prozentpunkte auf 
45,8 vH reduziert. Dies wurde durch beträchtliche 
Gewinnabführungen der Deutschen Bundesbank 
spürbar erleichtert. Eine qualitative Konsolidie-
rung, die den quantitativen Konsolidierungserfolg 
erst nachhaltig macht, blieb hingegen weit hinter 
dem Wünschbaren und dem Möglichen zurück: 
Die Investitionsquote in den öffentlichen Haushal-
ten fiel drastisch, die Subventionsquote erhöhte 
sich, die Zinslastquote stieg zunächst sprunghaft 
an und verharrte dann auf einem hohen Niveau. 
Trotz der zwei Stufen bei der Reform der Einkom-
mensteuer in den Jahren 1986 und 1988 konnte 
die Abgabenquote nur geringfügig vermindert 
werden; die Konsolidierungserfolge reichten nicht 
aus, bei der Steuerlast zu einer deutlicheren Um-
kehr zu gelangen, um den Anstieg der Sozialabga-
ben überkompensieren zu können; die Steuer-
und Abgabenquote verringerte sich nur gering-
fügig. 

- Im Bereich der Sozialversicherung, in der wieder-
holt Fehlentwicklungen auftraten, wurden keine 
grundlegenden Reformen durchgeführt; alle Be-
mühungen waren im Ergebnis nur ein Kurieren 
am Symptom, wie der jeweils unausweichlich 
nachfolgende Handlungsbedarf belegte. Die So-
zialleistungen wurden nicht systematisch durch-
forstet, es kam hier - wie mit der Wiedereinfüh-
rung des Kindergeldes für Jugendliche ohne Aus-
bildungs- oder Arbeitsplatz bis zum 21. Lebensjahr 
(1984), der Umstellung des Mutterschaftsurlaubs-
geldes auf Erziehungsgeld (1985, 1989), der Ver-
längerung der Höchstdauer des Bezuges von Ar-
beitslosengeld (1986, 1987) - zu Ausweitungen; 
auch eine Rückbesinnung auf den Subsidiaritäts-
gedanken läßt sich nicht feststellen. Mit dem Ge-
setz zur Einführung eines Vorruhestandsgeldes 
zum Jahresbeginn 1984 wurden für Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer Fehlanreize gesetzt, betrieb-
liche Probleme zulasten der Sozialversicherung, 
statt durch innovative Konzepte zu lösen. 

- Die Lohnpolitik war insoweit positiv zu beurteilen, 
als der Anstieg der realen Arbeitskosten von 
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1982 bis 1989 stärker mit dem beschäftigungsneu-
tralen Produktivitätsfortschritt in Einklang stand 
als in früheren Aufschwungsphasen. Gleichwohl 
blieb die Lohnmäßigung hinter dem zurück, was 
zu einer kräftigen Reduktion der Arbeitslosigkeit 
erlorderlich gewesen wäre; hinderlich war dafür 
die mit Vehemenz von den Gewerkschaften ver-
folgte Strategie, die Arbeitszeit möglichst bei vol-
lem Lohnausgleich zu verkürzen. Was eindeutig 
nicht gelang, war, die Differenzierung der Lohn-
struktur voranzutreiben, im Gegenteil: Die Politik 
der Sockelbetragsanhebung für untere Lohngrup-
pen wurde fortgesetzt; der steigende Anteil von 
Langzeitarbeitslosen an den gesamten Arbeits-
losen kann auch darauf zurückgeführt werden, er 
lag im Jahre 1982 noch bei rund 18 vH und stieg 
bis zum Ende der achtziger Jahre auf ein Drittel. 
So wurden die strukturellen Probleme des Arbeits-
marktes einer Lösung nicht näher gebracht, wenn-
gleich insgesamt die Erwerbstätigkeit von 1983 bis 
Ende 1989 um rund 1,5 Millionen Personen erhöht 
werden konnte. 

- Mit der Vorlage eines • Gesamtkonzepts für die 
Privatisierungs- und Beteiligungspolitik des Bun-
des• im März 1985 wurde erstmals für die Priva-
tisierungspolitik ein mittelfristiges Konzept vorge-
legt, das bis zum Ende des Jahrzehnts in beacht-
lichem Umfang realisiert wurde. So zog sich der 
Bund vollständig aus verschiedenen Industrie-
konzernen zurück (VEBA AG (1983187), VIAG AG 
(1986/88), Volkswagen AG (1986/88), Salzgitter 
AG (1989)) oder verminderte seine Beteiligungen; 
die gesamten Privatisierungserlöse von über 9 Mrd 
DM wurden zu zwei Dritteln für die laufende 
Finanzierung des Bundeshaushalts verwendet und 
zu einem Drittel für die Ausstattung von Stiftun-
gen (Volkswagen-Stiftung, Deutsche Bundesstif-
tung Umwelt); eine Tiigung von Altschulden - wie 
sie angemessen gewesen wllre - fand indes nicht 
statt. 

- Im Bereich der Deregulierung hinkte die Bundes-
republik weit hinter den Handlungen in den Ver-
einigten Staaten und anderen Industrielä.ndern 
her. Initiativen, zumindest am Arbeitsmarkt die 
Regulierungen etwas zurückzunehmen, beschränk-
ten sich auf das Beschäftigungsförderungsgesetz 
von 1985, das vor allem den Abschluß befristeter 
Arbeitsverträge erleichterte; die Gültigkeit dieses 
Gesetzes war allerdings zunächst auf fünf Jahre 
befristet. Weitere Deregulierungen In der Volks-
wirtschaft wurden zurückgestellt, bis die von 
der Bundesregierung im Jahre 1988 eingesetzte 
.Unabhängige Expertenkommission zum Abbau 
marktwidriger Regulierungen• konkrete Vor-
schlä.ge unterbreitete. 

241. Wichtige Angebotsbedingungen haben sich in 
den achtziger Jahren spürbar verbessert; dies gilt ins-
besondere für das Preisniveau, für die Zinsen, aber 
auch für die Kostenbelastung durch die Lohnpolitik. 
Dagegen hat sich die Abgabenlast, also die vom 
Staat zu verantwortende Kostenbelastung, trotz 
deutlicher Konsolidierungserfolge kaum vermindert. 
Allerdings hat die Rückführung der Staatsquote ver-
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bunden mit verstärkter Privatisierung den Spielraum 
für privates Engagement vergrößert, wenn es auch 
zu einer Verringerung der Regulierungsdichte nicht 
kam. Wie nachhaltig diese Verbesserungen waren, 
darauf stand der Test zum Ende des Jahrzehnts frei-
lich noch aus; die Tatsache, daß strukturelle Ver-
änderungen - sei es auf der Ausgabenseite der öf-
fentlichen Haushalte, sei es in der Sozialversiche-
rung, sei es in der Arbeitsmarktordnung -im wesent-
lichen unterblieben waren, ließ zur Vorsicht mahnen 
(JG 89 Ziffern 268ff.). 

Die erreichte Verbesserung der Angebotsbedingun-
gen war zusammen mit einem verhaltenen Nach-
fragezuwachs eine wichtige Voraussetzung für die 
stetige und spannungsfreie Aufwärtsbewegung der 
Jahre von 1983 bis 1989. Allerdings war dies zu Be-
ginn der Entwicklung keineswegs ausgemacht, 
Skepsis über die mittelfristigen Aussichten blieb 
auch nach Überwindung der Rezession von 1982 
noch lange Zeit vorherrschend. Angesichts der in 
den ersten Jahren moderaten Zuwächse bei der ge-

. samtwirtschaftlichen Produktion und des mehrlachen 
Wechsels der konjunkturellen Auftriebskräfte war 
dies verständlich. Zu einem sich selbst verstärken-
den, in der Breite der wirtschaftlichen Aktivität be-
griindeten und deshalb dynamischen Aufschwung 
wurde die Aufwärtsbewegung erst seit dem Jahre 
1988. Damit erhöhte sich spürbar die Bereitschaft der 
Investoren, verstärkt auf eine Fortsetzung der expan-
dierenden Nachfrage zu setzen und sich in entspre-
chendem Umfang für künftige Produktion zu ent-
scheiden. Daß erst zum Ende des Jahrzehnts der zu 
seinem Beginn durch weltwirtschaftliche Vorgänge, 
vor allem aber durch wirtschaftspolitische Fehlent-
wicklungen verursachte Pessimismus der Privaten 
vollends überwunden wurde, macht deutlich, daß die 
Verbesserung der Angebotsbedingungen einen lan-
gen Atem benötigt. Tiefsitzende Vertrauensschäden 
lassen sich nicht auf die Schnelle beheben, wirt-
schaftliche Verhaltensweisen ändern sich nur all-
mä.hlich. 

Die Jahre 1990 bis 1997: 
In zentralen Bereichen der Wlrtschaftspolllik 
ohne verliJlliche Orlenlierung 

242. Die deutsche Vereinigung stellt für den be-
trachteten Zeitraum eine tiefgreifende Zäsur dar. Die 
Verbesserung der Angebotsbedingungen, die in den 
achtziger Jahren - mit allen Einschränkungen und 
aller Kritik - erreicht worden war, wurde danach 
nicht mehr konsequent vorangetrieben. Entschei-
dend war die Vernachlässigung der Tatsache, daß 
durch die Vereinigung auch in den alten Bundeslän-
dern ein Umdenken gefordert war (JG 91 Ziffer 259). 
Vor alleni in der Finanzpolitik und in der Lohnpolitik 
wurde dies verdrängt, statt dessen prägten lliusionen 
die Einschätzung der auf sie mit der Vereinigung zu-
kommenden Aufgaben; dies hat zu Fehlentwicklun-
gen geführt. Dabei wirkte sich freilich in beiden Be-
reichen auch aus, daß die Erlolge der achtziger Jabre 
ohne Stxukturveränderungen erzielt worden waren; 
die Ausgangsbedingungen für die Bewältigung der 
deutschen Einheit waren deutlich schlechter als es 
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die gesamtwirtschaftlichen Indikatoren anzeigten. 
Angesichts der niedrigen Defizitquote des Jahres 
1989 und positiver Wachstumserwartungen wurden 
die Möglichkeiten überschätzt, die finanziellen Bela-
stungen aus der Vereinigung mit den vorhandenen 
budgetären Strukturen bewältigen zu können. Das 
unveränderte Lohnverhandlungssystem der alten 
Bundesrepublik erwies sich als wenig tauglich für 
die Bedingungen der Transformationswirtschaft; die 
vorhandenen Vorteile bei den Lohnkosten in Ost-
deutschland wurden durch eine forcierte Lohnanglei-
chung an westdeutsches Niveau rasch eliminiert, mit 
der Folge, daß der ansonsten resultierende Anpas-
sungsdruck für die Lohnpolitik in Westdeutschland 
gering blieb, die Beschäftigungslage im Osten sich 
aber dramatisch verschlechterte. · 

243. Das Jahr 1990 stellt auch deshalb eine Zäsur 
dar, weil zugleich der Öffnungsprozeß der früheren 
Zentralverwaltungswirtschaften in Mittel- und Ost-
europa begann. Dadurch hat sich die Wettbewerbs-
situation der deutschen Volkswirtschaft auf mittlere 
Sicht verändert (JG 94 Ziffern 372ff.). Es war somit 
nicht nur die Aufgabe zu bewältigen, die ostdeutsche 
Wirtschaft in marktwirtschaftliche Strukturen zu über-
führen und diese mit den westdeutschen zusammen-
zuführen, sondern auch den veränderten Bedingun-
gen des Standortwettbewerbs Rechnung zu tragen; 
insbesondere die Lohnpolitik ist dadurch zusätzlich 
unter Druck geraten. 

244. Die gesamtwirtschaftliche Entwicklung in 
Westdeutschland seit Beginn der neunziger Jahre 
war zunächst geprägt durch den Vereinigungsboom, 
der - annähernd - zu einer Vollauslastung des ge-
samtwirtschaftlichen Produktionspotentials führte und 
einen beachtlichen Beschäftigungsgewinn mit sich 
brachte. Diese Expansion fand zum Jahreswechsel 
1992/93 mit der über den Exporteinbruch ausge-
lösten Rezession abrupt ihr Ende. Damit kamen die 
strukturellen Probleme der deutschen Volkswirt-
schaft und ihres Ordnungsrahmens ans Tageslicht; 
diese sind bislang, wenn überhaupt, so nur teilweise 
und mitunter sehr unvollkommen behoben worden. 
Während die Unternehmen viel getan haben, um 
ihre Wettbewerbsfähigkeit im internationalen Kon-
text wieder deutlich zu verbessern, blieb die Wirt-
schaftspolitik hinter dem Notwendigen weit zurück: 
Wachstwnsschwäche und massiv rückläufige Be-
schäftigung kennzeichnen bis heute das Bild der 
deutschen Volkswirtschaft, hier liegen die gravieren-
den Zielverfehlungen (Schaubild 29). 

- Während in der zweiten Hälfte der achtziger Jahre 
das gesamtwirtschaftliche Produktionspotential jah-
resdurchschnittlich mit knapp 3 vH ausgeweitet 
wurde, expandierte es zu Beginn der neunziger 
Jahre infolge des durch die deutsche Vereinigung 
mitgetriebenen Investitionsbooms zunächst mit 
rund 31h vH; seit dem Jahre 1995 beträgt die 
Zuwachsrate nur noch gut 11h vH. Die abge-
schwächte Wachstumsdynamik ist insoweit beun-
ruhigend, als die dahinter stehende Investitions-
schwäche stark durch ungünstige Bedingungen 
geprägt war, die vor allem von Seiten des Staates 
und der Lohnpolitik gesetzt wurden (JG 96 

Ziffern 55ff.). Bedenklich ist auch, daß es infolge 
der Wachstumsschwäche nicht zu einem Aus-
gleich zwischen den Produktionsplänen und den 
Beschäftigungswünschen kommen konnte. 

- Die Entwicklung am Arbeitsmarkt, die in den Jah-
ren 1990 bis 1992 durch einen Anstieg der Er-
werbstätigkeit um fast 1,8 Millionen Personen ge-
kennzeichnet war, hat sich seit der Rezession 1993 
nicht wieder zum Besseren gewendet; dies ist im 
Zyklenvergleich außerordentlich untypisch. Allein 
in Westdeutschland sind seit dem Jahre 1992 über 
1,5 Millionen Arbeitsplätze weggefallen. Dabei 
war nicht nur der Rückgang der Erwerbstätigkeit 
bei den traditionell im Strukturwandel verlieren-
den Warenproduzenten anhaltender und stärker 
als zuvor, sondern der Anstieg der Erwerbstätig-
keit bei den üblicherweise gewinnenden Dienst-
leistungsproduzenten auch schwächer. Die Quote 
der offenen und verdeckten Arbeitslosigkeit lag 
im Jahre 1997 bei 16 vH. Einen hohen Beschäfti-
gungsstand - wie ihn das Sachverständigematsge-
setz und das Stabilitäts- und Wachstumsgesetz als 
Zielgröße der Wirtschaftspolitik nennen - wieder-
zugewinnen, scheint auf absehbare Zeit kaum 
möglich unter den Bedingungen, wie sie für den 
Arbeitsmarkt durch alle Bereiche der Wirtschafts-
politik, die Lohnpolitik eingeschlossen, gesetzt 
werden. 

- Bei der Preisniveauentwicklung zeigt sich in den 
neunziger Jahren ein ähnliches Bild wie in den 
achtziger Jahren: So standen am Beginn jeweils 
hohe Inflationsraten - in der ersten Dekade durch 
die Rohölpreisentwicklung getrieben, in der zwei-
ten durch die Expansion der staatlichen und der 
privaten Nachfrage im Zuge der Vereinigung -, 
die durch ein energisches Gegensteuern der Bun-
desbank in den jeweils folgenden Jahren so weit 
reduziert werden konnten, daß in der Öffentlich-
keit die Frage diskutiert wurde, ob das Inflations-
phänomen endgültig besiegt worden sei. Der De-
flator des Bruttoinlandsprodukts erreichte in den 
Jahren 1988 mit 1,5 vH und 1997 mit knapp 1 vH 
historische Tiefststände. Wie aber die Erfahrung 
zeigt, darf die Geldpolitik auch in Zeiten geringer 
Inflation den Stabilitätsauftrag nicht aus den Au-
gen verlieren. 

- In der Veränderung der außenwirtschaftlichen 
Position der Bundesrepublik zeigt sich sehr deut-
lich der Einfluß der deutschen Vereinigung: Nach 
der Überwindung der ölpreisbedingten Defizite in 
der Leistungsbilanz war beginnend mit dem Jahre 
1982 ein zunehmend größer werdender Überschuß 
zu verzeichnen, der im Jahre 1989 mit gut 106 Mrd 
DM, bezogen auf das nominale Bruttoinlandspro-
dukt 4,8 vH, seinen höchsten Wert erreichte. Ins-
besondere infolge der Liberalisierung des Kapital-
verkehrs gewann die Kapitalbilanz in den acht-
ziger Jahren deutlich an Bedeutung; die Netto-Ka-
pitalexporte erhöhten sich - infolge mitunter hoher 
Kreditvergabe der Banken an das Ausland und 
steigender deutscher Direktinvestitionen - beacht-
lich, im Jahre 1989 auf rund 134 Mrd DM, bezogen 
auf das nominale Bruttoinlandsprodukt 6 vH. Mit 
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Schaubild 29 
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der deutschen Vereinigung stieg der Kapitalbedarf 
der Bundesrepublik sprunghaft an, vor allem die 
zur Bewältigung der in Ostdeutschland bestehen-
den Aufgaben vom Staat entfaltete hohe Kredit-
nachfrage war dabei bedeutsam; die Kapitalbilanz 
ist seit dem Jahre 1991 im Überschuß, die Lei-
stungsbilanz im Defizit, wenngleich zuletzt nur 
noch in geringem Umfang. 

245. Die Wirtschaftspolitik unterlag zu Beginn der 
neunziger Jahre einer zweifachen Fehleinschätzung: 
Einerseits herrschte die Erwartung, die deutsche 
Vereinigung ließe sich wirtschaftlich einigermaßen 
reibungslos unter den Bedingungen der früheren 
Bundesrepublik bewältigen und eine grundsätzliche 
Revision der bestehenden Regelwerke in den Be-
reichen Besteuerung, staatliche Leistungserstellung, 
föderaler Finanzausgleich, soziale Sicherung, Ar-
beitsmarkt und Tarifverhandlungssystem sei nicht 
gefordert, zumindest nicht bald und nicht grund-
legend. Andererseits täuschten die quantitativen Er-
folge der achtziger Jahre bei der Rückführung der 
staatlichen Kreditaufnahme und der Verringerung 
der Arbeitslosigkeit gemeinsam mit den durch den 
Vereinigungsboom ausgelösten Entwicklungen bei 
den Steuereinnahmen und auf dem Arbeitsmarkt 
über die tatsächliche Problemlage hinweg. Diese 
Fehleinschätzungen haben dazu geführt, daß not-
wendige Anpassungen hinausgezögert oder gar ver-
hindert wurden. 

246. Beschwerend war für die gesamtwirtschaft-
liche Entwicklung nicht nur, daß es in der Finanz-
politik und der Lohnpolitik zu gravierenden Fehlent-
scheidungen kam, sondern auch, daß die Geldpolitik 
den inflatorischen Impulsen aus der kreditfinanzier-
ten Nachfrageexpansion in den ersten Jahren nach 
der Vereinigung massiv zinspolitisch entgegentreten 
mußte, was sich zeitgleich mit dem deutlichen Rück-
gang der Exporte in der ersten Jahreshälfte 1993 aus-
wirkte. Mit der Rezession und mehr noch infolge der 
unerwarteten konjunkturellen Erholung im Jahre 
1994 verlor die Wirtschaftspolitik ihre mittelfristige 
Orientierung. Im Ergebnis haben sich die finanzpoli-
tischen und die lohnpolitischen Angebotsbedingun-
gen verschlechtert, und zwar so weit, daß über die 
Anpassungsreaktionen der wirtschaftlichen Akteure 
die Funktionsfähigkeit der entsprechenden Systeme 
- insbesondere der Besteuerung und der Tariflohnfin-
dung - bedroht ist. Während die Tarifvertrags-
parteien vor diesem Hintergrund zuletzt wieder zu ei-
nem moderaten Kurs gefunden haben, ist die Finanz-
politik immer noch ohne klare Linie (Ziffern 184ff.). 

Wenn auch in zentralen Bereichen mehr Schatten als 
Licht die Wirtschaftspolitik seit Beginn der neunziger 
Jahre kennzeichnet, so ist es im Detail gleichwohl -
wie in den achtziger Jahren - ein differenziertes Bild: 

- Die Finanzpolitik begann die neunziger Jahre zum 
einen mit der dritten Stufe der Einkommensteuer-
reform - so waren Steuerausfälle in Höhe von etwa 
35 Mrd DM zu verkraften - und zum anderen mit 
umfangreichen Hillsmaßnahmen für die damalige 
DDR - so waren im Jahre 1990 im Zusammenhang 
mit dem Staatsvertrag zur Wirtschafts-, Wälrrungs-
und Sozialunion und dem Einigungsvertrag drei 

Nachtragshaushalte erlorderlich (JG 90 Tabelle 38). 
Das strukturelle Defizit, das im Jahre 1989 bei Null 
lag, erreichte infolgedessen im Jahre 1990 über 
75 Mrd DM oder 3,1 vH in Relation zum nomina-
len Bruttoinlandsprodukt. War diese Entwicklung 
kurzfristig nicht zu vermeiden, weil erst Klarheit 
über die Anforderungen aus der deutschen Ver-
einigung gewonnen werden mußte, so hätte doch 
in den nachfolgenden Jahren durch die Entwick-
lung einer Strategie der qualitativen Konsolidie-
rung sukzessive der finanzpolitische Handlungs-
spielraum zurückgewonnen werden müssen. Kenn-
zeichnend war aber über all die Jahre nicht das 
Bemühen, für die Staatstätigkeit die Prioritäten 
neu zu setzen und dadurch über die Ausgaben-
seite Freiraum zu schaffen, sondern - beginnend 
mit dem Steueränderungsgesetz 1991 -die Steuer-
einnahmen zu erhöhen (JG 95 Tabelle 48). Im Er-
gebnis wurde dadurch der Druck von der Aus-

. gabenseite immer nur vorübergehend genommen. 
Gleichzeitig aber wurde das Steuerrecht und die 
Steuersystematik in Unordnung gebracht; daß sich 
trotz massiver Steuererhöhungen die volkswirt· 
schaftliche Steuerquote leicht rückläufig ent-
wickelte, liegt auch darin begründet (Kasten 4, 
Seiten 116 ff.). So ist es bislang nicht gelungen, die 
Staatsquote und die Abgabenquote wieder spür-
bar zu verringern, und die Defizitquote hat sich 
ohne große Schwankungen auf hohem Niveau ge-
halten (Schaubild 30, Seite 154). 

- Im Bereich der Sozialversicherung schien die Aus-
gangslage für die neunziger Jahre nach den vor-
angegangenen Reformen vergleichsweise günstig 
zu sein. Doch auch hier währte die illusion - ange-
sichts der im Trend unverändert steigenden Bei-
tragsbelastung - nicht allzu lange: Schon im Jahre 
1992 mußte - nach dem Gesundheitsreformge-
setz 1989 - erneut ein Reformgesetz für die Ge-
setzliche Krankenversichenmg verabschiedet wer-
den (JG 92 Ziffern 202ff. und 377ff.). Ebenso 
wurde im Bereich der Altersvorsorge alsbald deut-
lich, daß auch das im Jahre 1989 verabschiedete 
Rentenreformgesetz 1992 (JG 91 Ziffer 205) mit 
seinen durchaus positiv zu bewertenden Änderun-
gen - insbesondere der Übergang zur Nettolohn-
bezogenheit der Rentenanpassung - den grund-
legenden Schwierigkeiten des Umlageverlahrens 
bei schrumpfender Bevölkerung und hoher Ar-
beitslosigkeit nicht die Schärfe nehmen konnte. 
Bei allen Bemühungen blieb es immer dabei, die 
bestehenden, historisch begründeten Systeme 
anzupassen; auch bei der Übertragung der Sozial~ 
versicherung auf die neuen Bundesländer blieben 
die bestehenden Regelungen ·im wesentlichen un-
verändert. Die Möglichkeit eines Systemwechsels 
- wie sie der Sachverständigenrat im Jahresgut-
achten 1996/97 (Fünftes Kapitel) zur Diskussion 
gestellt hat - wurde bislang nicht ernsthaft er-
wogen. Aus dem Teufelskreis von Finanzierungs-
problemen der Sozialversicherung infolge demo-
graphischer Probleme und hoher Arbeitslosigkeit, 
steigenden Beitragssätzen und wiederum steigen-
der Arbeitslosigkeit läßt sich ein Ausweg nur fin-
den, indem konsequ~nt die Sozialversicherung 
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Schaubild 30 
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vom Arbeitsvertrag entkoppelt wird. Statt dahin 
gehend die Perspektive zu eröffnen, hat die Politik 

· · durdr ·die Einführung einer wnlagefinanzierten 
Pflegeversicherung mit am Bruttolohn ansetzender 
Beitragspflicht genau das Gegenteil getan (JG 91 
Zilfem 357ff.; SG 9-4). 

In der Lohnpolitik verleitete der Beschäftigungsge-
winn, wie er in den Jahren 1990 bis 1992 verzeich-
net wurde, zu einem expansiven Kurs; so waren 
die Tarifverdienste auf Stundenbasis im früheren 
Bundesgebiet zu Beginn der neunziger Jahre um 
jahresdurchschnittlich fast 6 vH angestiegen; dabei 
ist zu berücksichtigen, daß die Sozialbeiträge jah-
resdurchschnittlich um 1,7 vH erhöht worden wa-
ren. Der durch die Entwicklung der Grenzproduk-
tivität der Arbeit für eine Beschäftigungssicherung 
gegebene Lohnerhöhungsspielraum wurde in der 
Gesamtwirtschaft durch die Erhöhung der realen 
Arbeitskosten mitunter massiv überschritten 
(Schaubild 31). Erst in diesem Jahr sind die realen 
Arbeitskosten wieder deutlich geringer angestie-
gen als die Grenzproduktivität. Die Entwicklung 
der frühen neunziger Jahre und wieder im Jahre 
1995, aber auch die Tarifabschlüsse für die neuen 
Bundesländer haben nicht nur zu immer deutlicher 
werdender Kritik am System der kollektiven Lohn-
findung geführt. Immer stärker wird versucht, sich 
diesem System zu entziehen, sei es über den Aus-
tritt aus den Verbänden oder durch individuelle 
Lösungen auf betrieblicher Ebene [fabelle 61, Sei-
ten 204!f.). lnjüngster Zeit haben sich die Tarifver-
tragsparteien dieser Entwicklung immer weniger 
entgegengestellt und zunehmend versucht, durch 
die Öffnung ihrer Verträge den betrieblichen Pro-
blemen Rechnung zu tragen. 

- Mit der deutsChen Vereinigung stellte sich der 
Bundesbank zunächst die Aufgabe, eine ange-
messene Llquiditätsversorgung in der damaligen 
DDR zu gewährleisten. Sodann sah sich die Geld-
politik einerseits durch die hohe staatliche Kredit-
aufnahme für die Finanzierung der Ausgaben in 
Ostdeutschland und andererseits durch die Turbu-
lenzen im Europäischen Währungssystem (EWS) 
herausgefordert. Die Notenbankzinsen wurden 
beginnend im Jahre 1991 bis zur Jahresmitte 1992 
kräftig heraufgesetzt; auf diese Weise wollte die 
Deutsche Bundesbank den beschleunigten Preis-
auftrieb bekämpfen, was ihr auch gelang. Damit 
begann allerdings eine Phase, in der sich die Bun-
desbank unterschiedlichen binnenwirtschaftlichen 
und außenwirtschaftlichen Anforderungen gegen-
übersa.h. In den europäischen Partnerländern sank 
die Bereitschaft, die mit Blick auf die Finanzierung 
des Vereinigungsprozesses hohen Zinsen hinzu-
nehmen; Turbulenzen im EWS führten im August 
1993 zu einer drastischen Ausweitung der Wech-
sellrursbänder. Die Orientierung der Geldmengen-
politik an der Potentialentwicklung gelang in die-
sen Jahren nicht, auch aufgrund einer unstetige-
ren Geldnachfrage (JG 94 Zilfern 335ff.). Konzep-
tionell agierte die Bundesbank zunehmend freier. 
die Geldmengensteuerung wurde durch andere 
Orientierungsgrößen ergänzt; dies konnte sie sich 
llI!gesich\s . ihrer Reputation allerdings auch lei-
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Schaubild 31 
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sten, ihre Entschlossenheit, die Geldwertstabilität 
dauerhaft zurückzugewinnen, wurde an den 
Märkten nicht angezweifelt. 

- Fortgesetzt, und zwar forciert, wurde die im Jahre 
1985 eingeleitete Privatisierungspolitik in West-
deutschland. Zu den herausragenden Ergebnissen 
zählen die Privatisierung - beziehungsweise deren 
Vorbereitung - der Bundespost und der Bundes-
bahn; auch wenn hier noch wichtige Schritte aus-
stehen, so ist doch mit der Umwandlung der staat-
lichen Sondervermögen in Unternehmen eine 
wichtige Voraussetzung für ein effizientes und mo-
dernes Infrastrukturangebot erfüllt worden. Mitt-
lerweile wird die Privatisierung beim Bund und 
den westdeutschen Ländern aber weniger aus 
ordnungspolitischen Erwägungen, denn aufgrund 
von fiskalischen Zwängen betrieben. Dies führt 
mitunter zu Scheinprivatisierungen - wie beim 
Zwischenparken staatlichen Aktienbesitzes bei 
der Kreditanstalt für Wiederaufbau - oder auch 
dazu, daß zuvor gefundene Regeln ihre Glaub-
würdigkeit verlieren (Kasten 6, Seiten 191 f.). Auch 
eine Politik der Privatisierung bedarf der mittel-
fristigen Orientierung. 

In den neuen Bundesländern stellte sich eine Pri-
vatisierungsaufgabe ganz anderer Qualität; die zu 
deren Bewältigung noch von der DDR geschaffene 
'Ii'eubandanstalt konnte bis zum Jahresende 1994 
im wesentlichen ihre Aufgaben erfolgreich been-
den. Die 'Ii'eubandanstalt hat sich weitgehend 
konsequent an dem auch vom Sachverständigen-
rat vertretenen Grundsatz orientiert, daß Privati-
sieruog der beste Weg zur Sanierung ist (JG 90 
Ziffern 516!.; JG 91Ziffern485ff.). 

- Bei der Deregulierung ist in den neunziger Jahren 
mehr geschehen als zuvor. Große Schritte sind ge-
macht worden beim privaten Versicherungsge-
werbe, im Luftlinienverkehr und in der Telekom-
munikation. Zumeist war eine Deregulierung aber 
erst möglich, nachdem auf europäischer Ebene 
im Zuge der Verwirklichung des Binnenmarktpro-
gramms entsprechende Beschlüsse gefaßt worden 
waren. In anderen wichtigen Wirtschaftsbereichen 
(zum Beispiel Energiewirtschaft, Handwerk) stößt 
eine durchgreifende Deregulierung nach wie vor 
auf große Widerstände, hier bedarf es noch energi-
scher Anstrengungen der Wirtschaftspolitik. 

247. Nimmt man alles zusammen, dann ist das Er-
gebnis sehr uneinheitlich. Dies gilt - freilich mit un-
terschiedlichen Schwerpunkten - für die beiden be-
trachteten Zeiträume. In den neunziger Jahren ha-
ben sich - wie in den achtziger Jahren auch - nach 
anfänglich hohen Belastungen die monetären Ange-
botsbedingungen - Preisniveau und Zinsen - deut-
lich verbessert. Dagegen haben sich die finanzpoliti-
schen Rahmenbedingungen deutlich verschlechtert, 
wenn man die Entwicklung der Abgabenquote be-
trachtet; auch die Staatsquote bewegt sich immer 
noch auf dem Niveau von 50 vH. Ebenso haben sich 
die lohnpolitischen Bedingungen, was die daher rüh-
rende Kostenbelastung betrifft, bislang nicht spürbar 
verbessert. An der ungünstigen Entwicklung in die-
sen beiden Bereichen wird deutlich, daß die Erfolge 
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der achtziger Jahre nicht nachhaltig waren. Von 
fünfzehn Jahren angebotsorlentierter Wirtschafts-
politik zu sprechen, erscheint deshalb verfehlt - zu 
sehr mangelte es an einer kohäienten Gesamtkon-
zeption, zu sehr orientierte man sich an den Bedin-
gungen des Tagesgeschäfts, zu sehr blieb man in 
den Strukturen behaftet, die als historisch-politische 
Zufälligkeiten das wirtschaftliche Leben kennzeich-
nen, zu sehr ließ man sich von vordergründigen 
Erfolgen der achtziger Jahre - vor allem im Bereich 
der öffentlichen Finanzen - blenden. Allerdings 
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sollte bei aller Kritik nicht übersehen werden, daß 
die angebotsorlentierte Wirtschaftspolitik mit ihren 
Ansatzpunkten die Politik vor eine nicht eben leichte 
Aufgabe stellt; die Umsetzungsprobleme sind er-
heblich (Ziffern 302ff.). Überdies zeigen die Erfah-
rungen der achtziger Jahre, daß die Korrektur tief-
sitzender Vertrauensschäden - wie sie in den neun-
ziger Jahren vor allem von der Finanzpolitik und der 
Lohnpolitik zu verantworten waren - eine über viele 
Jahre stetig angebotsorlentierte Wirtschaftspolitik er-
fordert. 
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VIERTES KAPITEL 

Zur voraussichtlichen Entwicklung im Jahre 1998 

1. Ausgangslage und Annahmen der Prognose 

248. Die konjunkturelle Erholung in Deutschland 
macht seit dem Frühjahr dieses Jahres deutliche Fort-
schritte. Die Auftriebskräfte, die sich im vergange-
nen Jahr nur zögerlich entfalteten, sind nun in der 
Oberhand. Entsprechend hat sich bei den Unter-
nehmen die Lageeinschätzung deutlich gebessert. Es 
wird vielerorts mit einer Fortsetzung der Aufwärts-
entwicklung gerechnet. Das ist bemerkenswert an-
gesichts des lähmenden Stillstands in der Wirt-
schaftspolitik. 

Dennoch darf man sich nichts vormachen. Die Kon-
junktur steht noch immer auf keinem sehr breiten 
und damit stabilen Fundament. Die Erholung ist zu 
einem großen Teil dem boomartigen Anstieg der 
Auslandsnachfrage zuzuschreiben, die Binnennach-
frage expandiert hingegen weiterhin verhalten. Das 
bedeutet, daß ein Teil der Unternehmen pralle, ein 
anderer Teil aber nur dünne Auftragspolster hat. Zu 
einem Wechsel der Auftriebskräfte - vom Export zu 
mehr Investitionen und von dort über mehr Beschäf-
tigung zu mehr Privatem Verbrauch - ist es hingegen 
bislang nicht gekommen. Die Investitionsbereitschaft 
ist weiterhin schwach. Damit fehlt die wichtigste Vor-
aussetzung für einen sich selbst verstärkenden Auf-
schwung. 

Bei alledem bleibt die Lage auf dem Arbeitsmarkt 
desolat. Zwar hat sich der Abbau von Arbeitsplätzen 
merklich verlangsamt: Doch das Ist kein Trost. Wich-
tig wäre es, daß jetzt in großer Zahl zusätzliche 
Arbeitsplätze entstehen. Damit wird man angesichts 
der Investitionsschwäche aber kaum rechnen kön-
nen. 

249. In vieler Hinsicht gleicht die augenblickliche 
Situation derjenigen von vor einem Jahr. Damals hat-
ten wir vor allzu großen Hoffnungen gewarnt. Tat-
sächlich konnte die gesamtwirtschaftliche Produk-
tion in diesem Jahr nur verhalten expandieren. Allein 
der Export ist deutlich kräftiger gestiegen, als wir es 
prognostizierten, weil wir unserer Schätzung eine 
etwas geringere Ausweitung des Welthandels und 
einen etwas höheren Außenwert der D-Mark zugrun-
de gelegt hatten. Die Zunahme der Inlandsnachfrage 
ist dagegen noch hinter unseren Erwartungen zu-
rückgeblieben. Die Frage ist, und sie muß im Zen-
trum unserer Vorausschau stehen, warum der Funke 
vom Export nicht auf die Investitionen überspringt. 

Zweierlei muß ins Blickfeld gerückt werden: gün-
stige wirtschaftliche Rahmenbedingungen wie eine 
anhaltende weltwirtschaftliche Dynamik, ein export-
freundlicher Wechselkurs, niedrige Zinsen und mo-
derate Lohnabschlüsse, die für sich genommen ge-
nügend Anreize zum Investieren bieten. Aber auch 

tiefe Enttäuschungen über das Versagen der Politik 
und die daraus resultierende Verunsicherung. Letzte-
res berührt in hohem Maße die Entscheidungen, die 
in die Zukunft reichen - und dazu gehören in erster 
Linie die Entscheidungen über Investitionen und 
Arbeitsplätze. 

250. Bevor wir unsere Prognose im einzelnen er-
Iäutem1 nennen wir eine Reihe von Annahmen, auf 
denen sie beruht. Sie betreffen die Grundlinien der 
Finanzpolitik, der Geldpolitik und - im Hinblick auf 
die Vorbereitungen für die Europäische Währungs-
union - die währungspolitischen Rahmenbedin-
gungen. 

- Die Finanzpolitik verfolgt im nächsten Jahr weiter-
hin eine restriktive Ausgabenpolitik, auch wenn 
die Erfüllung des finanzpolitischen Kriteriums für 
die Teilnahme an der Währungsunion nicht mehr 
so schwerfallen wird wie in diesem Jahr. Ange-
sichts der deutlichen Korrektur der erwarteten 
Steuereinnahmen nach unten, werden wohl weite-
re Kürzungen in den Haushaltsplänen unvermeid-
lich sein. Eine Reform der Einkommensteuer steht 
vorerst nicht mehr auf der Agenda. In unserer 
Prognose haben wir eine Erhöhung des Beitrags-
satzes in der Gesetzlichen Rentenversicherung auf 
21,0 vH angenommen. Als wir die Arbeiten ab-
schlossen, war das Ergebnis der Diskussion über 
mögliche Maßnahmen, mit denen die deutliche Er-
höhung des Beitragssatzes in der Rentenversiche-
nmg vermieden werden soll, - in Umfang, Aus-
gestaltung und Zeitpunkt der Umsetzung - noch 
unbekannt. Wir konnten es folglich nicht berück-
sichtigen. 

- Die Geldpolitik bleibt auf einem potentialorientier-
ten Kurs. Sie hat sich im Dezember 1996 auf ein 
zweijähriges Geldmengenziel festgelegt, das für 
die Jahre 1997 und 1998 eine Ausweitung der 
Geldmenge M3 um durchschnittlich 5 vH vorsieht. 
Wir nehmen an, daß sie an diesem Ziel festhält, 
zumal die Expansionsrate inzwischen wieder in-
nerhalb des Zielkorridors liegt. Zu unseren An-
nahmen gehört, daß die Zinsen konjunkturbedingt 
am Kapitalmarkt etwas steigen. Sie werden aber, 
weil es keinen nennenswerten Inflationsdruck 
gibt, niedrig bleiben. 

- Die Währungspolitik steht im Zeichen des Über-
gangs zur Europäischen Währungsunion. Wir ge-
hen davon aus, daß die Entscheidungen des Euro-
päischen Rates über die Teilnehmerländer, wie 
vorgesehen, Anfang Mai 1998 getroffen werden, 
daß eine große Anzahl von Ländern teilnehmen 
und daß gleichzeitig das Verfahren zur Ermittlung 
der Umtauschkurse glaubwürdig erläutert werden 
wird. Dies sollte zur Festigung der Wechselkurse 
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führen. Beim Wechselkurs der D-Mark gegenüber 
den Währungen der wichtigsten Handelspartner 
rechnen wir allenfalls mit einer lei<:hten Abwer-
tung, den Wechselkurs zum US-Dollar setzen wir 
für den Durchschnitt des Jahres mit 1,75 DM an. 
Dies alles sind, wohlbemerkt, Setzungen, die von 
den Märkten rasch korrigiert werden können. So 
kann es sein, daß einige der Kandidaten für den 
Euro-Start noch einmal auf den Prüfstand gestellt 
werden und deren Währungen unter Druck gera-
ten. Doch über alle Eventualitäten zu spekulieren, 
gehört nicht zu den Aufgaben der Prognose. 

261- In der letzten Oktoberwoche sind, ausgehend 
von den Währungsturbulenzen in Südostasien, welt-
weit die Aktienkurse eingebrochen. Zwar hielten 
sich die Verluste in Europa und Nordamerika in 
Grenzen und ein Teil davon wurde wieder aufge-
holt. Doch die Kapitalanleger sind verunsichert, die 
Märkte entsprechend labil. Viele Anleger wissen 
offensichtlich nicht, wie sie die Geschehnisse einord-
nen sollen. Die Kursverluste, wie hoch Sie im einzel-
nen letztlich ausfallen mögen, wenn sich die Märkte 
wieder gefangen haben, zwingen zu einer Neube-
wertung der Gewinnchancen. In der Folge müssen 
auch Ausgabenentscheidungen überprüft werden. 
Bei einigen südostasiatischen Ländern, wo die Tur-
bulenzen ihre Wurzel haben, wird man wohl die 
Wachstumserwartungen etwas zuriicknehmen müs-
sen. Aber die recht robuste Weltkonjunktur wird 
von alledem vermutlich nicht nennenswert tangiert 
Wenn da und dort die Meinung vertreten wurde, 
auch hierzulande müßten die Konjunkturprognosen 
neu geschrieben werden, so erscheint uns das weit 
überzogen. 

11- Das weltwlrtschaftllche Umfeld 

262.. Wie immer rücken wir zunächst die konjunktu-
relle Entwicklung in den wichtigsten Partnerländern 
ins Blickfeld. Wird die wirtschaftliche Dynamik in der 
Welt anhalten oder sich noch verstärken? Und wird 
sie weiterhin frei von inflatorischen Spannungen 
sein? 

253- Die Weltkonjunktur wird im Jahi:e 1998 deut-
lich au!wärtsgerichtet bleiben, das Bruttoinlands-
produkt der hier betrachteten Länder wird - wie in 
diesem Jahr - um insgesamt 4 vH expandieren (Ta-
belle 54). Gestützt wird diese Entwicklung durch die 
kräftige Ausweitung des WelthandeJS (Waren und 
Dienstleistungen), die auf etwa 7 vH veranschlagt 
wird. Die Impulse gehen erneut vom Handel zwi-
schen den Industrieländern aus. Der Handel mit den 
asiatischen Ländern wird dagegen durch die Auswir-
kungen der Währungskrise beeinträchtigt. 

Unserer Einschätzung nach wird sich die kräftige 
weltweite Expansion mit unvermindertem Tempo 
fortsetzen. Anzeichen für ein zyklisches Erlahmen 
der Konjunktur gibt es nicht. Auch das Risiko, daß 
sich die Konjunktur in einer Reihe von Ländern über-
hitzen könnte und dort die Wirtschaftspolitik mit 
restriktiven Maßnahmen dagegen ankämpfen müßte, 
halten wir für gering. Für diese Einschätzung Jassen 
sich verschiedene Gründe anführen. 
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254. Zunächst ist darauf hinzuweisen, daß die In-
dustrieländer in unterschiedlichen Konjunkturlagen 
sind. In der Gruppe der Länder, die sich bereits meh-
rere Jahre im Aufschwun·g befinden, und dies sind 
vor allem di'i> Vereinigten Staaten und das Vereinigte 
Königreich, wird sich die wirtschaftliche Aktivität 
etwas beruhigen. In den Vereinigten Staaten wird 
die Binnennachfrage zwar bis in das Jahr 1998 noch 
kräftig expandieren; die zu erwartende präventive 
Straffung der Geldpolitik und mehr noch die au!wer-
tungsbedingt verlangsamte Exportzunahme werden 
allerdings auf die Investitionstätigkeit durchwirken 
und das Expansionstempo drosseln. Eine Abflachung 
ist auch im Vereinigten Königreich zu erwarten, wo 
der Private Verbrauch nicht mehr so stark wie bisher 
die Konjunktur treiben wird. 

In Kontinentaleuropa wird die konjunkturelle Auf-
wärtsbewegung hingegen an Breite gewinnen. In 
Frankreich und Italien wird es zu einer Stärkung der 
binnenwirtschaftlichen Auftriebskräfte - insbesonde-
re infolge der steigenden Investitionstätigkeit - kom-
men, wenngleich die Auslandsnachfrage dominie-
rend bleibt; der Private Verbrauch wird nur verhalten 
expandieren. In Japan mag sich nach der unstetigen 
und schwachen Entwicklung dieses Jahres im Jahre 
1998 eine konjunkturelle Belebung, basierend auf 
einer anziehenden Inlandsnachfrage, durchsetzen1 

wenn auch sehr moderat. 

Sowohl die Länder in den Wachstumsregionen Ost-
asiens und Lateinamerikas als auch die Reformländer 
in Mittel- und Osteuropa gewinnen stetig an Bedeu-
tung für die Weltwirtschaft. Zwar werden die jüng-
sten Währungsturbulenzen mancherorts die realwirt-
schaftliche Entwicklung fürs erste etwas dämpfen. 
Dennoch werden die drei Regionen insgesamt hohe 
Wachstumsraten aufweisen. Davon gehen positive 
Rückwirkungen auf die Ausfuhr der Industrieländer 
aus. Unbeschadet dieser günstigen allgemeinen Ein-
schätzung ist nicht auszuschließen, daß es insbeson-
dere bei einigen Ländern mit real überbewerteten 
Währungen zu Turbulenzen auf den Finanzmärkten 
kommen kann. 

255. Es gibt kaum Anzeichen für inflatorische Ver. 
spannungen, die ein abruptes Umsteuern in der Wirt-
schaftspolitik erforderlich machen. Der Anstieg der 
Verbraucherpreise bleibt im großen und ganzen 
moderat. Zudem sind nicht zuletzt im Hinblick auf 
die Konvergenz der kurzfristigen Zinsen im Vorfeld 
der Europäischen Währungsunion lediglich kleinere 
Schritte in Richtung einer strafferen Geldpolitik zu 
erwarten; ein deutlicher Anstieg bei den Kapital-
marktzinsen zeichnet sich für das kommende Jahr 
nicht ab. 

In fast allen Industrieländern ist die Finanzpolitik um 
die Konsolidierung der öffentlichen Haushalte be-
müht. Für die (potentiellen) Teilnehmer der Euro-
päischen Währungsunion gilt es fortan, den Nach-
weis der Nachhaltigkeit zu erbringen; dies engt in 
einigen Ländern den Spielraum für die Ausweitung 
der Staatsausgaben ein, ohne aber die konjunk· 
turelle Erholung zu gefährden. In den Vereinigten 
Staaten bleibt das Haushaltsdefizit des Bundes wie 
schon in diesem Jahr verschwindend gering, und in 
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Tabelle 54 

Die voraussichtliche Entwicklung In ausgewählten Ländern und Llindergmppen 

Bruttoinlandsprodukt Verbraucherpreise 1) 

(real)') (Defiator des 
Privaten Verbrauchs) 

Land 

1997 1 1998 1997 1 1998 

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in vH 

Deutschland .............. +2V2 +3 +2Y. +2'Y. 
Frankreich ................ +2 +3 +1V2 +l'h 
Vereinigtes Königreich ..... +3\1, +2 +2 +2\1, 
Italien .................... +1 +2 +2 +2 
Niederlande .............. +3 +31/2 +2 +2\1, 
Belgien/Luxemburg ........ +2\1, +3 +1\1, +1\1, 
Österreich . . . . . . . . . . . . . . . . +lY, +3 +1V2 +1\l:i 
Spanien . ' ................ +3 +3\1, +2 +2 
Schweden ................ +2 +3 +2 +2 
Dänemark ................ +3\1, +3 +2 +2\1, 
Finnland .................. +4\1, +31/2 +1'12 +2 
Portugal ......... „ ........ +31/, +3\l:i +2\1, +2 
Griechenland ' ............ +3\1, +3Y, +6 +4\1, 
Irland ' ...... ' ............ +1\1, +1 +1V2 +2\1, 

Europäische Union') ....... +2\1, +3 +2 +2 

Schweiz ..... ' ............ + y, +2 + y, +1 
Norwegen ' ............... +4 +4Y, +2V2 +2\1, 

Westeuropa 3) •••••••••••••• +2\,<, +3 

Vereinigte Staaten ......... +3\1, +2Y, +2 +2\1, 
Japan ' ... ' ............... +1 +2 +1V2 +1 
Kanada ................... +3\1, +3\,<, +1\1, +1 'h 

Industrieländer, zusammen 3 ) +3 +2\,<, 

Mittel- und Osteuropa') .... +4 +4Y, 

Lateinamerika') ........... +5 +5 

Ostasiatische Schwellen-
länder') . . ' . . . . . . . . . . . . . . . +5 +5 
Volksrepublik China ....... +9\1, +9 

Länder. zusammen 3) ....... +4 +4 

1) Eigene Schätzung aufgrund von Angaben internationaler und nationaler Institutionen. 
2) Angaben des IWF in jeweiligen Preisen und Kaufkraftstandards. Vorläufige Ergebnisse. 

Anteil am 

Export Bruttoinlands-
produkt 2) Deutschlands der Welt 

1996 

vH 

X 4,1 
10,9 3,5 
8,0 3,3 
1,4 3,3 
1,4 0,9 
6,2 0,6 
5,6 0,5 
3,6 1,7 
2,4 0,5 
1,8 0,3 
1,0 0,3 
1,0 0,3 
0,1 0,3 
0,4 0,2 

56,4 20,4 

4,9 0,5 
0,9 0,5 

62,2 21,4 

7,8 20,7 
2,7 8,0 
0,5 1,9 

13,3 52,0 

5,9 1,5 

2,2 1,5 

5,0 5,6 
1,4 11,1 

87,7 71,7 

3 ) Summe der genannten Länder. Die Veränderungen gegenüber dem Vorjahr sind zusammengewogen mit den Anteilen am 
nominalen Bruttoinlandsprodukt der Welt im Jahre 1996. 

4) Polen, Slowakische Republik., Slowenien. Tschechische Republik, Ungarn. 
5) Argentinien, Brasilien, Chile, Kolumbien, Mexiko, Peru, Venezuela. 
6) Hongkong, Malaysia, Singapur, Südkorea, Taiwan. Thailand. 
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Kanada ist sogar mit einem leichten Überschuß im 
Bundeshaushalt zu rechnen. 1n Japan dürfte der auf-
grund früherer expansiver Finanzpolitik nun zwin-
gend erforderliche Konsolidierungskurs beibehalten 
werden, ungeachtet der schwächlichen Konjunktur. 
Trotz der starken Zunahme des Welthandels deuten 
sich für das Jahr 1998 keine gravierenden außenwirt-
schaftlichen Ungleichgewichte an. Soweit sich Ver-
änderungen in den Leistungsbilanzsalden abzeich-
nen - in der Europäischen Union und in Japan stei-
gen die Leistungsbilanzüberschüsse, in den Vereinig-
ten Staaten steigt dagegen das Defizit -, kommen 
dann vor allem die unt~schiedlichen Konjunktur-
lagen und die zeitverzögernd wirkenden Effekte der 
Aufwertung des US-Dollar zum Ausdruck. 

III. Die wirtschaftlichen Aussichten 
filr Deutschland 

256. Unsere Erwartungen für das nächste Jahr sind 
folgende: 
- Die konjunkturelle Aufwärtsentwicklung wird sich 

fortsetzen, aber nicht spürbar beschleunigen; dar-
über sollte nicht die im Vergleich zum Vorjahr 
wahrscheinlich höhere Zuwachsrate des Brutto-
inlandsprodukts hinwegtäuschen, eine Zahl, die 
erfahrungsgemäß in der Öffentlichkeit besonders, 
wenn nicht sogar allein, registriert wird. 

- Das zyklische Muster wird sich ntu leicht verän-
dern. Der Export wird die treibende Kraft bleiben. 
Die Investitionen und der Private Verbrauch wer-
den etwas aufholen, sind aber noch weit davon 
entfemt, die konjunktqrelle Führungsrolle zu über-
nehmen. 

- Die Beschäftigung wird nur wenig zunehmen, die 
Arbeitslosigkeit somit hoch bleiben. Eine durch-
greifende Besserung der Lage auf dem Arbeits-
markt ist nicht in Sicht. 

- Die Preisentwicklung wird verhalten bleiben, die 
Gefahr einer Beschleunigung, wie sie in diesem 
Jahr von kräftig steigenden Importpreisen aus-
ging, ist aber noch nicht gebannt. 

Damit zeichnet sich eine Entwicklung ab, die nicht 
voll befriedigen kann, insbesondere weil sie keine 
Entspannung am Arbeitsmarkt verspricht. 
251. So wie die Dinge liegen, bleiben die Unter-
nehmen auf den kräftigen Rückenwind vom Export 
angewiesen. Bisher wurden sie nicht enttäuscht. Die 
hochgesteckten Erwartungen von vor einem Jahr 
wurden sogar übertroffen. Nach den Ergebnissen der 
jüngsten Konjunkturumfragen ist der Optimismus in 
dieser Hinsicht ungebrochen. Ein sehr großer Teil der 
Unternehmen erwartet im nächsten Jahr ein noch 
besseres Exportgeschäft als in diesem Jahr. Und in 
der Tat sind hierfür die Rahmenbedingungen so gut 
wie lange nicht mehr. Zu nennen sind das freund-
liche außenwirtschaftliche Umfeld, die schwächere 
Bewertung der D-Mark und nicht zu vergessen die 
gestiegene Leistungsfähigkeit der Unternehmen als 
Ergebnis energischer Umstrukturierungs- und Ratio-
nalisierungsanstrengungen in den letzten Jahren. 
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Bemerkenswert ist, und dies ist keineswegs selbst-
verständlich, daß die Risiken von Währungsturbulen-
zen zur Zeit eher kleingeschrieben werden. Die Er-
fahrungen vom Frühjahr 1995, als die D-Mark unter 
Aufwertungsdruck stand und zu alledem die Tarif-
verhandlungen aus dem Ruder liefen - mit der Folge, 
daß der Export und schließlich auch die Konjunktur 
einbrachen-, spielen offenbar keine Rolle mehr. 

258. Über die Richtung der Entwicklung besteht 
Klarheit. Die deutsche Warenausfuhr hat in diesem 
Jahr fast durchgängig mit einer zweistelligen Rate 
expandiert. Es wäre aber vermessen, würde man 
dieses Tempo einfach extrapolieren - auch wenn die 
Entwicklung des Auftragseingangs bislang keine Er-
müdung zeigt. Viele Unternehmen haben ihr Markt-
potential inzwischen erst einmal ausgereizt. Zudem 
produzieren manche bei hoch ausgelasteten Kapazi-
täten und sind am Rande ihrer Lieferfähigkeit. 

Als Abwägungshilfe können folgende Überlegungen 
dienen: Nach der Einschätzung internationaler Orga-
nisationen wird der Handel zwischen Industrielän-
dern im nächsten Jahr mit einer Rate von reichlich 
1 vH, also mit einer ähnlichen Rate wie in diesem 
Jahr expandieren. Diese Rate ist die Richtgröße, an 
der wir uns normalerweise orientieren. Steigen der 
deutsche Export und der Handel der Industrieländer 
mit unterschiedlichen Raten, gewinnen oder ver-
lieren die heimischen Unternehmen Marktanteile. In 
diesem Jahr konnten sie die Ausfuhr deutlich stärker 
ausweiten als ihre Auslandsmärkte expandierten. 
Das war größtenteils dem Zugewinn an preislicher 
und nichtpreislicher Wettbewerbsfähigkeit zuzu-
schreiben. Die Möglichkeiten dafür sind aber wohl 
weitgehend ausgeschöpft, können also insoweit nicht 
noch einmal in Fonn eines Zuschlags in Ansatz ge-
bracht werden. Neben der Wettbewerbsfähigkeit spielt 
freilich auch das Spezialisierungsmuster eine Rolle. 
Vom Exportsog erfaßt sind diesmal nicht nur die 
Hersteller von Investitionsgütern, sondern auch, und 
zwar stärker als sonst, die von Vorprodukten und 
Gebrauchsgütern. Außerdem sind die deutschen 
Unternehmen zur Zeit auf jenen Regionalmärkten 
besonders erfolgreich, die wie Mittel- und Osteuropa 
und Südostasien, eine beachtliche Dynamik aus-
zeichnet. 

259. Das rechnerische Ergebnis dieser Überlegun-
gen sieht so aus: Die Warenausfuhr wird im Verlauf 
des Jahres 1998 um reichlich 6 vH zunehmen. Im 
Durchschnitt des Jahres 1998 fällt die Zunahme der 
Warenausfuhr mit gut 9 'h vH sogar noch etwas höher 
aus. In der Differenz zwischen beiden Raten kommt 
die stürmische Entwicklung im Verlauf des Jahres 
1997 (reichlich 12 vH) zum Ausdruck, die zu einem 
hohen Überhang am Jahresende führt. In unserem 
Tableau weisen wir die Zuwachsrate für die gesamte 
Ausfuhr, unter Einschluß der Ausfuhr von Dienst-
leistungen, mit 9 1/.< vH aus (Tabelle 55, Seiten 162f.). 

260. Die Konjunktur wird somit weiterhin vom Ex-
port tüchtig geschoben. Es mag rätselhaft erschei-
nen, warum der Investitionsmotor nicht auf Touren 
kommt. Häufig war zu hören, daß viele Unter-
nehmen, die im Gefolge des Vereinigungsbooms in 
Westdeutschland wie in Ostdeutschiand kräftig inve-
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stiert hatten, noch über genügend freie Kapazitäten 
verlügten. Doch dieses Argument verliert nun an Ge· 
wicht, wenn es denn überhaupt großes Gewicht be-
saß. In der Industrie sind die Kapazitäten wieder hö· 
her ausgelastet als im längerfristigen Durchschnitt -
freilich bei großen Unterschieden von Branche zu 
Branche. Entsprechend haben die Unternehmen in 
diesem Jahr ihre Investitionsbudgets aufgestockt, 
und sie werden, soweit das heute absehbar ist, diese 
im nächsten Jahr weiter erhöhen. Aber man muß 
auch das unbefriedigende Niveau und die unbefrie· 
digende Struktur sehen. In der Summe sind die An-
lageinvestitionen der Unternehmen in den letzten 
drei Jahren nicht mehr gestiegen, nachdem sie zuvor 
kräftig zurückgegangen waren. Zudem dient ein 
nach wie vor großer Teil der Investitionen der Moder-
nisierung und Rationalisierung und nicht, wie es nun 
an der Zeit wäre, der Ausweitung der Produktionsan· 
lagen. 

261. Es sind deshalb zunächst noch einmal all die 
Argumente zu versammeln, die für eine lebhafte In-
vestitionskonjunktur sprechen müßten, und diejeni-. 
gen, die offensichtlich dagegen sprechen: 
- Das sind einerseits die günstigen wirtschaftlichen 

Rahmenbedingungen - das kräftige und störungs-
freie Wachstum der Weltwirtschaft, die seit einiger 
Zeit sinkenden Lohnstückkosten sowie die im 
Durchschnitt wieder recht guten Erträge und Er-
tragsaussichten, die hohe Liquidität sowie die 
niedrigen Zinsen, und schließlich die vielerorts 
wieder hohe Kapazitätsauslastung. 

- Da sind andererseits aber auch die mannigfachen 
Enttäuschungen über den Stillstand in der Politik. 
Das gilt um so mehr, weil an die in Angriff genom-
menen, aber gescheiterten Reformvorhaben hohe 
Erwartungen geknüpft wurden. Zwar sieht 'es 
manchm.al so aus, als würden nicht wenige Inve-
storen mit der politischen Realität auf ihre Weise 
fertig werden, etwa indem sie alle legalen Mög-
lichkeiten nutzen, um ihre Abgabenlast zu sen-
ken, oder indem sie sich außerhalb der Tarifver· 
träge Flexibilitätsspielräume verschaffen. Aber der 
Schaden in Form einer nachhaltigen Verunsiche-
rung bleibt. 

Viel wird also davon abhängen, ob es der Politik bald . 
gelingt, verlorenes Vertrauen zurückzugewinnen. 
Daß sie dies ausgerechnet in einem Wahljahr schafft, 
mag man nicht für sehr wahrscheinlich ansehen. 
Aber man sollte es nicht von vornherein für ausge-
schlossen halten. 

262. Zum Zeitpunkt, zu dem wir die Prognose ab-
schließen, sind aussagekräftige Informationen aus 
den Unternehmen über ihre Investitionspläne noch 
rar. Für viele Unternehmen ist dann die Entwicklung 
des nächsten Jahres noch nicht überschaubar. Die 
Ergebnisse von Befragungen, die schon bekannt 
sind, fangen meistens nur allgemeine Stimmungen 
ein, die erlahrungsgemäß kurzzeitig starken Schwan-
kungen unterliegen können. Prognosen über die 
künftige Investitionstätigkeit lassen sich daraus nur 
mit großen Vorbehalten ableiten. 

Nach der Herbstumfrage des Deutschen Industrie-
und Handelstages ist die Investitionsbereitschaft 

nach wie vor verhalten. Damit unterscheiden sich die 
Ergebnisse nur unwesentlich von denen vor einem 
Jahr: Der Anteil der Unternehmen, die mehr investie-
ren wollen, ist diesmal nur wenig größer, und der An-
teil derjenigen Unternehmen, die weniger investie· 
ren wollen, nur wenig kleiner. Der Saldo liegt aber-
mals deutlich im negativen Bereich. Daraus sollte 
man nicht auf einen Rückgang der Investitionen 
schließen. Aber es ist ein Hinweis darauf, daß sehr 
viele Unte~ehmen noch unsicher sind, ob Wld um 
wieviel sie die Ausgaben für Investitionen erhöhen 
werden. 

In dieses Bild paßt, daß die Hersteller von lnvesti· 
tionsgütem - jedenfalls bis zum Spätsommer dieses 
Jahres - im Vergleich zum Vorjahr so gut wie keine 
zusätzlichen Aufträge aus dem Inland hereinnehmen 
konnten. Wegen der oftmals langen Durchlaufzeiten 
- die im Anlagenbau mitunter mehrere Jahre be-
tragen - müßte sich eine bevorstehende Verstärkung 
der Investitionsbereitschaft dort schon zeigen. Ein 
großer Teil der Aufträge, die im nächsten Jahr zu Pro· 
duktion führen, muß also erst noch vergeben werden, 
und damit haben es viele Unternehmen offenbar 
nicht besonders eilig. 

263. Mit einer wachsenden Investitionsbereitschaft 
kann man sicherlich in den exportstarken Industrie-
zweigen rechnen. Denn dort sind Fertigungskapazi-
täten inzwischen wieder hoch, teilweise sogar sehr 
hoch ausgelastet. Das betrifft vor allem den Straßen-
fahrzeugbau samt einer Reihe von Zulieferbranchen, 
wie die NE-Metallerzeugung oder die Gummiver-
arbeitung, aber auch andere Hersteller von Vorlei-
stungsgütern, wie die Papier-, Karton- und Pappever-
arbeitung. Dem steht jedoch eine weiterhin verhalte· 
ne Investitionsbereitschaft bei den von der Binnen· 
konjunktur abhängigen Bereichen gegenüber. So wird 
der Handel die Investitionen, wenn überhaupt, nur 
geringfügig aufstocken, und die Bauwirtschaft wird 
sie sogar nochmals einschränken. 

Die Aufwärtsentwicklung wird auch dadurch ge-
bremst, daß in den neuen Bundesländern die Unter-
nehmen ihre Investitionen einschränken. Hier wirkt 
sich aus, daß der forcierte Aufbau neuer Kapazitäten, 
mit dem nach der Wende begonnen wurde, sich nun 
dem Abschluß nähert. Zudem ebbt auch die Moder-
nisierungswelle ab, die die Tueuhandanstalt im Zuge 
der Privatisierung angestoßen hat. Dennoch bleibt 
dort das Niveau der Investitionstätigkeit - je Einwoh· 
ner gerechnet - hoch und deutlich höher als in den 
alten Bundesländern. Das bedeutet, daß das Produk· 
tionspotential weiterhin fast unvermindert kräftig 
wächst, und zwar mit einer Rate, die um ein Mehr· 
faches höher ist als die Wachstumsrate beim Produk-
tionspotential in Westdeutschland. 

Eine Zunahme der Investitionsbereitschaft mit Schwer-
punkt in der Industrie wird in erster Linie zu einer 
höheren Nachfrage nach Ausrüstungen führen -
nach Anlagen, Maschinen, Erzeugnissen der Elektro-
technik sowie Geräten und Einrichtungen der Auto-
matisierungs- und Informationstechnik. Die Nach-
frage nach Bauleistungen wird davon nicht im glei-
chen Maße berührt, zumal einmal mehr die Moderni-
sierung und Rationalisierung der Anlagen und nicht 
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Tabelle 55 

l!lnhe!t 

Verwendung des Inlandsprodukts 
.In: JeweUige.n Preisen 

Privater Verbrauch .. , ................ Mrd DM 
Staatsverbrauch ..................... MrdDM 
Anlageinvestitionen .................. MrdDM 

Ausrüstungen ..................... Mrd DM 
Bauten . ' . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . Mrd DM 

Vorratsverinderung .................. Mrd DM 
Außenbeitrag ..... ' ................. Mrd DM 

Ausfuhr ' ......................... Mrd DM 
Elnfuhr ........................... Mrd DM 

Bruttolnlandsprodnkt .•• „ „ • „ „ „ „ MrdDM 

In. Prellen von 1991 
Privater Verbrauch ................... Mrd DM 
Staatsverbrauch ... ' ................. MrdDM 
Anlageinvestitionen .................. MrdDM 

Ausrüstungen ..................... MrdDM 
Bauten . ''.' ' ... ' ..... ' ........... Mrd DM 

Vorratsverinderung .................. MrdDM 
Außenbeiirag ....................... MrdDM 

Ausfuhr ' ......................... MrdDM 
Elnfuhr .... „ .... „ „ .. „ ......... MrdDM 

Bruttolnlandsprodukt ................ MrdDM 
für Westdeutschland " .... " ....... MrdDM 
für Ostdeutschland .. , .............. MrdDM 

Bruttosozialprodukt .................. MrdDM 

Preisentwicklung (DeOator) 
Privater Verbrauch ................. 1991= 100 
Bruttoinlandsprodukt .• „ . „ ........ 1991= 100 
Letzte inländische Verwendung ...... 1991= 100 

Entstehung des Inlandsprodukts 
Erwerbslitige (!Dland) ........ „ .... 1000 
Arbeitszeit 1) • • • • ••• , • • • • • • • • • • • • • • • Stunden 
Arbeitsvolumen ....... , ............ Mrd Std. 
Produktivität '' ... „ .. „„ .. „ .. „. DM je Std. 

Verteilung des Volkseinkommens 
Bruttoeinkommen 

aus unselbständiger Arbeit ........ Mrd DM 
aus Untemehmertfitigkelt 

und Vermögen ....... , ......... MrdDM 
. 

Volkseinkommen .................... Mrd DM 

Reales Volkseinkommen 2) „ .. „ ...... MrdDM 

Nettoeinkommen 
aus unselbständiger Arbeit:!) ........ MrdDM 
aus Unternehmertätigkeit 

und Vermögen ................... MrdDM 

Verfügbares Ein.kommen 
der privaten Haushalte~) ............ MrdDM 

Dle wichtigsten Daten der Volkswirtschaftlichen 
Schätzung für das 2. Halbjahr 1997 

Absolute Werte 
·-·- -

1997 1998 
1996 1997 1998 

1 1 
1. Hj. 2.Hj. 1. Hj. 2.Hj. 

2045,40 2 110% 2211Yi 1 022,85 1 088 1 071% 1140 
702,66 709% 720% 332,95 376% 338% 382 
730,30 729% 7451/i 346,06 383% 3502h: 395 
267,91 279 29511.i 129,35 150 136% 158Y.i 
'62.39 450% 4501/2 216,71 234 214 236Yi 

+ 20,11 + 34% + 33% + 31,12 + 3% + 28 + 5 
+ 43,03 + 74 + 117% + 28,72 + 45% + 62'h + 54Yi 

857,14 958% 1067 459,42 499Yi 522 544Yi 
814,11 88fä 9'9113 430,70 454 459112 490 

3 541,50 3 658'h 3828 1 761,70 1896% 1851% 1977 

't 753,54 1 769% 1805 860,90 908% 877 928 
612,63 6151h 621 300,20 315% 303 318 
661,29 661 672 312,79 348 316 356 
259,97 270% 284 125,52 145 132 152 
401,32 390% 388% 187,27 203y, 1841h 204 

+ 26.25 + 36% + 32% + 31,56 + 5 + 261/:z + 6 
+ 0,79 + .U'h + ß611J + 13,85 + 31 + 47 + 39Y.t 

824,43 911'h 996% 439,24 472% 489% 507 
823,84 867 910 425,39 441Y.t 4421/:z 46'i'Y:i 

3054,50 3127 3217 1519,30 1608 1569% 1647% 
2 768,60 2836 2919 1381,10 1454~ 1428 1491 

285,90 291% 298 138,20 153 14111.i. 157 

3 030,00 ~- 3175 1507,60 1586 1553% 1 621Y\ 

116,6 119\li 122% 118,8 120 122 123 
115,9 117 119 116,0 118 118 120 
114,6 116% 118% 115,1 117% 117% 119% 

34460 33983 33808 33858 34108 33604 34 012 

1900,35 1 913% 1949 900,40 1 013 913% 1 035% 

768,51 84'% 947 420,83 424 483'h 463 

2 668,86 2758 2896 1321,23 1436% 1397% 1498% 

2356,2 2 311% 24'31h 114?,8 1 223\1. 1189\1. 1254 

996,95 983 988 464,18 519 463'h 524l/2 

691,50 115 874;) 385,82 389% 445'h 429 
. 

2 309,15 2 370% 2482 1 149,41 1221 1202 1 2802/2 

11 FlnJChUeNlch Verlnderung der Arbettsta.ge. · 
') Volkseinkommen 1njeweilige:o Preisen. preisbereinig:tmit demDeflator der letzten :lnlinclischen Verwendung (1991"' 100). 
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noch Tabelle 55 

Veränderung gegenüber dem entsprechenden Vorjahreszeitraum in vH 
-

1997 1998 
1996 1997 1998 

1 1 1.Hj. 2.Hj. 1. Hj. 2.Hj. 

Verwendung des Inlandsprodukts 
In jeweJllgen Preisen 

Privater Verbrauch ........... , .... , .. +3,3 + 3Yt + 4% + 2,6 + 3% + 4% + 4% 
Staatsverbrauch '„. „ ... ' '. „ ....... +2,3 + 1 + lY, + 1,2 + % + 1% + fä 
Anlageinvestitionen .. ............ " .. -1,6 - 0 + 2Y" + 0,8 - 'I. + lY. + 3 

Ausrüstungen ......... ' ........... +2,1 + 4Yt + 5* + 3,7 + 4y, + 5% + 6 
Bauten ............... ' .. „ ... " .. -3,6 - 21-\ - 0 - 0,9 - ' - lY. + 1 

Vorratsveränderung ...... , ........... 
Außenbeitrag .................... „. 

Ausfuhr • ' •..•.•.• ' '„ " •• „ ...... +4,8 +llo/t +11Y" +10,2 +131} +13% + 9 
Einfuhr ........................ „. +2,9 + 8~ + 7y, + 8,2 + 9 + 6% + 8 

Bruttoinlandsprodukt .............•.. +2,4 + 3';1 + 4:y, + 2,8 + 3% + 5 + 41h. 

In Preisen von 1991 
Privater Verbrauch ................ , .. +1,3 + 1 + 2 + 0,6 + 1Y4 + 1% + 2'14 
Staatsverbrauch , ............ , .... „. +1,8 + \.\ + 1 + 0,9 + 0 + % + 1 
Anlageinvestitionen .. , , ... , ... , ...... -1,2 - 0 + 1% + 0,8 - % + 1 + 2'f4 

Ausrüstungen '' ... ' ' .............. +l,9 + 4 + 5 + 3,6 + 4\1'. + 5 + 5 
Bauten .„„ ..... „ ... „ ...... „ .. -3,l - 2% - y, - 0,9 - 4~ 

' 
- t':h + y, 

Vorratsverändenmg .. , ....... , .... , .. 
Außenbeitrag .. ' .... ' ... ' ....... ' ' .. 

Ausfuhr „„ .................. „ .. +4,5 +101,.1 + 9\4 + 9,6 +III-\ +llY, + 7Y4 
Einfuhr ' " " " " ' " " . " .. „ .. " .. +2,2 + 5'A +5 + 5,5 + 5 +4 + 6 

Bruttoinlandsprodukt .....•...•..•••. +1,4 + 2';1 + 3 + 2,0 + 2% + 31" + 2\0 
für Westdeutschland .. " ... " ...... +1,3 + 21,.1 + 3 + 2,0 + 2% + 3y, + 2':h 
für Ostdeutschland ................. +2,0 + 2 + 2\4 + 1,8 + 2 + 2'A. + 2Y, 

Bruttosozialprodukt .„„„ .. „ .. „ ... +1,0 + 2 + 2Y. + 1,6 + 2Y, + 3 + 2'A. 

Preisentwicklung (Defiator) 
Privater Verbrauch .. , ........... , .... +2,0 + 21h + 2% + 2,0 + 2Y. + 2% + 2Y, 
Bruttoinlandsprodukt ................. +1,0 + 1 + 1% + 0,'1 + 1 + 1% + !% 
Letzte inländische Verwendung "„ ... +1,1 + 1 Y\ + 2 + 1,3 + !% + 2 + 1% 

Entstehung des Inlandsprodukts 
Erwerbstätige (Inland) ................ -1,2 - 1Y\ - y, - 1,6 - 11/4 - 'I. - y, 
Arbeitszeit 1) . ' ......... " ........... --0,3 + 0 + y. + 0,0 + y. + y, + 0 
Arbeitsvolumen ............ " .. „ ... -1,5 - l'A - y. - 1,5 - 1 - y. - y, 
Produktivität ..... „ •..•.... „ .. „ ... +2,8 + 334 + 3 + 3,6 + 3% + 3Y, + 2% 

Verteilung des Volkseinkommens 
Bruttoeinkommen 

aus rmselbständiger Arbeit ..... .... ' +1,0 + •;. + 1% + 0,7 + % + fä + 2'A 
aus Unternehmertätigkeit 

und Vermögen ................... +4,9 +10 +12 + 6,5 +13Y. +15 + 9'1. 
. ..... - .... ·--- . --·--·-

Volkseinkommen „.„ .... „ .. „ ... „ +2,1 + 3~ + 5 + 2,5 + 4-~ + 5% + 4'h 
~-

Reales Volkseinkommen 2) . „ „ „ ... " +2,1 + % + 3 + 1,2 + 2Y. + 3Y..t + 21-\ 

Nettoeinkommen 
aus unselbständiger Arbeit 3) . „ .. ". +2,4 - fä + y, - 1,7 - 1\', - y. + 1 
aus Unternehmertätigkeit 

und Vermögen .... , .............. +5,6 +12 +12% + 9,0 +15Yf +15':h +10'A. 

Verfügbares Einkommen 
der privaten Haushalte') ..... , ...... +3,5 + 2% + 4% + 2,0 + 3'A + 4':h + 4'h. 

3) Nettolohn~ und -gehaltssumme. 
'} Ohne nichtentnom.mene Gewinne der Unternehmen ohne eigene Rechtspersönlichkeit 
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ihre Erweiterung im Vordergrund stehen. Und außer-
halb der Industrie ist die Investitionsbereitschaft 
ohnehin verhalten. Dort bereiten momentan die ho-
hen Leerstände in Büro- und Verwaltungsgebäuden 
sowie der überreichliche Bestand an Einzelhandels-
flächen, Hotelzimmern sowie Kongreß- und Messe-
hallen den Projektentwicklern und ihren Kapital-
gebern große Sorgen. Auch die zunehmende Nei-
gung, Produktionsstätten im Ausland zu errichten, 
schlägt bei den Bauinvestitionen als Abzugsposten 
zu Buche. Um unsere Vorstellungen über die Ent-
wicklung der realen Anlageinvestitionen der Unter-
nehmen [ohne Wohnungsvermietung) In eine Zahl 
zu kleiden: Wir rechnen für 1998 mit einer Steige-
rung um 4 vH, nach 1 Y, vH in diesem Jahr. 

264. Im Wohnungsbau, in dem die Investitionstätig-
keit seit zwei Jahren rückläufig ist, babnt sich eine 
Wende an. Im Eigenheimbau tendiert die Nachfrage, 
gemessen an den erteilten Baugenehmigungen, in 
letzter Zelt wieder nach oben. Weiterhin günstige 
Finanzierungskonditionen, nachgebende Preise für 
Bauleistungen und leicht anziehende Mieten verbes-
sern die Rahmenbedingungen für den Eigentums-
und Mietwohnungsbau, wobei freilich die Ver-
schlechterung der Abschreibungsmöglichkeiten und 
die Erhöhung der Grunderwerbsteuer gegenzurech-
nen sind. · 

In den alten Bundesländern wird der Rückgang bei 
den Wohnungsbauinvestitionen im n!chsten Jahr 
zum Stillstand kommen. In den neuen Bundeslän-
dern. wird er sich dagegen fortsetzen, wenn auch ver-
langsamt. Dort bremsen die umfangreichen Aktivi-
!Aten zur Altbausanierung den Abwärtstrend. Denn 
viele Kapitalanleger dürften sich jetzt diesem Bereich 
zuwenden, da bei Modernisierungsmaßnahmen - an-
ders als bei Neubaumaßnabmen - weiterhin hohe 
Sonderabschreibungen nach dem Fördergebietsge-
setz statthaft sind. 

Beim öffentlichen Bau - hier schrumpfte die Produk-
tion seit 1994 um ein Sechstel - hellt sich der Hori-
zont allenfalls einen Schimmer auf. Die Gebietskör-
perschaften haben weiterhin ihre liebe Not, um die 
Haushalte in der Balance zu halten. Da fällt ihnen oft 
nichts anderes ein, als bei den Ausgaben für Investi-
tionen zu sparen. Immerhin dürften die Länder und 
Gemeinden die Ansätze in den Haushalten nicht 
mehr so stark kürzen wie in den vergangenen Jah-
ren, der Bund dürfte sie sogar wegen der zahlreichen 
Baumaßnahmen bei !nfrastrukturprojekten und im 
Zusammenhang mit dem Regierungsumzug nach 
Berlin etwas aufstocken. Beim Bund mag mitspielen, 
daß er aus haushaltsrechtlichen Gründen interessiert 
sein muß, die Ausgaben für Investitionen möglichst 
hoch auszuweisen. 

266. Nimmt man alles zusammen, was an expansi-
ven und kontraktiven Entwicklungen angelegt ist, 
dann ergibt sich folgendes Bild: Die gesamtwirt-
schaftlichen Anlageinvestitionen (Ausrüstungen und 
Bauten) werden im kommenden Jahr zwar etwas 
rascher expandieren als in diesem Jahr, aber das 
Tempo wird weiterhin hinter dem zurückbleiben, 
was fn1her in Phasen einer konjunkturellen Erholung 
zu beobachten war. Die Zuwachsrate für den Verlauf 
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des Jahres 1998 veranschlagen wir auf 2\'.. vH, die 
für den Durchschnitt des Jahres auf 1 ;> vH. Bei den 
Ausriistungsinvestitionen lauten die entsprechenden 
Raten 5 1A vH und 5 vH, bei den Bauinvestitionen 
Y, vH und-\'.. vH. Die Stagnation bei den Bauinvesti-
tionen wirkt also weiterhin als Bremse für die kon-
junkturelle Aufwärtsbewegung, aber die Brems-
wiikung wird im Laufe des Jahres zunehmend 
schwächer. 

266. Investitionen schaffen nicht nur Nachfrage 
und Produktion, sondern vergrößern auch - soweit 
sie höher sind als die Abgänge aus dem Kapitalstock 
- die Produktionsmöglichkeiten. Wegen der seit Jah-
ren nur verhaltenen Investitionstätigkeit wächst das 
Produktionspotential nur noch schwach - in West-
deutschland mit einer Jahresrate von l 3A vH deutlich 
niedriger als in der zweiten Hälfte der achtziger 
Jahre. Daran wird sich im nächsten Jahr wenig 
ändern. Um das Wachstum wieder auf einen Pfad 
von 2 Y, vH bis 3 vH zu bringen, müßte das Niveau 
der Investitionen deutlich höher sein. Das aber be-
deutet: Die Investitionen müßten über einen länge-
ren Zeitraum kräftig steigen. 

Wächst das Produktionspotential nur schwach, ent-
stehen keine zusätzlichen Arbeitsplätze. Es domi-
nieren die Freisetzungseffekte von Modemisierungs-
und Rationalisierungsinvestitionen. Erst wenn die 
Kapazitäten erweitert werden, dürften auch zusätz-
liche Arbeitskräfte eingestellt werden. 

2ß7. Die Lage auf dem Arbeitsmarkt wird sich des-
halb im nächsten Jahr nicht spürbar verbessern. Si-
cherlich, der Druck zum Personalabbau wird deutlich 
nachlassen. In den Branchen, in denen der Export-
boom die Auftragsbücher füllt, wird auch wieder 
zusätzliches Personal eingestellt. Das gilt vor allem 
für eine Reihe von Investitionsgüterbranchen wie 
den Straßenfahrzeugbau, den Maschinenbau und die 
Elektrotechnik. Bei anderen Branchen, wie bei der 
Chemischen Industrie und bei der Eisen- und Stahl-
industrie, wird es keine Entlassungen mehr geben. 
In Branchen, die im konjunkturellen Windschatten 
verbleiben, und hierzu gehören vor allem das Bau-
gewerbe, das Verbrauchsgütergewerbe sowie das 
Nalrrungs- und Genußmittelgewerbe, wird man sich 
aber noch von zahlreichen Mitarbeitern trennen. 

Es zeigt sich einmal mehr, daß viele Unternehmen 
auf eine Verstärkung des Kostendrucks sowie auf 
eine Verschlechterung der Auftragslage sehr rasch 
mit Freisetzungen reagieren. Mit Neueinstellungen 
halten sie sich dagegen zurück, insbesondere wenn 
sie nicht sicher sind, ob die Aufwärtsentwicklung 
längere Zeit anhält. 

268. Alles in allem wird wohl die Talsohle bei der 
Beschäftigung im kommenden Jahr durchschritten. 
In der Prognose rechnen wir damit, daß die Anzahl 
der Erwerbstätigen bis ins kommende Frühjahr hin-
ein noch etwas sinkt, ab dem Herbst aber wieder 
steigt. Dabei ergibt sich für den Durchschnitt des 
Jahres 1998 noch ein Rückgang, den wir auf 17 5 000 
Personen veranschlagen (Tabelle 56). Diese Zahl darf 
nicht falsch interpretiert werden. Darin wirkt noch 
der dramatische Arbeitsplatzabbau im Verlauf des 
Jahres 1997 um reichlich 370 000 Personen nach. 
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Tabelle 56 

Die voraussichtliche Entwicklung am Arbeitsmarkt 1) 

Deutschland Früheres Bundesgebiet Neue Bundesländer2} 

1996 
1 

1997 
1 

1998 1996 1 1997 1 1998 . 1996 1 1997 1 1998 

Tausend Personen 

Erwerbspersonen (lnländer) 38373 38315 38203 30578 30511 30445 7 795 7797 7758 
davon: 
registrierte Arbeitslose') .. 3 965 4385 4446 2796 3031 2985 1169 1354 1461 
Pendlersaldo') ........... 52 53 51 384 380 376 -332 -328 -326 
Erwerbstätige (im lnland) . 34460 33 983 33808 28166 27867 27 836 6294 6116 5972 

Verdeckt Arbeitslose') ...... 2138 1954 ·2012 1060 1020 1045 1 078 934 967 

Quoten der vH 

registrierten 
Arbeitslosigkeit 6) ........ 10,3 11,4 11,6 9,1 9,9 9,8 15,0 17,4 18,8 
offenen und verdeckten 
Arbeitslosigkeit') ........ 15,2 15,9 16,2 12,2 12,9 12,8 26,3 27,0 28,8 

1) Jahresdurchschnitte; in der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnnngen; 1997 eigene Schätzung; 1998 Pro-
gnose. Abweichungen in den Summen durch Runden der Zahlen. 

2) Einschließlich Berlin-Ost. 
s) Quelle für 1996: BA. 
') Negatives Voneichen bedeutet, daß mehr beschäftigte Arbeitnehmer auspendeln als einpendeln. Für das frühere Bundesge-

biet: Pendlersaldo mit den neuen Bundesländern einschließlich Berlin-Ost und dem Ausland. Für die neuen Bundesländer und 
Berlin-Ost: Pendlersaldo mit dem früheren Bundesgebiet und dem Ausland. 

5) Arbeitslosenäquivalent der Kurzarbeiter, Teilnehmer in Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen, Leistungsempfänger nach § 105 
AFG, Vollzeitteilnehmer an FuU-Maßnahmen, Teilnehmer an Deutsch-Sprachlehrgängen, Empfänger von Vorruhestandsgeld 
und Altersübergangsgeld, 60- bis unter 65jährige Rentenempfänger wegen Arbeitslosigkeit (eigene Berechnung). 

6 ) Anteil der Arbeitslosen an den Erwerbspersonen (Erwerbstätige nach dem Inländerkomept plus Arbeitslose). 
7) Anteil der registrierten Arbeitslosen plus verdeckt Arbeitslose an den Erwerbspersonen. 

Ein - schwacher -Anstieg der Beschäftigung im spä-
teren Jahresverlauf zeichnet sich nur für die alten 
Bundesländer ab, und auch dort nur in Regionen mit 
einem hohen Besatz an exportstarken Unternehmen. 
In den neuen Bundesländern dürfte sich dagegen 
der Rückgang fortsetzen. Der Hauptgrund ist die 
Strukturkrise in der Bauwirtschalt. Aber auch die 
öffentliche Verwaltung, die Bahn und die Post bauen 
gerade dort in großer Zahl Personal ab. Zudem sieht 
es so aus, als ob eine Reihe ehemaliger Treuhandbe-
triebe, die im Zuge der Privatisierung Beschäfti-
gungsverpflichtungen eingegangen waren, mit dem 
Auslaufen der Verträge überzählige Arbeitskräfte 
freisetzen. 

269. Bei dieser Entwicklung dürfte die offene und 
verdeckte Arbeitslosigkeit (zu der wir auch subven-
tionierte Beschäftigte und nicht-erwerbstätige Teil-
nehmer voi:i arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen 
rechnen), sieht man von den üblichen Saisoneinflüs-
sen ab, in den kommenden Monaten nur noch wenig 
steigen. Ah Mitte nächsten Jahres dürfte sie sogar 
wieder etwas sinken. Allerdings ist einmal mehr dar-
auf hinzuweisen, daß sich Veränderungen bei den 
Beschäftigten und bei den Arbeitslosen nicht genau 
decken müssen. So werden sich, wenn im nächsten 
Jahr wieder mehr Arbeitsplätze angeboten werden, 
auch wieder mehr nicht-erwerbstätige Frauen an 

einer Arbeitsaufnahme interessiert zeigen. Auch ist 
denkbar, daß die Tarifparteien Maßnahmen verein-
baren, die darauf hinzielen, daß ältere Mitarbeiter 
ihre Arbeitsleistung reduzieren, um die Einstellung 
jüngerer Mitarbeiter zu ermöglichen. 

270. In der Prognose nehmen wir an, daß sich die 
offene und verdeckte Arbeitslosigkeit zusammen im 
Verlauf des kommenden Jahres um reichlich 40 000 
Personen zurückbildet. Zudem rechnen wir mit einer 
Verschiebung von der offenen zur verdeckten Ar-
beitslosigkeit in Form einer steigenden Anzahl von 
ABM-Beschäftigten, Teilnehmern an FuU-Maßnah-
men und Personen mit vorzeitigem Rentenbezug. 
Entsprechend stellt sich die Entwicklung der offenen 
Arbeitslosigkeit, bei der wir den Rückgang, wieder-
um für den Jahresverlauf, auf 230 000 Personen ver-
anschlagen, deutlich günstiger dar. In den Zahlen 
für den Durchschnitt des nächsten Jahres wird dieser 
Rückgang wegen des sehr starken Anstiegs im Ver-
lauf dieses Jahres nicht erkennbar. Dort ergibt sich 
nach unserer Rechnung für 1998 im Vergleich zu 
1997 sogar nochmals ein leichter Anstieg der Ar-
beitslosenzahl und der Arbeitslosenquote. 

271. In den kommenden Monaten wird die Anzahl 
der registrierten Arbeitslosen noch einmal kräftig 
steigen. Sie kann im Januar und Februar auf fünf 
Millionen Personen emporschnellen. Streit zwischen 
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den politischen Gruppierungen ist damit program-
miert. Bei der Bewertung sollte man aber folgendes 
berücksichtigen: In jedem Jahr, und das war in der 
Zeit der Überbeschäftigung nicht anders, melden 
sich ln den Wmtermonaten zahlreiche Personen als 
arbeitslos, die wegen der Witterung oder aus ande-
ren Gründen nicht arbeiten können. Diese saisonale 
Arbeitslosigkeit ist ln einem normalen Winter auf 
200 000 Personen zu veranscblageil, sie kann aber 
auch höher oder niedriger ausfallen. Weder der An-
stieg noch die Rückbildung der Saisonarbeitslosig-
keit haben etwas mit der Konjunktur zu tun. 

Z12. Angesichts der bedrückend hohen Arbeits-
losigkeit muß die Lohnpolitik auf einem beschäfti-
gungsfreundlichen Kurs bleiben. Der Verlauf und die 
Ergebnisse der Tarifverhandlungen in <diesem Jahr 
stimmen durchaus hoffnungsfroh. Dabei wurden teil-
weise Vereinbarungen getroffen, deren Lallfzeit bis 
zum Ende des Jahres 1998 reicht. Durchweg wurde 
der Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen 
Vorrang vor Lohnerhöhungen eingeräumt. Aller-
dings wird inzwischen bei einigen Gewerkschaften 
auch über einen Kurswechsel diskutiert, weil man 
von den Arbeitgebern enttäuscht ist, die die Lohn-
zurückhaltung nicht mit der Schaffung von Arbeits-
pllitzen honoriert hätten. 

Es gehört zu unseren Annahmen. daß die Tarifver-
tragsparteien geeignete Lösungen finden, die den 
Weg zu mehr Arbeitsplätzen ebnen. Wie diese Lö-
sungen aussehen werden, Iällt sich derzeit noch nicht 
absehen. Wir erwarten, daß sie wieder Pakete schnü-
ren werden, die neben einer Anhebung der Thrif-
löhne beschäftigungssichemde Maßnahmen wie Ar-
beitsplatzgarantien, Maßnahmen zur Flexibilisiernng 
der tariflichen Arbeitszeit oder Angebote zur Alters-
te!lzeit enthalten. Was dabei zählt: Die Absprachen 
dürfen den Unternehmen keine zusätzlichen Kosten, 
auch keine zusätzlichen Lohnnebenkosten, aufbür-
den. Vor diesem Hintergrund stellt die von der Bun-
desregierung beschlossene Anhebung des Beitrags-
satzes zur Rentenversicherung eine schwere Be-
lastung dar. 

273. Gesamtwirtschaftliche Orientierungsgröße für 
die Lohnpolitik ist nach der Konzeption des Sach-
verständigenrates die bereinigte Grenzproduktivität 
(Ziffer 368). llir Anstieg wird im Jahre 1998 im west-
deutschen Unternehmensbereich mit 2 \4 vH ver-
gleichsweise kräftig sein. Doch ist das nicht unge-
wöhnlich in einer Konjunkturphase, in der zwar die 
Produktion anzieht, Dicht aber auch schon die Be-
schäftigung. Die Unternehmen ernten nun die 
Früchte ihrer verstärkten Bemühungen um Kosten-
senkung. Auf diese Weise wird das bestehende Be-
schäftigungsniveau dauerhaft rentabel. Um zu einem 
höheren Beschäftigungsniveau zu kommen, müssen 
die effektiven Lohnsteigerungen (einschließlich aller 
kostenwirksfilnen Nebenleistungen) hinter der Zu-
nahme der bereinigten Grenzproduktivität zurück-
bleiben, womit wir in der Prognose rechnen. 

274.. Bei dieser Annahme wird sich die Gewinn-Er-
Iös-Relatlon, die wir zur Beurteilung der Ertragslage 
der Unternehmen heranziehen. abermals deutlich 
verbessern. Wichtig ist, daß die Zuversicht der In-
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vestoren, die daraus erwachsen könnte, durch eine 
glaubwürdige, vertrauenschaffende Politik unter-
stützt wird. 

215. Solchen Ansprüchen genügt die Finanzpolitik 
im nächsten Jahr nach allem, was sich bisher ab-
sehen läßt, nicht. Zum 1. Januar 1998 werden die 
Steuerzahler zwar durch die Verminderung des Soli-
daritätszuschlags um zwei Prozentpunkte und durch 
die Anhebung des Grundfreibetrags in der Einkom-
mensteuer entlastet. Die Abschaffung der Gewerbe-
kapitalsteuer in den allen Ländern und ihre Nicht-
Einführung in den neuen Ländern bringt aufgrund 
der gleichzeitig verabschiedeten Gegenfinanzierungs-
maßnabmen aber für die Unternehmen keine Netto-
entlastung. 

Unter Einschluß der Sozialversicherung werden sich 
die gesamten Einnahmen des Staates im Jahre 1998 
mit 3 vH allerdings deutlich kräftiger erhöhen als 
im Jahre 1997. Dazu trägt, neben den wieder stärker 
fließenden Steuereinnahmen, die Erhöhung der Bei-
tragssätze zur Sozialversicherung um 0,8 Prozent-
punkte bei, mit der Folge, daß die Sozialbeiträge um 
3 \4 vH zunehmen. Die Ausgaben des Staates werden 
dagegen mit einem Zuwachs von rund 2 vH hinter 
der Einnnhmenentwicklung zurückbleiben. Das De-
fizit in Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Ge-
samtrechnungen wird sich bei alledem weiter zu-
rückbilden und - in Relation zum nominalen Brutto-
inlandsprodukt - 2,8 vH (in der Abgrenzung des 
Europäischen Systems der Volkswirtschaftlichen Ge-
samtrechnungen 2,6 vH) betragen (Tabelle 57). 

Das Defizit des öffentlichen Gesamthaushaltes in der 
finanzstatistischen Abgrenzung, das auch der Be-
rechnung des strukturellen Defizits zugrundeliegt, 
wird sich im kommenden Jahr ebenfalls leicht verrin-
gern. Die Verringerung würde noch stärker ausfal-
len, würde nicht die Absenkung des Solidaritäts-
zuschlags größtenteils durch eine Absenkung der 
Zuführungen des Bundes an den Erblastentilgungs-
fonds finanziert. Dadurch werden zwar die Steuer-
ausfälle für den Bund weitgehend ausgeglichen, aber 
gleichzeitig geht der überschuß des Erblastentil-
gungsfonds zurück, was das finanzstatistische Defizit 
des öffentlichen Gesamthaushaltes erhöht. Das struk-
turelle Defizit wird erneut ansteigen und in Relation 
zum nominalen Bruttoinlandsprodukt knapp 1,5 vH 
betragen - die quantitative Konsolidierung macht 
also keine Fortschritte (Tabelle 58, Seite 168). 

Eine Umbewertung der Devisenreserven der Deut-
schen Bundesbank haben wir in dieser Prognose 
nicht berücksichtigt. Sie ist zwar angekündigt, aber 
über ihr Ausmaß, die Höhe der daraus resultierenden 
Ausschüttung und deren Behandlung in den Volks-
wirtschaftlichen Gesamtrechnungen sind bisher keine 
Entscheidungen getroffen worden. In dem Umfang, 
wie ein zusätzlicher Bundesbankgewinn ausgeschüt-
tet und auch in den Volkswirtschaftlichen Gesamt-
rechnungen als Einnahme des Staates eingestellt 
wird, verringert sich das Defizit des Staates. Nach 
den bisherigen Haushaltsplanungen würde sich in 
der Höhe des zusätzlich ausgeschütteten Bundes-
bankgewinns auch das Defizit des öffentlichen Ge-
samthaushalts (in der finanzstatistischen Abgren-
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Tabelle 51 
Einnahmen und Ausgaben des Staates') 

Schätzung für das Jahr 1991 und Prognose für das Jahr 1998 

1996 1 1997 1 1998 1997 1 1998 
Art der Einnahmen 

und Ausgaben 2) Mrd DM Veränderung gegen Vorjahr 
lnvH 

Einnahmen ............... 1641,1 l 616 1726 +1'1. +3 
darunter: 
Steuern ................. 820,9 821 843 +O +2'1. 
Sozialbeiträge ........... 104,2 733\1, 758 +41/„ +31h 

Ausgaben ................ 1711,4 1 793\1, 1831\1, +1 1h +2 
davon: 
Staatsverbrauch ......... 702,7 109y, 720\1, +1 +1\1, 
Einkommensübertragungen 816,1 828\1, 847\1, +1'h +2'4 
Zinsen .................. 130,5 134Y, 140 +3 +4 
Vennögensübertragungen 45,2 48 52 +61!f +8'4 
Investitionen ............ 76,9 73 71\1, -5 -2 

Finanzierungsdefizit . . . . . . . 124,3 117\1, 105\1, X X 

Staatsquote') .............. 50,0 49,0 47,8 X X 
Abgabenquote 'I ........... 43,1 42,5 41,8 X X 
Defizitquote 3) ............. 3,5 3,2 2,8 X X 

Nachrichtlich: 
Defizitquote nach „Maas-
triebt"') ................ 3,4 3,1 2,6 X X 

1) Gebietskörperschaften und Sozialversicherung in der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen. Gebietskör-
perschaften: Bund. Länder und Gemeinden, EU-Anteile, ERP-Sdndervermögen. Lastenausgleichsfonds, Fonds ,..Deutsche Ein-
heit", Vennögeinsentschädigungsfonds, Teile des Bundeseisenbahnvermögens, Erblastentilgungsfonds. 

2) Abweichungen in den Summen durch Runden der Zahlen. 
~ Ausgaben/Steuern und Sozialbeiträge/Finanzierungsdefizit in Relation zum Bruttoinlandsprodukt in 1eweiligeo Preisen. 
4) Nähere Erläuterungen siehe Ziffer 185. 

zung) vennindem. Dieses würde sogar noch weiter 
reduziert, falls für das Jahr 1997 eingeplante Privati-
sierungserlöse in das Jahr 1998 verlagert werden. 
276. Bei alledem wird sich der Zugriff des Staates 
auf die Einkommen der privaten Haushalte im näch-
sten Jahr, wenn überhaupt, nur geringfügig lockern. 
Die Abgabenlast wird sogar noch etwas steigen, ins 
Gewicht fallende Kürzungen bei den Sozialeinkom-
men sind derzeit nicht vorgesehen. 

Die verfügbaren Einkommen - in der Summe - wer-
den dennoch mit 4 '% vH etwas rascher expandieren 
als in diesem Jahr (2 '% vH). Ein Grund ist der leicht 
beschleunigte Anstieg bei den effektiven Stunden-
verdiensten, den wir, nicht zuletzt als Ergebnis einer 
verbesserten Konjunktur, in der Prognose angesetzt 
haben. Der andere Grund ist das Ende des starken 
Personalabbaus: Das Volumen der bezahlten Arbeits-
stunden wird nach unserer Rechnung nur noch ge-
ringfügig schrumpfen. Moderate Lohnabschlüsse müs-
sen also nicht zu entsprechenden Einkommensaus-

fällen führen, wenn sie sich positiv auf die Beschäfti-
gung auswirken. 

277. Der Zuwachs beim verfügbaren Einkommen 
wird allerdings nur zum kleinen Teil vom Vorzei-
chenwechsel bei den Veränderungsraten der Netto-
lohn- und -gehaltssumme sowie der Einkommens-
übertragungen herrühren. Der größere Teil beruht auf 
einem kräftigen Zuwachs bei den ausgeschütteten 
Gewinn- und. Vermögenseinkommen, den sogenann-
ten Entnahmen. Diese haben mittlerweile einen An-
teil von reichlich einem Drittel am gesamten verfüg-
baren Einkommen. Sie fließen, wenn auch im unter-
schiedlichen Maße, allen Bevölkerungsgruppen zu, 
auch den Haushalten von Arbeitnehmern und den 
Sozialrentnern. Ein Teil davon, wie etwa Zinsgut-
schriften für Spar- und Bausparguthaben oder Über-
schußbeteiligungen bei Lebensversicherungsverträ-
gen, wird nicht für Konsumzwecke ausgegeben, son-
dern gleich wieder angelegt. Aus der Veränderung 
in der Zusammensetzung der verfügbaren Einkorn-
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Tabelle 58 

Slrukturelles Defizit und konjunktureller Impuls 
des öffenlllchen Gesamthaushalts 'I 

MrdDM 

1. Finanzierungsdefizit 
des öffentlichen 
Gesamthaushalts ohne 
ERP-Sondervermögen 

II. Komponenten für 
die Ermittlung des 
strukturellen Defizits 

(a) Konjunkturbereinigung 
Einnahmenseite ...... . 

(b) Konjunkturbereinigung 
Ausgabenseite ....... . 

( c} Bereinigung der 
Gewinnabführung 
der Bundesbank ..... . 

(d) Investitionsorientierte 
Verschuldung ........ . 

1997 1 1998 

114\.!z 114\.!z 

20\.!z 11\.S; 

13 14 

1 1 

33\.!z 32 
J„/.II. Strukturelles Defizit ..... . 461'> 56 

Nachrichtlich: 
Quote des strukturellen 
Defizits (vH) ............ . 

ill. Fmanzierungsdefizit 
des öffentlichen 
Gesamthaushalts mit 
ERP-Sondervennögen 

IV. Komponenten für die 
Ermittlung des konjunk-
turellen Impulses 
(a) Konjukturbereinigung 

1,3 1,5 

1111'> 118 

Einnahmenseite . . . . . . . 201'> 11 V. 
(b) Konjukturbereinigung 

Ausgabenseite . . . . . . . . 13 14 
(c) Bereinigung der 

Gewinnabführung 
der Bundesbank . . . . . . 1 1 

(d) Konjunkturneutrale 
Verschuldung . . . . . . . . . 43 40 

ill . ./.IV. Konjunktureller Impuls . . . 40 51 V. 

1) Ni.bete Erliuterungen siebe Anhang V, Abschnitt D. 

men können nur sehr begrenzt Aussa,gen darüber 
abgeleitet werden, wie sich die Eink<>imnenssitua: 
tion verschiedener Bevölkerungsgruppen verändern 
wird. 

278. Zu den erfreulichen Entwicklungen in diesem 
Jahr gehört, daß sich der Preisanstieg nitjlt beschleu-
nigt hat Das ist angesichts des starken außenwirl-
schaftlichen Preisdrucks bemerkenswert. Es zeugt 
von einem intensiven Wettbewerb, der es den Her-
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stellem und dem Handel schwer macht, die höheren 
Einstandspreise bei Importgütern weiterzuwälzen. 
Von den starken Verteuerungen auf den vorgelager-
ten Produktionsstufen ist kawn etwas beim Verbrau-
cher angekommen. 

Auch im nächsten Jahr wird sich die Preisentwick-
lung voraussichtlich in ruhigen Bahnen bewegen. 
Die preistreibenden Einflüsse von außen dürften ab-
klingen, nachdem sich der Außenwert der D-Mark 
stabilisiert hat. Und zusätzlichen Kostendruck im 
Innern gibt es nicht; bei den Lohnstückkosten ist so-
gar mit einem weiteren leichten Rückgang zu rech-
nen. Doch darf das kein Grund sein, sich in trüge-
rischer Sicherheit zu wiegen. Die Gefahr, daß bei 
anhaltend kräftiger Exportnachfrage und allmählich 
anziehender Binnennachfrage Preiserhöhungsspiel-
räume entstehen, sollte nicht aus den Augen geraten. 

279. Wir erwarten für Deutschland, daß sich die 
Lebenshaltung der privaten Haushalte im nächsten 
Jahr mit 2 vH nicht viel stärker verteuert als in die-
sem Jahr (1'% vH). In den neuen Bundesländern dürf-
ten die Verbraucherpreise mit 2114 vH wiederum 
etwas stärker als in den alten Bundesländern steigen. 
Das ist leicht zu erklären. Das Niveau der Preise ist in 

1. beiden Teilen Deutschlands teilweise noch unter-
schiedlich, nicht nur bei Mieten, sondern auch bei 
Dienstleistungen und selbst bei Gebrauchsgütern. Im 
nächsten Jahr passen sich die Preise im Osten ein 
weiteres Stück an die im Westen an. 

Unsere Schätzung steht unter einem Vorbehalt. Wir 
haben keine Erhöhungen der Mehrwertsteuer und 
der Mineralölsteuer eingestellt, wie sie jetzt im Ge-
spräch sind. Falls diese beschlossen würden, wäre 
unsere Schätzung nach oben zu korrigieren. Das 
Ausmaß wird nicht nur von den Regelungen selbst 
abhängen, sondern auch davon, wie groß die Über-
wälzungschancen sind. 

280. Bei der Einschätzung der Preisentwicklung auf 
der Verbraucherstufe legen wir in der Regel den 
Preisindex für die Lebenshaltung aller privaten 
Haushalte zugrunde. Um die Preisveränderungen 
sichtbar zu machen, bleibt die Zusammensetzung 
des Warenkorbs über einige Jahre hinweg konstant, 
der jetzige Index basiert auf einem repräsentativen 
Warenkorb des Jahres 1991. Anders beim Deflator 
des Privaten Verbrauchs, wie er sich in den Volks-
wirtschaftlichen Gesamtrechnungen ergibt: Dort 
schlagen sich auch Veränderungen in der Struktur 
der Ausgaben nieder. So bewirkt eine vergleichswei-
se kräftige Verteuerung bei einzelnen Gütern, daß 
diese fortan ein höheres Gewicht haben, jedenfalls 
soweit sie nicht durch billigere Güter substituiert 
werden. Der Preisindex für die Lebenshaltung und 
der Deßator für den Privaten Verbrauch können sich 
also auseinander entwickeln. Das ist zur Zeit der 
Fall: Der Anstieg beim Def!ator war in den Jahren 
1996 und 1997 um jeweils mehr als einen halben Pro-
zentpunkt höher als beim Preisindex. Die Gründe für 
das Auseinanderdriften konnten bisher nicht restlos 
aufgeklärt werden. Ein Grund ist der starke Anstieg 
der Mieten in Ostdeutschland in den letzten Jahren, 
der im gesamtdeutschen Preisindex für die Lebens-
haltung wegen der starren Gewichtung nicht voll 
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aufscheint. Ein anderer Grund dürften die wechsel-
kursbedingten Mehrausgaben bei Auslandsreisen 
sein, die im Preisindex ebenfalls unterzeichnet wer-
den. 

281. Die Kaufkraft der privaten Haushalte erhöht 
sich im nächsten Jahr spürbar. Der Zuwachs beträgt 
nach unserer Rechnung, nach der Deflationierung 
mit dem Deflator des Privaten Verbrauchs, mit 2 vH 
doppelt so viel wie in diesem Jahr. Das berechtigt zu 
der Hoffnung, daß der Private Verbrauch allmählich 
Tritt fassen kann. Der Einzelhandel, in dessen Kas-
sen etwa 40 vH der Ausgaben der privaten Haus-
halte fließen, ist nach vielen enttäuschenden Jahren 
zwar noch skeptisch, aber einige andere Zweige wie 
das Gastgewerbe rechnen wieder mit deutlich höhe-
ren Umsätzen. 

Bei der Prognose des Privaten Verbrauchs gilt es 
nicht nur die Kaufkraft, sondern auch die Kaufbereit-
schaft einzuschätzen. Letztere wird von vielerlei be-
einflußt, insbesondere aber vom wirtschaftlichen 
Umfeld. Eine hohe und steigende Arbeitslosigkeit 
dämpft im allgemeinen die Kaufbereitschaft. Es wird 
mehr vom Haushaltsgeld zur Seite gelegt, und es 
werden weniger finanzielle Reserven aufgelöst oder 
Kredite aufgenonunen. Dies drückt sich in entspre-
chenden Veränderungen der Sparquote aus. Einen 
großen Einfluß haben dabei die Erwartungen. Die 
Kaufbereitschaft erhöht sich oftmals schon dann, 
wenn die privaten Haushalte begründete Hoffnun-
gen haben, daß sich ihre wirtschaftliche Lage bes-
sert. Solche Erwartungen sind derzeit sicherlich nicht 
dominant. In der Prognose nehmen wir deshalb an, 
daß die privaten Haushalte ihre Ausgaben nur in 
dem Maße ausweiten, wie auch ihre Kaufkraft zu-
nimmt. 

282. Bei weiter aufwärts gerichteter Konjunktur 
konunt auch der Import allmählich in Schwung. So 
müssen die Lager aufgefüllt werden. Aus der Sicht 
der Unternehmen des Verarbeitenden Gewerbes 
sind diese zur Zeit etwas kleiner als normal, aus der 
Sicht des Handels, dessen Erwartungen sehr zurück-
haltend sind und der sich bisher in seiner Ordertätig-
keit zurückhält, sind sie noch zu groß. Nach unserer 
Rechnung wird die Wareneinfuhr im Verlauf des 
nächsten Jahres mit einer Rate von 6 l'z vH und damit 
rascher als in diesem Jahr (5 vH) expandieren. In der 
Beschleunigung spiegelt sich auch die Stabilisierung 
des Außenwerts der D-Mark. Die preisliche Wett-
bewerbsfähigkeit des ausländischen Angebots ver-
schlechtert sich von daher nicht weiter. 

283. Faßt man alles zusanunen: Einerseits festigen 
sich die binnenwirtschaftlichen Auftriebskräfte. Bei 

den Ausrüstungsinvestitionen und beim Privaten 
Verbrauch gehl die Entwicklung verstärkt nach 
oben, und bei den Bauinvestitionen geht sie nicht 
weiter nach unten. Andererseits reicht das aber 
nicht aus, wn der konjunkturellen Expansion, die im 
Gange ist, mehr Schwung zu geben, denn der Schub 
vom Export, obgleich noch inuner stark, läßt etwas 
nach. 

Somit wird die gesamtwirtschaftliche Produktion im 
Verlauf des nächsten Jahres in ähnlichem Tempo ex-
pandieren wie in diesem Jahr - das heißt mit einer 
Rate von knapp 3 vH. In der Tabelle 55, Seiten 162f., 
wo wir nur die Veränderungsraten für den Durch-
schnitt des Jahres ausweisen, unterscheiden sich die 
Raten für beide Jahre. Die niedrigere Rate für 1997 
(knapp 2 l'z vH) erklärt sich vor allem damit, daß am 
Jahresanfang insbesondere wegen der ungünstigen 
Witterung die Produktion merklich geschrumpft war 
und die Einbußen nicht mehr ganz aufgeholt werden 
konnten. Ein Beleg für eine größere Dynamik im 
nächsten Jahr ist es nicht. 

284. In den neuen Bundesländern wird die Zu-
wachsrate beim Bruttoinlandsprodukt mit 214 vH 
abermals geringer ausfallen als in den alten Bundes-
ländern. Das liegt nicht nur an der Strukturkrise im 
Baugewerbe, die sich im nächsten Jahr noch etwas 
verschärft. Es liegt auch daran, daß in letzter Zeil die 
Wertschöpfung im Dienstleistungssektor nur noch 
vergleichsweise schwach expandiert. Erlreulich ist, 
daß das Verarbeitende Gewerbe die Produktion 
abermals kräftig steigern kann. Das zeigt, daß dort 
der Aufholprozeß gut vorankonunt. 

285. Die Prognose hat eine zentrale Aufgabe. Sie 
soll auf mögliche Fehlentwicklungen hinweisen und 
damit den wirtschaftspolitischen Handlungsbedarf 
sichtbar machen. Deshalb muß.ihr Blick über ein ein-
zelnes Kalenderjahr hinausreichen. Die Entwicklung, 
die sich für das nächste Jahr abzeichnet, kann man 
wegen der unverändert hohen Arbeitslosigkeit nicht 
als zufriedenstellend bezeichnen. Aber die Politik hat 
es weiter in der Hand, Bedingungen zu schaffen, die 
eine bessere Entwicklung möglich werden lassen, 
wenn auch vielleicht erst im übernächsten Jahr und 
in der Zeil danach. 

Die Arbeitslosigkeit, und das zeigt sjch inuner deutli-
cher, läßt sich nicht kurzfristig auf ein erträgliches 
Maß zurückführen. Dazu bedarf es eines langen Auf-
schwungs. Ein langer Aufschwung ist keineswegs 
Utopie, sondern, wie der Blick über die Landesgren-
zen lehrt, anderswo Realität. Nach der Prognose - und 
das ist vielleicht ihre wichtigste Botschaft - bleibt die 
Tür dafür offen. 
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FÜNFTES KAPITEL 

Wirtschaftspolitik bei globalem Wettbewerb 

1. BeschMtlgungszlel anhaltend verfehlt, 
Wachstumsziel nicht erreicht 

286. Die vom Export getragene konjunkturelle Er-
holung der deutschen Wirtschaft in diesem Jahr darf 
nicht darüber hinwegtäuschen, daß deren konstitu-
tionelle Schwächen nach wie vor fortbestehen. Dies 
kommt auffällig und auf bedrückende Weise in der 
Lage auf dem Arbeitsmarkt zum Ausdruck: In dem 
bei zunehmender Produktion anhaltenden, im Ver-
lauf des Jahres nur leicht abgeschwächten Anstieg 
der Arbeitslosigkeit. Anders als nach früheren Rezes-
sionen wird die vom günstigen weltwirtschaftlichen 
Umfeld angestoßene Aufwärtsentwicklung auch 
im vierten Jahr nach dem letzten Tiefpunkt noch 
nicht von den binnenwirtschaftlichen Auftriebskräf-
ten getragen. Ein deutJiches Anzeichen fundamen-
taler Schwächen der deutschen Volkswirtschaft ist 
vor allem, daß die sonst für eine Konjunkturerholung 
typische Belebung der unternehmerischen Investitio-
nen bislang schwach bleibt. Bei typischem Verlauf 
wird die Binnennachfrage zunächst durch die Inve-
stitionen gestärkt, dann mit Besserung der Beschäf-
tigungslage auch durch erhöhten privaten Konsum. 
Investitionen sind aber nicht nur als Teil der gesamt-
wirtschaftlichen Nachfrage von Bedeutung; sie be-
stimmen zugleich das Wachstum des Produktions-
potentials der deutschen Volkswirtschaft und damit 
die Produktions- und Beschäftigungsmöglichkeiten 
der Zukunft. Bei zu schwachem Wachstum des Pro-
duktionspotentials stößt eine konjunkturell bedingte 
Zunahme der Produktion schnell an Grenzen. In un-
temehmerlschen Investitionen, die ProdUktionspoten-
tial schaffen, kommt die Erwartung der Investoren 
zum Ausdruck, dieses Potential in Zukunft auch mit 
rentabler Produktion nutzen zu können. Wo dieses 
Vertrauen in die Zukunft fehlt, bleiben die Investitio-
nen aus, und solange die dadurch bedingte Wachs-
tumsschwäche nicht überwunden wird, besteht auch 
keine Aussicht auf eine grundlegende Wende zum 
Besseren auf dem Arbeitsmarkt. 

'JJfl. Wie ernst die Lage ist, kommt eindringlich 
zum Ausdruck in der Verfehlung von zwei wichtigen 
gesmn.twirtschaftlichen Zielen, in erster Linie und in 
besonders gravierender Weise des Ziels eines ho-
hen Beschäftigungsstandes, weiterhin aber auch des 
Ziels stetigen und angemessenen Wachstums. In 
Hinblick auf diese beiden Ziele und znsätzlich auf 
das Ziel der Preisniveaustabilität und das des außen-
wirtschaftlichen Gleichgewichts hat der Sachverstän-
digenrat die gesamtwirtscha!t!icp.e Entwicklung zu 
beurteilen. Das Ziel eines hohen Beschäftigungsstan-
des wird seit vielen Jahren verfehlt und'zwar bei nur 
zeitweiligen Besserungen in steigendem Maße. Seit 
den siebziger Jahren ist im früheren Bundesgebiet 
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mit jeder Rezession die Arbeitslosigkeit schubweise 
angestiegen, in der nachfolgenden Erholungs- und 
Aufschwungsphase jedoch nur zögernd wieder abge-
sunken, ohne das vor der Rezession bestehende 
niedrigere Niveau wieder zu erreichen. So hat sich 
von Tiefpunkt zu Tiefpunkt ein ständig größer wer-
dender Sockel an Arbeitslosigkeit aufgebaut. Nach 
Überwindung der letzten Rezession, der von 1993, 
hat sich der Arbeitsplatzabbau bis heute fortgesetzt, 
ist die Arbeitslosigkeit entsprechend angestiegen; im 
Jahre 1997 lag die Anzahl der registrierten Arbeits-
losen im früheren Bundesgebiet mit über 3 Millionen 
im Jahresdurchschnitt erneut erheblich über der des 
Vorjahres, die Arbeitslosenquote stieg von 9, 1 vH auf 
9,9vH. 

In den neuen Bundesländern hatte sich die nach der 
Vereinigung entstandene hohe Arbeitslosigkeit zeit-
weise zurückgebildet, allerdings nur sehr zögerlich. 
Schon im Vorjahr hatte es damit ein Ende, die regi-
strierte Arbeitslosigkeit stieg wieder an, und dies 
setzte sich auch 1997 fort. Im Durchschnitt des Jahres 
1997 waren 1 354 000 Arbeitslose registriert; dies ent-
sprach einer Arbeitslosenquote von 17,4 vH. Bezieht 
man die in den neuen Bundesländern besonders 
hohe verdeckte Arbeitslosigkeit mit ein, so kommt 
man zu einer Quote von 27 ,0 vH; auch dies ist mehr 
als im Vorjahr. 

Die vor einem Jahr vom Sachverständigenrat vorge-
legte Prognose war aus damaliger Sicht in Bezug auf 
den Arbeitsmarkt eher pessimistisch, dies auch im 
Vergleich zu anderen Prognosen. Mit knapp 2,9 Mil-
lionen registrierten Arbeitslosen im früheren Bundes-
gebiet und 1,2 Millionen in den neuen Bundeslän-
dern wurde der Anstieg der Arbeitslosigkeit in ihrem 
tatsächlichen Ausmaß aber erheblich unterschätzt, 
und zwar bei trotz insgesamt zutreffender Einschät-
zung des Zuwachses beim Bruttoinlandsprodukt. 

Nach dem derzeitigen Wissensstand ist auch nicht 
damit zu rechnen, daß sich die Arbeitsmarktlage im 
kommenden Jahr wesentlich bessert. Die Anzahl der 
Arbeitslosen wird (saisonbereinigt) im Verlauf des 
Jahres 1998 in beiden Teilen Deutschlands leicht zu-
rück.gehen, im Jahresdurchschnitt jedoch insgesamt 
wieder höher liegen als 1997. 

288. Grundlegende Schwächen in der Konstitution 
der deutschen Wutschaft werden auch an der Ver-
fehlung des Wachstumsziels· deutlich. Nimmt man 
den Wachstumspfad zum Maßstab, den die west-
deutsche Wirtschaft gegen Ende der achtziger Jahre 
erreicht hatte,· so wurde das Ziel eines angemessenen 
Wachstums auch im Jahre 1997 wieder deutlich ver-
fehlt. Der Sachverständigenrat mißt das Wachstum 
nicht wie vielfach üblich am Zuwachs des Brutto-
inlandsprodukts, sondern an der Entwicklung des 
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Produktionspotentials, dem Angebotsspielraum der 
Volkswirtschaft. In Westdeutschland lag die Wachs-
tumsrate des Produktionspotentials im Jahre 1997 
mit 1 h vH erneut niedrig (nach 1,5 vH im Jahre 1996 
und 1,6 vH im Jahre 1995). Zum Vergleich: In den 
Jahren 1988 und 1989 wurde jeweils eine Wachstums-
rate von 2,8 vH erreicht. Die Wachstumsschwäche 
der letzten Jahre, die aller Voraussicht nach auch 
im Jahre 1998 anhalten wird, beruht darauf, daß zu 
wenig investiert wird. Es gibt zu wenige unterneh-
merische Investitionen, mit denen im Vertrauen auf 
die Zukunft Produktionspotential und Beschäfti-
gungsmöglichkeiten geschaffen werden. 

In den neuen Bundesländern waren die Wachstums-
raten des Produktionspotentials in den vergangenen 
Jahren vergleichsweise hoch, doch ist die Tendenz 
rückläufig. Bei der Beurteilung dieser Entwicklung 
ist zu bedenken, daß das Produktionspotential von 
einer niedrigen Basis aus aufgebaut worden ist. Um 
in absehbarer Zeit eine Kapitalausstattung zu errei-
chen, die mit der in Westdeutschland vergleichbar 
wäre, hätten die Investitionen und damit das Wachs-
tum des Produktionspotentials weit höher sein müs-
sen. Tatsächlich ist die private Investitionstätigkeit in 
den neuen Bundesländern weit hinter den anfangs 
gehegten optimistischen Erwartungen zurückge-
blieben. 

289. Im Unterschied zum Beschäftigungsziel und 
zum Wachstumsziel wurde - wie schon im Vorjahr -
auch 1997 das Ziel eines stabilen Preisniveaus nicht 
verfehlt. Der Anstieg der Verbraucherpreise lag in 
Deutschland mit 1 % vH nur wenig über dem des Jah-
res 1996. So geringfügig die Zunahme des Anstiegs 
ist, sollte sie doch als Ansporn dienen, die Gefahr 
eines Wiederauflebens des Preisauftriebs zu vermei-
den. Für 1998 rechnet der Sachverständigemat mit 
einer knapp über 2 vH liegenden Erhöhung der Ver-
braucherpreise. Die Wahrung der erreichten Stabili-
tät bleibt eine ständige und nicht immer leicht zu 
lösende Aufgabe der Geldpolitik. 

Der erfreuliche Befund bei der Stabilität des Preis-
niveaus mindert nicht die Besorgnis über die Zielver-
fehlungen bei Wachstum und Beschäftigung. Den-
noch ist der Erfolg beim Stabilitätsziel positiv zu wür-
digen, zum einen, weil eine stabile und verläßliche 
Währung zu den Voraussetzungen für eine Überwin-
dung der Wachstumsschwäche zählt, zum anderen, 
weil im Vorfeld der Europäischen Währungsunion 
das Vertrauen in die neue Währung gestärkt wird 
und damit die Voraussetzungen für den Erfolg dieses 
Projekts verbessert werden. 

290. Hinsichtlich des außenwirtschaftlichen Gleich-
gewichts sind keine Gefährdungen zu erkennen. Das 
seit der Vereinigung für Deutschland bestehende 
Defizit in der Leistungsbilanz hat sich gegenüber 
dem Vorjahr erneut deutlich verringert. Die Lei-
stungsbilanz ist damit annähernd ausgeglichen, im 
nächsten Jahr ist mit einem Überschuß zu rechnen. 
Nun wäre eine defizitäre Leistungsbilanz auch auf 
noch längere Zeit unbedenklich gewesen, wenn ihr 
ein kräftiger Kapitalimport mit unternehmerischen 
Investitionen gegenübergestanden hätte. Die hoch-
gespannten Hoffnungen auf Kapitalimporte und aus-

ländische Investitionen zur Wahrnehmung der Chan-
cen im Zusammenhang mit der Erneuerung der ost-
deutschen Wirtschaft sind jedoch enttäuscht worden. 
Zwar gibt es dort unternehmerisches Engagement 
aus dem Ausland, aber doch weit weniger als ur-
sprünglich erwartet. So bedauerlich dies aus der 
Sicht des Wachstumsziels ist, das 'außenwirtschaft-
liche Gleichgewicht bleibt davon unberührt; dem 
Rückgang des Netto-Kapitalimports steht eine Ver-
minderung des Leistungsbilanzdefizits gegenüber. 
Spannungen auf den Märkten gibt es nicht; auch die 
Abwertung der deutschen Währung in jüngster Zeit 
ist eher als Normalisierung zu deuten, nicht als An-
zeichen einer Gefährdung des außenwirtschaftlichen 
Gleichgewichts. 

Der Rückgang der Netto-Kapitalimporte mag als 
Rückkehr zur Normalität angesehen werden und 
weniger als Beleg für die mangelnde Attraktivität 
Deutschlands für ausländisches Kapital. Zwar hätte 
man zumindest in der Erneuerungsphase der ost-
deutschen Wirtschaft auf stärkere Kapitalzuflüsse 
hoffen können; doch entspricht es auf Dauer der Nor-
malität, daß ein wirtschaftlich starkes und wohl-
habendes Land wie Deutschland mehr Kapital expor-
tiert als es importiert. Bedenklich ist aber die Ent-
wicklung der in den Kapitalimporten enthaltenen 
ausländischen Direktinvestitionen, die Ergebnis un-
mittelbaren unternehmerischen Engagements s\Jld. 
Mit Direktinvestitionen kommt nicht nur Sachkapital 
ins Land, damit verbunden ist vielfach. auch der Im-
port von Humankapital und technologischem Wis-
sen. Die in der Zahlungsbilanz ausgewiesenen aus-
ländischen Direktinvestitionen in Deutschland sind 
im Vergleich zu deutschen Direktinvestitionen im 
Ausland gering; sie schwanken stark von Jahr zu 
Jahr und weisen keinen der zunehmenden Globali-
sierung und internationalen Verflechtung entspre-
chenden Aufwärtstrend auf. Bei aller Problematik 
der Erfassung und Abgrenzung von Direktinvesti-
tionen muß dieser Befund als Symptom für die 
Schwäche des Standorts Deutschland im globalen 
Wettbewerb um unternehmerische Investitionen ge-
wertet werden. 

291. Zur Beurteilung der Einkommensverteilung 
steht die vom Sachverständigenrat berechnete Ar-
beitseinkommensquote zur Verfügung. Sie ist erneut 
gesunken und liegt im Jahre 1997 mit 77,8 vH erheb-
lich unter ihrem bisher höchsten für Gesamtdeutsch-
land gemessenen Wert: 82,3 vH im Jahre 1993. Zwi-
schen 1960 und 1990 lag sie in der damaligen Bun-
desrepublik durchweg zwischen 77 vH und 87 vH, 
wobei die höchsten Werte jeweils in Rezessionsjah-
ren zu beobachten waren, niedrigere hingegen bei 
günstiger Konjunkturlage. Diesem typischen Verlauf 
entsprach es auch, daß die für Deutschland ins-
gesamt berechnete Arbeitseinkommensquote von 
79,8 vH im Jahre 1991 mit der Rezession auf 82,3 vH 
im Jahre 1993 anstieg. Nicht typisch ist jedoch, daß 
sie seither stark abgesunken ist und voraussichtlich 
im kommenden Jahr noch niedriger sein wird, ohne 
daß sich damit bislang eine deutliche konjunkturelle 
Erholung und eine Besserung der Lage auf dem 
Arbeitsmarkt verbindet. Dieser Befund spiegelt die 
derzeitige Lage der deutschen Wirtschaft wider: 
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Trotz gestiegener Gewinne der Unternehmen haben 
sich die Erwartungen über künftige Renditeaussich-
ten noch nicht genügend stark gefestigt, um hinrei-
chende Anreize für mehr Investitionen und für die 
Beschäftigung von Arbeitskräften zu bieten. Käme 
es zu einer Verstärkung der Wachstumsdynamik und 
damit verbunden zu einer deutlichen Zunahme der 
Beschäftigung, so wäre nicht zwingend mit einem 
Ansteigen der Arbeitseinkommensquote zu rechnen. 
Wenn im Wachstumsprozeß mit zunehmender Be-
schäftigung und ansteigenden Arbeitseinkommen 
auch die Gewinne größer werden, kann die Arbeits-
einkommensquote verhältnismäßig niedrig bleiben; 
dies muß kein Nachteil für die Arbeitnehmer sein. 

Im übrigen lassen sich aus der Arbeitseinkommens-
quote nur sehr begrenzt Aussagen zur Einkommens-
verteilung ableiten. Sie besagt nichts über die perso-
nelle Verteilung der Arbeitseinkommen und schon 
gar nichts über die Querverteilung, das heißt die per-
sonelle Verteilung aller Einkommensarten zUsam.-
mengenommen. In dem Maße, wie sich die Arbeits-
einkommen differenzieren und Arbeitnehmer nicht 
nur Arbeitseinkünfte, sondern auch andere Arten 
von Einkommen beziehen, verliert die Arbeitsein-
kommensquote an Bedeutung als Kennzahl der Ein-
kommensverteilung. 

Der Sachverständigenrat hat bereits in seinem ersten 
Jahresgutachten 1964/65 darauf hingewiesen, daß er 
eine bessere statistische Grundlage benotigt, um sei-
ner gesetzlichen Verpflichtung genügen zu können, 
die Bildung und Verteilung von Einkommen und Ver-
mögen in seine Untersuchungen einzlibeziehen. Er 
nimmt den Befund dieses Jahres zum Anlaß, erneut 
auf dieses Defizit der amtlichen Statistik aufmerksam 
zu machen. Insbesondere sollte die Möglichkeit ge-
prüft werden, Daten der Einkommensteuerveranla-
gung, die bereits vorliegen, zeitnäher aufzubereiten 
und zu veröffentlichen; hierzu bedürfte es keiner be-
sonderen Erhebung. 

II. Angebotsorientierung: 
Zur wlrtschaftspolltlschen Konzeption 

des Sachverstllndlgenrates 

292. Die unbefriedigende gesamtwirtschaftliche Ent-
wicklung, vor allem mit Blick auf den Arbeitsmarkt, 
hat in jüngster Zeit Zweifel an der Angemessenheit 
einer angebotsorientierten Wutschaftspolitik auf-
kommen lassen, wie sie der Bundesregierung fiir die 
vergangenen fünfzehn Jahre zugeschrfeben wird. In 
den Diskussionen darüber ist deutlich geworden, daß 
über die Inhalte einer angebotsorientierten Wrrt~ 
schaftspolitik bisweilen wenig Klarheit besteht. Der 
Sachverständigenrat hat diese Konzeption begin-
nend mit dem Jahresgutachten 1976n7 entwickelt; 
sie ist im Llchte neuerer Erfahrungen immer wieder 
zu überprüfen, inhaltlich zu klären und weiterzuent-
wickeln. Dies dient der Formulierung und Vorgabe 
einer wirtschaftspolitischen Konzeption, ohne die die 
Politik über ein kurzfristiges Reagieren au! aktuelle 
Problemlagen und ein Kurieren an Symptomen nicht 
hinauskommen kann. 
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Verläßflche Rahmenbedingungen schaffen 

293. Angebotsorientierte Wirtschaftspolitik beruht 
im wesentlichen auf dem Gedanken, daß die effi-
ziente Nutzung der Ressourcen einer Volkswirtschaft 
am besten dadurch erreicht werden kann, daß priva-
te Anbieter die Felder erschließen, auf denen sie jetzt 
und vor allem in Zukunft mit Nachfrage rechnen 
können; damit werden zugleich die Voraussetzungen 
dafür geschaffen, daß Menschen Beschäftigung lin-
den, Einkommen erzielen und Wohlstand gewinnen 
können. Hierzu bed.arl es einer langfristig orientier-
ten Wirtschaftspolitik, die verläßliche Rahmenbedin-
gungen schafft. Der Blick richtet sich damit vor allem 
auf die Verbesserung der mikroökonornischen lnve-
stitionsbedingungeni es soll erreicht werden, daß un-
vermeidlicher Strukturwandel nicht zu Beschäfti-
gungseinbußen führt, vielmehr neue und zusätzliche 
Erwerbstätigkeit ermöglicht wird. Dies soll nicht an 
Hemmnissen scheitern, die dem Erschließen neuer 
Wachstumsbereiche entgegenstehen. Angebotsseitige 
Störungen, die solche Hemmnisse schaffen, sind 
einerseits solche, die den individuellen Ertrag des 
Wirtschaftens schmälern, vor allem die Aussicht auf 
künftige Erträge dämpfen, und andererseits solche, 
die die Fähigkeit beeinträchtigen, auf veränderte 
Bedingwigen angemessen zu reagieren; im Ergebnis 
wird in jedem Fall die Neigung gemindert, innovativ 
tätig zu werden, zu investieren und Risiken zu 
tragen. 

Nicht im Sinne dieser Konzeption liegen diskretionä-
re wirtschaftspolitische Eingriffe wie Subventionen, 
protektionistische Abschottung nach außen, Markt-
zugangsbeschränkungen, staatliche Lenkung unter-
nehmerischer Entscheidungen, kurz das ganze In-
strumentarium einer inteiventionistischen Industrie-
politik, die zwar auf Stärkung der Angebotskräfte ab-
zielt, dabei aber unternehmerische Eigenverantwor-
tung in den Hintergrund drängt. womit in aller Regel 
strukturelle Fehlentwicklungen bereits vorprogram-
miert sind. Dieser Weg einer Intervention auf der 
Angebotsseite wäre verfehlt; unerläßliche Erfolgs-
voraussetzungen einer angebotsorientierten Wirt-
schaftspolitik sind Selbstverantwortung der Unter-
nehmen und Wettbewerb. 

Man schafft gute Angebotsbedingungen, indem man 
Anreize wirksam werden läßt und sie möglichst 
wenig durch Steuern und Abgaben beeinträchtigt, 
indem man bürokratische Regulierungen, die unter-
nehmerische Tätigkeit hemmen, ständig kritischer 
Überprüfung unterwirlt, indem man durch Privatisie-
rung und Öffnung von Märkten möglichst weite Be-
reiche dem unternehmerischen Wettbewerb zugäng-
lich macht. Vor allem aber: Private Investitionen sind 
zukunftsgerichteti die Investoren müssen auf die Ver-
läßlichkeit der durch die Wirtschaftspolitik gesetzten 
Rahmenbedingungen vertrauen können, auf das Sta-
bilitätsversprechen der Geldpolitik, auf die Solidität 
der Finanzpolitik und die Berechenbarkeit der künf-
tigen Belastung mit Steuern und Abgaben, ebenso 
auf eine Lohnpolitik, die dem Ziel eines hohen Be-
schäftigungsstandes verpflichtet ist und bleibt. Der 
Stabilisierung der Erwartungen kommt in der ange-
botsorientlerten Politik ganz besondere Bedeutung 
zu. 
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294. Nach der Konzeption angebotsorientierter Po-
litik stehen drei Träger wirtschaftspolitisch relevanter 
Entscheidungen in der Pflicht. durch ihr Verhalten 
günstige Voraussetzungen für das Wirksarnwerden 
der Angebotskräfte zu schaffen, der Staat mit der 
Finanzpolitik, die Notenbank mit der Geldpolitik, die 
Tarifvertragsparteien in ihrer autonomen Verantwor-
tung für die Lohnpolitik. 

- Die staatliche Finanzpolitik hat die Aufgabe, ein 
angemessenes Angebot an öffentlichen Gütern 
sicherzustellen, dabei die Belastung der Bürger 
mit Steuern und Abgaben in Grenzen zu halten, 
vor allem Anreize für Leistung und Investition 
möglichst wenig zu beeinträchtigen, dabei zu-
gleich die Staatsverschuldung in einem dauerhaft 
tragbaren Rahmen zu halten. 

- Die Zentralbank soll eine stetige Geldversorgung 
bei stabilem Preisniveau gewährleisten, damit zu-
gleich verläßliche Rechnungsgrundlagen für zu-
kunftsgerichtete Aktivitäten und günstige Funk-
tionsbedingungen für Finanzmärkte schaffen. 

- Die Tarifvertragsparteien haben Höhe und Struk-
tur der Löhne derart festzulegen, daß sie mit dem 
Erreichen eines hohen Beschäftigungsstandes ver-
einbar sind. 

Der Sinn dieser Zuweisung von Aufgabenbereichen 
ist es, klare Voraussetzungen für das Zusammenwir-
ken der Entscheidungsträger zu schaffen. Keiner von 
ihnen soll damit rechnen können, daß Fehler in sei-
nem Verantwortungsbereich durch kompensierende 
Maßnahmen in den anderen ausgeglichen werden. 
Zugleich wird damit geklärt, wer im Fall einer Stö-
rung in der Pflicht ist, sein Verhalten zu korrigieren 
und dafür zu sorgen, daß Fehlentwicklungen sich 
nicht fortsetzen. Die Zuweisung von Verantwortungs-
bereichen und die damit verbundene Entflechtung 
von Zuständigkeiten stehen nicht in Widerspruch 
zum Erfordernis kooperativen Verhaltens der Ent-
scheidungsträger. Die Kooperation lebt davon, daß in 
einem Bereich Leistungen erbracht werden, die die 
anderen Akteure honorieren, wobei die Vorleistun-
gen wiederwn nur zustande kommen, wenn verläß-
lich davon ausgegangen werden kann, daß sie hono-
riert werden. So soll die Orientierung der tarifpoliti-
schen Akteure auf das Beschäftigungsziel zugleich 
die Handlungsmöglichkeiten der Geldpolitik und der 
Finanzpolitik erweitern, bessere Voraussetzungen 
für mehr arbeitsplatzschaffende Investitionen herzu-
stellen. Hingegen soll die Tarifpolitik nicht darauf 
vertrauen können, daß eine verfehlte Lohnpolitik in 
ihren Auswirkungen auf die Beschäftigung durch 
staatliche Haushaltsdefizite oder expansive Geld-
politik ausgeglichen wird; damit würde die Koope-
ration scheitern. 

Institutionelle Voraussetzungen dafür, daß jeder der 
wirtschaftspolitischen Akteure in seinem Zuständig-
keitsbereich verantwortlich handeln kann, sind für 
die Finanzpolitik klare Kompetenzabgrenzungen im 
föderalen Staatsaufbau, für die Geldpolitik eine un-
abhängige Notenbank, für die Lohnpolitik neben der 
Tarifautonomie der Wettbewerb auf den Gütermärk-
ten, der der Verhandlungsmacht der Tarifvertrags-
parteien Grenzen setzt. Daneben bedarf es mittel-

fristiger Orientierungslinien für die einzelnen Berei-
che, die sicherstellen, daß man sich nicht von kurz-
fristigen Effekten, sondern von den auf Dauer maß-
geblichen Wirkungsbedingungen leiten läßt. In der 
Finanzpolitik ist dies die mit dem strukturellen Defi-
zit verbundene Vorstellung über eine dauerhaft an-
gemessene Finanzierung des öffentlichen Haushalts, 
in der Geldpolitik die potentialorientierte Geldmen-
gensteuerung, in der Lohnpolitik die Produktivitäts-
orientierung. 

295. Der Vorwurf, die angebotsorientierte Wirt-
schaftspolitik reduziere die Aufgaben des Staates 
darauf, wirtschaftliches Wachstum zu stärken, lebt 
von einer Fehldeutung darüber, was Wirtschafts-
wachstum in der Marktwirtschaft eigentlich ist: Es ist 
nichts anderes als Ausdruck der Tatsache, daß die 
Menschen ständig versuchen, etwas anders, etwas 
besser zu machen als bisher. Wachstum ist keine 
staatliche Veranstaltung, sondern das Ergebnis die-
ser unzähligen Bemühungen der Menschen. An-
gebotsorientierte Wirtschaftspolitik zielt darauf ab, 
diese Anstrengungen zu unterstützen, ihnen Hemm-
nisse aus dem Weg zu räumen, nicht aber darauf, 
eine bestimmte Zuwachsrate der gesamtwirtschaft-
lichen Produktion zu realisieren. Die Angemessen-
heit des Wachstums kann sich deshalb nur darauf be-
ziehen, ob es gelingt, die Bereitschaft der Menschen, 
zu arbeiten und etwas zu leisten, dafür zu nutzen, 
daß die realisierte Produktion auch besser ihren 
Wünschen und Präferenzen entspricht. 

Die übliche Beurteilung des Wachstums aufgrund 
des Zuwachses der Produktion oder - gemäß der 
Konzeption des Sachverständigenrates - des Produk-
tionspotentials mag die irrige Vorstellung fördern, 
Wachstum erschöpfe sich darin, daß immer mehr pro-
duziert werde. Man muß aber sehen, was hinter den 
quantitativen Zuwachsraten steht: Es gibt nicht nur 
ein Mehr an Produktion, sondern zugleich ständige 
Verschiebungen in der qualitativen Zusammenset-
zung. Welche Produktarten an relativem Gewicht im 
gesamten Güterangebot gewinnen und welche ver-
lieren, richtet sich nach den Präferenzen der Nach-
frager, hängt aber auch vom technischen Fortschritt 
ab. Produktionszuwächse werden da erreicht, wo die 
Anbieter mit Nachfrage rechnen können, und das ist 
in erster Llnie bei innovativen Produkten zu erwar-
ten; als Beispiele kann man heute Gesundheitsgüter 
und Produkte der Informations- und Kommunika-
tionstechnologie nennen. 

Die Beurteilung der Angemessenheit des Wirt-
schaftswachstums darf sich nicht allein auf quantita-
tive Zuwachsraten stützen, weil darin wese.ntliche 
Elemente des Wohlstands gar nicht zum Ausdruck 
kommen, so etwa ein Zuwachs an Freizeit, vor allem 
aber Verbesserungen oder Verschlechterungen der 
Umweltbedingungen. Zu angemessenem Wachstum 
gehört, daß es mit der Schonung der natürlichen 
Lebens- und Produktionsgrundlagen vereinbar sein 
muß. Angebotsorientierte Wirtschaftspolitik umfaßt 
deswegen auch die Entwicklung und den Einsatz 
von Instrumenten, die die sparsame und effiziente 
Nutzung knapper Umweltgüter bewirken sollen; 
neben ordnungsrechtlichen Geboten, Verboten und 
Auflagen sollten auch solche Instrumente entwickelt 
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und eingesetzt werden, bei denen Knappheitspreise 
für Umweltgiiter das Verhalten der Produzenten und 
Konsumenten lenken, wie b~spielsweise Schadstoff-
abgaben und handelbare Emissionszertifikate. Wo es 
um die Schonung und effiziente Nutzung globaler 
Umweltgiiter geht, bedarf es internationaler Koordi-
nation, sollen Erfolge in der Breite erreicht werden; 
dies schließt nicht aus, daß einzelne Länder oder 
Gruppen von Ländern im Rahmen ihrer Möglich-
keiten eine Vorreiterrolle übernehmen. Auch das ge-
hört zur Schaffung geeigneter Angebotsbedingun-
gen mit dem Ziel, ein angemessenes Wirtschafts-
wachstum zu sichern. 

Zurück zur Nachfrageorlentierung? 

296. Angesichts von Wachstumsschwäche und an-
steigender Arbeitslosigkeit, gegen die sich eine als 
angebotsorientiert angesehene Wirtschaftspolitik als 
machtlos erwiesen habe, werden heute verstärkt 
Stimmen laut, auf das Instrumentarium einer nach-
frageorientierten Politik zurückzugreifen. In den 
sech2iger bis in die siebziger Jahre hinein war in 
Wirtschaftspolitik und Wissenschaft die Überzeu-
gung dominierend, daß der geeignete Ansatzpunkt 
zur Überwindung wirtschaftlicher Problemlagen in 
der Globalsteuerung der gesamtwirtschaftlichen 
Nachfrage liege. Auf diese Vorstellung wird heute 
viel!ach zurückgegriffen, manchmal auch in der 
Weise, daß unreflektiert in der Stimulierung von 
Nachfrage ein Allheilmittel gegen eine unzurei-
chende Wirtschaftsentwicklung und die damit ver-
bundene Unterbeschäftigung gesehen wird. Das 
führt dann zu höchst problematischen Konsequenzen 
für politisches Handeln: Die Geldpolitik soll für nied-
rige Zinsen sorgen, statt dem Ziel der Preisniveau-
stabilität Vorrang zu geben; die Inkaufnahme von 
Haushaltsdefiziten bei Verschiebung der Konsolidie-
rung auf unbestimmte Zeit wird befürwortet; eine 
Steuerreform soll durch Entlastung der Massenein-
kommen Kaufkraft schaffen, nicht !llngegen durch 
Senkung der Spitzensteuersätze Investitions- und 
Leistungsanreize verstärken; damit mehf Kaufkraft 
entsteht, sollen die Löhne steigen ohne Rücksicht 
darauf, daß durch höhere Arbeitskosten die Wett-
bewerbsfähigkeit der Unternehmen beeinträchtigt 
wird und Investitionen unrentabel werden. All dies 
soll nur dazu dienen. Nachfrage zu schaffen, wobei 
als selbstverständlich vorausgesetzt wird, daß dies 
auch zu mehr Beschäftigung führt; die Komplexität 
der Wirkungszusammenhänge wird so auf eine ex-
trem vereinfachte Formel gebracht: Mehr Nachfrage, 
mehr Produktion, mehr Beschäftigung. Mit der theo-
retisch fundierten Konzeption einer Globalsteuerung 
der Nachfrage hat das nichts mehr zu tun. Vielmehr 
handelt es sich um ein fundamentales Mißverständ-
nis dieser Konzeption; eine sich in dieser Weise 
orientierende Wrrtschaftspolilik würde fatale Folgen 
haben. 

W. Nach!rageorientierte Politik ist, richtig verstan-
den, Stabilisierungspolitik. Voraussetzung dafür Ist 
eine bestimmte Problemdiagnose: Störungen im 
Wachstumsprozeß werden danach durch Nachfrage-
schwankungen verursacht. Zur Versteligung dieses 
Prozesses wird über die Geldpolitik und die Budget-
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politik kompensierend eingegriffen. Bei dieser Art 
der Steuerung wird unterstellt, daß der Wachstums-
prozeß in seiner Stetigkeit nur durch Nachfrage-
schwankungen beeinträchtigt wird, im übrigen aber 
ungestört bleibt. Hier wird der Unterschied zur ange-
botsorientierten Politik deutlich, der es darauf an-
kommt, die Bedingungen für den Wachstumsprozeß 
selbst zu verbessern, nicht indem sie konigierend 
in die Abläufe eingreift, sondern indem sie lang-
fristig geeignete, verläßliche Rahmenbedingungen 
setzt und Hemmnisse beseitigt, die der Erschließung 
neuer Wachstwnsbereiche, der Entfaltung innovati-
ver Potentiale, der Schaffung besserer Voraussetzun-
gen für künftige Produktion und künftige Beschäfti-
gung entgegenstehen. 

Es ist falsch, einen Gegensatz zwischen angebots-
orientierter und nachfrageorientierter Wirtschafts-
politik darin zu sehen, daß erstere ausschließlich die 
miluoökonomischen Bedingungen des Angebotsver-
haltens im Auge habe, letztere hingegen die makro-
ökonomischen Kreislaufzusammenhänge in den Vor-
dergrund stelle. Angebotsorientierte Politik darf 
keineswegs die makroökonomischen Kreislaufbezie-
hungen vernachlässigen, insbesondere auch nicht, 
wie die gesamtwirtschaftliche Nachfrage beeinflußt 
wird. Ebenso werden Vertreter der nachfrageotien-
tlerten Konzeption in Anspruch nehmen, daß durch 
Stärkung der gesamtwirtschaftlichen Nachfrage letzt-
lich auch verbesserte Voraussetzungen für unterneh-
merische Investitionen aus mikroökonomischer Sicht 
geschaffen werden sollen. Der Unterschied zwischen 
den beiden Konzeptionen liegt nicht in einem Ge-
gensatz zwischen mikroökonomischer und makro-
ökonomischer Sicht, sondern darin, wo die Ursachen 
wirtschaftlicher Störungen gesehen werden, an wel-
cher" Stelle die wirtschaftspolitische Therapie anzu-
setzen hat und wie wirtschaftspolitische Instrumente 
unter den jeweils gegebenen politökonomischen 
Bedingungen wirken. Wenn es darum geht, die 
Wirtschaft aus einem Zustand der Wachstumsschwä-
che hinauszuführen, in dem es nicht gelingt, die 
vorhandenen Ressourcen, insbesondere die Arbeits-
kräfte in effizienter Weise zu nutzen, dann liegt 
der Ansatzpunkt angebotsorientierter Politik darin, 
günstigere Bedingungen dafür zu schaffen, daß 
neue und bessere Güter angeboten werden und 
daß damit mehr Beschäftigungsmöglichkeiten ent-
stehen. Sicherlich hängt der Erfolg dieser Strategie 
auch davon ab, daß sich für das Angebot auch Nach-
frage findet. Unternehmen, die investieren, reagieren 
aber nicht nur auf bereits wirksame Nachfrage, sie 
setzen vielmehr auf künftige Nachfrage. Die Kauf-
kraft dafür wird durch die im Wachstumsprozeß 
ermöglichten Einkommenszuwächse erst geschaffen. 
Eine Politik der Nachfragestimulierung könnte in der 
gleichen Situation nur erfolgreich sein, wenn die von 
ihr vermittelten Impulse ausreichend wären, In-
vestitionen anzustoßen und damit dem Wachstums-
prozeß wieder Schwung zu geben; das aber kann 
nicht gelingen, wenn andere Ursachen als Nachfra-
gemangel hinter der zu schwachen Investitionstätig-
keit stehen. 

298. Abgesehen vom begrenzten Anwendungsbe-
reich nachfrageorientierter Politik werden deren Er-
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folgsaussichten stark eingeschränkt, wenn es intensi-
ve Handelsbeziehungen zu anderen Ländern gibt. 
Nachfragestimulierende Maßnahmen in einem Land 
verfehlen insoweit ihren Zweck, als die zusätzliche 
Nachfrage nicht durch inländische Produktion, son-
dern durch Importe gedeckt wird. Je ausgeprägter 
die Schwächen auf der Angebotsseite sind, je attrak-
tiver hingegen die Produkte ausländischer Anbieter, 
desto weniger wird ein Nachfrageimpuls bei Investi-
tionen und Beschäftigung im Inland bewirken kön-
nen. Von manchen wird ein Ausweg in einer inter-
national koordinierten Nachfragepolitik gesehen. Es 
erscheint jedoch höchst zweifelhaft, daß eine solche 
Koordination in Form konkreter Konjunkturpro-
gramme auch nur in einem kleineren Kreis von Län-
dern, etwa denen der Europäischen Union, politisch 
realisiert werden könnte. Dafür sind die Interessen 
zu unterschiedlich, und es ist zu ungewiß, in wel-
chem Land die Nachfrageimpulse der gemeinsam 
verabschiedeten Politik wirksam würden. Sinnvoll 
wäre eine international koordinierte Nachfragepoli-
tik ohnehin nur, wenn in allen beteiligten Ländern 
eindeutig nachfragebedingte Störungen diagnosti-
ziert werden könnten. 

299. Nachfrageorientierte Politik., auch wenn sie in 
Form der Stabilisierungspolitik theoretisch gut fun-
diert ist, führt in der politischen Umsetzung leicht zu 
Fehlentwicklungen, wenn ihr Instrumentarium in der 
falschen Situation und in der falschen Weise einge-
setzt wird; schlechte Erfahrungen begründen die 
heute weltweit verbreitete Skepsis gegenüber nach-
frageorientierter Wirtschaftspolitik. 

Die Instrumente, die nach der Konzeption der Stabili-
sierungspolitik zur Kompensation nachfragebeding-
ter Störungen im Wachstumsprozeß eingesetzt wer-
den sollen, müssen sich als ungeeignet erweisen in 
einer Situation, in der der Wachstumsprozeß dadurch 
gehemmt wird, daß es an Investitions- und Innova-
tionsbereitschaft fehlt und notwendige Strukturan-
passungen unterbleiben. So mußte die Nachfragepo-
litik in der Krise der siebziger Jahre versagen, die da-
durch bedingt war, daß der durch den Ölpreisschock 
notwendig gewordene Strukturwandel nicht schnell 
genug in Gang kam. Die Folgen einer auf falscher 
Diagnose beruhenden Politik werden verschärft, 
wenn die zunächst vermittelten Nachfrageimpulse 
erfolglos bleiben und darauf mit neuen und immer 
umfangreicheren Nachfrageprogrammen reagiert 
wird. 

Aber auch bei richtiger Diagnose stößt die praktische 
Umsetzung der Stabilisierungspolitik auf erhebliche 
Schwierigkeiten. Sollen durch diskretionäre Eingriffe 
in den Wirtschaftsablauf Nachfrageimpulse vermit-
telt werden, so steht man vor dem Problem, sie nach 
Zeit und Umfang richtig zu bemessen. Man kennt bei 
einzelnen Maßnahmen die Wirkungsverzögerungen 
nicht genau, und man weiß nicht, wie stark ein 
Impuls sein muß, um die erwünschten, sich selbst tra-
genden und verstärkenden Nachfrageeffekte hervor-
zurufen. Da Nachfrageprogramme zeitlich begrenzt 
sein müssen, besteht die Gefahr, daß sie in erheb-
lichem Maße Vorzieheffekte erzeugen und daß nach . 
ihrem Auslaufen erneut Nachfrageschwäche ent-

steht. Wenn der Wirkungsmechanismus nachfrage-
politischer Impulse im Zeitablauf nicht beherrscht 
wird, kann die Folge sein, daß statt der beabsichtig-
ten Stabilisierung sogar eine Destabilisierung be-
wirkt wird. 

In der politischen Praxis fällt es nach aller Erfahrung 
überaus schwer, die Konzeption der Stabilisierungs-
politik in dem Sinne konsequent umzusetzen, daß 
nicht nur bei Nachfrageschwäche positive Nach-
frageimpulse erzeugt werden, vielmehr auch in der 
Hochkonjunktur dämpfend auf die Nachfrage einge-
wirkt wird. Diese Umsetzungsschwierigkeiten treten 
vor allem bei der Budgetpolitik zutage. Während das 
Gebot, bei schwacher Konjunktur Defizite hinzuneh-
men, gern befolgt wird, halten Politiker sich meist 
nicht an die Regel, bei Hochkonjunktur Überschüsse 
zur Rückzahlung von Schulden zu verwenden. Mit 
reichlich zufließenden Einnahmen steigt vielmehr 
auch die Ausgabenfreudigkeit. Antizyklische Fiskal-
politik wird so in der politischen Praxis meist asym-
metrisch verzerrt; ihre Regeln werden nur bei schwa-
cher Konjunktur befolgt. Im Ergebnis führt dies zu 
einer auf Dauer nicht tragbaren Politik ständig zu-
nehmender Staatsverschuldung. 

300. Soweit es darum geht, nachfragebedingte Stö-
rungen zu kompensieren und damit den Wachstums-
prozeß zu verstetigen, steht die Nutzung nachfrage-
politischer Instrumente grundsätzlich nicht im Ge-
gensatz zu angebotsorientierter Politik; es muß aller-
dings darauf geachtet werden, daß nachfragepoliti-
sches Handeln nicht zugleich die Angebotsbedin-
gungen verschlechtert. Vor allem ist der Tatsache 
Rechnung zu tragen, daß Angebotsverhalten, insbe-
sondere unternehmerisches Investitionsverhalten, in 
starkem Maße durch Erwartungen über die Zukunft 
geprägt wird, daß aber Nachfragepolitik gerade 
diese Zukunftserwartungen in nachteiligem Sinne 
beeinflussen kann. 

- Eine Finanzpolitik, die zur Vermittlung von Nach-
frageimpulsen Haushaltsdefizite in Kauf nimmt, 
verfehlt dann ihr Ziel, wenn sie zu der Befürch-
tung Anlaß gibt, daß die Defizite außer Kontrolle 
geraten und, sofern der Weg der Entschuldung 
durch Inflation versperrt ist, letztlich zu unüber-
sehbaren Steuerlasten in der Zukunft führen. Das 
hat Verunsicherung und Investitionszurückhal-
tung zur Folge. 

- Eine Geldpolitik, die Nachfrageimpulse durch 
niedrige Zinsen und übermäßige Liquiditätsver-
sorgung vermitteln will, verfehlt dann ihr Ziel, 
wenn sie Inflationserwartungen nährt, damit die 
Kalkulationsgrund.lagen der Investoren in Frage 
stellt und Befürchtungen harter Verteilungskämp-
fe aufkommen läßt oder wenn die Investoren mit 
einer in absehbarer Zeit durch Gegensteuern ver-
ursachten Stabilisierungsrezession rechnen müs-
sen. 

Nachhaltig auf die Erwartungsbildung der Investo-
ren wirkt zudem eine Lohnpolitik, die die Stärkung 
der Kaufkraft der Arbeitnehmer und damit des Priva-
ten Verbrauchs in den Vordergrund stellt, auf die 
Entwicklung der Arbeitsproduktivität und die Wett-
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bewerbsfähigkeit der Unternehmen hingegen keine 
Rücksicht nimmt. Über den damit verbundenen Ko-
steneffekt beeinträchtigt sie unmittelbar die Bereit-
schaft, zu investieren und Arbeitsplätze zu schaffen; 
darüber hinaus werden damit Erwartungen über die 
zukünftige Tarifpolitik begründet, die den hemmen-
den Effekt auf das Angebotsverhalten noch ver-
stärken. 

Der Sachverständigenrat hat in seiner Kritik an der 
nachfrageorientierten Politik die Notwendigkeit ei-
ner Stabilisierung der Erwartungen hervorgehoben 
(JG 76 Ziffern 3091.). Vor allem Investoren müssen 
auf die Verläßlichkeit der durch die staatliche Wnt-
schaftspolitik gesetzten Rahmenbedingungen, ins-
besondere auf die Solidität der Finanzpolitik und 
das Stabilitätsversprechen der Geldpolitik vertrauen 
können, soll es nicht zu einer Lähmung der Antriebs-
kräfte auf der Angebotsseite kommen. 

Das bedeutet nicht, daß die Wirtschaftspolitik auf Be-
einflussung der Nachfrage ganz verzichten muß. 
Eine auf Stärkung der Angebotskräfte gerichtete 
Wachstumspolitik kann durch eine auf Verstetigung 
des Wachstums von der Nachfrageseite her zielende 
Stabilisierungspolitik sinnvoll ergänzt werden, so-
weit diese keine nachteiligen Nebenwirkungen bei 
den Angebotsbedingungen hat, soweit insbesondere 
die Stabilisierung der Nachfrage nicht mit einer De-
stabilisierung der Erwartungen einhergeht. So ist 
eine Fiskalpolitik, die darauf beruht, daß ein struktu-
relles Defizit vermieden wird, dabei jedoch konjunk-
turell bedingte Defizite hingenommen, .konjunkturell 
bedingte Überschüsse hingegen zur Schuldentilgung 
verwendet werden, im Prinzip sinnvoll. Freilich muß 
schon im Ausgangspunkt hinreichendes Vertrauen 
bestehen, daß in der Finanzpolitik so verfahren wer-
den wird. Nach den Erfahrungen der Vergangenheit 
wird man das nicht ohne weiteres glaubwürdig ma-
chen können. 

301. Noch einmal sei es betont: Die Nachfrage ist 
aus der Sicht der angebotsorientierten Konzeption 
nicht irrelevant. Es darf deswegen nicht vernachläs-
sigt werden, daß angebotsorientierte Politik in vielen 
Fällen zunächst mit unmittelbar erkennbaren Effek-
ten auf der Nachfrageseite verbunden ist. Aus dieser 
Sicht wird vielfach Kritik laut gegemlber einer auf 
Haushaltskonsolidierung gerichteten Finanzpolitik 
und einer auf Stabilität gerichteten Geldpolitik. Dem 
ist entgegenzuhalten: Aus einer Situation der Wachs-
tumsschwäche und verhärteter Afbeitslosigkeit 
kommt man mit Nachfragepolitik nicht heraus. Der 
Ausweg ist vielmehr, darauf zu setzen, daß auf der 
Angebotsseite künftige Nachfrage antizipiert und 
dadurch eine Entwicklung eingeleitet wird, die diese 
Antizipation auch bestätigt. Konkreter gesagt: Es 
muß Unternehmen geben, die über die gegenwärtige 
Nachfrage hinaus für zukünftige Nachfrage investie-
ren, die dadurch Beschäftigung und Einkommen 
schaffen, aus denen schließlich auch wieder Nach-
frage genährt wird. Es entspricht historischen Erlah-
rungen, daß die Dynamik wirtschaftlicher Entwick-
lungsprozesse in erster Linie durch Angebotsaktivitä-
ten, die auf künftige Märkte gerichtet sind, angetrie-
ben wird. 
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Schwierigkeiten der Umsetzung in die 
poUtische Praxis 

302. In der politischen Tagesdiskussion ist es oft 
nicht einfach, die angebotsorientierte Konzeption ge-
genüber der Forderung nach nachfragepolitischen 
Maßnahmen zu vertreten. Dies liegt zum einen dar-
an, daß die komplexen Wirkungsketten, über die die 
Angebotspolitik den Wachstumsprozeß beeinflußt, in 
der öffentlichen Meinungsbildung nicht leicht ver-
ständlich zu machen sind, zum anderen an den teils 
tatsächlichen, teils auch nur vermeintlichen Vertei-
lungseffekten der Angebotspolitik, die der Kritik An· 
satzpunkte bieten. Nachfragepolitik kommt mit we-
nigen Maßnahmen aus, deren unmittelbare Wirkun-
gen zudem oft sehr plausibel erscheinen. Angebots-
politik findet ihren Ausdruck in einer Fülle von Ein-
zelmaßnahmen, die erst in ihrer Gesamtheit und über 
einen nicht leicht zu durchschauenden Wirkungs-
mechanismus auf Überwindung von Wachstums-
schwächen abzielen; jede dieser Einzelmaßnahmen 
kann mit der rhetorischen Frage, wieviele Arbeits-
plätze sie denn bringen würde, in Zweifel gezogen 
werden. 

Es kommt hinzu: Wenn es darum geht, aus einer 
Schwächephase herauszukommen, scheint nachfra-
georientierte Politik den Vorzug zu haben, daß die 
von ihr initiierten Maßnahmen bei den Betroffenen 
keinen Widerstand erzeugen, ihnen vielmehr eher 
willkommen sind. Man kann unter Inkaufnahme von 
Haushaltsdefiziten höhere Ausgaben machen oder 
Steuernachlässe gewähreni man kann durch expan-
sive Geldpolitik Kredite verbilligen; man kann ohne 
Rücksicht auf die Auswirkung auf die Arbeitskosten 
höhere Löhne durchsetzen; die negativen Folgen tre-
ten erst später ein und werden von den meisten zu-
nächst nicht gesehen. Hingegen muß die angebots-
orientierte Politik den Bürgern in der gleichen Lage 
vielfach auch Unangenehmes zumuten: Kürzung der 
Staatsausgaben, Beschränkung der Sozialleistungen 
auf ein wirtschaftlich tragbares Maß, Orientierung 
der Lohnpolitik an den Marktbedingungen der Un-
ternehmen, in denen Beschäftigung entstehen soll. 
Das ist zunächst belastend und nicht geeignet, Ange-
botspolitik populär zu machen. Erst später zeigen 
sieb die positiven Wirkungen. Werm langfristiges 
Denken in der Politik zu kurz kommt, sind die Chan-
cen, die Wirtschaft auf einen angemessenen und ste-
tigen Wachstumspfad bei hohem Beschäftigungs-
stand zu bringen, entsprechend gering. 

Konsequent durchgeführte Nachfragepolitik hat es 
allerdings auch mit Akzeptanzproblemen zu tun: 
wenn sie bei guter Konjunktur restriktiv werden 
muß, wenn es insbesondere geboten ist, konjunktu-
rell bedingte Haushaltsüberschüsse zur Schulden-
tilgung zu verwenden; angesichts voller Kassen ge-
lingt es in aller Regel nicht, den antizyklischen Kurs 
gegenübervieliältigen Ausgabenwünschen durchzu-
setzen. Das ist einer der Gründe, warum nachfrage-
orientierte Stabilisierungspolitik so häufig scheitert. 
In der Schwächephase allerdings müssen Befürwor-
ter der Nach!ragepolitik nicht mit Schwierigkeiten 
dieser Art rechneni daß später, wenn die Politik denn 
erfolgreich ist, konsequenterweise Restriktionen ak-



Deutscher Bundestag-13. Wahlperiod.e Drucksache 13/9090 

zeptiert werden müssen, wird zunächst nicht wahr-
genommen. 

303. Widerstände gegen angebotsorientierte Wirt-
schaftspolitik ergeben sich auch aus ihren als uner-
wünscht angesehenen Folgen für die Verteilung von 
Einkommen und Vermögen. Kritisches Interesse rich-
tet sich dabei auf die Unternehmensgewinne. So ist 
es nicht einfach, Verständnis dafür zu linden, daß aus 
angebotspolitischer Sicht auch bei steigenden Unter-
nehmensgewinnen eine moderate Lohnpolitik gebo-
ten sein kann. Demgegenüber gilt es die Einsicht zu 
vermitteln, daß die Aussicht auf Gewinne, im günsti-
gen Fall sogar sehr hohe Gewinne, unverzichtbar ist 
als Anreiz für unternehmerische Betätigung, für In-
vestitionen und für die Bereitschaft, Risiken einzuge-
hen. Dies aber sind die Voraussetzungen für Wachs-
tum und für das Entstehen von Beschäftigungsmög-
lichkeiten. Deswegen ist es gerade aus der Sicht von 
Ar_beitnehmern, deren Arbeitsplätze bedroht sind, 
wunschenswert, daß die Gewinnaussichten für un-
ternehmerische Investitionen günstig sind. Daß die 
Gewinne nicht übermäßig steigen werden, dafür 
sorgt ein funktionierender Wettbewerb, den zu si-
chern Aufgabe der staatlichen Wirtschaftspolitik ist. 
Verfehlt ist hingegen eine Lohnpolitik, die auf Um-
verteilung zielt, statt sich an der Produktivität zu 
orientieren. Verfehlt ist es auch, Untem~hmensge~ 
winne exzessiv zu besteuern. 

Die Entwicklung der letzten Jahre steht scheinbar in 
Widerspruch zu dieser Erklärung der Rolle von Un-
ternehmensgewinnen. Nach der Rezession von 1993 
sind die Gewinne Jahr für Jahr deutlich angestiegen; 
trotzdem kommen die Investitionen nicht recht in 
Gang, und die Unternehmen haben in großem Um-
fang Personal abgebaut. Dafür gibt es Erklärungen: 
Die Gewinnentwicklung war für die Unternehmen 
sehr unterschiedlich, für viele durchaus nicht über-
mäßig günstig, insbesondere im Verarbeitenden Ge-
werbe weniger gut als in anderen Bereichen; Investi-
tionen an ausländischen Standorten bieten häufig 
bessere Gewinnaussichten als in Deutschland, und 
insbesondere Gewinne von vielen Großunternehmen 
wurden bereits in erheblichem Umfang an ausländi-
schen Standorten erwirtschaftet. Vor allem aber: Es 
fehlt an Vertrauen, daß in Deutschland auf Dauer 
günstige Bedingungen zur Erzielung international 
üblicher Investitionsrenditen gegeben sein werden. 
Man mag es mit moralischen Appellen an die Unter-
nehmen versuchen, mehr zu investieren und mehr 
Personal etnzustellen; man darf nur nicht allzu ent-
täuscht darüber sein, wenn dies nicht viel bewirkt. 
Was zählt, sind Aussichten auf hohe Investitions-
renditen. Erst wenn das Vertrauen auf dauerhaft 
günstige Angebotsbedingungen genügend gefestigt 
ist, wird mit zunehmender Wachstumsdynamik auch 
wieder die Beschäftigungslage sich deutlich verbes-
sern. Deswegen wäre es ein schwerer Fehler, aus 
Enttäuschung über ausbleibende Investitionen und 
Arbeitsplätze von der moderaten Lohnpolitik der 
letzten zwei Jahre wieder auf einen auf Umvertei-
lung zugunsten der Arbeitnehmer zielenden Kurs 
überzugehen. 

Nach der Konzeption angebotsorientierter Wirt-
schaftspolitik sollte Einkommensungleichheit, die aus 

hohen Unternehmensgewinnen resultiert, akzeptiert 
werden, wenn damit auf die Dauer in der Breite mehr 
Beschäftigung entsteht und höhere Einkommen er-
zielt werden. Aus der Sicht verteilungspolitischer 
Zielsetzungen mag die damit entstehende Ungleich-
heit als unerwünscht erscheinen. Gleichwohl wäre es 
nicht sinnvoll, nur um der Gleichheit willen Unter-
beschäftigung und Wohlstandseinbußen hinzuneh-
men. Gleichmäßigere Beteiligung an Einkommen 
und Vermögen sollte mit anderen Instrumenten an-
gestrebt werden, insbesondere über Gewinnbeteili-
gung und durch Vermögensbildung bei Arbeitneh-
mern. 

304. Die Akzeptanz angebotsorientierter Wut-
schaftspolitik wird weiter dadurch erschwert, daß 
die aus ihrer Sicht anzustrebende Gestaltung des 
Systems der Steuern und Transfers ebenfalls auf 
Kritik aus dem Blickwinkel verteilungspolitischer 
Ziele trifft. Es wird der Vorwurf laut, Angebotspolitik 
bewirke eine • Umverteilung von unten nach oben•. 
Das bestehende System von Steuern und Transfers 
zielt auf eine Umverteilung von oben nach unten. 
Allerdings besteht wegen der Komplexität und 
Undurchschaubarkeit des Systems Unklarheit über 
die Treffsicherheit der Umverteilungspolitik. Doch 
wird eine Umverteilung nach unten zumindest in-
soweit erreicht, als die Empfänger sehr niedriger 
Einkommen durch Transferzahlungen eindeutig be-
günstigt werden. Es liegt durchaus auf der Linie 
angebotsorientierter Politik, die Effizienz des Steuer-
und Transfersystems zu verbessern, nicht zuletzt 
durch Schaffung von Transparenz, und gerade 
dadurch mehr The!lsichetheit bei der Umverteilung 
zu erreichen. Freilich ist auch dies schon mit Ein-
griffen in Besitzstände verbunden. Zusätzlich müs-
sen die Grenzen der Umverteilung beachtet wer-
den: Diese liegen da, wo zum einen die Abgabenlast 
Initiative, Leistungsbereitschaft und Investitionen in 
zunehmendem Maße zu lähmen beginnt, wo zum 
anderen die Aussicht auf Transfereinkommen die 
Sicherung des Lebensunterhalts durch eigene Ar-
beit und Leistung kaum noch lohnend erscheinen 
läßt. 

Man ist schnell zur Hand mit dem Vorwurf des • So-
zialabbaus•, bedenkt dabei aber nicht, daß ein über-
dimensioniertes und dabei in vieler Hinsicht ineffizi-
entes Umverteilungssystem die Basis des Wohlstands 
untergräbt, der Voraussetzung eines funktionsfähi-
gen und effizienten Sozialsystems ist. Das Fehlen von 
Arbeitsplätzen ist heute die wichtigste Ursache sozia-
ler Notlagen. An dieser Ursache setzt eine Politik an, 
die Wachstum und Beschäftigung fördern will und 
dabei auch eine Reform der sozialen Sicherung nicht 
aussparen darf. Es geht dabei darum, die zentralen 
Ordnungsprinzipien des Sozialstaats, das Solidar-
prinzip und das Subsidiaritätsprinzip in ein auf Dauer 
tragbares Verhältnis zu bringen und das System der 
sozialen Sicherung effizienter zu gestalten, effizien-
ter nicht zuletzt auch im Hinblick auf erstrebenswer-
te Umverteilungsziele (JG 96 Ziffern 379ff.). Populär 
ist eine solche Politik nicht; um sie durchzusetzen, 
bedarf es politischer Überzeugungskraft, die die Ein-
sicht in das ökonomisch Vernünftige und Unvermeid-
liche vermittelt. 
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305. Das Argument, die angebotsorientierte Wirt-
schaftspolitik habe in den letzten 15 Jahren versagt, 
hält einer näheren Überpn1fung nicht stand {Zif-
fern 236ff.). Man muß berücksichtigen, daß sich das 
weltwirtschaftliche Umfeld in dieser" Zeit grund-
legend verändert hat, daß die deutsche Wirtschaft 
durch die Vereinigung außergewöhnlichen Belastun-
gen ausgesetzt war. Vor allem aber: Es ist zwar rich-
tig, daß sich die deutsche WJrtschaftspölitik seit Be-
ginn der achtziger Jahre von nachfragepolitischen 
Eingriffen keine großen Erlolge mehr verspricht, daß 
die Finanzpolitik schon seit 1981 zu einem Konsoli-
dierungskurs übergegangen war und daß die Wirt-
schaftspolitik sich spätestens seit 1982 durchweg auf 
angebotspolitische Überlegungen gestß.tzt hat. Das 
heißt aber nicht, daß die Politik tatsächlich mit aller 
notwendigen Konsequenz die Maßnahmen ergriffen 
hat, die zur Stärkung der Angebotskräfte erlorderlich 
gewesen wären. Der Sachverständigerirat hat Jahr 
für Jahr mit aller Deutlichkeit und mit Nachdruck 
darauf hingewiesen, welche Mängel und.Defizite aus 
Siebt seiner angebotspolitischen Konzeption zu kon-
statieren waren. Schon in den Jahren vor der Vereini-
gung gab es erhebliche Versäumnisse, vor allem 
hinsichtlich einer qualitativen Konsolidierung des 
Staatshaushalts und grundlegender Reformen im Sy-
stem der sozialen Sicherung. Nach der Vereinigung 
Ist es der Finanzpolitik nicht gelungen. neue Prioritä-
ten zu setzen; über ein kurzfristiges !{eagieren zur 
Überbrückung immer neuer Haushaltsnotlagen ist 
sie in den letzten Jahren nicht hinausgekommen. Die 
notwendigen Reformen im Bereich der Sozialpolitik 
treten a.uf der Stelle. Das Handeln der Tarifvertrags-
parteien läßt nicht selten dllran zweifeln, daß sie sich 
ihrer Verantwortung für die Angebotsbedingungen 
und damit für Investitionen und Beschäftigung am 
Standort Deutschland bewußt sind. 

Die Erfahrungen in Deutschland können aus all die-
sen Gründen kein Erlolgsausweis für angebotsorien-
tierte Wirtschaftspolitik sein, aber auch kein Beleg 
für ihr Versagen. Wohl aber für ein Versagen der Po-
litik., eine intendierte Strategie der Verbesserung der 
Angebotsbedingungen auch tatsächlich durchzuset-
zen. Wenn heute die anhaltende Wachstumsschwä-
che der deutschen Wirtschaft nicht überwunden wer-
den kann, wenn die Lage am Arbeitsmarkt heute 
weit schlechter ist als vor 15 Jahren, dann folgt dar-
aus nicht, daß die angebotsorientierte Konzeption 
aufgegeben werden muß. Vielmehr muß die Frage 
gestellt werden, warum es nicht gelingt, diese Politik 
konsequent zu betreiben. In anderen Ländern hat 
man diese Konzeption entschlossen umgesetzt. Bei-
spiele sind Neuseeland (JG 96 Ziffern 46ff.), das Ver-
einigte Königreich, die Niederlande und Kanada (Zif-
fern 66ff.). Zwar waren in diesen Ländern sehr unter-
schiedliche Ausgangspositionen gegeben; eben5o 
unterscheiden sich die konkreten politischen Stratß-
g:ien. Gemeinsam ist aber allen, daß der Ausweg aus 
einer sich kritisch zuspitzenden Wirtschaftslage ge-
funden wurde, indem die Angebotsbedingungen ver-
bessert wurden, wobei Maßnahmen wie Haushalts-
konsolidierung, Steuersenkungen, Privatisierung, De-
regulierung und Aufbrechen struktureller Verhärtun-
gen auf den Arbeitsmärkten die entscheidende Rolle 
spielten. 
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III. Globalisierung und Standortwettbewerb 

306. Die Wirkungsmöglichkeiten nationaler Wirt-
schaftspolitik werden heute in starkem Maße durch 
die zunehmende internationale Verflechtung der 
Wirtschaftsbeziehungen eingeschränkt. Was als Glo-
balisierung der Wirtschaft bezeichnet wird, ist ein 
komplexer Vorgang mit vielfältigen Aspekten. Zur 
Globalisierung gehört das weltweite Zusammen-
wachsen der Gütermärkte, bedingt durch sinkende 
oder ganz aufgehobene Handelsschranken, unter-
stützt durch Fortschritte in der Transporttechnik und 
in der Kommunikationstechnik. Ebenso gehört zur 
Globalisierung die größer werdende Mobilität von 
Produktionsfaktoren, in erster Llnie des Kapitals, der 
unternehmerischen Initiative, des technischen Wis-
sens. 

Die Globalisierung bewirkt eine Zuspitzung der 
Probleme eines Landes, dem es nicht gelingt, die 
Angebotsbedingungen so zu gestalten, daß die 
verfügbaren Arbeitskräfte in marktorientierter Pro-
duktion Beschäftigung finden. Schlechte Angebots-
bedingungen sind das Ergebnis von Versäumnis-
sen im eigenen Land; sie zu verbessern ist auf jeden 
Fall eine dringliche Aufgabe der Wirtschaftspolitik, 
ganz unabhängig von der Globalisierung. Globa-
lisierung und internationaler Wettbewerb verändern 
aber die Handlungsbedingungen der Politik; zu-
gleich verschärfen sie die Folgen von Unterlassun-
gen. 

3f17. Durch die erhöhte Mobilität eines Teils der 
Produktionsfaktoren, vor allem des Kapitals und der 
unternehmerischen Initiative, verstärkt sich der 
Standortwettbewerb. Dies ist der Wettbewerb der an 
einen Standort gebundenen Faktoren, vor allem der 
überwiegend immobil bleibenden Arbeitskräfte, mit 
dem Ziel, die Attraktivität ihres Standorts für die mo-
bilen Faktoren zu erhöhen. Im Standortwettbewerb 
kommt der staatlichen Wirtschaftspolitik eine wichti-
ge Rolle zu. Sie gestaltet die Angebotsbedingungen 
und damit die Voraussetzungen für den Einsatz und 
die Erfolgsaussichten der mobilen Faktoren, in erster 
Llnie für Investitionen und unternehmerische Betäti-
gung, damit aber auch für die Beschäftigungschan-
cen der immobilen Faktoren. Zu den Aufgaben des 
Staates, die in diesem Zusanunenhang von Bedeu-
tung sind, gehören die Bereitstellung der physischen 
Infrastruktur, die Gestaltung des Bildungswesens, 
die Rechtsordnung und die innere Sicherheit. Ebenso 
Ist im Standortwettbewerb von Bedeutung, mit wel-
chen Steuern und Abgaben die ökonomische Aktivi-
tät in einem Land belastet ist. Die mit Globalisierung 
und Standortwettbewerb verbundenen Zwänge ge-
ben viellach Anlaß zu Befürchtungen. 

- Es wird befürchtet, im Bereich der Steuern könne 
es zu einem Unterbietungswettbewerb zwischen 
den Staaten kommen, der letztlich darauf hinaus-
laufe, daß die Versorgung mit öffentlichen Gütern, 
das heißt also die vom Staat gebotene materielle 
und immaterielle Infrastruktur, hinter dem zurück-
bliebe, was von den Erfordernissen der Produktion 
und den Präferenzen der Bürger her geboten wä-
re. Das Ist so nicht richtig, jedenfalls nicht, soweit 
es darum geht, günstige Standortbedingungen für 
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unternehmerische Investitionen zu schaffen. Inve-
stitionsentscheidungen von Unternehmen richten 
sich nicht allein nach der Belastung mit Abgaben 
und Steuern, sie beruhen vielmehr auf einer Ab-
wägung dieser Belastung gegenüber den aus der 
Versorgung mit öffentlichen Gütern beruhenden 
Vorteilen eines Standorts. Es muß daher nicht zu 
einem Unterbietungswettbewerb kommen, weil 
höhere Steuern durchaus hingenommen werden, 
wenn die ihnen gegenüberstehenden anderweiti-
gen Standortvorteile die Belastung aus der Sicht 
der Investoren ausgleicheni wohl aber zwingt der 
Wettbewerb, sich um höchste Effizienz bei der 
Verwendung• von Steuern zur Bereitstellung öf-
fentlicher Güter zu bemühen. 

Anders zu beurteilen als der Standortwettbewerb 
um Sachinvestitionen ist ein Steuerwettbewerb, 
der nur zur Verlagerung von Steuerbemessungs-
grundlagen, vor allem von Finanzkapital und den 
daraus fließenden Erträgen führt. Hierdurch wird 
es möglich, in den Genuß günstiger Besteuerung 
in einem anderen Land zu kommen, zugleich aber 
alle Vorteile der Infrastruktur im eigenen Land 
nutzen zu können. Diese Form des Steuerwettbe-
werbs sollte durch internationale Abmachungen 
geregelt werden. 

- Es wird befürchtet, der Standortwettbewerb führe 
zu einer Unterbietung bei den Sozialabgaben und 
damit zur Aushöhlung des Systems der sozialen 
Sicherung. Dabei ist jedoch zu bedenken, daß das 
System der sozialen Sicherung Teil der auch für 
die Standortwahl der mobilen Faktoren relevanten 
Infrastruktur ist; sozialer Friede und Arbeitszufrie-
denheit sind positive Standortfaktoren, die sich 
auch in der Produktivität auswirken. Deswegen 
wird Umverteilung innerhalb gewisser Grenzen 
durchaus akzeptiert. Für die Kosten des Systems 
der sozialen Sicherung gilt im Standortwettbe-
werb, daß sie letztlich immer aus den im Land er-
wirtschafteten Einkommen bestritten werden müs-
sen, aus den Ein.kommen der mobilen Faktoren, 
soweit dieser Belastung gute Standortbedingun-
gen gegenüberstehen, im übrigen aus den Ein-
kommen der immobilen Faktoren. Dies gilt unab-
hängig davon, ob die soziale Sicherung durch Bei-
träge von Arbeitgebern und Arbeitnehmern oder 
durch Steuern finanziert wird. Welches System der 
sozialen Sicherung sich ein Land leisten kann, 
hängt zum einen davon ab, wie hoch die von der 
Produktivität her bedingten Einkommen sind, zum 
anderen davon, welchen Teil dieser Einkommen 
man in Form von Abgaben für die soziale Siehe-· 
rung abzweigen will und kann. Unterschiede im 
Einkommen zwischen verschiedenen Ländern 
bleiben im Standortwettbewerb bestehen, soweit 
sie Unterschieden in der Produktivität entsprechen; 
im übrigen behält die Sozialpolitik ihren Gestal-
tungsspielraum hinsichtlich der Verwendung der 
Einkommen, wobei sie allerdings auf Präferenzen 
und auf Akzeptanzgrenzen Rücksicht zu nehmen 
hat. Akzeptanzgrenzen gibt es nicht nur bei den 
mobilen Faktoren, die auf andere Standorte aus-
weichen können, sondern auch bei den immobilen 
Faktoren, die ebenfalls Ausweichmöglichkeiten ha-
ben, etwa in die Schattenwirtschaft. 

- Es wird befürchtet, der Standortwettbewerb führe 
dazu, daß die Arbeitnehmer durch einen De-
regulierungswettbewerb ihres arbeitsrechtlichen 
Schutzes beraubt werden. Hierbei wird verkannt, 
daß Schutzrechte für Arbeitnehmer auch aus der 
Sicht des Arbeitgebers mitzlich und sinnvoll sein 
können, vor allem, weil sie längerfristige Arbeits-
verträge erleichtern und zur Bildung unterneh-
mensspezifischen Humankapitals motivieren, was 
letztlich die Produktivität steigert. Erst wenn bei 
der Gewährung arbeitsrechtlicher Schutzmaßnah-
men die als sinnvoll und akzeptabel angesehenen 
Grenzen überschritten werden, können sie als ne-
gative Standortfaktoren ins Gewicht fallen. Dann 
gilt, daß der damit für den Arbeitgeber verbun-
dene Kostennachteil durch geringeren Lohn kom-
pensiert werden muß; im vergangenen Jahr ist 
dies vielen Arbeitnehmern dadurch verdeutlicht 
worden, daß sie für die tarifvertraglich vereinbarte 
Lohnfortzahlung im Krankheitsfall niedrigere 
Lohnzuwächse in Kauf nehmen mußten. Es gilt 
hier, gemäß den Präferenzen der Arbeitnehmer 
zwischen der Gewährung von Schutzrechten ei-
nerseits und der Höhe des Lohns andererseits ab-
zuwägen. 

- Es wird befürchtet, daß der Wettbewerb zur Ge-
winnung von Investoren zu Zugeständnissen hin-
sichtlich der für den Umweltschutz geltenden Re-
gelungen und damit zu einer Verschlechterung 
der Umweltbedingungen führt. Es muß zwischen 
den lokalen Umweltgütern eines Landes und glo-
balen Umweltgütern unterschieden werden. Hin-
sichtlich der lokalen Umweltgüter gilt, daß gute 
Umweltbedingungen auch aus Sicht der Unter-
nehmen als positive Standortfaktoren den mit um-
weltrechtlicher Regulierung verbundenen Nach-
teilen gegenüberstehen. Erst wenn der Punkt 
überschritten wird, von dem an die Nachteile ge-
genüber den Vorteilen überwiegen, werden Ak-
zeptanzgrenzen erreicht. Anspruchsvolle Umwelt-
schutzregeln sind dennoch auch im Standortwett-
bewerb möglich; die damit verbundenen Kosten 
gehen aber immer weniger zu Lasten der mobilen 
Faktoren, inuner mehr zu Lasten der im.mobilen 
Faktoren. Man muß abwägen, wieviel an Umwelt-
schutz man sich leisten kann und will. Bei globa-
len Umweltgütern ist das Problem komplexer, weil 
sich das Verursacherprinzip nicht anwenden läßt 
und deshalb unter Umständen Anreize für ein-
zelne Staaten bestehen, gerade hier aus standort-
politischen Gründen Konzessionen zu machen. 
Deshalb bedarf es in diesem Bereich der interna-
tionalen Kooperation. 

- Es wird befürchtet, daß die Anbieter gering quali-
fizierter Arbeit mehr noch als andere dem Wettbe-
werbsdruck ausgesetzt seien, daß ihre Einkom-
mensposition sich verschlechtern werde und daß 
ihnen in besonderem Maße Arbeitslosigkeit drohe. 
Diese Befürchtung ist nicht unbegründet, da ge-
ring qualifizierte Arbeit weltweit in großem Um-
fang zu niedrigen Löhnen verfügbar ist. Eine stär-
kere Spreizung der Löhne kann das Problem nur 
bedingt lösen, wenn es nämlich gelingt, Löhne, 
die das sozialpolitisch gewollte Mindesteinkom-
men unterschreiten, durch Transfers zu ergänzen, 
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ohne daß dabei der Arbeitsanreiz verlorengeht. In 
gewissem Umfang ergeben sich auch-bei im inter-
nationalen Vergleich hohen Löhnen Chancen für 
gering qualifizierte Arbeitskräfte, komplementär 
zu höher Qualifizierten Beschäftigung zu finden. 
Außerdem mag es Beschäftigungsmöglichkeiten 
in Bereichen geben, die nicht im internationalen 
Wettbewerb stehen. Die Chancen sind um so grö-
ßer, je ·dynamischer das Wntschaftswachstum ist. 
Im übrigen aber muß man darauf setzen, bei mög-
lichst vielen Arbeitskräften durch Ausbildung und 
Fortbildung ein höheres Qualifikationsniveau zu 
erreichen. 

308. Wegen der hohen Mobilität des Finanzkapitals 
ist die Globalisierung im Bereich der international 
eng verflochtenen Finanzmärkte besonders weit fort-
geschritten. Daher kann es vorkommen, daß zu-
nächst lokal ausbrechende Finanz- und Währungs-
krisen auf andere Regionen der Welt übergreifen. So 
war es Ende 1994 mit dem Verfall. des mexikanischen 
Peso (JG 95 Ziffer 29), der zu Kettenreaktionen inner-
halb Lateinamerikas und zur Flucht der Anleger in 
andere Währungen führte; in der Folge kam es unter 
anderem zu einer starken realen Aufwertung der 
D-Mark gegenüber dem US-Dollar, die das deutsche 
Exportgeschäft erschwerte und Arbeitsplätze hierzu-
lande gefährdete. Und so war es im Herbst dieses 
Jahres, als in Südostasien, besonders in Thailand 
und Hongkong, die Aktienmärkte einen steilen Kurs-
sturz verzeichneten, der die übrigen Märkte der 
Welt, auch die deutsche Börse, edaßte (Ziffer 224). 
Bei solchen weltweiten Turbulenzen wird schnell die 
Forderung nach Maßnahmen laut, die den ungezü-
gelten Kapitalbewegungen und den als destabilisie-
rend angesehenen Spekulationswellen Einhalt ge-
bieten sollen, um Belastungen für die realwirtschaft-
liche Entwicklung abzuwenden. Die Vorstellungen 
reichen von einer engeren internationalen Zusam-
menarbeit der Länder in der Geld- und Währungspo-
litik über konkrete Wechselkursabsprachen bis hin 
zu der Besteuerung oder direkten Beschränkung von 
kurzfristigen Finanztransaktionen. 

Nach unserer Auffassung kann auf diese Weise das 
Problem nicht gelöst werden, aus technisch-admini-
strativen Gründen nicht, aber vor allem deshalb 
nicht, weil nur am Symptom - der mitunter extremen 
Volatilität von Finanzanlagen, Aktienkursen und 
Wechselkursen - kuriert würde, die eigentlichen Ur-
sachen solcher Turbulenzen aber fortbestünden 
(JG 95 Ziffern 422!!.). Mal sind es hoh<.-Inflationsra-
ten und untragbar gewordene Defizite in den öffent-
lichen Haushalten oder in der Leistungsbilanz, die 
die Kapitalanleger zu massiven Portfoliournschich-
tungen veranlassen, mal sind es stark überbewertete 
Währungen, mal Ineffizienzen des nationalen Fi-
nanzsystems in Verbindung mit erheblichen Unzu-
länglichkeiten der Bankenaufsicht, mal strukturelle 
Verwedungen in der Volkswirtschaft. Es handelt sich 
also in der Regel um Fehlentwicklungen innerhalb 
eines Landes. Sie brechen nicht plötzlich und uner-
wartet herein, sondern bauen sich nach und nach 
auf, werden aber oft erst spät beachtet. Darauf muß 
die nationale Wirtschaftspolitik eine Antwort finden, 
und das kann sie in der Regel auch, indem sie durch 
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glaubwürdige, mittelfristig orientierte Konzeptionen 
die Erwartungsbildung der internationalen Kapital-
anleger stabilisiert. Dann können konzertierte Aktio-
nen unter Führung der Regierungen und Notenban-
ken der Industrieländer auf solche Fälle beschränkt 
bleiben, in denen die Gefahr einer tiefen Vertrauens-
krise an den Weltfinanzmärkten virulent ist mit gra-
vierenden Folgen für die Produktion und die Be-
schäftigung. Diese Fälle sind selten. Die Liberalisie-
rung des Kapitalverkehrs sollte daher nicht angeta-
stet werden, der großen Allokationsvorteile wegen. 

309. Es gibt heute sehr unterschiedliche Antworten 
auf die Frage, wie man sich auf den Standortwettbe-
werb einzustellen habe. Manche Äußerungen dazu 
lassen die Neigung erkennen, die Bedeutung des 
Standortwettbewerbs für die Wirtschaftspolitik ge-
ring einzuschätzen oder gar zu leugnen. So wird viel-
fach argumentiert, die gerade in jüngster Zeit wieder 
beachtlichen Exporterfolge deutscher Unternehmen 
seien ein hinreichender Beweis dafür, daß von einer 
Gefährdung der deutschen Position im Standortwett-
bewerb keine Rede sein könne. Dieses Argument 
dient der Abwehr unbequemer Konsequenzen einer 
auf Stärkung des Standorts bedachten Politik. Das 
Argument ist falsch und gefährlich. Es ist falsch, weil 
Schwächen im Standortwettbewerb sich nicht unmit-
telbar auf den Exportmärkten bemerkbar machen, 
sondern daran, daß nicht genügend investiert wird, 
um den durch unvermeidlichen Strukturwandel be-
dingten Verlust an Arbeitsplätzen in anderen Berei-
chen wieder auszugleichen. Gefährlich ist das Argu-
ment, weil es dazu führt, daß man die Augen vor 
dem Notwendigen verschließt: Was zur Stärkung der 
Wettbewerbsposition unbedingt geschehen müßte, 
geschieht nicht; die Folgen zeigen sich in Wachs-
tumsschwäche und stagnierender Beschäftigung. 

In offensichtlichem Widerspruch wird nicht selten die 
. Bedeutung des Standortwettbewerbs mit Hinweis 
auf deutsche Exportedolge bestritten und zugleich 
gefordert, den Standortwettbewerb durch internatio-
nale Absprachen mehr oder weniger einzuschränM 
ken. Solche Absprachen können sich insbesondere 
auf die Besteuerung und auf Mindestnormen der so-
zialen Sicherung und des Arbeitsschutzes beziehen. 
So sollen etwa durch Vereinbarungen über die Unter-
nehmensbesteuerung, aber auch über MindestnorM 
men im sozialen Bereich, die dem Standard reicher 
Länder entsprechen, einem· vermeintlichen UnterbieM 
tungswettbewerb Grenzen gesetzt werden. Wie 
schwer es ist, unter einer größeren Anzahl von LänM 
dem Einigkeit über Regelungen dieser Art zu erzie-
len, ergibt sich schon daraus, daß es bisher nicht ge-
lungen ist, im Rahmen der Europäischen Union 
Grundregeln für einen „fairen „ Steuerwettbewerb zu 
vereinbaren. Noch viel schwerer wäre es, ein den 
Standortwettbewerb wirksam beschränkendes Ab-
kommen zustande zu bringen. Länder, die im Bereich 
der Besteuerung oder durch effiziente Gestaltung ih-
rer Sozialsysteme bereit~ über Standortvorteile verfü-
gen, weiden nicht bereit sein, darauf zu verzichten. 
Ebenso werden Länder mit anderweitig bedingten 
Standortnacheilen sich nicht mit hoch angesetzten 
Mindestnonnen abfinden können, die sie daran hin-
dern, diese Nachteile durch günstigere Besteuerung 
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oder niedrigere Arbeitskosten auszugleichen. Käme 
man in einem begrenzten Kreis von Ländern, etwa in 
der Europäischen Union, zur Einigung, so müßte 
man sich zugleich gegen den Standortwettbewerb 
von Außenseitern schützen; die Folge wäre protek-
tionistische Abschirmung gegen alle Länder, die den 
vereinbarten Normen zur Einschränkung des Stand-
ortwettbewerbs nicht in der erwünschten Weise 
Rechnung tragen. Es ist offensichtlich, daß eine sol-
che Politik widersinnig wäre für ein Land wie 
Deutschland, das vielfältig in den Welthandel ver-
flochten ist und ihm zum erheblichen Teil Beschäfti-
gung und Wohlstand verdankt. Es wäre auch eine 
lliusion zu glauben, durch Protektionismus ließe sich 
der weltweite Strukturwandel aufhalten oder gar 
rückgängig machen. Allenfalls Güterströme ließen 
sich durch handelspolitische Maßnahmen noch unter 
Kontrolle bringen, jedoch unter Inkaufnahme erheb-
licher gesamtwirtschaftlicher Wohlfahrtseinbußen; 
der durch weltweite Kommunikationsnetze ermög-
lichte Austausch von Informationen und Dienstlei-
stungen entzieht sich von vom.herein allen Versu-
chen protektionistischer Regulierung. 

310. Es gibt keine sinnvolle Alternative dazu, sich 
dem Standortwettbewerb zu stellen. Die Verände-
rungen, die sich bereits vollzogen haben, lassen sich 
nicht mehr rückgängig machen, auch nicht durch 
den Versuch eines Rückzugs auf protektionistische 
Praktiken. Stärkung der eigenen Position im Stand-
ortwettbewerb aber bedeutet nichts anderes, als die 
Angebotsbedingungen zu verbessern, konkreter ge-
sagt, ein im Vergleich zu anderen Ländern akzepta-
bles Verhältnis zwischen Steuern und Abgaben einer-
seits und staatlichen Leistungen andererseits herzu-
stellen, die Arbeitskosten mit einer bei hohem Be-
schäftigungsstand erzielbaren Produktivität im Ein-
klang zu halten, Regulierungen auf das wirklich not-
wendige Maß zu beschränken, darüber hinaus durch 
Gestaltung der Infrastruktur sowie durch Entwick-
lung und Pflege des Humankapitals hohe Produktivi-
tät zu erreichen. Das ist genau die Politik, die gebo-
ten ist für ein Land, das den Ausweg aus Wachstums-
schwäche und Unterbeschäftigung finden will, die 
auch dann geboten wäre, wenn es keinen Standort-
wettbewerb gäbe. Standortwettbewerb ist kein Hin-
dernis für sachgerechtes politisches Handeln. Im Ge-
genteil: Er verstärkt den Zwang dazu. 

Dabei muß hingenommen werden, daß die Möglich-
keiten der Umverteilung eingeschränkt werden, in 
besonders starkem Maße die der Umverteilung zwi-
schen mobilen und immobilen Faktoren. Aber auch 
das muß nicht schädlich sein; es zwingt auch dazu, 
ineffiziente und anreizmindernde Formen der Um-
verteilung einzuschränken, und das kann sich letzten 
Endes auch zu Gunsten derer auswirken, denen mit 
der Umverteilung geholfen werden soll, etwa indem 
mehr Beschäftigungsmöglichkeiten entstehen oder 
die soziale Sicherung treffsicherer gestaltet wird. 

Aus dieser Perspektive wird auch klar, daß Standort-
wettbewerb kein Nullsummenspiel ist1 bei dem ein 
Land immer nur so viel gewinnt, wie ein anderes ver-
liert. Dies ist eine irrige Vorstellung, aus der heraus 
auch begründet wird, man müsse den Standortwett-
bewerb durch internationale Absprachen beschrän-

ken. Richtig ist vielmehr: Wenn alle beteiligten Län-
der im Wettbewerb die Angebotsbedingungen ver-
bessern, fördern sie insgesamt einen Wachstumspro-
zeß, der zu mehr Wohlstand und zu mehr Beschäfti-
gung führt. Gewährleistet ist freilich nicht, daß alle 
Länder im Standortwettbewerb gewinnen: Ein Land, 
das in seinen Bemühungen um Verbesserung der 
Angebotsbedingungen im Vergleich mit den Konkur-
renten zu weit zurückbleibt, wird die Folgen in Form 
von Stagnation, Arbeitslosigkeit und Wohlfahrtsein-
bußen zu tragen haben. Standortwettbewerb eröffnet 
große Chancen, aber er verschärft auch die Gefah-
ren, die bei einer nicht sachgerechten Wirtschaftspo-
litik drohen. 

IY. Was heute geboten ist 

311. Der Sachverständigenrat bekräftigt seine seit 
langem vertretene Position, daß die Wirtschaftspoli-
tik der Stärkung der Angebotskräfte in Deutschland 
den Vorrang zu geben hat. Der Diagnose, daß die ge-
genwärtige Lage der deutschen Wirtschaft als 
Wachstumsschwäche zu erklären ist, die nicht durch 
Maßnahmen der Nachfragestimulierung überwun-
den werden kann, wird in der Fachwelt nur v,on we-
nigen widersprochen; in der Politik wird dieses Urteil 
von vielen geteilt, auch von der Bundesregierung. 
Daß dennoch die notwendigen und nicht nur vom 
Sachverständigenrat seit Jahren angemahnten Maß-
nahmen zur Verbesserung der Angebotsbedingun-
gen nur sehr zögerlich in Gang gesetzt werden, liegt 
nicht an Mängeln der Konzeption, sondern an 
Schwierigkeiten, die einer konsequenten politischen 
Umsetzung entgegenstehen. 

Die Umsetzungsprobleme angebotsorientierter Wirt-
schaftspolitik sind der Öffentlichkeit in diesem Jahr 
mit aller Deutlichkeit vor Augen geführt worden. Im 
Jahre 1996 ist unter dem Eindruck wirtschaftlicher 
Stagnation und wachsender Arbeitslosigkeit eine 
Diskussion über Reformen in Gang gekommen, die 
auch die Bereitschaft erkennen ließ, von eingefahre-
nen Bahnen abzuweichen und nicht mehr zeitgemä-
ße Besitzstände und Errungenschaften früherer Jahre 
in Frage zu stellen. Hiermit verband sich die Hoff-
nung auf durchgreifende Reformen im Steuerrecht, 
bei den Sozialversicherungen und hinsichtlich der 
Rahmenbedingungen des Arbeitsmarktes. Im Jahres-
gutachten 1996/97 hat der Sachverständigenrat an 
die verantwortlichen Entscheidungsträger appelliert, 
diese Reformansätze voranzubringen. Die Hoffnun-
gen und Erwartungen, die sich daran knüpften, sind 
jedoch bislang weitgehend enttäuscf>.t worden. Eine 
durchgreifende Steuerreform wird es in dieser Legis-
laturperiode nicht mehr geben, und die Reform der 
Sozialversicherung scheint in halbherzigen Kompro-
missen stecken zu bleiben. So lange kein Ausweg 
aus der Blockade der politischen Entscheidungsfä-
higkeit gefunden wird, kann es auch nicht gelingen, 
die wirtschaftliche Stagnation mit nachhaltigem Er-
folg zu überwinden; auch eine im wesentlichen au-
ßenwirtschaftlich angetriebene zeitweilige konjunk-
turelle Erholung darf nicht darüber hinwegtäuschen, 
daß Reformen zur grundlegenden Verbesserung der 
Angebotsbedingungen äußerst dringlich sind. 
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312. An eine auf Wiedergewinnung der Wachs-
tumsdynamik und Überwindung der Beschäftigungs-
krise durch Verbesserung der Angebotsbedingungen 
gerichtete Politik müssen heute folgende Anforde-
rungen gestellt werden: 

- Die Finanzpolitik braucht ein glaubwürdiges Pro-
gramm zur Realisierung des Ziels, zugleich die 
Abgabenbelastung zu senken und das Defizit z\J.-
riickzuführen. Das setzt eine mittelliistig ange-
legte Konzeption zur planmäßigen Reduzierung 
der Ausgaben voraus. 

- Eine Steuerreform muß sich vorrangig. an dem Ziel 
orientieren, die Anreize für Leistung, für Investi-
tionen und für unternehmerische Aktivität zu stär-
ken. Demgegenüber müssen verte!Iungspolitische 
Gesichtspunkte zuriicktreten; auch wäre wenig 
gewonnen mit Steuersenkungen, die nur dazu die-
nen, mehr Kaufkraft ffir den privaten Konsum zu 
schaffen. Durch verte!Iungspoli!ische und nachfra-
georientierte Erwägungen darf das ZieL von der 
Angebotsseite her bessere Bedingungen fiir 
Wachstum und Beschäftigung herzustellen, nicht 
verwässert werden. Ebensowenig sollte den Be-
strebungen nachgegeben werden, die heute unter 
der Bezeichnung • ökologische Steuerreform• Im 
wesentlichen auf eine Besteuerung des Energie-
verbrauchs bin.auslaufen; eine Energiesteuer wür-
de, selbst wenn ihr anderweitige Enfulstungen der 
Unternehmen. etwa bei den Lohnnebenkosten, 
gegenüberstünden, die Unternehmen in sebr un-
terschiedlicher Weise treffen und damit erhebliche 
Strukturanpassungen notwendig machen; sie wä-
re zugleich aus ökologischer Sicht wenig effizient, 
weil als Bemessungsgrundlage nicht die Schad-
stoffemission herangezogen würde. So wün-
schenswert es wäre, in der Umwelq}olitik stärke-
ren Gebrauch von Schadstoffabgaben und Um-
weltsteuern als marktsteuemden Instrumenten 
Gebrauch zu machen, so wenig kann man efue 
Energiesteuer befürworten, der keine' klare ökolo-
gische und energiepolitische Konzeption zugrun-
deliegt (JG 94 Ziffern 322ff.}. 

Reformen Im Bereich der Sozialversicherung müs~ 
sen den Bereich kollektiver Zwangsvorsorge auf 
das notwendige Maß beschränken und zugleich 
mehr Raum lassen für selbstverantwortliche Ei-
genvorsorge; nur so läßt sich auch zugleich die 
Höhe der zur Finanzierung des Systems notwendi-
gen Abgaben begrenzen. Wenig nützt hingegen 
die Reduzierung der Sozialabgaben durch Ver-
schiebung der Finanzierungslast auf den Steuer-
zahler unter qer Irreführenden Bezeichnung .Sen-
kung der Lohnnebenkosten•. 

- Das der Regulierung von Arbeitsverträgen dienen-
de Arbeitsrecht ist heute in starkem Maße durch 
eine am Einzelfall orientierte Rechtsprechung ge-
prägt. Es bedarf klarer gesetzlicher Regelungen, 
damit die Ergebnisse arbeitsgerichtlicher Verfah-
ren berechenbarer werden. Dabei ist zu bedenken, 
daß nicht einseitig der Schutz des Arbeitnehmers 
Im bestehenden Arbeitsverhältnis im Vordergrund 
stehen darf, vielmehr auch die Bedingungen für 
die Schaffung von Arbeitsplätzen beachtet werden 
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mftssen; Schutzrechte dürfen nicht zu Einstel-
lungshemmnissen werden. 

- Die von den Tarifvertragsparteien getragene 
Lohnpolitik muß darauf bedacht sein, Lohnstruk-
tur und Lohnhöhe so zu bestimmen, daß genügend 
Arbeitsplätze in Unternehmen entstehen, die sich 
auf den Märkten im Wettbewerb behaupten. Hier-
zu bedarf es tarifvertraglicher Regelungen, die fle-
xibel genug sind, der besonderen Lage von Bran-
chen, Regionen und einzelnen Unternehmen ge-
recht zu werden und den Arbeitnehmern aller 
Qualifikationsstufen bessere Chancen für Beschäf-
tigung zu verschaffen. 

- Bei der Deregulierung mit dem Ziel, Marktzu-
gangsschranken zu öffnen und neue Bereiche für 
den Wettbewerb zwischen privaten Unternehmen 
zu erschließen, sind in den letzten Jahren beachtli-
che Fortschritte erzielt worden; dieser Weg muß 
konsequent weiter verfolgt werden. Ein wichtiger 
Bereich, wo die Deregulierung noch aussteht und 
rasch in Angriff genonunen werden sollte, ist die 
Energiewirtschaft. Für andere Bereiche, die heute 
noch in erheblichem Maße gegen den Wettbewerb 
abgeschirmt sind, bedarf es langfristig orientierter 
Konzeptionen, um sie nach einem festen Zeitplan 
allmählich aus der Subventionsabhängigkeit her-
aus- und an normale Marktverhältnisse heranzu-
führen. Dies gilt insbesondere für den Steinkoh-
lenbergbau, für den Schiffbau und - dies ist wohl 
der wichtigste und problematischste Bereich - für 
die Landwirtschaft. 

- Für die Geldpolitik in der künftigen Europäischen 
Währungsunion muß der durch den Maastrichter 
Vertrag geschaffene institutionelle Rahmen ausge-
füllt werden. Es geht dabei um einen reibungslo-
sen Übergang zur Währungsunion, um die Ent-
wicklung einer Konzeption und eines Instrumenta-
riums für die Geldpolitik der Europäischen Zen-
tralbank sowie um die Sicherung der für das kon-
fliktfreie Funktionieren der Währungsunion not-
wendigen Haushaltsdisziplin der Mitgliedsländer. 

Eine umfassende und kohärente Politik, die diesen 
Anforderungen entspricht, gibt es bisher in Deutsch-
land nur' in Ansätzen, dies obwohl deren Notwendig-
keit und Dringlichkeit von der Bundesregierung, 
aber auch von einflußreichen Landespolitikern er-
kannt wird. Dies wirft zwei Fragen auf: Die erste Fra-
ge ist, unter welchen Voraussetzungen sich die Ein-
sicht in die Notwendigkeit tiefgreifender Reformen 
durchsetzen wird, die überkommenem Denken 
fremd sind und in gewohnte, für selbstverständlich 
gehaltene Besitzstände eingreifen. Die zweite Frage 
ist, ob und inwieweit sich eine Reformpolitik inner-
halb des gegebenen konstitutionellen Rahmens reali-
sieren läßt. 

313. Bereitschaft zu Reformen erwächst aus der Er-
fahrung, daß Politik der herkömmlichen Art bei der 
Lösung schwerwiegender Probleme versagt und 
viele sich von den Folgen betroffen und bedroht füh-
len. Der Widerstand organisierter Gruppeninteres-
sen, der grundlegenden Änderungen im allgemeinen 
entgegensteht, wird dann durch den Druck der öf-
fentlichen Meinung geschwächt. So kann sich 
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schließlich eine entschlossene Reformpolitik gegen 
die Kräfte der Beharrung durchsetzen. 

Dies ist ein Prozeß, der in jüngster Zeit in einer Reihe 
von Ländern beobachtet werden konnte. Die Aus-
gangssituationen, aus denen heraus der Reformpro-
zeß in diesen Ländern jeweils in Gang kam, waren 
sehr unterschiedlich, ebenso die Wege, die beschrit-
ten wurden. Gemeinsam ist ihnen aber in allen Fäl-
len, daß es zunächst zu einer für weite Kreise der Be-
völkerung deutlich spürbaren Verschlechterung der 
Wirtschaftslage kam, ehe entschlossenes Handeln ei-
ner neuen, von den eingefahrenen Bahnen grundle-
gend abweichenden Politik zum Durchbruch verhalf, 
dies keineswegs immer im Konsens, wohl aber mit 
hinreichend großer Unterstützung der Bürger, die die 
vielfältigen Widerstände zu überwinden ermöglichte. 
Hilfreich war dabei die Bündelung der erforderlichen 
Maßnahmen in der Weise, daß die zunächst unwill-
kommenen Folgen sich auf viele verteilten, zugleich 
aber der umfassende Reformansatz an vielen Stellen 
und für viele spürbar eine Wende zum Besseren in 
greifbare Nähe rückte. 

Es wäre schlimm, wenn es in Deutschland erst einer 
schwerwiegenden und weite Bevölkerungskreise er-
fassenden Verschlechterung der wirtschaftlichen La-
ge bedürfte, ehe die Erkenntnis akzeptiert würde, 
daß ohne einen grundlegenden Kurswechsel nicht 
auf Besserung zu hoffen ist. Das wäre .pathologi-
sches Lernen". So weit sollte es nicht kommen. Die 
Einsicht in die Notwendigkeit von Reformen ange-
sichts der desolaten Entwicklung auf dem Arbeits-
markt ist schon heute in der Bevölkerung weil ver-
breitet. Der Politik muß es gelingen, diese Bereit-
schaft zur Veränderung aufzugreifen und ihr eine 
klare Richtung zu geben. 

314. Daß Reformen zur Schaffung besserer Ange-
botsbedingungen nicht vorankommen, liegt freilich 
nicht nur an mangelnder Einsicht in der Öffentlich-
keit, sondern auch an institutionellen Hemmnissen, 
die der Realisierung einer klaren politischen Linie 
entgegenstehen. Soweit dies der Fall ist, muß auch 
die Reformbedürftigkeit des institutionellen Rah-
mens der politischen Willensbildung in die Erwägun-
gen ein bezogen werden. 

Solche Überlegungen betreffen zunächst die Finanz-
verfassung der Bundesrepublik Deutschland. Die 
von der Bundesregierung und der Mehrheit des Bun-
destages getragene Steuerreform ist am Widerstand 
des Bundesrates gescheitert. Daß für dieses Geset-
zesvorhaben überhaupt die Zustimmung der Länder-
kammer notwendig war, liegt daran, daß es im Ver-
hältnis zwischen Bund und Ländern weder bei den 
mit finanziellen Lasten verbundenen Aufgaben noch 
bei der Besteuerung klare Abgrenzungen der Kom-
petenzen gibt. Damit ist die Zustimmung der Länder-
kammer bei allen Entscheidungen auf Bundesebene, 
die das Steueraufkommen und mit Ausgaben ver-
bundene Aufgaben der Länder betreffen, legitimiert. 
Dieses System funktioniert reibungslos, solange Kon-
sens über politisches Handeln besteht. Die Politik. 
muß aber auch bei Fehlen von Konsens handlungsfä-
hig bleiben; die Zuständigkeiten von Bund und Län-
dern sollten entflochten werden, damit es nicht zur 

Blockade wichtiger Entscheidungen kommt. Dies 
war so im Fall der Steuerreform, doch können sich 
ähnliche Blockadesituationen in Zukunft auch für an-
dere Regierungen ergeben, deren Gesetzesinitiati-
ven in eine ·ganz andere Richtung gehen mögen. 
Mißlich ist in jedem Fall, daß die politischen Verant-
wortlichkeiten verwischt werden und richtungwei-
sende Entscheidungen verwässert, wenn nicht gar 
verhindert werden. 

315. Institutionelle Reformen erscheinen noch in ei-
nem weiteren Bereich angezeigt, dem der Tarifver-
tragsparteien. Hierbei kann es nicht darum gehen, 
den durch Verfassungsrecht gewährleisteten Kern 
der Tarifautonomie anzutasten1 wohl aber darum, die 
Zweckmäßigkeit gesetzlicher Regeln, die über die-
sen garantierten Kern hinaus den Tarifvertragspar-
teien eine Schlüsselposition bei der Bestimmung von 
Löhnen und Arbeitsbedingungen einräumen, kri-
tisch zu überprüfen. 

Bedingt durch die Tarifautonomie werden Löhne und 
sonstige Konditionen auf dem Arbeitsmarkt nicht -
wie auf anderen Märkten - zwischen An bietem und 
Nachfragern im Wettbewerb bestimmt; dominierend 
ist der Einfluß der Tarifvertragsparteien, die damit zu 
einflußreichen Entscheidungsträgern der Wirtschafts-
politik werden, ihre Legitimation aber lediglich auf 
das Mandat ihrer Mitglieder stützen können. Unter 
diesen Voraussetzungen kann nicht ohne weiteres 
damit gerechnet werden, daß sie ihre Aufgaben im 
Sinne gesamtwirtschaftlicher Verantwortung wahr-
nehmen. Vom Organisationsinteresse her liegt es 
nahe, daß auf der Arbeitnehmerseite das Ziel im Vor-
dergrund steht, die EID.kommenssituation und die 
Arbeitsbedingungen für die Mitglieder zu verbes-
sern, jedenfalls solange bestehende Arbeitsplätze 
nicht ernstlich gefährdet sind. Auf der Arbeitgeber-
seite ist die Bereitschaft zum Nachgeben groß, wenn 
bei guter Auftragslage die kurzfristigen Gewinnaus-
sichten durch einen Arbeitskampf bedroht sind; auf 
mittlere Sicht wird zugleich der Ausweg ins Auge ge-
faßt, sich den Folgen als überhöht angesehener Tarif-
abschlüsse zu entziehen, durch verstärkte Rationali-
sierung unter Einsparungen von Arbeitsplätzen oder 
durch Produktionsverlagerungen ins Ausland. Eine 
Verantwortung der Tarifvertragsparteien für die Be-
schäftigung, die sich zwingend aus ihrer Zuständig-
keit für die Lohnfindung ergibt, wird mitunter nur 
widerwillig anerkannt, teilweise gar völlig geleugnet. 
Heftige Vorwürfe gegen die staatliche Wirtschaftspo-
litik, die für die schlechte Arbeitsmarktlage haftbar 
gemacht wird, verbinden sich kaum jemals mit einem 
auch nur angedeuteten Eingeständnis eigener Mit-
verantwortung. 

Fehlentwicklungen in der Lohnpolitik haben zur 
heute gegebenen Schwäche des Wirtschaftswachs-
tums beigetragen. Bei günstiger Konjunkturlage 
wurde immer wieder der Rahmen vertretbarer Lohn-
erhöhungen überschritten; deswegen fällt es auch 
schwer, in der gegenwärtigen Lage durch Lohnzu-
rückhaltung das Vertrauen von Investoren in eine 
Fortsetzung der maßvollen Llnie in der Zukunft zu 
gewinnen. In den neuen Bundesländern hat eine Ta-
rifpolitik, die zu wenig Rücksicht auf die Wettbe-
werbsfähigkeit der Unternehmen nahm, die Voraus-
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setzungen für eine Aufwärtsentwicklung, die so 
schnell, wie zu wünschen wäre, von staatlicher För-
derung unabhängig wird, wesentlich verschlechtert. 
Das System der Flächentarifverträge läßt noch nicht 
genügend Raum für die notwendige Differenzierung 
nach Regionen und Qualifikationsgruppen sowie für 
die Berücksichtigung der besonderen Lage einzelner 
Unternehmen. Unabhängig davon sollten die vor-
handenen Flexibilitätspotentiale genutzt werden. 

Eine institutionelle Reform muß die ~uf der Koali-
tionsfreiheit beruhende Autonomie der Tarifvertrags-
parteien unberührt lassen, nicht aber ihre monopol-
ähnliche Stellung. Neben dem Tarifvertrag muß an-
deren Formen der Vereinbarung von Löhnen und Ar-
beitsbedingungen gleicher Rang eingeräumt wer-
den; ein individueller Arbeitsvertrag darf mit seinen 
vom Tarifvertrag abweichenden Konditionen nicht 
außer Kraft treten, wenn der Arbeitnehmer nachträg-
lich einer Gewerkschaft beitritt, Vereinbarungen auf 
betrieblicher Ebene, die im Einvernehmen beider 
Vertragsparteien vom Tarifvertrag abWeichen, müs-
sen innerhalb nicht zu eng gezogener Grenzen mög-
lich sein. Um den Austritt aus dem Tarifverbund zu 
erleichtern. müßte die Dauer der Tarifbindung nach 
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Verlassen des Arbeitgeberverbandes enger begrenzt 
werden. Die Bezugnahme auf Tarifverträge bei ge-
setzlichen Regelungen sollte unterbleiben, die Allge-
meinverbindlicherklärung von Tarifverträgen an eine 
klare gesetzliche Definition des öffentlichen Interes-
ses daran gebunden werden. 

Eine in diese Richtung gehende institutionelle Re-
form ist zum Teil schon durch faktische Entwicklun-
gen vorweggenommen worden, zum einen durch 
Verbandsflucht, zum anderen durch stillschweigend 
geduldete Umgehung oder Verletzung rechtlich ver-
bindlicher Tarifverträge, letzteres vor allem in den 
neuen Bundesländern. Die auf diese Weise bereits 
vollzogenen Entwicklungen müssen die Tarifver-
tragsparteien auffangen und auf eine rechtlich ein-
wandfreie Basis stellen, wollen sie nicht aus ihren 
Funktionen verdrängt werden. Sie müssen sich bei 
ihrer Hauptfunktion, der Aushandlung von Tarifver" 
trägen, als Dienstleister gegenüber ihren Mitgliedern 
sehen. In dieser Rolle müssen sie sich im Wettbewerb 
in Zukunft mit anderen institutionellen Formen der 
Interessenvertretung und der Lohnfindung behaup-
ten, vor allem mit Individualverträgen und betriebli-
chen Vereinbarungen. 
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SECHSTES KAPITEL 

Zu den Politikbereichen im einzelnen 

1. Finanzpolitik: Blockaden überwinden 

316. Fehlverhalten und Versäumnisse der Vergan-
genheit sind maßgeblich für die gegenwärtige Lage 
in den öffentlichen Haushalten verantwortlichi ge-
schehen ist in diesem Jahr nichts, was dagegen hätte 
dauerhaft Abhilfe schaffen können. So geriet die Fi-
nanzpolitik immer tiefer in den Teufelskreis aus ho-
hen Ausgaben, steigender Abgabenlast, schrump-
fender Steuerbasis, anhaltend hohen Defiziten und 
immer drückenderer Zinslast. Der vordergründige 
Blick auf finanzpolitische Indikatoren für das Jahr 
1997 - vor allem Staatsquote und Abgabenquote -
mag zwar zu der Feststellung verleiten, daß sich die 
Lage entspannt ha.be, tatsächlich jedoch verengt das 
fortgesetzte Unterlassen notwendiger Strukturrefor-
men die Handlungsspielräume des Staates immer 
stärker. Fehlen der Mut und die Kraft, sich der quali-
tativen Konsolidierung im erforderlichen Maße anzu-
nehmen, dann besteht kein Halten mehr bei der 
Fahrt in die Zinsfalle, und es kann allenfalls ge-
lingen, die Misere in den öffentlichen Haushalten 
mit temporär wirkenden Maßnahmen zu überdek-
ken. Daß auch dies zunehmend schwieriger wird, ist 
im Jahre 1997 für jeden deutlich erkennbar gewor-
den. 

317. Im Jahresgutachten 1995/96 hatte der Sach-
verständigenrat entgegen der damals vorherrschen-
den Einschätzung, daß die Finanzpolitik auf dem 
richtigen Weg sei, auf die strukturellen Schieflagen 
in den öffentlichen Finanzen hingewiesen und dar-
auf, daß es ohne einen durchgreifenden Kurswechsel 
zu weiter steigender Kreditfinanzierung kommen 
müsse (JG 95 Ziffer 298). Es gehört zu einem vollstän-
digen Problembefund für die öffentlichen Haushalte, 
daran zu erinnern. ·Denn an den bestimmenden Fak-
toren für die finanzpolitische Entwicklung hat sich 
seitdem nichts geändert: Der Anteil der gestaltbaren 
Ausgaben in den öffentlichen Haushalten hat weiter 
abgenommen; in Leistungsgesetze wurde nicht spür-
bar eingegriffen, und die Personalausgaben (ein-
schließlich der Pensionszahlungen) sind immer noch 
hoch, dies gilt auch für die Abgabenlast. Das hat ei-
nerseits zu zunehmendem Steuerwiderstand geführt, 
andererseits die Leistungsbereitschaft der Privaten 
beeinträchtigt und - wie die anhaltende Investitions-
schwäche belegt - den Standort Deutschland im in-
ternationalen Steuerwettbewerb geschwächt. Die 
Aushöhlung der Steuerbasis hat bei wenig elasti-
scher Ausgabenstruktur nur den Ausweg der Kredit-
finanzierung gelassen. 

Die Hoffnung, daß schon diese Befunde ausreichen 
sollten, um den Politikern den akuten Handlungsbe-
darf deutlich zu machen (JG 95 Ziffer 315), hat getro-
gen. Zwar finden Diagnose und Vorschläge des 

Sachverständigenrates bei der Bundesregierung 
weitgehend Zustimmung, doch geschehen ist bislang 
nichts Entscheidendes. 

Dabei lassen sich.die Anforderungen an die Gestal-
tung der Finanzpolitik nach wie vor auf eine ver-
gleichsweise einfache Formel bringen: Die hohe 
Steuer- und Abgabenbelastung muß abgesenkt wer-
den, um die Investitions- und die Leistungsbereit-
schaft zu erhöhen und Deutschland wieder zu einem 
attraktiven Investitionsstandort zu machen. Zugleich 
muß die hohe Verschuldung in den öffentlichen 
Haushalten zurückgeführt werden, allein schon des-
halb, um die hohe Zinsbelastung senken zu können 
und damit möglichst bald finanzpolitische Hand-
lungsmöglichkeiten zurückzugewinnen. Beides ist 
nur möglich, wenn die öffentlichen Ausgaben im 
Zuge einer mittelfristig angelegten Strategie zurück-
geführt werden. Senkung der Steuerlast und Ver-
ringerung der Nettokreditaufnahme verlangen Aus-
gabenkürzungen. 

318. Es ist schon erstaunlich, "\'fie schwer der Zu-
sammenhang zwischen Einnahmen und Ausgaben, 
der im privaten Bereich von allen Haushalten und 
Unternehmen zwangsläufig befolgt werden muß, in 
Politik und Öffentlichkeit zu vermitteln ist. Viele Bür-
ger sind inkonsequent, wenn sie immer wieder eine 
Verringerung der Belastnng mit Steuern und Abga-
ben fordern, sich aber gleichzeitig jedem Versuch zur 
Kürzung der öffentlichen Ausgaben und der dahinter 
stehenden öffentlichen Leistungen widersetzen. Poli-
tiker, die den Bürgern dauernd Steuer- und Abga-
bensenkungen versprechen, müssen die Ausgaben 
benennen, die sie dafür kürzen wollen. Die Forde-
rung nach Steuersenkungen setzt, um glaubwürdig 
zu bleiben, die Forderung nach Ausgabenkürzungen 
voraus. 

319. Eine finanzpolitische Strategie, die den ge-
nannten Zielen gerecht werden soll, muß mittelfristig 
angelegt und glaubwürdig sein. An beidem fehlt es 
der Finanzpolitik. Es ist zwar nicht zu bestreiten, daß 
die Bundesregierung eine Reihe angemessener Maß-
nahmen ergriffen hat; dazu zählt vor allem, daß die 
Vermögensteuer nicht mehr erhoben wird, die Ge-
werbekapitalsteuer abgeschafft wurde und der Soli-
daritätszuschlag abgesenkt worden ist. Aber in allen 
Fällen fehlen die zur Kompensation der Einnahmen-
ausfälle notwendigen, mitteHristig wirkenden Ausga-
benkürzungen. Soweit Vorschläge zur Rückführung 
der Ausgaben gemacht wurden, sind diese auf dem 
Weg der parlamentarischen Verabschiedung - vor 
allem am Widerstand des Bundesrates - gescheitert. 
Alles in allem haben die finanzpolitischen Aktivitä-
ten nicht dazu beigetragen, Glaubwürdigkeit zu ge-
winnen: 
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- Sei es, weil seit langem als notwendig erkannte 
und versprochene Maßnahmen nicht umgesetzt 
werden, so die bereits für das Jahr 1997 angekün-
digte, dann aber verschobene Senkung des Soli-
daritätszuschlags, eine grundlegende Reform· der 
Einkommensbesteuerung oder die im Ergebnis 
ausgebliebene steuerliche Nettoentlastung der 
Unternehmen bei der Abschaffung der Gewerbe-
kapitalsteuer; 

- sei es, weil schon beschlossene Anderungen wie-
der zurückgenommen oder verwässert werden, so 
die Rücknahme der für 1997 festgelegten Erhö-
hung des Grundfreibetrags in der Einkommen-
steuer oder die geplante Ausdehnung des Ver-
trauensschutzes im Zusammenhang mit der be-
schlossenen Anhebung einiger Altersgrenzen in 
der Gesetzlichen Rentenversicherung; 

- sei es, weil steuerliche Änderungen an einer Stelle 
des Steuersystems beschlossen werden, die in 
ihrer Wirkung die anderer, mehr _oder weniger 
zeitgleich umgesetzter steuerpolitischer Maßnah-
men konterkarieren, so die Anhebung der Grund-
erwerbsteuer die Neugestaltung der Eigenheim-
förderung; · 

- sei es, weil entgegen dem wiederholt bekräftig-
ten Grundsatz, steuerliche Sonderregelungen ab-
bauen zu wollen, neue Steuerprivilegien gewährt 
werden, so mit der durch das Jahressteuergesetz 
1997 erweiterten Förderung hauswjrtschaftliclier 
Beschäftigungsverhältnisse (Dienstmädchenprivi-
leg); 
sei es, weil zu Maßnahmen Zuflucht gesucht wird, 
die erkennbar allenfalls temporär den Konsolidie-
rungsdruck mindern, so das wiederholte Verhän-
gen von Haushaltssperren oder die aus der Haus-
haltsnot geborenen Privatisierungsaktionen; 

- sei es, weil immer noch den Ansprüchen von Inter-
essengruppen der Vorrang gegenüber dem finanz-
politisch Gebotenen eingeräumt wird, so der par-
tielle Rückzug bei dem vorgesehenen Abbau der 
Steinkohlenbeihilfen nach massiven Protesten 
oder die jetzt geplante Lockerung der bereits ge-
setzlich beschlossenen Deckelung der Kurausga-
ben; 

- sei es, weil für absehbare Belastungen keine ent-
sprechenden Vorkehrungen getroffen werden, so 
im Bundeshaushalt 1997 beim Zuschußbedarf für 
den Haushalt der Bundesanstalt für Arbeit; 

- sei es, weil die Schieflage im Bundeshaushalt kei-
nen anderen Weg offen ließ, als die Ausnahme-
regelung gemäß Artikel 115 GG auf nicht unbe-
denkliche Weise in Anspruch zu nehmen; 

- sei es, weil niit Blick auf das finanzpolitische Krite-
rium des Vertrages von Maastricht in Kaufgenom-
men wurde, einen Konflikt um die Unabhängig-
keit der Bundesbank auszulösen. 

Das alles schafft kein Klima, in dem Investoren und 
Konsumenten Vertrauen schöpfen in stabile mittelfri-
stige Rahmenbedingungen, wie sie von der Fmanz-
po!itik gesetzt werden. Dies aber ist unabdingbare 
Voraussetzung für einen auch durch die binnenwirt-
schaftliche Nachfrage getragenen Aufschwung. Zu-
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dem werden die positiven Ansätze in der Finanzpoli-
tik, etwa die Einsparungen im Haushaltsvollzug und 
die genannten Steuersenkungen, um ihre Wirkun-
gen gebracht. 

Ausgabenkßrzungen Im Widerstreit der Interessen 

320- Die hohe Staatsquote muß zurückgeführt wer-
den, um die Abgabenbelastung und Kreditaufnahme 
zu reduzieren, letztlich, um Freiräume für die Priva-
ten und damit einen Beitrag zu mehr Investitionen 
und Beschäftigung zu schaffen. Dabei geht es nicht 
nur um eine quantitative Senkung der Staatsausga-
ben, sondern vor allem auch um eine Änderung ihrer 
Struktur nach Maßgabe neuer Prioritäten. Zudem 
sind alle Ebenen im föderativen Aufbau des Staates 
zu Ausgabenkürzungen aufgerufen. Ein gesamt-
staatlich koordiniertes Programm für Ausgabenkür-
zungen - wie wir es immer wieder als notwendig be-
zeichnet haben (zuletzt JG 95 Ziffern 307 ff.) - steht 
immer noch aus. 

Die Politik hat auf allen Ebenen die Notwendigkeit 
einer Strategie der Ausgabenkürzungen selbst her-
ausgestellt. Die Steigerungsraten der Ausgaben sind 
in den letzten Jahren auch deutlich zurückgeführt 
worden. So wächst der Bundeshaushalt 1998 nach 
den bisherigen Planungen nur noch mit einer Rate 
von 0,5 vH. Das entspricht zwar den Vorgaben nach 
der Konzeption der sogenannten "symmetrischen Fi-
nanzpolitik•, aber die Einsparungen reichen ange-
sichts der tatsächlichen Entwicklung des Steuerauf-
konunens nicht aus, um Steuersenkungen und Kre-
ditrückführungen im angestrebten Umfang zu er-
möglichen. Das wird letzten Endes dadurch belegt, 
daß trotz Rückführung der öffentlichen Gesamtaus-
gaben das strukturelle Defizit auch im Jahre 1998 
nochmals ansteigen wird. 

Erforderlich wäre ein Eingriff auch in Leistungsge-
setze (vor allem: Subventionen und Sozialausgaben) 
gewesen, zumal Erfahrungen lehren, daß Konsolidie-
rungserfolge immer nur dann erzielt werden konn-
ten, wenn über Haushaltssicherungsgesetze Ein-
schnitte vorgenommen wurden. Daß diese Politik bis-
her weitgehend gescheitert ist, liegt wohl in erster Li-
nie daran, daß dabei Besitzstände angegriffen wer-
den müssen, was politisch schwer durchzusetzen ist 
und mit Abwehrreaktionen der betroffenen Interes-
senvertreter beantwortet wird. Zudem ist es der Poli-
tik nicht gelungen, Interessengegensätze zu über-
winden und der Allgemeinheit die Notwendigkeit 
der Ausgabenkürzung zu vermitteln. 

321. In vielen Fällen ist bei solchen Ausgabenkür-
zungen zudem die Zustimmung auch des Bundesra-
tes erforderlich. Sie ist oft versagt geblieben, weil of-
fenbar eine Mehrheit der Bundesländer hinsichtlich 
der notwendigen Ausgabenkürzungen völlig andere 
Auffassungen vertritt als die Bundesregierung. Auch 
die Länder verhalten sich dabei als Interessenvertre-
ter, ohne im Einzelfall gesamtwirtschaftliche Wirkun-
gen und Zusammenhänge im Auge zu halten. 

- Verständlich ist der Widerstand der Länderge-
samtheit gegen Ausgabenkürzungen des Bundes 
dann, wenn diese nahezu automatisch zu Mehr-
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ausgaben der Länder und ihrer Gemeinden füh-
ren. Das ist zum Beispiel der Fall, wenn der Bund 
die Arbeitslosenhilfe kürzt und damit die Ausga-
ben der Gemeinden für Sozialhilfe steigen. 

- Nachvollziehbar ist auch noch, daß sich einzelne 
Länder vehement gegen solche Ausgabenkürzun-
gen wehren, die gerade sie betreffen. Für Nord-
rhein-Westfalen und das Saarland sind es die Sub-
ventionen für den Steinkohlenbergbau; für die 
neuen Bundesländer sind es die Ausgaben für die 
Gemeinschaftsaufgabe • Verbesserung der regio-
nalen Wirtschaftsstruktur", die überwiegend nach 
Ostdeutschland fließen; für Bayern sind es die 
Ausgaben für den „Eurofighter", durch die vor-
nebmlicb dort Arbeitsplätze gesichert werden. 

- Schwerer zu erklären ist, daß einzelne Bundeslän-
der gelegentlich selbst dann Widerstand leisten, 
wenn finanzpolitische Maßnahmen allein den 
Bundeshaushalt betreffen. Das ist der Fall bei der 
(nunmehr für 1998 beschlossenen) Absenkung des 
Solidaritätszuschlags. Dabei handelt es sich um 
eine Bundessteuer; die Absenkung um 2 Prozent-
punkte belastet ausschließlich den Bundeshaus-
halt und zwar im Jahre 1998 mit etwa 7 Mrd DM. 
Daß dennoch die Ministerpräsidenten der neuen 
Bundesländer dagegen opponiert haben, wäre 
noch verständlich, wenn zwischen dem Aufkom-
men aus dem Solidaritätszuschlag und den Trans-
fers nach Ostdeutschland eine Zweckbindung be-
stünde. Dies ist jedoch nicht der Fall. Die Erklä-
rung liegt wohl in folgendem: Da angesichts der 
Haushaltslage eine Senkung des Solidaritätszu-
schlags entsprechende Ausgabenkürzungen im 
Bundeshaushalt verlangt, rechneten offenbar die 
neuen Bundesländer damit, daß dann auch erneut 
eine Diskussion um die Kürzungen der Zahlungen 
an die ostdeutschen Länder aufkommen könnte. 
Das ist nicht zuletzt auf das Fehlen eines mittelfri-
stigen glaubwürdigen Programms für Ausgaben-
kürzungen zurückzuführen. 

Bestehen divergierende Auffassungen über Erforder-
nis und Art von Ausgabenkürzungen, so liegt es nahe, 
daß angesichts der unterschiedlichen Mehrheiten 
im Bundestag und Bundesrat bei Entscheidungen 
des Bundesrates auch parteipolitische Ziele verfolgt 
werden; dies hat es in der Vergangenheit immer wie-
der gegeben. Allerdings: Man macht es sich wohl zu 
einfach, die Schwierigkeiten allein auf die soge-
nannte Blockadepolitik des Bundesrates zurückzu-
führen. Manche Pläne zur Senkung der öffentlichen 
Ausgaben - insbesondere im Bereich der Sozialaus-
gaben - sind auch bereits im Streit innerhalb der Par-
teien, innerhalb der Koalition und im Bundestag 
steckengeblieben. Zu bedenken ist auch, daß dem 
Bund aufgrund seiner gesamtstaatlichen Zuständig-
keit eine besondere Verantwortung für die Finanzpo-
litik aller Ebenen zukommt. Um dem entsprechen zu 
können, bedarf es beim Bund einer mitteHristig aus-
gerichteten, an einer klaren Aufgabenzuständigkeit 
orientierten Ausgabenpolitik. Gerade daran hat es 
zuletzt gefehlt. Zwar stehen die Länder gemäß dem 
bündischen Prinzip in gesamtstaatlicher Verantwor-
tung, doch der Bund muß durch glaubwürdiges Han-
deln die Basis für Kooperation schaffen. 

322. Die Forderung nach tiefgreifenden Ausgaben-
kürzungen wird in Deutschland häufig mit dem Hin-
weis auf tradierte Ansprüche, berechtigte Interessen 
oder Schwierigkeiten der politischen Durchsetzbar-
keit abgewiesen. Dies kann nicht überzeugen - um 
so weniger, wenn man sich die Erfolge anderer Län-
der bei der Haushaltskonsolidierung ansieht. So hat 
Kanada, das in den achtziger Jahren mit andauernd 
hohen Defizitquoten, dramatisch steigender Staats-
verschuldung und infolge hoher Kapitalmarktzinsen 
mit entsprechenden gesamtwirtschaftlichen Konse-
quenzen zu kämpfen hatte, seit dem Jahre 1993 eine 
Neuorientierung in der Finanzpolitik erreicht, die 
binnen weniger Jahre den Weg zu einem Haushalts-
ausgleich geebnet hat (Ziffern 81 ff.). Zweifellos sind 
in Kanada die Rahmenbedingungen - vor allem hin-
sichtlich der Finanzverfassung - günstiger gewesen. 
Gleichwohl machen die dortigen Erfahrungen deut-
lich, daß es gelingen kann, überzogene Ansprüche 
und partikulare Interessen zurückzuweisen. Ein 
glaubwürdiges Handeln auf der Bundesebene war 
dort auch beispielgebend für die nachge!agerten 
Ebenen. 

323. Soweit hierzulande Ausgaben zurückgeführt 
worden sind, geschah dies in der Regel als Antwort 
auf akute haushaltspolitische Notsituationen (Haus-
haltssperren). Betroffen waren dabei in erster Linie 
die gestaltbaren Ausgaben, also insbesondere die 
Ausgaben für Investitionen sowie die für Forschung 
und Entwicklung. Insoweit sind diese Maßnahmen in 
Anbetracht der Investitions- und Wachstumsschwä-
che unserer Wirtschaft sogar eher kontraproduktiv 
gewesen. Zudem stellen solche Ausgabenkürzungen 
keinen Beitrag zu einer mitteHristigen Konsolidie-
rung der Haushalte dar: Ausgaben werden erfah-
rungsgemäß lediglich von einer Periode in eine 
andere verschoben. Oft müssen dadurch in Zukunft 
sogar noch höhere Belastungen in Kauf genommen 
werden, da die Basis für zukünftige Einnahmen ge-
schmälert wird. 

Da die Finanzpolitik die Hauptaufgabe, nämlich die 
nachhaltige Rückführung der Staatsausgaben, bisher 
nicht befriedigend gelöst hat, verfällt sie immer wie-
der in Ersatzstrategien, die zwar unter anderen wirt-
schaftspolitischen Zielsetzungen durchaus geboten 
sind, allerdings nicht zur mittelfristigen Konsolidie-
rung der öffentlichen Haushalte beitragen. 

Als erste Strategie ist die Privatisierung zu nennen. 
Aus ordnungspolitischen Gründen ist dies zu begrü-
ßen (JG 93 Ziffern 404!!.). Damit werden .Aktions-
spielräume für private unternehmerische Aktivitäten 
geschaffen. Der Bund hat seit Mitte der achtziger 
Jahre eine Politik der Privatisierung betrieben, die er 
in den nächsten Jahren fortsetzen sollte. Weitere Pri-
vatisierungen sind insbesondere im Bereich der Län-
der und Gemeinden noch möglich. Konkrete Bei-
spiele haben die Monopolkommission und der Sach-
verständigenrat .Schlanker Staat• benannt. 

Die mit der Privatisierung erzielten Erlöse stellen 
allerdings keinen Beitrag zur mittelfristigen Konsoli-
dierung der öffentlichen Haushalte dar. Eine ein-
zelne Privatisierungsaktion ist nicht wiederholbar, 
also sind mit den Erlösen auch nur einmalig Haus-, 
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haltslöcher zu stopfen. Mittelfristig müssen zudem 
die durch Privatisierung entfallenden Gewinne (zum 
Beispiel die Gewinnabführungen der Deutschen 
Bundespost) sowie Verluste und Zinsz,>b!ungen (auf 
die Schulden öffentlicher Unternehmen} und zukünf-
tige Steuereinnahmen (wegen der Einbeziehung der 
privatisierten Unternehmen in die volle Steuerpflicht) 
gegeneinander aufgerechnet werden. Zudem muß 
berücksichtigt werden, daß der Schuldenstand im 
Fall der Privatisierung niedriger liegt als sonst, so daß 
die Zinszahlungen verringert werden. In den näch-
sten Jahren werden die Privatisierungserlöse zurück-
gehen, da dem Bund allmählich • das Pulver aus-
geht•. Sieht man von den Fällen Deutsche Telekom 
und Postbank ab, dann sind bei den noch über 
400 Beteiligungen des Bundes im Einzelfall wie in 
der Summe nur noch vergleichsweise geringe Be-
träge zu erzielen. In einigen Fällen stellt die Privati-
sierung allerdings nur eine versteckte Kreditfinanzie-
rung dar, wenn zum Beispiel der Bund Telekom-
Aktien der Kreditanstalt für Wiederaufbau verkauft 
(Platzha!terlösung), weil er selbst wegen vertragli-
cher Zusagen am Aktienverkauf gehindert ist. 

Eine zweite Strategie ist darin zu sehen, steigende 
Bundesbankgewinne zu erzielen, die Im Falle' einer 
Neubewertung der Gold- und Devisenbestände der 
Deutschen Bundesbank in quantitativ beachtlichem 
Umfang entstehen würden: Sie sind allerdings nur 
geeignet, in einer Periode zum Ausgleich des Haus-
halts beizutragen, eine mittelfristige Konsolidierung 
wird dadurch nicht erreicht. Die über 7 Mrd DM pro 
Jahr hinausgehenden Bundesbankgewinne sind 
nach derzeitiger Rechtslage zur Schuldentilgung in 
den Erblastentilgungsfonds einzustellen. 

324. Um die Haushaltssituation zu verbessern, sind 
die internationalen und innerstaatlichen Umvertei-
lungssysteme verstärkt in die Diskussion gekommen. 

Die Länder unterstützen die Forderung des Bun-
des, die deutschen Beiträge zum EU-Haushalt zu 
senken, obwohl sie gar keine Beiträge an die Eu-
ropäische Union zahlen. Aber sie mögen die Hoff-
nung hegen, durch die Entlastung des Bundes von 
Zahlungen an die Union ein Argument für eine 
Neuverteilung des Umsatzsteueraufkommens zu 
erhalten. Nach Artikel 106 Absatz 4 GG müssen 
die Anteile von Bund und Ländern an der Umsatz-
steuer neu festgelegt werden, wenn sich das Ver-
hältnis zwischen Einnahmen und Ausgaben des 
Bundes und der Länder ändert. 

- Die Bundesländer führen untereinander einen 
Streit um die Zahlungen im Lä:riderfinanzaus: 
gleich. Die ausgleichspflichtigen Länder verlan-
gen, daß ihre Beiträge gesenkt werden. Die Emp-
fängerländer widersprechen dem und wollen so-
gar zu ihren Gunsten Sonderbedarfe berücksich-
tigt wissen. 

- Zwischen den Ländern und ihren Kommunen wird 
um die Höhe der Beteiligungsquoten an den Län-
dersteuereinnahmen (Artikel 106 Abs. 7 GG) und 
damit um das Volumen des kommunalen Finanz-
ausgleichs gestritten. 

In all diesen Fällen gilt: Es gibt gute Gründe, die zwi-
ischenstaatlichen Umverteilungssysteme zu reformie-
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ren. Der Sachverständigenrat hat sowohl für das Fi-
nanzierungssystem der Europäischen Union (JG 94 
Ziffern 314ff.) als auch für den innerstaatlichen Fi-
nanzausgleich (JG 92 Ziffern 363ff.) Probleme aufge-
zeigt und Lösungsvorschläge entwickelt. An anderer 
Stelle dieses Gutachtens (Ziffern 339!f. und 419ff.) 
wird auf einige Aspekte auch erneut einzugehen 
sein. Allerdings sind die derzeit geltenden Systeme 
mit ausdrücklicher Zustimmung des Bundes (im Falle 
der EU-Finanzierung) und aller Bundesländer (im 
Falle des Lällder!inanzausgleichs) zustande gekom-
men und angesichts der politischen Mehrheitsver-
hältnisse auf absehbare Zeit nicht zu verändern. Zu-
dem löst man mit der Umverteilung des Mangels die 
aktuellen finanzpolitischen Probleme nicht. Ein ge-
gebenes innerstaatliches Ausgleichssystem ist mit 
Blick auf den öffentlichen Gesamthaushalt immer ein 
Nullsummenspiel: Was der eine gewinnt, verliert der 
andere. Die Finanzpolitik sollte sich mehr darum be-
mühen, über eine Verbesserung des Wachstums und 
der Beschäftigung zusätzliche Mittel zu beschaffen, 
als zu versuchen, den derzeitigen Mangel anders zu 
verteilen. 

Wachstumsorientlerte Reform 
der Einkommensteuer bleibt dringlich 

325. Unbestritten ist auch die Notwendigkeit einer 
Senkung der Steuerlast und einer Umstrukturierung 
des Steuersystems, um die Arbeitslosigkeit zu be-
kämpfen sowie zu einer gerechteren und einfacheren 
Besteuerung zu kommen. Auch dazu haben wir un-
sere Vorstellungen immer wieder vorgetragen. Die 
im Januar 1997 vorgelegten Beschlüsse der Steuerre-
form-Kommission („Petersberger Steuervorschläge") 
folgen im wesentlichen den Auffassungen, die der 
Sachverständigenrat seit Beginn der achtziger Jahre 
vertreten hat und die in den wichtigsten Thesen im 
Jahresgutachten 1996/97 (Ziffern 296ff.) noch einmal 
zusammengestellt worden waren. 
Man kann über Einzelmaßnahmen der Reformkon-
zeption der Koalition und der Bundesregierung strei-
ten, zumal beim Abbau von Steuerprivilegien in vie-
len Fällen nicht konsequent vorgegangen worden ist. 
Auch die Finanzierung der geplanten Nettoentla-
stung ist letzten Endes nicht befriedigend geklärt 
worden. Aber in der grundsätzlichen Ausrichtung 
(Tarifsenkung bei Verbreiterung der Bemessungs-
grundlage) sind die vom Bundestag verabschiedeten 
Steuergesetze 1998/1999 schon der richtige Weg, zu-
mal dabei auch steuersystematische Anforderungen 
an eine .gute" Einkommensteuer weitgehend be-
achtet worden sind. Aber auch bei diesem Reform-
projekt gab es offenbar keine Chance für eine politi-
sche Durchsetzung. 

326. Ein Schwerpunkt der kontroversen Diskussion 
liegt bei den Verteilungswirkungen der Reform der 
Einkommensteuer. Wer diese analysieren will, muß 
drei Effekte voneinander trennen: die beabsichtigte 
Tarifsenkung, die erforderliche Gegenfinanzierung 
und die notwendigen Ausgabenkürzungen. 
- Die distributiven Wirkungen der Tarifsenkung 

werden von den Gegnern der Reform üblicherweise 
an absoluten Steuersenkungen bei alternativen 
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Einkommenshöhen gemessen. Wer zum Beispiel 
(als Lediger) ein zu versteuerndes Einkommen von 
25 000 DM hat, erhält nach dem Vorschlag der 
Steuerreform-Kommission im Jahre 1999 gegen-
über dem Jahr 1998 eine Steuersenkung von 1 052 
DM; wer dagegen 2 Mio DM zu versteuern hat, 
kann mit einer steuerlichen Entlastung in Höhe 
von 269 372 DM rechnen. Daraus schließen viele, 
die Reform verteile von unten nach oben. Worauf 
es jedoch ankommt, ist die relativen Steuersen-
kungen bei alternativen Einkommenshöhen zu be-
achten. Dabei ergibt sich, daß ein Einkommen von 
2 Mio DM um 26,0 vH entlastet wird, während es 
30,8 vH bei einem Einkommen von 25 000 DM 
sind. Noch aussagekräftiger ist, daß nach der Re-
form ein Einkommen von 25 000 DM mit durch-
schnittlich 9,5 vH (statt 13,7 vH), ein Einkommen 
von 2 Mio DM dagegen mit 38,4 vH (statt 51,9 vH) 
belastet wird. Die im progressiven Steuertarü ge-
wollte Verteilung von oben nach unten bleibt also 
erhalten, wenngleich sie abgeschwächt wird. 

- Wird die Gegenfinanzierung über die Verbreite-
rung der Bemessungsgrundlage erbracht, dann ist 
mit verteilungspolitischen Effekten zu rechnen. 
Steuervergünstigungen werden heute in vielen 
Fällen von Beziehern hoher Einkommen genutzt: 
Sie verfügen über das erforderliche Einkommen, 
um sich zum Beispiel an Immobilienfonds oder Ab-
schreibungsgesellschaften zu beteiligen, und für 
sie lohnt sich angesichts der hohen Grenzsteuer-
sätze die Inanspruchnahme von Steuervergünsti-
gungen in besonderem Maße. Wenn es richtig ist, 
daß einige Einkommensmillionäre in Deutschland 
deshalb keine oder nur sehr geringe Steuern zah-
len, dann würde gerade dieser - in der Tat unbe-
friedigende - Zustand durch die Steuerreform an-
gegangen. Allerdings gibt es derzeit erhebliche 
Steuerprivilegien, die auch Beziehern mittlerer 
Einkommen zugute kommen - etwa wegen der 
Steuerfreiheit der Nacht- und Feiertagszuschläge 
und wegen der großzügig bemessenen Kilometer-
pauschale. Auch solche Vergünstigungen müßten 
beseitigt werden. 

- Wie es um die verteilungspolitischen Wirkungen 
der erforderlichen Ausgabenkürzungen steht, läßt 
sich solange nicht klären, wie nicht verbindlich 
entschieden ist, welche Ausgaben in welchem 
Umfang zurückgeführt werden sollen. Da wir der 
Meinung sind, daß vor allem Subventionen und 
Transferzahlungen, die an Bezieher mittlerer und 
hoher Einkommen fließen, gekürzt werden sollten, 
wäre insoweit ein eher positiver Effekt auf die Ein-
kommensverteilung zu erwarten. 

Verläßliche Aussagen über die Verteilungswirkun-
gen sind angesichts der ungeklärten Finanzierung 
der Nettoentlastung derzeit kaum möglich; die distri-
butiven Wirkungen der Steuerreform sind jedenfalls 
auch nicht so eindeutig negativ, wie sie von Teilen 
der Opposition im Bundestag dargestellt werden. In 
der Diskussion wird zudem der wohl wichtigste 
Aspekt vernachlässigt: Würde die vorliegende Re-
formkonzeption umgesetzt, dann ist mit mehr Investi-
tionen, mehr Wachstum und mehr Beschäftigung zu 
rechnen. Das aber ist die beste Verteilungspolitik; 

denn einem heute Arbeitslosen kann nur mit einem 
neuen Arbeitsplatz wirklich geholfen werden - alle-
mal besser als mit Steuertarifsenkungen im unteren 
Bereich (von denen er nichts hat) oder mit einer be-
scheidenen Erhöhung des Kindergeldes (was ihm 
nicht oder nicht viel helfen kann). 

3Zl. Gegen eine Reformkonzeption, wie sie in den 
.Petersberger Steuervorschlägen• zum Ausdruck 
kommt, wird vorgebracht, sie setze bei den notwen-

. digen Änderungen die falschen Prioritäten. Eine 
Senkung des Spitzensteuersatzes sei schon deshalb 
nicht notwendig, weil sich die .Besserverdienenden • 
bereits - legal und illegal - ohnehin der Steuerpflicht 
entziehen würden. Dagegen sei eine Verringerung 
der Steuerlast im Bereich niedriger und mittlerer Ein-
kommen geboten, um über eine Stärkung der Mas-
senkaufkraft die Binnennachfrage zu erhöhen. Beide 
Argumente vermögen nicht zu überzeugen. 
- Richtig ist, daß bei höheren Einkommen das ge-

genwärtige Steuerrecht mehr Spielraum zur Ge-
staltung der steuerlichen Bemessungsgrundlage 
eröffnet. Dies sollte aber gerade aus steuersyste-
matischen Gründen und mit Blick auf eine steuer-
liche Gleichbehandlung der Bürger nicht hinge-
nommen werden: Die Verbreiterung der Bemes-
sungsgrundlage setzt genau hier an, allerdings 
müßte sie von einer Tarifsenkung begleitet sein. 
Nicht vernünftig ist, die Steuersätze unverändert 
zu lassen, jedoch die vom Gesetzgeber selbst ge-
währten Möglichkeiten der Steuerminderung (die 
sogenannten Steuerschlupflöcher) pauschal zu-
rückzunehmen, rmabhängig davon, wie die Steuer-
vergünstigungen im Einzelfall ökonomisch zu be-
werten sind. Käme es zu einer Steuererhöhung, so 
würde die Investitionsschwäche nicht behoben, 
sondern verstärkt, und es drohten Beschäftigungs-
verluste. 

- Zweifellos ist das binnenwirtschaftliche Funda-
ment der konjunkturellen Erholung noch unbefrie-
digend. Und zweifellos sind die Erwerbseinkom-
men durch Steuern und Abgaben stark belastet, 
wie sich an der unterschiedlichen Entwicklung der 
Arbeitskosten einerseits und der Nettoverdienste 
andererseits zeigt (Ziffer 212). Zwar kann eine Ta-
rifsenkung gezielt für niedrige und mittlere Ein-
kommen beim Konsum hnpulse auslösen, aber 
dies wird nicht zu einer Stärkung der binnenwirt-
schaftlichen Kräfte in der Breite führen, wenn -
wie es bei uns derzeit der Fall ist - ungünstige An-
gebotsbedingungen einer Investitionsdynamik 
entgegenstehen. Daran muß eine Steuerreform 
orientiert sein, vor allem indem die Risikoübernah-
me der Investoren nicht noch durch eine hohe 
Steuerlast bestraft wird. Erst wenn sich über eine 
Stärkung der Investitionstätigkeit auch die Aus-
sichten für die Beschäftigungsentwicklung verbes-
sern, kann es zur Stärkung der Massenkaufkraft 
kommen. Dies alles spricht für eine allgemeine 
Tarifsenkung. 

328. Ein Kompromiß bei der Steuerreform war an-
gesichts der unterschiedlichen Zielsetzungen offen-
bar nicht zu erreichen. Allerdings gilt auch für die 
Zukunft: Einen Kompromiß um jeden Preis, sozusa-
gen eine Einigung auf dem kleinsten gemeinsamen 
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Nenner, darf es nicht geben. Auch eine zeitliche 
Streckung wäre allenfalls dann vertretbar, wenn eine 
Gesamtkonzeption mit festen, unabänderbaren Ter-
minen verabschiedet würde. Dabei müßte auch gesi-
chert sein, daß nicht - wie es jetzt mit den Plänen 
zum Abbau von Steuerscblupßöchem anvisiert wird 
- zuerst die Belastungen und erst später die Entla-
stungen verwirk.licht werden. Dies glaubhaft zu ver-
mitteln, wird angesichts des inzwischen eingetrete, 
nen Vertrauensverlustes bei der Finanzpolitik außer-
ordentlich schwer sein, so daß bei einem Vorgehen in 
kleinen Schritten kaum die für Investitionsentschei-
dungen notwendigen positiven Erwartungen ge-
schaffen werden könnten. Angesichts der wirtschaft-
lichen Situation, insbesondere wegen der hohen Ar-
beitslosigkeit, ist eine steuerliche Entlastung jetzt be-
sonders vordringlich und sollte ohne weitere Verzö-
gerungen umgesetzt werden, wobei auch die Finan-
zierung der Nettoentlastung über Ausgaberikürzun-
gen geregelt werden muß. Eine .Steuerreform in 
Trippelschritten • wird dem Anliegen der Reform 
nicht mehr gerecht. Eine Steuerreform muß so gestal-
tet sein, daß sie zu einer Aufbruchstimmung beiträgt. 

329. Nach dem Scheitern der Einkom:ffiensteuerre-
forrn hat die Bundesregierung ihre Zusage eingelöst, 
den Solidaritätszuschlag mit Wirkung zum 1. Januar 
1998 um zwei Prozentpunkte zu senken. Das ent-
spricht nach Angaben des Bundesministeriums für 
Finanzen einer Steuersenkung von 7,1 Mrd DM im 
Jahre 1998 und von 7 ,5 Mrd DM im Jahre 1999. 
Quantitativ hat damit der Bund - bezogen auf seinen 
Haushalt - eine steuerliche Entlastung gewährt, wie 
sie im Jahre 1999 in etwa durch die geplante Reform 
der Einkommensteuer entstanden wäre. Das ist für 
sich gesehen zu begrüßen, zumal die Bundesregie-
rung damit unter Beweis gestellt hat, daß es ihr mit 
der steuerlichen Entlastung der Bürger und Unter-
nehmen ernst ist. 

Wenig vertrauenschaffend war allerdings das Geran-
gel um die Finanzierung der Steuerausfälle. Trotz der 
seit längerem gegebenen Zusage, zum 1. Januar 1998 
den Solidaritätszuschlag zu senken, hatte der Bun-
desminister der Finanzen nur eine geringfügige Vor-
sorge für die zu erwartenden Einnahmenausfälle im 
Haushalt 1998 getroffen. Auch diese Steuersenkung 
hätte zu Ausgabenkürzungen im Bundeshaushalt 
führen müssen. Statt dessen wird sie ixn wesentlichen 
durch Kürzung der Ttlgungszahlungen für den Erbla-
stentilgungsfonds und durch vorzeitigen Verkauf von 
Forderungen finanziert, was im Grunde auf Kreditfi-
nanzierung hinausläuft (Tabelle 49, Seifen 121 f.). 

Damit wird die 1993 bei der Verabschiedung des Föderalen 
Konsolidierungsprogramms eingeschlagene Strategie tortge-
aetzt, die aus der Einbeziehung der neuen Bwidesländer in die 
gesamtdeutache Plnanz.vedcurung entstandenen Belastungen 
nicht vollatändtg über Ausgabenkün:ungen zu finanzteren. 
Der Bund hat damals eine Belcutung von rund 50 Mrd DM 
übernommen. Dieser Betrag wurde zu etwa 10 Mrd DM durch 
Ausgabenkün:ungen, zu weiteren IO Mid DM über Kreditauf-
nahmen und zu rund 30 Mrd DM über Steuererhöhungen 
finanziert, wovon 28 Mrd DM über den Solidaritätszuschlag 
aufgebracht werden sollten. Man hat offenbar {weitere) Ausga-
benkürzungen In Höhe von 30 ~d DM In der damaligen 
SltuaUon kurzfrlsUg für nicht durchsetzbar eingesehen. Um so 
mehr wäre es geboten gewesen, die 'Erhebung des SoHdaritäts-
zu.schlags mit einem glaubwürdlgeli Plan zu verbinden. ht dem 
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man mlttelfrlstlg die Rückführung des Zuschlags und die dafür 
erforderlichen Ausgabenkürzungen im einzelnen festgelegt 
hCitte. Daa i&t nicht geschehen; das Finanzierungsproblem wird 
vielmehr weiterhin in die Zukunft verschoben und die Frage, 
in welchen Schritten und zu welchem Zeitpunkt der Solidari-
tätszutJChlag weiter gesenkt werden soll, bleibt im unklaren. 

Bei der jetzt beschlossenen Senkung des Solidaritäts-
zuschlags werden die Länder und die Gemeinden 
über die stimulierende Wirkung auf die wirtschaftli-
chen Aktivitäten und die damit verbundenen Steuer-
mehreinnahmen Nutznießer der Steuersenkung des 
Bundes sein. Es wäre deshalb richtig, wenn die Län-
der auf Teile des Umsatzsteueraufkommens zugun-
sten des Bundes verzichten würden, zumal sie sonst 
befürchten müßten, daß sich der Bund aus seinen Be-
teiligungen an der Mischfinanzierung zurückzieht. 
Die geplante Kürzung bei den Mitteln für die Ge-
meinschaftsaufgabe „ Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur" mag ein erster Hinweis auf 
solche Absichten sein. 

Grenzen der Kreditaufnahme beachten 

330. Zur Verunsicherung trägt neben der Steuer-
politik vor allem die Haushaltspolitik bei. Der öffent-
liche Haushalt ist das in Zahlen ausgedrückte Pro-
gramm einer Regierung, das auch der privaten Wirt-
schaft zur Orientierung für ihre ökonomischen Ent-
scheidungen dienen soll. Da sich die wirtschaftliche 
Entwicklung sowohl auf der Einnahmenseite als 
auch auf der Ausgabenseite niederschlägt, wird es 
immer wieder Situationen geben, in denen die tat-
sächliche Haushaltsentwicklung von der Planung ab-
weicht. Der Gesetzgeber hat dafür im Haushaltsrecht 
auch Vorsorge getroffen. Solchen Entwicklungen 
kann zum Beispiel mit einem Nachtragshaushalt 
(§ 33 Bundeshaushaltsordnung), mit einer Haushalts-
sperre (§ 41 BHO) oder mit dem Ausgabenbewilli-
gungsrecht des Finanzministers (Artikel 112 GG) be-
gegnet werden. Nur sollte dies den Ausnahmefall 
und nicht die Regel darstellen. Es entspricht nicht 
dem Grundsatz einer soliden Haushaltspolitik, daß in 
dem im November 1996 verabschiedeten Bundes-
haushalt 1997 bereits im Januar 1997 Deckungslük-
ken vermutet wurden, was eine Diskussion um eine 
Haushaltssperre auslöste. 

331. Alle absehbaren Entwicklungen bei den Aus-
gaben und Einnahmen sind bei der Aufstellung des 
Haushalts zu berücksichtigen. Das ist in den letzten 
Jahren zweifellos nicht immer geschehen. Die Zu-
schüsse an die Bundesanstalt für Arbeit sind - ge-
messen an der zu erwartenden Arbeitslosigkeit - zu 
niedrig angesetzt wordeni Privatisierungserlöse sind 
in einer Höhe in den Haushalt eingestellt worden, 
die bei realistischer Betrachtung kaum zu erwarten 
war. 

Die derzeitigen Schwierigkeiten bei der Haushalts-
planung werden besser in den Griff zu bekommen 
sein, wenn es gelingt, über eine Reform der Einkom-
men- und Körperschaftsteuer wieder mehr Berechen-
barkeit in die Entwicklung des Steueraufkommens 
zu bringen, also zu sichern, daß sich das Steuerauf-
kommen in enger Abhängigkeit zur Entwicklung der 
wirtschaftlichen Aktivitäten verändert. So signalisie-
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ren die derzeitigen Haushaltsprobleme - insoweit sie 
auf der Einnahmenseite begründet sind - geradezu 
die dringende Notwendigkeit, durch eine Steuerre-
form die Transparenz und die Systematik des Steuer-
rechts grundlegend zu verbessern. 

332. Derzeit fehlt im Bundeshaushalt jegliches Ele-
ment der Vorsorge. Das gilt auch für den Haushalts-
plan 1998: Sollte es nicht gelingen, die .durch die 
jüngste Steuerschätzung offengelegten Steuermin-
dereinnahmen durch entsprechende Ausgabenkür-
zungen zu kompensieren, dann würde die Nettokre-
ditaufnahme die geplanten Investitionsausgaben 
überschreiten. Erneut müßten Zweifel aufkommen, 
ob der (geplante) Bundeshaushalt 1998 überhaupt 
verfassungskonform ist. 

Aufgrund der Erfahrungen der letzten Jahre sollte 
geprüft werden, wie im öffentlichen Haushalt eine 
bessere Vorsorge getroffen werden kann. Das könnte 
erreicht werden, wenn bei der Steuerschätzung eher 
zurückhaltende Prognosen über die Entwicklung des 
Bruttoinlandsprodukts zugrundegelegt würden und 
damit die geplante Nettokreditaufnahme höher aus-
gewiesen würde. In Kanada ist eine Vorsorgereserve 
im Haushalt eingeführt worden (Ziffer 84). Würde 
man diesem Beispiel folgen, dann müßte im Bundes-
haushalt ein Betrag eingestellt werden, der nur im 
Falle unvorhersehbarer und unabweisbarer Entwick-
lungen in Anspruch genommen werden dürfte. Eine 
solche Regelung kennt das deutsche Haushaltsrecht 
im Ausgabenbewilligungsrecht des Finanzministers 
gemäß Artikel 112 GG. Wegen der unbestimmten 
Rechtsbegriffe hat diese Regelung allerdings keine 
ausgabenbegrenzende Wirkung gehabt. Nicht an-
ders wäre es mit einer Vorsorgereserve: Bei den der-

zeitigen Haushaltsschwierigkeiten käme der Bun-
desminister der Finanzen unter erheblichen Druck, 
eine solche Reserve schnell aufzulösen, also für zu-
sätzliche Ausgaben zu nutzen. Wichtiger wäre des-
halb, wenn die Vorschriften des Haushaltsgrund-
sätzegesetzes und der Haushaltsordnung strikt be-
achtet würden, wonach die Ausgaben in der voraus-
sichtlichen Höhe in den Haushalt einzustellen sind. 

333. Die Haushaltspolitik des Jahres 1997 war da-
durch gekennzeichnet, daß die sich auftuenden Bud-
getlöcher außer durch weitere Privatisierungserlöse 
durch zusätzliche Kredite abgedeckt werden muß-
ten. Beim Nachtragshaushalt 1997 war angesichts 
des schon fortgeschrittenen Jahres eine andere Lö-
sung auch wohl kaum denkbar. Die Defizitquote des 
öffentlichen Gesamthaushalts überschritt erneut den 
Wert von 3,0 vH, und das strukturelle Defizit, an dem 
der Sachverständigenrat den Konsolidierungsbedarf 
mißt, stieg sogar weiter an (Ziffer 186). Nach wie vor 
wird offenbar in der Kreditfinanzierung ein leichter 
Ausweg dafür gesehen, Ausgaben in der Gegenwart 
zu tätigen, ohne dafür Steuern erheben zu müssen. 
Der Verteilungskonflikt zwischen einzelnen Interes-
sengruppen, die für sich jeweils zusätzliche Staats-
ausgaben oder Steuervergünstigungen fordern, wird 
dadurch tendenziell entschärft. Die Politiker können 
so Ansprüchen an das Budget nachgeben, ohne 
gleichzeitig andere Ansprüche durch Ausgabenkür-
zungen beschneiden oder Steuern erhöhen zu müs-
sen. Die Kreditaufnahme erleichtert demnach politi-
sche Kompromisse bei der Gestaltung des Haushalts, 
allerdings zu Lasten unbeteili~er Dritter, nämlich 
der kommenden Generation. Ahnlich zu bewerten 
sind die Maßnahmen, mit denen Budgetbelastungen 
in die Zukunft verschoben werden (Kasten 6). 

Kasten6 

Zeitliche Verlagerung von Haushaltsbelastungen 

Entlastungen für den laufenden Haushalt können 
dadurch erreicht werden, daß Ausgaben in kom-
mende Jahre verlagert oder Einnahmen, die auf-
grund der Gesetzeslage erst in der Zukunft entste-
hen würden, in den laufenden Haushalt vorgezo-
gen werden. Die Haushaltslage kann dadurch im-
mer nur kurzfristig erleichtert werden. Beispiel für 
solche Maßnahmen waren: das Vorziehen des Ab-
führungsterrnins der Mineralölsteuer und der 
Branntweinabgabe, was die Steuereinnahmen des 
Bundes im Jahre 1996 erhöht hat (JG 96 Ziffer 
170), und die Veränderung der Zahlungsweise der 
Lohnersatzleistungen, durch die Ausgaben aus 
dem Haushalt des Jahres 1997 ausgelagert wer-
den. 

Die Haushalte des Bundes werden in späteren 
Jahren auch durch Verlagerung von Privatisie-
rungserlösen und deren Verwendung belastet. 
Ebenso wirken Tilgungsstreckungen und Forde-
rungsverkäufe, wie sie vor allem im Zusammen-
hang mit der Kolnpensation der Einnahmenaus-

fälle bei Senkung des Solidaritätszuschlags ge-
plant sind. 

- Nach dem Postneuordnungsgesetz sollen die 
Verkaufserlöse der Aktienanteile des Bundes an 
den Postnachfolgeunternehmen ninsbesondere 
und vorrangig zur Finanzierung der Unterstüt-
zungskassen", die Versorgungs- und Beihilfe-
leistungen an ehemalige und heutige Beamte 
dieser Unternehmen erbringen, verwendet wer-
den. Dabei gewährleistet der Bund, daß die Un-
terstützungskassen jederzeit in der Lage sind, 
ihre Verpflichtungen zu erfüllen. Wird nun ein 
Teil der Erlöse aus dem Verkauf von Aktien -
wie nach den bisherigen Planungen vorgesehen 
- bereits in den Jahren 1997 und 1998 kassen-
wirksam in den Bundeshaushalt eingestellt, so 
werden sich die künftigen (möglichen) Zuflüsse 
an die Unterstützungskassen durch den Ver-
kauf von Aktien entsprechend verringern. Um 
so höher müßte gegebenenfalls der Zuschuß 
aus dem Bundeshaushalt ausfallen. 
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- Im Eisenbahnneuordnungsgesetz Ist festgelegt, 
daß die von der Deutschen Bundesbahn und 
der Deutschen Reichsbahn übernommenen Alt-
schulden sowie die durch das Bundeseisen-
bahnvermögen in den Jahren 1994 und 1995 
aufgenommenen Kredite mit jährlichen Raten 
getilgt werden. Vorgesehen waren in den Jah-
ren 1996 und 1997 Zahlungen von mindestens 
300 Mio DM und ab dem Jahr 1998 in Höhe von 
mindestens 2,8 Mrd DM. Die nicht durch eigene 
Einnahmen gedeckten Aufwendungen des 
Bundeseisenbahnvermögens werden laut Ge-
setz aus dem Bundeshaushalt getragen. Be-
gründet mit der angespannten Haushaltslage 
plant die Bundesregierung nun, ihren Zuschuß 
im Jahre 1998 auszusetzen und in den Jahren 
1999 und 2000 den Betrag auf 300 Mio DM zu 
reduzieren; ab dem Jahr 2001 Ist dann wieder 
eine Zahlung in der ursprünglich vorgesehenen 
Höhe von 2,8 Mrd DM geplant. Soweit sich 
das Bundeseisenbahnvermögen zu schlechte-
ren Konditionen als der Bund verschulden muß, 
entstehen zukünftig Mehrbelastungen für den 
Bundeshaushalt. Zusätzlich wird durch die IB-
gungsstreckung der gesamte IBgungszeitraum 
verlängert; durch ein Ansteigen des Zinsni-
veaus kann sich dieser um ein weiteres ausdeh-
nen, so daß der Bundeshaushalt entsprechend 
länger belastet wird. Eine schnelle IBgung 
von Verbindlichkeiten bedeutet nicht nur, daß 
die Schulden früher als geplant abgebaut 
werden, was dem Bund - durch den Wegfall sei-
ner Zahlungsverpflichtungen - anschließend 
wieder einen größeren finanziellen Gestal-
tungsspielraum verschafft, sondern es heißt 
auch, daß bei ansteigendem Zinsniveau der 
IBgungsplan problemlos eingehalten werden 
kann. 

- Nach dem Erblastentilgungsfondsgesetz erhält 
dieser Fonds - neben den Einnahmen aus dem 
Bundesbankgewinn, die den Betrag von 1 Mrd 
DM pro Jahr übersteigen - insbesondere Zufüh-
rungen aus dem Bundeshaushalt in Höhe von 

334.. Zwar propagieren die meisten Politiker das 
Ziel einer Rückführung der Staatsverschuldung, den-
noch gelingt die Konsolidierung der öffentlichen 
Haushalte nicht. Das mag daran liegen, daß aus der 
Sicht der politischen Akteure der Abbau der Defizite 
den Charakter eines öffentlichen Gutes hat: Die posi-
tiven gesamtwirtschaftlichen Wirkungen einer Kon-
solidierung (Rückgang der Zinsbelastung, steigende 
Investitionen, mehr Wachstum und Beschäftigung) 
kommen auch denen zugute, die keinen Beitrag zur 
Konsolidierung geleistet haben. Infolgedessen wer-
den Parteien und Verbände kaum bereit sein, freiwil-
lige Beiträge zu erbringen, statt dessen werden sie 
versuchen, eine Verringerung der Nettokreditauf-
nahme zu Lasten anderer gesellschaftlicher Gruppen 
zu erreichen. Dies mag erklären, warum durchgrei-
fende Konsolidierungserfolge selbst dann ausblei-
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1,5 vH des Schuldenhöchststandes. Als Folge 
des niedrigen Zinsniveaus in den vergangenen 
Jahren konnte der Fonds bereits einen größeren 
Teil seiner Schulden als ursprünglich geplant 
tilgen. Um die Einnahmenausfälle, die durch 
die Absenkung des Solidaritätszuschlags ent-
stehen, zu kompensieren, ist nun geplant, die 
Zuführung des Bundes an den Fonds im Jahre 
1998 um 5 Mrd DM zu reduzieren. Wie bei der 
Ttlgungsstreckung im Falle des Bundeseisen-
bahnvermögens wird sich - unbenommen der 
bisherigen Tilgungen - dadurch der Ttlgungs-
zeitraum verlängern. Bei ansteigendem Zinsni-
veau kann sich dieser Effekt noch verstärken, 
da dann ein größerer Anteil der Zuführungen 
an den Fonds für Zinszahlungen aufgewendet 
werden muß. 

- Ebenfalls zur Kompensation der Einnahmenver-
luste durch die Absenkung des Solidaritätszu-
schlags will der Bund nach vorliegenden Pla-
nungen im kommenden Jahr Forderungen (re-
sultierend aus dem Verkauf von Liegenschaften 
hauptsächlich an Kommunen und Wohnungs-
baugesellschaften) veräußern. Er erwartet da-
durch Mittel in Höhe von rund 1,3 Mrd DM ein-
zunehmen, die andernfalls erst im Verlauf von 
rund neun Jahren angefallen wären. Gegen-
über den aktuellen Finanzplanungen entstehen 
dadurch in späteren Jahren entsprechende Min-
dereinnahmen. 

Die Selbstbindung des Bundes, die Verbindlich-
keiten des Bundeseisenbahnvermögens und des 
Erblastentilgungsfonds abzulösen, ist positiv zu 
werten; konsequent ist auch, die Beihilfe und Ver-
sorgungslasten (ehemaliger) Beamter der Post aus 
den Privatisierungserlösen der Postnachfolge-
unternehmen zu finanzieren. Deshalb zerstört der 
Bund seine durch diese Selbstverpflichtungen er-
reichte Glaubwürdigkeit, wenn er die sich selbst 
gesetzten Regeln nach Belieben ändert, um ak-
tuellen Finanzierungsschwierigkeiten zu begeg-
nen. 

ben, wenn alle Beteiligten grundsätzlich von der Not-
wendigkeit überzeugt sind, die Kreditaufnahme zu 
reduzieren. 

335. Der für die Politik bequeme Ausweg in die 
Kreditaufnahme sollte durch effektive Verschul-
dungsgrenzen wenn nicht verstellt, so doch zumin-
dest erschwert werden. Die Diskussion um Verschul-
dungsgrenzen wurde zuletzt wieder durch den Vor-
schlag belebt, in die Verfassung ein generelles Ver-
bot der Kreditaufnahme aufzunehmen. Dies ist schon 
aus ökonomischen Gründen wenig überzeugend, da 
sowohl für Ausgaben, die das gesamtwirtschaftliche 
Wachstum positiv beeinflussen, als auch für Aus-
gaben, die für mehrere Perioden ein Leistungspoten-
tial darstellen, aus distributiven wie allokativen 
Gründen eine Kreditfinanzierung sinnvoll ist (JG 94 
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Ziffer 183). Angemessen erscheint es allerdings, die 
im Grundgesetz gemäß Artikel 115 Absatz 1 be-
stehende Kreditbegrenzung zu schärfen. 

Die Regelung des Artikel 115 GG - und vergleich-
barer Bestimmungen in einzelnen Länderverfassun-
gen - definiert im Regelfall als Obergrenze für die 
Kreditaufnahme die Summe der im Haushalt veran-
schlagten Investitionen und läßt Ausnahmen nur zu, 
wenn eine Störung des gesamtwirtschaftlichen 
Gleichgewichts abgewehrt werden soll. Die in dem 
Artikel angekündigte Konkretisierung dieser Vor-
schrift durch ein Bundesgesetz ist bislang nicht vor-
genommen worden. So bietet der unbestimmte 
Rechtsbegriff - Störung des gesamtwirtschaftlichen 
Gleichgewichts - dem Gesetzgeber einen Einschät-
zungs- und Beurteilungsspielraum, der vom Bundes-
verfassungsgericht in seiner Entschließung vom 
18. April 1989 grundsätzlich auch bejaht wurde. Al-
lerdings hat das Gericht einige Einschränkungen an-
gebracht: 
- Der Investitionsbegriff wurde auf die Nummern 7 

und 8 des Gruppierungsplans gemäß Bundeshaus-
haltsordnung bezogen, also auf die Ausgaben für 
Baumaßnahmen sowie für Investitionen und Inve-
stitionsmaßnahmen. 

- Eine Ausnahme ist nur gerechtfertigt, wenn das 
gesamtwirtschaftliche Gleichgewicht tatsächlich 
oder absehbar ernsthaft und nachhaltig gestört ist. 
Die erhöhte Kreditaufnahme muß nach Umlang 
und Verwendung zur Abwehr der gesamtwirt-
schaftlichen Störung bestimmt und geeignet sein. 

- Die vom Gesetzgeber gegebene Beurteilung und 
Einschätzung muß angesichts der vorliegenden 
gesamtwirtschaftlichen Daten und der Analyse 
„der gesetzlich verankerten Organe der finanz-
und wirtschaftspolitischen Meinungs- und Wil-
lensbildung (Finanzplanungsrat, Konjunkturrat, 
Sachverständigenrat zur Begutachtung der ge-
samtwirtschaftlichen Entwicklung, Deutsche Bun-
desbank) und der Auffassungen in Volkswirt-
schaftslehre und Finanzwissenschaft nachvollzieh-
bar und vertretbar„ sein. 

336. Nach wie vor hat der Gesetzgeber damit einen 
weiten Interpretationsspielrawn, die Vorschrift des 
Artikel 115 GG ist nicht einfacher justitiabel gewor-
den. Allerdings ist diese Regelung als schlichtweg 
wirkungslos zu bewerten. Der Gesetzgeber hat eine 
eindeutig definierte Erklärungspflicht, wenn er die 
Ausnahmeregelung in Anspruch nehmen will; die 
Darlegungspflicht liegt eindeutig bei ihm, er muß die 
Zielrichtung und die Eignung der geplanten Maß-
nahme angemessen und im Kontext mit vorliegen-
den Analysen maßgeblicher Beratungsorgane erläu-
tern und begründen. Allerdings ist richtig, daß die 
Feststellung der Verfassungswidrigkeit außerordent-
lich schwierig und damit die Sanktionswirkung des 
Artikel 115 GG gering ist. So kommt es darauf an, 
wie das Parlament in Wahrnehmung seiner Budget-
hoheit auf die Einhaltung dieser Vorschrift achtet. 

Freilich bedarf es einer weitergehenden Konkretisie-
rung der offenen Begriffe des Artikels 115 GG; das 
Verfassungsgericht hat das darin angekündigte Bun-

desgesetz dringlich angemahnt; diese Bestimmung 
des Grundgesetzes sei nicht als Ermächtigung, son-
dern als Auftrag an den Gesetzgeber zu verstehen. 
Bei der Nutzung der Ausnahmeregel durch den Bun-
desminister der Finanzen in diesem Jahr - und der 
Zustimmung des Bundestages - wurde wiederum 
deutlich, wie weit der Interpretationsspielraum bei 
den zentralen Aspekten - Störung eines gesamtwirt-
schaftlichen Gleichgewichts, Eignung der höheren 
Kreditaufnahme zur Abwehr der Störung - ist: 
- Das gesamtwirtschaftliche Gleichgewicht wird 

in der Regel mit Bezug auf § 1 Stabilitäts- und 
Wachstumsgesetz definiert. Danach liegt ein 
Gleichgewicht vor, wenn gleichzeitig die Stabilität 
des Preisniveaus, ein hoher Beschäftigungsstand, 
ein außenwirtschaftliches Gleichgewicht bei steti-
gem und angemessenem Wachstum verwirklicht 
sind. Legt man die üblichen Konkretisierungen für 
diese Ziele zugrunde, dann hat es in der Bundes-
republik seit über zwanzig Jahren kein gesamt-
wirtschaftliches Gleichgewicht mehr gegeben, 
allein schon deshalb nicht, weil das Beschäfti-
gungsziel angesichts von Millionen Arbeitsloser 
dauerhaft nicht erfüllt war. Die Bundesregierung 
hat in der Begründung zum Nachtragshaushalt 
1997 darauf hingewiesen, daß die Arbeitslosigkeit 
in diesem Jahr noch einmal stark zugenonunen 
habe; das rechtfertige, von einer Störung des ge-
samtwirtschaftlichen Gleichgewichts auszugehen. 
Offenbar werden nun Störungen des Gleichge-
wichts an Änderungen im Grad der Zielverfehlung 
gemessen. Hier bestehen erhebliche Interpreta-
tionsspielräume, die im Zweifel für mehr Kredit 
genutzt werden. 

- Noch schwieriger ist es zu klären, ob und in wel-
cher Höhe Kreditaufnahmen geeignet sind, zur 
Abwehr der Störung eines gesamtwirtschaftlichen 
Gleichgewichts beizutragen. Hinter den Regelun-
gen des Artikels 115 GG und denen des Stabilitäts-
und Wachstumsgesetzes steht die Vorstellung, daß 
Störungen des gesamtwirtschaftlichen Gleichge-
wichts ·nachfragebedingt sind. Die Bundesregie-
rung hat bisher jedoch die Auffassung vertreten, 
die hohe Arbeitslosigkeit sei in erster Linie struk-
turell verursacht und müsse demnach durch an-
gebotsorientierte Maßnahmen bekämpft werden. 
Mehr noch: In der Rückführung der ohnehin schon 
hohen Nettokreditaufnahme wurde ein Beitrag zur 
Verbesserung der Beschäftigungslage gesehen. 
Nun wiederum soll - umgekehrt - steigende Ver-
schuldung dafür geeignet sein, die Arbeitslosig-
keit abzubauen. Hier gerät die Bundesregierung 
in erhebliche Argumentationsschwierigkeiten. Sie 
hilft sich mit der Behauptung, man hätte Steuern 
erböhen oder Ausgaben kürzen müssen, wenn im. 
Nachtragshaushalt 1997 die Nettokreditaufnahme 
nicht erhöht worden wäre; das aber hätte die Be-
schäftigungssituation noch weiter verschlechtert. 
Auch damit widerspricht sie ihrer bisherigen Auf-
fassung, daß über Rückführung der Staatstätigkeit 
positive Wirkungen auf Investitionen, Wachstum 
und Beschäftigung erreicht werden können. Inso-
fern hätte die Situation Anlaß sein müssen, ein 
mittelfristiges Konsolidierungsprogramm mit Aus-
gabenkürzungen auf den Weg zu bringen anstatt 
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das Defizit zu vergrößern. Die Erklärung für die er-
neute Ausweitung der Nettokreditaufnahme - und 
nun sogar über die Summe der Investitionsausga-
ben hinaus - liegt wahrscheinlich viel einfacher: In 
Anbetracht des schon fortgeschrittenen Jahres -
der Entwurf des Nachtragshaushalts wurde im Juli 
eingebracht, die Verabschiedung ist im November 
zu erwarten - gab es kaum noch Möglichkeiten, 
über Gesetzesänderungen mit Wirkung für das 
Haushaltsjahr 1997 mehr Einnahmen zu beschaf-
fen oder die Ausgaben zu kürzen. Die zusätzliche 
Kreditaufnahme ist Ergebnis einer haushaltspoliti-
schen Notsituation und nicht etwa einer überzeu-
genden finanzpolitischen Strategie. 

Insgesamt bestehen bei der Anwendung des Arti-
kels 115 GG und der entsprechenden Vorschriften in 
den Länderverfassungen so weite Interpretations-
spielräume, daß die Funktion dieser Vorschrift, eine 
Kreditbegrenzung festzulegen, nicht erfüllt werden 
kann. Offensichtliche und von den Verfassungsge-
richten sogar gerügte Verstöße gegen diese Vor-
schriften bleiben zudem ohne politische Konsequen-
zen. Das ist geradezu eine Einladung, die Begren-
zung der Kreditaufnahme nicht ernstzunehmen. In-
folgedessen sollten in einem Bundesgesetz - wie es 
m Artikel 115 Absatz 1 Satz 3 GG <mgekündigt 
und vom Bundesverfassungsgericht auch angemahnt 
worden ist - die unbestimmten Rechtsbegriffe des 
Artikels 115 GG im emzelnen konkretisiert werden. 
Darin sollten auch die Begründungspflichten gegen-
über dem Parlament und der Öffentlichkeit klar ge-
regelt werden, so daß die Inanspruchnahme der Aus-
nahmeregelung erschwert wird. Zudem wäre die 
Vorschrift des Artikels 115 Absatz 2 GG zu überprü-
fen, wonach für Kreditaufnahmen der Sondervermö-
gen des Bundes Ausnahmen zugelassen werden dür-
fen. Das hat in der Vergangenheit dazu geführt, daß 
die Kreditbegrenzung des Artikels 115 GG unterlau-
fen werden konnte. 

337. Der Maastricht-Vertrag und der In Ergänzung 
dazu beschlossene Stabilitäts- und Wachstumspakt 
begrenzen die Verschuldung des Staates. Die Defizit-
quote soll danach den Wert von 3,0 vij nicht über-
schreiten, in der konjunkturellen Normallage sollen 
sogar ausgeglichene Haushalte angestrebt werden. 
Nach unserer Methode zur Berechnung: des struktu-
rellen Defizits wäre für diesen Fall eine Defizitquote 
des Staates in der Größenordnung von etwa 1 vH 
(investitionsorientierte Verschuldung) zuzulassen. 
Wie dieser Kreditrahmen auf die einzelnen Ebenen 
(Bund, Länder, Gemeinden, Sozialversicherung) ver-
teilt werden soll, muß in einem nationalen Stabilitäts-
pakt festgelegt werden. Dessen mögliche Ausgestal-
tung haben wir bereits im letzten Jahr im einzelnen 
diskutiert und dazu konkrete Vorschläge gemacht 
(JG 96 Ziffern 283ff.). Aber auch dabei gilt: Die Not-
wendigkeit einer solchen Regelung ist unbestritten, 
die Durchsetzung und Konkretisierung ist bisher im 
Streit zwischen Bund und Ländern und vor allem 
zwischen den Ländern steckengeblieben. Das ist in 
erster Llnie auf die unterschiedlichen Ausgangslagen 
bei der Verschuldung zurückzuführen (fabelle 59). 

Wir halten eine verfassungsrechtliche Regelung für 
geboten, da jede Kreditbegrenzung einen Eingriff in 
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die nach Artikel 109 Absatz 1 GG gesicherte Haus-
haltsautonomie von Bund und Ländern darstellt. Ein 
nationaler Stabilitätspakt könnte durch eine Ände-
rung des Artikels 109 Absatz 2 GG verfassungsrecht-
lich abgesichert werden, der folgenden Wortlaut 
haben könnte: .Bund und Länder haben in ihrer 
Haushaltswirtschaft den Erfordernissen des gesamt-
wirtschaftlichen Gleichgewichts und den Verpflich-
tungen ·der Bundesrepublik Deutschland im Rahmen 
der Europäischen Union Rechnung zu tragen. 14 Die 
konkreten Regeln für die Verteilung des Defizits 
könnten in dem nach Artikel 109 Absatz 3 GG zu er-
lassenden Bundesgesetz bestimmt werden. 

338. Wird für die Normalsituation eine Defizitquote 
von 1 vH festgelegt, dann würde im Falle einer 
Rezession eine zusätzliche Kreditaufnahme von der-
zeit etwa 70 Mrd DM ermöglicht; das sollte ausrei-
chen, um eine konjunkturell bedingte Verschuldung 
akzeptieren zu können und notfalls auch eine dar-
über hinaus erforderliche antizyklische Haushalts-
politik zu betreiben. Wie dieser zusätzliche Kredit-
rahmen (.Konjunkturbonus") auf Bund, Länder und 
Gemeinden aufgeteilt wird, hängt davon ab, wem 
die Aufgabe der Konjunkturstabilisierung zugewie-
sen wird und wem das konjunkturabhängige Steuer-
aufkommen zufließt oder zufließen sollte. Nach dem 
derzeitigen Stand der Aufgabenverteilung und 
Steuerverteilung müßte der zusätzliche Kreditrah-
men wohl überwiegend dem Bund zugewiesen wer-
den. Die Regelungen eines nationalen Stabilitäts-
pakts und die der Steuerverteilung sind untrennbar 
miteinander verbunden. Würde man sich für eine 
Änderung des heutigen Systems der Steuervertei-
lung entscheiden, müßte das auch Folgen für die 
Ausgestaltung des nationalen Stabilitätspakts haben 
(Ziffern 349ff.). 

Änderung der Finanzverfassung 

339. Die Schwierigkeiten bei der Umsetzung finanz-
politischer Maßnahmen sehen viele im föderativen 
System der Bundesrepublik begründet und plädie-
ren des_heµb ~ür eine Änderung. Zwar garantiert Arti-
kel 20 GG das Bundesstaatsprinzip. Damit sind aber 
die konkreten Regelungen der Finanzverfassung kei„ 
neswegs eindeutig festgelegt. Diese werden viel-
mehr in vielen Bundesgesetzen, so zum Beispiel im 
Finanzausgleichsgesetz, im einzelnen konkretisiert. 
Schon die Tatsache, daß diese Gesetze immer wieder 
geändert worden sind, zeigt, daß hinsichtlich der 
Finanzverfassung erhebliche Gestaltungsspielräume 
bestehen. Insoweit ist auch die Frage legitim, wie ein 
ökonomisch effizientes System aussehen könnte. 

Wer sich heute Gedanken darüber macht, wie die 
Finanzverfassung gestaltet werden müßte, um ein 
möglichst efffuent~s Wirtschaftsergebnis zu erzielen, 
um einen Beitrag zu mehr Beschäftigung zu leisten 
oder um dringend notwendige Entscheidungspro-
zesse in der Finanzpolitik zu beschleunigen, stellt 
nicht - wie oft behauptet wird - das föderative Prin-
zip in Frage. Auch ist die bundesstaatliche Ordnung 
in Deutschland nicht bedroht, wenn es statt 16 Bun-
desländern nach einer etwaigen Neugliederung des 
Bundesgebietes möglicherweise in Zukunft nur noch 
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Tabelle 59 

Finanzierungssaldo und Schuldenstand des Bundes sowie der staatlichen und 
kommunalen Haushalte der Länder im Jahre 1996 1) 

Über- Beitrag zur 
schuß- gesamt- Schulden-Finanzierungs- quote (+)/ staatlichen Schuldenstand 5) zum stands-saldo 2) Defizit- Defizit- 31. Dez. 1996 quote 3} 

quote (-)') quote 4) 

je Ein- je Ein-
Mn!DM wohner6} vH vH Mn!DM wohner6) vH 

in DM in DM 

Bundeshaushalt ... '' ..... - 78,47 - 958 -2,2 -2,2 833,23 10174 23,5 

Staatliche und kommunale 
Haushalte der Länder 
- Baden-Württemberg ... - 3,58 - 346 -0,7 -0,10 67,65 6539 13,3 
- Bayern .............. - 5,25 - 437 -0,9 -0,15 58,36 4 857 9,B 
- Berlin .. ' ........ ' ... - 10,44 -3011 -6,9 -0,29 48,69 14 046 32,3 
- Brandenburg ......... - 2,76 -1 084 -4,1 -0,08 25,46 9995 31,5 
- Bremen") ............ + 0,10 144 +0,2 +0,00 16,66 24 545 42,5 
- Hamburg 0 0 0 0 0 0 0 0 0 • T 0 - 2,59 -1517 -1,9 -0,07 28,00 16 387 20,5 
- Hessen 0 0 0 • 0 0 0 • 0 T 0 • T 0 - 2,34 - 389 -0,7 -0,07 56,25 9347 16,4 
- Mecklenburg-

Vorpommern ... ' ..... - 2,48 -1360 -5,6 -0,07 14,40 7912 32,4 
- Niedersachsen ........ - 3,39 - 435 -1,1 -0,10 77,75 9974 24,1 
- Nordrhein-Westfalen „ - 7,95 - 444 -1,0 -0,22 182,41 10183 23,1 
- Rheinland-Pfalz ....... - 2,30 - 578 -1,5 -0,07 37,78 9479 25,1 
- Saarland') ........... + 0,33 305 +0,8 +0,01 16,74 15448 38,2 
- Sachsen ............. - 3,15 - 692 -2,7 --0,09 28,02 6149 24,1 
- Sachsen-Anhalt ....... - 2,83 -1036 -4,3 -0,08 26,34 9641 39,8 
- Schleswig-Holstein .... - 1,71 - 624 -1,5 -0,05 31,14 11395 28,1 
- Thüringen ........... - 3,09 -1236 -5,1 -0,09 22,66 9078 37,2 

Öffentlicher 
Gesamthaushalt') ....... -119,28 -1457 -3,4 X 2 093,55 25564 59,1 

Nachrichtlich: 
Staat in der Abgrenzung 
der Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnungen ..... -124,29 -1518 -3,5 X X X X 

Beitrag zur 
gesamt-

staatlichen 
Schulden-

Stands-
qu0te") 

vH 

23,5 

1,91 
1,65 
1,38 
0,72 
0,47 
0,79 
1,59 

0,41 
2,20 
5,15 
1,07 
0,47 
0,79 
0,74 
0,88 
0,64 

X 

X 

1) In der Abgrenzung der Finanzstatistik, Quelle BMF; Bruttoinlandsprodukt gemäß Arbeitskreis VGR der Länder nach dem 
Berechnungsstand von März 1997. 

2) Bei den staatlichen und kommunalen Haushalten der Länder ohne Saldo der haushaltstechnischen Verrechnungen. 
3) Finanzierungssaldo/Schuldenstand in Relation zum nominalen Bruttoinlandsprodukt Deutschlands für den Bund und den 

öffentlichen Gesamthaushalt beziehungsweise des jeweiligen Bundeslandes. 
4) Finanzierungssaldo/Schuldenstand in Relation zum nominalen Bruttoinlandsprodukt Deutschlands. 
5) Einschließlich Zweckverbände. 
6) Bevölkerungszahl im Jahresdurchschnitt. 
1) Einschließlich Sonderrechnungen. Ohne Verschuldung der Haushalte untereinander. 
•) Die günstigen Werte für B~en und das Saarland resultieren vor allem aus den vom Bund geleisteten Sanierungshilfen in 

Form von Bundes-Sonderergänzungszuweisungen in Höhe von 1,8 Mrd DM für Bremen und 1,6 Mrd DM für das Saarland 
(JG 93 Ziffer 167). 
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zehn oder zwölf geben würde, Wenn - um ein ande-
res Beispiel zu bemühen-in Artikel 107 Absatz 2 GG 
ein .angemessener Ausgleich• der Finanzkraft der 
Bundesländer verlangt wird, läßt dies sehr unter-
schiedliche Lösungen zu, und das derzeitige System 
des Finanzausgleichs unter den Ländern ist keines-
wegs das einzig mögliche. Auch die heute geltenden 
Regeln der Steuerverteilung, die im wesentlichen auf 
ein Verbundsystem hinauslaufen, sind nicht zwin-
gend für einen Bundesstaat, was nicht zuletzt da-
durch belegt wird, daß die entsprechenden Regelun-
gen immer wieder - vor allem in der Großen Finanz-
reform von 1969 - geändert worden sind und daß 
andere föderative Staaten völlig unterschiedliche Ge-
staltungsformen gewählt haben. · 

340. Die ökonomische Begründung für einen föde-
rativen Aufbau des Staates bedient sich in erster 
Llnie allokationspolitischer Argumente. Öffentliche 
Leistungen sollen effizient erstellt und möglichst gut 
an die Präferenzen der Bürger angepaßt werden. 
Weithin wird davon ausgegangen, daß diese Ziele 
auf den nachgeordneten Ebenen (Länder und Ge-
meinden) eher erreicht werden können als bei Zen-
tralisierung. Nach Ländern unterschiedliche Präfe-
renzen über Ausgabenhöhe, Steuerbelastung und 
Kreditfinanzierung erfordern eine unterschiedliche 
Gestaltung der Finanzpolitik. Regionale Unterschiede 
im Angebot an öffentlichen Leistungen und in der 
Steuerbelastung sind das Ergebnis unterschiedlicher 
Präferenzen und unterschiedlicher Zahlungsbereit-. 
schaft der Bürger sowie unterschiedlicher Produk-
tionsverfahren im öffentlichen Sektor. 

Voraussetzung für ein föderatives System ist dem-
nach, daß die nachgeordneten Körperschaften eine 
weitgehende Autonomie bei Ausgaben- und Einnah-
menentscheidungen haben (Prinzip der Autonomie). 
Zudem muß gewährleistet sein, daß finanzpolitische 
Entscheidungen einer Körperschaft (möglichst] keine 
regionalen externen Effekte haben, Nutznießer und 
Kostenträger staatlicher Aktivitäten also räumlich zu-
sammenfallen (Prinzip der fiskalischen Äquivalenz). 
Schließlich muß die Ausgabenverantwortung der 
Aufgabenkompetenz folgen (Prinzip der Konnexität), 
das heißt, die Ebene im Staatsaufbau, die über eine 
Aufgabe entscheidet, muß auch die damit' anfallen-
den Ausgaben übernehmen (JG 90 Ziffer 437). 

Wären diese drei Voraussetzungen in Deutschland 
erfüllt, dann könnte jedes Bundesland in seiner 
Haushaltspolitik unabhängig und selbständig sein, 
wie es Artikel 109 GG auch vorsieht. Die Länder 
müßten dann allerdings auch wohl eigenverantwort-
lich sein. Negative Folgen eigener finanzpolitischer 
Entscheidungen dürften nicht auf andere Gebiets-
körperschaften, weder auf andere Bundesländer noch 
auf den Bund, abgewälzt werden. Es müßte insoweit 
eine Regel über den Haftungsausschluß gelten. Von 
den genannten Prinzipien ist die derzeit gültige Fi-
nanzverfassung jedoch weit entfernt, so daß unter 
Effizienzgesichtspunkten Änderungen in der Auf-
gaben-, Ausgaben- und Steuerverteilung durchaus 
geboten sind .. 

341. Die im Grundgesetz von 1949 niedergelegte 
Finanzverfassung entsprach den Vorstellungen eines 
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föderativen Staates: Bund und Länder hatten klar 
voneinander getrennte Befugnisse, so daß dem Ge-
danken autonomer Körperschaften Genüge getan 
war. 

Bei der Besteuerung galt ein Trennsystem. Dem Bund 
standen (mit Ausnahme der Biersteuer) die (regional 
stark streuenden) indirekten Steuern zu, während 
die Länder die (regional weniger stark streuenden) 
direkten Steuern vereinnahmten. Auch die Ausga-
ben wurden nach dem Subsidiaritätsprinzip den ein-
zelnen Ebenen zugewiesen. Jeder Gliedstaat war 
insoweit zunächst einmal für sich selbst verantwort-
lich. Bei der Zuweisung von Einnahmen und Aus-
\!aben war im übrigen das Prinzip der fiskalischen 
Aquivalenz weitgehend berücksichtigt: Weder bei 
den Einnahmen noch bei den Ausgaben der Länder 
traten in nennenswertem Ausmaß regionale externe 
Effekte auf. Infolgedessen bedurfte es auch keines 
allokationspolitisch motivierten Finanzausgleichs -
weder in vertikaler Hinsicht zwischen dem Bund und 
den Ländern, noch in horizontaler Hinsicht zwischen 
den einzelnen Bundesländern. 

Es gab - schon wegen der unterschiedlichen Wirt-
schaftstrukturen der einzelnen Länder - Unter-
schiede in der Finanzkraft der Bundesländer, die 
wegen des Ziels, einheitliche Lebensverhältnisse 
im gesamten Bundesgebiet zu verwirklichen, einge-
grenzt werden sollten. Deshalb wurde gemäß Arti-
kel 107 Absatz 2 GG ein distributionspolitisch moti-
vierter Finanzausgleich durchgeführt. Unterschiede 
wurden so weit ausgeglichen, daß im Ergebnis (bis 
zur Finanzreform von 1969) jedes Land mindestens 
91 vH der durchschnittlichen Finanzkraft erreichte. 
Dabei war es sachgerecht, daß sich der Bund in kei-
ner Weise am Länderfinanzausgleich beteiligte. 

Hätte man schon damals den Ländern für die ihnen 
zustehenden Steuern eine (möglicherweise be-
grenzte) Steuerhoheit eingeräumt und hätte dies zu 
einer effizienteren Ausschöpfung der Steuerquellen 
geführt, dann hätte man den Länderfinanzausgleich 
quantitativ entlasten können, und es wäre die Koinzi-
dem; zwischen Nutznießern, Entscheidungsträgern 
und Kostenträgern erreicht worden. Das hätte sicher 
zu einer sparsamen Verwendung der öffentlichen 
:tvfittel und tendenziell zu einer niedrigeren Staats-
quote beigetragen; denn bei jeder Ausgabenerhö-
hung hätten die politischen Entscheidungsträger 
gegenüber ihren Bürgern die Verantwortung für die 
damit erforderliche Steuererhöhung tragen müssen. 
Zudem wäre es zwischen den Bundesländern zu 
einem effizienzsteigernden Wettbewerb um die be-
sten institutionellen Regelungen gekommen. 

342. Die Entwicklung seit dem Jahre 1949 ist dann 
jedoch in eine völlig andere Richtung verlaufen. 
nämlich zu einer immer stärkeren Zentralisierung 
der Kompetenzen und einer zunehmenden Vermi-
schung von Zuständigkeiten. 

Das hat dazu geführt, daß von den Bürgern die finanz-
politischen Verantwortlichkeiten nicht mehr klar zu 
erkennen sind. So wird der Bundesregierung (insbe-
sondere dem Bundesminister der Finanzen) gemein-
hin die Schuld an der Misere der Staatsfinanzen zu-
gewiesen: Er wird für die hohe Staatsquote, die stark 
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gestiegene Steuer- und Abgabenlast und die aus-
ufernde Staatsverschuldung verantwortlich gemacht, 
obwohl der Bundeshaushalt nur 40 vH des Gesamt-
haushalts der Gebietskörperschaften ausmacht, und 
bei den staatswirtschaftlicben Quoten steht der Bund 
nicht durchweg schlechter da als viele Länder und 
Gemeinden. Mancher Bürger, der über die hohe 
Steuerbelastung klagt, wird gar nicht wissen, daß 
immerhin 57 ,5 vH des Lohnsteueraufkommens an 
die Länder und Gemeinden fließen. Wenn es zu einer 
Erhöhung der Umsatzsteuer kommen sollte, dann 
wird (ab dem Jahre 1998) rund die Hälfte des zusätz-
lichen Aufkommens an die Länder und Gemeinden 
fallen. Im Ergebnis haben die Bürger in dieser 
Gemengelage von Zuständigkeiten und Finanzie-
rungsregeln kaum noch Möglichkeiten, staatliche 
Aktivitäten zu kontrollieren und auf sparsame Ver-
wendung der Steuereinnahmen zu drängen. Hier 
mag auch die Erklärung dafür liegen, daß der Zu-
sammenhang zwischen Ausgabenhöhe und Steuer-
belastung kaum noch zu vermitteln ist, was die drin-
gend notwendige Politik. der Ausgabenkürzungen so 
sehr erschwert. 

Dem Bürger wird in der Regel auch wenig bekannt 
sein, daß der Bund über Bundesergänzungszuwei-
sungen, Finanzhilfen und Zuschüsse zur Finan-
zierung der Gemeinschaftsauigaben in erheblichem 
Umfang Tranfers an die Länder zahlt und damit eine 
dominierende Rolle im horizontalen Finanzausgleich 
zwischen den Ländern übernommen hat. 

343. Auf der anderen Seite werden die Ausgaben 
der Länder und Gemeinden durch Bundesgesetze 
festgelegt und fremdbestimmt. Einsparmöglichkeiten 
sind schon deshalb begrenzt; oft lohnen sie sich aus 
der Siebt der Länder auch gar nicht: So wird etwa bei 
der Verteilung der Umsatzsteuer auch das AuSga-
benvolumen der Länder berücksichtigt; das schafft 
geradezu Anreize, die Ausgaben auszuweiten. Dort, 
wo der Bund Zuschüsse zur Finanzierung von Län-
deraufgaben zahlt, ist eher mit einer Ausweitung der 
entsprechenden Ausgaben zu rechnen. Steuerquel-
len zu attrahieren, zu pflegen und auszuschöpfen, 
lohnt sich für die Bundesländer nicht, wenn über den 
horizontalen Finanzausgleich den finanzschwachen 
Ländern ohnehin 99,5 vH der durchschnittlichen Fi-
nanzkraft aller Bundesländer garantiert werden und 
den finanzstarken Ländern 60 vH bis 70 vH der den 
Durchschnitt übertreffenden Finanzkraft weggenom-
men wird. 

Die Geberländer im Länderfinanzausgleich beklagen, daß 
durch die Ausgleichsmaßnahmen sogar die Reihenfolge in der 
Finanzkraft geändert wird. Diese Argumentation ist unzutref-
fend, solange man nur den horizontalen Finanzausgleich zwi-
schen den Ländern und die Fehlbetrags-Bundesergänzungszu-
weisungen betrachtet. Eine Anderung in der Reihenfolge gibt 
es nur dann, wenn man auch die Sonderbedarfs-Bundesergän-
zungszuweisungen berücksichtigt. Dabei geht es um Zahlun-
gen des Bundes an einzelne Bundesländer, die bestimmte Son-
derbedarfe geltend machen können: Kosten der politischen 
Führung in den kleinen Bundesländern, teilungsbedingte Son-
der/asten, Haushaltsnotlagen und Übergangs/asten in einigen 
alten Bundesländern infolge der Einbeziehung der neuen Län-
der in den Finanzausgleich. Solange man diese Sonderbedarfe 
anerkennt und für ausgleichsrelevant ansleht, ist die Änderung 
der Reihenfolge als Ergebnis des gesamten Ausgleichssystems 
zwangsläufig. 

344. Die Aufgabenkompetenzen hat das Grund-
gesetz unter Berücksichtigung des Subsidiaritäts-
prinzips eindeutig zugewiesen. Der Bund hat die 
ausschließliche Gesetzgebung für die in Artikel 73 GG 
aufgezählten (elf) Gegenstände. Die konkurrierende 
Gesetzgebung steht grundsätzlich den Ländern zu; 
ein Gesetzgebungsrecht kann der Bund nur in An-
spruch nehmen, soweit ein Bedürfnis nach bundes-
einheitlicher Rege}ung besteht. Dies hat der Bund 
- über die Zeit gesehen - in inuner stärkerem Maße 
für sich reklamiert. Während er sich in den ersten 
Jahren noch einige Mühe machte, in den Begrün-
dungen für Gesetzesvorlagen im einzelnen darzu-
legen, daß ein Erfordernis für bundesgesetzliche 
Regelungen gegeben sei, beschränkt er sich seit ge-
raumer Zeit auf die lapidare Feststellung: Die Vor-
aussetzungen des Artikels 72 Absatz 2 GG sind ge-
geben. Berücksichtigt man, daß nach Artikel 75 GG 
der Bund auch die Kompetenz für die Rahmengesetz-
gebung hat, ist es im Ergebnis zu einer starken Zen-
tralisierung der Gesetzgebung gekommen. Kurzum: 
Der Bund ist der Herr der Gesetzgebung, allerdings 
bedarf die Gesetzgebung in vielen Fällen der Zustim-
mung des Bundesrates. 

Die Ausweitung der Kompetenzen ist allerdings nicht 
allein dem Bund anzulasten. In vielen Fällen, vor 
allem dann, wenn mit der Aufgabe erhebliche Fi-
nanzierungslasten verbunden waren, haben die Län-
der den Bund geradezu gedrängt, die Aufgaben in 
seine Zuständigkeit zu übernehmen. Insoweit ha-
ben die Länder selbst zu vertreten, was sie immer 
wieder beklagen: die Fremdbestimmung ihrer Aus-
gaben und die starke Stellung des Bundes im födera-
tiven System. Ähnliches gilt für die Mischfinanzie-
rungstatbestände: Gemeinschaftsaufgaben nach Ar-
tikel 91 a GG und Artikel 91 b GG, bei denen sich der 
Bund an der Planung und Finanzierung von Länder-
aulgaben beteiligt, sowie für die Finanzhilfen des 
Bundes nach Artikel 104a Absatz 4 GG. 

345. Ein vergleichbares Bild ergibt sieb für die Be-
steuerung. Durch die Finanzreformen von 1955 und 
1969 ist das ursprünglich geltende (separierende) 
Trennsystem durch ein Verbundsystem ersetzt wor-
den. An .den vom Aufkommen her größten Steuern, 
der Einkommen- und Körperschaftsteuer und der 
Umsatzsteuer, sind Bund, Länder wi.d Gemeinden 
beteiligt. Für rund 75 vH des Steueraufkommens gilt 
heute ein Verbundsystem. 

Steuern werden grundsätzlich bundeseinheitlich ge-
regelt mit Ausnahme der örtlichen Verbrauch- und 
Aufwandsteuern und des Hebesatzes bei den Real-
steuern. Das hat für die Durchsetzung einer einheit-
lichen Wirtschafts- und Finanzpolitik zweifellos Vor-
teile, bringt allerdings auch das Erfordernis, daß 
Steuergesetze, die die Einnahmen der Länder und 
Gemeinden betreffen, der Zustimmung des Bundes-
rates bedürfen. Nur bei den dem Bund ungeteilt zu-
fließenden Steuern (spezielle Verbrauchsteuern und 
Ergänzungsabgaben zur Einkommen- und Körper-
schaftsteuer) hat der Bund ein uneingeschränktes 
Gesetzgebungsrecht. Ansonsten ist jedes Steuerge-
setz an die Zustimmung des Bundesrates gebunden. 
Das verschafft den Ländern bei der Besteuerung eine 
starke Stellung im Gesetzgebungsverfahren, die in 
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der Vergangenheit auch immer wieder ausgenutzt 
worden ist, um Konzessionen des Bundes zu errei-
chen. 

Nur allzu oft sieht sich der Bund in der Situation, ent-
weder den Forderungen der Länder nachzugeben 
oder beabsichtigte Reformmaßnahmen aufzugeben 
oder endlose Streitigkeiten zwischen Bund und Län-
dern zu riskieren. 
- So konnte bei der Steuerreform 1988/89/90 der 

Bund seine Vorstellungen erst durchsetzen, nach-
dem er der Forderung der Länder (allen voran Nie-
dersachsens) nachgegeben hatte, finanzschwa-
chen Ländern Strukturhilfen zu zahlen. 

- Die Einbeziehung der neuen Bundesländer in die 
Finanzverfassung war im Jahre 1993 - trotz zu-
nächs.t stark divergierender Auffassungen zwi-
schen Bund und Ländern - nach nur kurzen Ver-
handlungen möglich, weil der Bund bereit war, 
den Ländern sieben Prozentpunkte des Umsatz-
steueraufkommens abzutreten und üppige Bun-
desergänzungszuweisungen an die Länder zu 
zahlen. 
Die Abschaffung der Gewerbekapitalsteuer war 
letzten Endes nur zu erreichen, als der Bund bereit 
war, über sein ursprüngliches Angebot von 1,9 Pro-
zentpunkten hinausgehend, den Gemeinden 2,2 Pro-
zentpunkte des Umsatzsteueraufkommens abzu-
treten. 

346_ In solchen Verhandlungen hat der Bund - trotz 
seiner an sich starken Stellung im föderativen Sy-
stem - de facto auch deshalb oft eine eher schlechte 
Position, weil er selbst kaum über Druckmittel ge-
genüber den Ländern verfügt: 
- Der Bund könnte seine Zahlungen im Rahmen 

der Gemeinschaftsaufgaben reduzieren. Dagegen 
spricht allerdings, daß er selbst die Aufgaben des 
Hochschulbaus, des Agrar- und Küstenschutzes 
und vor allem der Regionalpolitik mit Priorität 
verfolgt. Zudem sind die dabei zur Diskussion ste-
henden Mittel im Vergleich zum Gesamtvolumen 
öffentlicher Aktivitäten eher bescheiden. · 

- Quantitativ beachtlich sind dagegen die Bundes' 
ergänzungszuweisungen (jährlich rund 25 Mrd 
DM). Zu diesen Zahlungen hat sich der Bund je-
doch im Finanzausgleichsgesetz verpflichtet, das 
nur mit Zustimmung des Bundesrates verändert 
werden kann. Eine Rückführung der Leistungen 
Ist damit kurzfristig praktisch nicht möglich. 

- Bei seinen Ausgabenentscheidungen kann der 
Bund zwar regionale Gesichtspunkte berücksichti-
gen, damit sind jedoch nur einzelne Länder, nicht 
aber die Ländergesamtheit zu treffen.· 

- Schließlich steht in Verhandlungen um Finanzaus-
gleichsfragen der Bund erfahrungsgemäß unter 
besonderem Erfolgsdruck, weil ihm lange Streitig-
keiten angelastet werden. 

347. Allerdings hat das heute geltende System auch 
für die Länder erhebliche Nachteile: Ein Großteil 
ihrer Ausgaben Ist durch Gesetze des B_undes fest-
gelegt, so daß die zur Konsolidierung der Haushalte 
erforderlichen Ausgabenkürzungen bei den Ländern 
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besOnders schwierig sind. Einsparbemühungen kön-
nen immer nur jene Teile des Haushalts erfassen, 
über die die Länder autonom entscheiden können. 
Hinzu kommt: Der hohe Anteil der Personalausga-
ben an den Gesamtausgaben, die nur über Personal-
einsparungen nachhaltig gesenkt werden können, 
macht Ausgabenkürzungen besonders schwer. Zu-
dem haben die Länder keinerlei Steuerhoheit. Das 
mag erklären, warum sie sich schwer tun, Reformvor-
haben des Bundes zuzustimmen, die im Ergebnis 
ihre eigenen Einnahmen und die ihrer Gemeinden 
verringern. Einen gewissen Freiheitsgrad haben die 
Länder derzeit noch bei der Kreditaufnahme, obwohl 
einige Bundesländer schon an Grenzen gestoßen 
sind. Dies ist wohl der Grund, warum sie dem Ab-
schluß eines nationalen Stabilitätspakts skeptisch ge-
genüberstehen. Schon bei anderer Gelegenheit ha-
ben wir darauf hing.ewiesen, daß die Länder einer 
Begrenzung ihrer Kreditaufnahme eher zustimmen 
werden, wenn sie entweder eine (wenn auch be-
grenzte) Steuerautonomie erhalten oder wenn ihnen 
in stärkerem Maße Gesetzgebungsbefugnisse einge-
räumt werden und das Konnexitätsprinzip streng be-
achtet wird (JG 96 Ziffer 266). Mittlerweile deutet 
sich ein Kompromiß zwischen den Ländern an, der 
allerdings angesichts des vorgesehenen Schlüssels 
für die vertikale Aufteilung (Bund: 40 vH, Län-
der: 60 vH) zu Lasten des Bundes gehen würde. 
Übergeordnet bei all diesen Überlegungen muß blei-
ben, daß der Bund internationale Verpflichtungen 
übernommen hat, denen er nur nachkommen kann, 
wenn ihn die Länder dabei unterstützen. 

348. Das heutige System der Finanzverfassung ist 
nur praktikabel, wenn Bund und Länder und die Län-
der untereinander im Konsens und bereit zu solidari-
schem Verhalten sind, sich also zu einem „kooperati-
ven Föderalismus• zusammenfinden. Offenbar ist dies 
in Zeiten wirtschaftlicher Schwierigkeiten und knap-
per Finanzen nicht zu erwarten, obwohl gerade dann 
das solidarische Verhalten besonders gefragt ist. Fehlt 
es daran, dann führt das heutige System zwangsläufig 
zu gegenseitigen Blockaden und zu Versuchen, den ei-
genen Vorteil auf Kosten anderer durchzusetzen. Mit 
Appellen an die Beteiligten wird man nicht viel aus-
richten können. Auch der Vorschlag, strittige Fragen 
durch Sachverständige klären zu Jassen, wird hierbei 
nicht weiterhelfen; das kann politische Entscheidun-
gen nicht ersetzen. Man muß daher an eine Änderung 
der Regelungen der Finanzverfassung herangehen. 

349. Wir könnten uns vorstellen, daß sich mit fol-
.genden Schritten ein effizienteres Verfahren errei-
chen ließe, insbesondere eine Beschleunigung der 
notwendigen finanzpolitischen Entscheidungen: 

- Die Länder sollten stärker an der Gesetzgebung 
beteiligt werden, indem sie die konkurrierende 
Gesetzgeb.ung (Artikel 72 GG) immer dann wahr-
nehmen, wenn kein Bedürfnis nach bundesein-
heitlicher Regelung besteht. Die Gesetzgebung" 
des Bundes sollte in diesem Bereich einem stren-
gen Begründungszwang unterliegen. Die schon 
heute gegebene Möglichkeit, eine bundesrecht-
liche Regelung, für die die Erforderlichkeit nicht 
mehr besteht, durch Landesgesetz zu ersetzen 
(Artikel 72 Abs. 3 GG), sollte genutzt werden. 
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- Wer für eine Gesetzgebung zuständig ist, sollte 
auch die daraus resultierenden Ausgaben über-
nehmen. Dieses Prinzip der Konnexität müßte 
konsequent durchgesetzt werden. Nur dadurch 
können Verantwortlichkeiten geregelt und Kon-
trolle über den sparsamen und wirtschaftlichen 
Einsatz öffentlichen Geldes erreicht werden. Die 
Mischfinanzierung wäre mithin abzuschaffen. Die 
Lastenverteilungsregeln gemäß Artikel 104 a GG 
müßten entsprechend verändert werden. 

- Alle Ebenen im föderativen Staat sollten eigene 
Steuerquellen haben, für die ihnen dann aber 
auch die Gesetzgebungshoheit zustehen müßte. 

350. Bei der Zuweisung von Steuerquellen sind 
verschiedene Lösungen denkbar. Man kann dem 
Grundsatz folgen, wonach dem Bund die indirek-
ten Steuern, den Bundesländern aber die direkten 
Steuern zugewiesen werden sollten. Das würde für 
die beiden ertragreichsten Steuern bedeuten, daß die 
Einkommen- und Körperschaftsteuer den Ländern, 
die Umsatzsteuer aber dem Bunci zustehen müßte -
also die Regelung gelten würde, die bereits das 
Grundgesetz von 1949 vorsah. Dabei wäre dem Um-
stand Rechnung getragen, daß für eine Differenzie-
rung der Steuerbelastung nach Ländern, die Ergeb-
nis ihrer Steuerhoheit sein würde, bei der Einkom-
men- und Körperschaftsteuer, nicht aber bei der Um-
satzsteuer möglich ist. Bei der letzteren sind - abge-
sehen von europarechtlichen Hindernissen - wegen 
des technischen Erhebungsverfahrens regionale 
Differenzierungen nicht zu befürworten, weil es zu 
Wettbewerbsverzerrungen und zu einer starken 
Streuung im Steueraufkommen käme, was wiederum 
zu Ausgleichsforderungen (Clearing-System) führen 
müßte. 

Gegen die Zuweisung der Einkommen- und Körper-
schaftsteuer an die Länder könnte sprechen, daß da-
mit der Bund ein wichtiges Instrument der Konjunk-
turpolitik verliert. Dieses Argument kann jedoch 
nicht überzeugen, zumal nach unseren Vorstelluil-
gen im Zuge einer Reform der Einkommensteuer oh-
nehin erreicht werden müßte, daß die Einkommen-
steuer nicht mehr für konjunkturpolitische Zwecke 
eingesetzt, sondern auf ihre fiskalische Funktion zu-
rückgeführt wird (JG 96 Ziffer 299). Will man den-
noch dem Bund die Konjunktursteuerung ermögli-
chen, dann müßte man ihm die Kompetenz für die 
Zahlung von Investitionszulagen oder die Erhebung 
von Zuschlägen oder Ergänzungsabgaben zur Ein-
kommen- und Körperschaftsteuer belassen. Denkbar 
wäre auch, im Rahmen des anstehenden nationalen 
Stabilitätspakts (Ziffer 337) den für konjunkturpoliti-
sche Zwecke vorgesehenen Kreditrahmen (.Kon-
junkturbonus") so auf Bund und Länder zu verteilen, 
daß beide Ebenen ihren konjunkturpolitischen Auf-
gaben gerecht werden könnten. 

351. Man muß allerdings nicht zu einem solchen 
Trennsystem übergehen. Wir stellen statt dessen ein 
Modell zur Diskussion, bei dem der Bund - bei 
ansonsten unverändertem Steuerverteilungssystem -
die ausschließliche Gesetzgebung über die Bemes-
sungsgrundlage der Einkommen- und Körperschaft-
steuer hätte, während Bund, Länder und Gemeinden 
darauf eigene Steuertarife erheben könnten. 

Wenn den Bundesländern auf diese Weise eine 
eigene Steuerhoheit und Ausgabenautonomie ein-
geräumt würde, dann ließe sich der Finanzausgleich 
unter den Ländern (Artikel 107 Abs. 2 GG) auf seine 
eigentliche Funktion reduzieren, nämlich einen Spit-
zenausgleich zu gewähren. Das allokationspolitisch 
bedenklich hohe Ausgleichsmaß der heutigen Rege-
lungen könnte damit zurückgeführt werden. Das 
müßte Anreize für die Länder schaffen, selbst für 
Steuereinnahmen zu sorgen. Damit könnte auf Län-
derebene den Bürgern der Zusammenhang zwischen 
Ausgaben und Besteuerung wieder deutlich gemacht 
werden. Davon erwarten wir tendenziell einen spai"-
sameren und effizienteren Umgang mit öffentlichem 
Geld und eine Senkung der Staatsausgaben. 

Der Bund sollte sich an horizontalen Ausgleichsmaß-
nahmen finanziell überhaupt nicht beteiligen. Die 
Bundesergänzungszuweisungen sollten quantitativ 
reduziert und damit auf ihren ursprünglichen Cha-
rakter zurückgeführt werden, nämlich ergänzend 
eingesetzt zu werden, wenn Sonderbedarfe (zum 
Beispiel im Zuge der deutschen Vereinigung) oder 
Notlagen (zum Beispiel im Katastrophenfall) finan-
ziell abgedeckt werden müssen. 

352. Eine größere Steuerautonomie der Länder hätte 
den Vorteil1 daß reiche Länder ihren Bürgern und Un-
ternehmen über Steuersenkungen und nicht allein 
über Ausgabenerhöhungen die Attraktivität der Re-
gion deutlich machen könnten; in armen Ländern 
würden dagegen die Nachteile durch höhere Steuern 
nnd weniger Leistungen spürbar. Das könnte zu einer 
Steigerung der Mobilität der Produktionsfaktoren bei-
tragen. Dem wird allerdings entgegengehalten, daß 
arme Länder unter dem Druck knapper Finanzen die 
Besteuerungsrechte extensiv nutzen müßten, wäh-
rend reiche Länder durch günstige steuerliche Rege-
lungen Ansiedlungspolitik betreiben könnten. Im Er-
gebnis würde durch den Steuerwettbewerb das Ge-
fälle in der Finanzkraft sogar noch vergrößert. Diese 
Argumentation verkennt jedoch, daß es auch heute 
schon einen Subventionswettbewerb gibt, aus dem in 
der Regel die reichen Länder als Sieger hervorgehen. 
Bei der Wahl zwischen Steuersenkungen oder Aus-
gabenerhöhungen als Instrument der Struktur- und 
Regionalpolitik wird man aus ordnungspolitischen 
Gründen den (allgemeinen) Steuersenkungen den 
Vorzug vor den (branchenbezogenen) Ausgabenerhö-
hungen geben. Wem es um die Rückführung der 
Staatsquote geht, der wird ohnehin für den Steuer-
wettbewerb plädieren. Einen solchen Wettbewerb 
wird man aber nur zulassen können, wenn die regio-
nalen Unterschiede in der Finanzkraft nicht allzu groß 
sind oder aber zuvor abgebaut werden. Dies geschieht 
bereits heute über den Umsatzsteuerausgleich (Er-
gänzungsanteile), der allen Ländern 92 vH des durch-
schnittlichen Ländersteueraufkommens garantiert. 
Auch kann sich in diesem Zusammenhang die Frage 
einer Neugliederung des Bundesgebietes stellen. 

353. Wir erwarten, daß über solche Änderungen die 
Grundprinzipien effi.es föderativen Systems (Auto-
nomie, fiskalische Aqnivalenz, Konnexität) für die 
Finanzverfassung wiederhergestellt und insbeson-
dere die Kompetenzen für finanzpolitische Entschei-
dungen eindeutig zugewiesen werden. Darin sehen 
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wir eine der wesentlichen Voraussetzungen, um die 
dringend gebotenen Reformen politisch durchsetzen 
zu können. Zudem werden sich dadurch auch Effi-
zienzgewinne einstellen. 
Für die Umsetzung dieser Vorstellungen sind Geset-
zesänderungen, in einigen Fällen auch Verfassungs- · 
änderungen und damit Mehrheiten - soweit das 
Grundgesetz betroffen ist sogar Zwei-prittel-Mehr-
heiten - in Bundestag und Bundesrat erforderlich. 
Man mag Zweifel haben, ob dies zu erreichen sein 
wird, wenn es offenbar nicht einmal gelingt, ein Bun-
desgesetz zur Reform der Einkommensbesteuerung 
zu verabschieden. Skeptisch stimmt auch, daß ähn-
liche Vorschläge, die in einem „Gemeinsamen Be-
schluß der Ministerpräsidenten vom 5. Juli 1990" nie-
dergelegt waren, von der Gemeinsamen Verfas-
sungskommission von Bundestag und Bundesrat 
nicht einmal behandelt worden sind, obwohl die 
Kommission anerkannt hat, daß die Finanzbeziehun-
gen zwischen Bund und Ländern einer grundleg~n
den Priifung zu unterziehen seien. Die Chance, dies 
im Zusammenhang mit der deutschen Vereinigung 
zu erledigen, ist jedoch leider vertan worden. Die 
dauernde Vertagung dieses Themas durch die Politi-
ker ist keine Lösung; auch in diesem Fall gilt: Zuwar-
ten erhöht den Problemdruck. Hier besteht dringen-
der Handlungsbedarf, zumal die Globalisierung der 
Wirtschaft auch für die Finanzpolitik einen Wettbe-
werb um die institutionellen Regelungen bringen 
wird. Wer den Föderalismus in Deutschland wirklich 
stärken und eine Basis für grundlegende Reformen 
legen will, der muß sich mit den Fragen der Finanz-
verlassung auseinandersetzen und prüfen, wie Vor-
aussetzungen geschaffen werden können, die es 
ermöglichen, vernünftigen Regelungen in der Fi-
nanzpolitik zum Durchbruch zu verhelfen. 

II. Lohnpolltlk: Natlonale und 
internationale Herausforderungen annehmen 

354. Die Lohnpolitik steht nach wie vor m der Ver-
antwortung, die Möglichkeiten, die sie hat, konse-
quent zu nutzen, um Spielräume für mehr Beschäfti-
gung zu geben. Sie ist dabei heute und künftig noch 
stärker gefordert als bislang, weil sich das internatio-
nale Umfeld, in dem sie agiert, grundlegend und fort-
laufend ändert: einerseits weltwirtschaftlich - durch 
die fortschreitende Globalisierung der Märkte, ande-
rerseits demnächst in Europa - im Rahmen der be-
vorstehenden Europäischen Währungsunion. Beides 
setzt viele Arbeitsplätze in Deutschland einem unge-
wohnten, verstärkten Konkurrenz- und Anpassungs-
druck aus, dem zu begegnen lohnpolitische Vernunft 
erfordert, eine angemessene Differenzierung der 
Löhne und der Arbeitszeiten nach Arbeitnehmern, 
Branchen und Regionen verlangt und am Arbeits-
markt überall dort institutionelle Neuregelungen not-
wendig macht, wo anderenfalls Beschäftigung abge-
baut oder keine neue aufgebaut würde. , 

Konsequenzen aus dem globalen Wettbewerb 

355. Die Globalisierung der Märkte begegnet der 
Lohnpolitik auf zweierlei Weise: zum einen dadurch, 
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daß sich die internationale Arbeitsteilung intensiviert 
und insbesondere die Niedriglohnkonkurrenz aus 
den aufstrebenden Entwicklungsländern und den 
Reformländern Mittel- und Osteuropas schärfer wird; 
zum anderen dadurch, daß die Unternehmen bei 
Investitionsentscheidungen mehr und mehr Stand-
Ort~ im Ausland wählen und dies auch wegen der 
dort llie.lrtgeren Arbeitskosten und geringeren Re-
gulierungsdichte am Arbeitsmarkt tun. 

- Änderungen in der internationalen Ar beitsleilung 
sind als solche nichts Neues. Gerade die Bundes-
republik zählt zu jenen Ländern, die in der Ver-
gangenheit große Vorteile daraus gezogen haben, 
ja einen guten Teil des erreichten Wohlstands 
dem Umstand verdanken, daß gesamtwirtschaft-
lich gesehen der internationale Wettbewerb auf 
den Gütermärkten Effizienz in der Faktoralloka· 
tion erzwang, den Produktivitätsfortschritt slimu· 
lierte und Kreativität und Innovationen freisetzte. 
Der außenwirtschaftlich bedingte Strukturwandel 
wurde solange mehr oder weniger reibungslos be-
wältigt, wie nur wenige Niedriglohnländer an der 
internationalen Arbeitsteilung partizipierten und 
der allgemeine Beschäftigungsstand im Inland 
hoch war, so daß die in arbeits- und lohnintensiven 
Branchen von der Importkonkurrenz verdrängten 
inländischen Arbeitskräfte gute Chancen hatten, 
eine neue Beschäftigung in anderen, den wachs-
tumsstarken Bereichen zu finden (staatliche Schutz-
maßnahmen in Form sektorspezifischer Einfuhr-
beschränkungen und Subventionen hat es aller-
dings gegeben). Das ist nurunehr alles anders. 
Wachstumsschwäche und hohe Dauerarbeitslosig· 
keit in Deutschland verengen die Alternativen für 
Arbeitnehmer, sich dem Druck des internationalen 
Wettbewerbs zu entziehen. Dieser Druck wieder-
um steigt unaufhaltsam, weil mittlerweile sehr 
viele der vormals binnenmarktorientierten Länder 
Exportkapazitäten aufgebaut haben und den für 
sie zentralen Wettbewerbsparameter - sehr nied-
rige Arbeitskosten - dezidiert ausspielen. Vom Jm. 
portwettbewerb besonders betroffen sind hierzu-
lande im Verarbeitenden Gewerbe Arbeitsplätze 
mit niedrigen Qualifikationsanforderungen; der 
dort auf Grund der bestehenden Tarifabschlüsse 
zu zahlende Lohn ist im internationalen Vergleich 
zu hoch, eine Absenkung auf das Niveau in den 
neuen Konkurrenzländern weder erwünscht, noch 
möglich, und somit von den Tarifvertragsparteien 
auch nicht einzufordern. Die zunehmende interna-
tionale Arbeitsteilung bietet mit·den neuen Märk-
ten auch Chancen, die vor allem von den quali-
fizierten Arbeitskräften genutzt werden können; 
allerdings gibt es auch bei den qualifizierten Ar· 
beitskräften heute ein durch den internationalen 
Wettbewerb bedingt höheres Arbeitsplatzrisiko. 
Denn die Schwellenländer sind dabei, mit tech-
nisch anspruchsvolleren Industriegütern als ehe· 
dem auf den Märkten vorzudringen, einige Ent-
wicklungsländer erkennen und nutzen ihre Chan-
cen als Anbieter von industrienahen Dienstleistun· 
gen, die wegen der weltweiten Ausbreitung der 
neuen Informations- und Kommunikationstechno-
logien und des starken Rückgangs der Kommuni-
kationskosten nicht mehr allesamt so standortge· 
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bunden sind wie einst; dabei kommen ebenfalls 
Arbeitskostenvorteile zum Tragen, wenn auch 
nicht ganz so große. Hier ist die Rolle der Lohn-
politik bedeutsam. 

- Produktionsverlagerungen ins Ausland als Ant-
wort auf überhöhte reale Arbeitskosten im Inland 
g:ibt es ebenfalls schon seit geraumer Zeit. Aber 
die deutschen Unternehmen zählten lange nicht 
zu jenen, die bei Direktinvestitionen im Ausland 
im besonderen Maße niedrige Löhne im Auge hat-
ten. In der Regel ging es bei Standortentscheidun-
gen deutscher Investoren vorrangig um Markt-
erschließung. Das ist heute zwar auch noch so, 
aber das Kostenmotiv gewinnt an Gewicht. Mit 
der fortwährenden Integration der Entwicklungs-
länder in die Weltwirtschaft und vor allem nach 
der Öffnung Mittel- und Osteuropas, mit dem grö-
ßer gewordenen Angebot an potentiellen Stand-
orten also, wird diese Option attraktiver, zumal für 
Unternehmen, denen es nicht gelingt, dem außen-
wirtschaftlichen Anpassungsdruck durch Produkt-
innovationen zu begegnen und auf diese Weise 
die Wettbewerbsfähigkeit am inländischen Stand-
ort und die Arbeitsplätze zu sichern. infolgedessen 
kann es zu mehr Verlagerungen von Arbeitsplät-
zen ins Ausland kommen, wenn Unternehmen die 
in Deutschland zu zahlenden Löhne am Markt an-
gesichts des harten Wettbewerbs nicht (mehr) er-
wirtschaften können. Solcherart Standortentschei-
dungen würden nur zum Ausdruck bringen, daß 
Arbeitsplätze in Deutschland unrentabel gewor-
den sind. Die Lohnpolitik muß dies in Betracht zie-
hen. Man beruhige sich nicht damit, daß in den 
Niedriglohnländem die Arbeitskräfte weniger pro-
duktiv sind als hierzulande. Vielerorts, gewiß auch 
in den uns benachbarten osteuropäischen Ländern 
zehrt der Produktivitätsrückstand den Lohnvorteil 
mitnichten auf; überdies lassen sich, wie Erfahrun-
gen zeigen, die dortigen Arbeitskräfte verhältnis-
mäßig rasch qualifizieren, und in Verbindung mit 
dem Kapitaleinsatz und den übertragenen Ferti-
gungsverfahren steigt ihre Produktivität merklich. 
Richtig bleibt: In Deutschland können die Löhne 
vergleichsweise hoch sein, ohne daß ein Verlust 
an Wettbewerbsfähigkeit der Arbeitsplätze hinge-
nommen werden muß, nämlich so lange, wie 
dies durch einen Vorsprung bei anderen positiven 
Standortfaktoren (über-)kompensiert wird. 

356. Den globalen Wettbewerb und die damit ver-
bundenen Risiken empfinden viele Arbeitnehmer als 
Bedrohung. Das ist verständlich. Besonders betroffen 
sind die Anbieter einfacher Arbeit. Deren Sorgen 
sind berechtigt. Manche können sich durch Fortbil-
dung qualifizieren, andere gehören zu den Verlierern 
im Globalisierungsprozeß und müssen darauf ver-
trauen können, daß ihnen das System der sozialen 
Sicherung angemessen Schutz gibt. Aber nicht alle 
Arbeitskräfte mit geringer beruflicher Qualifikation 
sind chancenlos, nämlich dann nicht, wenn sie kom-
plementär zu gut ausgebildeten Arbeitskräften pro-
duktiv im Betrieb eingesetzt werden können und da-
her gemeinsam mit diesen bei gegebenen Löhnen 
von den Unternehmen nachgefragt würden. Außer-
dem gibt es auch Beschäftigungsmöglichkeiten in 
Bereichen, die nicht im globalen Wettbewerb stehen. 

Damit stellen sich der Lohnpolitik zwei Herausfor-
derungen: 
- Grundsätzlich muß sie den Zusammenhang zwi-

schen Lohnniveau, Produktivitätsentwicklung und 
Beschäftigung streng beachten. Dies hat im natio-
nalen Rahmen schon immer gegolten (der Sach-
verständigenrat hat unentwegt darauf hingewie· 
sen), und es stimmt erst recht unter den Bedin-
gungen des globalen Wettbewerbs. Vernachlässigt 
die Lohnpolitik diesen Zusammenhang, werden 
schneller als früher inländische Arbeitsplätze 
durch Importkonkurrenz verdrängt oder im Zuge 
von Direktinvestitionen ins Ausland verlagert, und 
ausländisches Investivkapital wird abgeschreckt. 

- Außerdem muß die Lohnpolitik bis auf weiteres 
verläßlich den Kurs der Lohnzurückhaltung und 
Lohndifferenzierung fortsetzen. Die Aufgabe be-
steht darin zu ·erreichen, daß von den Kosten her 
und unter Berücksichtigung der unterschiedlichen 
Betroffenheit der Unternehmen durch die Globa-
lisierung zusätzliche Produktion und zusätzliche 
Beschäftigung rentabel werden. Man kann die 
Aufgabe auch dahingehend beschreiben, daß die 
Lohnpolitik dazu beizutragen hat, die Bedingun-
gen für eine wieder kräftigere Investitionsdynamik 
zu verbessern, die die Wirtschaft auf einen ange-
messenen Wachstumspfad zurückführt und die 
Beschäftigungschancen in der Breite, also so weit 
wie irgend möglich auch für die wenig qualifizier-
ten Arbeitskräfte, auf Dauer verbessert. 

3ff7. Die Tarifvertragsparteien sollten nicht darauf 
setzen, daß der Staat sie mit Hilfe von wettbewerbs-
beschränkenden Regulierungen vor dem globalen 
Wettbewerb bewahren könne. Protektionismus wäre 
der falsche Weg; wie Erfahrungen lehren, würden 
die Anpassungsprozesse nur zeitlich hinausgezögert, 
nicht aber abgewendet; es würden nicht Beschäfti-
gungsprobleme gelöst, sondern gesamtwirtschaft-
liche Kosten verursacht, die früher oder später nega-
tiv auf den Arbeitsmarkt zurückwirken. Was die 
Tarifvertragsparteien hingegen vom Staat erwarten 
können, ist, daß er seiner Verantwortung für die Her-
stellung und Sicherung guter Investitionsbedingun-
gen in Deutschland im Wettbewerb mit ausländi-
schen Standorten nachkonunt. Das macht den Rang 
einer verläßlichen angebotsorientierten Wirtschafts-
politik aus (Ziffern 293ff.). Der Staat muß auch im 
Rahmen der Bildungs· und Ausbildungspolitik hel-
fen; es sind energische Anstrengungen nötig, damit 
das Qualifikationsniveau der Arbeitskräfte hoch ist 
und der Anteil der gering qualifizierten Arbeit-
nehmer an der Erwerbsbevölkerung möglichst klein 
wird. 

Lohnpolitische Flexibilität In der Währungsunion 

358. Die Herausforderungen der Lohnpolitik durch 
die Teilnahme Deutschlands an der künftigen Euro-
päischen Währungsunion müssen vor dem Hinter-
grund der von vielen erwarteten positiven Beschäfti-
gungseffekte dieses Projekts gesehen werden. Diese 
Erwartungen gründen sich auf drei Faktoren: Der 
erste ist, daß durch den Wegfall der Wechselkurse 
zwischen den Währungen der teilnehmenden Länder 
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eine hohe Preistransparenz auf den Märkten für Wa-
ren und Dienstleistungen entsteht, was zu effizienz-
steigernden Spezialisierungen führt und den inner-
gemeinschaftlichen Güteraustausch intensiviert. Der 
zweite Faktor ist, daß innerhalb der Euro-Zone die 
Transaktionskosten des Währungsumtauschs und die 
bisherigen Kurssicherungskosten entfaD.en, wodurch 
Unternehmen eine Kostenentlastung erlahren und 
daraufhin mehr produzieren und die Beschäftigung 
erhöhen können. Der dritte Faktor ist, daß es im Bin-
nenhandel zwischen den EWU-Ländern keine Wech-
selkursänderungsrisi.ken mehr geben wird, wie sie 
nach den Krisen des Enropäischen Währungssystems 
in den Jahren 1992 und 1993 virulent geworden sind; 
die Planungssicherheit bei Investitionen wird zuneh-
men, letztlich auch die Arbeitsplatzsicherheit. Ge-
rade dieser letztgenannte Faktor legt es allerdings 
nahe, bei den Erwartungen vorsichtig zu sein: Durch 
den Wegfall des Wechselkursänderungsrisikos wird 
sich für die deutsche Exportwirtschaft im Wettbe-
werb mit den Anbietern aus den meisten anderen po-
tentiellen EWU-Ländern nicht viel ändern; die bilate-
ralen Kurse der D-Mark gegenüber den Währungen 
der Kernländer, in die der größte Teil der deutschen 
Ausfuhr innerhalb der Europäischen Gemeinschaft 
geht, sind schon seit langem recht stabil. Gegenüber 
den Währungen von Drittländern - denen der nicht 
an der Währungsunion teilnehmenden Eµ-Ländern 
ebenso wie den anderen europäischen Landeswäh-
rungen, ganz abgesehen von US-Dollar und Yen -
bleibt das Problem von realen Wechselkursänderun-
gen, die den Export behindern und Arbeitsplätze ge-
fährden, im Prinzip bestehen. Die Politik sollte daher 
davon ablassen, die in der Bevölkerung noch verbrei-
tete Skepsis über die Europäische Währungsunion 
dadurch abbauen zu wollen, daß sie dieses Projekt 
als eine Art Beschäftiguiigsprograrnm preist. Das 
w1rd es nicht sein. Was möglich ist, sind verbesserte 
Beschäftigungschancen. Die Lohnpolitik muß dem 
Rechnung tragen. 

359. Auszugehen ist von der Tatsache, daß mit der 
Einführung des Euro nicht nur das Wechselkurs-
änderungsrisiko (teilweise) entfällt, sondern auch 
der Wechselkursänderungsvorbehalt zur Abfede-
rung von Kosten- und Preisunterschieden und zum 
Ausgleich von Produktivitätsunterschieden zwischen 
den einzelnen EWU-Ländern sowie für die Verarbei-
tung von exogenen Angebots- oder Nachfragestö-
rungen, wie sie gelegentlich vorkommen (in der Ver~ 
gangenheit beispielsweise bei den O!preisschocks 
und bei der deutschen Vereinigung). Selbst wenn 
Schocks .symmetrisch• sind, das heißt, alle EWU-
Länder ihnen gleichermaßen ausgesetzt wären, kön-
nen bei Fehlen des eigenen Wechselkurses die real-
wirtschaftlichen Auswirkungen von Land zu Land 
divergieren; dies wäre dann der Fall, wenn innerhalb · 
des Euro-Ranrns Unterschiede in bezug auf die Flexi-
bilität der Märkte und Institutionen bestehen und 
deshalb die einen Länder bei der Anpassung ihrer 
Volkswirtschaften an massiv veränderte Bedingun-
gen erfolgreicher sind als die anderen. 

Da in der Europäischen Währungsunion der nationa-
len Wirtschaftspolitik mit dem nominalen Wechsel-
kurs ein Anpassungsinstrnrnent aus der Hand ge-
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nommen werden wird - ob nun einzelne Länder 
davon Gebrauch gemacht haben oder nicht - und 
andere Mechanismen in Form hinreichend hoher 
Arbeitskräftewanderungen oder Transferleistungen 
als Puffer nicht in Betracht kommen (Ziffern 414 ff.), 
ist die Lohnpolitik gefordert, mit Flexibilität die Lö-
sung der Beschäftigungsprobleme anzugehen. Was 
durch die Globalisierung der Wirtschaft an Anforde-
rungen bereits angelegt ist, soweit es um die Höhe 
und Struktur der Löhne geht, wird durch die Wäh-
rungsunion verstärkt. Und wie der globale Wettbe-
werb die Tarifvertragsparteien und den Gesetzgeber 
nötigt, in der Arbeitsmarktordnung für angemessene 
Flexibilitätsspielräume zu sorgen, wird es die Euro-
päische Währungsunion tun. 

360. Der Bedarf an Flexibilität alif dem Arbeits-
markt wird im wesentlichen durch zwei Bedingun-
gen begründet sein: zum einen durch das Maß an be-
schäftigungskonformer Tariflohnpolitik und an An-
passungsfähigkeit der Märkte in anderen EWU-Län-
dern, zum anderen durch den Grad an Preisniveau~ 
stabilität, den die Enropäische Zentralbank mittel-
fristig zu erreichen sich vornimmt. 

- Die erstgenannte Bedingung ist deshalb relevant, 
weil innerhalb des EWU-Währungsraumes der 
Wettbewerb der Arbeitskosten und Regelwerke 
vermutlich intensiver wird. Diejenigen Länder, 
die in der Vergangenheit wiederholt den Wechsel-
kurs als Anpassungsinstrument gebraucht haben, 
nachdem die Lohnstückkosten übermäßig gestie-
gen und die preisliche Wettbewerbsfähigkeit der 
Unternehmen gesunken waren, wissen, daß künf-
tig das Ventil der Währungsabwertung geschlos-
sen sein wird. Die dortigen Tarifvertragsparteien 
werden dann nicht umhinkommen, die Lohnent-
wicklung eng an der inländischen Produktivitäts-
entwicklnng zu führen, wollen sie eine erhöhte Ar-
beitslosigkeit vermeiden. Da einige dieser Länder 
nicht gerade Hochlohnländer sind, muß die deut-
sche Lohnpolitik darauf achten, daß sie die Ver-
teilungsspielräume nicht überdehnt; stiegen die 
Lohnstückkosten hierzulande zu stark, würden 
zahlreiche Unternehmen Marktanteile verlieren, 
viele Beschattigte ihren Arbeitsplatz. Zu achten ist 
auch darauf, wie sich der Systemwettbewerb ent-
wickelt. Bei Reformen der deutschen Arbeits-
marktordnung sollte man sich inspirieren lassen 
von De{egulierungen der Arbeitsmärkte, zu denen 
andere Länder schreiten. In einigen Bereichen, vor 
allem in der Chemischen Industrie, haben die 
Tarifvertragsparteien bereits die Weichen für mehr 
Flexibilität bei den Löhnen und Arbeitszeiten ge-
stellt (Ziffer 209). 

- Die zweitgenannte Bedingung erhält Bedeutung 
dadurch, daß eine auf Preisniveaustabilität ver-
pflichtete Europäische Zentralbank nicht bereit-
stehen kann, Fehler der Lohnpolitik durch eine 
inflationsträchtige Geldvermehrung zu korrigie-
ren. Die Tarifvertragsparteien könnten natürlich 
versucht sein, den Stabilitätswillen der Notenbank 
zu testen. Aber das Risiko der Fehleinschätzung 
mit entsprechenden Beschäftigungsverlusten im 
Gefolge wäre nicht klein, so daß sie vermutlich 
doch wenig Sinn darin sähen, auf Kollision mit der 
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europäischen Geldpolitik zu gehen. Sind sie aber 
zu einer stabilitätskonformen Lohnpolitik bereit, 
tun sie genau das, was beschäftigungspolitisch er-
wünscht ist: den Flexi.bilitätserfordernissen in der 
Währungsunion Rechnung zu tragen. 

361. Es gibt Stinunen, die weniger auf lohnpoli-
tische Flexibilität setzen wollen als auf eine europa-
weite Koordination der Beschäftigungspolitik und 
auf Beschäftigungsprogramme. Solche Vorstellungen 
finden sich, wenn auch in recht allgemeiner Form, im 
Vertrag von Amsterdam sowie, in konkreterer Form, 
in einer gleichzeitig verabschiedeten Entschließung 
über Wachstum und Beschäftigung und in Vorschlä-
gen der Europäischen Kommission für einen EU-
Sondergipf el zur Beschäftigungslage in der Gemein-
schaft, der Ende November 1997 stattfindet. 
- Der Vertrag von Amsterdam sieht vor. daß die 

Mitgliedstaaten i:l.arauf hinarbeiten, eine .koor-
dinierte Beschäftigungsstrategie" zu entwickeln. 
Nach einer jährlichen Überprüfung der Arbeits-
marktlage legt der Ministerrat mit qualifizierter 
Mehrheit Leitlinien fest, die die Mitgliedstaaten 
in ihrer Beschäftigungspolitik berücksichtigen sol-
len. Sie erstatten jährlich Bericht darüber, welche 
Maßnahmen sie in Anlehnung an die Leitlinien er-
griffen haben. Der Ministerrat wiederum kann 
nach Prüfung der Berichte mit qualifizierter Mehr-
heit Empfehlungen an die Mitgliedstaaten richten. 
Gleichzeitig kann er Initiativen unter anderem 
zum Austausch von bewährten Praktiken be-
schließen und Pilotprojekte fördern. 

- In der Entschließung über Wachstum und Beschäf-
tigung wurde betont, daß die Europäische Investi-
tionsbank und der Europäische Investitionsfonds 
eine wichtige Funktion bei den Bemühungen um 

die Schaffung von Arbeitsplätzen haben. Die Bank 
wird aufgefordert, ihre Tätigkeiten • im Einklang 
mit gesunden Bankgrundsätzen• weiterzuentwik-
keln und die Einrichtung einer Fazilität für die Fi-
nanzierung von Hochtechnologieprojekten kleiner 
und mittlerer Unternehmen und die Finanzierung 
weiterer Investitionsmöglichkeiten auf anderen 
Gebieten zu prüfen. 

- Anfang Oktober hat die Europäische Kommission 
Vorschläge für die Leitlinien zur Beschäftigungs-
politik der Mitgliedstaaten gemacht, in denen Be-
schäftigungsziele quantifiziert werden (Tabelle 60). 

362. Der Sachverständigenrat hält eine europa-
weite Koordination der Beschäftigungspolitik für 
falsch. Die hohe Arbeitslosigk<:it in Europa beruht 
nicht zuletzt auf Fehlern in der Lohnpolitik und in 
Verbindung damit auf einer mangelnden Anpassung 
der Arbeitsmärkte an die Beding:ungen des globalen 
Wettbewerbs. Diese Probleme abzustellen, ist inso-
weit Aufgabe der Lohnpolitik in den einzelnen Län-
dern. So wie schon auf nationaler Ebene die staat-
liche Arbeitsmarktpolitik bei ihrem Bemühen, Ar-
beitslosigkeit abzubauen, an Grenzen der Finanzier-
barkeit und Wirksamkeit stößt, würde es auch sein, 
wenn das Ganze europaweit koordiniert würde. 
Wahrscheinlich würde auch dann reguläre Beschäfti-
gung verdrängt und offene Arbeitslosigkeit in ver-
deckte umgewandelt. 

Von quantitativen Zielvorgaben raten wir mit beson-
derem Nachdruck ab. Solche schematischen Vorga-
ben führen schon auf nationaler Ebene nicht weiter, 
um so ungeeigneter ist ihre europaweite Festlegung. 
Es würden Erwartungen geweckt, die später doch 
enttäuscht werden müßten, was bei vielen Skepsis 
oder Verdrossenheit über den europäischen lntegra-

Tabelle 60 

Vorschläge der Europäischen Kommission für quantitative Ziele 
bei den beschäftlgungspollllschen Le!Ulnlen 

- Die Erwerbstätigenquote in der Europäischen 
Union soll langfristig auf 70 vH ansteigen 
(durchschnittliche Erwerbstätigenquote der 
wichtigsten EU-Handelspartner). 

- Innerhalb der nächsten fünf Jahre soll erreicht 
werden, daß die Erwerbstätigenquote von der-
zeit 60,4 vH auf 65 vH steigt, 12 Millionen neue 
Arbeitsplätze geschaffen werden und die 
Arbeitslosenquote von gegenwärtig über 11 vH 
auf 7 vH sinkt. 

- Die .sieuerliche Belastung" der Arbeit soll ver-
mindert werden. Vorgesehen ist ein Zielwert (er 
ist noch nicht näher spezifiziert). 

- Die Quoten der Langzeitarbeitslosigkeit und 
der Jugendarbeitslosigkeit in den Mitgliedstaa-

ten sollen innerhalb von fünf Jahren halbiert 
werden: durch Angebot eines Arbeitsplatzes, 
einer Ausbildung oder Umschulung, eines Be-
rufspraktikums oder einer anderen Beschäfti-
gungsmaßnahme an erwachsene Arbeitslose in-
nerhalb der ersten zwölf Monate der Arbeitslo-
sigkeit, an jugendliche Arbeitslose innerhalb 
der ersten sechs Monate der Arbeitslosigkeit. 

- Die Anzahl der vorzeitigen Schulabgänger soll 
innerhalb von fünf Jahren halbiert, die der 
Schulabgänger, die die Sekundarstufe II nicht 
abschließen, allmählich verringert werden. 

- Der Anteil der Arbeitslosen, die Ausbildungsan-
gebote erhalten, soll von derzeit 10 vH im EU-
Durchschnitt auf über 25 vH erhöht werden. 

203 



Drucksache 13/9090 Deutscher Bundestag- 13. Wahlperiode 

tionsprozeß auslösen könnte. Außerdem können sie 
zu lohnpolitischem Fehlverhalten einladen und den 
Blick für die Notwendigkeit verstellen, Funktionsstö-
rungen am Arbeitsmarkt zu beheben. Bei einer allge-
meinen Zielvorgabe für die Verringerung der Ar-
beitslosigkeit besteht die Gefahr, daß einzelne Mit-
gliedstaaten dies statt durch eine Verbesserung der 
allgemeinen Rahmenbedingungen für das Investie-
ren vorrangig durch staatliche Beschäftigungspro-
gramme zu erreichen versuchen, die teq.er sind und 
die öffentlichen Haushalte stark belasten, womöglich 
zu Steuererhöhungen und zusätzlicher_ Neuverschul-
dung führen und doch nur ein Strohfeuer entfachen. 
Bei speziellen Zielvorgaben, wie etwa für den Anteil 
der Arbeitslosen, die durch besondere Arbeitsmarkt-
programme gefördert werden sollen, können die je-
weiligen nationalen Gegebenheiten nicht· adäquat 
berücksichtigt werden. 

Die Finanzierung beschäftigungspolitischer Pro-
gramme über den Haushalt der Europäischen Union, 
die lm Vertrag von Amsterdam für sogenannte Pilot-
projekte vorgesehen ist, kann zu weiteren Problemen 
führen. Da jeder Mitgliedstaat nur die auf ihn entfal-
lenden, nicht dagegen die gesamten Finanzierungs-
lasten betrachtet, ist die Gefahr einer ineffizienten 
Ausweitung solcher Programme besonders groß. 

In der Amsterdamer Entschließung über Wachstum 
und Beschäftigung und in der Vorbereitung des EU-
Beschäftigungsgipfels ist eine verstärkte Inanspruch-
nahme der Europäischen Investitionsbank und des 
Europäischen Investitionsfonds für beschäftigungs-
politische Ziele angeregt worden. Dies wäre unpro-
blematisch, wenn bei der Prüfung von Investitions-
projekten unter mehreren gleich rentablen Projekten 
dasjenige mit der größten Beschäftigungswirksam-
keit ausgewählt würde. Man kann aber nicht aus-
schließen, daß Beschäftigungskriterien ein größeres, 
originäres Gewicht erhalten. Damit steigt jedoch die 
Gefahr einer Fehllenkung von Kapital. mit der Folge, 

Tabelle 61 

daß sich die Beschäftigungsmöglichkeiten letztlich 
nicht verbessern. 

lnslftutlonelle Reformen für mehr Aexlbilltät 

363. Der globale Wettbewerb und der lohnpoli-
tische Flexibilitätsbedarf in der Europäischen Wäh-
rungsunion machen institutionelle Reformen noch 
dringlicher -als bisher, für die Tarüvertragsparteien, 
aber ebenso für den Gesetzgeber. Solche Reformen 
hat der Sachverständigenrat mehrfach angemahnt 
(zuletzt JG 96 Ziffern 323ff.). Bei den Tarifvertrags-
parteien setzen sich erste Reformansätze durch, und 
der Gesetzgeber hat einige Reformen durchgeführt, 
insbesondere die Neuregelung der Lohnfortzahlung 
lm Krankheitsfall, des Kündigungsschutzes und der 
Zulässigkeit befristeter Arbeitsverträge (JG 96 Ta-
belle 33). Gleichwohl müssen die vorhandenen Flexi· 
bilitätspotentiale stärker genutzt und weitere Spiel-
räume geschaffen werden, die notwendige Anpas-
sungen erleichtern. Die Flexibilisierung der Arbeits-
beziehungen lm Hinblick auf die Lohnfindung und 
die Arbeitszeitregelungen auf betrieblicher Ebene 
stellt sicherlich kein Allheilmittel zur Beseitigung der 
Arbeitslosigkeit dar. Das darf indessen nicht zum An-
laß genommen werden, sich der Einsicht in die Not-
wendigkeit von Reformen angesichts globalisierter 
Märkte und _d_e_r Flexibilitätserfordernisse in der Euro-
päischen Währungsunion zu verweigern. Mut zu 
mehr Reformen sollte daraus geschöpft werden, daß 
in zunehmendem Maße auf der betrieblichen Ebene, 
unter anderem in Form von Standortsicherungsver-
trägen, im Einvernehmen mit den Arbeitnehmern, 
Flexibilitätserfolge erzielt wurden. Trotz eines allge-
meinen Beschäftigungsabbaus wurden in diesen Ein-
zelfällen Arbeitsplätze gesichert. Aber es sind auch 
arbeitsrechtliche Schwierigkeiten aufgetreten. Dies 
zeigt, daß die Nutzung von Flexibilitätspotentialen 
institutionell besser abgesichert werden müßte (Ta-
belle 61). 

Ausgewählte Standortsicherungsverträge 

1. Viessmann Werke GmbH & Co KG, 
Allendorf (Eder) 

Die Viessmann Werke produzieren mit insgesamt 
6 500 Beschäftigten Heizkessel und sind Mitglied 
im hessischen Metall-Arbeitgeberverband. Nach 
450 betriebsbedingten Kündigungen lm Jahre 
1995 plante das Unternehmen keinen weiteren 
Personalabbau, beabsichtigte aber, die Fertigung 
einer neuen Produktlinie wegen Kostenvorteilen in 
Tschechien durchzuführen. Nach Verhandlungen 
einigten sich der mehrheitlich nicht gewerkschaft-
lich organisierte Betriebsrat und das Unternehmen 
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für die Zeit vom 1. Mai 1996 bis zum 31. März 1999 
auf eine Verlängerung der Wochenarbeitszeit von 
35 auf 38 Stunden ohne Lohnausgleich, womit ins-
gesamt Personalkosteneinsparungen in Höhe des 
tschechischen Standortvorteils möglich wurden. 
Im Gegenzug sicherte das Unternehmen zum 
einen die Fertigung der neuen Produktlinie im 
Stammwerk zu, zum anderen erhielt die dortige 
Belegschaft, 3 700 Arbeitnehmer, eine Arbeits-
platzgarantie und eine Garantie aller damals be-
stehenden tariflichep und übertariflichen Zulagen. 
Um § 77 Absatz 3 BetrVG Rechnung zu tragen, 
wurden diese Änderungen nicht per Betriebsver-
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einbarung, sondern mit jedem zustimmungswilli-
gen Arbeitnehmer (96 vH der Belegschaft) einzel-
vertraglich vereinbart. Durch die Fertigung der 
neuen Produktlinie wurden nach Unternehmens-
angaben bisher knapp 200 zusätzliche Arbeits-
kräfte eingestellt. 

Nach Abschluß der Vereinbarung stellte die 
IG Metall, die eine unentgeltliche Verlängerung 
der Arbeitszeiten abgelehnt hatte, beim Arbeits-
gericht Marburg zwei Anträge: Dem Unternehmen 
sollte zum einen untersagt werden, ohne Lohnaus-
gleich über 35 Stunden in der Woche hinaus arbei-
ten zu lassen; die nicht organisierten 14 Betriebs-
ratsmitglieder sollten zum anderen wegen pflicht-
widrigen Verhaltens aus dem Betriebsrat ausge-
schlossen werden. 

Den ersten Antrag lehnte das Arbeitsgericht Mar-
burg aus formalen Gründen ab: Die IG Metall sei 
nicht berechtigt, gegen die unbezahlte Mehrarbeit 
zu klagen, denn diese sei in Einzelverträgen fest-
geschrieben. Ausdrücklich wurde betont, daß die 
Entscheidung des Gerichts im Falle einer Betriebs-
vereinbarung anders ausgefallen wäre. Zudem 
habe die Geschäftsleitung gegen geltendes Recht 
verstoßen: Fiir die etwa zehn Prozent Gewerk-
schaftsmitglieder in der Belegschaft sei der Tarif-
vertrag bindend; sie dürften nicht auf ihre Rechte 
verzichten. Ohne Klage eines Betroffenen habe 
das Arbeitsgericht aber keine Möglichkeit der Ein-
wirkung. Abgelehnt wurde die Argumentation des 
Unternehmens, wonach die Neuregelung für die 
Gewerkschaftsmitglieder günstiger sei als der Ta-
rifvertrag. 

Hinsichtlich des zweiten Antrags wurde ein 
Pflichtverstoß der nicht-organisierten Betriebsräte 
festgestellt. Durch die Verhandlungen des Be-
triebsrates mit der Geschäftsführung seien diese 
am Rechtsbruch des Arbeitgebers gegenüber den 
organisierten Arbeitnehmern beteiligt gewesen. 
Die ,gravierendste Pflichtverletzung• der Betriebs-
räte habe darin bestanden, die Entscheidung über 
die Arbeitsbedingungen von der kollektivrechtli-
chen, tariflichen Ebene auf die individualrechtliche 
Ebene zu verlagern. Die Arbeitnehmer seien da-
durch in wirtschaftlicher Wie auch in rechtlich und 
insbesondere in menschlicher Hinsicht überfordert. 
Das Gericht lehnte den zweiten Antrag dennoch 
ab, weil das Verschulden der Betriebsräte nicht aus-
reiche, um die sofortige Amtsenthebung zu recht-
fertigen. Dieser Beschluß ist mangels Beschwerde 
der IG Metall rechtskräftig. 

Gegen den Beschluß zum ersten Antrag legte die 
IG Metall Beschwerde beim Landesarbeitsgericht 
Hessen ein. Dieses machte Unternehmen und 
IG Metall den Vorschlag, bis zum 19. Februar 1998 
einen Vergleich in Fonn eines den Flächentarif er-
gänzenden Haustarifvertrages abzuschließen, der 
die umstrittene Frage der Arbeitszeiten regeln soll. 
Der Vorsitzende Richter berief sich dabei auf eine 
neue Interpretation des Günstigkeitsprinzips, wo-
nach zur Sicherung von Arbeitsplätzen eine zuläs-
sige Abweichung vom Tarifvertrag und eine Ver-

längerung der Arbeitszeit möglich sein müsse. Bis-
her kam es zu keiner Einigung. Die IG Metall hat 
erklärt, daß sie nicht bereit sei, nachträglich alle 
faktischen Arbeitsbedingungen bei den Viess-
mann Werken zu sanktionieren. 

2. Burda Druck GmbH, Offenburg 

Die Burda Druck GmbH ist nach eigenen Angaben 
seit Anfang 1995 nicht mehr Mitglied im Arbeitge-
berverband Druck. Es besteht kein Haustarifver- -
trag, aber bis heute werden die Regelungen des 
Flächentarifvertrages zu Lohnerhöhung, Urlaub 
und Struktur der Zuschläge angewandt. Aufgrund 
hoher Kosten und stärkeren Wettbewerbs war für 
das Jahr 1996 die Kündigung von 400 der ins-
gesamt 1 200 Beschäftigten gepl;mt. Statt dessen 
kamen Unternehmen und Betriebsrat überein, für 
den Zeitraum vom 1. Juli 1996 bis.zum 31. Dezem-
ber 2000 die Zuschläge für Wochenend-, Feier-
tags- und Nachtarbeit zu verringern und von der 
35-Stunden-Woche zur 39-Stunden-Woche zu-
rückzukehren, wobei die Entgelte nur für zwei 
Stunden erhöht wurden. Um § 77 Absatz 3 BetrVG 
Rechnung zu tragen, wurden auch hier Einzelver-
träge mit rund 98 vH der Belegschaft vereinbart. 
Im Gegenzug sprach das Unternehmen für diese 
Arbeitnehmer eine Beschäftigungsgarantie bis 
zum Ende des Jahres 2000 aus. 

Für die übrigen Arb!litnehmer plante das Unter-
nehmen die Anwendung des Beschäftigungs-
siCherungsvertrages der Druckindustrie vom April 
1996, nämlich eine Reduzierung der Wochenar-
beitszeit auf 30 Stunden ohne Lohnausgleich ge-
gen eine Beschäftigungsgarantie. Einige der be-
troffenen Arbeitnehmer erhoben dagegen Klagen 
vor dem Arbeitsgericht, die zu einem außerge-
richtlichen Vergleich führten: Unternehmen und 
betroffene Arbeitnehmer einigte11 sich auf eine 
Fortführung der 35-Stunden-Woche und der son-
stigen Arbeitsbedingungen. Darüber hinaus bean-
tragte die IG Medien, die Burda GmbH zu ver-
pflichten, die unentgeltliche Arbeitszeitverlänge-
rung und die Reduzierung der genannten Zuschlä-
ge zu unterlassen. Das Arbeitsgericht Offenburg 
lehnte diesen Antrag ab. Die Vereinbarung zwi-
schen Unternehmen und Betriebsrat sei keine for-
melle Betriebsvereinbarung, weil .ihre Wirksam-
keit an die einzelvertragliche Vereinbarung mit 
den Arbeitnehmern gekoppelt worden sei. Zwar 
habe das Vorgehen der Betriebsparteien eine ähn-
liche Wirkung wie der Abschluß einer Betriebsver-
einbarung gehabt, beide Parteien hätten mit gro-
ßer Intensität zur Erreichung einzelvertraglicher 
Vereinbarungen zusammengewirkt. Dennoch sei 
das Verhalten der Betriebsparteien nicht mit der 
Rechtsverletzung gleichzusetzen, wie sie durch 
den Abschluß einer Betriebsvereinbarung einge-
treten wäre, die unmittelbar, zwingend und für 
den einzelnen Arbeitnehmer unvermeidbar gegol-
ten hätte. Die IG Medien legte gegen den Be-
schluß des Arbeitsgerichtes Offenburg Beschwerde 
ein, das Landesarbeitsgericht Baden-Württemberg 
hat hierüber noch nicht entschieden. 
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3. Hako-Werke GmbH & Co. KG, Bad Oldesloe 

Die Hako-Werke GmbH & Co. KG stellen Geräte 
zur Betriebsreinigung und Grundstückspflege her. 
Sie sind nicht tarifgebunden, orientieren sich aber 
an den Tarifverträgen der Metall- und Elektroindu-
strie. In den vergangenen Jahren kain es zu keinen 
betriebsbedingten Kündigungen, wohl aber zur 
Auslagerung von Aktivitäten an kostengünstigere 
Standorte im Ausland. Für die Werke Bad Oldesloe 
und Trappenkamp mit insgesamt 760 Beschäftigten 
wurde für den Zeitraum vom 1. November 1996 bis 
Ende 1998 eine Betriebsvereinbarung abgeschlos-
sen, wonach die wöchentliche Arbeitszeit ohne 
Mehrentgelt von 36 auf 38 Stunden verlängert wird, 
während das Unternehmen im Gegenzug auf be-
triebsbedingte Kündigungen verzichtet. Diese Be-
triebsvereinbarung wurde dann auch hier einzel-
vertraglich umgesetzt, wobei es nach Angaben von 
Geschäftsführung und Betriebsrat in keinem Fall zu 
einer Ablehnung durch Arbeitnehmer geko=en 
sei. Die Ankündigung des Firmeneigentümers, im 
Falle einer Vereinbarung neue Produkte vermehrt 
im Inland statt im Ausland fertigen zu lassen, wurde 
umgesetzt. So Wurden im Montagebereich zehn 
neue Arbeitsplätze eingerichtet. 

364. Einige Länder - Neuseeland, die Niederlande 
und das Vereinigte Königreich - haben Maßnahmen 
ergrilfen, um die Anpassungs!ähigkel.l ihrer VolkS-
wirtscbaften auch auf dem Arbeitsmarkt zu erhöhen 
(Ziffern 66ff., JG 96 Ziffern 46!!.). Sie sind dabei.im 
einzelnen sehr unterschiedliche Wege gegangen und 
haben den spezifischen institutionellen Gegebenhei-
ten und den Präferenzen ihrer Bürger" Rechnung ge-
tragen, allerdings wurden bislang nicht alle Arbeits-
marktprobleme gelöst. Es ist auch nicht immer mög-

. lieh, die Modelle einfach auf Deutschland zu übertra-
gen; über die Wünschbarkeit einzelner Maßnahmen 
kann man zudem unterschiedlicher Auffassung sein. 
Gleichwohl können wichtige Lehren aus den Erfah-
rungen dieser Länder gezogen werden: 
- Eine Volkswirtschaft mit Funktionsmängeln auf 

dem Arbeitsmarkt ko=t um Refor=aßnahmen 
letztlich nicht herum, ein Abwarten vergrößert nur 
den Problemdruck und zwingt dann zu einem um 
so schärferen Umsteuern. Von daher sollte man es 
erst gar nicht soweit ko=en lassen, dfastische 
Kurskorrekturen binnen kurzer FriSt vornehmen 
zu müssen. Angesichts der Versäm:imisse bei not-
wendigen Reformen in Deutschland sollten jetzt 
Grundentscheidungen nicht länger JPnausgescho-
ben oder nur zögerlich umgesetzt werden. Es geht 
darum. all dies umgehend und beherzt an:zuJ?ak-
ken. Pathologisches Lernen ist schmerzhafter als 
frühzeitiges Erkennen und Handeln.· 

- Refor=aßnahmen bedürfen eines langen Atems, 
bis sieb Erfolge einstellen. Häufig.schlagen zu-
nächst einmal die Anpassungslasten zu Buche, 
während die Vorteile in Form einer gestiegenen 
Wettbewerbsfähigkeit und eines höheren Beschäf-
tigungsstandes teilweise erheblich verzögert ein-
treten. 
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4. Kieker! AG, Heiligenhaus: 
Ein gescheiterter Standortsicherungsvertrag 

Die Kieker! AG ist ein Hersteller von Autoschließ-
systemen mit 2 500 Beschäftigten und Mitglied im 
nordrhein-westfälischen Metall-Arbeitgeberver-
band. Mit dem Betriebsrat war die Unternehmens-
leitung übereingekommen, die wöchentliche Ar-
beitszeit der Mitarbeiter um 2,5 Stunden zu erhö-
hen, ohne dafür einen Lohnausgleich zu gewäh-
ren. Dafür sollten die Arbeitnehmer für die näch-
sten drei Jahre eine Arbeitsplatzgarantie erhalten, 
zudem sollte. auf die Verlagerung von Stellen zur 
Tochterfirma in die Tschechische Republik ver-
zichtet werden. Zunächst lag die Zustimmung der 
Belegschaft iiber eine vom Betriebsrat durchge-
führten Befragung zu 95 vH vor. Die IG Metall 
lehnte diese Regelung ab und forderte ihre Mit-
glieder auf, die Zustimmung rückgängig zu ma-
chen. Ein Teil der Belegschaft entschloß sich 
hierzu, so daß das Unternehmen aufgrund man-
gelnder Rückendeckung von der Vereinbarung 
zurücktrat. Im Frühjahr 1997 wurden etwa 
650 neue Arbeitsplätze in der Tschechischen Re-
publik bereitgestellt, während in Deutschland 
rund 300 Stellen gestrichen wurden. 

- Zur Bekämpfung der Beschäftigungsprobleme 
empfiehlt sich ein Bündel von Maßnahmen, die 
von Einsichten in das Verteilbare geprägt sind, 
wobei es sich um eine geschlossene, in sich stim-
mige Konzeption institutioneller Reformen han-
deln muß; punktuelle Eingriffe helfen nicht weiter. 

- Gemeinsam ist vielen Refor=aßnahmen die Zu-
rückfühnmg eines in diesen Ländern überhöhten 
Reallohnniveaus, während sich Unterschiede un-
ter anderem bei der Gestaltung der sozialen Siche-
rungssysteme ergeben. Beispielsweise zeigen die 
Niederlande, daß ein Abbau der (offenen) Arbeits-
losigkeit durchaus mit hoher sozialer Absicherung 
im Falle von Arbeitslosigkeit einhergehen kann, 
während im Vereinigten Königreich eine Be-
schäftigungserhöhung bei deutlich abgesenktem 
Niveau der Arbeitslosenunterstützung erzielt 
wurde. 

- Beschäftigungserfolge lassen sich selten einzelnen 
Maßnahmen zurechnen, es kann sogar vorkom-
men, daß sie von anderen Entwicklungen auf dem 
Arbeitsmarkt (wie etwa von der Konjunkturlage 
oder von Zuwanderungen) überlagert werden. 
Beispielsweise weist das Vereinigte Königreich 
(wie übrigens auch die Vereinigten Staaten) eine 
im Vergleich zu anderen Ländern flexiblere quali-
fi.katorische Lohnstruktur auf, insbesondere nach 
unten, im Bereich gering qualifizierter Arbeit. 
Trotzdem sind nach Berechnungen der OECD die 
Arbeitslosenquoten von Arbeitnehmern mit gerin-
ger schulischer Ausbildung in diesen beiden Län-
dern zwischen den Jahren 1989 und 1994 teilweise 
beträchtlich und auf ein hohes Niveau angestie-
gen. Daraus darf aber nicht ohne weiteres der 
Schluß gezogen werden, daß eine größere Lohn-
spreizung für die Beschäftigungschancen von An-
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bietern einfacher Arbeit irrelevant oder gar schäd-
lich sei (Ziffer 374). 

365. Sowohl die Erfahrungen mit Standortsiche-
rungsverträgen in Deutschland und die dabei aufge-
tretenen Probleme als auch die Lehren aus anderen 
Ländern machen deutlich, wie wichtig Reformen der 
Arbeitsmarktordnung sind. Im Hinblick auf den in 
Deutschland noch bestehenden Reformbedarf hat 
der Sachverständigenrat bereits mehrfach und drin-
gend weitere Initiativen des Gesetzgebers ange-
mahnt. 
- Gemäß Betriebsverfassungsgesetz (§ 77 Abs. 3) 

sind Betriebsvereinbarungen nicht zulässig und 
damit unwirksam, wenn sie in Tarifverträgen nicht 
vorgesehen sind und Tatbestände erfassen, die 
dort üblicherweise geregelt werden. Dies hat zur 
Folge, daß es selbst einem nicht tarifgebundenen 
Unternehmen rechtlich untersagt ist, mit dem Be-
triebsrat Verträge über Arbeitsentgelte oder Ar-
beitsbedingungen abzuschließen, sofern diese Ge-
genstand des Tarifvertrages smd. Daß den Interes-
sen der Belegschaft bei betrieblichen Abmachun-
gen besser Rechnung getragen werden könnte, ist 
dabei unerheblich. Das Unternehmen muß der-
artige Vereinbarungen schon mit jedem Arbeit-
nehmer einzeln treffen. Aus ökonomischer Sicht 
behindert § 77 Absatz 3 BetrVG die notwendige 
Flexibilisierung in untragbarer Weise. Wenn der 
Gesetzgeber diese Regelung grundsätzlich beibe-
halten will, so sollte er in das Tarifvertragsgesetz 
eine Vorschrift aufnehmen, daß die Tarifvertrags-
parteien in den Tarifverträgen die Möglichkeit von 
(ergänzenden) Betriebsvereinbarungen vorsehen 
müssen, zumindest sollte die „ Tarifüblichkeits-
sperre" entfallen und der"Tarifvorbehalt damit auf 
tarifgebundene Arbeitgeber beschränkt werden 
(JG 96 Ziffer 325). 

- Häufig wird die derzeitige Interpretation des Gün-
stigkeitsprinzips (§ 4 Abs. 3 TVG) als zu restriktiv 
empfunden, weil nur dann von tarifvertraglichen 
Regelungen abgewichen werden kann, wenn eine 
höhere Entlohnung oder bessere Arbeitsbedin-
gungen vereinbart werden. Einerseits kann gegen 
diese Handhabung des Günstigkeitsprinzips argu-
mentiert werden, daß sich unter den gegenwärti-
gen Verhältnissen am Arbeitsmarkt ein Arbeitneh· 
mer selbst bei geringerer als der tariflichen Entloh· 
nung .günstiger" stellen könne, nämlich dann, 
wenn er deshalb beschäftigt anstatt arbeitslos ist, 
und diese Beschäftigungschance dürfe einem Ar-
beitnehmer durch ein Günstigkeitsprtnzip, das nur 
auf Lohn und Arbeitszeit abstellt, nicht verwehrt 
werden. Andererseits wird befürchtet, daß schutz-
würdige Interessen des Arbeitnehmers in einzel-
nen Fällen einer betrieblichen Willkür ausgesetzt 
werden, wenn das Günstigkeitsprinzip zu weit 
ausgelegt werden kann. Hier muß sorgfältig abge-
wogen werden. Ein möglicher Weg liegt darin, die 
Interpretation des Günstigkeitsprinzips zwar auf 
Beschäftigungsrisiken auszudehnen, aber die Ab-
weichung vom Tarifvertrag zeitlich und quantitativ 
zu begrenzen. 

- Nach wie vor fehlt in § 5 TVG eine Präzisierung 
dessen, was „ öffentliches Interesse H bei einer All-

gemeinverbindlicherklärung heißt. Dies wäre not-
wendig, weil die Allgemeinverbindlicherklärung 
insofern über die Tarifautonomie hinausgeht, als 
Vereinbarungen zwischen zwei Parteien auf Dritte 
ausgedehnt werden. 

- Die Verkürzung der Bindungsdauer von Tarifver-
trägen sollte ebenfalls auf der Reformagenda für 
den Gesetzgeber stehen. Dabei ist zwischen der 
Tarifgebundenheit(§ 3 Abs. 3 TVG) und der Nach-
wirkung (§ 4 Abs. 5 TVG) zu unterscheiden. So-
lange der Tarifvertrag gilt, sind neben den Mit-
gliedsunternehmen des tarifschließenden Verban-
des auch solche Unternehmen an den Tarüvertrag 
gebunden, die während der Laufzeit des Tarifver-
trages aus dem Arbeitgeberverband austreten. 
Nach Ablauf des Tarifvertrages wirkt dieser nach, 
bis entweder ein neuer Tarifvertrag abgeschlossen 
wurde oder an seine Stelle eine andere - betrieb-
liche oder einzelvertragliche - Abmachung getre-
ten ist, wobei die Vorschriften des § 77 Absatz 3 
BetrVG zu beachten sind. Unternehmen, die den 
Arbeitgeberverband verlassen haben, können erst 
nach Ablauf des Tarifvertrages eigene Abmachun-
gen unter Beachtung der Tarifüblichkeitssperre 
des § 77 Absatz 3 BetrVG tr(lffen. 
Diese Regelungen beziehen sich sowohl auf Ent-
gelttarifverträge als auch auf Manteltarifverträge. 
In der Regel haben Manteltarifverträge eine lange 
Laufzeit (in vielen Fällen fünf Jahre); in ihnen smd 
unter anderem Arbeitszeiten und die Einstufung 
in Lohngruppen geregelt. Die Dauer der Tarifge-
bundenheit für aus dem tarifschließenden Arbeit-
geberverband ausgetretene Unternehmen ent-
spricht nicht den Flexibilitätsanforderungen an 
den Flächentarifvertrag. Der Gesetzgeber sollte 
daher priifen, ob diese Bindungswirkungen ver-
kürzt werden können, etwa auf ein halbes bis ein 
Jahr für Manteltarifverträge und auf ein halbes 
Jahr bei Entgelttarifverträgen (JG 95 Ziffer 385). 

366. Die Tarifvertragsparteien lassen erkennen, daß 
sie die notwendige Flexibilisierung des Flächentarif-
vertrages in Angriff nehmen. Der Tarifabschluß in 
der Chemischen Industrie des Jahres 1997 ist rich-
tungsweisend (Ziffer 209). Dort wurden Öffnungs-
klauseln zur Förderung der inländischen Beschäf-

. tigung vereinbart. Öffnungsklauseln hat der Sach-
verständigenrat bereits mehrfach gefordert. Zwei 
Aspekte sind dabei wichtig: Zum einen sollte der Ab-
schlag von den Tarifentgelten bereits bei erkennbar 
bevorstehenden wirtschaftlichen Schwierigkeiten 
vorgenomm~n werden könhen und nicht erst dann, 
wenn diese schon eingetreten sind; darüber sollte auf 
der betrieblichen Ebene entschieden werden. Zum 
anderen darf ein vereinbartes Widerspruchsrecht der 
Tarifvertragsparteien nicht zu einer ungebührlichen 
Verzögerung des Wirksamwerdens der Regelungen 
führen; eine Frist von maximal ein bis zwei Monaten 
scheint angemessen zu sein (JG 96 Ziffer 325). 

Die Tarifvertragsparteien in der Chemischen Indu-
strie haben gezeigt, daß ein Umdenken in der Tarif· 
politik notwendig und möglich ist. Was in dieser 
Branche bereits Realität ist, sollte in anderen Sekto· 
ren nicht tabu sein, zumal dann nicht, wenn diese 
durch größere wirtschaftliche Schwierigkeiten und 
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besonders große Arbeitsplatzrisiken gekennzeichnet 
sind. Mit funktionstüchtigen Regelungen über Öff-
nungsklauseln und Einsteigertarife hätten die Tarif-
vertragsparteien dann zu einem guten Teil den An-
forderungen an einen flexibleren Flächentarifvertrag 
entsprochen und, zusamm.en mit einer beschäf-
tigungsfreundlichen Lohnpolitik, ihren Beitrag zu 
mehr Beschäftigung geleistet. Dieser Weg muß ver-
antwortungsvoll weiter beschritten werden. 

367. Der Ausbildungsstellenmarkt entwickelt sich 
In eine ungünstige Richtung. Aus der Sicht junger 
Menschen, die In das Erwerbsleben eintreten, ist die 
berufliche Qualifikation eine notwendige Bedingung 
für gute Beschäftigungs- und Einkommenschancen, 
auch um später einmal für Anpassungen an den 
strukturellen Wandel gerüstet zu sein.._-Aus der Sicht 
der Unternehmen ist die Verfügbarkeit von Fachar-
beitern. unverzichtbar, um sich im globalen Wettbe-
werb mit hochwertigen Produkten zu behaupten. 
Aus der Sicht der Gesamtwirtschaft erhöht sich durch 
Ausbildungsaktivität die Ausstattung mit Human-
kapital und damit die Attraktivität Deutschlands 
als Investitionsstandort. Läßt die Ausbildungsbereit-
schaft nach, wie gegenwärtig zu beobachten, so 
unterbleiben Zukunftsinvestitionen, was sich später 
bitter rächen wird. Deshalb dürfen si!=l> hier keine 
Fehlentwicklungen verfestigen. Es muß nach Wegen 
gesucht werden, mit denen Ausbildungsplatzdefizite 
behoben werden, die Ausbildungsbereitschaft der 
Unternehmen hinreichend groß ist und insbesondere 
die jener Unternehmen steigt, die bislang keine Aus-
bildungsplätze anbieten. Diskutiert werden grund-
sätzlich zwei Wege: Der eine zielt auf eine Stärkung 
der Anreizmechanismen, der andere auf fiskalische 
Lenkung. 

Anreize zur Erhöhung der Ausbildungsbereitschaft 
können in einer Flexibilisierung der Ausbildungs-
ordnungen bestehen. Diese müssen sich viel rascher 
als bisher an die Entwicklungen der beruflichen An-
forderungsprofile iilsbesondere im Dienstleistungs~ 
sektor anpassen. Sie müssen Raum schaffen für eine 
Differenzierung der Ausbildungsgänge nach Dauer 
und Lehrinhalten. Weiterhin sollte die zeitliche Ver-
teilung des Berufsschulunterrichts fle:nöler gehand-
habt werden, das heißt, der Unterricht sollte - wo es 
möglich ist - nur an einem einzigen Wochentag oder 
zu einer Jahreszeit stattfinden, in der vom Betriebs-
ablauf her eine Abwesenheit vom Arbeitsplatz mit 
möglichst geringen Kosten verbunden ist. Zu den 
Maßnahmen, welche die kostentreibenden Anforde-
rungen an die Ausbildungsplätze verringern, gehört 
vor allem eine Zurückhaltung bei den Ausbildungs-
vergütungen (JG 96 Ziffer 133). 

Viele befürworten die Einführung einer Ausbil-
dungsplatzabgabe für nicht ausbildende Unterneh-
men. Davon ist dringend abzuraten, selbst wenn sie 
bei gleichzeitiger Entlastung der Ausbildungsbetrie-
be erhoben wird. Abgesehen davon, daß zur Verbes-
serung der Angebotsbedingungen der Wirtschaft all-
gemein eine Verringerung und nichi eine Erhöhung 
der Abgabenlast notwendig ist, um Anreize zur Er-
richtung neuer Arbeitsplätze zu schaffen, wäre es 
selbst bei einer .aufkommensneutralen • Ausbil-
dungsplatzabgabe schwierig, Bemessungsgrundlage 
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und Höhe des Abgabensatzes zu bestimmen. So wird 
man beispielsweise die Anzahl der Beschäftigten als 
Bemessungsgrundlage kaum wählen können, weil 
dadurch die Unternehmen bestraft werden, die neue 
Arbeitsplätze schaffen (wenn vielleicht auch keine 
Ausbildungsplätze). Weiterhin wird es angesichts der 
Unsicherheiten über die Anzahl der Bewerber 
schwer sein, den Bedarf an zusätzlichen Ausbil-
dungsstellen und damit die Schwellenwerte für die 
Abgabenpflicht im vorhinein festzulegen. Zudem 
muß befürchtet werden, daß sich viele Unternehmen, 
ähnlich wie bei der Ausgleichsabgabe bei Unter-
schreiten der vorgeschriebenen Anzahl schwerbe-
hinderter Beschäftigter, von der Einrichtung von 
Ausbildungsplätzen freikaufen - mit negativen Wir-
kungen für die Anzahl aller Arbeitsplätze -, während 
bei anderen Unternehmen ein Anspruch auf finan-
zielle Leistungen im Rahmen der Ausbildungsplatz-
abgabe nur zu Mitnahmeeffekten, nicht aber zu neu-
en Ausbildungsplätzen führt. In jedem Fall käme es 
zu einer Bürokratisierung der Ausbildung, die Kosten 
und 'Ineffizienzen verursacht und dem eigentlichen 
Ziel, geeignete Ausbildungsplätze bereitzustellen, 
zuwiderläuft. 

Der Sachverständigenrat hat bereits nachdrücklich 
dafür geworben, daß die Unternehmen in ihrem eige-
nen ökonomischen Interesse Ausbildungsplätze be-
reitstellen und es für fahrlässig gehalten, wenn kurz-
fristige Kostenüberlegungen zu einer Verringerung 
der beruflichen Ausbildung und Weiterbildung füh-
ren (JG 94 Ziffer 457). Nochmals: Eine Zurückhal-
tung heute bedeutet einen Facharbeitermangel mor-
gen, das sollten die Unternehmen bedenken. 

In der Lohnpolitik verläßlich den 
beschäftlgungsfreundllchen Kurs fortsetzen 

368. Die Lohnpolitik in Deutschland bietet zwar 
kein durchweg einheitliches Bild, jedoch gibt es zahl-
reiche Hinweise darauf, daß die lohnpolitischen Her-
ausforderungen angesichts der desolaten Situation 
auf dem Arbeitsmarkt und der zunehmenden Globa-
lisierung erkannt und angenommen werden, dies 
nicht nur bei der Flexibilisierung der Tarifverträge, 
sondern auch bei der Lohnbildung. Dies ist ermuti-
gend. 

Zur Beurteilung der Frage, ob und inwieweit die 
Tariflohnpolitik einen Beitrag zu mehr Beschäftigung 
leistet, verwendet der Sachverständ.igenrat die Kon-
zeption der produktivitätsorientierten Lohnpolitik 
(JG 96 Ziffern 313ff.). Sie umfaßt unter Berücksichti-
gung der gegenwärtigen Arbeitsmarktlage folgende 
drei Elemente: 

Die Lohnerhöhung muß deutlich unterhalb der 
Fortschrittsrate der um den Beschäftigungsabbau 
bereinigten Arbeitsproduktivität bleiben, um die 
Schaffung neuer Arbeitsplätze zu unterstützen. Es 
muß mithin ein Abschlag von den Lohnerhöhun-
gen vorgenommen werden, die im Fall eines ho-
hen Beschäftigungsstandes produktivitätsgerecht 
und damit beschäftigungsneutral wären. Erhö-
hungen der Lohnnebenkosten, beispielsweise auf 
Grund von steigenden Arbeitgeberbeiträgen zu 
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den sozialen Sicherungssystemen, engen den 
Spielraum für Lohnerhöhungen zusätzlich ein. 

- Ein Ausgleich für Preissteigerungen, so er denn 
erlorderlich ist, muß sich an der Entwicklung der 
Produzentenprelse orientieren und darf nur par-
tiell gewährt werden. Auf keinen Fall können 
Preissteigerungen, die auf eine Erhöhung indirek-
ter Steuern oder auf eine relative Verteuerung im-
portierter Güter zurückgehen, über Lohnerhöhun-
gen kompensiert werden. Ein Ausgleich für 
Preissteigerungen kommt nicht in Betracht, wenn 
Exportunternehmen oder Unternehmen, die unter 
Importkonkurrenz stehen, keine Preiserhöhungs-
spielräume haben. 

- Ein solcher Kurs der Lohnpolitik muß angesichts 
der gegenwärtiuen Ungleichgewichtssituation auf 
dem Arbeitsmarkt glaubwürdig für mehrere Jahre 
angelegt sein. 

369. Wie schon im Jahre 1996, so haben auch die 
Lohnabschlüsse des Jahres 1997 in Westdeutschland 
dem Erlordernis Rechnung getragen, einen Abschlag 
zur Schaffung neuer Arbeitsplätze vorzunehmen. 
Aus der Sicht der tariflichen Lohnpolitik wurde damit 
eine wesentliche Voraussetzung für mehr Beschäfti-
gung geschaffen, die auch deshalb Anerkennung 
verdient, weil sie für die Arbeitnehmer nicht nur mit 
einem im wesentlichen konstanten Bruttoreallohn 
einherging, sondern auf Grund gestiegener Sozial-
abgaben zu absoluten Einbußen beim Nettoreallohn 
geführt hat. Insoweit sind die Einsichten in tariflohn-
politische Notwendigkeiten in der Tat gewachsen. Es 
kommt jetzt darauf an, diesen Kurs der Lohnpolitik 
für mehrere Jahre zu halten. 

370. Die Lohnstückkosten in Ostdeutschland liegen 
nach wie vor beträchtlich über dem westdeutschen 
Niveau und sind mitverantwortlich für die Misere auf 
dem ostdeutschen Arbeitsmarkt (Ziller 159). Zwar 
hat sich die Geschwindigkeit des Angleichungspro-
zesses der Löhne an das westdeutsche Lohnniveau 
verlangsamt, dieser ist indessen nicht zum Stillstand 
gekommen. Gerade in Ostdeutschland muß die 
Lohnpolitik zur Schaffung neuer Arbeitsplätze Im-
pulse geben. Der Sachverständigenrat hat dargelegt, 
daß dies erreicht werden kann, ohne die regulären 
Monatsentgelte zu senken, indem unter anderem 
eine Verringerung von Zuschlägen, etwa für Über-
stunden, oder von Einmaizahlungen, wie beispiels-
weise des Weihnachtsgeldes oder Urlaubsgeldes, ins 
Auge gefaßt wird (JG 96 Ziller 309). 

371. In der Öffentlichkeit mehren sich die Stimme , 
die die Berechtigung einer moderaten Lohnpoli · 
angesichts des anhaltenden Beschäftigungsabba s 
zunehmend in Zweilel ziehen. In der Tat ist zu kl · -
ren, warum es trotz der seit dem Jahre 1996 pra 
tizierten Lohnzurückhaltung bisher noch zu kein r 
Trendwende auf dem Arbeitsmarkt gekommen ist. 

Zunächst sollen dazu anhand einfacher produktio 
theoretischer Überlegungen einige Wirkungen ein r 
Lohnänderung auf die Höhe der Beschäftigung ve -
deutlicht werden. Vor diesem Hintergrund werd 
mögliche Faktoren beleuchtet, die es bisher ver · -
dert haben mögen, daß die Bereitschaft der Unte -
nehmen, zusätzliche Arbeitsplätze einzurichten, tro z 

einer beschäftigungsfreundlichen Lohnpolitik noch 
nicht gestiegen ist. 

Unterstellt man zunächst und zur Vereinfachung der 
Argumentation zwei Produktionsfaktoren, Arbeit und 
Sachkapital, so lassen sich aus produktionstheore-
tischer Sicht gedanklich zwei Effekte niedrigerer 
Arbeitskosten unterscheiden: 
- Der Skaleneffekt beruht auf der Überlegung, daß 

durch die geringeren Arbeitskosten die Kosten 
insgesamt sinken und Unternehmen daraufhin die 
Produktion erhöhen werden (entsprechende Ab-
satzerwartungen vorausgesetzt). In welchem Um-
fang dies zu einer Mehrnachfrage nach Arbeit und 
Sachkapital führt, ergibt sich aus der Höhe der 
jeweiligen Produktionselastizitäten; diese geben 
an, um wieviel Prozent sich der Einsatz von Arbeit 
und Sachkapital bei einem einprozentigen Anstieg 
der Produktion erhöht. Empirischen Schätzungen 
zufolge liegt die Produktionselastizität der Arbeit 
in der Größenordnung von 0,7, die des Kapitals 
bei 0,3. Vom Skaleneffekt her gesehen, würden 
diese Werte also eine beachtliche Steigerung des 
Arbeitseinsatzes bei einer Zunahme der Produk-
tion nahelegen. 

- Der Substitutionseffekt basiert auf einem verän-
derten Faktorpreisverhältnis. Wenn der Faktor Ar-
beit im Zuge der Senkung der Arbeitskosten im 
Vergleich zum Faktor Sachkapital kostengünstiger 
wird, lohnt es sich, bei gegebener Produktion, für 
das Unternehmen, mehr Arbeit und weniger Sach-
kapital einzusetzen, das heißt, das Produktionsver-
fahren zu ändern oder ein neues zu installieren, 
beispielsweise bei neuen Betriebsstätten. Bei der 
Beurteilung des Substitutionseffekts ist indessen 
zweierlei zu beachten. Erstens wird er durch die 
technischen Möglichkeiten beschränkt, zumindest 
kurzfristig. Zweitens ist zu bedenken, daß die 
Kapitalnutzungskosten ihrerseits von den Lohn-
kosten beeinflußt werden, denn die Investitions-
güter werden unter anderem auch mit Hilfe des 
Produktionsfaktors Arbeit hergestellt. Mit anderen 
Worten, eine Reduktion der Arbeitskosten bewirkt 
zugleich eine Verringerung der Kapitalnutzungs-
kosten, weil die Preise für neue Investitionsgüter 
auf Grund der Senkung der Arbeitskosten in der 
Investitionsgüterindustrie ebenfalls zurückgehen. 
Je stärker dieser Effekt durchschlägt, um so weni-
ger ändert sich das Faktorpreisverhältnis bei einer 
Senkung der Arbeitskosten; um so geringer ist 
also der Substitutionseffekt (Kasten 7). 

Daß ein vermehrter Arbeitseinsatz in der Realität erst 
ab einer bestimmten Höhe der Zuwachsrate des 
Bruttoinlandsprodukts (.Beschäftigungsschwelle•) zu 
beobachten ist, liegt unter anderem an dem in den 
bisherigen Überlegungen vernachlässigten techni-
schen Fortschritt. Er bewirkt über eine Steigerung 
der Arbeitsproduktivität, daß dieselbe Produktion 
nunmehr mit geringerem Arbeitseinsatz bewerkstel-
ligt werden kann. 'I'reten technischer Fortschritt und 
Skaleneffekt gleichzeitig auf, so zeigt sich trotz eines 
Skaleneffekts dann keine Erhöhung der Beschäfti-
gung, wenn dieser durch einen Anstieg der Arbeits-
produktivität etwa auf Grund des technischen Fort-
schritts gerade kompensiert wird. 
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Kasten 7 

Beschäftigung und Faklorsubslitulion 

Für die Beurteilung des Zusammenhangs zwi-
schen Lohnhöhe und Beschäftigung ist von Bedeu-
tung, inwieweit bei gegebenem Produktionsvolu-
men ein im Verhältnis zu anderen Faktorpreisen 
niedriger oder hoher Lohn zu mehr oder weniger 
Nachfrage nach Arbeit führt. Dabei ist vor allem 
die Relation der Faktoreinsatzmengen für die Pro-
duktionsfaktoren Arbeit und Kapital von Interesse. 
Dieses Faktoreinsatzverhältnis ist in der Regel 
nicht fest vorgegeben; Arbeit und Kapital stehen 
vielmehr in einer substitutionalen Beziehung zu-
einander; je mehr Kapital für eine bestimmte Pro-
duktionsmenge eingesetzt wird, desto weniger Ar-
beit wird dafür benötigt und umgekehrt. 

Betrachtet man die Beziehungen zwischen aggre: 
gierter Produktion, Beschäftigung und Kapitalein-
sa.tz in einer Volkswirtschaft, so kann man sich 
Veränderungen des Faktoreinsatzverhältnisses in 
verschiedenen Formen konkret vorstellen. 

- Es kann zur Herstellung eines Produkts ver-
schiedene Verfahrensweisen geben, die sich 
im Faktoreinsatzverhältnis voneinander unter-
scheiden. 

- Eine Volkswirtschaft kann sich in der internatio-
nalen Arbeitsteilung spezialisieren, entweder 
auf Produkte mit mehr arbeitsintensiven oder 
aber auf solche mit mehr kapitalintensiven 
Produktionsverfahren. 

- Auf gesamtwirtschaftlicher Ebene ergibt sich 
eine Veränderung des Faktoreinsatzverhältnis-
ses auch dann, wenn arbeitsintensive Dienstlei-
stungen weniger oder überhaupt nicht mehr 
nachgefragt werden, weil sie aufgrund hoher 
Löhne zu teuer sind. 

Zu der Frage, ob und in welcher Weise die Wahl 
des Faktoreinsatzverhältnisses durch die Faktor-
preise beeinflußt wird, gibt die Produktionstheorie 
zunächst eine klare Antwort: Da von. gewinnmaxi-
mierenden Unternehmen jeweils die kostenmini-
male Faktoreinsatzmengenkombination gewählt 
wird, hängt diese Wahl von der Relation der Fak-
torpreise ab; je höher der Preis eines Faktors im 
Verhältnis zu dem eines anderen ist, desto mehr 
wird der erstere durch den letzteren substituiert, 

Der besondere Charakter des Produktionsfaktors 
Kapital würde jedoch verkannt, wenn man die 
Substitution zwischen Arbeit und Kapital als allein 
vom Lohn-Zins-Verhältnis abhängig betrachtete. 
Das bei der Produktion zum Einsatz kommende 
Sachkapital besteht aus Investitionsgütern, die 
selbst wieder unter Einsatz von Arbeit produziert 
werden, deren Preise deswegen nicht unabhängig 
vom Lohn 'sind. Die Kapitalnutzungskosten erge-
ben sich durch Multiplikation des als Summe von 
Zinssatz und Abschreibungssatz berechneten Ka-
pitalkostensatzes mit dem Preis des Investitionsgu-
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tes. Wenn sich dieser Preis proportional zum Lohn 
verändert - ein Grenzfall, der sich zwn Beispiel er-
gibt, wenn Kapital ausschließlich aus vorgetaner 
Arbeit besteht-, dann bewirkt eine Änderung des 
Lohns bei gegebenem Kapitalkostensatz keine 
Verschiebung des kostenminimalen Faktoreinsatz-
verhältnisses. 

Faktorsubstitution ist damit nicht ausgeschlossen. 
Steigt oder sinkt der Kapitalkostensatz, insbeson-
dere der Zinssatz, so ändern sich die Kapitalnut-
zungskosten, nicht hingegen die Arbeitskosten, 
und damit erweist sich auch ein anderes Faktor-
einsatzverhältnis als kostenminimal. Den gleichen 
Effekt wie eine Zinssenkung hat eine Senkung der 
Kapitalnutzungskosten durch Subventionierung 
von Investitionen: Bewirkt wird eine Substitution 
von Arbeit durch Kapital. 

Die Aussage1 daß das Faktoreinsatzverhältnis vom 
Lohn unabhängig ist, trifft nur zu, wenn die Preise 
der Kapitalgüter sich proportional zum Lohn ver-
ändern. Das muß nicht so sein. 

Werden Kapitalgüter oder Bauteile, die in Kapi-
talgüter eingehen, aus dem Ausland importiert, 
so ist der jeweilige Preis unabhängig vom inlän-
dischen Lohnniveau. Eine Lohnsteigerung im 
Inland kann dann die Substitution von Arbeit 
durch Kapital auslösen; dies bedeutet zugleich, 
daß indirekt inländische Arbeit durch preisgün-
stigere ausländische Arbeit substituiert wird. 

Wenn für die Zukunft Lohnsteigerungen erwar-
tet werden, die Preise von Kapitalgütern aber 
auf dem gegenwärtig noch niedrigeren Lohnni-
veau beruhen, kann dies zu Substitution zu-
künftiger Arbeit durch jetzt schon vorgenom-
mene Investitionen führen; hierin liegt indirekt 
eine Substitution zukünftiger Arbeit durch 
preisgünstigere gegenwärtige Arbeit. 

Wird zur Herstellung von Kapitalgütern qualifi-
zierte Arbeit benötigt, so kann bei gleichblei-
bendem Lohn für qualifizierte Arbeit eine Lohn-
erhöhung für einfache Arbeit zur Folge haben, 
daß einfache Arbeit durch Kapital substituiert 
wird; dabei wird indirekt einfache durch relativ 
preisgünstigere qualifizierte Arbeit substituiert. 

Es werden sich noch weitere Gründe dafür finden 
lassen, daß der Preis von Kapitalgütern nicht im-
mer dem Lohn proportional ist. Auf jeden Fall aber 
kann man nicht einfach argumentieren, eine Erhö-
hung des Lohnes bewirke stets eine Substitution 
von Arbeit durch Kapital, weil sich das als Faktor-
preisrelation verstandene Lohn-Zins-Verhältnis 
ändere. Es ist stets auch zu bedenken, daß die Ka-
pita!gü!ßfPreise sich mit dem Lohn ändern können 
und daß dadurch der Substitutionsef!ekt abgemil-
dert wird. 
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Die Lohnhöhe beeinflußt die Beschäftigung, weil 
- auch bei gegebenem Faktoreinsatzverhältnis -
um so mehr investiert und produziert wird, je 
niedriger die Kosten sind (Skalene!fekt). Der Sub-
stitutionse!fekt kommt hinzu. Bei genauerem HID-
sehen zeigt sich allerdings, daß es dabei nicht 
einfach um die Substitution zwischen Arbeit und 
Kapital geht, daß vielmehr Oft zugleich eine Sub-
stitution zwischen unterschiedlichen Arten von 
Arbeit stattfindet, inländischer und ausländischer, 
gegenwärtiger und zukünftiger, einfacher und 
qualifizierter. Deswegen kommt es stets auch auf 
die Relation zwischen den entsprechenden Lohn-
sätzen an. 

372. Unter Berücksichtigung der grundsätzlichen 
Erwägungen zum Zusammenhang von Lohnhöhe 
und Beschäftigung Jassen sich für die Frage, warum 
trotz konjunktureller Erholung die Lohnzurückhal-
tung der beiden letzten Jahre noch nicht zu Beschäf-
tigungsgewinnen geführt hat, folgende Gründe an-
führen: 
- Neue Arbeitsplätze stellen unter Renditegesichts-

punkten für Unternehmen eine Investition dar, die 
sie für mehrere Jahre bindet. Die Unternehmen 
werden Neueinstellungen daher erst dann vorneh-
men, wenn bei wieder verbesserter Auslastung 
der Sachkapazitäten mittelfristig positive Absatz-
erwartungen vorli~en und sie mit einer Ent-
lastung bei den Arbeitskosten für mehrere Jahre 
rechnen können. Sie mögen aber befürchten, d~ 
bei nicht weiter steigender Arbeitslosigkeit wieder 
hohe Lohnforderungen gestellt und durchgesetzt 
werden. 

- Viele Unternehmen verfügen über die Alternative, 
die Produktion ins kostengünstigere Ausland zu 
verlagern. Eine Lohnzurückhaltung ist mit gerin-
geren Beschäftigungsgewinneri verbunden, wenn 
die Entwicklung der Lohnstückkosten im Ausland 
günstiger verläuft als im Inland, so daß inländische 
Arbeit durch preisgünstigere ausländische Arbeit 
substituiert wird. 

- Angesichts des intensiveren Wettbewerbs auf glo-
balisierten Gütermärkten suchen die Unterneh-
men nach weiteren Kostensenkungen und neh-
men deshalb keine Neueinstellungen vor. 

- Die für die Unternehmen relevante Entschei-
dungsgröße sind nicht die realen Nettoverdienste, 
sondern neben der Arbeitsproduktivität die realen 
Arbeitskosten, also auch die Lohnnebenkosten. Im 
Gegensatz zu den realen Nettoverdiensten stiegen 
die realen Arbeitskosten in Deutschland im Jahre 
1997, und zwar um 1 ~ vH. 

- So wichtig die Lohnpolitik auch ist, mit Lohnzu-
rückhaltung allein kann die Arbeitslosigkeit nicht 
wirksam bekämpft werden, wenn andere beschäf-
tigungshemmende Faktoren zu Buche schlagen. 
Dazu gehören unter anderem eine Regulierungs-
politik, die Existenzgründungen von überzogenen 
Befähigungsnachweisen abhängig macht, oder ein 

''"''" ,,„,;.;, ''"'''. 

Unabhängig von den Überlegungen zur Substitu-
tion zwischen Arbeit und Kapital aufgrund von 
Preisrelationen kommt dem Lohn hinsichtlich ar-
beitsintensiver Dienstleistungen, die bei niedriger 
Produktivität vor allem von weniger qualifizierten 
Arbeitskräften erbracht werden können, beson- . 
dere Bedeutung zu. Wenn diese Dienstleistungen 
aufgrund hohen Lohns zu teuer sind und deswe-
gen nicht mehr nachgefragt werden, wird in der 
Volkswirtschaft insgesamt das Faktoreinsatzver-
hältnis zugunsten des Kapitals verschoben. Dabei 
handelt es sich aber nicht eigentlich um eine Fak-
torsubstitution, sondern um eine Beschränkung 
arbeitsintensiver Produktionsmöglichkeiten. 

Kündigungsschutz, der, hauptsächlich auf Grund 
von Urteilen einzelner Arbeitsgerichte, übermäßig 
über das hinausgeht. was mit einem angemesse-
nen Schutz der Arbeitnehmer beispielsweise vor 
willkürlichen Entlassungen vereinbar ist. 

- Ein besonders schwerwiegendes Problem stellt 
die umfangreiche Freisetzung gering qualifizierter 
Arbeit dar. Dies kann neben anderen Faktoren auf 
eine nicht hinreichende Spreizung der Lohn-
struktur im Bereich unterer Lohngruppen zurück-
geführt werden. Dadurch findet eine Substitution 
einfacher Arbeit durch Kapital statt, indirekt kann 
damit eine Substitution einfacher Arbeit durch 
qualifizierte Arbeit verbunden sein; ebenso kann 
es zu einer Substitution einfacher inländischer Ar· 
beit durch ausländische Arbeit kommen. 

373. Wie die Erfahrungen anderer Länder zeigen, 
bedarf es der Beharrlichkeit, bis eine moderate Lohn-
politik Früchte trägt (Ziffern 661!.). Schon allein des-
halb ist die mitunter vorgetragene Auffassung irrig, 
die Lohnpolitik müsse angesichts ausgebliebener Be-
schäftigungserfolge ihre .Bescheidenheit" aufgeben 
und zur Starkung der Kaufkraft beitragen; mehr 
noch, mit einer solchen Strategie wäre ein weiterer 
Beschäftigungsabbau vorprogrammiert (JG 94 Zif-
fer 421). Lohnerhöhungen treffen die Unternehmen so· 
fort und unmittelbar, während die erhofften Nachfra-
geimpulse aus der Lohnerhöhung für die einzelnen 
Unternehmen unsicher sind, nicht zuletzt auf Grund 
von Sickerverlusten in die Ersparnis und die Import· 
nachfrage. So einfach kann man sich nicht am eige-
nen Schopf aus der Arbeitslosigkeit ziehen. Selbst-
verständlich bedarf es einer kaufkräftigen Nachfrage 
zur Stabilisierung von Absatzerwartungen. Diese 
Nachfrage kann jedoch nicht von der Lohnpolitik 
herbeigeführt werden. Auf die Wachstumsdynamik 
und einen sich selbst tragenden konjunkturellen 
Aufschwungsprozeß kommt es an. Die durch steigen-
de Exporte ausgelöste und unterstützte Aufwärtsent-
wicklung muß an Breite gewinnen, den binnenwirt-
schaftlichen Bereich erfassen und dort zu steigender 
Produktion und Beschäftigung und damit zu höheren 
Faktoreinkommen führen. Die Sicherung guter An-
gebotsbedingungen - und dazu zällit Zurückhaltung 
in der Tariflohnpolitik - stärkt die Investitionsnei-
gung und damit die Wachstumsdynamik im Inland 
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und sorgt über den Einkommenseffekt dafür, daß die 
Gesamtnachfrage steigt, auch die Nachfrage nach 
Arbeitskräften. 

374. Es geht bei einer beschäftigungsfreundlichen 
Lohnpolitik jedoch nicht nur darum, ein mit hohem 
Beschäftigungsstand konformes Lohnniveau zu er-
reichen, sondern auch um die FleJdbilität der Lohn-
struktur in qualifikatorischer, sektoraler und regiona-
ler Hinsicht. Die unterschiedlichen Beschäftigungs-
risiken zwischen den einzelnen Qualifikationsgrup-
pen Jassen sich zwar nicht allein auf eine unzu-
reichende Lohndifferenzierung zurückführen, gleich-
wohl gibt es empirische Anhaltspunkte dafür, daß 
eine noch breitere Auffächerung der qualifikato-
rischen Lohnstruktur in Verbindung mit einer allge-
mein moderaten Lohnpolitik zu einer Verringerung 
der Arbeitslosigkeit insgesamt beitragen kann. 

Im Mittelpunkt solcher Über!eg'ungen stehen gering 
qualifizierte Arbeitnehme~. Zusätzliche Beschäfti-
gungsmöglichkeiten auf Grund einer stärkeren Lohn-
spreizung - oder zumindest die Verringerung eines 
weiteren Beschäftigungsabbaus - sind bei diesem 
Personenkreis vornehmlich im Dienstleistungssektor 
zu erwarten. Für die Industrie werden eher geringe 
Beschäftigungspotentiale vermutet, mit der Begrün-
dung, die bereits vorhandenen unteren Lohngruppen 
seien kaum mit Arbeitskräften besetzt. Für die ge-
ringe Besetzung mag es verschiedene Gründe geben: 

Die Arbeitsplätze in diesem Qualifikationsbereich 
sind bereits wegrationalisiert worden und es ist 
offen, ob sie selbst bei einer weiteren Lohnsprei-
zung wieder eingerichtet werden. · 
Die Lohnspreizung isi noch nicht hinreichend, das 
heißt, die mit den unteren Lohngruppen einherge-
henden Arbeitskosten sind angesichts der Produk-
tivität dieser Arbeitsplätze immer noch Zl,l hoch. 
Unternehmen zögern aus innerbetrieblichen Grün-
den, eine Einstufung in die unteren Lohngruppen 

Tabelle 62 

vorzunehmen, weil sie befürchten, daß die Lei-
stungsbereitschaft der betreffenden Arbeitnehmer 
sinkt oder das Betriebsklima belastet wird. 

Das Argument des definitiven Wegfalls dieser Ar-
beitsplätze mag in einem anderen Licht erscheinen, 
wenn die Arbeitgeber dauerhaft und verläßlich mit 
einer produktivitätsorientierten Lohnsetzung in den 
unteren Qualifikationsstufen rechnen können. Man-
che Substitution, die in der Vergangenheit zwischen 
Arbeit und Kapital vorgenommen wurde, mag bei 
der Frage der Ersatzinvestition nun anders bewertet 
werden. Auch ist vorstellbar, daß sich der Anreiz zur 
Rückverlagerung von Produktionen aus ausländi-
schen Standorten verstärkt, zumal im Zeitablauf die 
Einkommensansprüche der Arbeitnehmer dort stei-
gen werden, wie es derzeit schon in einigen Ländern 
in Mittel- und Osteuropa zu beobachten ist. Vor al-
lem aber: Künftige Produktionsentscheidungen dürf-
ten - unter sonst gleichen Bedingungen - stärker be-
schäftigungsintensiv sein. Sicher sind diese Arbeits-
platzgewinne allerdings nicht, aber auch nicht völlig 
unplausibel. 

375. Eine weitere Lohnspreizung im Bereich gering 
qualifizierter Arbeit sieht sich häufig mit dem Pro-
blem konfrontiert, daß die dann erzielbaren Arbeits-
einkommen in der Nähe von Unterstützungszahlun-
gen (Arbeitslosenhilfe, Sozialhilfe) liegen, so daß Un-
terstützungsempfängern zu geringe Anreize zur Ar-
beitsaufnahme geboten werden. Durch verschärfte 
Zumutbarkeitsregeln wird man dieses Problem nur 
bedingt lösen und eine generelle Absenkung der Un-
terstützungssätze nicht fordern können, weil damit 
auch Personen betroffen würden, die aus Gründen, 
die sie nicht zu vertreten haben, keine Arbeit aufneh-
men können. Es gibt indessen eine Reihe von Vor-
schlägen, wie bei einer weiteren Lohnspreizung die 
Anreize für die bisher arbeitslosen Unterstützungs-
empfänger verstärkt werden können, Arbeit aufzu-
nehmen (Tabelle 62). 

Zur Verbesserung der Arbeitsanreize und Beschäftigungschancen Im Niedriglohnbereich 

1. Derzeitige rechtliche Situation in Deutschland 

Derzeit wird bei Sozlallülleemplängem Arbeitseinkommen 
grunchäb:llch - bis auf einen Freibetrag „in angeme8$e/1.er 
Höhe"' nach § 16 Absatz 2a BSHG - in voDer Höhe auf die 
SozJalhilfe angerechnet. In der ProxJs wird der Freibetrog 
gemäß einer Empfehlung des Deutschen Veretna für Nlent-
Jiche und private Fürsorge ermittelt. 818 zu einem Betrag 
von 25 vH dea Eckregelsatzes des HaushallSVOTStandes wird 
überhaupt keine Anrechnung von Einlrommen auf die So-
zJalhJJle vorgenommen. Von dem darüber hinausgehenden 
E.Jnl<ommen werden 85 vH auf die SozJaJhille angerechnet; 
b.18 der geaamte Freibetrag eine Obergrenze von 50 vH des 
Ecluegel!latzes lür den Haushaltsvorstmid enelch.t Danach 
wird eine volle Anrechnung von Arbeitaeinlrommen au/ die 
Sozia1hille vorgenommen. Im ErgebniJJ kann ein SoztalhJlfe-
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empftinger unabhängig von seinem FamDienstand sein 
vedügbares Einlrommen durch Arbeit nur um höchstens 
265 DM je Monat stetgem1 wobei diese1 Betrag schon bei 
einem Nettozusatzverdienst von etwa 1 000 DM erreicht ist. 

Bei ArbeJtslosen wird aufgrund des neuen SGB III das Ne-
beneinkommen aus unselbständiger oder selbständiger Tä-
tlgkeit in voUer Höhe angerechnet; soweit es einen Freibe-
trag in HOhe vwi 20 vH der monaUichen Arbeitalot1enunter-
stützung, minde81ens aber ein Vierzehntel der Bezugsgröße 
(derzeit 305 DM je Monat in den alten Bundesländern, 260 
DM monatlich in den neuen Bundealändem) übersteigt. Ne-
beneinkommen fat Einkommen aus einer geringfügigen Be-
schäftigung; bei einer mehr als geringfügigen Beschäfti-
gung besteht in der Regel kein Anspruch mehr auf Arbeita-
loaenunterstützung. · 
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2. Einige aktuelle Vorschläge für Neuregelungen 

a) Der .Kombi-Lohn"-Vorschlag der Bundesver-
einigung der Deutschen Arbeitgebeiverbände 

Um die Anreize zur Schaffung neuer Arbeitsplätze 
im Niedriglohnbereich für die Unternehmen zu 
verstärken, sollen die untersten Tariflohngruppen 
um 20 vH bis 30 vH unter das jetzige Niveau abge-
senkt werden. Damit gleichzeitig genügend An-
reize zur Arbeitsaufnahme bestehen, werden die 
Absetzbeträge bei der Sozialhilfe geändert: Allein-
stehende erhalten einen Monatsfreibetrag von 
80 DM, Ehepaare 150 DM, je Kind erhöht sich der 
Freibetrag um 50 DM. Bei Arbeitseinkommen von 
Sozialhilfeempfängern oberhalb des jeweiligen 
Freibetrages wird eine Teilanrechnung vorgenom-
men: Die Differenz zwischen Freibetrag und 1 000 
DM wird zu 70 vH auf die Sozialhilfe angerechnet, 
zwischen 1 001 DM und 1 500 DM zu 80 vH und 
von 1 501 DM bis zur haushaltsindividuellen Be-
dürftigkeitsgrenze zu 90 vH. Die Sozialhilfe-Regel-
sätze werden im Gegenzug eingefroren. Zudem 
werden die im Zuge der Reform des Arbeitförde-
rungsgesetzes neu eingeführten Beschäftigungs-
elemente verstärkt auch Sozialhilfeempfängern 
zugänglich gemacht (zum Beispiel Eingliede-
rungsvertrag, Trainingsmaßnahmen). Zusätzlich 
soll in einem ersten Schritt die Arbeitslosenhilfe 
nicht mehr im Arbeitsförderungsrecht, sondern im 
Bundessozialhilfegesetz geregelt werden. Die Be-
dürftigkeits-, Zumutbarkeits- und Anrechnungs-
bestimmungen werden schrittweise an die der So-
zialhilfe angepaßt, bis die Arbeitslosenhilfe ganz 
in der Sozialhilfe aufgeht. 

b) Pläne der Bundesregierung 

Die Bundesregierung plant, daß zusätzlich zu dem 
bisherigen Freibetrag 10 vH des 1 000 DM über-
steigenden Arbeitseinkommens nicht auf die So-
zialhilfe angerechnet werden, sondern beim Sozial-
hilfeempfänger verbleiben. Nach dieser Neurege-
lung behielte ein SoziaJhilfeempfänger bei 1 500 
DM Zuverdienst 315 DM statt bisher 265 DM. 

3. Ausgewählte Maßnahmen in anderen Ländern 
a) Family Credit im Vereinigten Königreich 

Im Jahre 1988 wurde das seit dem Jahre 1971 be-
stehende Familiy Income Supplement durch den 
Farnily Credit ersetzt, einen Transfer, den bedürlti-

Eine Möglichkeit besteht darin, arbeitslosen Sozial-
hilfeempfängern in größerem Umfang als bisher zu 
erlauben, neben der Transferzahlung Arbeitsein-
kommen zu erzielen. Dabei ist allerdings zu beden-
ken, daß dann ein arbeitender Sozialhilfeempfän-
ger, der zuvor arbeitslos war, ein höheres verfügba-
res Einkommen erhält als ein ebenfalls arbeitender, 
aber vorher nicht arbeitsloser Sozialhilfeempfänger 
mit identischem Arbeitseinkommen. Eine solche 
Ungleichbehandlung erscheint nur für einen be-
grenzten Zeitraum und bis zu einer Obergrenze ver-

ge Personen mit Kindern erhalten, sofern sie min-
destens 24 Stunden (vorher: 30 Stunden) pro Wo-
che arbeiteten. Im Jahre 1992 wurde die An-
spruchsvoraussetzung weiter auf 16 Stunden pro 
Woche abgesenkt. Der Family Credit bestand im 
Haushaltsjahr 1995/96 aus einem Grundbetrag 
von wöchentli~h 1:: 45,10 je Erwachsenem und 
1:: 11,40 bis 1:: 32,80 je Kind; eigenes Einkommen 
wird nach Berücksichtigung eines Freibetrags von 
1:: 73,00 mit 70 vH angerechnet. Um nicht nur An-
reize zur Aufnahme einer Teilzeittätigkeit zu ge-
ben, wurde im Juli 1995 ein Zusatzbetrag von 1:: 10 
je Woche für alle Personen eingeführt, die Vollzeit 
arbeiten. 

b) Earned lncome Tax Credit 
in den Vereinigten Staaten 

Der Earned lncome Tax Credit wurde im Jahre 
197 5 eingeführt und in den Jahren 1986, 1990 und 
1993 wesentlich verändert. Es handelt sich um 
eine Steuergutschrift in Abhängigkeit vom erziel-
ten Arbeitseinkommen, die finanzielle Arbeitsan-
reize für erwerbstätige Geringverdiener setzen 
soll. Grundsätzlich ist der Leistungsbezug an eine 
Erwerbstätigkeit gebunden sowie an das Vorhan-
densein von Kindern im eigenen Haushalt. Seit 
dem Jahre 1993 wird die Steuergutschrift auch 
Alleinstehenden zwischen 25 und 65 Jahren ge-
währt, allerdings mit einem geringeren Betrag. 
Ein Transferanspruch, der die individuelle Steuer-
schuld übersteigt, wird ausgezahlt. Eine Vermö-
gensprüfung findet nicht statt. 

Bei dieser Regelung wird. selbsterzieltes Einkom-
men in einer .phase-in region •mit einem.Transfer 
zwischen 7,65 vH des Einkommens (für Alleinste-
hende) und 40,0 vH (für Familien mit 2 Kindern) 
unterstützt. In der „flat region", die je nach Fami-
lienstatus bei einem jährlichen Einkommen zwi-
schen US$ 4 220 und US$ 8 890 (1996) einsetzt, er-
höht zusätzliches Einkommen den Transfer nicht 
mehr, verringert ihn allerdings auch nicht gegen-
über dem am Ende der .phase-in region• maxima-
len Betrag. In der „ phase-out region", die bei einem 
Einkommen zwischen US$ 5280 und US$ 11610 
beginnt, verringert sich der Thansfer bei steigen-
dem Einkommen mit einem Anrechnungssatz zwi-
schen 7,65 vH und 21,06 vH. Dementsprechend 
läuft die Steuergutschrift bei einem Jahreseinkom-
men zwischen US$ 9 500 und US$ 28 495 aus. 

tretbar, um arbeitslosen Sozialhilfeempfängern ei-
nen verstärkten Anreiz zur Arbeitsaufnahme zu ge-
ben. 

Die Bundesregierung plant, die Zuverdienstrnög-
lichkeiten generell auszuweiten, indem der Satz 
verringert wird, mit dem Arbeitseinkommen auf 
den Sozialhilfeanspruch angerechnet wird. Die Re-
gierung sollte prüfen, ob UJ:?.d inwieweit der ge-
plante Anrechnungssatz und der maximale Hinzu-
verdienst tatsächlich in ausreichendem Maße die 
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Arbeitsanreize stärken. Wenn es zu ·~er solchen 
Regelung kommt, bedarf sie einer regehnäßigen 
Evaluation. 

Der Vorschlag eines .Kombi-Lohns• der Bundesver-
einigung der Deutschen Arbeitgeberverbände geht 
hinsichtlich der Anrechnung von EI'.Werbseinkom-
men auf den Sozialhilfeanspruch derltlich weiter als 
die Reformpläne der Bundesregierung. Die untersten 
Tariflohngruppen sollen ergänzend um 20 vH bis 
30 vH unter das jetzige Niveau abgesenkt werden. 
Ein Problem des .Kombi-Lohn"-Vorschlags ist je-
doch, daß wegen der damit verbundenen merklichen 
Erhöhung der Zuverdienstgrenze ein größerer Ar-
beitnehmerkreis Ansprüche auf Sozialhilfe erhält, 
mit entsprechenden finanziellen Lasten für die Kom-
munen als Träger der Sozialhilfe. 

Zur aktuallen lohn- und 
arbeltamarktpolltlschen Diskussion 
STii. In der öffentlichen Diskussion Wu.rde in de~ 
vergangenen Monaten verstärkt die Bedeutung der 
Lohnnebenkosten thematisiert und deren Verringe-
rung - wie von der Politik zugesagt - gefordert, gege-
benenfalls mit Hilfe einer Umfinanzjerq,ng durch die 
Anhebung von {indirekten) Steuern. Diese Diskus-
don ist durch mehrere Irrtümer gekennz~~-ichnet. 

Unbestritten ist zunächst, daß an der ·Entwicklung 
der Lohnnebenkosten der vergangenen Jahre die Fi-
nanzpolitik, in Verbindung mit der Sozialpolitik, ein 
geriittelt Maß an Verantwortung trägt, mdem sie ei-
nen ständig größer werdenden Keil zwischen die 
realen Nettoverdienste und die realen Arbeitskosten 
geschoben hat. Im Fünfjahreszeitraum der Jahre 
1993 bis 1997 sind die realen Nettoverdienste in 
Deutschland um 2,7 vH gesunken, .der Anstieg der 
realen Arbeitskosten belief sich indessen auf knapp 
7 vH. Hierbei ist jedoch auch zu bedenken,. daß der 

· Staat auf gestiegene Ansprüche der Bevölkerung 
und auf verbreitetes Besitzstandsdenken reagiert 
hat, daß also hohe Lohnnebenkosten auCh die Finan-
zierungskonsequenzen der von vielen Arbeitneh-
mern artikulierten Präferenzen für soziale Leistungen 
widerspiegeln, für die nicht der einzelne allein, son-
dern die Allgemeinbeil (Solidargemeinschaft) auf-
kommen müsse; insoweit sind einseitige Schuldzu-
weisungen unangebracht. Überdies ist daran zu erin-
nern, daß gut die Hälite der Lohnnebenkosten nicht 
vom Gesetzgeber verursacht sind, sondern aus Ver-
einbarungen zwischen den Tarifvertragsparteien her-
vorgehen; zum Teil mag dies beim Tariflohn berück-
sichtigt sein, aber ein nennenswerter Einfluß auf die 
Höhe der realen Arbeitskosten bleibt. 

Die Unterscheidung in Lohnkosten und Lohnneben-
kosten birgt die Gefahr eines Mißverständnisses, 
nämlich daß beide Aspekte für die Besc:häftigungs-
entscheidung der Unternehmen eine unterschiedliche 
Bedeutung hätten. Arbeitskosten bleiben Arbeitsko-
sten, unabhängig davon, ob sie in Form von Barlohn 
an die Arbeitnehmer oder als Arbeitgeberbeiträge an 
die Sozialversichenmgen überwiesen werden. Inso-
weit führt die Unterscheidung in Lohnkosten und 
Lohnnebenkosten ebenso in die Irre wie die in Arbeit-
geberbeiträge und Arbeitnehmerbeiträge, die tat-
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sächlichen 'Il:aglasten werden verschleiert (JG 96 Zif-
fer 381). Eine Korrektur der realen Arbeitskosten muß 
daher nicht zwangsläufig mit einer Reduktion der So-
zialversicherungsbeiträge der Arbeitgeber verbunden 
sein, sondern kann auch mit einer Zurückhaltung 
beim Barlohn oder der bezahlten Freizeit bewerkstel· 
ligt werden. 

Zu vordergründig ist die Auffassung, mit einer blo-
ßen Umfinanzierung von Teilen der gesetzlichen 
Lohnnebenkosten, beispielsweise durch eine Erhö-
hung der Mehrwertsteuer oder Mineralölsteuer, sei 
dem Exfordemis, die Voraussetzungen für mehr Be-
schäftigung zu schaffen, bereits Rechnung getragen. 
Dab<ii. sind jedoch folgende Effekte zu bedenken. 
- Die Umfinanzierung von Teilen der gesetzlichen 

Lohnnebenkosten durch eine höhere Mehrwert-
steuer oder Mineralölsteuer kann einen Preisan-
stieg zur Folge haben. Dieser muß von den Arbeit-
nehmern hingenommen werden, die Gegenlei-
stung besteht in höheren Beschäftigungschancen 
auf Grund der gesunkenen Arbeitskosten. Die Er-
fahrung lehrt, daß in den Tariflohnverhandlungen 
gleichwohl versucht wird, _diesen Preisanstieg 
durch entsprechende Tariflohnanhebungen zu kom-
pensieren. 

- Nicht in jedem Fall wird die erhöhte Mehrwert-
steuer oder Mineralölsteuer über höhere Preise auf 
die Verbraucher weitergewälzt werden können. 
Dies hängt unter anderem davon ab, wie stark die 
Nachfrage (nach Konsumgütern) auf Preisände-
rungen reagiert, wobei diese Preiselastizität der 
Nachfrage bei verschiedenen Produkten unter-
schiedlich hoch ist, so daß sich einzelne Unterneh-
men nur sehr begrenzten Preisüberwälzungsspiel-
räumen gegenüber sehen. Dann wird der beab-
sichtigte Entlastungseffekt der Senkung der Lohn-
nebenkosten niedriger ausfallen. 

- Zu bedenken ist auch, daß sich nur unter bestimm-
ten Bedingungen eine entlastende Wirkung für 
die Unternehmen ergibt. Die Entlastung durch 
verringerte Sozialbeiträge hängt für das einzelne 
Unternehmen von der Arbeitsintensität seiner Pro-
duktion und dem Anteil der Beschäftigten ab, die 
mit ihrem Einkommen unterhalb der Beitragsbe-
messungsgrenze liegen. Die Mehrwertsteuererhö-
hung belastet die Unternehmen in Abhängigkeit 
von ihrer Exportquote, ihrer Vorleistungsquote 
und den Überwälzungsmöglichkeiten auf die 
Preise. So ist nicht nur der Nettoeffekt einer Um-
finanzierung auf die fiskalische Belastung unklar, 
sondern noch viel mehr der überhaupt zu erwar-
tende Effekt auf die Beschäftigung. Dieser wird 
noch unklarer, wenn die auf mittlere Sicht mög-
lichen Anpassungen berücksichtigt werden. So 
mag die Verbesserte preisliche Wettbewerbsfähig-
keit der deutschen Exportunternehmen bis zur 
Anpassung des Wechselkurses tendenziell zu 
einer Ausweitung der Beschäftigung führen; ana-
log ist es bei den Unternehmen, die zunächst 
einen Wettbewerbsvorteil gegenüber Importen 
habe~, weil diesen nicht die Entlastung der Lohn-
nebenkosten zugute kommt. Bei flexiblen Wech-
selkursen wird es unter sonst gleichen Bedingun-
gen zu einer Aufwertung der D-Mark kommen, 
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bei der dann die positiven Produktions- und Be-
schäftigungswirkungen aufhören (JG 95 Ziffer 367, 
JG 96 Ziffer 316). 

Zusammengenommen sind von einer bloßen Umfi-
nanzierung wenn überhaupt, dann nur geringe Be-
schäftigungseffekte zu erwarten. Außerdem ist zu 
vermuten, daß auf Grund der gestiegenen Mehrwert-
steuer die illegale Vermeidung der Mehrwertsteuer-
pflicht zunimmt. Diese Skepsis bezüglich etwaiger 
Beschäftigungsgewinne wird durch empirische Un-
tersuchungen bestätigt. Mit einer Verschiebung der 
Finanzierungslasten ist dem Beschäftigungsproblem 
nicht beizukommen, es sind echte Einsparungen in 
Form einer Zurückführung von Leistungsansprüchen 
nötig. 

377. Die Bedeutung der Lohnnebenkosten, insbe-
sondere der Beiträge zur Sozialversicherung, wurde 
in den letzten Monaten schlaglichtartig im Rahmen 
der Diskussion um die geringfügigen Beschälti-
gungsverhältnlsse erneut deutlich. Eine mögliche 
Gefährdung der sozialen Sicherungssysteme ist aller-
dings nur dem ersten Anschein nach auf diese Be-
schäftigungsverhältnisse zurückzuführen, zumal bei 
einer Einbeziehung dieser Beschäftigungsverhält-
nisse auch Ansprüche entstehen würden; die Ursa-
chen für die Schwierigkeiten in der Sozialversiche-
rung liegen tiefer. nämlich darin, daß nach dem Um-
Iageverfahren arbeitende Systeme bei einer ungün-
stigen Bevölkerungs- und Wrrtschaftsentwicklung 
nun einmal an Grenzen der Finanzierbarkeit stoßen 
und die Systeme mit Umverteilungsmaßnahmen 
überfrachtet sind und Fehlanreize erzeugen (JG 96 
Ziffern 376ff.). 

378. Die quantitativen Angaben über Stand und 
zeitliche Entwicklung der. geringfügigen Beschäfti-
gungsverhältnisse klaffen weit auseinander, je nach 
Datenquelle und Abgrenzung des zu erfassenden 
und erfaßbaren Personenkreises. 
Eine geringfügige Beschäftigung Uegtnach § BAbsatz 1 SGB N 
vor, wenn die Beschäftigung regelmäßig weniger als 15 Stun-
den in der Woche ausgeübt wird und das monatliche Arbeits-
entgelt regelmäßig unter einem Siebtel der monatlichen Be-
zugsgröBe in der Sozialversicherung liegt, das sind derzeit 
610 DM im früheren Bundesgebiet und 520 DM in den neuen 
Ländern. Das Arbeitsentgelt darf diese Beträge auch überstei-
gen, sofern es nicht höher als ein Sechstel des Gesamteinkom-
mens des Arbeitnehmers ist. Eine geringfügige Beschäftigung 
liegt auch dann vor, wenn die Beschäftigung innerhalb eines 
Jahres seit ihrem Beginn nur lrurztrisUg, das heißt längstens 
für zwei Monate oder 50 Arbeitstage ausgeübt wird, es sel 
denn, die Beschä!Ugung ist berufsmäßig und ihr Entgelt über-
steigt gleichzeitig die Geringtügigkeitsgrenzen. Werden meh-
rere geringfügige BeschäiUgungsverhältnisse ausgeübt, sind 
Arbeitszeiten und Entgelte jeweils zusammenzurechnen. Über-
schreiten Einkommen oder Arbeitszeiten die Geringfüglg-
keitsgrenzen, tritt Versicherungspflicht ein. Bei geringfügigen 
Beschäftigungsverhältnissen kann der Arbeitgeber gemäß 
§ 40a EStG unter Verzicht auf die Vorlage einer Lohnsteuer-
karte die Lohnsteuer mit einem Pauschsteuersatz von 20 vH 
einziehen, hinzu kommen der Solidaritätszuschlag (1,5 vH) 
und die Kirchensteuer (in der Regel 1,4 vH). 

Schon wegen der relativ komplizierten gesetzlichen Regelun-
gen bereitet die statistische ErfaBBung geringfügiger Beschäfti-
gung große Schwierigkeiten. Darüber hinaus verwenden Un-
tersuchungen zu diesem Thema unterschiedliche Methoden. 
Grundsätzlich sind zwei Ansätze zu unterscheiden: Zum einen 
kann versucht werden, die Anzahl der Personen zu ermitteln, 

die geringfügige Tätigkeiten ausüben (Arbeitsangebotsseite), 
zum anderen kann auf die Anzahl der geringfügigen BeschäiU-
gungsverhäl.tnJsse abgestellt werden (Arbeitsnachfrageseite), 
denn eine Person kann mehrere solcher Beschäftigungsver-
hältnisse übernehmen. Alle Untersuchungen arbeiten mit Be-
fragungen und führen dann eine Hochrechnung durch. 

Der Mikrozensus, eine jährliche Erhebung des StatisUschen 
Bundesamtes bei 1 vH aner Haushalte, enthält seit dem Jahre 
lQQO eine Frage explizit zur geringfügigen Beschäftigung. 
Demzuiolge gab es im Jahre 1990 in den alten Bundesländern 
1,5 Millionen Peraonen mit geringfügigen Beschä/Ugungsver-
hältnissen, im Jahre 1996 waren es rund 1,8 Millionen Perso-
nen; im Jahre 1Q91 gab es in den neuen Bundeslc'indem 
138 000 Personen mit geringfügigen Beschä/Ugungsverhältnis-
sen. nach einem Rückgang in den Jahren danach waren es im 
Jahre 1996 wieder 135 000 Personen. Der Mikrozensus dürlte 
eher zu einer Untererlassung der geringfügigen Beschäitigung 
führen: Durch die Form der Frage werden Nebentätigkeiten 
nicht erlaßt.. deren Entgelt über der Geringiügigkeitsgrenze 
liegt, dle aber dennoch als geringfügig anzusehen sind, weil 
das Entgelt ein Sechstel des Gesamteinkommens nicht über-
schreitet. Darüber hinaus werden Personen nicht erlaßt, bei de-
nen es aufgrund mehrerer geringfügiger BeschäfUgungsver-
hältnisse zu einer Versicherungspflicht kommt. Des weiteren 
können die Fragen des Mikrozensus für nicht angetroffene 
Haushaltsntitglieder auch durch eine Vertrauensperson beant-
wortet werden. Diesen muß die Situation anderer Haushalts-
mitglieder im Hinblick auf geringfügige Beschiiftigung nicht 
immer bekannt sein, was vor allem für Studenten gelten dürfte. 
Schließlich wird nur nach der Ausübung einer geringfügigen 
Beschäftigung in der Berichtswoche (Ende April) gefragt. Da-
durch werden geringfügige Beschäftigungen außerhalb der 
Berichtswoche ausgeblendet, was im Hinblick auf Schüler und 
Studenten bedeutsam sein könnte. 

Das Institut für Sozialforschung und Geaellschaitspolitik (ISG} 
hat für die Jahre 1987 und 1QP2 detaillierte Untersuchungen 
der geringfügigen Beschäftigung aui der Basis repräsentativer 
Personenbefragungen vorgenommen, für das Jahr 1 gg7 liegen 
derzeit nur erste Gesamtergebnisse vor. Demnach ist die An-
zahl von Personen mit geringfügigen BeschäfUgungsverhä1t-
n.issen im früheren Bundesgebiet von 2,8 Millionen im Jahre 
1ga1 auf 4,Q Millionen in diesem Jahr gestiegen, in den neuen 
Bundesländern kam es zu einem verglelchsweise schwächeren 
Anstieg von 620 000 Personen im Jahre 1992 aut 124 000 Perso-
nen in diesem Jahr. Das im Vergleich zum M1krozensus deut-
lich höhere Ausmaß getingfügiger Beschäftigung dürtte auch 
an der Fragemethodik liegen. Die Fragen mußten von den Ziel-
personen persönlich beantwortet werden. Gefragt wurde nach 
Tätigkeiten, denen „zur Zelt" nachgegangen wurde. Der Be-
zug zu elner Bericht11Woche fehlte, erschwerend .kam hinzu, 
daB die Befragungen jeweils aber einen längeren Zeltraum 
von drei Monaten vorgenommen wurden. Die Ergebnisse ha-
ben von daher keinen echten Zeltpunktbezug. Schließlich wur-
de den Befragten ein ausführlicher Katalog von Tätigkeiten 
vorgelegt, die auch in den Bereich der bezahlten Nachbar-
schaftshilfe hineinreichen (Putztätigkeit, KJnderbetreuung im 
Privathaushalt, Nachhilfe). Das ISG beabsichtigte, dadurch 
den Graubereich zwischen Gerlnglüglgkeit und Schwarzarbeit 
beBBer zu erlassen. 

Das Sozio-oekonomische Panel (SOEP). eine repräsentative 
Haushaltsbefragung, die seit dem Jahre 1984 in den alten Bun-
desländern und seit dem Jahre 1990 auch in den neuen Län-
dern durchgeführt wird, versucht, dle geringfügige Beschäfti-
gung durch drei Fragen zu ermitteln. Dabei soll bei Personen, 
die sich selbst als überwiegend nicht erwerbstätig einstufen, 
durch gezielte Nachfrage nach Art und Umfang eine.s eventu-
ellen Nebenezwerbs geringfügige Beschältigung erlaßt wer-
den. Anders als im Mikrozensus werden dle Fragen an alle 
Haushaltsmitglieder (ab 16 Jahre} gestellt. Im SOEP .sind die 
Fragen weniger eng auf dle Berichtswoche beschränkt. Den 
Untersuchungen zuiolge stieg die Anzahl der Personen mit ge-
ringfügigen Beschäftigungsverhältnissen in den alten Bundes-
ländern von 1,8 Millionen Personen im Jahre 1987 auf 4,6 Mil-
lionen Personen im Jahre 1996. ln den neuen Bundesländern 
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ergab sich demgegenüber e.tn Zuwachs von 395 00-0 Pe.r.sonen 
Im Jahre 1991auf754 000Personen1m Jahre 1996. 

Im Gegensatz zu den blsher ge.schilderten Untersuchungen 
baaleren die Analy.sen des Instituts für Arbeli.markt- und Be-
rublorschung (!AB) auf repräsentativen Befragungen bei Be-
trieben und Verwaltungen mit sozialvenichelUllgaptlichtlg Be-
achäftigten und stellen demgemäß au/ die Anzahl geiinglii.gi-
ger Beschäftigungsverhältnisse ab (Arbei~achfrageselte). 

Da.bei beruhen die Angaben im IAB-Betnebapanel nicht aut 
Zlihlungen innerhalb der befragten Betriebe, stqlt de.s.sen 
nlmmt dle /ewell.s befragte Auskunftsperson ehte Schätzung 
der Anzahl der geringfügig BeachlJ/ügten vo.r: Im Jahre 1996 
gab es demnach im früheren Bundesgebiet etwa 3,8 Millionen 
geringlü.glge BeachiUUgungsverhaJtnisse, nach 2,9 .Millionen 
Im Jahre 1003. Für die neuen Länder liegen nw Ergebniae für 
1006 vor, demnach bestanden 192 000 gertngta.gige Beschäfti-: 
gung.sverhältnWe. Aufgrund des Ansatzes. blendet das IAB-
Betrieb•panel Bereiche aua, .in denen keine_ soz.ialversi.che-
rung11pflichUg Beachä!Ugten arbe1ten, die aber t;lennoch Nach-
ftager geringfügiger Beachä!Ugung sind, vor allem JQeinatbe-
trtebe und dle privaten Hauahalte. Anderer.seits liefert daa 
IAB-Betrteb.fpanel noch weitere lnfonnationep. bei.spielswei3e 
zur Bedeutung gerlnglüglger BeschälUgung nach Wi.rtachalta-
bereichen, die verläßllcher 11eirt dürften al8 die entsprechenden 
l!rgeblliMe von Bevölkerungsbelragungen. Vemn.ach Jat im 
Vwarbeltenden Gewerbe der Anteil der aozJalvemicherunga-
ITelen Be.schättJgung an der Gesamtbeschiffti.gu.ng von 4,9 vH 
lm Jahre 1993 aut 6,4 vH im Jahre 1996 geaUegen_ im Handel 
ergab aich lm gleichen Zeitraum eln Zuwachs von 13,1 vH QJJf 
l ll.2 vH und bei 1WIUt/gen privaten Dienstleistungen ein An-
dleg von 14,5vHauf19,7vH. 

Angesichts dieser quantitativen Differenzen muß 
mehr IOarheit über die tatsächliche Anzllhl und zeit-
liche Entwicklung der geringfügigeI! Beschäfti-
gungsverhältnisse geschaffen weroen. lnsbesondere 
ist die Kenntnis darüber erforderlich, ob es sich im 
Zeitablauf um neue Arbeitsplätze dies')_S Typs Od!'f 
wi:t die Zerlegung bisheriger sozialversicherungs-
pfilchtiger Beschäftigungsverhältnisse gehandelt hat, 
denn beide Fälle sind unterschiedlich zu bewerten. 
379. Neue Arbeitsplätze sind grundsä\zlich positiv 
zu bewerten, auch in der Fonn einer geringfügigen 
Beschäftigung. Diese kann unter anderem das ge-
wünschte Ergebnis von Anstrengungen zur Flexibi-
!isierung der Gütermärkte oder Arbeitsiµärkte sein. 
Viele Menschen suchen nur eine geringfügige Be-
schäftigung, weil sie - wie beispielsweise Schüler 
und Studenten - häufig nur an einem eher tempo-
rären Hinzuverdienst interessiert sind. Außerdem 
haben sie mit wenigen Ausnahmen bereits den 
Schutz einer Kranken- oder Pflegeversicherung. 
Nach Berechnungen des Zentrums für Europäische 
Wirtschaftsforschung (ZEW) auf der Basis des Mikro-
zensus für das Jahr 1991 besaßen bereits über 99 vH 
der geringfügig . Beschäftigten einen Krankenver-
sicherungsschutz. Wären auf der Basis der seiner-
zeitigen Geringfügigkeitsgrenze (580 DM) ein Jahr 
lang Beiträge zur Rentenversicherung gezahlt wor-
den, so hätte sich eine zusä\zliche Altersrente von 
nur 6,55 DM je Monat ergeben, bei 30 Beitragsjahren 
resultierte daraus für einen ausschließlich gering-
fügig Beschäftigten eine Altersrente von knapp 
200 DM im Monat. Es ist kein Grund ersichtlich, 
daß sich diese Zahlen größenordnungsnläßig in den 
vergangenen Jahren wesentlich verändei;t hätten. 
Anders zu beurteilen ist dagegen eine bloße Um-
wandlung von bisherigen Vollzeitarbeitsplätzen in 
mehrere geringfügige Beschäftigungsverhältnisse. 

216 

Eine solche Zerlegung wird nur für einen beschränk-
ten Kreis von Arbeitsplätzen, vor allem im Handel 
und im Dienstleistungssektor, in Frage kommen, ins-
besondere für standardisierte Tätigkeiten, die sich 
zeitlich separieren lassen. Sollten diese Tendenzen 
wirklich beachtliche Größenordnungen annehmen, 
wofür es zur Zeit noch keine empirischen Belege 
gibt, dann bestünde die Gefahr, daß die Sozialver-
sicherungssysteme in der Tat in einen Teufelskreis 
von erodierender Einnahmebasis und ansteigenden 
Beitragssätzen kämen. 

In der Öffentlichkeit wird vielfach gefordert, diese 
Beschäftigungsverhältnisse ganz oder teilweise in 
die Sozialversicherungspflicht einzubeziehen. Die 
Ausdehnung der Sozialversicherungspflicht auf die 
geringfügigen Beschäftigungsverhältnisse wäre je-
doch nur ein Kurieren am Symptom, wirkliche Ab-
hilfe kann nur eine grundsätzliche Reform der Sozial-
versicherungssysteme bewirken, die die Versiche-
rungspflicht vom Arbeitsverhältnis abkoppelt. Aber 
selbst unter der Annahme, daß eine solche Reform 
noch auf sich warten läßt, ist eine Einbeziehung in 
die Sozialversicherungspflicht problematisch: 
- Eine Reihe dieser Arbeitsplätze würde entweder 

vernichtet oder in die Schattenwirtschaft verlagert, 
einige dagegen allerdings auch wieder in Vollzeit-
beschäftigungsverhältnisse zurückverwandelt. Wie 
bedeutsam die Abwanderung dieser Arbeitsplätze 
in die Schattenwirtschaft wirklich wäre, darüber 
gibt es keine verläßlichen Schätzungen. Am ehe-
sten dilifte dies im privaten Haushaltsbereich zu 
vermuten sein, denn für den Unternehmensbe-
reich gilt, daß die Kosten der Beschäftigungsver-
hältnisse, die in die Schattenwirtschaft wandern, 
nicht mehr als Betriebsausgaben steuerlich gel-
tend gemacht werden könnten. 

- Wenn die geringfügig Beschäftigten Beiträge zur 
Sozialversicherung entrichten, erwerben sie auch 
Ansprüche, so in der Arbeitslosenversicherung 
wie auch in der Rentenversicherung (dort bei-
spielsweise in Form von Rehabilitationsmaßnah-
men und Altersrenten). Dies muß dem Entla-
stungseffekt bei den Beitragseinnahmen aus der 
Einführung der Sozialversicherungspflicht gegen-
gerechnet werden. 

- Ein Rückgang des Steueraufkommens ist in jenen 
Fällen zu erwarten, in denen die Einnahmen aus 
der bei geringfügigen Beschäftigungsverhältnis-
sen vom Arbeitgeber zu leistenden Steuerzahlung 
entfallen, der nunmehrige steuerpflichtig Beschäf-
tigte jedoch ein Einkommen innerhalb der Frei-
beträge bezieht. 

Angesichts dieser Probleme ist von einer vollen Ein-
beziehung der geringfügigen Beschäftigungsverhält-
nisse in die Sozialversicherungspflicht nach derzeiti-
gem Kenntnisstand eher abzuraten. Auch den Mo-
dellen, welche eine Absenkung der Geringfügig-
keitsgrenze vorsehen; haften die genannten Pro-
bleme an, wenn auch in geringerem Umfang. Als 
kurzfristige Maßnahme könnte aber ins Auge gefaßt 
werden, die Geringfügigkeitsgrenze zwnindest auf 
dem derzeitigen Niveau einzufrieren, sie also bis auf 
weiteres nicht, wie bislang, im Gleichschritt mit der 
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Bezugsgröße in der Sozialversicherung nach oben 
anzupassen. Zusätzlich könnte erwogen werden, aus 
den Einnahmen der Pauschalbesteuerung einen Teil-
betrag an die Krankenversicherung und Pflegeversi-
cherung abzuführen. Neben dem Entlastungseffekt 
für diese Zweige der Sozialversicherung kann diese 
Umverteilung damit begründet werden, daß viele ge-
ringfügig Beschäftigte als Mitversicherte bereits An-
sprüche auf Leistungen dieser Versicherungen besit-
zen, ohne daß ihre Arbeitseinkommen - wie bei an-
deren Arbeitnehmern - der Versicherungspflicht un-
terliegen. Beide Maßnahmen sind indessen als kurz-
fristige Notlösungen anzusehen, die die unerwünsch-
ten Wirkungen der Einbeziehung in die Sozialversi-
cherungspflicht weitgehend vermeiden. Diese Not-
lösungen müssen überprüft werden, sobald genauere 
quantitative Angaben über die weitere Entwicklung 
dieser Beschäftigungsverhältnisse (insbesondere im 
Hinblick auf die Substitution von Vollzeitarbeitsplät-
zen) vorliegen. 

Abzulehnen sind Vorschläge, die eine Quotenrege-
lung dieser Beschäftigungsverhältnisse für die Unter-
nehmen vorsehen. Es gibt dazu verfassungsrecht-
liche Bedenken. Davon abgesehen: Jede Quoten-
regelung - auch als Quote im Sinne einer Freigrenze 
für geringfüg:ige Beschäftigungsverhältnisse, ab de-
ren Überschreitung alle diese Beschäftigungsverhält-
nisse der normalen Steuer- und Sozialversicherungs-
pflicht unterliegen -, wäre mit erheblichem Kontroll-
aufwand verbunden, um die Einhaltung bei den ein-
zelnen Unternehmen zu überprüfen. Schließlich muß 
befürchtet werden, daß Unternehmen durch eine sol-
che Regelung dazu ermuntert werden, diese Quote 
auch voll in Anspruch zu nehmen. 

Wie man es auch dreht und wendet, es bleibt eine 
schiefe Argumentation, wenn für die Probleme der 
Sozialversicherung die Ausweitung der geringfügi-
gen Beschäftigungsverhältnisse verantwortlich ge-
macht wird. Zu wenig wird beachtet, daß die be-
stehenden Sozialsysteme auf dem Konzept eines nor-
malen Arbeitsverhältnisses aufbauen, bei dem der 
Einzelne vollzeitbeschäftigt ist und nur ein Einkom-
men, eben das aus abhäng:iger Beschäftigung, er-
zielt. Die Arbeitswelt hat sich jedoch verändert, unter 
anderem durch freiwillige Verkfuzungen der indivi-
duellen Arbeitszeit; außerdem beziehen erwerbs-
fähige Personen häufig Einkünfte aus mehreren 
Quellen. Auf diese Veränderungen ist die Sozialver-
sicherung nicht eingestellt. Deshalb bleibt auch im 
Hinblick auf die gegenwärtige Diskussion über die 
geringfüg:igen Beschäftigungsverhältnisse eine durch-
greif ende Reform der Sozialversicherungssysteme 
mit dem Ziel, die Sozialversicherungspflicht allmäh-
lich vom Arbeitsverhältnis zu lösen, die vordringlich-
ste Aufgabe, alles andere sind höchstens zweitbeste 
Lösungen. 

380. Die Tarifvertragsparteien in der Metall- und 
Elektroindustrie haben einen Tarifvertrag zur Alters-
teilzelt abgeschlossen (Ziffer 211). Zu den positiven 
Aspekten dieses Tarifvertrags gehört vor allem, daß 
die Tarifvertragsparteien damit ein weiter_es Signal 
für die Flexibilisierung des Flächentarifvertrags auf 
der betrieblichen Ebene gegeben haben. Allerdings 
hätte der Gesetzgeber auf den Tarifvorbehalt bei der 

Anwendung des Blockmodells verzichten und auch 
freiwillige Vereinbarungen auf Betriebsebene zulas-
sen können. So verständlich die Zielrichtung des Al-
tersteilzeit-Modells ist, nämlich indirekt die Beschäf-
tigungschancen für junge Menschen zu erhöhen, so 
darl die Problematik nicht verkannt werden, die dar-
in besteht, daß die Volkswirtschaft damit wertvolles 
Humankapital der älteren Arbeitnehmer vergeudet. 
Wie die Erfahrungen mit der Vorruhestandsregelung 
schließlich nahelegen, kann die Inanspruchnahme 
der finanziellen Erstattungen durch die Bundesan-
stalt für Arbeit selbst unter Berücksichtigung der Tat-
sache, daß Erstattungen in der Regel nur dann vorge-
nommen werden, wenn der Arbeitsplatz mit einem 
Leistungsempfänger besetzt wird, doch nachhaltiger 
ausfallen und zu höheren Belastungen führen, als 
derzeit von der Politik angenommen wird. 

381. Zu den bedenklichen Aspekten der Lohnpoli-
tik des Jahres 1997 gehört die erneute Forderung 
nach einer weiteren flächendeckenden Arbeitszeit-
verkürzung etwa in Form einer 32-Stunden-Woche. 
Der Sachverständigemat hat mehrfach dringend 
von dieser Strateg:ie abgeraten (zuletzt JG 94 Zif-
fern 3691.). Man kann auf neue Herausforderungen 
nicht jedesmal mit erneuter Arbeitszeitverkürzung 
antworten. Dies würde selbst dann eine unzuverläs-
sige Strategie sein, wenn sicher wäre, daß das im 
Vergleich zur Vollbeschäftigung zu niedrige Arbeits-
volumen unter keinen, Umständen ~rhöht werden 
kann, obwohl zu einem solchen Pessimismus kein 
Anlaß besteht. Empirische Studien kommen bezüg-
lich der Frage, ob die Arbeitszeitverkürzung in West-
deutschland in den achtziger Jahren tatsächlich zu 
einer Beschäftigungserhöhung geführt habe, zu kon-
trären Aussagen. Nach unserer Auffassung ist die 
Vermutung allerdings gut belegt, daß Arbeitsplatz-
verluste auf Grund einer erzwungenen Arbeitszeit-
verkürzung selbst dann nicht auszuschließen sind, 
wenn diese ohne Lohnausgleich vonstatten geht. 

Im Gegensatz zu einer flächendeckenden, erzwun-
genen kann eine Arbeitszeitverkürzung auf freiwilli-
ger individueller Basis unter bestimmten Vorausset-
zungen zu einer höheren Anzahl von Beschäftigten 
führen, beispielsweise in Form einer vermehrten Teil-
zeitarbeit, wie die Erfahrungen in den Niederlanden 
zeigen (Ziffer 75). Wichtig ist zunächst, daß die ver-
ringerte Arbeitszeit den Präferenzen der Arbeitneh-
mer entspricht, da ansonsten eine Tendenz besteht, 
zusätzliche Beschäftigungsmöglichkeiten, unter Um-
ständen in Form von Schwarzarbeit, aufzunehmen. 
Denn ein großer Teil der Arbeitnehmer ist mit dem 
derzeitigen Umfang ihrer Arbeitszeit in etwa zufrie-
den und den Wünschen nach Arbeitszeitverkürzung 
stehen ebenso Präferenzen für längere Arbeitszeiten 
gegenüber, wenn auch in etwas geringerem Ausmaß. 
Weite~hin müssen bei einer Arbeitszeitverkürzung 
die Ansprüche an die sozialen Sicherungssysteme 
zurückgenommen werden, und es dürfen den Unter-
nehmen dadurch keine Kosten entstehen. Dies 
schließt jeglichen Lohnausgleich aus, im Gegenteil, 
es müßte Lohnzurückhaltung geübt werden, wenn 
die Unternehmen zusätzliche Mittel aufwenden müs-
sen - unter anderem um die Arbeitsplätze entspre-
chend einzurichten und die Koordination der Arbeits-
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abläute sicherzustellen -, es sei denn, die Stunden-
produktivität der nunmehr Teilzeitbeschäftigten stie-
ge nennenswert an. Um hinreichend Ja,nge Maschi-
nenlaufzeiten sicherzustellen, muß weiterhin in eini-
gen Sektoren ein flexibler Schiehtbetrieb gewährlei-
stet sein. Schließlich ist insbesondere bei qualifizier-
tem Personal zu bedenken, daß bei zusätzlich einge-
stellten Arbeitnehmern erhebliche Einarbeitungs-
kosten entstehen, sofern dem Unternehmen ein ent-
sprechendes Arbeitsangebot überhaupt zur Verfü-
gung steht. Dieser Vorbehalt kann so weit gehen, 
daß eine Arbeitszeitverkürzung unmöglich ist und 
statt dessen eine Arbe!tszeitverlängeti.lng durchge-
führt werden muß, wie beispielsweise in wichtigen 
Forschungsabteilungen, wo es angesichts des zeitli-
chen Drucks im Rahmen des internationalen Wett-
rennens um Patente mitunter um Tage geht. 

Der Sachverständigenrat plädiert dafür, daß statt 
einer erzwungenen Arbeitszeitverkürz),lll!1 auf eine 
Stärkung der Wachstumskrä.fte gesetzt und diese 
Offensivstrategie beharrlich verfolgt wird, auch von 
der Lohnpolitik. Wachstum ist allemal besser als 
Rationierung. 

III. Geldpolitik: 
Die Vertrauensbasis fOr den Euro mltgestalt:en 

Die Sicherung der Geldwertstabllltlit 
als Daueraufgabe 
382.. Im Jahre 1997 kann Deutschland erneut ein 
hohes Maß an Geldwertstabilität verz.iichnen. Hätte 
es nicht die administrativ bedingten Preissprünge 
gegeben (besonders die Zuzahlungen bei Arzneien, 
die Anhebung der Postgebühren und die Erhöhung 
der Rundfunk- und Fernsehgebühren), Wäre das Bild 
noch besser. Die Politik der Deutschen Bundesbank 
- die Liquiditätsversorgung der Wutschaft am erwar-
teten Wachstum des gesamtwir!schaftlidien Produk· 
tionspotentials zu orientieren und damit möglichst zu 
verstetigen - hat sich aufs Neue stabilitätspolitisch 
ausgezahlt. Zwar war die monetäre Dynamik in der 
ersten Jahreshälfte stärker als vorgesehen. Aber so-
dann ist für die Geldmenge M3, an deren Entwick-
lung sich die Bundesbank orientiert, und zuletzt 
auch für die bereinigte Zentralbankgeldmenge, die 
der Sachverständigenrat als Zielgröße verwendet, 
der Potentialpfad erreicht worden. Da die monetäre 
Zielvorgabe dieses Mal auf einen zweijllhrigen Zeit-
raum bezogen worden ist, stehen die Chancen, mit-
telfristig das Geldmengenwachstum potentialgerecht 
zu steuern, nicht schlecht; mit der maßvollen Anhe-
bung des Wertpapierpensionssatzes am 9. Oktober 
1997 hat die Bundesbank ihre Absicht bekundet, 
dies auch erreichen :r:u wollen und d$it für Geld-
wertstabilität zu sorgen. 

Da sich die Eckdaten, aus denen das Geldmengen-
ziel hergeleitet wird, heute nicht grundsätzlich an-
ders darstellen als vor einem Jahr - die mittelfristige 
Wachstumsrate des gesamtwirtschaftlichen Produk-
tionspotentials veranschlagen wir auf 2 vH, den trend-
mAßf.gen Rii.ckgang der Umlaufsgeschwindigkeit des 
Geldes bei 1 vH und den wahrscheinlichen Anstieg 
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des Preisniveaus (Deflator des Bruttoinlandspro-
dukts) bei 1 l'z vH - ist die potentialgerechte Zu-
wachsrate der bereinigten Zentralbankgeldmenge 
für 1998 die gleiche wie 1997 (4 l'z vH). Dabei kann 
der monetäre Potentialpfad einfach fortgeschrieben 
werden. Die von der Bundesbank angekündigte Ver-
laufsrate für die Geldmenge M3 (bei einem zum Jah· 
resende noch zu konkretisierenden Zielkorridor) ist 
mit der Zielgröße des Sachverständigenrates kom-
patibel; auch hier ist der Zielpfad lediglich fortzu-
schreiben. 

383. Jetzt geht es darum, daß sich das Preisklima 
nicht fühlbar verschlechtert. Sicher sein kann man 
ilicht, wie sich in den letzten Monaten gezeigt hat. Es 
trifft zwar zu, daß verstärkt auflebende Inflationser-
wartungen aktuell nicht vorliegen. In den langfristi· 
gen Nominalzinsen jedenfalls steckt keine erhöhte 
Inflationsprämie. Auch die Wechselkursentwicklung 
wird nicht von Inflationsängsten beherrscht, in der 
bis in den Sommer anhaltenden Abwertung der 
D-Mark insbesondere gegenüber dem US-Dollar 
dürften andere Faktoren im Spiel gewesen sein (Zif-
fer 228). Es trifft aber ebenso zu, daß die Abwertung 
der D·Mark Inflationsgefahren birgt, so wie die Auf-
wertungsschübe 1994/95 der Bundesbank die Sta· 
bilitätspolitik erleichtert hatten. Die abwertungsbe-
dingte Verteuerung der Importgüter schwächt den 
eigentlich wohltuenden Disziplinierungsdruck, den 
der globale Wettbewerb bei der unternehmerischen 
Preispolitik erzeugt, und eröffnet im Inland für An· 
bieter, die mit ausländischen Exporteuren konkurrie-
ren, Preiserhöhungsspielräume; diese könnten ge-
nutzt werden, sobald die Binnennachfrage wieder 
krä.ftiger expandiert und die Produktionskapazitäten 
besser ausgelastet sind. Jedenfalls gibt es auf den 
vorgelagerten Produktionsstufen bereits Anzeichen 
für erneute Preissteigerungen (Tabelle 23, Seite 109). 
Gegenüber dem in der jüngsten Entwicklung der 
Eµüubxpreise, der industriellen Erzeugerpreise und 
der Großhandelspreise angelegten Inflationspoten-
tial gilt es wachsam zu sein. 

384. Die Bundesbank hat bis Anfang Oktober die-
ses Jahres keinen geldpolitischen Handlungsbedarf 
gesehen. Bei der Abwägung darüber, ob sie durch 
die Erhöhung der Leitzinsen die monetäre Dynamik 
abbremsen und der Abwertung der D-Mark entge-
genwirken sollte oder ob zur Ankurbelung der Bin· 
nennachfrage oder mit Rücksicht auf die konjunktu-
relle Lage in einigen europäischen Partnerländern 
niedrigere Zinsen erforderlich seien, hat die Noten-
bank sich lange Zeit für das von ihr so bezeichnete 
.Geradeausfahren am Geldmarkt" entschieden. Dies 
kann man rechtfertigen. 

- K~njunkturell motivierte Zinssenkungen wären 
das falsche Signal gewesen, bei alles in allem ge-
ringen Wirkungen für die Investitionstätigkeit, 
die Produktion und die Beschä.ftigung. Die Geld-
marktzinsen waren bereits auf einem im langfristi-
gen Durchschnitt niedrigen Niveau, nominal und 
real. Die realen Kapitalmarktzinsen liegen in etwa 
beim langfristigen Durchschnitt. Die Geldpolitik 
war schon seit über einem Jahr expansiv. Daß in 
Deutschland keine kräftigere Investitionsdynamik 
aufkam, lag nicht primär an den Finanzierungs-
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kosten. Bei den besonders zinsabhängigen Investi-
tionen, den Bauinvestitionen, h~ben sich vor allem 
die Sparmaßnahmen von Bund, Ländern und Ge-
meinden, die vielfach an den Investitionsausgaben 
ansetzen, ausgewirkt, in den neuen Bundeslän-
dern zusätzlich die Reaktionen der Bauwirtschaft 
auf das manifest gewordene Überangebot im Im-
mobilienbereich. Im Verarbeitenden Gewerbe las-
sen sich viele Unternehmen bei ihren Investitions-
entscheidungen nach wie vor stark von dem Motiv 
der Kostensenkung leiten, weil sie darin einen er-
folgversprechenden Weg zur Sicherung ihrer in-
ternationalen Wettbewerbsfähigkeit bei fortschrei-
tender Globalisierung der Märkte sehen (Schau-
bild 4, Seite 45). Nichts sprach dafür, daß durch 
weitere Zinssenkungen die Balance zwischen Ra-
tionalisierungsinvestitionen, bei denen Arbeits-
plätze eher verlorengehen, und Erweiterungsinve-
stitionen, bei denen neue Arbeitsplätze geschaffen 
werden, zugunsten letzterer entscheidend ver-
schoben worden wäre. Hätte die Bundesbank die 
Leitzinsen noch mehr gesenkt, wäre sie das völlig 
unnötige Risiko eingegangen, bei den Akteuren 
an den internationalen Finanzmärkten Zweifel 
über die Fortsetzung ihres Stabilitätskurses her-
vorzurufen und daraufhin Portfoliournschichtun-
gen auszulösen, die den Außenwert der D-Mark 
nach unten und das langfristige Zinsniveau nach 
oben gedrückt hätten. 

- Dieses Risiko hätte auch bestanden, wenn eine 
Zinssenkung europäisch begründet worden wäre. 
Es mag sein, daß sich einige der möglichen Part-
nerländer im künftigen Euro-Raum von der Bun-
desbank einen erweiterten Zinssenkungsspiel-
raum gewünscht hätten; nicht zuletzt war damit 
die Hoffnung verbunden, das Defi.zit-Konvergenz-
kriterium für die Europäische Währungsunion 
dank niedrigerer Zinsausgaben der öffentlichen 
Hand, möglicherweise ergänzt durch konjunktur-
bedingte Steuermehreinnahmen, sicherer erfüllen 
zu können. Aber der gesetzliche Auftrag an die 
Bundesbank lautet, Geldpolitik für Deutschland, 
vorrangig zur Sicherung der Geldwertstabilität, zu 
betreiben. Da die Leitzinsen bereits seit 1996 auf 
niedrigem Niveau waren, kann keine Rede davon 
sein, die deutsche Geldpolitik habe in anderen 
EU-Ländern die geldpolitischen Handlungsspiel-
räume auf unzumutbare Weise verengt. Schon gar 
nicht gilt das dort, wo die Zinsen im Jahre 1997 
noch deutlich über den deutschen lagen. 

- Eine Erhöhung der Geldmarktzinsen durch die 
Bundesbank, um der Abwertung der D-Mark und 
den dadurch ausgelösten partiellen Preissteige-
rungen zu begegnen, hätte möglicherweise den 
Export gedämpfti und das zu einer Zeit, in der 
die binnenwirtschaftlichen Auftriebskräfte noch 
schwach waren. Eine zinspolitische Straffung wäre 
lediglich bei einem starken Überschießen des 
Wechselkurses angebracht gewesen. Es war nicht 
abwegig, davon auszugehen, daß die Abwertung 
der D-Mark lediglich die vorausgegangene reale 
Aufwertung korrigierte und mehr das Preisverhält-
nis zwischen international handelbaren und nicht-
handelbaren Gütern beeinflussen als eine allge-
meine Inflationsbeschleunigung bewirken würde. 

Als sich die Abwertung nach dem im August er-
reichten Tiefststand (bei einem Dollarkurs von 
1,88 DM) wieder deutlich zurückzubilden begann, 
konnte darauf gebaut werden, daß die abwer-
tungsbedingten Preiswirkungen nach und nach 
abklingen würden. Da die Entwicklung des Geld-
wertes in ruhigen Bahnen verlief, nicht zuletzt 
dank sinkender Lohnstückkosten in der Volkswirt-
schaft, war ein geldpolitischer Handlungsbedarf in 
restriktiver Hinsicht nicht angezeigt. 

- Nur mit Blick auf die monetäre Expansion im Ver-
gleich zum Potentialpfad wären Zinsanhebungen 
zu begriinden gewesen. Denn von der Konzeption 
der potentialorientierten Geldmengenpolitik her 
gesehen, müssen bei einer übermäßigen Llquidi-
tätsversorgung der Wirtschaft, wie sie in der ersten 
Jahreshälfte bestand, wegen der darin liegenden 
Inflationsgefahren für die Zukunft, Restriktions-
maßnahmen ergriffen werden. Die Bundesbank 
hat aber zunächst abgewartet; sie ist davon ausge-
gangen, daß Sonderfaktoren das Wachstum der 
Geldmenge M3 über Gebühr beschleunigten, und 
hat darauf gesetzt, daß sich die monetäre Expan-
sion früher oder später wieder dem Potentialpfad 
annähern und in den Zielkorridor einschwenken 
würde. Das ist im Juni auch geschehen. Daß bei 
der routinemäßigen Überprüfung des Geldmen-
genziels am 24. Juli 1997 die Bundesbank die Ver-
langsamung des Geldmengenwachstums als nicht 
ganz befriedigend ansah, offenbarte berechtigte 
Sorgen, daß mit fortschreitender konjunktureller 
Belebung die Geldnachfrage kräftiger expandie-
ren und daraufhin die Geldmengenentwicklung 
wieder aus dem Zielkorridor heraus nach oben 
wegtreiben könnte. Vorsorglich hat sie schließlich 
doch die Geldmarktzinsen leicht angehoben. 

385. Alles zusammengenommen war die Geldpoli-
tik der Bundesbank im Jahre 1997 angemessen. Sie 
hat die konjunkturelle Entwicklung ins Bild genom-
men, zugleich aber auch und vor allem ihrer Verant-
wortung für die Stabilität des Geldwertes Rechnung 
getragen. Mit der jüngsten behutsamen Erhöhung 
des Wertpapierpensionssatzes, die die Marktteilneh-
mer nicht unvorbereitet traf, hat sie signalisiert, daß 
sie rechtzeitig Vorsorge getroffen haben wollte für 
eine stetige konjunkturelle Aufwärtsentwicklung bei 
möglichst niedrigen Preisniveausteigerungen. 

386. Gelegentlich wird der Bundesbank vorgehal-
ten, sie übertreibe es mit ihrer Stabilitätsorientie-
rung. Preisniveausteigerungen könnten hingenomR 
men werden, auch wenn sie deutlich über der PreisR 
norm von 1,5 vH bis 2 vH liegen. Wir halten solche 
Vorwürfe für nicht gerechtfertigt. Denn wie die Er-
fahrung lehrt und neuere empirische Untersuchun-
gen bekräftigen, zahlt sich stabilitätspolitische Kon-
sequenz ökonomisch und sozial allemal aus. Unter 
sonst gleichen Bedingungen wird die Faktoralloka-
tion effizienter, weil der Informationsgehalt des Sy-
stems relativer Preise steigt (sofern dem nicht Rigidi-
täten entgegenstehen) und Investitionen zum Schutz 
vor Inflation unterbleiben. Gleichzeitig harmoniert 
das Steuersystem besser mit dem Grundsatz der No-
minalwertrechnung (.Mark gleich Mark"), wodurch 
Fehlanreize abgebaut werden. Namentlich unter-
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bleibt in der Einkommensbesteuerung lfie Belastung 
aus der „kalten Progression", die sich bei inflatorisch 
steigenden Nominaleinkommen ergfüt, zusätzlich 
entfällt das Problem der Besteuerung von Schemge-
winnen bei den Unternehmen, und damit wird eine 
bedenkliche Hürde für Investitionen beseitigt. Die 
Bereitschaft wird gestärkt, auf Gegenwartskonsum 
zu verzichten und mehr zu sparen und.Kapital zu bil-
den, insbesondere die Eigenvorsorge t!lr die Alters-
sicherung auszuweiten. Dem sozialen Frieden dient 
es, daß die kontraktbestimmten Einkomnien, die 
Renten und die Ersparnisse nicht durclt Geldwert-
schwund ausgehöhlt werden und daß si!:h Schuldner 
nicht besser stellen als Gläubiger. Diese.Vorteile sind 
selbst dann nicht gertng zu schätzen, wenn die Infla-
tionsrate niedrig ist, wie gegenWärtig: Und sie sind 
nicht ejnmaug, sondern von Dauer, soldiige eben der 
erreichte hohe Grad an Geldwertstabilität von der 
Notenbank gesichert wird. 

Daraus folgt zwar nicht zwingend, den restlichen 
Preisniveauanstieg durch restriktive gcldpolitische 
Maßnahmen ganz beseitigen zu wollen; denn abge-
sehen von den Unsicherheiten bei der Inflationsmes-
sung würden die zusätzlichen positiv;,,, Wohlfahrts-
effekte weniger zu Buche schlagen, tihter Umstän-
den müßten wegen bestehender Preisrlgiditäten die 
monetären Zügel so scharf angezogen werden, daß 
die konjunkturelle Aufwärtsentwicklung zum Er-
liegen käme. Aber dem Ziel der Geldwertstabilität 
nahe zu bleiben, ist schon die primäre Aufgabe, der 
eine Zentralbank gerecht werden muß. Darauf ba-
siert ilue Glaubwürdigkeit auf den Märkten, beson-
ders den globalisierten Finanzmärkten. Vorschläge, 
die darauf zielen, durch moderate Preisniveaustei-
gerungen jene bescbäftigungsfördernden Reallohn-
senkungen herbeizuführen, die über N orninallohn-
anpassungen nicht möglich zu sein scheinen, halten 
wir für wenig hilfreich. Gerade weil Zurückhaltung 
bei den Tariflöhnen so dringend ist und es die Ge-
werkschaften nicht leicht haben, hierfür die Unter-
stützung iluer Mitglieder zu bekommen, sollte man 
nicht versuchen, über Umwegen den Arbeitnehniem 
Einkommenseinbußen aufzubfuden. Früher oder 
später würden sie erkennen, daß sie hinters Licht ge-
führt werden - und sich wehren; es käme zu einer 
Lohn-Preis-Lohn-Spirale und als Reaktion darauf zu 
einer geldpolitisch induzierten Stabilisi!'rungsre;zes-
sion. Bleiben hingegen die Preissteigerungen nied-
rig, können sich die Arbeitnehmer eher daran ge-
wöhnen, daß die Tariflöhne kauni angehoben wer-
den können, damit mehr Beschäftigung ermöglicht 
wird. Beispiele gibt es bereits (Ziffern 207!!.). Die 
Geldpolitik beharrlich und verläßlich atif Stabilitäts-
kurs hin zu fahren, hat der Sachverständigenrat in 
der Vergangenheit ein aufs andere Mal als das be-
zeichnet, was die Bundesbank mit iluen Möglichkei-
ten am besten zur Wiedergewinnung von wirtschaft-
licher Dynamik beitragen kann. Wir halten an dieser 
Position fest. Die Sicherung von Geldwertstabilität ist 
ein unverzichtbarer Bestandteil der angebotsorien-
tierten Wirtschaftspolitik, wie sie nach wie vor und 
über das Jahr 1998 hinaus gebraucht wird. 

387- Im Laufe des Jahres 1998 wird· die Bundes-
bank ilue bisherige geldpolitische Autonomie nach 
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und nach verlieren (den pünktlichen Beginn der 
Europäischen Währungsunion vorausgesetzt). For-
mal behält sie iluen Handlungsspielraum voll bis En-
de des Jahres, faktisch aber wohl nur bis zur Ent-
scheidung über den Kreis der Teilnehmerländer an 
der Währungsunion, die Vereinbarungen über die 
Festlegung der Konversionsraten und die vorge-
sehene Gründung der Europäischen Zentralbank 
(wahrscheinlich im Frühjahr 1998); jedenfalls wird es 
dann schwieriger, z!nspolitische Maßnahmen in eige-
ner Initiative zu ergreifen. Die Bundesbank wird in 
der ilu verbleibenden Zeit immer wieder prüfen müs-
sen, ob konkreter Handlungsbedarf besteht, um die 
monetären Rahmenbedingungen für die Geldwert-
stabilität zu sichern, also in Anbetracht der zu erwar-
tenden Konjunkturentwicklung wohl Bedarf an einer 
Straffung der Geldpolitik, und wenn ja, was davon 
frühzeitig bewerkstelligt werden sollte. 

388- Die Frage nach geldpolitischen Maßnahmen 
könnte in einer konjunkturellen Konstellation akut 
werden, die gekennzeichnet ist durch eine im näch-
sten Jahr beschleunigte Expansion, nunmehr auch 
bei der Binnennachfrage, und eine steigende Aus-
lastung der Produktionskapazitäten. Wir rechnen mit 
einem Fortgang der konjunkturellen Aufwärtsbewe-
gung (Ziffern 256!!.). Dies wird dazu führen, daß 
die Kreditnachfrage der Unternehmen und privaten 
Haushalte schneller steigt als bisher. Um zu vermei-
den, daß die Geldmengenentwicklung dann aus dem 
Zielkorridor ausbricht, und um sicherzustellen, daß 
sie über das Jahr hinweg potentialgerecht verläuft, 
müßte die Bundesbank auf höhere Zinsen am Geld-
markt hinwirken. Wann der günstigste Zeitpunkt für 
geldpolitische Entscheidungen gekommen sein wür-
de, läßt sich im voraus nicht sagen. Doch spräche 
einiges dafür, gegebenenfalls in jener Zeit zu han-
deln, die der Bundesbank als vollständig autonome 
Notenbank. verbliebe; dies minimierte das Risiko von 
Konflikten mit Notenbanken anderer potentieller 
EWU-Teilnehmer. mit denen die Bundesbank in der 
zweiten Jahreshälfte auf das engste wird kooperie-
ren müssen, und die jetzt noch deutlich höhere Leit-
zinsen haben. Die Refinanzierungskosten bräuchten 
allerdings nicht stark steigen, jedenfalls solange 
nicht, wie keine klaren Anzeichen für sich erhö-
hende Inflationserwartungen vorliegen. Nach unse-
rer Prognose wird es im Jahre 1998 nicht zu einem 
größeren Prelsschub kommen (Ziffern 218ff.). Die 
Geldpolitik würde daher, wenn sie aktiv werden 
müßte, die Leitzinsen nur maßvoll anheben, das heißt 
so, daß die Einhaltung der monetären Zielvorgaben 
und die damit verbundene Vorbeugung gegenüber 
inflationsträchtigen Liquiditätsüberhängen die kon-
junkturelle Aufwärtsentwicklung nicht beeinträch-
tigt; sie wäre also in bezug auf die Konjunktur nicht 
restriktiv, sondern lediglich weniger expansiv als bis-
lang. Der im Oktober eingeschlagene Weg würde 
1998 auf ruhige Weise fortgesetzt mit der dann um so 
begründeteren Erwartung, daß die Kapitalmarkt-
zinsen niedrig bleiben könnten. 

389. Angenommen, ein solcher Kurs in der Geld-
politik wäre unter den genannten Bedingungen aus 
deutscher Sicht zweckmäßig: Dies könnte dann auch 
im Hinblick auf den Start der Europäischen Wäh-
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rungsunion eine positive Signalwirkung an den Fi-
nanzmärkten entfalten. 

- Eine begründete mäßige Zinserhöhung würde von 
den Marktteilnehmern als deutscher Beitrag zur 
Verstetigung der konjunkturellen Erholung bei 
günstigem Preisklima verstanden. Ein Unterlassen 
würde hingegen als ein Hinausschieben einer 
Entscheidung gesehen, die später von der Euro-
päischen Zentralbank nachgeholt werden müßte, 
dann aber mit der Gefahr einer Stabilisierungs-
rezession. 

- In einigen potentiellen Mitgliedsländern der Euro-
päischen Währungsunion sind die konjunkturellen 
Auftriebskräfte bereits vergleichsweise stark. Blie-
ben die deutschen Notenbankzjnsen bei übermä-
ßiger monetärer Expansion auf dem gegenwärtig 
niedrigen Niveau, so könnte es passieren, daß in 
den konjunkturell vorlaufenden Ländern die kurz-
fristigen Zinsen wegen der EWU-bedingten Zins-
konvergenz entweder nicht angehoben werden 
können oder zu stark sinken; die Geldpolitik wäre 
dort zu expansiv mit entsprechend nachteiligen 
Auswirkungen für die Entwicklung des Preis-
niveaus. Die Europäische Zentralbank müßte ihre 
Arbeit in einem monetären Umfeld aufnehmen, 
das durch Inflationsdruck gekennzeichnet ist; sie 
würde also gleich auf geldpolitischen Restriktions-
kurs gehen. Eine behutsame Anhebung der deut-
schen Leitzinsen liefe darauf hinaus, eine solche 
Reaktion überflüssig zu machen. Das wäre insge-
samt für Produktion und Beschäftigung gut, übri-
gens auch für die Akzeptanz des Euro bei den 
Bürgern. 

390. Sobald im nächsten Frühjahr endgültig über 
den Beginn der Währungsunion und den Kreis der 
teilnehmenden Länder entschieden worden ist, wird 
es zu einer nahezu vollständigen Zinskonvergenz am 
Geldmarkt kommen. Dafür werden die Arbitragege-
schäfte an den Devisenmärkten sorgen, die nach der 
Entscheidung praktisch frei von Wechselkursände-
rungsrisiken sind, vorausgesetzt natürlich, die Kon-
versionsraten für die jeweiligen nationalen Währun-
gen werden glaubwürdig angekündigt. Gegenwärtig 
liegen die Geldmarktzinsen schon sehr nahe beiein-
ander in Deutschland, Frankreich, den Niederlan-
den, Belgien/Luxemburg, Österreich,·Dänemark und 
Finnland (um oder etwas unter 3,5 % ); deutlich höher 
(um zwei bis drei Prozentpunkte) sind diese Zinsen 
noch in Irland, Italien, Portugal und Spanien. Die 
Frage nach dem Niveau, auf dem sich die Zinsen 
angleichen werden, beschäftigt die Marktteilnehmer 
bereits heute. Genau weiß das niemand. Die von 
manchen Finanianalysten abgegebene Prognose, 
das Niveau der Geldmarktzinsen werde bei 4,5 % 
liegen, stimmt mit eiern Umstand überein, daß die-
ser Satz in etwa dem aktuellen Mittelwert im Spek-
trum der europäischen Notenbankzinsen entspre-
chen würde. Maßgeblich wird aber sein, welche Er-
wartungen sich an den Märkten über die Qualität 
des Emo herausbilden, wenn erst einmal bekannt ist, 
wie im politischen Entscheidungsprozeß die Konver-
genzkriterien gehandhabt wurden. Je sicherer sich 
die Marktteilnehmer sein können, daß der Euro eine 
wertstabile Währung sein wird, um so niedriger kann 

das gemeinschaftliche Zinsniveau in der zweiten 
Jahreshälfte 1998 sein, bestenfalls recht nahe an den 
deutschen Zinsen liegen. Bei mittelfristig unsicheren 
Erwartungen hingegen wird sich die Zinskonvergenz 
auf einem höheren Niveau einstellen, gleichsam als 
Reaktion auf einen Abwertungsdruck der noch natio-
nalen Währungen gegenüber dem US-Dollar. 

Am Kapitalmarkt wird es ebenfalls eine Anpassung 
des Zinsniveaus geben. Schon jetzt ist der Konver-
genzprozeß dort weiter vorangeschritten als am 
Geldmarkt. Dies dürfte Ausdruck der hohen Wahr-
scheinlichkeit sein, mit der an den Finanzmärkten er-
wartet wird, daß viele Länder von Anbeginn an der 
Europäischen Währungsunion teilnehmen werden. 
Das Maß an Zinskonvergenz, das bis heute schon er-
reicht wurde, ist so gesehen nicht in jedem Fall ein 
unumstößlicher Beleg für die Erfüllung des Maas-
trichter Zinskriteriums; noch bestehende Zinsab-
stände könnten sich schnell wieder vergrößern, wenn 
in bezug auf das eine oder andere Land Zweifel über 
dessen stabilitätspolitische Reife aufkämen und dar-
aufhin die international disponierenden Anleger 
einen Malus verlangten. Ansonsten werden die Zins-
differenzen am Kapitalmarkt der Teilnehmerländer 
gering und auf das beschränkt sein, was sich aus 
nationalen Unterschieden im Liquiditätsgrad der um-
laufenden festverzinslichen Wertpapiere und aus Un-
terschieden in der Bonität öffentlicher Emittenten er-
gibt. 

Kontinultlit und Glaubwürdigkeit 
In die W.llhrungsunlon einbringen 
391. Im künftigen Rat der Europäischen Zentral-
bank (EZB) wird die Deutsche Bundesbank, wie die 
heutigen Notenbanken der anderen Teilnehmerlän-
der, bei geldpolitischen Entscheidungen eine Stimme 
haben. Hier steht nicht eine graduelle Veränderung 
in der Gestaltung der der deutschen Bevölkerung 
und· Wirtschaft vertrauten institutionell-monetären 
Rahmenbedingungen bevor, es wird vielmehr ein 
tiefgreifender Wandel stattfinden, einhergehend mit 
der Aufgabe von nationaler Souveränität beim Geld-
wesen. Bisher spielte die Bundesbank eine beson-
dere Rolle. Zwar sollte nach den Regeln des Euro-
päischen Währungssystems keine Notenbank eine 
Sonderstellung haben, keine nationale Währung 
Leitwährung sein; daß es für Bundesbank und 
D-Mark anders gekommen ist bis hin zu einer Domi-
nanz, die nicht überall gebilligt und hier und dort so-
gar als unerträglich empfunden wurde, hat sehr viel 
mit dem bei den Marktteilnehmern erzielten Ver-
trauen in die hierzulande betriebene Stabilitätspoli-
tik zu tun. Schön wäre es, wenn die Bundesbank die 
über viele Jahre aufgebaute Reputation direkt auf 
die Europäische Zentralbank und die Qualität der 
D-Mark auf das neue gemeinsame Geld übertragen 
könnte: Der Weg in die Stabilitätsgemeinschaft, wie 
der Maastricht-Vertrag die Europäische Währungs-
union konzipiert hat, wäre verläßlich programmiert, 
und der Euro würde, wie von politischer Seite unent-
wegt versprochen, schnell eine stabile und weltweit 
geschätzte Währung. Aber so einfach ist es nicht. 
Reputation wurzelt in schlüssigem und zielführen-
dem Handeln, ist institutionengebunden und läßt 
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sich nicht einfach vererben. Es ist auch nicht damit 
getan, daß auf nationaler Ebene keine inflationäre 
Politik mehr gemacht werden kann, so wichtig das 
ist. Auf das Denken und Handeln im EZB-Rat, auf 
die Bereitschaft zur stabilitätspolitischen Verantwor-
tung kommt es an. Eine wichtige Signalwirkung wird 
von der Erstbesetzung des DirektoritmlS ausgehen. 
In geld- und währungspolitischen Grundsatzfragen 
eine gemeinsame Linie zu finden, wird, so hoffen wir, 
zu den ersten Aufgaben zählen, die sich die Rats-
mitglieder unmittelbar nach Errichtung der Euro-
päischen Zentralbank (aller Voraussicht nach Mitte 
1998) vornehmen werden. 

Das institutionelle Vakuum, das einige Monate lang 
bestehen wird, bis die Europäische Zentralbank am 
1. Januar.1999 definitiv die Zuständigkeit und Ver-
antwortung für die gemeinsame Geldpolitik haben 
wird, muß nicht nur dahin gehend überbrückt wer-
den, daß die Geldpolitik der Teilnehmerländer aufs 
engste koordiniert wird. Es muß darüber hinaus die 
Basis für das notwendige Vertrauenskapital geschaf-
fen werden. Zwei Aspekte sind dabei von heraus-
ragender Bedeutung: Zum einen muß das Bewußt-
sein für die Unabhängigkeit der Zentralbank ge-
stlirkt werden; zum anderen ist für die Geldpolitik 
eine klare Konzeption zu erarbeiten, die Stabilitäts-
erwartungen begründet. 

392. Die Bundesbank weiß aus Erfahrung (der eige-
nen und der ihrer Vorgängerin, der Bank deutscher 
Under), daß die Unabhängigkeit einer Notenbank 
gegenüber politischem Druck nicht durch Gesetz 
allein gewährleistet ist. Aus der Sicht der Politik gibt 
es immer wieder Situationen, in denen von der No~ 
tenbank etwas anderes erwartet oder v_erlangt wird, 
als mit dem Ziel der Preisniveaustabilfiät vereinbar 
ist. So haben Leitzinserhöhungen ill den Jahren 
1950, 1956 und 1979 regierungsamtliChe Kritik Iliit 
der Begründung herausgefordert, Konjunktur und 
Beschäftigung würden geschwächt. Uiiii im Frühjahr 
1997 hatte der Bundesminister der Finanzen ver-
sucht, angesichts sich verschärfender Haushaltspro-
bleme die Bundesbank zur Höherbewertung ihfer 
Gold- und Devisenreserven und zur Ausschüttung 
der entsprechenden Buchgewiilne an den Bund noch 
in diesem Jahr zu bewegen (Ziffer 229f; im Hinblick 
auf den Maastrichter Priifungstermin wäre dies auf 
eine Art .kreative Buchführung" durch den Bundes-
minister der Finanzen hinausgelaufen - mit einem 
Verlust an internationalem Ansehen der deutschen 
Notenbank. Der Zentralbankrat wehrte sich erfolg-
reich. In allen Konfliktsituationen wurde deutlich: 
Die gesetzlich garantierte Unabhängigkeit mußte 
von den Vertretern der Notenbank mit Entschlossen-
heit verteidigt werden. Weil dies so geschah, kam 
das Unabhängigkeitsprinzip in einer der Glaub-
würdigkeit der Geldpolitik förderlichen Weise· zur 
Geltung. 

Auch die Europäische Zentralbank muß den Ehrgeiz 
haben, die ihr durch den Maastricht-Vertrag ver-
bürgte Unabhängigkeit auszuschöpfen, und sie muß 
diesen Willen im Konfliktfall demomtrieren und 
durchsetzen. Sie wird es freilich damit zunächst 
schwerer haben als zuletzt die Bundesbank, weil sie 
anders als diese (noch) nicht auf UnterstO.tzung durch 
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eilie aufmerksame und vor allem stabilitätsbewußte 
Öffentlichkeit in allen EWU-Teilnehmerländern hof-
fen kann. Noch bestehen Unterschiede in der Stabi-
litätskultur, die Einstellung zur Notwendigkeit von 
auf Dauer soliden Staatshaushalten eingeschlosseni 
und solange die Arbeitslosigkeit hoch bleibt, gibt es 
inuner wieder die Forderung, mehr Beschäftigung 
durch Inkaufnahme höherer Preissteigerungsraten 
zu erreichen. Um so größer ist die Herausforderung 
für den EZB-Rat, den Stabilitätsauftrag für den Euro-
Währungsraum, wie im Statut der Europäischen Zen-
tralbank und im Maastricht-Vertrag festgelegt, tat-
sächlich und zweifelsfrei anzunehmen. Die Bundes-
bank jedenfalls muß von Anfang an klarstellen, und 
dies gerade gegenüber der deutschen Bevölkerung, 
daß sie sich als Mithüterin der neuen Währung ver-
stehen wird. 

393. Die Reputation der Europäischen Zentralbank 
wird gestärkt, wenn die Geldpolitik konzeptionell 
eine solide Grundlage hat. Die Geldpolitik muß für 
die Marktteilnehmer, die Tarifvertragsparteien und 
den Staat berechenbar, die Bereitstellung von Liqui-
dität zur. Fmanzierung eines inflationsfreien, ange-
messenen und stetigen wirtschaftlichen Wachstums 
ausreichend sein; letztlich sollen sich feste Stabili-
tätserwartungen herausbilden können, Inflationser-
wartungen dürfen erst gar nicht entstehen. Dies 
spricht für eine Konzeption, bei der die Notenbank 
ihren geldpolitischen Kurs mittelfristig absteckt und 
im voraus öffentlich ankündigt sowie beim Einsatz 
ihres Instrumentariums im Zeitablauf konsistent 
bleibt; mit Hilfe einer sorgfältigen, regelmäßigen Be-
richterstattung muß sie den Marktteilnehmern die 
monetäre Entwicklung und deren Determinanten 
verständlich erläutern, den Einfluß monetärer und 
nicht-monetärer Faktoren auf den Geldwert überzeu-
gend erklären und das geldpolitische Tun oder Un-
terlassen vertrauenstiftend begründen. Die Bundes-
bank hat hierzu die Geldmengenregel verwendet, 
nicht in rigoroser Form zwar, aber doch so, daß ihre 
mittelfristige Orientierungsfunktion im Kern erlüllt 
wurde. Das Geldmengenziel ist häufig verfehlt wor-
den, und nicht immer konnten Zielabweichungen 
durch Ausnahmetatbestände hinreichend begründet 
werden (JG 94 Ziffern 338ff„ JG 96 Ziffern 341ff.). 
Aber besonders in Phasen hoher Inflationsraten hat 
das Geldmengenziel für die Bundesbank disziplinie-
rend gewirkt und den Zentralbankrat veranlaßt, 
durch Verlangsamung des Geldmengenwachstums 
den Preisauftrieb unter Kontrolle zu bekommen. 

Für den EZB-Rat ist das deutsche Modell der poten-
tialorientierten Geldmengenpolitik eine wichtige Re-
ferenzgTÖße bei der Ausarbeitung der eigenen Kon-
zeption. Dies gilt auch insofern, als dieses Modell ge-
gebenenfalls offen ist für die Würdigung zusätzlicher, 
für die künftige Preisniveauentwicklung relevanter 
binnenwirtschaftlicher und weltwirtschaftlicher Ein-
flußgrößen. Voraussetzung für die Übernahme der 
Bundesbank-Konzeption durch die Europäische Zen-
tralbank ist natürlich, daß die Euro-Geldmenge steu-
erbar und die Geldnachfrage auf mittlere Sicht hin-
reichend stabil sind. 

Die erstgenannte Voraussetzung ist wohl zu erfül-
len, jedenfalls in bezug auf die Euro-Geldbasis 
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(zumal die Europäische Zentralbank weder zu ei-
ner Kreditgewährung an die öffentliche Hand her-
angezogen werden darf, noch zu Interventionen 
am Devisenmarkt zur Stützung schwacher Wäh-
rungen anderer EU-Länder verpflichtet sein wird); 
jedenfalls wird die Europäische Zentralbank über 
geeignete Instrumente verfügen (Ziffer 235), wo-
bei allerdings noch offen ist, ob mit einer Euro-
Mindestreserve (was die Steuerung der Geldbasis 
technisch erleichtert) oder ohne. 

- Über die zweitgenannte Voraussetzung tappt man 
noch im dunkeln. Aus ökonometrischen Studien 
über eine aggregierte europäische Geldnachfrage 
(bezüglich verschiedener Geldmengenaggregate) 
läßt sich zwar der Schluß ziehen, daß die Bezie-
hungen zwischen Geldmenge, Realeinkommen 
und Preisniveau stabil sind, ja stabiler als im je-
weils nationalen Währungsraum; aber das metho-
dische Problem besteht darin, daß die Ergebnisse 
aus der Aggregation von makroökonomischen 
Größen der potentiellen EWU-Teilnehmerländer 
(meist handelt es sich um die sogenannten Kern-
länder) gewonnen wurden und dabei Deutschland 
mit seinem großen Gewicht durchschlägt. Die 
europäische Geld.nachfrage ist insoweit zu einem 
wesentlichen Teil das Spiegelbild der deutschen 
Geldnachfrage, die trotz der Strukturbrüche durch 
die Wiedervereinigung und durch die fortschrei-
tenden Finanzinnovationen auf globalisierten Fi-
nanzmärkten immer noch gute Stabilitätseigen-
schaften aufweist. In der Europäischen Währungs-
union kann sich aber einiges ändern: Die wechsel-
kursbedingten Thansaktionen werden abnehmen, 
die in einigen Ländern sehr verbreitete Verwen-
dung von Kreditkarten könnte sich auch anderen-
orts durchsetzen und damit die Nachfrage an eu-
ropäischem Zentralbankgeld verringern, das klinf-
tige Verhalten der Anleger und die Neigung zur 
Geldkapitalbildung sind unbekannt. Das heißt na-
türlich nicht, daß die Geldnachfrage im Euro-Wäh-
rungsraum von vornherein als instabil anzusehen 
ist. Einkommenselastizitäten und Zinselastizitäten 
der Nachfrage nach einem Geld ökonometrisch zu 
schätzen, das es noch gar nicht gibt, ist nun einmal 
nicht möglich. 

Die Europäische Zentralbank sollte, bis zum Beweis 
des Gegenteils, von der Annahme ausgehen, daß 
hinreichend stabile monetäre Grundrelationen im 
Wirtschaftsgebiet der gemeinsamen Währung vor-
handen und unerwartet aufkommende Instabilitäten 
beherrschbar sind. 

394. Die gleiche Annahme müßte gemacht werden, 
wenn im EZB-Rat eine andere geldpolitische Kon-
zeption präferiert wird. Im Gespräch ist die Vorab-
Festlegung auf eine direkte Preisniveausteuerung 
(.inflation targeting"); in verschiedenen EU-Mit-
gliedstaaten (Finnland, Italien, Schweden, Spanien, 
Vereinigtes Königreich) wird mit verschiedenen Va-
rianten so verfahren. Eine bestimmte - nachhaltig 
niedrige - Preissteigerungsrate über einen bestimm-
ten Zeitraum direkt anzusteuern kann ebenfalls nur 
gelingen, wenn die monetären Grundzusammenhän-
ge einigermaßen intakt sind. Sind sie es nicht, stößt 

auch diese Form der Regelbindung für die dann 
europäische Geldpolitik ins Leere. 

Zugunsten der Konzeption der direkten Preisniveau-
steuerung kann vorgebracht werden, daß sie an-
schaulich ist und darauf zielt, beim breiten Publikum 
die Inflationserwartungen in die von der Notenbank 
gewünschte Richtung zu bringen. Jedenfalls werden 
von der Bevölkerung Informationen über die Infla-
tionsrate aufmerksamer registriert als die über die 
Geldmengenentwicklung, die eher die Akteure an 
den Finanzmärkten anspricht. Doch die Öffentlich-
keit muß wissen, daß die Notenbank die Inflationsra-
te, anders als das Geldangebot, nicht unmittelbar 
steuern kann. Sie hat es insbesondere nicht in der 
Hand, die Entwicklung der Agrarpreise und der 
Preise wichtiger Importgüter, den Verlauf der Lohn-
stückkosten, die Äiiderung indirekter Steuern, be-
sonders der Mehrwertsteuer, oder Anpassungen bei 
staatlich administrierten Verbraucherpreisen zu be-
einflussen. Die Wahrscheinlichkeit von Preisniveau-
entwicklungen, die von der Inflationsprognose mehr 
oder weniger deutlich abweichen, ist daher nicht 
klein. 
- Man könnte erwägen, das Preisniveauziel regel-

mäßig zu überprüfen und bei exogen bewirkten 
Preisschüben nach oben anzupassen. Aber damit 
würde die Notenbank im Urteil der Öffentlichkeit 
in Widerspruch zu ihrem vertraglichen Auftrag ge-
raten, für Preisniveaustabilität zu sorgen. Glaub-
würdigkeit aufzubauen, das kann dann lange 
dauern. 

- Man könnte statt dessen erwägen, bestimmte 
Komponenten der Preisniveauentwicklung von 
vornherein aus der Zielvorgabe herauszunehmen. 
Dies ginge aber zu Lasten der Anschaulichkeit 
dieser Konzeption. Wenn die Inflationsrate, an der 
sich die Geldpolitik orientiert, eine andere ist als 
die amtlich gemessene Inflationsrate, werden die 
Marktteilnehmer und die Bürger über den Kurs 
der Geldpolitik verunsichert. Der Eindruck könnte 
entstehen, daß die Notenbank nicht genügend tut, 
um die Inflation unter Kontrolle zu halten, und daß 
sie Verantwortlichkeiten auf Dritte abwälzt. Auf 
Unverständnis wird es in der Öffentlichkeit stoßen, 
daß eine Beschleunigung des Preisniveauanstiegs 
weniger gravierend sein soll, wenn die Ursache 
hierlür in der Entwicklung von einzelnen Faktoren 
liegt, die vorsorglich ausgeklammert worden wa-
ren; der Verdacht der Manipulation könnte schnell 
aufkommen. Die Konzeption der direkten Preisni-
veausteuerung wäre nicht glaubwürdig. 

Will die Notenbank solchen Problemen aus dem 
Weg gehen - und als neugegründete, auf raschen 
Reputationsgewinn angewiesene Zentralbank müßte 
sie dies auch -, könnte sie sich intern eine niedrige-
re Rate der Geldentwertung vornehmen, als sie in 
der amtlichen Preisprognose ankündigt. In Fachkrei-
sen wird diskutiert, eine Sicherheitsmarge in die 
Geldpolitik einzubauen, die nicht-monetär bedingte 
Preisniveausteigerungen gleichsam stillschweigend 
verarbeitet. Bleiben solche Preiseffekte aus und ist 
daraufhin die tatsächliche Inflationsrate niedriger als 
die angekündigte, so wird dies der Notenbank keine 
~tik eintragen, anderenfalls auch nicht, soweit die 
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Sicherheitsmarge ausreichend war. Aber es kann 
dann sein, daß die gemeinsame Geldp9litik f11r eini-. 
ge Euro-Länder übermäßig restriktiv_ wäre und eine 
daraus resultierende Abschwächung der wirtschaft-
lichen Aktivität der Europäischen Zen.tralbank ange-
lastet würde. 

395. Wenn gleichwohl die an der W-ahrungsunion 
teilnehmenden Länder der ·Konzeption der direkten 
Preisniveausteuerung Gewicht geben Wollen, so sollte 
die Bundesbank darauf drängen, daß dies in Ver-
knüpfung mit der Geldmengemegel geschieht. Eine 
Ergänzung des Geldmengenziels durch eine Infla-
tionsvariable würde die Europäische Zentralbank da-
vor bewahren, in einen Erklärungsnotstand zu gera-
ten, wenn sie einmal trotz einer zu kräftigen monetä-
ren Expansion die Zinsen - eigentlicli konzeptions-
widrig - senkt und als Begründung günstige Per-
spektiven für die allgemeine Preisniveauentwicklung 
Ins Feld führen kann; die Bundesbank war selbst 
schon in einer solchen Lage (anläßlich der Senkung 
von Diskontsatz und Lombardsatz iin April 1996). · 
Wichtig ist freilich, daß das Geldmengen-Zwischen-
ziel in der Führung ist. Das Argument, mit der Fest-
legung eines Preis-Endziels hätten andere Mitglied-
staaten gute Erfahrungen gemacht, ;muß ohnehin 
relativiert werden; ausnahmslos hand~t es sich um 
Staaten, in denen in der Vergangenheit die Infla-
tionsraten hoch waren und die nationalen Notenban-
ken große Probleme hatten, Glaubwürdigkeit wie-
derzugewinnen, es sei denn! sie verpflichteten sich 
Im voraus hinsichtlich des Zielwerts einer niedrigen 
Inflationsrate und der entsprechenden geldpoliti-
schen Handlungen. Dies wird nicht die Ausgangs-
lage für die Europäische Zentralbank sein, nachdem 
in jüngster Zeit in den EU-Ländern wirklich beacht-
liche Erfolge bei der Inflationsbekämpfung erzielt 
worden sind. Kombiniert man beide Aspekte, so wür-
de die Europäische Zentralbank mit dem Geldmen-
genziel ihren Willen kundtun, die Geldversorgung 
im Euro-Raum zu objektivieren, mit dem Preisziel 
ihre Entschlossenheit signalisieren, den Preisniveau-
anstieg auf mittlere Sicht möglichst niedrig zu halten. 
Sie würde sich also einem Diszipliriferungszwang 
unterwerfen und einen Schutzwall vor_ Forderungen 
nach einer Politik des leichten Geldes und des niedri-
gen realen Außenwertes des Euro aufbauen. 

396. Um möglichst wirksam Stabilitätserwartungen 
zu schaffen, könnte wie folgt verfahren werden: 

- Das Geldmengenziel wird an! einen längeren Zeit-
raum bezogen, sagen wir zwei oder drei Jahre. Ein 
Einjahresziel hat gegen sicJ:i, daß nach Einführung 
der Einheitswährung mit einer hohen Volatilität in 
der Geldmengenentwicklung zu rechnen ist und 
die erwünschte Stetigkeit in der wirtschaftlichen 
Entwicklung verlorenginge, wenn die Europäische 
z.entralbank zinspolitisch gegenhalten müßte, um 
der einjährigen Zielvorgabe gerecht zu werden. 
Bei einem Zielpfad f11r mehrere Jahre hingegen 
kann die Notenbank gelassener reagieren und 
gleichwohl Erfolg haben. Wegen der Unsicherhei-
ten in der .Anfangsphase sollte mit einem ange-
messenen Zielkorridor begonnen, dieser dann 
aber im Zeitablauf so verengt werden. daß die Bin-
dungswirkung glaubwürdig. ist. Sollte sich im 

zweiten Jahr herausstellen, daß die Unsicherheit 
und damit die Volatilität nicht kleiner geworden 
sind, oder sollten unerwartet technische Schwie-
rigkeiten bei der Steuerung des Geldangebots auf-
treten, müßte der Korridor erst einmal breit blei-
ben. Die Notenbank müßte dies öffentlich begrün-
den. 

- Als monetäre Zwischenzielgröße wird ein Geld-
mengenaggregat gewählt, das möglichst eng an 
der Funktion des Geldes als Zahlungsmittel an-
knüpft. Auf diese Weise können die erwähnten 
Schwierigkeiten bei der Einschätzung des Verhal-
tens der Nichtbanken im Umgang mit der Ge-
meinschaftswährung teilweise umgangen werden. 
Von der Angebotsseite her gesehen bietet sich als 
Steuergröße die Zentralbankgeldmenge an, von 
der, Nachfrageseite das Geldaggregat Ml. Beide 
Variablen dürften auch hinreichend gute Eigen-
schaften als Indikatoren der Geldpolitik haben 
und damit den Markteilnehmern Klarheit darüber 
beschaffen, ob die Europäische Zentralbank in be-
zug auf die wirtschaftliche Entwicklung einen ex-
pansiven, einen restriktiven oder einen neutralen 
Kurs verfolgt. 

- Das Preisziel wird mit einem schmalen Toleranzin-
tervall definiert, da eine Punktsteuerung der Preis-
niveauentwicklung nicht möglich ist. Zusätzlich 
wird regelmäßig eine Preisprognose veröffentlicht. 
Als Orientierungsgröße kommt nur ein Preisindex 
in Betracht. der in der Wirtschaft und von den Bür-
gern gut verstanden wird, zum Beispiel der Har-
monisierte Verbraucherpreisindex, der auch bei 
der Konvergenzprüfung im Frühjahr der Maßstab 
für das Preiskriteriwn sein wird; es werden keine 
Komponenten herausgerechnet. Die Zielvorgabe 
wird von der Europäischen Zentralbank gesetzt, 
und zwar autonom, ohne irgendwelchen Koordi-
nierungszwang mit politischen Instanzen. Das ent-
spricht der Verpflichtung zur Preisniveaustabilität, 
die der Europäischen Zentralbank durch den 
Maastricht-Vertrag aufgegeben ist; eine ?\.fit-
sprache des ECOFIN"-Rates bei der Preisannahme 
könnte dazu führen, daß stabilitätspolitisch be-
denkliche Überlegungen darin einfließen, Die in 
dem fiskalischen Konvergenzkriterium implizite 
Vorstellung von einer konstanten Preissteige-
rungsrate in der Größenordnung von 2 vH könnte 
bei der Definition des Preisziels als Obergrenze 
f11r das Toleranzintervall zugrunde gelegt werden. 
Damit wäre der Anstieg der Verbraucherpreise, 
wie er sich aller Voraussicht nach im Jahre 1997 
für die potentiellen Teilnehmerländer ergeben 
wird (1,8 vH für EWU-11), abgebildet. Der Glaub-
würdigkeit der neuen europäischen Geldpolitik 
wird es guttun, wenn es ihr gelingt, die in den ein-
zelnen Ländern in jüngster Zeit verzeichneten 
Stabilitätsfortschrttte in der Währungsunion zu be-
wahren. 

3fTf. Von großer Bedeutung für die solide Fundie-
rung der künftigen europäischen Geldpolitik wird 
auch das Verfahren bei der Währungsumstellung 
sein. Formell können die Umrechnungskurse für die 
nationalen Währungen in den Euro erst am 1. Januar 
1999 unwiderruflich festgelegt werden (Art. 109 1 
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Abs. 4 EGV). Doch der ECOFJN-Rat hat im Septem-
ber die Absicht bekundet, die Methode der Wäh-
rungsumstellung zu beschließen und öffentlich be-
kannt zu geben, sobald die Länder feststehen, die an 
der Währungsunion teilnehmen werden. Unter den 
verschiedenen zur Diskussion stehenden Umrech-
nungsverfahren - sie orientieren sich entweder an 
den Marktkursen der Währungen am Entschei-
dungstag oder an den durchschnittlichen Wechsel-
kursen über einen längeren Zeitraum in der Vergan-
genheit oder an durchschnittlichen Kursen unter Be-
rücksichtigung der noch verbleibenden Monate bis 
zum Jahresende oder an den Leitkursen des Europäi-
schen Währungssystems - hält der Sachverständi-

. genrat das Leitkursverfahren für das zweckmäßigste: 
Implizit wären dann die bilateralen Wechselkurse 
der betroffenen Währungen vorzeitig fixiert, wenn 
auch nicht rechtsverbindlich. Um so wichtiger wird 
es sein, daß die nationalen Notenbanken gemeinsam. 
zu einer stabilitätsorientierten Geldpolitik bereits vor 
dem offiziellen Start der Währungsunion finden. 
Dann, und nur dann, hätten etwaig() spekulative At-
tacken gegen einzelne Währungen keine Erfolgsaus-
sichten und würden daher unterbleiben, was den vor 
uns liegenden Weg zu einem spannungsfreien Über-
gang in die Währungsunion ebnet. Das Leitkursver-
fahren gewährleistet außerdem, daß sich etwaige 
zinspolitisch induzierte Unterbewertungen nationa-
ler Währungen nicht in Form eines preislichen Wett-
bewerbsvorteils für die Unternehmen des betreffen-
den Landes auszahlen können; mit Wettbewerbver-
zerrungen sollte die Europäische Union nicht begin-
nen. Dieses Verfahren hält zudem engen Kontakt 
zum Wechselkurs-Konvergenzkriterium des Maas-
tricht-Vertrages, das erhöht die Chancen für einen 
guten Euro. Es ist alles zu tun, um sicherzustellen, 
daß das Verfahren zilr Währungsumstellung objekti-
viert wird. Höchst problematisch wäre es, wepn die 
Regierungen der teilnehmenden Länder die Konver-
sionsraten untereinander aushandelten, die Versu-
chung ist einfach zu groß, dann die Kurse nicht nach 
ökonomischen Kriterien festzulegen, sondern nach 
Gesichtspunkten der politischen Opportunität unter 
Einschluß von politischen Tauschgeschäften in bezug 
auf EU-Entscheidungen auf anderen Gebieten. 

398. Bei allem, was die deutsche Geldpolitik im Zei-
chen der Kontinuität und der Glaubwürdigkeit tun 
kann und tun muß, um dem großen europäischen 
Währungsprojekt zu einem guten Start zu verhelfen: 
Es wird nicht leicht sein und es wird nicht schnell ge-
hen, bis die Europäische Zentralbank die Reputation 
und der Euro das Vertrauen in seine Wertstabilität 
gewinnen, die nötig sind, damit die Realzinsen auf 
dem gemeinsamen Geld- und Kapitalmarkt niedrig 
sind. Um so wichtiger ist, daß in der verbleibenden 
Zeit bis zum Beginn der Eiiropäischen Währungs-
union und vor allem auch danach die Politik die Au-
tonomie der Europäischen Zentralbank respektiert. 
Mancher mag skeptisch sein, daß dies geschehen 
wird. Hier wird die Bundesregierung gefordert sein, 
ihr ganzes Gewicht in die Waagschale" zu werfen, um 
mit den Regierungen der Partnerländer den Konsens 
darüber zu festigen, daß die Währungsunion als 
Stabilitätsgemeinschaft gewollt ist, ohne Wenn und 
Aber. 

IY. Europäische Währungsunion: 
Stabiles Geld Ist oberstes Gebot 

399. Für die Entscheidung im Frühjahr 1998, ob die 
Europäische Währungsunion am 1. Januar 1999 be-
ginnen kann und welche Länder zum Kreis der Grün-
dungsmitglieder gehören werden, sind die im Ver-
trag von Maastricht festgelegten Beitrittskriterien 
maßgeblich. Die monetären Kriterien, nämlich ein 
hoher Grad an Preisniveaustabilität, nicht allzu star-
ke Zinsunterschiede und ein stabiler Außenwert, 
werden für das Referenzjahr 1997 von nahezu allen 
Ländern erreicht; hier sind große Fortschritte erzielt 
worden (Tabelle 63, Seiten 226f.). Dem Preisniveau-
kriterium entsprechen alle Mitgliedstaaten der Euro-
päischen Union außer Griechenland. Auch das Krite-
rium eines stabilen Außenwerts ist weitgehend erfüllt. 
Italien, das am Europäischen Wechselkursmechanis-
mus seit November 1996 wieder teilnimmt, kann al-
lerdings erst im November 1998dem Erfordernis einer 
zweijährigen spannungsfreien Teilnahme am Euro-
päischen Wechselkurssystem genügen und nicht - wie 
im Vertrag vorgeschrieben - bereits zum Zeitpunkt 
der Konvergenzprüfung; ähnliches gilt für Finnland. 
Beim irischen Pfund, das sich deutlich oberhalb der 
engen Bandbreite bewegt, ist möglicherweise noch 
ein Realignment (in Aufwertungsrichtung) erforder-
lich. Griechenland, Schweden und das Vereinigte 
Königreich nehmen nicht am Wechselkursmechanis-
mus des Europäischen Währungssystems teil. 

400. Ein ähnlich günstiges und eindeutiges Bild er-
gibt sich für das finanzpolitische Kriterium einer auf 
Dauer tragbaren Finanzlage der öffentlichen Hand 
für das Referenzjahr 1997 nicht. Anders als bei den 
monetären Kriterien erwies es sich für viele Mitglied-
staaten der Europäischen Union als schwierig, dem 
finanzpolitischen Kriterium zu entsprechen. Unter 
diesen Umständen gewinnt die Würdigung dieses 
Kriteriums bei der vom EuropäischeJi Rat in der Zu-
sammensetzung der Staats- und Regierungschefs zu 
entscheidenden Frage, welche Mitgliedstaaten die. 
notwendigen Voraussetzungen für die Einführung 
einer einheitlichen Währung erfüllen, zentrale Be-
deutung, und zwar sowohl in :Hinsicht auf die Funk-
tioustüchtigkeit als auch für die Glaubwürdigkeit des 
neu zu schaffenden europäischen Geldwesens. Im 
übrigen haben Dänemark und das Vereinigte König-
reich sich vertraglich vorbehalten, nicht teilzuneh-
men; sie haben - wie auch Schweden - zu erkennen 
gegeben, daß sie zum Januar 1999 nicht in die Wäh-
rungsunion eintreten werden. 

Eine auf Dauer tragbare Finanzlage 
der öffentlichen Hand unverzichtbar 

401. An dem vertraglichen Erfordernis einer auf 
Dauer tragbaren Finanzlage der öffentlichen Hand 
ist festzuhalten. Das Kriterium gilt nicht nur für den 
Beitritt, sondern bleibt auch in der Währungsunion 
verbindlich - als Abschirmung der auf Preisniveau-
stabilität verpflichteten vergemeinschafteten Geld-
politik. In Deutschland haben Bundestag und Bun-
desrat bei der Ratifizierung des Vertrags von Maas-
tricht in der gemeinsamen Entschließung vom De-
zember 1992 der Bevölkerung versichert, daß die 
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Tabelle 63 

Nomlnale und reale Konvergenz 
Daten der 

. 

Referenz- Belgien Däne- Deutsch- Pimlland Frank- !Griechen Irland Italien 
luite~1} mark land reich land 

Nominale 
Grad an Preisstabilität') 

1 

1995 2,7•) (2,5) 0 ) 1,4 2,3 1,6 1,0 1,7 9,0 2,4 5,4 
1996 2,5") (2,3)') 1,8 1,9 1,2 1,0 2,1 7,9 2,1 4,0 
1991') 2,6•) (2,5) 0) 1,6 2,0 1,5 1,0 1,3 5,7 1,2 1,9 

Langfristige Zinssätze 'l 
1995 9,5') 1 (9,9) 4

) 7,4 8,3 6,5 1,9 1,1 17,3 8,3 11,8 
1996 8,4') (10,0) 4) 6,3 7,1 5,6 6,0 6,5 14,0 7,5 8,9 
1997') 7,4') (6,8) 4) 5,6 6,3 5,1 4,8 5,7 10.a 6,7 6,8 

Finanzlage der 
öffentlichen Hand 

- Flnanz!enmgssaldo 
in Relation zum BIP') 

1992 -3 -6,9 -2,1 -2,8 -5,9 -3,9 -12,8 -2,5 ..Jd,1 
1993 -3 -1,1 -2,7 -3,2 -8,0 -5,8 -13,8 -2,4 ..Jd,6 
1994 -3 -4,9 .-2,6 -2,4 -6,1 -5,7 -10,3 -1,7 ..Jd,3 
1995 -3 -3,9 -2,4 -3,3 -5,0 -5,0 - 9,S -2,1 -8,0 
1996 -3 -3,2 -0,8 -3,4 -3,1 -4,1 - 7,6 -0,4 -6,8 
19977) -3 -2,6 +1,3 -3,0 -1,4 -3,1 - 4,2 +0,6 -3,0 

- Schulden-
standsquote') 

1992 60 129,2 70,2 44,1 41,5 39,7 98,8 92,3 108,7 
1993 60 135,1 82,l 48,0 58,0 45,3 111,6 96,3 119,1 
1994 60 135,5 78,4 50,2 59,6 48,2 109,6 89,1 124,9 
1995 60 131,2 73,8 58,0 58,1 52,5 111,3 82,2 124,4 
1996 60 . 126,9 71,6 60,4 58,0 55,7 112,6 72,7 123,8 
1997 7) 60 124,7 67,0 61,7 59,0 51,3 109,3 65,8 123,2 

Teilnahme am Wechsel-
kursmedJnnismus 
des EWS seit Mai 1996 X ja ja ja nein ja nein ja nein 

Reale 
Bruttoinlandsprodukt in 

Kaufkraflstandards je 
Einwohner') 
(EU 15=100)") 

1970 X 103,4 112,8 116,9 91,6 110,6 56,9 59,7 96,2 
1975 X 107,2 107,5 113,4 91,1 112,2 62,8 62,5 94,9 
1980 X 108,7 105,6 117,4 96,6 112,4 64,1 63,9 101,9 
1985 X 105,6 113,0 117,6 101,6 110,8 62,4 65,3 102,6 
1990 X 105,1 104,4 115,9 102,2 109,5 58,4 71,8 102,7 

1991 X 108,6 108,5 105,6 93,8 113,l 61,2 75,7 106,6 
1992 X 111,3 105,9 108,l 87,1 111,2 62,3 79,1 106,0 
1993 X 114,9 111,8 107,9 91,3 109,0 64,4 82,3 103,4 
1994 X 114,5 113,6 109,7 90,9 107,3 64,6 87,8 104,0 
1995 ·x 113,4 115,4 110,1 96,3 106,9 65,4 92,4 104,5 
1996 X 113,l 116,1 109,7 97,7 106,5 65,8 98,3 103,5 
19977) X 113 117 109;; 99;; 106 66 103;; 1021'. 

1) Referenzkriterien bis 1994 bezogen auf EU 12.- ab 1995 auf EU 15. Bei Preisanstieg- und langfristigem Zinssatz bezogen auf die 
drei preisstabilsten Linder. · · _ 

2) Gemessen an den nationalen Verbraucherpreisin~es, 1995 an den Interimsindizes der Verbraudierpreise, ab 1996 an den 
lilumonls!erten Verbraucherpreisindizes. Ver6nderung gegenüber dem jeweiligen Zeitraum des Vorjahres in vH. 

1) Durchschnitt der Monate Januar bis September; Irland: vierteljährliche.Erhebung. 
") Renditen langfrlstlger Staatsschuldverschreibungen mit einer Restlaufzeit von mindestens drei Jahren in Prozent p. a.; 

Jahresdurchschnitte aus MOnatsdurchvbniffen errechnet. · 
-i Durchschnitt der Monate Januar bis September; Luxemburg: Ja.nuai bis April; Griechenland: Schätzung der EU. 
"l Plnanzierungsdellzit (-)/-überschuß (+) in der Abgren%ung des Europillschen Systems Volksw!rtsCbaltlicher Gesomtrech-

nungen in Relation zum nominalen Bruttoinlandsprodukt in vH. 
7) Schltzung der Europiischen J<ommisslon. · 
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In der Europäischen Union 
EU-Kommission 

Luxem- Nieder- '.>sterreicl burg lande 

Konvergenz 

1,9 1,1 2,0 
1,2 1,5 1,8 
1,3 1,8 1,2 

6,1 1,2 6,5 
5,2 6,5 5,3 
5,5 5,9 4,1 

' 
+0,8 -3,9 -1,9 
+1,7 -3,2 -4,l 
+2,6 -3,8 -4,8 
+2,0 -4,0 -5,0 
+2,6 -2,3 -3,8 
+1,6 -2,1 -2,8. 

5,1 19,6 58,0 
6,1 81,2 62,7 
5,7 77,9 65,4 
5,9 79,1 .69~3 
6,6 77,2 69,5 
6,7 73,4 66,1 

ja ja ja 

Konvergenz 

152,3 109,9 96,2 
136,4 109,7 102,0 
127,9 105,6 105,9 
132,l 103,0 106,1 
144,0 100,8 105,5 

151,l 102,2 108,9 
155,5 102,2 108,8 
164,4 104,0 112,0 
168,0 104,7 111,5 
168,3 106,8 110,1 
163,1 108,2 110,8 
161Y, 108Y, 110 

Ver einig-
Portugal Schweden Spanien tes König-

reich 

3,8 2,9 4,1 3,0 
2,9 0,8 3,6 2,5 
1,9 1,6 1,9 1,8 

11,5 10,2 11,0 8,3 
8,6 8,0 8,2 8,1 
6,5 6,8 6,0 7,3 

-3,6 -:-1,8 -3,8 -6,2 
-6,l -12,3 -6,9 -7,9 
-6,0 -10,3 -6,3 -6,8 
-5,8 -7,1 -7,3 -5,5 
-3,2 -3,1' -4,7 -4,9 
-2,7 -1,9 -2,9 -2,0 

60,7 67,l 48,0 . 41,8 
63,1 76,0 60,0 48,5 
63,8 711,3 62,5 50,4 
66,5 78,2 65,3 53,8 
65,6 77,8 70,1 54,4. 
62,5 17,4 68,1 52,9 

ja nein ja nein 

50,2 121,9 70,8 103,7 
52,8 120,7 77,7 101,2 
55,4 111,6 70,6 97,0 
52,9 113,5 69,7 99,5 
59,3 107,0 74,4 100,0 

63,l 104,4 79,2 96,9 
64,0 99,3 77,2 97,8 
67,0 98,4 77,8 98,9 
67,5 98,1 75,8 98,2 
67,4 100,4 76,4 95,4 
68,5 99,8 76,9 95,9 
69 99y, 77Y, 96Y, 

8) Schuldenstand in Relation zum nominalen Bruttoinlandsprodukt in vH. 
9} In jeweiligen Preisen. 

10) Jahre 1970 bis 1990: früheres Bundesgebiet, ab 1991: Deutschland. 

Referenz-
krtterien 1) 

2,7•) 

1 

(2,5)') 
2,5•) (2,3)') 
2,6•) (2,5)') 

9,Sc) 1 (9,9)') 
8,4') (10,0)') 
7,4c) (6,8)') 

-3 
-3 
-3 
-3 
-3 
-3 

60 
60 
60 
60 
60 
60 

X 

X 
X 
X 
X 
X 

X 
X 
X 
X 
X 
X 
X 
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Tabelle 63 

• „. .. 

Grad an Preisstabilität") 
1995 
1996 
1991') 

Langfristige Zinssätze') 
i995 
1996 
1997') 

Finonzlage der 
öffentlichen Hand 
- · Fmanzierungssaldo 

in Relation zum BIP') 
1992 . 

1993 
1994 
1995 
1996 
1991') 

- Schulden-
standsquote8) . 

1992 
1993 
1994 
1995 
1996 
1997 7) 

Teilnahme am Wechsel-
kursmechanismus 
des EWS seit Mai 1996 

Bruttoinlandsprodukt in 
Kaufkraftstandards je 
Ei,nwob.I).er9) 
(EU 15 = 100) '°) 

1970 
1975 
1980 
1985 
1990 

1991 
1992 
1993 
1994 
1995 
1996 
19977) 

•) Durchsc~tt der Inflationsraten der drei preisstabilsten Linder plus 1,5 Prozentpunkte; 1995: Finnland, Niederlande, Belgien, 
1996: Schweden, Finnland, Deutschland, Luxemburg, 1997: Finnland, Irland, Österreich. 

'l Inflationsrate für das preisstabilste Land plus l,S Prozentpunkte; 1995: Finnland, 1996: Schweden, 1997: l'iDnland. · 
c) Durchschnitt der langfristigen Nomina.Wnssätze der drei preisstabilsten Länder plus 2,0 Prozentpunkte; 1995: Finnland. Nie-

derlande, Belgien, 1996: Finnland, Schweden, Luxemburg, 1997: Finnland, Irland. Österreich. 
dJ Langfristiger Nominalzinssatz des preisstabilsten Landes plus 2,0 Prozentpunkte; 1995: Finnland, 1996: Schweden, 1997: 

Finnland. . . 
Quellen: EU, OECD 
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Kriterien .eng und strikt" aiJ.sgelegt werden. Dies 
ist durch zahlreiche politische Erklärungen danach 
immer wieder bestärkt worden. Vor allem ist für den 
Fall eines Konflikts der Vorrang der Kriterien gegen-
über dem Zeitplan hervorgehoben worden. 

Was die staatlichen Budgetdefizite l)etrifft, so wurde 
in der Amsterdamer Entschließung des Europäischen 
Rates vom 9. Juni 1997 nochmals ausdrücklich be-
tont, daß es nach dem Vertrag eine eindeutige Ver-
pflichtung für die Mitgliedstaaten ist; in der dritten 
Stufe übermäßige öffentliche Defizite zn vermeiden. 
Mit dem vereinbarten Stabilitäts- und Wachstums-
pakt ist das Verfahren zur Vermeidung übermäßiger 
Defizite präzisiert worden. Dabei wurde dahin ge-
hend Einvernehmen erzielt, daß in einer konjunktu-
rellen Normalsituation der Haushalt eines jeden Mit-
gliedstaates ausgeglichen sein soll. E.s .wird sich in 
der Praxis erweisen müssen, inwieweit das im Stabi~ 
litats- und Wachstumspakt vorgesehene Überwa-
chungs- und Sanktionsverfahren übermäßigen Defi-
ziten hinreichend entgegenwirkt. 

Mit der Amsterdamer Entschließung unterstreicht der 
Europäische Rat die Bedeutung der Gewährleistung 
gesunder Staatsfinanzen als Mittel zur. Verbesserung 
der Voraussetzungen für Preisstabilität und für ein 
starkes, nachhaltiges und der Schaffung von Ar)>eits-
plätzen förderliches Wachstum. Es. sei sicherzustellen, 
daß die nationalen Haushaltspolitiken die stabilitäts-
otient!erte Geidpolilik unterstützen. In der Tat darf 
das Kriterium einer aiif Dauer tragbaren Finanzlage 
der öffentlichen Hand nicht aufgeweicht werden. Die 
Begründung dafür liegt darin, daß bei unsoliden 
Staatsfinanzen, also bei übermaß.igen Budgetdefiziten 
und bei hohen Staatsschulden, in der Währimgsunion 
ein Konfliktpotential entstehen kann, mit der Folg!' 
des politischen Drucks auf die Partnerländer, 1ransfeis 
bereitzustellen, oder auf die Notenbank, eine eher 
weiche Gelc;lpolitik zu betreiben (JG 96 Zfüer 352). Ein 
stabiler Geldwert ist dann gefährdet. Solide Staatsfi-
nanzen sind eine wichtige Vorausseµut.i.g für eine 
funktionstüchtige W~gsunion. 

402.. Die Beitrittskriterien müssen. nachhaltig erfüllt 
sein. Der EG-Vertrag verlangt in Artikel 1'09 j Absatz 1 
ausdrücklich einen hohen Grad an dauerhafter Kon-
vergenz. Es ist kein solides Fundament für eine sta-
bile Geldordnung geschaffen, wenn den Kriterien 
zwar im Referenzjahr 1997 Gen.üge _g:~tan "";irde, 
aber für das folgende Jahr bereits eine erhebliche 
Verletzung angelegt und abzusehen wäre. Deshalb 
gehört beim Budgetdefizit eine objektive Prognose 
darüber, mit we!i::hen Werten für das Jahr "1998 zu 
rechnen ist, zur Entscheidungsgrundlage des Euro-
pilischen Rates unveriichtbar dazu. Wenn im Früh-
jahr 1998 an den Haushaltsplänen, an gegebenen-
falls noch erforderlichen .oder wieiier. erforderlich 
werdenden parlamentarischen Haushaltsberatungen 
und an den zu erwartenden w:irtscb<lftlichen Ent-
wicklungen, bezogen auf die Haushaltspläne, er-
kennbar sein sollte, daß im Verlaufe des Jahres 1998 
in einzelnen Ländern ein übermäßiges Budgetdefizit 
entstehen wird, so würde sich zeigen, daß in diesen 
Staaten eine wichtige Voraussetzung für die Euro-
pJ!ische Währungsunion nicht gegeben ist. 
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· 403. Zum Erfordernis der Nachhaltigkeit paßt nicht, 
daß einige Länder offensichtlich durch technische 
Umdefinitionen und buchhalterische Maßnahmen 
das Defizitkriterium zu erreichen trachten (Kasten 8). 
Hierzu zählen die etwa in Belgien und auch in 
Deutschland vorgenommene Änderung von Zah-
lungsmodalitäten, mit der Folge, daß staatliche Aus-
gaben in das nächste Jahr verlagert werden. In ande-
ren Ländern, so etwa in Spanien, sind Steuerein-
nahmen durch Vorauszahlungen von Staatsunter-
nehmen 'vorgezogen worden; Schulden von Staats-
unternehmen wurden haushaltsunwirksam gemacht, 
indem sie in privatfinanzierte Fremdmittel (mit staat-
licher Bürgschaft) umgewandelt wurden. Auch durch 
buchungstechnische Umgruppierung (wie beim Son-
dervennögen der italienischen Staatsbahnen mit 
einer Auswirkung von 0,2 Prozentpunkten) wurde 
·ein geringeres Defizit erreicht. Schließlich gehört der 
gescheiterte Versuch der Bundesregierung, durch 
eine Umbewertung der Gold- und Devisenvorräte 
der Deutschen. Bundesbank zu höheren Einnahmen 
für das Referenzjahr 1991 zu kommen und damit das 
ausgewiesene Budgetdefizit zu drücken, in diese 
Kategorie (Anhang IV). In der Öffentlichkeit entsteht 
durch derartige Maßnahmen der Eindruck der Mani-
pulation. Die Glaubwürdigkeit des großen Projekts 
eines neuen uhd stabilen europäischen Geldes wird 
damit beschädigt. 

404. Auch Einmal-Maßnahmen, die eine Volkswirt-
schaft nur für den Augenblick dem Referenzwert 
näher bringen, aber die Lage der öffentlichen Haus-
halte in: der langen Frist nicht verbessern, wirken 
nicht nachhaltig. Hierzu zählt der in Deutschland 
praktizierte Verkauf von Forderungen etwa aus der 
Veräußerung von Immobilien, was überdies in der 
Regel mit einem Abschlag einhergeht. Einmal-Maß-
nahmen widersprechen sogar eindeutig dem Erfor-
dernis der Nachhaltigkeit, wenn ein Land dem Zah-
lenwert für den Augenblick dadurch näherkommt, 
daß die Zukunft belastet wird. Dies trifft für die zu-
sätzlichen Einnahmen von 37 ,5 Mrd Franc zu, die der 
französische Staat im Referenzjahr 1997 durch die 
Übernahme von Pensionsverpflichtungen der France 
Telecom erhalten hat. Die Defizitquote wird im Refe-
renzjahr 1991 ·dadurch um etwa 0,5 Prozentpunkte 
niedriger gehalten. Auch die in Italien im Referenz-
jahr 1991 eingeführte Eurosteuer, die nach politi-
schen Äußerungen wieder zurückerstattet werden 
soll und die Defizitquote 1997 uin 0,8 Prozentpunkte 
verringert, und die in diesem Jahr dort erhobenen 
Steuern auf Abfindungsansprüche (0,2 Prozent-
punkte) sind Einmal-Maßnamnen. Außerdem haben 
Staaten So~derfonds eingerichtet und Infrastruktur-
projekte privat vorfinanzieren lassen, so daß Bela-
stungen der öffentlichen Haushalte in die Zukunft 
verlagert wurden. 

405. Die Defizitquoten im Referenzjahr 1997 liegen 
für die einzelnen Länder beim Abschluß dieses Jah-
resgutachtens noch nicht eindeutig fest; sie werden 
erst im Frühjahr 1998 verfügbar sein. Stellt man 
lediglich auf die Zahlenwerte ab, so prognostiziert 
die Europäische Kommission in ihrer Vorausschau 
auf das Jahr 1997, daß von den Mitgliedsländern der 
Europäischen Union lediglich Griechenland und 
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Kasten 8 

Regelungen zur Berechnung der Defizitquote 

Nach dem Maastricht-Vertrag sind die Mitglieds-
länder der Europäischen Union gehalten, den Be-
rechnungen des Bruttoinlandsprodukts und des 
Finanzierungssaldos des Staates die Definitionen 
des Europäischen Systems Volkswirtschaftlicher 
Gesamtrechnungen (ESVG) in seiner 2. Auflage 
aus dem Jahre 1979 zugrundezulegen. Im Jahre 
1996 ist durch Verordnung d<,!s Europäischen Rates 
eine revidierte Fassung des ESVG (ESVG 95) ver-
abschiedet worden, die jedoch für die Berechnung 
der Konvergenzkriterien, zur Beurteilung eines 
übermäßigen öffentlichen Defizits, noch nicht an-
zuwenden ist. 

Das ESVG bietet in einigen Fällen Interpretations-
spielräume, die unterschiedlich ausgelegt werden 
können. Um eine möglichst harmonisierte Ennitt-
lung der Daten auch im Bereich des Staatssektors 
zu gewährleisten, wurde vom Statistischen Amt 
der Europäischen Gemeinschaften (Eurostat) ein 
spezielles Prüf- und Entscheidungsverfahren ein.-
gerichtet, das in Zweifelsfällen eine einheitliche 
Handhabung besonderer Buchungen sicherstellen 
soll. Eurostat veröffentlichte in diesem Jahr Ent-
scheidungen zur Buchung bestimmter Einnahmen 
und Ausgaben des Staates, die unter anderem fol-
gende Punkte betreffen: 

Staatliche Einnahmen aus Goldverkäufen der l'{otenbank 
wirken sich nicht auf den Flnanzierungssaldo aus; über 
mehrere Jahre angesammelte Zinsen werden gebucht. 
wenn sie zur Zahlung fällig aind; beim Sale-and-Lease-Back 
des Staates wird das Defizit um den Verkaufserlös 1m Jahr 
des Verkaufs verbessert und in den Folgejahren um die Hö-
he der Leasingraten verschlechtert; die Düferenz zwischen 
dem Ausgabepreis und RücknahmepreiJJ einer Nullkupon-
anleihe wird als. Zins bei Fälligkeit der Schuldverschrei-
bung erlaßt (3. Februar 1997). Bei der Finanzierung und 
dem Betrieb von öffentlicher Infrastruktur durch den Unter-
nehmenssektor werden die Bruttoanlageinvesüüonen im 
Staatssektor verbucht und· damit defi:z.itwirksam, wenn der 
Staat nach Baufortschritt Eigentümer der Anlage wird 
(21. Februar 1997). Die Differenz zwischen Ausgabekurs 
und Nominalwert (Disagio) von Geldmaiktpapieren mit ei-
ner Laufzeit von höchstens zwöH Monaten wird a1B Zinsen 
zum Zeitpunkt der Ausgabe verbucht (26. März 1997). Im 
Rahmen der Behandlung von Exportversicherungen mit 
Staatsgarantien aind die Verluste bei den durch den Staat 
garantierten Risiken defizitwirksam (30. April 1991). 

Es soll sichergestellt werden, daß der Finanzie-
rungssaldo nach einheitlichen Regelil berechnet 
und nicht durch .kreative Buchführung" verzerrt 
wird. Insbesondere für das Jahr 1997, dessen Da-
ten als Grundlage für die Entscheidung über die 
Teilnahme an der Währungsunion dienen werden, 
zeigte sich jedoch eine Tendenz in den einzelnen 
Ländern, diese Spielräume in den Haushalten aus-
zuschöpfen mit dem Ziel, die Defizitdaten positiv 
zu beeinflussen. Über einige Fälle, bei de.nen grö-
ßere Unsicherheit bestand, hat die Kommission be-

reits entschieden und Hinweise für die buchungs-
technische Handhabung gegeben. 

Besonders strit~ig war die Übernahme v.on Versorgungsla-
sten der France Tel~com durch den französischen Staat. Die 
France T~J~om zahlt hierfür einmalig 1m Jahre 1991 einen 
Ausgleich an den Staat 1n Höhe von 37,5 Mrd Franc und zu-
künftig nur Sozialbeiträge in braitchenüblicher Höhe, die 1n 
der Summe unter den tatsächlichen Pensionszahlungen /le-
gen. Frankreich kann nach einer Entscheidung der Kommis-
sion vom 3·1. Oktober 1996 die Ausgleichszahlung im Jahre 
1991 als Vermögensübertragung an den Staat buchen und 
dadurch eine Saldoverbesserung erreichen, in den Folge-
jahren führen die übernommenen Versorgungsverpflichtun-
gen dann jedoch .zu einer Vemchlechterung des Finanzie-
rungssaldos. Bezüglich der in Italien einmalig für das Jahr 
1991 erhobenen wtd mit einem Rückzahlungsversprechen 
verbu.ndenen Steuer (Eurosteuer) wurde entschieden, daß 
die Mehreinnahmen das Finanzierungsdefizit reduzieren. 

Auch für die andere zur Ennittlung der Defizitquote 
benötigte Größe, das Bruttoinlandsprodukt in jewei-
ligen Preisen, wurden Bestimmungen erlassen, um 
Beeinflussungsmöglichkeiten im Rahmen der Stati-
stik gering zu halten. Die Berechnungen des Brutto-
inlandsprodukts werden bereits seit dem Jahre 1989 
durch die Kommission und den BSP-Ausschuß über-
prüft, da das Bruttoinlandsprodukt für die Berech-
nung der Eigenmittel benötigt wird. Der Kommis-
sion und den Mitgliedstaaten wurde im Jahre 1989 
durch eine Verordnung (1552/89) die Möglichkeit 
eingeräumt, einen Vorbehalt auszusprechen, wenn 
Bedenken hinsichtlich der Qualität der Daten be-
stehen (etwa Zweifel an der Angemessenheit der 

· Methodik oder an der Vollständigkeit der Daten, 
was insbesondere auf die Einbeziehung der Schat-
tenwirtschaft in die Berechnungen abzielt). Das 
Aussprechen eines Vorbehalts ist der Auftakt zu ei-
nem Vertragsverletzungsverfahren. Zunächst wird 
ein Termin gesetzt, bis zu dem die Vorbehalte aus-
geräumt sein müssen. Ist dies bis zum genannten 
Zeitpunkt nicht geschehen, kann die Zahlung von 
Verzugszinsen eingefordert werden. Hinsichtlich 
des quantitativ als bedeutsam einztischätzenden 
Vollständigkeitsvorbehalts wurde als Frist für die 
Ausräumung der 1. Oktober 1998 festgesetzt. 
Deutschland wird laut Mitteilung des Statistischen 
Bundesamtes alle Vorbehalte termingerecht ausräu-
me·n. Es ist derzeit nicht bekannt, wie sich die Besei-
tigung der noch bestehenden Vorbehalte auf die 
VGR-Daten der einzelnen Länder im Detail auswir-
ken wird. Für Deutschland wird mit einer geringfü-
gigen positiven Korrektur des Bruttoinlandspro-
dukts gerechnet. Damit im Frühjahr 1998 der Ent-
scheidungsprozeß für die Auswahl der teilnehmen-
den Länder in der Währungsunion nicht durch 
VGR-Ergebnisse einzelner Mitgliedstaaten gestört 
wird, die aufgrund von Vorbehalten korrigiert wur-
den, will die Kommission im Zeitraum von Oktober 
1997 bis September 1998 keine in diesem Sinne 
grundlegend revidierten Ergebnisse annehmen. 
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Frankreich den Referenzwert von 3 vH ilbersch:reiten 
werden, Frankreich jedoch nur gerllJ.gfügig (Ta-
belle 63, Seiten 226f.). 

Für Deutschland erwarten wir nach derzeitigem 
. Stand eine Defizitquote von 3,1 vH iri der Abgren-

zung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung"1! 
nach ESVG (Ziffer 185). Für 1998 wird allgemein mit 
geringeren Defizitquoten gerechnet, für Italien je-
doch schließen einige Institutionen, darunter auch 
die Europäische Kommission, bei den derzeit gege-
benen Unsicherheiten iiber den Hauslltiit des näch' 
sten Jahres einen Anstieg der Defizitquote nicht aus. 

Bei der öffentlichen Schuldenstandsquote ist für den· 
. Zeitraum von 1992 bis 1997 für Irland festzustellen, 
daß sie - wie es die Ausnahmeregelung bei Öber-
schreiten der 60 vH-Marke fordert - hinreichend, 
also in einem nennenswerten Ausmaß, riickläufig ist 
und sich - wie dies die Kommission festgestellt hat -
auch rasch genug dem Referenzwert nähert. Für die 
Niederlande geht (ler Wert ebenfalls zurlick. Bei Bel-
gien bleibt der Wert in der Nähe des relativ hohen 
Niveaus von 1992. nimmt aber seit 1994 leicht ab. In 
einigen Landern (ÖSterreich, Portugal, Spanien) ist in 
diesem Jahr ein erster Erfolg bei der Verrlrigerung 

Kasten9 

der Schuldenstandsquote zu verzeichnen; nachdem 
sie seit 1992 deutlich angestiegeu war. Deutschland 
iiberschreitet wie schon im Vorjahr, bedingt durch 
die Verschuldung im Z.isammenhang mit der deut-
schen Vereinigung, die 60 vH-Marke, allerdings nur 
wenig. Bei Italien liegt das Verhältnis deutlich höher 
als 1992, nimmt aber seit dem Jahre 1995 geringfügig 
ab. Auch unter.Beriicksichtigung des im EG-Vertrag 
gegebenen Interpretationsspielraums ist damit eines 
der Kriterien einer auf Dauer tragbaren Finanzlage 
der öffentlichen Hand nicht überall erfüllt. 

Die Staats- und Regierungschefs dürfen im Friihjahr 
1998 bei der Auswahl der Teilnehmer den Abstand 
der tatsächlicheu Werte der Schuldenstandsquoten 
vom Referenzwert nicht kleinschreiben. Nachhaltig-
keit ist auf die Zukunft gerichtet, sie stellt darauf ab, 
ob bei den öffentlichen Finanzen die langfrtstigen 
Voraussetzungen für die Währungsunion gegeben 
sind (Kasten 9). Setzen sich die Regierungschefs dar-
über hinweg, so gerät die Politik in eine Glaubwür-
digkeitsfalle, mit schwer kalkulierbaren Konsequen-
zen. Sie muß dann dartun, daß die vom Vertrag ver-
langte dauerhafte Konvergenz, die bei der Gründung 
fehlt, in der Währungsunion hergestellt werden kann 
und wird (JG 96 Ziffer 357). 

Solide öflenWche Finanzen: Was bedeutet Nachhalttgkeltl 

Gemäß dem Vertrag von Maastrtchl wird für einen 
hohen Grad an dari.erhafter Konvergenz eine auf 
Dauer tragbare Finanzlage der öffentlichen Hand 
gefordert (Artikel 109j Abs. 1 EGV). Dies wird an-
hand der Defizitquote und der Schuldenstands-
quote konkretisiert. Damit wird auf eine Finanzpo-
litik abgestellt, welche die Schuldenstandsquote 
zumindest auf dem als hinnehmbar bewerteten 
Niveau dltuerhaft stabilisiert. 

Das Kriterium der dauerhaften 1tagbarkeit ver-
deutlicht die Anforderungen an die Finanzpolitik, 
die sich aus dem Verschuldungsverhalten der Ver-
gangenheit iiber die daraus folgenden Zinsausga-
ben für. die kiinftige· Budgetpolitik ergeben. So 
droht bei hohen Schuldenständen eine Zins-Defi-
zit- Schulden-Zins-Spirale, bei der hohe Zinslasten 
und zusätzliche Verschuldung in einer Eigendyna-
mik von Jahr zu Jahr ansteigen. Liegt der Realzins 
der Staatsschuld höher als die Zuwachsrate des 
realen Bruttoinlandsprodukts - wie tn den achtzi-
ger und neunziger Jahren-, dann bedarf es im öf-
fentlichen Haushalt für eine S~bilisierung der 
Schuldenstandsquote eines Prtmäriiberschusses, 
das heißt, das Finanzierungsdefizit muß betrags-
mäßig geringer sein als die Summe der Zinsausga-
ben. Je stärker die Schuldenstandsquote zuriick-
geführt werden soll, um so größer muß der Primär-
iiberschuß sein. 
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Nachhaltigkeit zielt darauf ab, ob die Finanzlage 
der öffentlichen Hand auf Dauer tragbar ist. Die 
Frage nach den Bedingungen einer die Schulden-
standsquote stabilisierenden Finanzpolitik sollte 
nicht auf den mechanischen Zusammenhang von 
Schuldenstand, Zinsausgaben und Defizit be-
schränkt werden. So ist gemäß Artikel 104 c Ab-
satz 3 EG-Vertrag für den Belieht der Kommission 
im Falle eines übermäßigen Defizits gefordert, bei 
der Würdigung der Finanzlage nebeu den Investi-
tionsausgaben ,alle sonstigen einschlägigen Fak-
toren• zu beriicksichtigen; der Europäische Rat 
entscheidet gemäß Artikel 104c Absatz 6 EG-Ver-
trag .nach Priifung der Gesamtlage•. Dabei ist an 
die folgenden zusammenhänge zu denken: 

- Stehen dem Defizit in gleicher Höhe öffentliche 
Investitionsausgaben gegenüber, dann kann 
unter sonst gleichen Bedingungen auf mittlere 
Sie!>! erwartet werden, daß sich die Schulden-
standsquote nicht weiJer erhöht. Voraussetzung 
ist, daß. es sich um solche Investitionen handelt, 
die positiv auf das gesamtwirtschaftliche 
Wachstum wirken. Bei einem hohen Schulden-
stand müßte allerdings das Defizit deutlich ge-
rllJ.ger sein als die Summe der Investitionsaus-
gaben, um sicher zu gehen, daß auf diesem We-
ge eine Reduzierung der Schuldenstandsquote 

. gelingt. Freilich sind die Schwiertgkeiten zu be-

- r .. -
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denken, die sich bei der Abgrenzung der Inve-
stitionsausgaben im öffentlichen Haushalt erge-
ben (JG 94 Ziffer 183). · 

- Zu berücksichtigen ist, ob die Länder mit hohen 
Schuldenständen noch nennenswerte Privati-
sierungspotentiale oder sonstige VermögensM 
werte haben, über deren Nutzung der Be-
schränkung des laufenden Haushaltsspielraums 
begegnet werden könnte. Ebenfalls ist zu be-
achten, ob und in welchem Umfang zukünftige 
Belastungen durch Leasing-Finanzierung ein-
gegangen wurden. 

- Bei der Bewertung eines hohen Schuldenstan-
des muß geprüft werden, wie dieser zustande 
gekommen ist. Beruht er auf eine'.m einmaligen, 
exogen begründeten Anstieg, so ist er als weni-
ger bedenklich einzustufen als in dem Fall, daß 
der hohe Scliuldenstand die Folge einer fort-
dauernden im Budget angelegten Automatik: 
der Defizitsteigerung ist. 

- Eine s_chuldenstandsstabilisierende Finanzpoli-
tik erfordert, daß weder auf der Ausgabenseite 
noch auf der Einnahmenseite des Budgets en-
dogen wirkende Mechanismen enthalten sind, 
die für sich genommen einen stärkeren Anstieg 
der Defizite verursachen. Derartige Prozesse 
dürften im wesentlichen dara\Jf beruhen, daß 
heute festgelegte Leistungsansprüche künftig 
zu steigenden Ausgabenverpflichtungen oder 
im Falle von Steuervergünstigungen zu höhe-
ren Steuerausfällen führen, weil Ansprüche in 
einem nicht erwarteten und nicht intendierten 
Umfang genutzt werden oder weil längerfristig 

406: Aus heutiger Sicht ist wohl anzunehmen, daß 
der Europäische Rat in der Zusammensetzung der 
Staats- und Regierungschefs im Mai des nächsten 
Jahres einen positiven Beschluß über den Beginn der 
dritten Stufe fassen wird. Anders dürfte es nur kom-
men, wenn eine qualiftz!erte Mehrheit - wie im Ver-
trag gefordert - nicht gefunden wird oder wenn 
große Länder wider Erwarten die Referenzwerte des 
Defizitkriteriums doch nicht erreichen. Dieser Fall 
wird mitunter in der Öffentlichkeit so bewertet, daß 
dann das ganze Projekt der Wä,hrungsunion zumin-
dest auf absehbare Zeit nicht mehr umsetzbar, im 
Grunde also gescheitert sei, mit der Konsequenz, dRll 
es zu enormen Verwerfungen an den Finanzmärkten 
käme, die eine große Bedrohung nicht nur für den 
gesamten europäischen Integrationsprozeß, sondern 
auch für die gesamtwirtschaftliche Entwicklung dar-
stellen würden. Der SachVerständigeurat hat in den 
vergangenen beiden Jahren darauf hingewiesen, 
daß die Alternative zum vertragsgerechten Beginn 
der Währungsunion nicht in dem Scheitern des Pro-
jekts liege, sondern in einer geregelten Verschie-
bung (zuletzt JG. 96 Ziffern 358f!.). Die Politik hat 
diesen Weg bislang kategorisch abgelehnt. Infolge. 

"··' '"'·"' ,,, ,,I • '"' ~"' ,,i \i •.,o/Ulltlil.i.l,· ,.,,, ,l•\I, ~ " " ", , 

wirkende exogene Faktoren absehbar zu einem 
stärkeren Anstieg von Ansprüchen führen. 

Eine systematische Analyse der. Nachhaltigkeit 
müßte deshalb. der Frage nachgehen, inwieweit 
in den öffentlichen Haushalten derartige Treib-
sätze enthalten sind und inwieweit gegebenen-
falls dagegen bereits Vorsorge getroffen wurde. 
Dies trifft im Haushalt der Gebietskörperschaften 
im wesentlichen für die Pensionsverpflichtun-
gen, die Subventionen und die Sozialleistungen 
zu, aber .auch für ein Steuersystem, das aufgrund 
von Intransparenz, von Fehl.anreizen odei' beM 
stehender Vergünstigungen einer Erosion der 
Steuerbasis ausgesetzt ist. Im Haushalt der So-
zialversicherung kommt es entscheidend darauf 
an, wie dem Problem einer geänderten Alters-
struktur der Bevölkerung in der kollektiven 
Altersvorsorge Rechnung getragen wird; liegt 
eine Kapitaldeckung vor, so kann dies - im Ge-
gensatz zum Umlageverfahren - die Abfederung 
des demographischen Problems erleichtern. 

- Denkbar ist auch, daß die Tragbarkeit der. öf-
fentlichen Fmanzlage dadurch gefährdet wird, 
daß der Anteil ungebundener Ausgaben im 
Budget zu gering ist, um wachstumspolitischen 
Notwendigkeiten - beispielsweise im Bereich 
der Infrastruktur oder der Bildung - Rechnung 
tragen zu können. Zu den gebundenen Ausga-
ben gehören alle, die aufgrund von gesetz-
lichen, vertraglichen oder vergangenheitsbe-
dingten Verpflichtungen kurz- und mittelfristig 
nur sehr sch,ver zu beeinflussen sind, wie die 
Personalausgaben, die Sozialleistungen, die 
Zahlungen. an internationale Organisationen. 

., ,,,,,,, 

dessen existieren jetzt für diesen Fall keinerlei insti-
tutionelle Vorkehrungen, die sicherstellen könnten, 
daß eine VersclJiebung den Finanzmärkten glaub-
würdig erscheinen würde. Allein deshalb ist dieser 
Weg heute mit größeren Risiken behaftet, als es bei 
einer zeitgerechteren V9rbereitung der Fall gewesen 
wäre, etwa wenn bestimmte Entscheidungen im 
Sinne einer kontrollierten Verschiebung - beispiels-
weise durch die gleichzeitige Inkraftsetzung des Sta-
bilitäts- _und Wachstumspakts - verläßlich angekün-
digt worden wären. Die immer wieder vorgeführten 
Szenarien, daß eine Verschiebung einer Katastrophe 
gleichkomme, sind nicht überzeugend; sie sind Aus-
druck der Tatsache, daß dieses Thema bislang tabui-
siert Wurde. Zwar würde es Reaktionen der Finanzc 
märkte auf einen Verschiebungsbeschluß geben, sie 
wären jedoch bei einer glaubwürdigen Verlängerung 
der zweiten Stufe beherrsChbar und vorübergehend. 
Auch wirft es auf die Chancen einer funktionieren-
den stabilitätsorientierten Währungsunion ein eigen-
artiges Llcht, wenn zu befürchten wäre, daß bei einer 
Verschiebung des Starttermins der ansonsten be-
tonte Grundkonsens über eine stabililätsorientierte 
Geldpolitik und Finanzpolitik in Europa zerbräche. 
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407. Für wenig aussichtsreich halten wir im übrigen 
den auf politischer Ebene gemachten. Vorschlag, inl 
Falle eines späteren Beginns die Wechselkurse für 
den Zeitraum der Verschiebung, etwa fijr einen Fünf· 
jahreszeitrawn, im wesentliche.n durch. eine gemein-
smne Erklärung unverbrüchlich zu fixi_eren. Anders 
als bei einer geregelten Verschiebung, bei. der die 
einzelnen Länder von sich aus mit ~r Geldpolitik, 
aber auch mit ihrer gesamten Wirtschaflspolitik bis 
hin zur Lohnpolitik ffu eine enge Bandbreite der 
Währungsrelationen sorgen müßten, ließe sich eine 
multilaterale Koppelung der nationalen Währungen, 
die mit einem expliziten, unter den europäischen 
Ländern vereinbarten Koordinierungsmechanismus 
einhergehen müßte, nur dann durchhalten, wenn die. 
nationalen Geldpolitiken vollsiändig aufeinander ab-
gestimmt wären und wenn darüber hinaus die natio-
nalen Finanzpolitiken sowie andere Fclder der Wirt-
schaftspolitik, die sich auf Wecl!selkurserwartungim 
auswirken können, weitgehend h~olµsiert wären; 
ließe sich dies verwirklichen, dann könnte man 
gleich mit der Währungsunion begllinen. Diese Kq-
ordination läßt sich nach aller Erfahrung nicht reali-
sieren. Zu groß wäre die Gefahi, daß die Dinge im 
Verlauf auch einer kurzen Zeitspanne wieder ausein-
anderlaufen und die angeblich unverrü~kb.µe fixie-. 
rung doch wieder zerbricht. Den Wechselkurs als 
nominalen Anker zu verwenden, läßt iror allem die 
Frage offen, wer für einen stabilen Kurs zweier 
Währungen zuständig Ist und wie ein stabiler Wech-
selkurs erreicht werden soll. Die Verantwortlichkeit 
für konstante Währungsrelationen killlll,,mcht einem 
Koordinierungsmechanismus überlassen werden; sie 
muß bei den einzelnen Ländern liegen. 

Die stabllltAtsor1entlerte Geldpollttk 
nicht In Konftlkt bringen 

408. Das gemeinsame europäische Geld ist ein gro-
ßes Vorhaben, das die Integration Europas weiter 
voranbringen soll. Aber ein so herausragendes Pro-
jekt ist auch mit erheblichen U~wägbarkeiten ver-
sehen. Von den Mitgliedstaaten wird eine hohe Diszi-
plin gefordert sein, die Rahmenbedinguµgen ffu das 
Funktionieren der Währungsumon zu achten und, 
wo nötig, sie noch herzustellen. Zugleich ist eine 
große Bereitschaft notwendig, die Gci.ldpolitik der 
künftigen Europäischen Zentralbank, die erst ihre 
Reputation aufbauen muß, mit zu tragen. Bei der 
Gründung der Währungsumon darf das kurzfristige 
politische Interesse mcht die Oberhand vor den öko-
nomischen Gesetzmäßigkeiten haben, an denen man 
auf lange Frist nicht vorbeikommt Die Politik han-
delt sich sonst einiges an Problemen eil?-, .gravierend~ 
Fehlentwicklungen sind nicht. auszuscblie~n, die Ri-
siken des Vorhabens werden dann größer. Es muß al-
les unternommen werden, daxnit die Vo1:1efle, die clj.e. 
Währungsumon bieten kann, nicht aufs Spiel gesetzt 
werden. Konflikte können sich ergeben aus dem Be-
schäftigungskapitel und aus wechselkurspolitischen 
Entscheidungen. · -

-· Bedenklich ist, daß das in Amsterdam neu 
in den EG•Vertrag aufgenommene Beschäftigungs-
kapitel ein Einfallstor sein kann, die Geldp0litik in 
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den Dienst der Beschäftigungspolitik zu stellen. Bei 
hoher Arbeitslosigkeit ist in Zukunft damit zu rech· 
nen, daß mit Hinweis auf das Beschäftigungskapitel 
die Forderung an die Europäische Zentralbank ge· 
stellt wird, mit niedrigeren Zinsen und einer weichen 
Geldpolitik zu einer besseren Beschäftigungslage 
beizutragen. Dieser Druck kann gerade auch des-
halb aufkommen, weil die Geldpolitik, anders als an-
dere makroökonomische Politiken, vergemeinschaftet 
Ist; denn damit kann die nationale Politik versucht 
sein, die Verantwortlichkeit für eine schlechte Ar· 
beitsmarktlage von sich wegzuschieben und einer 
Gemeinschaftsinstitution zuzuweisen. Dagegen muß 
sich die Europäische Zentralbank wehren; der Ver-
trag hat dazu eine gute institutionelle Gruncllage ge-
schaffen. Zwar soll die Europäische Zentralbank ge-
mäß Artikel 105 Absatz 1 EG-Vertrag die allgemeine 
Wirtschaftspolitik unterstützen, um zur Verwirkli-
chung der in Artikel 2 EG-Vertrag festgelegten Ziele 
beizutragen, aber nur insoweit, als dies ohne Beein-
trächtigung des Ziels der Preisniveaustabilität mög· 
lieh Ist. Preisniveaustabilität ist als vorrangiges Ziel 
eindeutig anerkannt. Die Politik muß sich darüber im 
klaren sein, daß eine lockere Geldpolitik zur Stimu-
lierung der Beschäftigung ungeeignet Ist. Mit Infla. 
tion lassen sich keine Arbeitsplätze schaffen. 

410. Es darf nicht dazu kommen, daß die Euro-
päische Zentralbank gedrängt wird, den Euro nach 
außen schwach zu halten, und zwar mit dem Argu-
ment, auf diese Weise die Exporte zu stimulieren, die 
Konkurrenz durch Importe einzuschränken und da· 
mit indirekt die Beschäftigung anzuregen. Derzeit 
gibt es in dieser Frage unterschiedliche Vorstellun-
gen in Europa; hier und dort herrscht die Meinung 
vor, der Wechselkurs des Euro zu den anderen wich-
tigen Währungen der Welt, dem US-Dollar und dem 
Yen, könne strategisch im Interesse der Exportwirt-
schaft Europas eingesetzt werden. Vor solchen Ideen 
müssen wir warnen. Einmal abgesehen davon, daß 
eine strategische Wechselkurspolitik Europas zu 
Störung und Streit in der internationalen Arbeits· 
teilung, zu Unruhe auf den Finanzmärkten und zu 
Reaktionen der anderen großen Wirtschaftsmächte 
der Welt führen müßte - der Außenwert einer Wäh· 
rung läßt sich von ihrem Binnenwert nicht isolieren. 
Ein schwacher Außenwert kann letztlich nur durch 
eine zu großzügig bemessene Geldmenge im Euro-
Raurn herbeigeführt werden, also durch Geldwert-
schwund. 

411. Die Politik sollte es der Europäischen Zentral-
bank. überlassen, ob und wie sie in konkreten Situa-
tionen an den Devisenmärkten intervenieren will. 
Zwar kann der ECOFIN-Rat gemäß Artikel 109 Ab-
satz 2 EG-Vertrag Orientierungen für die Wechsel-
kurspolitik gegenüber internationalen Währungen ge-
ben. Aber solche Orientierungen, etwa Orientierungs-
kurse, wären kontraproduktiv. Läßt sich die Euro-
päische Zentralbank. darauf ein, so kann es trotzdem 
passieren, daß sich diese Ankündigungen auf den 
Märkten dann doch nicht realisieren. Dann aber geht 
Glaubwürdigkeit verloren. und dies bleibt nicht auf 
die Politik begrenzt, sondern zieht zwangsläufig 
auch die Reputation der Europäischen Zentralbank 
in Mitleidenschaft. Auf keinen Fall darf der ECOFIN-
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Rat die Europäische Zentralbank-binden, die ange-
kündigten Wechselkurse mit ihren Interventionen 
herbeizuführen - denn dann rückt das Ziel der Geld-
wertstabilität auf einen niedrigeren Rang. Die allge-
meinen Orientierilngen - so der Vertrag - dürfen das 
vorrangige Ziel der Preisniveaustabilität nicht beein-
trächtigen. 
Die immer wieder in die Diskussion geworfene Vor-
stellung von Wechselkurszielzonen zwischen den 
wichtigen Währungen der Welt ist fragwürdig (JG 95 
Ziffer 422). Weltweit sind einigermaßen stabile 
Wechselkurse nur möglich, wenn jedes Währungsge-
biet bei sich selbst für stabiles Geld sorgt. Stabilität 
beginnt zu Hause. Dies gilt auch für Europa. 
412. Was die Wechselkurse der Währungen von 
EU-Ländern zum Euro betrifft, die nicht von Anfang 
an Mitglied der Währungsunion sein we"rden, ist fol-
gendes beschlossen worden: Es gibt keine unbe-
grenzte Interventionspflicht der Europäischen Zen-
tralbank; es bleibt ihrer Entscheidung überlassen, 
Interventionen zu stoppen. Zudem hat sie ein Initia-
tivrecht, eine Neubewertung der Währungen (Rea-
lignment) im EWS-II anzustoßen (Ziffer 234). Diese 
Regelungen sind positiv zu beurteilen (JG 96 Zif-
fer 370). 

Ein solides Fundament 
für die Gemeinschaftswiihrung schaffen 

413. Die Stabilität des Geldwertes und die Bedin-
gungen dafür sind der eine Aspekt einer neuen euro-
päischen Währung - darauf beziehen sich die bis-
herigen Ausführungen, insbesondere zum Erforder-
nis der Nachhaltigkeit einer auf Dauer tragbaren 
Finanzlage in den Mitgliedsländern. Der andere 
Aspekt betrifft die realwirtschaftlichen Funktionsvor-
aussetzungen für eine Gemeinschaftswährung. Bei-
de Fragen - die eine eher an den Voraussetzungen 
für Geldwertstabilität im Konflikt mit anderen ge-
samtwirtschaftlichen Zielen ausgerichtet, die andere 
eher an den Voraussetzungen für eine gemeinschaft-
liche Währung bei souveränen Staaten orientiert -
sind in der wirtschaftlichen Wrrklichkeit zwar un-
trennbar miteinander verknüpft, müssen aber ge-
danklich auseinander gehalten werden. 

414. Eine zentrale Bedingung für das Funktionieren 
der Währungsunion ist eine größere Flexibilität der 
Arbeitsmärkte. Denn in der Währungsunion, in der 
nominale Wechselkursänderungen zwischen den. 
Teilnehmerländern nicht mehr möglich sind, müssen 
die Relativpreise, das heißt die Preise der Güter und 
der Produktionsfaktoren, insbesondere die Löhne, 
die Anpassung übernehmen. Was bisher nominale 
Wechselkurse erledigten, haben in der Währungs-
union reale Wechselkurse, also die Preise der inter-
national nicht-handelbaren Güter (und der sie produ-
zierenden Faktoren) relativ zu den international han-
delbaren Gütern zu leisten. Reale Wechselkursände-
rungen werden notwendig, wenn die Länder der 
Währungsunion unterschiedlich stark wachsen, wenn 
der Konjunkturrhythmus zwischen ihnen asynchron 
verläuft, wenn sich realwirtschaftliche Schocks asym-
metrisch auf die Länder auswirken, wenn bei sym-

metrischen Schocks einzelne Länder flexibler reagie-
ren und wenn die Arbeitslosigkeit stark divergiert. 
Auch bei einer hausgemachten wirtschaftlichen 
Krise müssen die Preise für Binnengüter im Verhält-
nis zu den internation8.I handelbaren Gütern nachge-
ben und die Tarifvertragsparteien Lohnzurückhal-
tung üben, um Wettbewerbsfähigkeit zurückzuge-
winnen (Ziffer 360). 

Wie sehr solche Preisänderungen und Lohnanpas-
. sungen in Teilräumen der Währungsunion gebraucht 
werden, hängt davon ab, ob sich in der Währungs-
union die Wirtschiiftsstrukturen angleichen werden 
oder ob sich eine stärkere Spezialisierung im Raum 
einstellen wird. Bei einer Angleichung der ökonomi-
schen Strukturen in der Währungsunion wirken sich 
exogene wirtschaftliche Veränderungen auf die ein-
zelnen Länder ähnlich aus; dann kann der Wechsel-
kUrs des Euro gegenüber anderen internationalen 
Währungen als Puffer nach außen dienen. Sollte sich 
in der Währungsunion dagegen eine stärkere Spezia-
lisierung der Regionen ergeben, so gewinnen Rela-
tivpreisänderungen in Teilräumen der Währungs-
union eine größere Bedeutung. Empirische Unter-
suchungen deuten darauf hin, daß derzeit die wirt-
schaftlichen Prozesse nur in einer Reihe vqn Ländern 
der Europäischen Union stark miteinander korreliert 
sind; eine größere Währungsunion mit vielen Teil-
nehmern würde danach eine größere Heterogenität 
mit einer stärkeren Spezialisierung der Teiliäume 
aufweisen, und zwar auch dann, werin andere Indi-
katoren eine zunehmende Ähnlichkeit zeigen, bei-
spielsweise die zu beobachtenden, allerdings nw; 
sehr · langfristig ablaufenden Konvergenzprozesse 
und ein stärkerer intra-industrieller Handel. Zieht 
man die Vereinigten Staaten - einen ebenfalls großen 
Wirtschaftsraum mit einheitlicher Währung - zum 
Vergleich heran, so kann ejne Währungsunion 
durchaus mit einer beachtlichen Spezialisiernng im 
Raum einhergehen. Dann werden einzelne Regionen 
von einem externen Schock unterschiedlich betrof-
fen. Wenn in diesem Fall die Preise und die Löhne 
nichlreagieren und deshalb die notwendigen realen 
Wechselkursänderungen nicht zustande kommen, 
werden Anpassungen bei den Mengen erzwungen: 
Eine größere Arbeitslosigkeit ist dann unausweich-
lich ·die Folge. 

Der Sachverständigenrat muß deshalb nachdrücklich 
auf die Bedeutung von Reformen hinweisen, die für 
flexible Marktstrukturen auf den Gütei'märkten, die 
vor allem aber für den Ab~au von Rigiditäten am Ar-
beitsmarkt sorgen. Eine Europäisierung der Lohn-
politik, wie sie von einigen verlangt wird, steht mit 
dieser Notwendigkeit einer besseren Anpassungs-
fähigkeit der Arbeitsmärkte diametral im Wider-
spruch (Ziffern 3611.). Auch eine Europäisierung der 
Beschäftigungspolitik und. eine Vereinheitlichung 
der Sozialpolitik (Sozialunion) liefe diesem Erforder-
nis eindeutig zuwider. 

415. Die Anforderungen an die Flexibilität der 
Löhne und an die Anpassungsfähigkeit der Arbeits-
märkte wären geringer, wenn Arbeitskräfte in der 
Währungsunion zwischen den Ländern' hinreichend 
mobil wären, wie dies in den Vereinigten Staaten der 
Fall ist. Zwar gehört die Freizügigkeit zu den vier 
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Freiheiten der Europäischen Union, aber für den· 
R.ailm der Europäischen Währungsunion dürfte die 
Mobilität der Arbeitskräfte aus eiller Reihe von Grün-
den - vor allem wegen sprachlicher und kultureller 
Faktoren - eher gering sein, jedenfalls gemessen dar-
an. wie groß diese Mobilität sein mü.llte, um damit 
die Anpassungsprobleme bei divergierenden Ent-
wicklungen im einheitlichen Währungsraum, etwa 
bei einer asymmetrischen Krise, zu lösen. 

418. Falls eine nemien8werte institutionelle Reform 
der Arbeitsmärkte nicht gelingt und falls in einzel-
nen Volkswirtschaften eine deutlich höhere Arbeits-
losigkeit als im europäischen Durchschnitt herrscht 
und falls diese Arbeitslosigkeit mit nationalen Maß-
nahmen nicht erfolgreich bekämpft werden kann 
(und sie politisch nicht akzeptiert wird), muß man mit 
Transfers rechnen. Dies wäre eine graVlerende Fehl-
entwicklung. 'Ii"ansfers sind auch zu erwarten, werin. 
übermäßige Budgetdefizite und nicht trtigbare Schul-
denstände einzelner Länder nicht v<innieden wer-
den. Ob dies so sein wird, hängt von der Wirk-
samkeit des Stabilitäl$- und Wachstumspakts ab 
(Ziffer 233). 

Die Frage, ob es zu 'Ilansfers kommt, Wird entschei-
dend auch davon beeinflußt, inwieweit der Hllfttin!JS-
ausschluß gemäß Artikel 104 b Absatz 1 EG-Vertrag 
eingehalten wird, wenn ein Land in. eüie finanzielle 
Notlage gerät. In diesem Zusammenhang darf der in 
der Offentlichkeit bisher weitgehend unbeachtete 
Artikel l03a Absatz 2 EG-Vertrag, nach dem bei au-
ßergewöhnlichen Ereignissen, die sich der Kontrolle 
eines Mitgliedslandes entziehen, finanzieller Bei-
stand gew4hrt werden kann, nicht in der Form inter-
pretiert werden, daß der in Artikel 104 b Absatz 1 
EG-Vertrag formulierte Haftungsausschluß in seiner 
Wirkung aufgehoben wird. Auch düifen außerge-
wöhnliche Ereignisse im Sinne von .Artikel 103 a 
Absatz '.2 EG-Vertrag nicht so weit gedeutet werden, 
daß sie die oben beschriebenen Veränderungen (ZH-
fer 414) umfassen, auf· die in einzelnen Volkswirt-
schaften normalerweise mit realen Wechselkursän-
derungen, künftig also mit Anpassungen der PreiSe 
und der Löhne, reagiert werden muß. 

Von der Handhabung der Haftungsausschlußregel 
hängen die Zinswirkungen ab. Müssen die Finani-
märkte von einer strikten Interpretation der Haftung 
ausgehen, werden sie den Ländern unterschiedliche 
Bonitätsrisiken zuordnen. Ein Land mit einer abzu-
sehenden finanziellen Notlage würde mit einer Risi-
koprämie belegt. Wird der Haftungsausschluß je-
doch faktisch aufgeweicht, das heißt können Pro-
blemländer darauf setzen. daß sie letzten Endes Hil-
fe über ll:ansfers, sei es der Europäischen Union, sei 
es einzelner l'Y1ltgliedsta.aten, erhalten, so werd'en 
die Finanzmärkte die mangelnde Budgetdisziplin 
einzelner Länder nicht sanktionieren. Das Budget-
verhalten dieser Länder bleibt dann nicht ohne Ein-
fluß auf die Einschätzung der Gemelnschaftswäh-
mng durch di~ FinanzmArkte. Das Zinslliveau in der 
Währungsunion insgesamt wird steigen, gegebenen-
falls verbunden mit einer Abwertung der euro-
paiscben Währung und mit Gefahren fÜr die Stabili-
tllt des Geldwertes. 
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Wegen der fehlenden politischen Union sollte es kei-
nen horizontalen Finanzausgleich im europäischen 
Währungsraum geben (JG 92 Ziffer 457). Gegen eine 
Ausweitung der vertikalen ll:ansferströme im Rah-
men der Strukturfonds bestehen ebenfalls erhebliche 
Bedenken (Ziffer 426). 
417- Mit dem neuen einheitlichen Geld wird ein 
wichtiger Bereich der Wirtschaftspolitik vergemein-
schaftet und einer neu ins Leben gerufenen Institu-
tion auf europäischer Ebene überantwortet werden; 
der kurzfristige Zins kann in Zukunft nicht mehr auf 
die nationale makroökonomische Situation hin maß-
geschneidert werden, der europäische Geldmantel 
wird für alle Länder gleich sein. Dagegen bleiben 
die Finanzpolitik und andere Teilbereiche der Wirt-
schaftspolitik weiterhin in nationaler Verantwortung. 
Daraus entsteht ein Spannungsverhältnis, weil sich 
nationale Finanzpolitik und nationale Wirtschafts-
politik in vielfältiger Weise auf die für die Geldpolitik 
maßgeblidle Zielgröße der Preisni,veaustabilität aus-
wirken, etwa werin diese nationalen Politiken Anlaß 
zu Inflationserwartungen geben und damit das Ziel 
der Preisniveaustabilität schwerer erreichbar ma-
chen. Was die nati,onalen Budgetpolitiken betrifft, so 
sind sie durch den Stabilitäts- und Wachstumspakt 
gebunden, um ein allzu schwieriges Umfeld für die 
europäische Geldpolitik durch negative Wirkungen 
unsolider Staatsfinanzen zu vermeiden. 

Zunehmend wird neuerdings darüber hinausgehend 
auch die Frage nach einer Koordinierung der Wirt-
schaftspolitik gemäß Artikel 103 EG-Vertrag gestellt. 
Koordinierung kann dabei Unterschiedliches be-
deuten: · 

Ein erster Aspekt besteht darin, daß es hilfreich 
Ist, wenn die wirtschaftspolitischen Entschei-
dungsträger in den einzelnen Ländern von einem 
einheitlichen Diagnosebild ausgehen und ihren 
Handlungen abnliche Orientierungen und ähn-
liche Ziele, wie sie im allgemeinen in Artikel 2 
EG-Vertrag definiert sind, zugrunde legen (Koor-
dinierung in der Orientierung). 

- Ein zweiter Aspekt der Koordinierung bezieht sich 
auf Institutionelle Regelungen. So kann man sich 
in einzelnen Bereichen darauf verständigen, ein 
Minimum an Gemeinsamkeit herzustellen, etwa 
bei Verbrauchssteuern Mindestsätze zu vereinba-
ren, um allzu starke Verzerrungen im Gemein-
samen Markt beim Übergang zur Besteuerung im 
Ursprungsland zu vermeiden (Koordinierung von 
institutionellen Regelungen durch Mindestregeln). 
.Aber letztlich muß die Besteuerung in nationaler 
Hand bleiben, solange eine politische Union mit 
einer deniokratischen Legitimierung der euro-
päischen Exekutive nicht gegeben ist. Und selbst 
bei einer politischen Union gilt das Subsidiaritäts-
prinzip mit einem Wettbewerb der Gebietskörper-
schaften auf den verschiedenen politischen Ebe-
nen. Auch bei Produktnormen oder Umweltstan-
dards sind Mindestregeln vertretbar; diese dürfen 
aber nicht daiu führen, daß Kompetenzen in Ver-
letzung des Subsidiaritätsprinzips auf die Zentral-
ebene verlagert werden. Der institutionelle Wett-
bewerb in Europa, der durch die Anerkennung 
der Regeln des Ursprungslandes in Gang gesetzt 
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wurde und sich als Entdeckungsverfahren für 
neue Lösungen erwiesen hat und letztlich über 
Anpassungsprozesse auch ex post zu einer Anglei-
chung von institutionellen Regelungen führt, darf 
durch eine Vorab-Koordination nicht verdrängt 
werden (Koordinierung von institutionellen Regeln 
durch den Wettbewerbsprozeß). 

- Ein dritter Aspekt betrifft die makroökonornische 
Wirtschaftspolitik, für die nunmehr - über die 
Budgetpolitik hinaus - Regeln und .Koordinie-
rungsprozeduren gefordert werden (Koordinie-
rung der Makropolitik). Dabei geht es um den 
Gleichklang der nationalen Finanzpolitik und der 
nationalen Lohnpolitik mit der europaeinheit-
lichen Geldpolitik (optimaler Policy Mix). Verlau-
fen die nationalen Konjunkturen in der Währungs-
union asynchron und ist das eine Land in der 
Rezession, während das andere sich in der Hoch-
konjunktur befindet, so lassen sich die nationalen 
Finanzpolitiken, soweit sie auf die Konjunktur be-
zogen sind, von der Problemlage her nicht aufein-
ander abstinunen; sie sind einander zwangsläufig 
entgegengerichtet. Sind dagegen alle Länder in 
der gleichen Konjunkturlage, so kann es ange-
zeigt sein, in gleichen Schritten vorzugehen, etwa 
rezessionsbedingte Mindereinnahmen unter Be-
rücksichtigung der Regelung des Stabilitäts- und 
Wachstumspakts für die Obergrenze bei über-
mäßigen Defiziten hinzunehmen. Allerdings wlrd 
darüber hinausgehend eine aktive Konjunkturpo-
litik, aus welchen Gründen auch immer, derzeit in 
den europäischen Ländern nicht betrieben. Außer-
dem setzt eine _aktive Konjunkturpolitik in der 
Hochkonjunktur eine beachtliche Disziplin des po-
litischen Prozesses voraus, die bisher nicht beob-
achtet werden konnte: Sprudelnde Steuereinnah-
men des Booms darf die Politik nicht für die Staats-
ausgaben ausschöpfen; viehnehr müssen Über-
schüsse in den Haushalten für die Schulden-
tilgung verwendet werden. Wir müssen also vor 
Fehleinschätzungen über die Möglichkeiten der 
Koordinierung der Makropolitik warnen. 

Zu begrüßen wäre es, wenn ein Gedankenaustausch 
über die in den einzelnen Ländern gemachten Erfah-
rungen und über die besten Praktiken, etwa bei der 
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit oder bei Ansätzen 
zur Förderung des wirtschaftlichen Wachstums statt-
fände. Die Erwartung ist, daß sich daraus Politiken 
ergeben, die zu einer größeren Leistungsfähigkeit 
der europäischen Volkswirtschaften führen. 

418. Schließlich und vor allem: Die Politik muß da-
für werben, daß sich in Europa ein Grundkonsens 
einstellt, der die stabilitätsorientierte europäische 
Geldpolitik trägt. Die europäischen Länder haben of-
fenbar, bedingt durch die unterschiedlichen verfas-
sungsrechtlichen und staatsrechtlichen Traditionen 
und beeinflußt durch die unterschiedlichen histo-
rischen Erfahrungen, (noch) unterschiedliche Vor-
stellungen über die Stellung der Geldpolitik in der 
Staatsordnung. Der eine Ansatz, insbesondere in 
Frankreich vertreten, betont die demokratische Legi-
timierung einer Regierung und will in diese Legiti-
mation letztlich auch die Geldpolitik eingebunden 
sehen. Der andere Ansatz, der Vor allem in Deutsch-

land vorherrscht, kann sich auf positive Erfahrungen 
aus fünfzig Jahren berufen, die man daniit gemacht 
hat, die Geldversorgung zu entpolitisieren, indem sie 
einer unabhängigen Institution übertragen wurde. 
Für eine gute Entwicklung der Währungsunion muß 
man darauf setzen, daß inzwischen überall in Europa 
anerkannt ist: Mit einer Politik des leichten Geldes 
sind keine wirtschaftlichen Probleme zu lösen. Ge-
rade für eine vergemeinschaftete Währung ist von 
zentraler Bedeutung, daß die Entscheidung über 
Zinssatz und Geldmenge und letztlich über die Infla-
tionsrate und den Geldwert an eine unabhängige 
(europäische) Institution delegiert wird, daß also die 
(nationale) Politik die Geldversorgung aus der Hand 
zu geben bereit ist - über diesen Kernpunkt einer 
KonzeptioQ. für das Geldwesen; der so im Maastrich-
ter Vertrag verankert ist; muß in der Praxis Konsens 
bestehen. 

Ein erster Schritt in diese Richtung ist die mittler-
weile zwischen Deutschland und Frankreich gefun-
dene Einigung über di~ Frage, ob der Europäischen 
Zentralbank ein Stabilitäts- und Wachstumsrat, auch 
Euro-Rat genannt, gegenübergestellt werden sol.L 
mit dem Zweck, der Politik einen Dialog mit der 
Europäischen Zentralbank über geld- und währungs-
politische Fragen zu ermöglichen. Dies ist nicht mehr 
geplant, und das ist gut so, wären anderenfalls doch 
Zweifel an der Unabhängigkeit der Europäischen 
Zentralbank aufgekommen. Vielmehr ist ein infor-
melles Gremium - analog zur G-7 als E-x mit der An-
zahl der Mitgliedstaaten bezeichnet - in Ergänzung 
zum ECO.FIN"-Rat vorgesehen, in dem sich, solange 
noch nicht alle Länder der Europäischen Union Mit-
glieder der Währungsunion sind, die Finanz- und 
Wntschaftsminister der Euro-Zone zu einem Informa-
tionsaustausch über finanzpolitische, budgetpoliti-
sche und strukturpolitisc~e Fragen treffen~ Dieses 
Gremium ist gemäß bisheriger Praxis ferner zustän-
dig für die Leitkursentscheidungen im Rahmen des 
EWS-II. Gegenstand der )3eratungen sind ebenfalls 
die Koordinierung der Wirtschaftspolitik nach Arti-
kel 103 EG-Vertrag und konkrete wirtschaftspoliti-
sche Empfehlungen an Mitgliedstaaten, wenn die 
Wirtschaftspolitik eines Mitgliedstaates nicht mit den 
gemäß Artikel 103 Absatz 2 EG-Vertrag festgelegten 
Grundzügen der Wirtschaftspolitik vereinbar ist oder 
das Funktionieren der Wirtschafts- und Währungs-
union zu gefährden droht. Die formellen Entschei-
dungen bleiben weiterhin dem ECOFIN-Rat vorbe-
halten. Zwar ist abzuwarten, wie dieses informelle 
Gremium seine Rolle faktisch definieren wird, aber 
die Forderung nach einem zusätzlichen formellen 
Gremium - einem neben der Geldpolitik stehenden 
ökonomischen Pol - scheint aus der Welt zu sein. 

Die Länder der Europäischen Union, die die Wäh-
rungsunion giünden wollen, haben im Vertrag von 
Maastricht einer unabhängigen Notenbank zuge-
stimmt, sie haben in Amsterdam den Stabilitäts- und 
Wachstumspakt akzeptiert. Ein stabiler Geldwert ist 
in Artikel 105 EG-Vertrag als vorrangiges ·Ziel der 
Europäischen Zentralbank verankert. Man hat sich 
damit auf eine stabile Gemeinschaftswährung geei-
nigt. Dies muß im Interesse einer gedeihlichen Ent-
wicklung Europas nun auch verwirk.licht werden. 
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V. Zur Osterweiterung der Europlllschen Union: 
Strukturfonds und Gemeinsame Agrarpolltlk 

alif dem Prüfstand 

419. Die Europäische Union hat beschlossen, inl 
kommenden Jahr mit fünf mi~el- und osteuropäi-
schen Ländern - Polen, der Tschechischen Republik, 
Ungarn, Slowenien, Estland - formelle Verhandlun-
gen über deren Beitritt aufzunehmen (parallel sollen 
auch mit Zypern Beitrittsverhandlungen geführt wer: 
den). Insoweit sind andere, zeitlich mehr oder weni-
ger lang gestreckte Formen der Heranführung der 
Reformländer an die Gemeinschaft VOii). Tuch, wie sie 
In den letzten Jahren diskutiert wurden - zum Bei-
spiel bilaterale Freihandelsabkommen iind Koopera-
tionsabkommen, die Anbindung an das EU-Binnen, 
marktprograrnm durch ErWeiterung des Euro-
päischen Wirtschaftsraums nach Osten, eine schritt-
weise Übertragung konstitutiver Ordnungsprinzipien 

Tabelle 64 

des EG-Vertrages auf diese Länder, insbesondere des 
Wettbewerbsrechts (JG 94 Ziffern 382ff.) .. wann und 
unter welchen Bedingungen jeweils die Vollmitglied-
schaft wirksam wird, ist offen. Daß alle Beitrittskandi-
daten zum gleichen Zeitpunkt aufgenommen werden, 
ist schon aus verhandlungstechnischen Gründen un-
wahrscheinlich; daß es ohne Übergangsregelungen ge-
hen könnte, widerspricht aller Erfahrung bei den bis-
herigen vier Erweiterungen der Gemeinschaft und ist 
angesichts des Gefälles in der Wirtschaftskraft zwi-
schen den heutigen und den künftigen Mitgliedstaa-
ten schwer vorstellbar (Tabelle 64). Aber mit einer 
Osterweiterung der Europäischen Union in einer nicht 
allzu weiten Zukunft kann man heute fest rechnen. 

420. Die Osterweiterung war mit den Assoziie-
rungsabkommen (den sogenannten Europa-Abkom-
men), die die Europäische Union Ende 1991 mit Po-
len, Ungarn und . der damaligen Tschechoslowakei 

Eckdaten fllr die Wtttel- und oslenropil.schen Beitrittskandidaten zur Enropillschen Union 
1996 

Elnhelt 

Fläche .................. Tud.qkm 
Landwirtschaftliche 

Nutzfläche (Anteil) 1) ... vH 
Bevölkerung ............ Mio Personen 
Bruttoinlandsprodukt, real . vH 
Bruttoinlandsprodukt, 

nominal') ............. Mrd US-Dollar 
Bruttoinlandsprodukt 

pro Kopf') 
- Nominal .......... US-Dollar') 
- EU-15 = 100 ....... vH 
- Kaufkraftstandards . ECU 
- EU-15 = 100 ......• vH 

Struktur der 
Bruttowertschöpfung') 

- Landwirtschaft ..... vH 
- Produzierendes 

Gewerbe ........... vH 
- Dienstleistungen ... vH 

Arbeitslosenquote') ...... vH 
Verbraucherpreise ....... vH 
Leistungsbilanzsaldo .... vHdesBIP 
Budgetsaldo der 

öffentlichen Haushalte .. vHdesBIP 

1) 1995. , 
') :Für 1995 zu jeweiligen Marktpreisen. 
') Amtlicher Wechselkur&. · 

Estland 

45,2 

30 
1,48 

+ 4,0 

4,0 

2703 
12,0 

3920 
22,7 

8,1 

28,2 
63,7 
5,6 

23,1 
-10,2 

- 1,7 
' -

'I Anteile an der gesamten Bruttowertschöpfung In vH im Jahre 1995. 

-· 

Polen 

312,7 

60 
38,64 
+6,1 

118,0 

3 053 
13,5 

5320 
30,8 

7,3 

41,8 
50,9 
12,4 
19,9 
-6,3 

-2,5 
-

Tschechi-
sehe Ungarn Slowenien EU-15 

Republik 

78,9 93,0 20,3 3 236,0 

54 66 36 43 
10,32 10,21 1,98 373,25 
+4,4 +1,0 +3,1 +1,1 

45,7 43,7 18,6 8 421,7 

4425 4 281 9365 22563 
19,6 19,0 41,5 100 

9410 6310 10 110 17 260 
54,5 36,6 58,6, 100 

5,2 7,2 5,0 2,4 

41,5 31,8 37,2 31,5 
53,3 61,0 57,8 66,1 

3,5 10,0 7,3 10,9 
8,8 23,5 9,7 2,5 

-8,0 -3,8 0,2 0,8 

-0,1 -2,0 0,0 -4,4 

') Quelle OECD: Die Definitioneµ der Arbeitslosigkeit unterscheiden sich beträchtlich; wo verfügbar, wurden umfragegestützte 
Schi.tzungen gem.lß ll.0-Definition verwenC:Iet. 

Quellen:. EU. ~CD, Weltbank und nationale Veröffentlichungen 
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sowie anschließend mit sechs weiteren Staaten Mit-
tel- und Osteuropas geschlossen hat, auf den Weg 
gebracht worden. Im Mitteipunkt stand die Inten-
sivierung der wechselseitigen Handelsbeziehungen. 
Inzwischen hat die Europäische Union den Markt-
zugang für die neuen Anbieter von Industriegütern 
aus Mittel- und Osteuropa erheblich liberalisiert und 
selbst in den vertraglich als sensibel eingestuften 
Ausnahmebereichen (Kohle, Stahlprodukte, chemi-
sche Erzeugnisse, Bekleidung und Textilien) die vor- . 
mals hohen Handelsbarrieren schneller reduziert als 
ursprünglich erwartet worden war; nur im Agrarbe-
reich hält sich die Handelsliberalisierung in sehr 
engen Grenzen. Als Ganzes gesehen hat der euro-
päische Binnenmarkt im Außenhandel der zehn asso-
ziierten mittel- und osteuropäischen Reformländer 
inzwischen ein ähnlich großes Gewicht, wie das bei 
den heutigen Mitgliedstaaten der· Fall ist. Die Anteile 
an ihrer gesamten Warenausfuhr und Wareneinfuhr 
liegen im Jahre 1995 in einer Spanne von 36,2 vH bis 
68,0 vH; für diese Ländergruppe ist Deutschland ins-
gesamt der wichtigste Handelspartner, auch für je-
den der Beitrittskandidaten außer Estland ffabelle 65). 
Aus der Sicht der Europäischen Union sind die zehn 
Reformländer noch von geringer Bedeutung; im Jah-
re 1995 betrug ihr Anteil am EU-Export 3,0 vH, am 
EU-Import 2,7 vH. Die Beitrittskandidaten haben 
ihren Außenhandel erheblich liberalisiert, viele der 
einst. sehr restriktiven mengenmäßigen Einfuhr-
beschränkungen gemildert oder ganz beseitigt und 
die Zölle gegenüber Drittländern reduziert. Der Grad 
der Handelsliberalisierung ist unterschiedlich, am 
höchsten ist er in Estland, noch vor Tschechien und 
Slowenien, wo die außenwirtschaftliche Öffnung 
ebenfalls schon weit fortgeschritten ist. Und in Polen 
und Ungarn, die einen noch vergleichsweise höhe-
ren Importschutz haben, gibt es keine ernsthaften 
Marktzugangsbarrieren für EXportunternehmen aus 
Deutschland und anderen EU-Mitgliedstaaten. 

421. Allein schon die räumliche Nähe der Beitritts-
kandidaten zur Fünfzehnergemeinschaft begründet 
die Erwartung, daß die künftige Arbeitsteilung sich 
ausweiten und vertiefen wird, auch in bezug auf die 
Agrarproduktion. Der Preis- und Qualitätswettbe-
werb wird intensiver werden. Auf beiden Seiten wer-
den strukturelle Veränderungen in der Volkswirt-
schaft eintreten, die Anpassungen in der Produktion 
und in der Beschäftigung erzwingen, besonders tief-
greifende im Osten. Die Beitrittskandidaten gehen 
davon aus, daß ihnen massive finanzielle Hilfen von 
außen über die Anpassungsprobleme binweghellen 
könnten. Genauso ist die Erwartungshaltung in den 
anderen assozüerten Reformländern, die sich Hoff-
nung auf eine Vollmitgliedschaft in der Europäischen 
Union machen. Innerhalb der Europäischen Union 
verstärken die erwarteten finanziellen Auswirkun-
gen der Osterweiterung die Diskussion über die Effi-
zienz und Finanzierbarkeit der gegenwärtigen inner-
gemeinschaftlichen 'Ii"ansfersysteme und über die 
Zukunft der Gemeinsamen Agrarpolitik. · Konkrete 
Antworten werden verlangt: die Union kann es sich 
nicht erlauben, wieder einmal alte, ungelöste Pro-
bleme vor sich her zu schieben, jetzt mit der Gefahr, 
daß es zu harten Verteilungskämpfen zwischen den 
Mitgliedstaaten, den alten und den neuen und je-
weils untereinander, kommt, die dem weiteren Inte-
grationsprozeß als Ganzem schaden. Die Europäi-
sche Kommission hat in. einem Mitte des Jahres vor-
gelegten Bericht (.Agenda 2000 - Eine stärkere und 
erweiterte Union") eine umfangreiche Stellung-
nahme zu grundlegenden Problemen und den sich 
daraus ergebenden Maßnahmen abgegeben. Der 
Sachverständigemat nimmt dies zum Anlaß, zu den 
Konsequenzen der Osterweiterung· für zwei Bereiche 
gemeinschaftlicher Politik - die Strukturfonds und 
die Gemeinsame Agrarpolitik - Stellung zu nehmen. 
In beiden Bereichen sehen wir erhebliche Reform-
zwänge. 

Tabelle 65 

Außenhandel der Bellrlttskandldaten und der übrigen assozl1er1en Reformländer mit den EU-Uindern 
1995 

. ··-·-

Ausfuhr Einfuhr 

Land und Ländergruppe Insgesamt nach 
1
1 noch den 

Deutschland EU-Ländern Insgesamt aus 
1
1 aus den 

Deutsc~a~d E~~L~dem 

Mio US-$ Anteile in vH Mio US-$ Anteile in vH 
··--. 

Beitrittskandidaten 
Estland „ „ „ „. „ „ „. „ „. „ „ 1835 7,2 54,0 2538 9,6 66,Q 
Polen. „ „ .... „. „. „. „ „ „ · „ 22855 38,4 70,1 28928 26,6 64,8 
Tschechische Republik ........... 17 090 31,9 55,2 20905 25,8 56,4 
Ungarn ......................... 12862 28,7 62,8 15464 23,5 61,5 
Slowenien . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 8 315 30,2 67,0 9487 23,2 68,8 

Übrige assoziierte Reformländer 1) •••• 25364 15,7 42,4 27 887 15,1 42,0 

1) Bulgarien, Lettland. Lltauen, Rumänien und Slowakische Republik. 
Quelle: UN 
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Strukturfonds: Kursänderung dringend . 
422. Seit vielen Jahren ist die Europäische Union 
darum bemüht, mit Hilfe verschiedener Transfer-
systeme in Form von Strukturfonds die lm Prozeß des 
gesamtwirtschaftlichen Wachstums Zliriickgebliebe- · 
nen Regionen einzelner Mitgliedstaafän zu fördern, 
den Strukturwandel sozial abzufede~ und räumlich 
konzentriert auftretende Arbeitsmarktprobleme zu 
mildem (Tabelle 66). Damit soll der wirtschaftliche 
und soziale Zusanunenhalt iri der Gemeinschaft ge' 
stärkt werden (Artikel 130a EGV). In-cier Finanziel-
len Vorausschau der Europäischen Kommission für 
den Zeitraum 1994 bis 1999 ist ein Transfervolumen 
von über 150 Mrd ECU (in Preisen von 1994) vorge-
sehen; das entspricht im Durchschnitt der Jahre 
knapp 31 vH der geplanten Gesamtausgaben im 
EU-Haushalt, wobei dieser Anteil eine steigende 
Tendenz aufweist und 32,6 vH im Jahre 1999 errei-
chen soll (was dem Rahmen der vom Europäischen 
Rat Ende 1992 festgesetzten Leitlinie von 0,46 vH. 
in Relation zum Bruttoinlandsprodukt der 15 M'it-
gliedstaaten entspräche). Das quantitativ größte Ge-
wicht hat seit jeher der Europäische Fonds für 
regionale Entwicli:J.ung, über den mehr als drei Vier-
tel der Strukturfondsmittel fließen und zwar insbe-
sondere zugunsten von Regionen, in denen das Pro-
Kopf-Einkommen unter 7 5 vH des Gemeinschafts-
durchschnitts' liegt; dazu gehören auch die neuen 
Bundesländer. Die Strukturfonds sind im Laufe der 
Jahre kontinuierlich ausgedehnt worden, bei Erwei-
terungen der Gemeinschaft auch iµ ihrer Zielrich-
tung. Mittlerweile lebt etwa die Hälfte der Bevölke-
rung der Europäischen Union in Regionen, die be-
sonders gefördert werden, und alle fünfzehn Mit-
gliedstaaten erhalten Transferi:ahlungen aus den 
Strukturfonds im Rahmen eines ~omplizierten und 
schwer durchschaubaren Zuteilungsverfahrens. Eine 
finanzielle Eigenbeteiligung ist vorgeschrieben und 
reich~ je nach dem zugrundeliegenden Förderziel, 
von mindestens 25 vH bis höchstens 50 vH der Ge-
samtausgaben, entsprechend liegt der EU-Kofinan-
zierungssatz zwischen 75 vH und 50 vH. 

Neben den herkömmlichen Strukturfonds ist mit dem 
Vertrag von Maastricht ein Kohäsionsfonds für den 
Zeitraum 1993 bis 1999 mit dem Ziel eingerichtet 
worden, in den Mitgliedstaaten mit einem Pro-Kopf-
Einkommen im Jahre 1992 von weniger als 90 vH des 
Gemeinschaftsdurchschnitts die Bedingungen für 
eine realwirtschaftliche Konvergenz auf dem Weg 
zur EuropäiSchen Währungsunion zu verbessern. 
Das Transfervolumen beläuft sich für den Gesamt-
zeitraum auf rund 16 Mrd ECU (in Preisen von 1S94), 
Empfängerländer sind Griechenland, Portugal, Spa-
nien und Irland. Gefördert werden ausschließlich 
Projekte zum Ausbau transeuropäischer Verkehrs-
netze und im Bereich des Umweltschutzes. Der 
EU-Kofinanzierungssatz ist mit 15 vH bis 20 vH nied-
riger als bei den Strukturfondsmitteln. Die Zahlun-
gen aus dem Kohäsionsfonds sind an die Bedingung 
geknüpft, daß die jeweiligen Länder mehrjährige 
Konvergenzprogramme haben, die eine Überwa-
chung der Haushaltslage durch die Europäische 
Kommission gemäß Artikel 104 c EG.Vertrag erlau-
ben. 
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423. Die Wirkungen der Transferzahlungen sind 
umstritten: Die Europäische Kommission neigt dazu, 
sie im großen und ganzen positiv zu bewerten und 
beharrt daher auf einer Beibehaltung der Struktur-
und Kohäsionsfonds über das Ja])r 1999 hinaus; die 
neuen Mitgliedst.aaten sollen in das Transfersystem 
einbezogen werden. Dabei geht die Kommission da-
von aus, daß die Zentralisierung von Entscheidungs-
befugnissen auf der EU-Ebene sinnvoll sei, weil die 
Koordination regionalpolitischer Maßnahmen Ver-
bundvorteile habe. In wissenschaftlichen Untersu-
chungen ergibt sich hingegen ein sehr differenzier-

. tes Bild. Zwar ist es häufig gelungen, zusammen mit 
nationalen Maßnahmen der regionalen Wirtschafts-
förderung die wirtschaftsnahe Infrastruktur, beson-
ders im Bereich des Verkehrs und der Telekommuni-
kation, zu modernisieren und zu erweitern. Aber 
nach wie vor ist innerhalb der Europäischen Union 
das Entwicklungsgefälle zwischen einzelnen Regio-
nen groß. Es gibt in zahlreichen Mitgliedstaaten im-
mer noch etliche strukturschwache Gebiete mit gra-
vierenden Wachstums- und Beschäftigungsproble-
men. Unter den Kohäsionsländern hat seit 1993 nur 
Irland gegenüber den hochentwickelten Mitglied-
staaten wirtschaftlich nachhaltig aufgeholt, in der 
Europäischen Union sogar ein überdurchschnittli-
ches Pro-Kopf-Einkommen erreicht; Spanien, in das 
etwa die Hälfte der Kohäsionsfondsmittel fließt, hat 
den Abstand zum EU-Durchschnitt nicht verkleinern 
körinen und seine seit vielen Jahren hartnäckigen 
Arbeitsmarktprobleme nicht in den Griff bekommen, 
bei der registrierten Arbeitslosigkeit weist es bestän-
dig die höchste Rate unter den Mitgliedsländern auf 
(rund 20 vH der Erwerbspersonen). 

Über die Gründe dafür, daß sich die mit den Struktur-
und Kohäsionsfonds verknüpften Erwartungen häu-
fig nicht erfüllt haben, gehen die Meinungen aus-
einander. Wer das Hauptaugenmerk auf die Finan-
zierungsseite wirtschaftlicher Entwicklungsprozesse 
legt, wird als Problem hervorheben, daß die bereitge-
stellten Fondsmittel unzureichend sind im Verhältnis 
zu den Investitionen, die für mehr Wachstum und Be-
schäftigung und für eine Verbesserung der Umwelt-
qualität in den jeweiligen Empfängerländern durch-
geführt werden müßten. Wer hingegen Standortfak-
toren für das Entscheidende hält und in den weniger 
entwickelten 'Regionen oder Ländern feststellen 
muß, daß es an unternehmerischen Initiativen und an 
qualifizierten Arbeitskräften mangelt und die ge-
samtwirtschaftlichen Rahmenbedingungen für das 
Investieren vergleichsweise ungünstig sind, wird die 
Strukturfonds als ein Kurteren an Symptomen werten 
(JG 92 Ziffer 454). 

Ohne eine mittelfristig angelegte Ursachentherapie 
sind Standortschwächen nicht zu beheben, Entwick-
lungsrückstände nicht aufzuholen. Finanzielle Trans-
fers von außen, wie großzügig auch immer bemes-
sen, können die erhofften stimulierenden Wirkungen 
für die wirtschaftliche Aktivität nur entfalten, wenn 
sie komplementär zu den im Lande vorhandenen 
und mobilisierbaren Ressourcen zufließen und wenn 
sie in eine nationalstaatliche regionalpolitische Kon-
zeption eingebettet sind, die Lösungen für konkrete 
Prqblemlagen ermöglicht. ~ie regionalen Problem-
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·Tabelle 66 

EU-Förderung ilber die Strukturfonds 

Förderumfang 
1994-1999 3) 

Förder- a) Bevölkerung Vonchlag der 
Ziel Fonds 1) Förderkriterien ebene 2) 

b} Anteil an den EU-Kommission 
Strukturlondsmittel, in der Agenda 2000 

die auf die Ziele 1 bis 6 
entfallen 

1 Förderung der Ent- EFRE, - Regionen, deren BIP NUTS a) 26,6 vH der Ziel 1 mit hOher Priort-
wicklung und der ESF, pro Kopf Wlter 75 vH IT-Ebene EU 15-Bevölkerung tät beibehalten, 75 vH-
strukturellen Anpas- EAGFL-A des Geme:inschafts- b) 68,0vH Schwellenwert strikt 
sung der Regionen durchschnitts liegt einhalten, zwei Drittel 
mit Entwicklungs- der Struk.turfondsmi.t-
rückstand 'I tel. 

2 Konversion der EFRE, - Regionen mit hoher NUTS a) 16,4 vH der · neues Ziel 2 lllr 2, 
Regionen, Grenz- ESF Arbeitslosigkeit, ho- m-Ebene EU 15-Bevöl.kerung 5 b alt: Erleichterung 
regionen oder hem Industrieanteil, b) 11,1 vH der wirtschaftlichen 
Teilregionen, die von rücklliufiger Indu- und sozialen Umstel-
der rückläufigen- s!Iiebeschäfligung lung in Gebieten, in de-
industriellen Ent- - Beschluß nen sich ein wirtschaft-
wicklung schwer EU-Kommission licher Wandel vollzieht, 
betrotten sind 'l in ländlichen Gebieten 

- nicht Ziel 1-Re!Ji<men mit rückläufiger Ent-

a) horizontal~ 
wicklung, von der Pi-

3 Bekämpfung der ESF - keine explizit ~rei abhängigen 
Langzeitarbeitslosig- vorgegebenen Förderung Krisengebieten sowie 
keit sowie Eingliede- Förderkrlterien b) 11,0vH in Problemgebieten in 
rung der Jugend- - Förderung auf den Städten. 
liehen und der vom Antrag der Mitglied- Förderkriterien: Ausschluß aus dem staaten im. Rahmen Arbeitslosenquote, Arbeitsmarkt betrof-
fenen in das Er- Gemeinschaftlicher Niveau der Beschifö.-
werbsleben Förderkonzepte gung in der Land-

(GFK) und Forstwirtschaft, 
4 Erleichterung der ESF Entwicklung und Grad 

Anpassung der der sozialen Ausgren-
Arbeitskräfte an die zung. 
industriellen. Wand-
lungsprozesse und 
an Veränderungen 
der Produktions-
systeme 

5aEntwicklung des EAGF!-A. a) horizontale neues Ziel 3: 
ländlichen Raums FlAF Förderung Hilfe bei der AnPas-
durch beschleunigte b) 4,4 vH aller Struktur- sung und Modernisie-
Anpassung der fondsmittel rung der Ausbildungs-, 
Agrarstrukturen im Berufsbildungs- und 
Rahmen der Reform Beschäftigungssysteme: 
der Gemeinsamen - Begleitung des Agrarpolitik wirtschaftlichen und 

SbEntwicklung des EAGF!-A, Regionen mit niedri- a) 8,8vHder sozialen Wandel, - - lebenslanges Lernen ländlichen Raums EFRE,ESF gem wirtschaftlichen EU 15-Bevölkerung 
durch die Erleichte- und sozialen Ent- .b) 5,0vH und Fortbildungs-
rung der Entwick- wicklungsstand systeme, 
lung und der struktu- - 2 der 3 folgenden - aktive Arbeitsmarkt-
rellen Anpassung Kriterien erfüllt: polilik zur Bekimp-
der ländlichen Ge- fung der Arbeits-
biete") - hoher Anteil der in losigkeit, der Landwirtschaft 

Beschäftigten, - Bekämpfung der so-
- niedriges Aguu- zialen Ausgrenzung 

einkommen, zur Erfassung d.!r nicht 
- niedrige Bevölke- unter die Ziele 1 und 2 

rungsdichte oder fallenden Regionen. 
Tendenz zur 
Entvölkerung. 

- nicht Ziel 1-Regionen 
- Beschluß EU-Kom-

mission 

6 Förderung der Ent- EFRE, - Regionen mit weni- NUTS a) 0,4 vH der EU 15-Be-
wicklung und struk- ESF ger als 8 Einwohnern ll-Ebene Völkerung (Polar-
turellen Anpassung PTO Quadratkilo- regionen Schwedens 
von Gebieten mit ex- meter und Finnlands) 
trem ni~er Bevöl-
kerungs · te') b) 0,5vH 
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noch Tabelle 66 

EU:Förderung über die Strukturfonds 
. 

Förderumfang 
199'-1999 3) 

Förder- a} Bevölkerung Vorschlag der 
Ziel Fonctst) P6rderkrlterien ebene2') b} Anteil an den EU-Kommission 

Strukturfondsmittel, in der Agenda 2000 
die auf die Ziele 1 bis 6 

entfallen 

Gemelnschaftsinlttallven 

Struktur-· und regional- - EU-Kmnmjssjon setzt 9 vH aller Struktur- Reduktion der Gemein-
politische Sondennall- in Zusammenarbeit fondsmittel scha.ftsinitiativen 
nahmen mit Mitgliedstaaten 

Schwerpunkte fest 

1) EFRE: Europ!isc:he Fonds für regionale Entwicklung; ESF: Eui'opiischer Sozialfonds; HAGFL-A: .Europäischer Ausrichtungs- und Garantie-
fonds füI die Landwirtschaft, Abteilung Ausrichtung; FIAF: Finanzinstrument fiir ~e ~~tung der Fischerei. 

~ N1ITS • Nomenclature des unit'• territoriales stattstiques (Systematik der Gebietseinheiten für die Statistik)' N1ITS !-Ebene (Bundesländer) 
• Ebene unterhalb der Zentralebene, NUTS ll-Ebene (Regierungsbezirke) und NUTS m-Ebene (Kreise) = die in der Hierarchie folgenden 
pollt1sch-administrativen Ebenen. 

*) Daneben ist rund 1 vH &ller Mittel der Strukturfonds für technische Unterstützung und funovative Maßnahmen vorgesehen. 
4) Ausscbllefll.fch als Kofinanzierung zur Regionalförderung der Mitgliedstaaten. 

lagen in der Gemeinschaft smd sehr unterschiedlich, 
die Maßnahmen zu deren Al:ihilfe sind es auch; mei- . 
stens ist es zweckmäßig, die regionalpolitischen 
Maßnahmen mit anderen Bereichen der nationalen 
Wirtschaftspolitik, zum Beispiel der allgemeinen 
Steuerpolitik oder der Umweltpolitik, abzustimmen. 
Eine Zentralisierung von regionalpolitischen At!f-
gaben auf der EU-Ebene ist daher problematisch, sie 
kann nicht zu optimalen Ergebnissen führen. Gerade 
in der Regionalpolitik ist die Beachtung des Subsidia-
ritätsprinzips von unschätzbarem Wert; dies gilt 
schon im nationalen Rahmen (JG 88 Ziffern 405ff.). 

424- All dies ist im Hinblick auf die Osterweiterung 
zu bedenken. Die künftigen Beitrittsländ'lf haben 
erst einen Teil der Wegstrecke bis zur Vollendung 
des nanSformationsprozesses zurückgelegt. Zwar 
haben sie den starken Einbruch in der gesamtwirt-
schaftlichen Produktion, der Anfang der neunziger 
Jahre beim Systemwechsel wohl unvenneidlich war, 
mittlerweile dank einer mehrjährigen Aufwärtsent-
wicklung überwunden. Aber die sektoralen und 
regionalen Probleme sind noch beträchtlich, weil auf 
mehreren Gebieten die ordnungspolitischen Refor-
men nur schleppend vorankommen, die Privatisie-
rung der großen Unternehmen erst noch abgeschlos-
sen werden muß, die lnfrastrukturdefizite nur lang-
sam abgebaut werden, die ökologischen Belastun-
gen aus den Zeiten der Zentralverwal~gswiitschaft 
nur aDrnählich nachlassen. Mit ihreni Pro-Kopf-Ein-
kommen (gemessen an Kaufkraftparitäten) liegen die 
fünf Länder hinter Griechenland, dem Mitgliedstaat 
mit dem niedrigsten Bruttoinlandsprodukt je Ein-
wohner; in Polen, dem größten Land unter den Bei-
trittskandiditen, ist der Abstand zum Gemeinschafts-
durchschnitt besonders ausgeprägt (Tabelle 64, Sei-
te 236). Es ist zu befürchten, daß die Ausgaben aus. 
den Strukturfonds spürbar steigen werden, ohne daß 
damit jedoch die Anpassilngsprozesse wie von selbst 
beschleunigt würden. Und wenn erst~ die übri-
gen mittel- und osteuropäischen Länder, mit deD.en · 
Assoziierungsabkommen bestehen, für eip.e Aufnah-
me in die Europäische Union anstehell, kämen neue 
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Problemregionen hinzu; zusätzliche Transferleistun~ 
gen würden in einem Umfang fällig, der die Struktur-
fonds wohl überstrapazieren würde. Daher kann die 
Struktuipolitik der Gemeinschaft im Zuge der Ost-
erweiterung nicht einfach mit der bisherigen Kon-
zeption fortgeschrieben werden. Sie muß überprüft 
werden. Die Weichen für eine Neuorientierung soll-
ten so schnell wie möglich gestellt werden, damit 
sich bei den llegenwärtigen Beitrittskandidaten und 
den künftigen nicht Erwartungen über die Höhe der 
Transfers aufbauen, die dann doch enttäuscht wer-
den müßten, was Konfliktsituationen mit gravieren-
den politischen Folgen heraufbeschwören würde, 
und damit sich die heutigen Empfängerländer darauf 
einrichten, daß ibnen relativ weniger Fondsmittel zur 
Verfügung stehen werden. 

425. Die Europäische Kommission läßt sich von der 
Vorstellung leiten, daß die neuen Beitrittsländer in 
die Strukturfonds einbezogen werden können, ohne 
dazu mehr Eigenmittel für den EU-Gesamthaushalt 
als die durch Ratsbeschluß plafonierten (ab 1999: 
1,27 vH des gemeinschaftlichen Bruttosozialpro-
dukts) zu benötigen und ohne den bisher geförderten 
Mitgliedstaaten spürbare Abschläge zwnuten zu 
müssen; die Kohäsionsfonds sollen beibehalten wer-
den und zwar auch dann, wenn die bisherigen Emp-
fängerländer gleich zu Beginn an der dritten Stufe 
der Europäischen Währungsunion teilnehmen. Bei 
der Planung der Haushaltseinnahmen geht die Kom-
mission von jahresdurchschnittlichen Zuwachsraten 
des realen Bruttosozialprodukts von 2,5 vH (Fünl-
zehnergemeinschaft) beziehungsweise 4 vH (Gruppe 
der Beitrittsländer) aus. Durch Straffung der Förder-
ziele von bisher. sechs auf drei (Tabelle 66,), durch 
eine Rücknahme von Gemeinschaftsinitiativen, 
durch Vereinfachungen im Verwaltungsablauf und 
durch eine wirksamere Überwachung der Mittel-
verwendung in den Förderländern hofft sie, zu-
sätzliche finanzielle Ressourcen für Strukturmaßnah-
men zu mobilisieren. Hinsichtlich der gegenwärtigen 
Mitgliedstaaten sollen die Fondsmittel bei dem An-
teil am gemeinschaftlichen Bruttosozialprodukt ein-
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gefroren werden, der im Jahre 1999 erreicht werden 
wird (0,46 vH). Innerhalb des in der Agenda 2000 
entwickelten Finanzrahmens 2000 bis 2006 hat die 
Kommission für Strukturmaßnahmen Ausgaben in 
Höhe von insgesamt 275 Mrd ECU (in Preisen von 
1997) angesetzt. Davon sollen die Beitrittsländer 
45 Mrd ECU erhalten, beginnend mit einer nied-
rigen Anfangsförderung (4,6 Mrd ECU im vorerst hy-
pothetischen Beitrittsjahr 2002, einschließlich der 
vorgesehenen .Hilfe zur Vorbereitung des Beitritts"}, 
die dann sukzessive angehoben wird und im Jahre 
2006 insgesamt 12,6 Mrd ECU betragen und damit 
fast 30 vH der gesamten Ausgaben für Struktur-
maßnahmen absorbieren soll. Mit diesem Anteil 
bliebe das Fördervolumen für die Beitrittsländer 
deutlich hinter dem zurück, w~s den vier Kohäsions-
ländern im gegenwärtigen Finanzierungszeitraum 
übertragen wird (knapp 56 vH der gesamten Fonds-
mittel). 

Von der Idee der Struktur- und Kohäsionsfonds her 
gesehen, wäre es eigentlich konsequent, die finan-
zielle Hille auf die mittel-- und osteuropäischen Re-
formländer zu konzentrieren, um den enormen 
Strukturwandel, der ihren Volkswirtschaften noch 
bevorsteht, leichter bewältigen zu können. Aber die 
Europäische Kommission kann die Konsequenz gar 
nicht ziehen, wenn sie davor zurückschreckt, die 
finanziellen Implikationen der Osterweiterung der 
Fünfzehnergemeinschaft klarzumachen, nur damit 
sich ja kein Land benachteiligt sieht und daraufhin 
versucht sein könnte, die Osterweiterung, über die 
nach dem Prinzip der Einstimmigkeit entschieden 
werden muß, zu blockieren. Es gibt für den EU-Haus-
halt eine EigenmittelobergrenZe, eine Besteuerungs-
kompetenz hat die Kommission nicht (abgesehen von 
den Zolleinnahmen und den Agrarabschöpfungen), 
und die Kreditfinanzierung des Gesamthaushalts ist 
verboten - all dies aus guten Gründen (JG 94 Ziffern 
320f.). Daher müßten eigentlich die Ausgabenpriori-
täten neu gesetzt und die Aufgabenkompetenzen 
zwischen der Gemeinschaftsebene und der Ebene 
der Mitgliedstaaten und deren Teilregionen neu ge-
ordnet werden. Die Europäische Kommission hat in 
der Agenda 2000 die Frage offengelassen, ob dies 
nach dem Jahre 2006 geschehen soll oder. falls nicht, 
wie die dann bestehende Finanzierungslücke ge-
schlossen werden kann. 

426. Dem Grundsatz, daß es in der Gemeinschaft 
Solidarität geben muß, sollte durch einen problem-
orientiert gedachten Transferansatz Rechnung getra-
gen werden. Einen anderen Weg zu gehen - in der 
Diskussion wird gelegentlich ein horizontaler Finanz-
ausgleich zwischen den Mitgliedstaaten genannt -, 
halten wir nicht für sinnvoll und für technisch nicht 
durchführbar. Überdies werden sich die .reichen• 
Länder kaum in Finanzierungspflichten einbinden 
lassen, die angesichts der enormen Strukturprobleme 
in den Beitrittsländern dem Umfang und der Dauer 
nach unkalkulierbar sind. Bei der Politikgestaltung 
im Strukturbereich mittels finanzieller Transfers ist 
auf größtmögliche Rationalität zu achten. Dabei sind 
nach Auffassung des Sachverständigenrates die fol-
genden Gesichtspunkte wichtig: 
- Unter den beiden großen Zielen, die die Regional-

politik führen, sollte das Wachstumsziel gehärtet 

werden und Vorrang vor dem Ausgleichsziel ha-
ben. Der Erfolgsausweis für den Transformations-
prozeß in den künftigen Beitrittsländern wird 
dauerhaftes und angemessenes wirtschaftliches 
Wachstum in der Breite sein, bei hohem Beschäfti-
gungsstand. Auch die heutigen Mitgliedstaaten 
dürften vor allem daran interessiert sein, daß ihre 
jeweiligen Problemregionen möglichst über eine 
aktive Sanierung zu einer dynamischen Entwick-
lung finden. Nötig ist daher, daß in den Problemre-
gionen die Bedingungen geschaffen werden, bei 
denen Wachstumskräfte mobilisiert und freige-
setzt werden, also Sachkapital zufließt, Unterneh-
men gegründet werden, qualifizierte Arbeitskräfte 
zuwandern. Erst wenn das gelingt, gibt es eine 
tragfähige Basis, um interregionale Wohlstandsge-
fälle einzuebnen. · 

- Die Entscheidungskompetenzen bei regionalpoli-
tischen Maßnahmen sollten in der Hauptsache bei 
den Ländern (und deren Regionen) liegen. Auf 
Gemeinschaftsebene kann es nicht ausbleiben, 
daß Förderziele vereinh.eitlicht werden, wie sich 
auch in der Agenda 2000 trotz der vorgesehenen 
Straffung zeigt, es ist kaum möglich, problem-
adäquat und das heißt bei den regionalpolitischen 
Instrumenten und deren Dosierung differenziei:t 
genug zu handeln. Auf den unteren Ebenen, in-
nerhalb der Mitgliedstaaten, geht dies hingegen. 
Damit verhilft das Subsidiaritätsprinzip zu einer 
höheren Effizienz beim Fördersystem und in der 
Ressourcenallokation. Es legt überdies die Verant-
wortlichkeiten für die Stärkung der regionalen 
Entwicklungspotentiale klar: Sie liegen zuvörderst 
bei den einzelnen Mitgliedstaaten. 

- Förderungsmaßnahmen aus den Strukturfonds 
sollten nur subsidiäre Hilfen sein und befristet so-
wie degressiv gestaltet werden. Es muß vermieden 
werden, daß einzelne Länder oder Regionen die 
Hilfen von außen als eine feste Größe einplanen 
und eine Subventionsmentalität entwickeln, die 
die notwendigen Eigenanstrengungen lähmt und 
damit letztlich das wirtschaftliche Wachstum be-
einträchtigt. 

- Für die einem Land insgesamt gewährten Fonds-
mittel muß es jeweils einen Höchstbetrag geben. 
Dadurch soll vor allem der Gefahr von Absorp-
tionsproblemen und der damit verbundenen up.-
wirtschaftlichen Verwendung der Mittel vorge-
beugt werden. 

- Zur Stärkung der Selbstverantwortung der Mit-
gliedstaaten muß die Gewährung von Fondsmittel 
an die Bedingung geknüpft werden, daß das je-
weilige Empfängerland eine substantielle Eigen-
beteiligung leistet und überzeugend darlegt, wie 
die vorgesehenen Maßnahmen den Aufgaben der 
regionalen Wirtschaftspolitik dienen. Das wird 
auch bisher schon angestrebt, aber im Vergleich 
zur gegenwärtigen Praxis müssen die Eigenbe-
teiligungssätze der Mitgliedsländer höher, die 
Gemeinschaftsbeteiligung also niedriger sein, die 
Fondsmittel sollten in geringerem Umfang als ver-
lorene Zuschüsse und in größerem als rückzahl-
bare Darlehen, zu den üblichen Vorzugskonditio-
nen, vergeben werden. Die Höhe der Eigenbeteili-
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gung sollte nach der wirtschaftlichen Leistungs-
kraft der einzelnen Länder gestaffelt werden, 
ebenso die Aufteilung zwischen Zuschüssen und 
Förderung auf Kreditbasis; die Bezugsgröße· sollte 
das Pro-Kopf-Einkommen der einzelnen Mitglied-
staaten sein, nicht wie bislang das einzelner l;l.e-
gionen. Die nennlinie könnte bei 7 5 vH des 
Durchschnitts der künftigen Zwan:/;lgergemein-
schaft gezogen werden; danach hätten nach heuti-
gem Stand außer Griechenland nur die fünf mittel-
und osteuropäischen Länder Anspruch auf Zu-
schüsse. Die anderen Länder könnten Darlehen 
erhalten, wobei für die Förderfähigkeit wohl eine 
Obergrenze zu ziehen wiire. 
Mittel aus dem Kohäsionsfonds weiden Ländern, 
die in die Europäische Währungsunion eintreten, 
nicht mehr gewährt, die zuvor begonnenen Pro-
jekte werden aber zu Ende ·finanziert; Mit der Auf-
nahme in die Währungsunion hat sich die ur-
sprünglich mit dem Kohäsionsfonds verfolgte Ab-
llicht erledigt; das bisherige Empfängerland muß 
gegen sich gelten lassen, daß es diese Hilfen nicht 
mehr braucht · · 

4:!1. Bei einer Neuorientierung der Strukturförde-
rung werden sich die heutigen Mitgliedsländer als 
• Verlierer" sehen, allen vorlll), natürlich die bisheri-
gen Hauptnutznießer. Das ist unvermeidlich, solange 
die flnanzi'f!llle Ausstattimg der Poilds Unverändert, 
das heißt begrenzt bleibt. Eine Konzentration der 
Fondsrnittel auf die künftigen neuen M'.i.igliedsländer 
wAre, bedenkt man die Ausgangslage, nur vernllnf-
tig. Eine Aufstockung der Fondsrnittel wäre nach 
Auffassung des .Sachverständigemates hingegen 
nicht vertretbar, auch die Aufweichung der Kom;litio-
nen bei Darlehensgewährung darf nicht in Betracht 
kommen. Gegen beides sprechen vor allem ord-
nungspolitische Gründe, aber auch der Umstand, 
daß die Solidarität derjenigen Länder, die eine Aus-
weitung der Strukturfonds in erster Llnie zu finanzie-
ren hätten, nicht überdehnt werden darf; das wäre 
dann der Fall, wenn in diesen LändE!m, darunter 
Deutschland, der Eindruck aufkäme, andere Länder 
benützten die Fonds strategisch für Tauschgeschäfte 
und drängten die Gemeinschaft in Richtung auf eine 
Transfenmion zu ihren Gunsten. Eine -Ausw~tung 
der Strukturfonds würde dann, entgegeJ,l der eigent-
lichen Intention, dem wirtschaftlichen und sozialen 
Zusammenhalt in der Gemeinschaft nicht förderlich 
sein, sie würde ihn gefährden. 

Gemelrn1am• Agrarpolitik: 
Durchgreifende Refonnen Qberfllllg 

428. Die Europäische Gemeinschaft lu\t von Allbe-
ginn der Gemeinsamen Agrarpolitik einen sehr ho~ 
hen Stellenwert eingeräumt: als einem der Grund-
pfeiler des Integrationsprozesses und mit dem Ziel, 
der landwirtschaftlichen Bevölkerung . einen an-
gemessenen Lebensstan~ zu ermöglichen, ver-
gleichbar dem, was die Erwerbstätigen in anderen 
Wirtschaftssektoren erreichen. Dabei hat sie nicht 
einen vernünftigen Weg eingeschlagen. Durch den 
Aufbau eines umfassenden Systems produktspezifi- · 
scher Marktordnungen mit Preis- und Absatzgaran-. 
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tien, durch einen hohen Schutz der inländischen Er-
zeugung vor Importkonkurrenz und durch die Ge-
~ährung großzügig bemessener Exportsubventionen 
war es zu schier chronischen Produktionsüberschüs-
sen, zu einer beträchtlichen Fehlleitung von Ressour-
cen und zu gravierenden Ausgabenbelastungen im 
Gemeinschaftshaushalt gekommen, ganz zu schwei-
gen von den Realeinkommenseinbußen, die über-
höhte Nahrungsmittelpreise der Bevölkerung zuge-
mutet haben; die Weltmärkte wurden durch die 
Importregulierungen und die Verwertung der Pro-
duktionsüberschüsse durch die Gemeinschaft er· 
heblich gestört. Der Irrweg der europäischen Agrar-
politik zeigt sich aber nicht allein an deren gesamt-
wirtschaftlich schädlichen Wirkungen, die in zahl-
losen empirischen Studien nachgewiesen worden 
sind; auch µicht nur darin, daß sich die Gemeinschaft 
weltweit schwere handelspolitische Konflikte, vor 
allem mit den Vereinigten Staaten1 einhandelte. Die 
Landwirte selbst sind unzufrieden, weil v:iele in ihren 
Einkommenserwartungen eiII aufs andere Mal ent-
täuscht worden sindrnamentlich tüchtige und unter-
nehmerisch veranlagte Bauern sehen sich in ihren 
Entfaltungsmöglichkeiten unter anderem durch die 
von der Interventionspolitik bewirkten Wettbewerbs-
verzerrungen behindert und um attraktive markt-
bestimmte Erwerbschancen gebracht. 

Lange Zeit hat die Gemeinschaft die vieHach ange-
mahnte grundlegend marktwirtschaftlich ausgerich-
tete Reform der Agrarpolitik abgelehnt, die berech-
tigten Forderungen von Drittländern nach einem Ab-
bau der ~en Außenprotektion ignoriert und in 
Krisensituationen nur mit dirigistischen Notmaßnah-
men und kosmetischen Korrekturen reagiert, die ge-
eignet schienen, Überschußprobleme zu entschärfen 
und akute Haushaltsbelastungen zu mildem und 
damit das hypertrophierte System der Agrarmarkt-
politik in seinem Kern doch zu erhalten. Die jeweili-
gen Bundesregierungen haben diese Llnie mitge-
tragen. Die daran geknüpften Erwartungen erwiesen 
sich zwar als ·eine lliusion. Aber erst als die Finanzie-
rung der Gemeinsamen Agrarpolitik unbeherrschbar 
wurde und die Uruguay-Runde im Rahmen des 
GATI wegen der Agrarfrage am Rande des Schei-
terns stand, stieg bei den für die europäische Agrar-
politik Verantwortlichen die Reformwilligkeit. Das 
war 1992 der Fall (JG 92 Ziffern 450f.). 

429. Die im Jahre 1992 vom zuständigen EU-Kom-
missar eingeleitete Kursänderung (die MacSharry-
Reform, Tabelle 67) hat konzeptionell einige Verbes-
serungen gebracht; aber sie war nicht durchgreifend 
und zwingend genug, und sie hat zudem neue Fehl-
entwicklungen ausgelöst (JG 94 Ziffern 396ff.). Posi-
tiv zu bewerten ist die Einsicht, daß die Agrarpreis-
politik weniger einkommensorientiert und mehr 
marktorientiert werden müsse. Das war eine nicht 
geringzuschiitzende Wende im ordnungspolitischen 

· Denken. Wenn der Abstand der EU-Agrarpreise 
zu den Weltmarktpreisen vermindert (besser noch: 
beseitigt) wird, produziert die Landwirtschaft nur 
das, was sie unter Wettb'ewerbsbedingungen auf 
den inländischen und ausländischen Märkten auch 
wirklich verkaufen kanni die Subventionierung von 
Agrarexporten kann ·aufhören, ebenso die Vemich-
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Tabelle 67 

Maßnahmen und Vorschläge zur Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik 

Haupt-
ackerkulturen 
(.grandes cultures") 

Rlndßeisch 

Milch 

Sonstige 
Malnahmen 

(ausgewihlte Bereiche) · 

MacSharry-Refonn (1992) 

- Senknng des Inteiventionspreises für 
Getreide in drei Schritten um insge-
samt etwa 30 vH. Zum Ausgleich preis-
bedingter Einkommensverluste erhal-
ten die Landwirte in entsprechen-
den Jahresschritten ansteigende, llä-
chenbezogene Direktzahlungen, falls 
sie - soweit sie nicht Kleinerzeuger 
sind - . einen bestimmten Prozentsatz 
ihrer in der Basisperiode bewirtschafte-
ten Fläche stillegen. 

- Für Ölsaaten und Eiweißfrüchte ähnli-
che Regelungen wie ·bei Getreide. 

Vorschl.ige in der Agenda 2000 

- Senkung des Interventionspreises um 
20vH. 

- Nicht erzeugnisgebundene, fiächenbe-
zogene Preisausgleichszahlungen, ab-
hängig von den regionalen Getreidere-
ferenzerträgen nach der Reform von 
1992 und bei steigenden Preisen de-
gressiv ausgestaltet. 

- Keine obligatorischen Flächenstille-
gungen, freiwillige Stillegungen sind 
zulässig, für diese werden die nicht er-
zeugnisgebundenen flä.chenbezogenen 
Ausgleichszahlungen gewährt. 

- Ausnahmen: * diese Regelung gilt nicht für Siloge-
treide; * für Eiweißpfianz<;>n wird eine zusätz-
liche, ertragsabhängige Beihilfe 
festgesetzt; * eine entsprechende zusätzliche Bei-
hilfe bei Hartweizen bleibt erhalten. 

- Schrittweise Absenkung der lnterven- - Absenkung der Interventionspreise um 
tionspreise um insgesamt 15 vH. rund 30 vH... 

- Zur Kompensation der preisbedingten 
Einkommensverluste werden Aus-
gleichszahlungen je ner geleistet, Be-
dingung ist hier eine Begrenzung der 
Höchstzahl von Tieren je Hektar pro 
Betrieb. 

- Keine Maßnahmen. 

- Flankierende Maßnahmen in den Be-
reichen Umweltschutz, Vorruhestand 
und Aufforstung. 

- Zum Ausgleich der preis bedingten Ein-
kommensverluste: Anhebung der di-
rekten Tierprämien, die schrittweise er-
höht, pro ner und nach nerart diffe-
renziert (Mutterkühe, Bullen, Ochsen, 
Milchkühe) gezahlt werden sollen. 

- Verlängerung der :Milchquotenrege-
lung bis zum Jahr 2006. 

- Vereinfachung und flexiblere Gestal-
tung der bestehenden Gemeinsamen 
Marktordnung. 

- Schrittweise Kürzung der Interven-
tionspreise, im Schnitt um 10 vH im Be-· 
zugszeitraum. 

- Neue Jahreszahlung für Milchkühe je 
ner (verbunden mit der (Rindfleisch-) 
Prämie stimmt die gesamte Milchkuh-
prämie mit der Mutterkuhprämie über-
ein). 

- Differenzierungen . und Obergrenzen 
für direkte Einkommenstransfers, die 
im Rahmen von gemeinsamen Marktor-
ganisationen gewährt werden, wobei 
die Differenzierungskriterien von den 
Ländern selbst- auf Basis zuvor verein-
barter Vorschriften - festgelegt werden 
können. 

- Zur Förderung der nachhaltigen Ent-
wicklung im ländlichen Raum soll den 
Mitgliedstaaten ermöglicht werden, Di-
rektzahlungen für l!indwirtschaftliche 
Kulturpflanzen und Flächenstillegun-
gen zu gewähren, soweit Um.weltaußa-
gen eingehalten werden. 
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tung von Produktionsüberschüssen, und der Import 
aus Drittländern kann liberalisiert werden, wodurch 
sich die internationale Arbeitsteilung'·zurn Wohle 
aller beteiligten Länder vertieft. Die Absenkung der 
administrativen Preisstützung in zwe1 wichtigen 
Bereichen - Getreideerzeugung und Rindfleisch-
produktion - wies daher· in die richtige Richtung. 
Daß den Landwirten ein gewisser' Einkommen~
ausgleich durch direkte Transfers gewährt wird, 
läßt sich mit dem Gebot des Vertrauenschutzes be-
gründen. Bedenklich ist allerdings, daß die Aus-
gleichszahlungen nicht produktionsneutral ausge-
stattet, sondern an die bewirtschaftete Fläche gebun-
den sind und im Prinzip unbefristet gelten. Dadurcli 
könnten sich die Produktionsanpassungen, die nitt 
der Reform angestrebt werden, übermäßig in die 
Länge ziehen; und neue Subventionstatbestände 
würden entstehen und sich verfestigen, was dann in 
der Finanzpolitik ·ein Hemmllis für efiie genereIIe 
Senkung der Steuerlast bedeutete. Außerdem ist der 
Verwaltungsaufwand beträchtlich (JG 94 Ziffer 399). 
Noch fragwürdiger ist es, daß weiterliin Flächen-
stillegungen erzwungen werden. Das leistet Alloka-
tionsverzerrungen Vorschub, begünstigi große Be-
triebe an relativ ertragschwach~n StanQ.orten, wfrkt 
bremsend auf den Strukturwandel. Problematisch 
ist, daß die Europäische Kommission bei zeitweilig 
überhöhten Weltmarktpreisen im Vergleich zum hei' · 
mischen Niveau. der (abgesenkten) hiterventions-
preise Exportsteuern einführt, wie zeitweilig bei 
Getreide geschehen. Mit einer solchen Maßnahme 
wird der EU-Agrarexport beschränkt, das Angebot 
am Weltmarkt künstlich verknappt tind der welt-
weite Preisauftrieb bei ·dem betroffenen Produkt 
alimentiert. Und nicht zuletzt ist enttäuschend, daß 
andere bedeutende Agrarbereiche immer noch n8.ch 
den alten Regeln staatlich geordnet sind (Milch, . 
Zucker). · 

430. Alles in allem: Die Gemeinsame Agrarpolitik 
steht erst am A:rifang einer zukunftsweisenden Neu-
orientierung. Ein Zurück gibt es nicht melu. Die Um-
setzung der in der Uruguay-Runde eingegangenen 
agrarpolitischen Verpflichtungen - namentlich die 
Verminderung von Exportsubventionen, die Be-
schränkung subventionierter Exportmengen, der Ab-
bau von Importzöllen und das Auslaufen von heimi-
schen produktionsbezog~nen, handetsVerzerrenden 
Subventionen - wird es. nach und nach, schwieriger 
machen, ·Stützpreise in der Etiropäischen Union auf 
einem Niveau, das die Märkte· nicht hergeben •. 
durchzuhalten. Und man darf davon amgehen, ·daß 
auf der nächsten Runde der Agrarverhandlungen in 
der WTO (im Jalue 1999) die Vereinigten Staaten 
und die in der Caims-Gruppe zusammengeschlosse-
nen wichtigen Agrarexportländer auf eine Fortset-
zung des Llberalisierungsprozesses im.· Agrarbereich 
drängen werden, zumal sie selbst diesen Kurs verfol-
gen. Die Europäische Union muß sich darauf einstel-
len, daß anderwärts der Agrarprotektionismus. auf 
dem Rückzug ist und sie ri.ur gewinnen kann, wenn 
sie aktiv die .neuen Regeln für eine Eingliederung 
der Landwirtschaft in die multilaterale Welthandels-
ordnung mitgestaltet. Das wird sie freilich nur kön-
nen. wenn sie sich von tradierten agrarpolitischen 
Konzepten endgültig verabschiedet. 
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431. Die Osterweiterung der Europäischen Union 
wird den Refoimbedarf bei der Gemeinsamen Agrar-
politik ohnehin verstärken. Denn es werden Länder 
beitreten, in denen der Agrarsektor ein beachtliches 
gesamtwirtschaftliches Gewicht hat. Zusammenge-
nommen ist dort der Anteil am Bruttoinlandsprodukt 
deutlich höher als in der Gemeinschaft, der Umfang 
der landwirtschaftlichen Nutzfläche im Verhältnis 
zur Gesamtfläche ebenfalls (Tabelle 64, Seite 236). 
Polen und Ungarn sind dabei am stärksten agra-
risch geprägt. Das Produktionspotential ist groß; zwar 
wird es gegenwärtig nicht voll genutzt, weil sich die 
Landwirtschaft noch im transformations bedingten 
Umbruch befindet, aber das dürfte sich mit fort-
schreitender Anpassung der Betriebsstrukturen und 
mit den zu erwartenden Verbesserungen in den Pro- · 
duktionstechniken und bei den Finanzierungsmög-
lichkeiten bald ändern. Empirische Untersuchungen 
zeigen, daß die Reformländer einen kompardtiven 
Vorteil in der Erzeugung von Agrarprodukten haben, 
so daß es ökonomisch nur vernünftig ist, wenn sie 
hier künftig einen Schwerpunkt ihrer Spezialisierung 
in der internationalen Arbeitsteilung setzen und 
nach vollzogenem Beitritt in die Europäische Union 
wichtige Nettoexporteure am Binnenmarkt werden. 
Dies dürfte vor allem bei bedeutenden Marktord-
nungsgütern wie Getreide, Rindfleisch, Milchpro-
dukten und Zucker der Fall sein. Würde die Gemein-
same Agrarpolitik nach den derzeit geltenden Re-
geln einfach fortgefülut und .auf die Beitrittsländer in 
Mittel- und Osteuropa übertragen, so müßten diese 
ihre bislang noch vergleichsweise niedrigen Erzeuger-
preise (besonders die für Rindfleisch, Milch, Zucker-
rüben, Obst und Gemüse) an das hohe EU-Niveau 
anpassen, was in diesen Ländern stimulierend für 
das Angebot und dämpfend für die Nachfrage wäre. 
Dann käme es in der erweiterte·n Gemeinschaft zu. 
wachsenden Produktionsüberschüssen, die Interven-
tionsspir8Ie drehte sich aufs neue, und der Agrarhaus-
halt geriete unter Druck. Die vorliegenden Schätzun-
gen der_ ZU$ätzlichen Ausgaben weisen auf Grund 
unterschiedlicher Annalunen über die Angebots- und 
Nachfrageentwicklung auf den Agrarmärkten diver-
gierende Ergebnisse auf, aber die meisten bestäti-
gen, daß die zu erwartenden Größenordnungen ernst-
zunehmen sind. Hier und da wird erwogen, das Pro-
blem durch die Festlegung besonders langer Über-
gangszeiten für den Affrarbereich zu lösen. nach 
dem Muster der Süderweiterung der Gemeinschaft. 
Doch ist fraglich, ob dies unter den mittlerweile gel-
tenden Bedingungen des einheitlichen Binnenmark-
tes überhaupt technisch möglich wäre (es müßten an 
der Grenze zu den Beitrittsländern Zollkontrollen, 
auf Agrarprodukte bescluänkt, stattfinden) und ob 
die neuen Mitglieder in eine für sie offenkundig sehr 
nachteilige Regelung einwilligen würden. 

432. Die Europäische Kommission hofft, die Melu-
ausgaben begrenzen zu können. Sie hält in dem Fi-
nanzrahmen für den Zeitraum 2000 bis 2006 an der 
gegenwärtigen Agrarleitlinie fest, derzufolge der 
Agrarhaushalt jährlich um nicht mehr als 74 vH der 
Zuwachsrate des gemeinsamen Bruttosozialprodukts 
expandieren darf und veranschlagt in diesem Rah-
men die erweiterungsbedingten Ausgaben ab dem 
Jahre 2002 auf insgesamt 13,8 Mrd ECU (in jeweili-
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gen Preisen); außerdem ist für den Zeitraum 2000 
bis 2006 ein Betrag von 4 Mrd ECU als .Hilfe zur 
Vorbereitung auf den Beitritt" vorgesehen. Das er-
gibt 4,8 vH der durch die Leitlinie für den siebenjäh-
rigen Finanzierungszeitraum programmierten Ge-
samtausgaben. Wie hoch die Mehrausgaben tatsäch-
lich sein werden, wird unter anderem davon abhän-
gen, wie sich die Agrarpreise in den künftigen Bei-
trittsländern und weltweit entwickeln. Vielfach wird 
erwartet, daß die Weltmarktpreise tendenziell 
steigen und sich den Stützpreisen der Europäischen 
Union nähern werden. Wenn sich diese Erwartungen 
nicht bestätigen, wird es schwer sein, die Agrarleit-
linie einzuhalten. 

In diesem Zusammenhang stellt die Europäische 
Kommission in der Agenda 2000 neue Reformschritte 
in Aussicht (Tabelle 67, Seite 243). Die Eckpunkte 
sind: niedrigere Stützpreise (vor allem für Rindfleisch 
und Getreide, begrenzt auch für Milch), nur teilweise 
Kompensation der Einkommenseinbußen der Land-
wirte durch Direktzahlungen, Entkoppelung der 
Preisausgleichszahlungen von der Flächennutzung 
(bei Getreide). Diese Vorschläge weisen in die richti-
ge Richtung. Werden sie umgesetzt - noch leistet vor 
allem Deutschland nachdrücklich Widerstand -, so 
wäre dies aus gesamtwirtschaftlicher Sicht positiv zu 
bewerten. Zumindest auf den Märkten für Getreide 
und Rindfleisch würden Allokationsverzerrungen 
weiter abgebaut, in den Beitrittsländern würden sje 
gar nicht erst entstehen, weil dort die Preise nicht 
künstlich gestützt werden müßten. Dadurch, aber 
auch durch gewinnversprechende Innovationen (na-
turschonende Produktionsweisen, hochwertige · Er-
zeugnisse, effiziente Vermarktungsstrukturen) wür-
den die Spielräume für unternehmerisches Handeln · 
im Wettbewerb zwischen den Landwirten der Fünf-
zehnergemeinschaft, auch und gerade den deut-
schen, und den Landwirten der Beitrittsländer deut-
lich vergrößert; auf Exportsubventionen könnte 
wahrscheinlich weitgehend verzichtet werden, die 
Außenprotektion könnte sinken, und trotzdem wären 
die europäischen Anbieter auf den Weltagrarmärk-
ten nicht chancenlos. 

433. Aber bei aller Anerkennung für den neuen Re-
formanlauf der Europäischen Kommission: Die Kon-
zeption der Agenda 2000 weist in wichtigen Punkten 
gravi_erende Unzulänglichkeiten auf. Besonders be-
denklich ist, daß wieder einmal der Zuckermarkt von 
der agrarpolitischen Neuorientierung vollkommen 
ausgespart wurde und hier unbeirrt an dem alten 
Konzept der einkommrnensorientierten Preispolitik 
festgehalten wird; in diesem Bereich würde also mit 
der Osterweiterung der ohnehin bestehende Pro-
blemdruck noch verschärft. Ähnlich dürfte es bei 
?vfi.lch sein: Die vorgeschlagene Senkung der Inter-
ventionspreise wird, wie Schätzungen nahelegen, 
nicht ausreichen, um Produktions~nreize nachhaltig 
zu dämpfen; die Milchkontingentierung müßte daher 
in den heutigen Mitgliedstaaten beibehalten und in 
den Beitrittsländern eingeführt werden. Außerdem 
bleibt in diesem Produktionsbereich der Abstand zu 
den Weltmarktpreisen noch zu groß, als daß die Ge-
meinschaft die Exportsubventionen und den Außen-
schutz deutlich reduzieren könnte. Und auch bei der 

Neuregelung der direkten :Ausgleichszahlungen an 
die Landwirte greifen die Reformvorschläge zu kurz: 
Es fehlt eine zeitliche Befristung für die Dauer der 
Zahlungen, bei Rindfleisch und Milch ist eine Ent-
koppelung der finanziellen Transfers von der laufen-
den Produktion immer noch nicht vorgesehen; und 
Flächenstillegungsprogranune soll es weiterhin ge-
·ben. Hiermit setzt sich die Kommission in Wider-
spruch zu dem von ihr selbst verkündeten Reform-
ziel, die Landwirtschaft anpassungsfähig und wett-
bewerbsstark zu machen. Die von der Kommission 
vorgeschlagene Begrenzung der Direktzahlungen je 
landwirtschaftlicher Betrieb ist keine Lösung, ja sie 
kann sogar zu neuen Problemen führen. Denn bei 
gleichen Obergrenzen für alle werden unterschied-
lich große Betriebe beim Wettbewerb um die Pacht 
zusätzlicher landwirtschaftlicher Nutzflächen unter-
schiedlich behandelt; die Betriebe, die gegenwärtig 
unterhalb der Obergrenze liegen, können dem Ver-
pächter dank der zusätzlich erhaltenen Direktzah-
lungen e'inen höheren Pachtzins- zahlen als die Be-
triebe, die bereits über die Obergrenze hinausgehen-
de Transfers bekommen - mit problematischen Wett-
bewerbsverzerrungen im Gefolge. 

434. Die Europäische Union muß daher den einge-. 
leiteten Kurs auf mehr Marktorientierung in der Ge-
meinsamen Agrarpolitik grundlegender und konse-
quenter gestalten als in der Agenda 2000 angekün-
diiJt. Bei dem, was unbedingt zu tun bleibt, sollten 
die folgenden drei Grundsätze beherzigt werden: 

- Erstens: Die Preispolitik ist nach wie vor Dreh-
und Angelpunkt einer ordnungspolitisch überzeu-
genden Reformkonzeption. Die Stützpreise sind 
bei allen Marktordnungsgiitern nachhaltig abzu-
senken. Für die Preise muß die Marktentwicklung 
in Europa und weltweit maßgebend sein, nicht 
die Einkom..menserwartungen der Landwirte. Nur 
wenn die Preisstützung vermindert wird, kann die 
Gemeinschaft die bestehenden Produktionskon-
trollen einschließlich der administrativ erzwunge-
nen oder stimulierten Flächenstillegungen aufhe-
ben, die Exportsubventionen einstellen und die 
Protektion bei der Einfuhr von Agrarerzeugnissen 
beseitigen. Die Absenkung der Interventionsprei-
se bei allen Marktordnungsgütern müßte nicht in 
abrupter Weise geschehen, sondern kann schritt-
weise durchgeführt werdeni unumgänglich wäre 
dann aber, daß dies in einem Zeitraum von weni-
gen Jahren geschähe, nach einem im voraus ange-
kündigten verbindlichen Stufenplan. 

- Zweitens: Soweit weiterhin direkte Transferzah-
lungen an die Landwirte zum Ausgleich für redu-
zierte Stützpreise geleistet werden solien, müßten 
sie aus allokationspolitischen Gründen von der 
aktuellen Produktion oder Fläche des jeweiligen 
Betriebes vollkommen abgekoppelt werden. Vor-
zusehen wäre, die Zahlungen zu pauschalieren. 
Unabdingbar ist, daß sie von vornherein befristet, 
etwa auf bis zu zehn Jahren, und degressiv ausge-· 

· stallet werden. Die Landwirte der Beitrittsländer 
erhalten diese Transferzahlungen nicht, da dort 
kein Preisstützungsniveau abgesenkt zu werden 
braucht und insoweit auch keine preisbedingten 
Einkommensverluste entstehen. 
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- Drittens: Für den EU-Agrarhaushalt' sollten über 
die Agrarleitlinie hinaus keine rusätzlichen Mittel 
bereitgestellt werden, auch nicht nach dem Jahre 
2006. Die Gemeinschaft darf nicht in die Versu-
chung geraten, den Landwirten gegenüber Ver-
sprechungen abzugeben, die sie dann doch 
nicht halten kann. Anzustreben und bei einer 
konsequenten Reform möglich ist, daß der EU-
Hausbalt von Agrarausgaben fühlbM entlastet 
wird. Den einzelnen Mitgliedstaaten bleibt es 
freigestellt, aus dem eigenen Etat Eil:ikommenshil-
fen an die eigene Landwirtschaft zu leisten (etwa 
mit dem Ziel, soziale Härten auszugleichen oder 
Beiträge zum Umweltschutz abzugelten);· durch 
EU-Regeln ist sicherzustellen, daß ""'auf dem ge-
meinsamen Agrarmarkt dadurch nicht zu Wettbe-
werbsverzerrungen und Produktionsüberschüssen 
kommt. 

U6 

435. Per Sachverständigenrat ist sich darüber im 
klaren, daß eine durchgreifende Reform der Gemein-
samen Agrfilpolitik politisch schwer durchzusetzen 
ist. Zu mächtig sind die partikularen Interessen in 
diesem Bereich, zu verbreitet immer noch das Ver-
trauen in die Effektivität dirigistischer Maßnahmen, 
zu stark die Neigung zu einem Denken und Handeln 
in kurzen politischen Zeithorizonten und verkürzten 
Wirkung5ketten. Selbst . über die Vorschläge der 
Agenda 2000 ist ein Einvernehmen noch nicht in 
Sicht. Aber die Hoffnung ist, daß wenn schon nicht 
Einsicht so doch der Druck der leeren öffentlichen 
Kassen in nahezu allen Mitgliedstaaten und die Ver-
pflichtung zur Haushaltsdisziplin, die der Stabilitäts-
und Wachstumspakt einfordert, nicht zuletzt auch 
die Rücksichtnahme auf die berechtigten Interessen 
Mittel- und Osteuropas den Reformkräften in der 
Agrarpolitik zum Durchbruch verhelfen. 
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1. 
Gesetz Ober die Bildung' eines SaCttverständigenrates 

zur Begu~chtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung .,. . . ..: . -

. " 

Vom 14i"August 1963 (Bundesgese,tzbL I S. 685) 
in der Fassung des Gesetzes zur Anderung: des Gesetzes über die Bildung eines Sa.chverständigenrates zur Begutach-
tung der gesamtwirtschaft)ichen Entwicldung, vom Q. November 1966 (Bundesgesetzbl. l S. 633) - § 6 Abs. 1 -, 
und des Gesetzes zur Förderung der Stabilität und des Wachstums der Wirtschaft, vom 8. Juni 1967 (Bundes-

gesetzbl. I S. 582), -:- § 6 Abs. 2 

D"!' Bundestag hat das folgende Gese~ beschlossen: 

§ 1 

(1) Zur periodischen Begutachtung der gesamt-
wirtschaftlichen Entwicklung in der Bundesrepublik 
Deutschland und zur Erleichterung der U:rteilsbil-
dung bei allen wirtschaftspolitisch verantwortlichen 
Instanzen sowie in der Öffen.tlichkeit wird ein Rat 
von unabhängigen Sachverständigen gebildet. 

(2) Der Sachverständigenrat besteht aus fünf Mit-
gliedern, die über besondere wirtschaftswlssenschaft-
Jiche Kenntnisse und vo!kswirtschaftlirJie Erfahrun-
gen verfügen müssen. ·-

(3) Die Mitglieder des Sachverständigenrates dür-
fen weder der Regierung oder einer gesetzgebenden 
Körperschaft des Bundes oder ·eines Landes noch 
dem öffentlichen Dien.st des Bundes; emes Landes 
oder einer ~on.stigen juristischen Person des öffent-
lichen Rechts, es sei denn als Hochschullehrer od"1' 
als Mitarbeiter eines wirtschafts- oder ~ozia!wissen
schaftlichen ln.stitutes, angehören. Sie dürfen ferner 
nicht Repräsentant eines Wutschaftsverband,es oder 
einer Organisation der Arbeitgeber oder Arbeitneh-
mer sein oder zu diesen in einem ständigen' Dienst~ 
oder Geschäftsbesorgungsverhältnis sieben. Sie dür-
fen auch nicht während des letzten Jahres vor der 
Berufung zum Mitglied des Sachverständigenrates 
eine derartige Stellung innegehabt haben. · 

§2 

Der Sachvexständigenrat soll in seinen Gutachten 
die jeweilige gesamtwirtschaftliche Lage und dereµ 
absehbare Entwicklung darstellen. . Dabei soll er 
untersuchen, wie im Rahmen der marktwirtschaft-
lichen Ordnung gleichzeitig Stabilität des Preis-
niveaus, hoher Beschäftigungsstand und außenwirt-
schaftliches Gleichgewicht bei s!etigein und ange-
messenem Wachstum gewährleistet werden können. 
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In die Untersuchung sollen auch die Bildung und 
die Verteilung von Einkommen und Vermögen ein-

. bezogen werden. In.sbesondere soll der Sachverstän-
digen.rat die Ursachen von aktuellen und möglichen 
Spannungen zwischen der gesamtwirtschaftlichen 
Nachfrage und dem gesamtwirtschaftlichen Angebot 
aufzeigen, welche die in Satz 2 genannten Ziele ge-
fährden. Bei der Untersuchung sollen jeweils ver-
schiedene An.nahmen zugrunde gelegt und deren 
unterschiedliche Wirkungen dargestellt und beurteilt 
werden. Der Sachverständigenrat soll Fehlentwick-
lungen und Möglichkeiten zu deren Vermeidung 
oder deren Beseitigung aufzeigen, jedoch keine 
Empfehlungen für bestimmte wirtschafts- und sozial-
politische Maßnahmen aussprechen. 

§3 

(1) Der Sachverständigen.rat ist nur an den durch 
dieses Gesetz begründeten Auftrag gebunden und in 
seiner Tätigkeit unabhängig. 

(2) Vertritt eine Minderheit bei der Abfassung der 
Gutachten zu einzelnen Fragen eine abweichende 
Auffassung, so hat sie die Möglichkeit, diese in den 
Gutachten zum Ausdruck zu bringen. 

§4 

,Der Sachverständigenrat kann vor Abfassung sei-
ner Gutachten ihm geeignet erscheinenden Per-
sonen, insbesondere Vertretern von Organisationen 
des wirtschaftlichen und sozialen Lebens, Gelegen-
heit geben, zu wesentlichen sich aus seinem Auftrag 

. ergebenden Fragen Stellung zu nehmen. 

§5 

(1) Der Sachverständigenrat kann, soweit er es zur 
Durchführung seines Auftrages für erforderlich hält, 
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die fachlich zuständigen Bundesminister und den 
Präsidenten der Deutschen Bundesbank hören. 

(2) Die fachlich zuständigen Bundesminister und 
der Präsident der Deutschen Bundesbank sind auf 
ihr Verlangen zu hören. 

(3) Die Behörden des Bundes und der Länder .lei-
sten dem Sachverständigenrat Amtshilfe. 

§6 

(1) Der Sachverständigenrat erstattet jährlich ein 
Gutachten (Jahresgutachten) und leitet es der Bun-
desregierung bis zum 15. November zu. Das Jahres-
gutachten wird den gesetzgebenden Körperschaften 
von der Bundesregierung unverzüglich vorgelegt 
und zum gleichen Zeitpunkt vom Sachverständigen-
rat veröffentlicht. Spätestens acht Wochen nach der 
Vorlage nimmt die Bundesregierung gegenüber den 
gesetzgebenden Körperschaften zu dem Jahresgut-
achten Stellung. In der Stellungnahme sind ins-
besondere die wirtschaftspolitischen Schlußfolgerun-
gen, die die Bundesregierung aus dem Gutachten 
zieht, dar.zulegen. 

(2) Der Sachverständigenrat hat ein zusätzliches 
Gutachten zu erstatten, wenn auf einzelnen Gebie-
ten Entwicklungen erkennbar werden, welche die 
in § 2 Satz 2 genannten Ziele gefährden. Die Bundes-
regierung kann den Sachverständigenrat mit der Er-
stattung weiterer Gutachten beauftragen. Der Sach-
verständigenrat leitet Gutachten nach Safa 1 und 2 
der Bundesregierung zu und veröffentlicht sie; hjn.-
sichtlich des Zeitpunktes der Veröffentlichung führt 
er das Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Wirtschaft herbei. 

§7 

(1) Die Mitglieder des Sachveri;tändigenrates wer-
den auf Vorschlag der Bundesregierung durch den 
Bundespräsidenten berufen. Zum 1. März eines je-
den Jahres - erstmals nach Ablauf des dritten Jahres 
nach Erstattung des ersten Gutachtens gemäß § 6 
Abs. 1 Satz 1 - scheidet ein Mitglied aus. Die Reihen-
folge des Ausscheidens wird in der ersten Sitzung 
des Sachverständigenrates durch das Los· bestimmt. 

(2) Der Bundespräsident beruft auf Vorschlag der 
Bundesregierung jeweils ein neues Mitglied für die 
Dauer von fünf Jahren. Wiederberufungen sind zu-
lässig. Die Bundesregierung hört die Mitglieder des 
Sachverständigenrates an, bevor sje ein neues Mit-
glied vorschlägt. 

(3) Die Mitglieder sind berechtigt, ihr Amt durch 
Erklärung gegenüber dem Bundespräsidenten nie-
derzulegen. 

( 4) Scheidet ein Mitglied vorzeitig aus, so wird ein 
neues Mitglied für die Dauer der Amtszeit des ausge-
schiedenen Mitglieds berufen; Absatz 2 gilt entspre' 
chend. 

§8 

(1) Die Beschlüsse des Sachverständigenrates be-
dürfen der Zustimmung von mindestens drei Mit-
gliedern. 

(2) Der Sachverständigenrat wählt aus seiner Mitte 
einen Vorsitzenden für die Dauer von drei Jahren. 

(3) Der Sachverständigenrat gibt sich eine Ge-
schäftsordnung. 

§9 

Das Statistische Bundesamt nimmt die Aufgaben 
einer Geschäftsstelle des Sachve;rständigenrates wahr. 
Die Tätigkeit der Geschäftsstelle besteht in der Ver-
mittlung und Zusammenstellung von Quellenmate-
rial, der technischen Vorbereitung der Sitzungen 
des Sachverständigenrates, dem Druck und der Ver-
öffentlichung der Gutachten sowie der Erledigung 
der sonst anfallenden Verwaltungsaufgaben. 

§ 10 

Die Mitglieder des Sachverständigenrates und die 
Angehörigen der Geschäftsstelle sind zur Verschwie-
genheit über die Beratungen und die vom Sachver-
ständigenrat als vertraulich bezeichneten Beratungs-
unterlagen verpflichtet. Die Pflicht zur Verschwie-
genheit bezieht sich auch auf l}:lfonnationen, die dem 
Sachverständigenrat gegeben und als vertraulicb be-
zeichnet werden. 

§ 11 

(1) Die Mitglieder des Sachverständigenrates er-
halten eine. pauschale Entschädigung sowie Ersatz 
ihrer Reisekosten. Diese werden vom Bundesminister 
für Wirtschaft im Einvernehmen mit dem Bundes-
minister 9.es Innern festgesetzt. 

(2) Die Kosten des Sachverständigenrates trägt der 
Bund. 

§ 12 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 13 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner·verkün-
dung in Kraft. 
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II. 
A11SZ11g ans Bundesgesetzblatt, Jahrgang 1967, T!!ll 1 S. 582 

Gesetz zur Förderung der Stabilität und des Wachstums der Wirtschaft 

Vom 8. Juni 1967 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: · · · 

§ 1 

Bund und Länder haben bei ihren wi:itschafts- wi.d 
finanzpolitischen Maßnahmen die Erfordernisse des 
gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts .zu beachten. 
Die Maßnahmen sind so zu treffen, daß sie im Rah-
men der marktwirtschaftlichen Ordnung gleichzeitig 
:rur Stabilität des Preisniveaus, zu einem hohen Be-
schäftigungsstand .und außenwirtschaftlichem Gleich-
gewicht bei stetigem und angemessenem Wirtschafts.. 
wachstum beitragen. · 

§2 

(1) Die Bundesregierung iegt im Januar eines je-
den Jahres dem Bundestag und dem Bundesrat einen 
Jahreswirtschaftsbericht vor. Der Jahre:;wirtschafts-
berlcht enthält: · · 

1. die Stellungnahme zu dem Jahresgutachten des 
Sachverständigenrates auf Grund des § 6 Abs. 1 
Satz 3 des Gesetzes über die Bildung eines Sach-
verständigenrates zur Begutachtung der gesamt-
wirtschaftlichen Entwicklung vom 14. August 1963 
(Bundesgesetzbl. 1 S. 685) in der Fassung des Ge-
setzes vom 8. November 1966 (Bundesgesetzbl. I 
S.633); 

2. eine Darlegung der für das laufende Jahr von der 
Bundesregierung angestrebten wirtschafts- und 
finanzpolitischen Ziele (Jahresprojektion); die Jah-
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resprojektion bedient sich der Mittel und der Form 
der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung, gege-
benenfalls mit Alternativrechnung; 

3. eine Darlegung der für das laufende Jahr geplan-
ten Wirtschafts- und Finanzpolitik. 

(2) Maßnahmen nach § 6 Abs. 2 und 3 und nach 
den §§ 15 und 19 dieses Gesetzes sowie nach § 51 
Abs. 3 des Einlcommensteuergesetzes und nach§ 19c 
des Körperschaftsteuergesetzes dürlen nur getroffen 
werden, wenn die Bundesregierung gleichzeitig ge-
genüber dem Bundestag und dem Bundesrat begrün-
det, daß diese Maßnahmen erforderlich sind, um eine 
Gefährdung der Ziele des § 1 zu verhindern. 

§3 

( 1) Im Falle der Gefährdung eines der Ziele des § 1 
stellt die Bundesregierung Orientierungsdaten für 
ein gleichzeitiges aufeinander abgestimmtes Verhal-
ten (konzertierte Aktion) der Gebietskörperschaften, 
Gewerkschaften und Unternehmensverbände zur 
Erreichung der Ziele des § 1 zur Verfügung. Diese 
Orientierungsdaten enthalten insbesondere eine 
Darstellung der gesamtwirtschaftlichen zusammen-
hänge im l:finblick auf die gegebene Situation. 

(2) Der Bundesminister für Wirtschaft hat die 
Orientierungsdaten auf Verlangen eines der Beteilig-
ten zu erläutern. 

§4 
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III. 
Verzeichnis der Gutachten des Sachverständigenrates 

Jahresgutachten 1964/65: .Stabiles Geld-Stetiges Wachstum• (am 11. Januar 1965) 
Jahresgutachten 1965/66: .Stabilisierung ohne Stagnation• (am 13. Dezember 1965) 
Jahresgutachten 1966/67: „Expansion und Stabilität" (am 30. November 1966) 
Jahresgutachten 1967/68: .Stabilität im Wachstum• (am 6. Dezember 1967); darin enthalten: Sondergutachten vom 

März 1967: .ZurKonjilllkturlageimFrühjahr 1967" 
Jahresgutachten 1968/69: .Alternativen außenwtrtschaftlicher Anpassung• (am 4, Dezember 1968) 
Jahresgutachten 1969fi0: .Im Sog des Booms• (am 3. Dezember 1969)1 darin enthalten: Sondergutachten vom 30. Juni 

1969 und 3. Juli 1968: .Binnenwtrtschaftliche Stabilität und außenwtrtschattliches Gleich-
gewicht'"; Sondergutachten vom 25. September 1969: „Zur lohn- und preispolitischen 
Situation Ende September 1969", Sondergutachten vom 4 .. Oktober 1969: .zur währungs-
politischen Situation Anfang Oktober 1969" 

Jahresgutachten 1970fil: .Konjilllktur im Umbruch - Risiken und Chancen-" (am 3. Dezember 1970)1 darin ent-
halten: Sondergutachten vom 9. Mai 1970: .Zur Konjilllkturlage im Frühjahr 1970" 

Jahresgutachten 1971n2: „ Währung, Geldwert, Wettbewerb - En~scheiduiigen für morgen -" (am 22. November 
1971)1 darin enthalten: Sondergutachten vom 24. Mai 1971: .Zur konjilllktur- und wäh-
rungspolitischen Lage im Mai 1971" 

Jahresgutachten 1972fi3: .Gleicher Rang für den Geldwert" (am 6. Dezember 1972)1 darin enthalten: Sondergutach-
ten vom 3. Juli 1972: „ Zur währungspolitischen Lage im Juli 1972 „ 

Jahresgutachten 1973fi4: .Mut zur Stabilisierung" (am 22. November 1973)1 darin enthalten: Sondergutachten vom 
4. Mai 1973: .zur konjilllkturpolitischen Lage im Mai 1973" · 

Jahresgutachten 1974fi5: • Vollbeschäftigung für morgen• (am 22. November 1974); darin enthalten: Sondergutach-
ten vom 17. Dezember 1973: „ Zu den gesamtwirtschaftlichen Auswirkungen der Ölkrise" 

Jahresgutachten 1975fi6: • Vor dem Aufschwung• (am 24. November 1975); darin enthalten: Sondergutachten vom 
17. August 1975: .zur konjilllkturpolitischen Lage im August 1975" 

Jahresgutachten 1976fi7: .Zeit zum Investieren• (am 24. November 1976) 
Jahresgutachten 1977fi8: .Mehr Wachstum-Mehr Beschäftigung• (am 22. November 1977) 
Jahresgutachten 1978fi9: • Wachstum und Währung" (am 23. November 1978)1 darin enthalten: Sondergutachten 

vom 19. Juni 1978: „ Zur wirtschaftlichen Lage im Juni 1978 „ 
Jahresgutachten 1979/80: .Herausforderung von außen• (am 22. November 1979) 
Jahresgutachten 1980/81: • Unter Anpassungszwang" (am 20. November 1980) 
Jahresgutachten 1981/82: .Investieren für mehr Beschäftigung" (am 20. November 1981); diirtn enthalten: Sondergut-

achten :vom 4. Juli 1981: „ Vor Kurskorrekturen - Zur finanzpolitischen und währungspoliti-
schen Situation im Sommer 1981" 

Jahresgutachten 1982/83: „Gegen Pessimismus" (am 23. November 1982); darin enthalten: Sondergutachten vom 
9. Oktober 1982: .zur wtrtschaftlichen Lage im Oktober 1982" 

Jahresgutachten 1983184: nEin Schritt voran" {am 24. November 1983) 
Jahresgutachten 1984/85: .Chancen für einen langen Aufschwung" (am 23. November 1984) 
Jahresgutachten 1985/86: nAuf dem Weg zu mehr Beschäftigung„ (am 22. November 1985); darin enthalten: Sonder-

gutachten vom 23. Juni 1985: „ Wirtschaftspolitische Entscheidungen im Sommer 1985" 
Jahresgutachten 1986/87: • Weiter auf Wachstumskurs" (am 24. November 1986) 
Jahresgutachten 1987/88: • Vorrang für die Wachstumspolitik" (am 23. November 1987) 
Jahresgutachten 1988/89: .Arbeitsplätze im Wettbewerb" (am 18. November 1988) 
Jahresgutachten -1989/90: • Weichenstellungen für die neunziger Jahre" (am 20. November 1989) 
Jahresgutachten 1990/91: .Auf dem Wege zur wirtschaftlichen Einheit Deutschlands• (vom 13. November 1990); darin 

enthalten~ Sondeigutachten vom 20. Januar 1990: „Zur Unterstützung der Wirtschaftsreform 
in der DDR: Voraussetzungen und Möglichkeiten" 

Jahresgutachten 1991/92: .Die wirtschaftliche Integration in Deutschland. Perspektiven -. Wege - Risiken• (am 12. 
November 1991)1 darin enthalten: Sondergutachten vom 13. April 1991 .Marktwirtschaftli-
chen Kurs halten. Zur Wirtschaftspolitik für die neuen Bundesländer" 

Jahresgutachten 1992/93: .Für Wachstumsorientierung-Gegen lähmenden Verteilungsstreit" (am 16. November.1992) 
Jahresgutachten 1993/94: .Zeit zum Handeln-Antriebskräfte stärken• (am 12. November 1993) 
Jahresgutachten 1994/95: .Den Aufschwung sichern - Arbeitsplätze schaffen" (am 17. November 1994); darin ent-

halten: Sondergutachten vom 18. März 1994: „Zur aktuellen Diskussion um die Pflegever-
sich~rung" 

Jahresgutachten 1995/96: .Im Standortwettbewerb" (am 14. November 1995); darin enthalten: Sondergutachten vom 
2. Juli 1995: „Zur Kompensation in der Pflegeversicherung" 

Jahresgutachten 1996/97: .Reformen voranbringen• (am 15. November 1996); darin enthalten: Sondergutachten vom 
27. April 1996 .zum wtrtschaftspolitischen Handlungsbedarf im Frühjahr 1996" 

Die Jahresgutachten des Sachv~rstAndigeruates sind bis zum Jahrgang 1988/89 im W. Kohlhammer-Verlag, Stuttgart-Mainz erschienen; Ab 
Jahrgang 1989/90 erscheinen sie im Verlag· Metzler-Poeschel, Stuttgart. Noch vedügbare Jahresgutachten der Jahrgänge ab 1976m kölUleD 
über den Buchhandel oder direkt durch den Verlag Metzl.er-Pc>escheI Verlags_auslieferung: SFG - Servicecenter Fachverlage GmbH. Post-
fach 43 43, 72n.t Reutlingen (Telefon: O 70 71/93 53 50, Telefax: O 70 71/93 53 93} bezogen werden. Die Jahrghge 1~65 bis 197Sn6, die als 
Buchausgabe inzwischen vergriffen sind, kö1U1en von der Schmidt Periodicals GmbH in 83075 Bad Feilenbach, (felefon: 080 64/2 21, Telefax: 
O eo 64/5 57) als Nachdruck bezogen werden. Außerdem sind sie noch als Bundestags-Drucksache über den Verlag BUNDESANZEIGER, Post-
fach 13 20, 53003 Bonn, erhältlich. 
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IY. 
Brief des Sachverständigenrates vom 23. Mai 1997 

an den Bundeskanzler · 

Fetilentwlcklurigen bei den ö!fentflchen Finanzen beheben 

Der Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung hat in einem Sonder-
gutachten in Form eines Briefes an den Bundeskanzler - mit Datum vom· Freitag den 23. Mai 1997 - seine 
Bedenken zur Vorgehensweise der Bundesr!'gierung in Zusaminellhang mit der Einhaltung der Maastricht-
Kriterien, die Gold- und Devisenreserven der Bundesbank neu zu bewerten und den Anteil des Bundes an 
der Deutschen Telekom AG durch ein weiteren Verkauf 'von Aktien schneller als geplant zurückzuführen, 
zum Ausdruck gebracht. Der Sachverständigenrat hält diese Wege für ungeeignet, die Fehlentwicklungen 
bei den öffentlichen Finanzen zu beheben. 

Gemäß § 6 Absatz 2 Satz 3 des Sachverständigenratsgesetzes ist am 4. Juni 1997 über den Zeitpunkt der 
Veröffentlichung des Sondergutachtens das Einvernehmen des Sachverständigenrates mit dem Bundes-
minister für Wirtschaft herb<;ligeführt worden. 

Das Sondergutachten hat folgenden WÖrtlaut: 

Sehr geehrter Herr Bundeskanzler, 

In der Debatte des Deutschen Bundestages am 16. Mal 1997 zu den Ergebnissen der neuesten Steuer-
schätzung wurden Im Zusammenhang mit der E!nlialtung der MaaStridit-Kriterien von Seiten der Bundes-
regierung Überlegungen vorgetragen, die Gold- und Devisenreserven der beutschen Bundesbank neu zu 
bewerten. Zugleich wurde angekündigt, dall der Anteil des Bundes an der Deutschen Telekom AG schneller 
als geplant durch den weiteren Verkauf von Aktien zurückgeführt werden solle. Das Ziel ist, Defizit und 
Schuldenstand bereits im laufenden Jahr niedriger auszuweisen. Der Sachverständigenrat hält diese Vorge-
hensweise für ungeeignet, die Fehlentwicklung bei den öHentlichen Finanzen nachhaltig zu beheben. Er be-
fürchtet zudem, daß das Projekt einer stabilitätsorientierten Europäischen Währungsunion Schaden nimmt. 

Die beiden jetzt in die Diskussion gebrachten Maßnahmen sind zwar der Sache nach grundsätzlich vertret-
bar: Der Sachverständigenrat hat stets dafür geworben, die Möglichkeiten der Privatisierung konsequent zu 
nutzen, auch aus ordnungspolitischen Gründen; bei der Errichtung der Europäischen Zentralbank wird eine 
Neubewertung der Währungsreseiven notwendig sein. Verfehlt_ ist jedoch~ solche Maßnahmen in unmittel-
barem Zusammenhang mit den enttäuschenden Ergebnissen der Steuerschätzung und Im Hinblick auf eine 
ansonsten drohende Verletzung der fiskalischen Konvergenzkriterien ergreifen zu wollen: 

- In der Bevölkerung und bei unseren europäischen Partnern wird der Eindruck erweckt, daß nunmehr auch 
Deutschland sich in die Gruppe der Länder einreiht, die es mit .kreativer Buchführung• versuchen, wofür 
diese bisher nicht zuletzt von deutscher Seite kritisiert wurden. 

Die Bundesregierung Wird es schwer ha~en, so überzeugend wie bisher auf der strikten und engen An-
wendung der Konvergerrzkriterien zu bestehen, wie dies auch in der gemeinsamen Entschließung von 
Bundestag und Bundesrat vom 2. DeZember 1992. gefordert wird iind in das Urteil des Bundesverfassungs-
gerichtes vom 12. Oktober 1.993 zum Maastricht-Vertrag Eingang gefunden hat. 

- Das Drängen auf eine Höherbewertung der Gold- und Devisenreserven zu diesem Zeitpunkt läuft auf die 
Aufforderung zur Finanzierung des Bundeshaushalts durch Geldschöpfung hinaus. Dadurch geraten die 
Unabhängigkeit und die Glaubwürdigkeit der Bundesbank ins Zwielicht. Die Monetisierung von Staats-
defiziten ist mit Geist und Buchstaben des Maastricht-Vertrages nicht vereinbar. Die künftige Europäische 
Zentralbank wird geschwiicht. Es wird für. sie schwerer sein, Versuche der politischen Einflußnahme auf 
ihre Geldpolitik abzuweisen. Die immer noch große Skepsis der deutschen Bevölkerung gegenüber dem 
Euro erhält so zusätzliche Nahrung. 

Mit Maßnahmen; die einmalig eine Fina.n.iierungslücke schließen, iäßt sich nicht erreichen, was die Bun-
desregterung aus gutem Grund für Deutschland anstrebt und von den Vertragspartnern fordert: eine auf 
Dauer tragfähige Haushaltslage sicherzustellen. Die dringend gebotene Haushaltskonsolidierung kommt 
dadurch nicht voran. Der gerade auf deutsche Initiative hin zustaridegekommene europäische Stabilitäts-
pakt verliert an Glaubwürdigkeit. 
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Der Sachverständigemat plädiert seit Jahren - unabhängig von den Anforderungen des Vertrages von Maas-
tricht - für eine mittelfristig angelegte quantitative und qualitative Haushaltskonsolidierung. Die Bundes-
regierung selbst hat dies in ihrem Programm .Finanzpolitik 2000" in Aussicht gestellt. Die Hauptaufgabe 
besteht darin, die Ausgaben zurückzuführen und damit das Defizit dauerhaft zu vermindern sowie Raum für 
eine Senkung der Steuerbelastung zu schaffen, Mit Haushaltssperren ist dies schon quantitativ nicht zu 
bewerkstelligen, wie die Erfahrung lehrt. Zudem werden durch Haushaltssperren im wesentlichen die Aus-
gaben für Investitionen 11nd für Forschung und Entwicklung getroffen, was angesichts der Investitions- und 
Wachstumsschwäche sowie der hohen Arbeitslosigkeit in Deutsc~d geradezu kontraproduktiv wäre. Die 
Bundesregierung wird nicht umhin kommen, auch in Leistungsgesetze einZugreifen, um die Personalausga-
ben, die Subventionen in Form von Finanzhilien und die Sozialausgaben in eine Kürzungsstrate_gie eiribezie-
hen zu können. Dazu bedarf es eines Haushaltssicherungsgesetzes. 

Mit dem Ausdruck unserer besonderen Hochachtung 

Prof. Dr. Herbert Hax 

Vorsitzender des Sachverständigenrates 
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. \L 
Methodische Erläuterungen 

A. zur Bestimmung des gesamtwlrtschafUlchen 
Produktionspotentials (Sachkapazltllten) 
fllr das frOhere Bundesgebiet 

1. Verwendete Symbole: 

t Zeitindex (Jahre) 

K. durchschnitillches Bruttoanlagevermögen 
(Durchschnitt aus Jahresanfangs- und Jah-
resendbestand) 

Y, reales Bruttoinlandsprodukt 

v; gesamtwirtschaftliches Produktionspoten-
tial 

p; Produktionspotential des Sektors Unter-
nehmen 

kt empirisch gemessene Kapitalproduktivität 

k. trendmäßige Kapitalproduktivität 

k; potentielle Kapitalproduktivität 
(trendmäßige Kapitalproduktivität bei Voll-
auslastung der Sachkapazitäten) 

i.., Auslastungsgrad des gesamtwlrtschaftlichen 
Produktionspotentials 

2. Das gesamtwirtschaftliche Produktionspotential 
setzt sich additiv zusamm.en aus der potentielle11: 
Bruttowertschöpfung des Sektors Unternehmen 
(ohne Land- und Forstwirtschaft, Fischerei sowie 
ohne Wohnungsvermtetung), der realen Brutto-
wertschöpfung des Staates, .der Land- und Forst-
wirtschaft, Fischerei, der Wohnungsvermietung, 
der privaten Haushalte und der privaten Organisa-
tionen ohne Erwerbszweck. sowie der nichtabzieh-
baren Umsatzsteuer und den Einfuhrabgaben. 
Beim Staat und den übrigen Bereichen außerhalb 
des Sektors Unternehmen (ohne Land- und Forst-
wirtschaft, FisCherei sowie ohne Wohnungsver-
mietung) wird dabei angenommen, daß deren Pro-
duktionspotential stets voll ausgelastet und daher 
mit der jeweiligen Bruttowertschöpfung identisch 
ist. Der Auslastungsgrad .des gesamtwirtschaft-
lichen Produktionspotentials errechllet sich nach 
der Relation: 

3. Das Produktionspotential des Sektors Unterneh-
men (ohne Land- und Forstwirtschaft, Fischerei 
sowie ohne Wohnungsvermietung) Ist das Produkt 
aus dem jahresdurchschnittlichen Bruttoanlage-
vermögen und der potentiellen Kapitalproduktivi-
tät: 

4. Die in die Potentialschätzung eingehenden poten-
tiellen Kapitalproduktivitäten werden in mehreren 
Schritten berechnet. Zunächst werden die trend-
mäßigen Kapitalproduktivitäten für abgeschlos-
sene Produktivitätszyklen von Tiefpunkt zu Tief-
punkt mit Hilfe einer logarithmischen Trendfunk-
tion ennlttelt: 

log k. =log a + tlog b 

Die Schätzung der Koeffizienten wird mittels einer 
Regression durchgeführt unter der Nebenbedin-
gung, daß sich die Trendgeraden dort schneiden, 
wo die produktivitätszyklengerecht festgelegten 
Stütizeiträume aneinandergrenzen (lineare Spline-
Funktion). Bei der Abgrenzung der Produktivitäts-
zyklen werden nur solche Tiefpunkte berücksich-
tigt, die mit einem Einbruch der gesamtwirtschaft-
lichen Aktivität - gemessen an der Veränderungs-
rate des Bruttoinl<indsprodukts - zusammenfallen. 

Sodann wird der Verlauf der potentiellen Kapital-
produktivität ermittelt. Hierfür wird die Trend-
kurve für den gesamten Beobachtungszeitraum 
parallel dtirch denjenigen Wert der empirisch ge-
messenen Kapitalproduktivitäten verschoben, der 
von seinem T.rendwert am weitesten nach oben 
abweicht: 

log k; = a,, + log k. 
mit a,, = max [log kt - log k.J. 

5. In. den Beobachtungszeitraum von 1960 bis 1996 
fallen drei Produktivitätszyklen: 1963 bis 197 5, 
1975 bis 1983 und 1983 bis 1993. Die Trendkurve 
besteht somit aus drei miteinander verbundenen 
Geraden. Der Schätzzeitraum mnfaßt die Jahre 
1963 bis 1993. Um die Trendwerte der Kapitalpro-
duktivitäten für die Jahre 1960 bis 1962 zu ennlt-
teln, wird der Trendwert für das Jahr 1963 mit der 
trendmäßigen Abnahmerate der Kapitalproduk-
tivität im Stützzeitraum 1963 bis 1975 zurückge-
rechnet. Die Trendwerte für die Kapitalproduktivi-
täten in den Jahren ab 1994 werden berechnet, in-
dem der Wert für das Jahr 1993 mit der trendmäßi-
gen Zunabmerate der Kapitalproduktivität für den 
Stützzeitraum 1983 bis 1993 fortgeschrieben wird. 

Für die einzelnen Stützzeiträume ergeben sich fol-
gende trendmäßige Veränderungsraten der Kapi-
talproduktivität: 

- Stützbereich 1963 bis 1975: -1,7 vH 

- Stützbereich 1975 bis 1983: -2,0 vH 
- Stützbereich 1983 bis 1993: +0,05 vH. 

Die empirische Kapitalproduktivität, die von den 
trendmäßigen Kapit<ilproduktivitäten am weitesten 
nach oben abweicht, fällt auf das Jahr 1960. 
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Tabelle Al 

Produktionspotential, Bruttoinlandsprodukt 
und Auslastungsgrad 

In Preisen von 1991 
Früheres Bundesgebiet 

Aus-
lastungs-

Produktions- Bruttoinlands- graddes 
potential produkt Produk-

tions-
poten-

Johr') !Ws~ 

Ver- Ver-
ändenmg inderung 

vH Mrd DM geqen,übeJ MrdDM gegenübe1 
dem Vor- dem Vor-
johrlnvH jahrinvH 

1960 1 000,0 1 000,0 !00,0 
1961 1 055,2 5,5 1046,3 4,6 99,2 
1962 1117,0 5,9 1 095,1 4,7 98,0 
1963 1173,1 5,0 1125,9 2,B 96,0 
1964 l 230,5 4,9 1200,9 6,1 91,6 
1965 1290,2 4,9 1265;2 5,4 98,1 
1966 1348,5 4,5 1300,5 2,8 96,4 
1967 1 394,7 3,4 1296,5 -0,3 93,0 
1968 1438,8 3,2 1367,2 5,5 95,0 
1969 1489,4 3,5 1469,2 1,5 98,6 
1970 1557,5 4,6 1543,2 5,0 99,I 
1971 1629,7 4,6 1590,4 3,1 91,6 
1972 1 701,2 4,4 1658,0 4,3 97,5 
1973 1 767,1 3,9 1737,0 4,8 98,3 
1974 1 815,1 2;-1 1 740;4 0,2 95,9 
1975 1 855,9 2,3 1 718,6 -t,3 92,6 
1976 1 888,8 1,8 1810,1 5,3 95,8 
1977 1 922,6 t,8 1861,6 2,8 96,8 
1978 1962,5 2,1 1 917,4 3,0 91,1 
1979 2 001,1 2,0 1998,4 4,2 99,9 
1980 2 044,1 2,2 2018,0 1,0 98,7 
1981 2015,5 1,5 2020,0 0,1 91,3 
1982 2099,4 1,1 2001,0 -0,9 95,3 
1983 2118,1 0,9 2 036,2 1,8 ~,1 

1984 2169,6 2,4 2 093,5 2,8 96,5 
1985 2213,9 2,0 2136,0 2,0 96,5 
1986 2 274,3 2,1 2 186,1 2,3 96,I 
1987 2336,2 2,7 2 218,4 l,5 95,0 
1988 2400,6 2,8 2 301,0 3,1 95,9 
1989 2467,2 2,8 2 384,4 3,6 96,6 
1990 2557,0 3,6 2 520,4 5,1 98,6 
1991 2655,3 3,8 2 647,6 5,0 99,1 
1992 2 753,9 3,7 2 694,3 l,B 97,8 
1993 2 813,6 2,2 2 639,1 -2,0 93,8 
1994 2 876,I 2,2 2 694,0 2,1 113,1 
1995 2 923,2 1,6 2 733,4 1,5 93,5 
1996 2 967,8 1,5 2 768,6 1,3 93,3 
1997 3011 Jlh 2 836 2'h 94,2 

1) 1995 und 1996 vorläufige Ergebn:iss.e1 1997 etgene Sch4tzung. 
2) Bruttoinlandsprodukt in Relation :mm Prod.uld:ionspotential 

6. Über die Entwicklung der einzelnen Komponen-
ten des Potentialwachstums werden außerdem fol-
gende Annahmen gemacht: 
- Bei der Fortschreibung des vom Statistischen 

Bundesamt geschätzten Bruttoanlagevermögens 
wird davon ausgegangen, daß die realen An-
lageinvestitionen der Unternehmen .(ohne Land-
und Forstwirtschaft, Fischerei sowie ohne Woh-
nungsvemtietung) im Jahre 1991 um 2% vH und 
199!1 um 53/, vH steigen. · 

- Die rechnerischen Abgiin.ge werden nach einem 
Verfahren geschätzt, das einer quasi-logisti-
schen Verteilungsfunktion ähnelt. 

1. Den Normalauslastungsgrad des Produktions-
potentials berechnen wir als den Durchschnitt der 
Auslastungsgrade im Zeitraum von 1963 bis 1993, 
der die drei Produktivitätszyklen umfaßt. Er be-
trägt 96 3/, vH. 

B. Zur Berechnung der Gewinn-Erlös-Relation 
und der Arbeitseinkommensquote · 

Die Gewinn-Erlös-Relation 

1. Die Gewinn-Erlös-Relation soll ein Urteil über die 
Kosten- und Gewinnsituation der Produktionsun-
ternehmen erlauben. Sie ist definiert als das Ver-
hältnis von Gewinnen zu Gesamterlösen des Un-
ternehmenssektors. Die Berechnungen sollten von 
der Konzeption her nur den Unternehmenssektor 
ohne Land- und Forstwirtschaft, Fischerei, Woh-
nungsvemtietung, Kreditinstitute und Versiche-
rungsunternehmen betreffen. Dies ist allerdings 
derzeit nicht möglich (Punkt 6). 
Die Gewinne werden berechnet, indem von den 

. Gesamterlösen die Gesamtkosten abgezogen wer-
den. Um die Ursachen der Gewinnentwicklung 
analysieren zu können, werden die Gesamtkosten 
untergliedert in ausländische Vorleistungen, kal-
kulatorische Zinskosten, Abschreibungen auf das 
Anlagevermögen, indirekte Steuern abzüglich 
Subventionen, Bruttolohn- und -gehaltssumme, 
Arbeitgeberbeiträge und kalkulatorische Unter-
nehmerlöhne; alle Größen jeweils in nominaler 
Rechnung und als Jahreswerte. Der Erlös wird ge-
bildet aus der Summe von Bruttoinlandsprodukt 
(B!Pu) und importierte Vorleistungen (V). 

2. Die Gewinn-Erlös-Relation und die Kapitalrendite 
werden wie folgt berechnet: 

(l) GER= l BLG+AGB+KU+ZK+A:K+ff-S)+V 
BIPu+V 

(2) KR = BIPu-(BLG+AGB+KU +ZK+AK+ff-S)) 
. K 

Die Symbole bedeuten: 
GER Gewinn-Erlös-Relation• 
BLG Bruttolohn- und -ge~altssumme 
AGB tatsächliche und unterstellte Sozialbei-

träge der Arbeitgeber 
KU kalkulatorischer Unternehmerlohn 

255 



Drucksache 13/9090 

Tabelle Bl 

Brutto- Arbeit-lohn- und Johr -gehalts- geber-
beiträge summe 

1960 33.57 5,21 
1961 34,96 S,39 
1962 35,81 5,48 
1963 36,09 5,46 
1964 36,12 5,09 
1965 36,09 5,24 

1966 36,48 5,42 
1967 35,94 5,29 
1968 35,40 5,37 
1969 35,14 5,41 
1970 36,80 5,96 

1971 37,29 6,17 
1972 37,39 6,49 
1973 37,70 6,85 
1974 31,26 7,04 
1975 36,97 7,37 

1976 35,67 7,47 
1917 36,17 7,45 
1978 36,12 7,55 
1979 35,37 7,47 
1980 35,55 7,60 

1981 35,56 7,55 
1982 35,48 7,72 
1983 34,20 7,63 
1984 33,23 7,56 
1985 32,86 7,46 

1986 33,84 7,68 
1987 34,35 1,85 
1988 33,86 7,73 
1989 33,05. 7,46 
1990 32,78 7,42 

1991 32,34 7,36 
1992 32,78 1,52 
1993 33,18 7,51 
1994 31,52 1,59 
1995') 30,82 7,63 

1991 34,20 1,61 
1992 34,66 7,83 
1993 34,97 7,76 
1994 33,41 ?,85 
1995 7} 32,81 7,89 
1996') 32,19 7,84 
1997'} 31,03 7,75 

Deutkher Bundestag -13. Wahlperiode 

Kalkula-
torischer 

Unter-
nehmer-

lohn') 

6,73 
6,74 
6,Sl 
6.49 
6,17 
6,03 

6,08 
6,21 
6,05 
5,70 
5,76 

5,4.8 
5,40 
5,37 
5,30 
5,35 

5,08 
4,98 
4,89 
4,72 
4,64 

4,65 
4,76 
4i73 
4,68 
4,67 

4,81 
4,86 
4,81 
4,73 
4,63 

4,54 
4,67 
.(,92 
4,93 
4.99 

4.45 
4,78 
5,07 
5,11 
5,17 
5,28 
5,29 

Zur Gewlnn-Erlös-ltelalion ') 
in vH der Erlöse 

Indirekte 
Steuern Vorlei-Zins- Abschrei-

kosten3} · bungen abzüglich stungen 
Subven- Ausland') 
tionen') 

. . ---
Frftheres Bundesgebiet 

9,93 6,81 13,21 12,71 
9,97 7,19 13,50 11,92 

10,03 7,62 13,50 11,95 
10,33 8,07 13,39 12,28 
10,22 8,15 13,08 12,28 
10,39 8,21 12,55 13,20 

1_1,27 8,58 12,59 12,87• 
12,23 9,07 12,99 12,20 
11,98 8,88 12,04 13,14 
11.52 8,52 12,90 13,94 
11,59 8,82 11,77 13,58 

11,94 9,22 11,90 13,45 
12,27 9,40 11,92 13,34 
12,70 9,35 11,59 13,75 
13,37 9,58 10,88 16,42 
13,89 10,10 11,00 16,04 

13,11 9,72 10,75 17,43 
12,55 9,73 10,73 17,10 
11,93 9,84 10,83 16,30 
n,59 9,73 10,77 17,75 
11,88 9,99 10,64 19,50 

13,03 10,43 10,55 19,96 
13,61 10,85 10,47 19,59 
13,49 10,93 10,54 19,04 
13,17 10,81 10,36 20,02 
12,74 10,73 10,09 20,45· 

12,39 10,90 10,03 17,69 
r.!,07 11,04 10,05 16,85 
11,56 10,89 9,95 17,06 
11,38 10,76 · 10,19 18,03 
11,66 10,67 10,18 17,93 

11,67 10,66 10,61 18,48 
11,93 10,97 11,07 17,71 
12,13 11,72 11,58 16,47 
11,75 11,36 11,70 17,25 
11,50 11,18 11,22 18,01 

Deutschland 

12,14 10,97 10,21 17,42 
12,39 11,29 10,74 16,28 
12,55 11,99 11,34 14,74 
12,21 11,69 11,54 15,16 
12,08 11,59 11,Q7 15,71 
11,90 11,57 11,00 15,72 
11,59 11,39 10,77 16,55 

- -

Kosten-
Erlös-

Relation 

88,16 
89,68 
90,96 
92,11 
91,12 
91,70 

93,29 
93,93 
92,86 
93,13 
94,30 

95,46 
96,21 
91,31 
99,84 

100,73 

99,23 
98,71 
97,46 
97,40 
99,80 

101,72 
102,48 
100,55 
99,82 
98,99 

97,35 
97,07 
95,87 
95,60 
95,27 

95,66 
96,66 
97,50 
96,10 
95,36 

97,06 
97,98 
98,43 
96,98 
96,33 
95,50 
94,37 

1) Unternehmen ohne Land- und Forstwirtschaft, Fischerei. 

Kapitalrendite 9) 

Gewinn-
1 

ohne mit Erlös-
Relation 

Berücksichtigung 
der Zinskosten . 

11,84 13,86 7,54 
10,32 12,66 6,44 

9,04 11,73 S,56 
7,89 10,86 4,70 
8,88 11,52 5,36 
8,30 11,32 5,03 

6,71 10,52 3,93 
6,07 10,00 3,32 
7,14 10,69 3,99 
6,87 10,77 4,02 
5,70 10,51 3,46 

4,54 10,07 2,77 
3,79 9,81 2,32 
2,69 9,61 1,68 
0,16 8,60 0,10 

--0,73 8,13 --0,45 

0,11 9,00 0,50 
1,29 8,95 0,83 
2,54 9,36 1,64 
2,60 9,43 1,73 
0,20 8,04 0,13 

-1,72 7,34 -1,12 
-2,48 7,03 -1,56 
-0,55 8,14 --0,34 
0,18 8,46 0,11 
1,01 8,67 0,63 

2,65 9,21 1,62 
2,93 8,96 1,75 
4,13 9,44 2,48 
4,40 9,69 2,70 
4,73 10,39 3,00 

4,34 10,49 2,85 
3,34 9,88 2,16 
2,50 8,93 1,53 
3,90 9,63 2,40 
4,64 9,93 2,86 

2,94 9,50 1,85 
2,02 8,98 1,26 
1,57 8,33 0,92 
3,02 9,02 1,79 
3,67 9,22 2,15 
4,50 9,32 2,56 
5,63 9,55 3,12 

1) Dabei wird unterstellt, daß jeder Selbständige/mithelfende Familienangehörige das durchschnittliche Bruttoeinkommen eines 
beschäftigten Arbeitnehmers erb.alt. ' 

') Auf Anlage- und Vorratsvennögen der Unternehmen. 
•) Wegen der fehlenden Aufgliederung sind für die nicht berückS:ichtigten WJ.Itschaftsbereiche (siebe Fußnote 1) von den indi-

rekten Steuern (abzüglich Subventionen) nur die Produktionssteuern' (abzüglich Subventionen), nicht jedoch die nichtabzieh-
bare Umsatzsteuer, die Einfuhrabgaben und die Verwaltungsgebühren abgesetzt. 

11) Einfuhr von Waren (in der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen) abzüglich Einfuhr von Investitions-
gütern (Spezialhandel aus der Allllenhandelsstatistik). 

') „Gewinne"' in vH des d.er Berechnung der Zinskosten zugrundeliegenden Vermögensbestandes (Anlage- und Vonatsvennö-
gen jeweils zu Ansch&ffungsprelsen). 

1) Vorl.!ufige Ergebnisse. 
') Eig~ne Schätzung. 
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ZK 
AK 

T-S 

V 
B!Pu 

BIPu+V 
KR 
K 

kalkulatorische Zinskosten 
Abschreibungen auf das Anlagever-
mögen 
indirekte Steuern abzüglich Subven-
tionen 
importierte Vorleistungen 
Bruttoinlandsprodukt (Bruttowertschöp-
fung des Unternehmenssektors plus Ein-
fuhrabgaben und nichtabziehbare Um-
satzsteuer) 
Erlöse 
Kapitalrendite 
Kapitalbestand (Nettoanlagevermögen zu 
Anschaffungspreisen, Vorratsvermögen) 

Für die sieben Kostenkomponenten von (1) wer-
den jeweils partielle Kosten-Erlös-Relationen in 
vH berechnet, die sich zur gesamten Kosten-Erlös-
Relation aufsummiere11. Die Differenz zwischen 
100 und der gesamten Kosten-Erlös-Relation er-
gibt die Gewinn-Erlös-Relation in vH. Die Kapital-
rendite (2) wird ermittelt, indem die Gewinne zum 
Kapitalbestand in Beziehung gesetzt werden. 

3. Die importierten Vorleistungen sind definiert als 
Warenimporte gemäß den Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnungen abzüglich eingeführter Inve-
stitionsgüter. Dabei wird unterstellt, daß der weit-
aus überwiegende Teil der importierten Waren als 
Vorleistungen vom Unternehmenssektor bezogen 
wird, sei es vom Produzierenden Gewerbe, das sie 
weiterverarbeitet, sei es vom Handel1 der sie an 
Endabnehmer verkauft. 
Gewisse Unschärfen bei der Abgrenzung der impor-
tierten Vorleistungen sind unvermeidbar. So enthält 
die von uns verwendete Größe auch Direktimporte 
der Landwirtschaft, der Kreditinstitute, der Versi-
cherungsunternehmen, der Wohnungsvermietung 
und der privaten Haushalte, die ansonsten nicht in 
die Rechnung eingehen. Auch sind Teile des 
Dienstleistungsimports als Vorleistungen für die 
heimische Produktion anzusehen. Da für diese Grö-
ßen keine hinreichend sicheren Schätzgrundlagen 
zur Verfügung stehen, müssen wir darauf verzich-
ten, sie in unserer Rechnung zu berücksichtigen. 

4. Das zu verzinsende Kapital umfaßt das Nettoan-
lagevermögen und das Vorratsvermögen der Un-
ternehmen. Die jahresdurchschnittlichen Bestände 
an Nettoanlagevermögen und Vorratsvermögen 
werden zu Anschaffungspreisen gemäß den Volks-
wirtschaftlichen Gesamtrechnungen bewertet. 
Da kurzfristige Bewegungen der Zinsen keinen 
Einfluß auf den ermittelten Wert der Kosten-Erlös-
Relation haben sollten, setzen wir für jedes Jahr 
statt des aktuellen Zinssatzes einen geglätteten 
Wert an. In diesen geglätteten Zinssatz gehen der 
jeweils aktuelle Zinssatz mit einem Gewicht von 
20 vH und die Zinssätze der voransgegangenen elf 
Jahre mit abnehmenden Gewichten ein, die sich 
von Jahr zu Jahr um den festen Faktor 0,817934 
verringern. 

5. Bei der Berechnung des kalkulatorischen Unter-
nehmerlohns wird angenommen, daß der zu ver-

anschlagende Durchschnittslohn eines Selbstän-
digen/mithelfenden Familienangehörigen in glei-
cher Höhe anzusetzen ist wie das Bruttoeinkom-
men aus unselbständiger Arbeit je beschäftigten 
Arbeitnehmer. Die gesamten kalkulatorischen Un-
ternehmerlöhne werde11 errechnet, indem dieser 
Durchschnittslohn mit der Anzahl der Selbständi-
gen und mithelfenden Familienangehörigen multi-
pliziert wird. 

6. Da die Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen 
seit dem Jahre 1995 vollständig nur noch für Ge-
samtdeutschland zur Verfügung stehen, kann auch 
die Gewinn-Erlös-Relation nur für diesen Gebiets-
stand berechnet werden. Damit werden gravierende 
Unterschiede bei der Ertragsentwicklung zwischen 
Westdeutschland und Ostdeutschland überdeckt. 

Ein besonderes Problem resultiert derzeit darans, 
daß die Datenlage eine Berechnung der Gewinn-
Erlös-Relation nur für die Produktionsunterneh-
men - wie sie bislang von uns vorgenommen wur-
de und auch vorzuziehen wäre - nicht gestattet, 
vielmehr sind auch die Bereiche Wohnungsver-
mietung, Kreditinstitute und Versicherungsunter-
nehmen einzubeziehen. Aufgrund dieser Abgren-
zung ergibt sich eine Niveauverschiebung nach 
unten, während im Verlauf zwischen der Gewinn-
Erlös-Relation nach alter und nach neuer Abgren-
zung keine gravierenden Abweichungen festzu-
stellen sind (Tabelle Bl). 

Die Arbeitseinkommensquote 

Formale Definition 

1. Unter der Arbeitseinkommensquote wird das Ver-
hältnis aus gesamtwirtschaftlichem Arbeitsein-
kommen und Volkseinkommen verstanden. Das 
gesamtwirtschaftliche Arbeitseinkommen ist die 
Summe aus dem Bruttoeinkommen aus unselb-
ständiger Arbeit (Inländerkonzept) und dem kalku-
latorischen Arbeitseinkommen der selbständig Er-
werbstätigen einschließlich der mithelfenden Fa-
milienangehörigen. Letzteres wird wie bei der Ge-
winn-Erlös-Relation ermittelt. 
Das gesamtwirtschaftliche Arbeitseinkommen ist 
demnach definiert als 

r... (3) AE, = A, E„ 

die Arbeitseinkommensquote als 

AEt (4) AEQ, = - · 100 
Y, 

Die Symbole haben folgende Bedeutung: 
AE gesamtwirtschaftliches Arbeitseinkommen 
L Bruttoeinkommen aus unselbständiger Ar-

beit 
A Anzahl der beschäftigten Arbeitnehmer 
E Anzahl der Erwerbstätigen 
AEQ Arbeitseinkommensquote 
Y Volkseinkommen 
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t Zeitindex 
LQ.., bereinigte Lohnquote 

Die Arbeitseinkommensquote (4) läßtsich mit Hilfe 
von (3) auch wie folgt schreiben: 

(5) AEQ, = ~ · 100 

Bei dieser Schreibweise wird ersichtlich, daß die 
Arbeitseinkommensquote als das Verhältnis aus 
Lohneinkommen je be,schäf!igten !\.rbeitnehmer 
zum Volkseinkommen je Erwerbstätigen interpre-
tiert werden kann. 

8. Die Arbeitseinkommensquote in Westdeutschland 
steht in einem festen Verhältnis ztir bereinigten 
Lohnquote. Die bereinigte Lohnquote, wie der 
Sachverständigenrat sie früher au~esen hat, 
wurde unter der Vorgabe, daß das Verhältnis der 
Anzahl der beschäftigten Arbeitnehmer zur An-
zahl der Erwerbstätigen aus dem Jahre 1960 in 
den folgenden Jahren konstant gehajien wird, aus 
der tatsächlichen Lohnquote wie folgt berechnet: 

(6) LQ:'°' = AEQ, · A,.,. 
E,... 

Bereinigte Lohnquote und Arbeitseinkommens-
quote unterscheiden sich um den Faktor 0, 7718. 
Die Bereinigung unter Zugrundelegung der Er-
werbsstruktur des Jahres 1960 bezweckte, Verän-
derungen der Lohnquote rechnerisch .auszuschal-
ten, die lediglich auf eine Veränderung des Anteils 

der beschäftigten Arbeitnehmer an der Gesamt-
zahl der Erwerbstätigen zurückzu!ühren waren. 
Nach dieser Bereinigung konnte der Einfluß des 
Lohnes auf die Lohnquote für sich betrachtet werden. 

Definition In Größen dar Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnungen 

9. Bei der Berechnung der Arbeitseinkommensquote 
werden die Größen der Volkswirtschaftlicben Ge-
samtrechnungen verwendet. Die Einkommen aus 
unselbständiger Arbeit werden unterteilt in die 
Bruttolohn- und -gehaltssurnme und die tatsächli-
chen und unterstellten Sozialbeiträge der Arbeit-
geber. Die Produktivität wird als Verhältnis zwi-
schen realem Bruttosozialprodukt und Anzahl der 
Erwerbstätigen (Bruttoerwerbstätigenproduktivi-
tät) in die Rechnung eingestellt. Es wird ferner der 
Realwert des Sozialprodukts verwendet, um die im 
Inland verfügbaren Güter zu konstanten Preisen 
des Jahres 1991 zu ermitteln. Zur Berechnung des 
Produkts in jeweiligen Preisen wird der Deflator 
der letzten inländischen Verwendung herangezo-
gen. Der Übergang von der Bruttorecbnung auf 
die Nettorechnung erfolgt durch Berücksichtigung 
der Abschreibungen, der Übergang von der Rech-
nung zu Marktpreisen auf die Rechnung zu Fak-
torkosten erfolgt durch Berücksichtigung von indi-
rekten Steuern abzüglich Subventionen. 

Somit ist die Arbeitseinkommensquote in Größen 
der Volkswirtscbaftlichen Gesamtrechnungen wie 
folgt definiert: · 

BLG1±AGB1 
. At 

(?) AEQ. = B~ RSP1 BSPj - ÄR;' - (T1 - S.) . 100 
T·BsP!·~· BSPj 

Die Symbole bedeuten: 
BLG Bruttolohn- und -gehaltssumme 
AGB tatsächliche und unterstellte Soziall;>eiträge 

der Arbeitgeber · 
BSP' Bruttosozialprodukt in Preisen von 1991 
RSP Realwert des Sozialprodukts 

Es gilt: RSP · pu. = BSP" 
(Zur Definition des Realwerts siehe JG 84 
Ziffern 246ff.) 

P1" Deflator der letzten inländischen Verwen-
dung 
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AK" Abschreibungen in jeweiligen Preisen 

BSP" Bruttosozialprodukt in jeweiligen Preisen 

T indirekte Steuern 

S Subventionen 

10. Zur Berechnung der Effekte, die auf die Verände-
rung der Arbeitseinkommensquote im Zeitablauf 
einwirken, ist es zweckmäßig, die Arbeitsein-
kommensquote in die faktorielle Schreibweise zu 
überführen. Aus (7) ist durch entsprechende Um-
formungen der folgende Ausdruck abzuleiten: 
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Tabelle B 2 

Zur Entwicklung der Arbeitseinkommensquote 1) 

Effekte 

F, F, F, P, F, 

Arbeitseinkommens- Bruttolohn-
"Preis-quote (3) + (4) und 

minus (5) bis (9) -gehalts- Effekt der Pro- Termsof effekt„ der 
Arbeit- le.tzten in-Jahr') swmneje geber- duktivitäts- Tcade lä.ndischen beschäftig- beiträge") effekts) Effekt') Verwen-tenArbeit- dung') nehmer3} 

vHIO) Veränderung gegenüber dem Vorjahr in vH 

11) (2) (3) (4) (5) (6) 

Frftheres Bundesgebiet 
1960 77,8 
1961 80,l +2,8 +10,2 -0,0 +3,0 
1962 81,0 +1,2 + 9,2 -0,1 +4,3 
1963 81,6 +0,7 + 6,1 -0,1 +2,6 
1964 80,4 -1,5 + 9,0 -0,7 +6,5 
1965 80,7 +0,5 + 9,1 +0,3 +4,7 
1966 81,7 +1,2 + 7,3 +0,3 +3,1 
1967 81,5 -0,2 + 3,3 -0,1 +3,0 
1968 79,3 -2,8 + 6,2 +0,5 +5,6 
1969 79,6 +0,4 + 9,2 +0,2 +5,8 
1970 81,5 +2,4 +15,3 +0,6 +4,2 
1971 82,6 +1,3 +11,3 +0,2 +2,7 
1972 82,7 +0,2 + 9,0 +0,5 +3,9 
1973 83,5 +1,0 +11,0 +0,8 +3,6 
1974 86,0 +3,0 +10,8 +0,5 +1,2 
1975 86,2 +0,2 + 6,2 +0,8 +1,6 
1916 84,2 -2,3 + 6,9 +0,8 +6,1 
1977 84,5 +0,4 + 6,8 -0,2 +2.4 
1978 83,3 -1.4 + 5,3 +0,2 +2,6 
1979 83,2 -0,l + 5,7 +0,1 +2,5 
1980 85,8 +3,l + 6,6 +0,2 -0,6 
1981 66,8 +1,2 + 4,8 +0,0 +0,1 
1982 87,0 +0,1 + 3,9 +0,3 +0,0 
1983 84,4 -3,0 + 3,2 +0,4 +3,5 
1984 82,9 -1,7 + 3,0 +0,4 +2,9 
1985 82,4 -0,7 + 2,9 +0,0 +1,2 
1986 81,3 -1,3 + 3,6 +0,0 +0,9 
1987 81,6 +0.4 + 3,1 +0,1 +0,8 
1988 80,3 -1,6 + 3,0 +0,0 +2,9 
1989 78,9 -1,8 + 3,0 -0,1 +2,7 
1990 77,9 -1,2 + 4,7 +0,0 +2,8 
1991 77,8 -0,1 + 6,0 +0,0 +3,1 
1992 79,2 +1,7 + 5,8 +0,1 +0,7 
1993 80,1 +2,0 + 2,9 -0,1 -0,9 
1994 79,3 -1,8 + 2,0 +1,2 +3,0 

Deutschland 
1991 79,8 
1992 81,2 +1,6 +10,5 +0,1 +3,8 
1993 82,3 +1,3 + 4,6 -0,2 +0,2 
1994 80,9 -1.7 + 2.4 +1,1 +3,0 
1995 80,3 -0,7 + 3,5 +0,4 +2,0 
1996 79,7 -0,8 + 2.1 +0,3 +2,3 
1997 77,8 -2,3 + 1,6 +0,7 +3,5 

1) Gesamtwirtschaft. Berechnung der Spalte (2) durch multiplikative Verlmüpfung. 
1) 1995 und 1996 vorläufige Ergebnisse; 1997 eigene Schätrung. 
3) Lohnfaktor; Inländerkonzept. 
~) Sozialbeitragsfaktor; tatsächliche und unterstellte Sozialbeiträge der Arbeitgeber. 

+0,1 
-o.o 
-0,2 
+0,1 
-0,3 
+0,4 
+0,6 
-0,3 
+0,2 
+1,0 
+0,5 
+0,1 
-0,l 
-0,8 
+0,1 
-0,6 
+0,0 
+0,1 
-0,9 
-1,5 
-1,2 
+0,3 
+0,2 
-0,4 
+0,1 
+2,1 
+0,8 
+0,1 
-0,5 
+o,o 
-0,4 
+0,6 
+0,2 
+O,O 

+0,6 
+0,3 
+O,l 
+0,3 
-0,1 
-0,6 

(7) 

+4,8 
+4,0 
+3,3 
+2,9 
+4,1 
+3,1 
+1,0 
+2,5 
+4,1 
+6,1 
+7,2 
+5,3 
+6,5 
+8,0 
+5,5 
+4,3 
+3,1 
+3,6 
+4,7 
+6,6 
+5,4 
+4,1 
+3,0 
+2,5 
+2,0 
+0,4 
+1,1 
+1,5 
+3,0 
+3,1 
+4,3 
+3,6 
+2,9 
+2.1 

+4,9 
+3,1 
+2,4 
+1,8 
+1,1 
+1,5 

P, 

Abschrei-
bungs-
effekt') 

(8) 

-0,4 
-0,5 
-0,5 
-0,1 
-0,2 
-0,4 
-0,5 
+0,2 
+0,4 
-0,4 
-0,4 
-0,l 
+0,1 
-0,6 
-0,S 
+0,2 
-0,0 
+0,0 
-0,1 
-0,6 
-0,6 
-0,5 
-0,0 
-0,0 
+0,0 
+0,3 
-o.o 
+0,1 
+0,1 
+0,1 
-0,l 
-0,3 
-0,8 
+0,2 

-0,2 
-0,6 
+0,2 
-o.o 
-0,0 
+0,1 

~) Produktivitätsfaktor; Bruttosozialprodukt in Preisen von 1991 je Erwerbstätigen (Bruttoerwerbstitigenproduktl.vitit). 
') Tenns of Tu ade-Faktor; Realwert des Sozialprodukts im Verhi.ltnis zum Bruttosozialprodukt in Preisen von 1991. 
7) Deßator. 
1) Abschreibungsfaktor. Erhöhung der Abschreibungskosten: 1-). 
') Steuer- und Subventionsfaktor. , 

10) Gesamtwirtschaftliches Arbeitseinkommen in vH des Volkseinkommens (Nettosozialprodukt zu Faktorkosten}. 

P, 

Effekt von 
indirekten 

Steuern 
abzüglich 

Subventio-
nen') 

(9) 

-0,3 
-0,0 
+0,1 
+0,2 
+0,5 
-o.o 
-0,6 
+1,4 
-1,5 
+1,7 
-0,l 
+0,0 
+0,4 
+0,4 
+0,1 
+0,1 
-0,1 
+0,0 
-0,3 
-0,2 
-0,0 
+0,1 
-0,1 
+0,2 
+0,4 
+0,6 
+0,1 
+0,1 
-0,5 
-0,1 
-0,8 
-0,6 
-0,6 
-0,4 

-0,6 
-0,5 
-0,4 
+0,5 
+0,0 
+0,2 
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Dabei bedeuten: 
F1 Lohnfaktor 
F, Sozialbeitragsfaktor 
F, Produktivitätsfaktor 
F, Terms of 1\'.ade-Faktor 
F, Deflator 
F, Abschreibungsfaktor 
F, Steuer- und Subventioll'.'faktor 

Zur Berechnung der Veränderungsraten (Effekte) 

11. Die Veränderung eines Faktors Fe, gegenüber 
seinem Vorjahreswert beträgt, als Veränderungs-
rate ausgedrückt: 

(9) Vc, = Fct - 1 
Fi.t-1 

Aus den Veränderungsraten der einzelnen Fak-
toren ergibt sich in zureichender Annäherung 
die Veränderungsrate der Arbeitseinkommens-
quote vt: 
(10) Vt - V1,t + V:i.1-VJ.t-v„ •• -Vs,t -V'„t-V7,t 

Die mit 100 multiplizierten, also in vH ausge-
drückten Veränderungsraten der sieben Faktoren 
bezeichnen wir als .Effekte". Diese Bezeichnung 
deutet an, daß die Effekte die Veränderung der 
Arbeitseinkommensquote ursächlich bewirken 
oder bewirkt haben, wenn man eine abgelaufene 
Periode betrachtet (Tabelle B2, Seite 259). Dabei 
gilt die Zerlegung der Veränderungsrate der Ar-
beitseinkommensquote in ihre Effekte im stren-
gen Sinne jedoch nur rechnerisch. Bei Anwen-
dung der Rechnung anf eine künftige Periode 
können spezielle Annahmen zur Entwicklung 
bestimmter Effekte oder zur Entwicklung der 
Arbeitseinkommensquote getroffen werden, so 
daß von diesen Vorgaben her auf restliche Effekte 
oder auf die Veränderungsrate der Arbeitsein-
kommensquote geschlossen werden kann. 

C. Zur KonzepHon der bereinigten 
Zentralbankgeldmenge 

1. Die bereinigte Zentralbankgeldmenge in der von 
uns verwendeten Abgrenzung ist definiert als 
Z, = (BG, + BR.) · KF, 
mit 

BR,= MRS• + MRSAt + ÜR, 

Die Symbole haben die folgende Bedeutung: 
Z bereinigte Zentralbankgeldmenge 
BG 

BR 
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Bargeldumlauf (ohne Kassenbestände der 
Kreditinstitute) 
Bankreserven (Zentralbankeinlagen und 
Kassenbestände der Kreditinstitute ein-
schließlich der Postbank) 

KF Korrekturtaktor 

MRSi Mindestreservesoll auf Inlandsverbindlich-
keiten 

MRS„ Mindestreservesoll auf Auslandsverbind-
lichkeiten 

ÜR 

t 
Überschußreserven 
Zeitindex 

2. Der Korrekturfaktor dient dazu, den expansiven 
oder kontraktiven Impuls einer Mindestreserve-
satzänderung in der Zentralbankgeldmenge [Geld-
basis) sichtbar zu machen. Senkt die Bundesbank 
die Mindestreservesätze, so wird ein Teil des bisher 
in der Mindestreserve gebundenen Zentralbank-
geldes frei und erhöht die Fähigkeit der Banken zur 
Geldschöpfung. Den freigesetzten Betrag bestim-
men wir, indem wir die Differenz zwischen dem 
alten und dem neuen Reservesatz mit dem Einlage-
volumen zu Beginn der Periode multiplizieren. 
Da für unterschiedliche Ein!agearten verschiedene 
Reservesätze gelten, muß die Bereinigung der 
Zentralbankgeldmenge nach einzelnen Einlage-
arten getrennt vorgenommen werden. Wir diffe-
renzieren zusätzlich nach den Größenklassen der 
Einlagen, das heißt bis Anfang des Jahres 1994 
nach Progressionsstufen, sofern für diese verschie-
dene Mindestreservesätze gelten.1) 

Die Freisetzung beziehungsweise Bindung von 
Zentralbankgeld infolge einer Mindestreserve-
satzänderung wird berechnet als 

• 
AKPt = L AKl\t ,_, 
mit 
Lll<Pt,t = (rt,t-1 - It,t) "~'-1. 

Dabei bedeuten: 
KP Korrekturposten 
i Index der Einlagearten, für die unterschied-

liche Reservesätze gelten 

r Reservesatz 

E reservepflichtige Einlagen 
Der auf die unbereinigte Zentralbankgeldmenge 
anzuwendende Korrekturfaktor ergibt sich wie 
folgt: 

t 
KF,= II 

t=t. 

mit 

BG,+ BR,+aKP, 
BG,tBR, 

~ Zeitindex für die (multiplikative) Kumulation, 
t. Zeitpunkt, zu dem mit der Kumulation begon-

nen wird (Januar 1980). 

1) Die Disaggregation nach Progressionsstufen kann allerdings 
erst für die Zeit ab Juni 1978 vorgenommen werden, da vor-
her das System der Mindestreservesätze - unter anderem 
aufgrund der Unterscheidung zwischen Bankhaupt- und 
-nebenplitzen - weit komplexer als heute war. Zum 1. März: 
1994 hat die Deutsche Bundesbank die Progressionsstufen 
abgeschafft. 
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Das Bereinigungsverfahren gewährleistet, daß die 
ausgewiesene Veränderungsrate der bereinigten 
Zentralbankgeldmenge unabhängig von der Wahl 
einer Basisperiode und somit unverzerrt ist. Dar-
aus folgt auch, daß die Veränderungsraten (nicht 
aber die absoluten Veränderungen) von unberei-
nigter und bereinigter Zentralbankgeldmenge so 
lange identisch sind, wie die Mindestreservesätze 
sich nicht ändern. 

D. Zur Berechnung des strukturellen Defizits 
und des konjunkturellen Impulses 

1. Mit der Konzeption des strukturellen Defizits er-
mittelt der Sachverständigenrat den quantitativen 
Konsolidierungsbedarf in den öffentlichen Haus-
halten (Zielkonzept). Das strukturelle Defizit ent-
spricht jenem Teil des Gesamtdefizits, der bei 
einer Normalauslastung der gesamtwirtschaftli-
chen Produktionskapazitäten den mittelfristig als 
akzeptabel angesehenen Umfang der Kreditfinan-
zierung überschreitet. Anders gewendet: Konso-
lidierungsbedürftig ist jener Teil des Defizits, der 
dauerhaften Charakter hat, sich mithin nicht 
im Konjunkturzyklus automatisch abbaut oder 
durch gesetzlich befristete Maßnahmen verur-
sacht ist, und der den auf mittlere Sicht hinnehm-
baren Umfang staatlicher Kreditaufnahme über-
schreitet. 
Eng verbunden ist damit die Konzeption des kon-
junkturellen Impulses, mit der die Anstoßwirkung 
ermittelt wird, die der öffentliche Haushalt durch 
ein bestimmtes Verschuldungsverhalten auf die 
Gesamtwirtschaft hat (Meßkonzept). Der konjunk-
turelle Impuls entspricht jenem Teil des Gesamt-
defizits, der über die konjunkturbedingten Be-
lastungen und jene Neuverschuldung hinausgeht, 
die - weil sich die Wirtschaftssubjekte daran ge-
wöhnt haben - für sich genommen keinen Impuls 
auslöst. Sekundärwiikungen, die sich aus den Re-
aktionen der yYirtschaftssubjekte ergeben, werden 
damit nicht erfaßt. Zur inhaltlichen Begründung 
siehe Jahresgutachten 1994/95 Ziffern 178ff. 

Tabelle D 1 

Ableitung des strukturellen Defizits 
und des konjunkturellen Impulses 

Finanzlerungsdeflzit 
des öHentllchen 
Gesamthaushalts 

~ ERP-Sondervermögen 

Bereinigung um 
konjunkturelle Einflüsse 
Bereinigung der Gewinn-
abführung der Bundesbank 
abzüglich der Haushalts-
belastungen durch aktive 
Konjunkturpolitik 
abzüglich .investiti.ons-
orientierte Verschuldung" 

-+ strukturelles Defizit 

Flnanzlerungsdeftzlt 
des öHentu.chen 

Gesamthaushalts 
!!!.! ERP-Sonderverm6gen 

Bereinigung um 
konjunkturelle Einflüsse 
Bereinigung der Gewinn-
abführung der Bundesbank 

abzüglich „konjunktur-
neutrale Verschuldung• 

-. konjunktureller Impuls 

2. Die verwendeten Symbole haben die folgende Be-
deutung: 
D, Finanzierungsdefizit des öffentlichen Ge-

samthaushalts ohne ERP-Sondervermögen 
T!' Auslastungsbedingte Steuermehr-/-min-

dereinnalunen · 
t. Volkswirtschaftliche Steuerquote des Jah-

res t 

Y, 

q 

q" 

F~ 

c, 

s, 

g, 

G, 

G} 

Bruttoinlandsprodukt bei Normalausla-
stung des Produktionspotentials in jewei-
ligen Preisen 
Nominales Bruttoinlandsprodukt 
Auslastungsbedingte Beitragsmehr-/-min-
dereinnahmen der Bundesanstalt für Arbeit 
Volkswirtschaftliche Quote der Beitrags-
einnalunen der Bundesanstalt für Arbeit 
Konjunkturunabhängige Ausgaben für 
Arbeitslosengeld und Kurzarbeitergeld 
Ausgaben für Arbeitslosengeld pro Kopf 
Quote der registrierten Arbeitslosen 
Quote' der nicht-konjunkturell bedingten 
registrierten Arbeitslosen 
Anzahl der abhängigen Erwerbspersonen 

Ausgaben für Kurzarbeitergeld 

Konjunkturbedingtes Defizit im Haushalt 
der Bundesanstalt für Arbeit 
Tatsächliches Defizit im Haushalt der 
Bundesanstalt für Arbeit 
Haushaltsbelastungen aufgrund speziel-
ler konjunkturpolitischer Maßnahmen 
Differenz zwischen dem tatsächlichen 
und dem dauerhaft zu erwartenden Teil 
der Bundesbankgewinnabführung 
Tatsächliche Gewinnabführung der Bun-
desbank an den Bundeshaushalt 
Dauerhaft zu erwartender Teil der Bun-
desbankgewinnabführung 

p, Veränderungsrate des Deflators des Brutto-
inlandsprodukts 

p~ Geldpolitische Norm der Deutschen Bun-
desbank für den Deflator des Bruttoin-
landsprodukts 

ZBGM Tatsächliche jahresdurchschnittliche Zen-
tralbankgeldmenge 

ZBGM~ Jahresdurchsch.ni.i:tliche zeD.tralbankgeld-
rnenge bei Realisierung des Zielpfades 

NI, .Investitionsorientierte Verschuldung• 
D: Strukturelles Defizit 
B, .Konjunkturneutrale Verschuldung• 
Y' Produktionspotential in jeweiligen Preisen 
D; Finanzierungsdefizit des öffentlichen Ge-

samthaushalts mit ERP-Sondervermögen 

KI, Konjunktureller Impuls 
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... Volkswirtschaftliche Ausgabenquote des 
Jahres t für den öffentlichen Gesamthaus-
halt ohne ERP-Sondervennögen 
Volkswirtschaftliche Quote der sonstigen 
Einnahmen des Jahres t für den öffent-
lichen Gesamthaushalt ohne ERP-Sonder-
vermögen 
Defizitquote des Jahres t für den öffentli-
chen Gesamthaushalt ohne ERP-Sonder-
verrnögen 

3. Ausgangsgröße zur Bestimmung des strukturellen 
Defizits ist das Fina.nzierungsdefiz!I: des öffent-
lichen Gesamthaushalts ohne ERP~Sondervermö
gen (DJ. Zur Ableitung des strukturellen Defizits 
sind die folgenden Schritte erforderlich: 
- In einem ersten Schritt sind die konjunkturbe-

dingten Belastungen im Haushalt der Gebiets-
körperschaften zu ermitteln. Da die wirtschaftli-
che Lage in den neuen Bundesländern gegen-
wärtig noch durch strukturelle Probleme domi-
niert wird und die Aufteilung von konjunk!ur-
bedingten und strukturbedingten Belastungen 
kaum möglich ist, führen wir bis auf weiteres 
diese Bereinigung nur für WeStdeutschland 
durch. Maßstab für die Konjunkturbereinigung 
ist die Abweichung der tatsächlichen Ausla-
stung der gesamtwirtschaftlichen Produktions-
kapazitäten vom mehrjährigen Durchschnitt der 
Auslastung (Normalauslastung: 96% vH). 

262 

Zunächst werden die Steuereinni;Em„n der Ge-
bietskörperschaften um Effekte einer Abwei-
chung der tatsächlichen Auslastung von der 
Normalauslastung bereinigt~. 

(1) ~= t. (Y,- YJ 
Dann muß der gegebenenfalls erfotderliche Zu-
llchuß des Bundes zum Defizitausgleich der 
Bundesanstalt für Arbeit um konjunkturelle 
Effekte bereinigt werden. Erstens wird analog 
der Vorgehensweise bei den Steuereinnahmen 
das Beitragsaufkommen der Bundesanstalt für 
Arbeit bereinigt ~· 
(2) M.'= m. (Y,- YJ 

Zweitens werden die konjunkturabhängigen 
Ausgaben für Arbeitslosengeld und die Ausga-
ben für Kurzarbeitergeld ermittelt CL:'l. 

·'···· 
(3) L~= At (q-q") E.+K. 
Die Quote der nicht-konjunkturell bedingten 
Arbeitslosigkeit ( q") wird bestimmt, indem die 
nicht-auslastungsbedingte Unterbeschäftigung 
In Westdeutschland über eine Fomchreibung in 
Anlehnung an die Unterbeschäfti.!lung im Jahr 
der letzten Normalauslastung (1989) ermittelt 
wird. Es wird vereinfachend unterstellt, daß die 
konjunkturell bedingt Arbeitslosen überwie-
gend einen Anspruch auf Arbeitslosengeld be-
sitzen. 
Drittens werden die so berechneten konjunktu-
rellen Belastungen im ~ushalt ·_der Btindes-
ans!alt für Arbeit mit dem tatsächlichen Defi-
zit (CJ verglichen, denn nur über den Zuschuß-

. '-1 

bedarf wirken diese Zusammenhänge auf den 
Bundeshaushalt durch. 

(4) F~ = min[L!' + Mf,C,j 

Angesichts der dauerhaft hohen Arbeitslosig-
keit und der damit einhergehenden Verfesti-
gung erscheint es nicht als angemessen, die 
Ausgaben für Arbeitslosenhilfe wie die Ausga-
ben für Arbeitslosengeld um konjunkturelle Ef-
fekte zu bereinigen. 

- Vorübergehende Belastungen aufgrund spe-
zieller Konjunkturprogramme (S,) - sei es über 
eine die Steuereinnahmen mindernde Investi-
tionszulage oder zusätzliche, aber befristete 
Ausgaben- sind nicht konsolidierungsbedürftig 
und vermindern deshalb das strukturelle Defi-
zit. 

- In einem weiteren Schritt wird der dauerhaft zu 
erwartende Teil des Bundesbankgewinns (G~) 
auf Basis einer durchschnittlichen Rate der Ge-
winnabführung ermittelt. Diese wird um die 
Differenz zwischen der tatsächlichen Verände-
rungsrate des Def!ators des Bruttoinlandspro-
dukts und der jeweils normativen Rate bereinigt 
und auf jenenjahresdurchschnittlichen Bestand 
der Zentralbankgeldmenge bezogen, der sich 
bei ziel.konformer Entwicklung ergeben hätte. 
Um die positive Differenz (g,) zwischen der tat-
sächlichen Gewinnabführung der Bundesbank 
(GJ und dem dauerhaft zu erwartenden Betrag 
erhöht sich der Konsolidierungsbedarf, weil die-
ser Betrag nicht zur Finanzierung dauerhafter 
Staatsaufgaben zur Verfügung steht. 

, !"'°'[ G1 (" ~')] 1 (5) gt = Gt - G1 = Gt - :Ü t:1 ZBGMt - P1 - Jj ZBGMt 

- Die dauerhaft hinnehmbare Kreditfinanzierung 
· aller Gebietskörperschaften ergibt sich als 
.investitionsorientierte Verschuldung" (NIJ aus 
den Ausgaben für Baumaßnahmen gemäß 
Haushaltssystematik in den Bereichen Bildung, 
Wissenschaft, Forschung (Oberfunktionen 12, 
13, 15 und 16/17), Krankenhäuser (Funktion 312), 
Raumordnung, Landesplanung, Vermessungs-
wesen (Oberfunktion 42), kommunale Gemein-
schaftsdienste (Funktionen 431 bis433), Energie-
und Wasserwirtschaft [Oberfunktion 62), Straßen 
(Oberfunktionen 82 und 83). Der entsprechend 
ermittelte Betrag wird um die Abschreibungen 
vermindert, die hilfsweise auf Basis der Volks-
wirtschaftlichen Gesamtrechnungen bestimmt 
werden. 
Ergänzend zu dieser Bestimmung der dauerhaft 
akzeptablen Kreditfinanzierung tritt das Krite-
rium der ll:agbarkeit. Dadurch soll sicherge-
stellt werden, daß die Neuverschuldung zu kei-
ner Erhöhung der Schuldenstandsquote führt. 
Zwar kann bei den ausgewählten Investitions-
ausgaben ein Kapazitätseffekt am ehesten un-
terstellt werden, so daß eine Erhöhung der 
Schuldenstandsquote dauerhaft nicht eintreten 
dürfte, doch ist dies keineswegs in jedem Jahr 
und in jedem Fall gesichert. Zudem bietet das 
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Strukturelles Defizit und konjunktureller Impuls 
Mrd DM 

Position 1980 1 1981 1 1982 1 1983 1 1984 1 

Finanzierungsdefizit 
a Öffentlicher Gesamthaushalt 

ohne ERP-Sondervermögen 55,7 74,2 69,2 54,6 45,7 
b Öffentlicher Gesamthaushalt 

mit ERP-Sondervermögen .. 57,1 75,7 69,6 55,3 46,5 

Konjunkturbereinigung 
Einnahmenseite ............ 7,6 2,3 -5,9 -2,7 -1,2 

Konjunkturbereinigung 
Ausgabenseite .............. 0,0 4,4 10,0 5,8 4,8 

Belastungen durch 
Konjunkturprogramme ...... 0,0 0,0 0,0 2,0 3,5 

Bereinigung Bundesbankgewinn 0,0 -2,3 -6,7 -7,2 -7,2 
6a "Investitionsorientierte 

Verschuldung• ............... 30,5 28,7 25,8 22,7 21,5 
Verschuldungsquote (in vH) 1) 2,05 1,82 1,55 1,31 1,19 

6b .Konjunkturneutrale 
Verschuldung" ............... 29,l 30,0 30,8 30,2 28,7 

Verschuldungsquote (in vH) 1} 1,95 1,90 1,85 1,74 1,58 
.. 

7 Strukturelles Defizit 
(= la+2-3-4-5-6a) ............ 32,8 45,7 34,1 28,6 22,0 

Defizitquote (in vH) 2) •..••••• 2,23 2,98 2,15 1,72 1,26 
8 Konjunktureller Impuls 

(= lb+2-3-5-6b) ....... "" ... 35,6 45,9 29,5 23,9 19,l 

Position 1989 1 1990 1 1991 1 1992 1 1993 1 

Drucksache13/9090 

Tabelle D 2 

1985 1 1986 1 198? 1 1988 

39,2 42,7 51,5 51,7 

39,3 42,3 51,1 51,8 

-1,3 -3,1 -9,3 -4,8 

4,0 1,6 1,3 1,0 

2,0 0,0 0,0 0,0 
-8,6 -8,1 -2,7 --0,2 

22,3 23,9 24,2 25,2 
1,18 1,19 1,15 1,15 

26,6 25,7 25,2 25,6 
1,41 1,28 1,20 1,17 

·--" 

18,2 22,2 19,4 20,9 
1,00 1,15 0,98 1,00 

16,0 20,0 17,9 20,6 
. 

1994 1 1995 1 1996 1 199? 
····- ....... 

1 Finanzierungsdefizit 
a Öffentlicher Gesamthaushalt 

ohne ERP-Sondervermögen 25,9 92,2 116,1 109,2 136,3 114,2 108,0 120,4 11411, 
b Öffentlicher Gesamthaushalt 

mit ERP-Sondervennögen .. 27,1 94,4 122,7 115,9 137,8 116,3 110,5 119,3 11711, 
····· .... 

2 Konjunkturbereinigung 
Einnahmenseite . . . . . . . . . . . . -0,6 10,6 19,4 7,8 -22,6 -24,4 -26,6 -27,8 -2011, 

3 Konjunkturbereinigung 
Ausgabenseite .............. 0,0 0,0 0,0 0,0 9,7 10,2 6,9 13,8 13 

4 Belastungen durch 
Konjunkturprogramme ...... 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0 

5 Bereinigung Bundesbankgewinn 0,8 -0,9 -0,1 0,4 1,6 1,2 0,8 0,5 1 
6a „Investitionsorientierte 

Verschuldung" ............... 26,3 28,0 40,2 48,3 45,6 43,7 40,0 36,8 3311, 
Verschuldungsquote (in vH) ') 1,14 1,14 1,40 1,54 1,36 1,24 1,09 0,97 0,86 

6b .Konjunktumeutrale 
Verschuldung" ............... 26,8 28,4 34,3 40,1 44,1 47,1 48,7 46,9 43 

Verschuldungsquote (in vH) 1) 1,16 1,16 1,20 1,28 1,32 1,34 1,33 1,24 1,10 

7 Strukturelles Defizit 
(= la+2-3-4-5-6a) ' ........... - 1,8 75,7 95,3 68,2 56,8 34,7 33,7 41,4 4611, 

Defizitquote (in vH) ') ........ --0,08 3,12 3,34 2,22 1,80 1,04 0,97 1,17 1,27 
8 Konjunktureller Impuls 

(= 1b+2-3-5-6b) ...... " ... ". - 1,1 77,4 107,9 83,2 59,8 33,3 27,4 30,2 40 
" 

1) „lnvestitionsorientierte Verschuldung"/„konjunkturneutrale VerschuldungM jeweils in Relation zum nominalen Produktions-
potential in vH. 

2) Strukturelles Defizit in Relation zum nominalen Bruttoinlandsprodukt in vH. 
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Kriterium der Tragbarkeit die Möglichkeit, nor-
mativ vorgegebene Werte fiir di!' Schulden-
standsquote oder die gesamtwirtschaftliche 
Zinslastquote in ein Handlungsprofil fiir die Ge-
staltung der Defizitquoten umzusetzen. 

- Das strukturelle Defizit (D~) errechnet sich da-
nach wie folgt: 
(6) D; = D, -Tl' - Ft - St + g, - NI, 

4. Schreib! man die Gleichung (6) unter Verwendung 
von ( 1) wie folgt: 

(7) D1 = dtYt + t.Y,-t,-r,-Ft-S. +91-NI, 

und berücksichtigt man die fiskalische Budget-
gleichung 

(8) dt Y1 = a1Y1 -t,Y1 - e,Y, 

dann läßt sich das strukturelle Defizit in Abhän-
gigkeit von der volkswirtschaftlichen Ausgaben-
und Steuerquote schreiben als 

(9) D1 = a,Y, - t,"Y; - P, - (ei Y, - g,) - NI, 
5. Der kon/unklurelle Impuls unterscheidet sich in 

drei Punkten vom strukturellen Defizit. Erstens ist 
die Ausgangsgröße das Finamierungsdefizit des 
öffentlichen Gesamthaushalts einschließlich ERP-
Sondervermögen (D;), weil der Staat '!µeh über die· 
Vergabe von Darlehen die :Ents~ungen der 
Privaten beeinflußt. Zweitens· wird-~ Umfang 
der dauerhaft akzeptablen Kreditfinanzierung an-
ders bestimmt. Drittens werden voruöergehende 
Haushaltsbelastungen aufgrund konjunkturpoliti-
scher Maßnahmen nicht vom Gesamtdefizit abge-
setzt. Hinsichtlich der Konjunkturbereinigung und 
der Bereinigung des Bundesbankgewinns be-
stehen keine Unterschiede. 

Aus konjunktureller Perspektive ist jener Umfang 
der Kreditaufnahme hinnehmbar, der für sich ge-
nommen in einer konjunkturellen Normalsituation 
keinen Impuls auslöst, weil die Privat~ sich daran 
gewöhnt haben. Dies mag für jene JJeuverschul-
dung zutreffen, die aufgrund der iriStltutionellen. 
Bedingungen grundsä!zlich zulässig erscheint, 
mithin die durch investive Verwendfuig im Sinne 
von Artikel 115 Absatz 1 Satz 2 GG legitimierte 
Kreditaufnahme. Da die Privaten eine.'erfahrungs-
begründete Skepsis gegenüber staapichen Pro-
duktivitätsversprechen haben dürften_, werden al-
lerdings nur die lnvestitionsausgaben_berücksich-
tigt, für die - gemäß der „investitio~orlentierten 
Verschuldung· - ein Kapazitätseffek't begründet 
angenommen werden kann. Da sich.eine Gewöh-
nung nicht aus aktuellen Jahreswerten ableiten 
läßt, wird zur Bestimmung des koiijunkturellen 
Impulses eine dauerhaft akzeptierteJCreditfinan-
zierung aufgrund eines ungewichteteJ:1 gleitenden 
fünfjährigen Durchschnitts der lnveS!itionsquote 
(Relation der Investitionsausgaben gei:q.äß der .in-
vestitionsorientierten Verschuldung• ium gesamt-
deutschen Produktionspotential) als .konjunktur-
neutrale Verschuldung• (BJ ermittelt. 

1 t Nii 
(10) s. = - L: -

5~-· Yi 
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So ergibt sich der konjunkturelle Impuls (KIJ wie 
folgt: 
(11) K1t = Di-Tl'-F~ + g, - B, 

E. Zur Ennlttlung der Verllnderungsrate 
der GrenzproduktlvHlit der Arbeit 

1. In einem ersten Schritt ist die nicht direkt beob-
achtbare Veränderungsrate der Grenzproduktivi-
tät zu bestimmen. Ausgangspunkt der Überlegun-
gen ist eine Cobb-Douglas-Produktionsfunktion 
(1) Y(t) = L(t)-<1lK(t)i'<'le><, 

wobei Y den Output, L die Beschäftigung, K den 
Kapitalbestand, et(t) und j3(t) die Produktionselasti-
zitäten der Arbeit und des Kapitals, i.. die techni-
sche Fortschrittsrate und t einen Zeitindex be-
zeichnen. Im folgenden werden Zeitindizes ver-
nachlässigt, solange dies zu keinen Mißverständ-
nissen führt. Die Durchschnittsproduktivität der 
Arbeit ergibt sich als 

(2) ~ = L•-1JC"e.lt, 
L 

die Grenzproduktivität der Arbeit als 
8Y y 

(3) - = aL0- 1K~e" = <>-8L L 
Da die Grenzproduktivität der Arbeit also das Pro-
dukt aus Durchschnittsprodukt der Arbeit und 
Produktionselastizität der Arbeit ist, läßt sich die 
Veränderungsrate der Grenzproduktivität berech-
nen als 

(4) (~)=&+(~)· 
" dx/dt i 

wobei x=--=-x X 

fiir jede Variable x gilt. 

2. In einem zweiten Schritt geht es darum, die Verän-
derungsrate der Durchschnittsproduktivität um 
den Effekt von Beschäftigungsabbau zu bereini-
gen. Allgemein ergibt sich als Veränderungsrate 

A 

(5) (i) =OOnl.+(a-l)i.+ßlnK+ß:K+A 

Wird Beschäftigung abgebaut, so steigt in der Re-
gel die Durchschnittsproduktivität der Arbeit, de-
ren Veränderungsrate wird nach oben verzerrt. 
Will man eine um den Effekt von Beschäftigungs-
abbau bereinigte Zuwachsrate der Durchschnitts-
produktivität ermitteln, so ist die obige Verände-
rungsrate um diesen Effekt zu korrigieren, der sich 
,über (a - 1) i. auf die Durchschnittsproduktivität 
auswirkt (Rückwirkungen auf den Kapitaleinsatz 
werden im Rahmen einer ceteris-paribus-Analyse 
ausgeklammert): 

A 

(6) (i:) - (a - l)i. = <HnL + ßinK + ßK + A 
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Für die so korrigierte Zuwachsrate der Durch-
schnittsproduktivität ergibt sich also: 

A A 

(7) Cf)*= (f) + (1- a)L 

Aus Gleichung (7) und (4) erhält man die um Be-
schäftigungsabbau bereinigte Veränderungsrate 
der Grenzproduktivität der Arbeit: 

A A 

(8) ( :'.)* = (f) + (1 - a) i. + & 

3. Die einzelnen Komponenten werden wie folgt ge-
messen: Der Output Y ist die (bereinigte) Brutto-
wertschöpfung des Unternehmensbereichs. Für 
die Beschäftigung L im Unternehmensbereich bie-
ten sich zwei Meßgrößen an: die Anzahl der Er-
werbstätigen oder das Arbeitsvolumen. Dement-
sprechend erhält man als Größe YfL entweder eine 
Produktivität auf Erwerbstätigenbasis oder auf 
Stundenbasis. In letzterem Fall muß produktions-
theoretisch für Arbeitsstunden und Erwerbstätige 
eine identische Produktionselastizität unterstellt 
werden. Da das Ziel der Grenzproduktivitätsbe-
rechnungen ein Vergleich mit der Entwicklung 
der Tarifverdienste ist, und Tarifverdienststeige-
rungen auf Stundenbasis ennittelt werden sollten, 
um Kosteneffekte von Veränderungen der Arbeits-
zeiten zu berücksichtigen, sollte auch die Arbeits-
produktivität auf Stundenbasis berechnet werden. 

Die Produktionselastizität der Arbeit "' entspricht 
unter vereinfachenden Annahmen über Produk-
tionstechnologie (lineare Homogenität) und Markt-
formen der Lohnquote, genauer: dem Anteil der 
Entlohnung des Faktors Arbeit an den Gesamter-
lösen der Unternehmen. Um Verzerrungen derge-
stalt zu vermeiden, daß die beobachtete Lohnquo-
te in Rezessionen in der Regel sprunghaft ansteigt, 
ohne daß damit der Faktor Arbeit produktiver 
wird, wird bei der Veränderungsrate der Lohnquo-
te die durchschnittlich jährliche Veränderungsrate 
über einen längeren Stützzeitraum verwendet. 

Die Entlohnung des Faktors Arbeit besteht aus 
den Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit 
und den Unternehmerlöhnen (den kalkulatori-
schen Arbeitsentgelten für Selbständige und mit-
helfende Familienangehörige), wobei unterstellt 
wird, daß diese das durchschnittliche Bruttoein-
kommen eines beschäftigten Arbeitnehmers erhal-
ten. Die Gesamterlöse der Unternehmen entspre-
chen ihrer (bereinigten) Bruttowertschöpfung ab-
züglich des Saldos von Produktionssteuern und 
Subventionen. 

4. Zur Berechnung der zunächst erforderlichen 
beschäftigungsunbereinigten Veränderung der 
Durchschnittsproduktivität werden zwei unter-
schiedliche Vorgehensweisen angewandt: Zum 
einen kann die durchschnittliche Veränderung 
über einen konjunkturzyklengerecht abgegrenz-
ten Stützzeitraum ermittelt werden (JG 95 Zif-
fern 373 ff.), wodurch in die Beurteilung der aktuel-
len Lohnpolitik die Veränderung der Arbeitspro-
duktivität länger zurückliegender Zeiträume ein-
fließt. Zum anderen kann die aktuelle Veränderung 

der Durchschnittsproduktivität gegenüber dem 
Vorjahr berechnet werden, wobei Prognosewerte 
zugrundegelegt werden müssen. Da beide Verfah-
ren nicht frei von Nachteilen sind, bietet sich eine 
parallele Vorgehensweise an, nicht zuletzt um die 
Robustheit der Ergebnisse zu überprüfen. 

5. Als Stützzeitraum für die Berechnung der durch-
schnittlichen Veränderung der Durchschnittspro-
duktivität der Arbeit kann zunächst der letzte ab-
geschlossene konjunkturelle Beschäftigungszy-
klus der Jahre 1980 bis 1992 gewählt werden, der 
durch lokale Hochpunkte beim Arbeitsvolumen im 
Unternehmensbereich gekennzeichnet ist. Ein an-
derer möglicher Stützzeitraum ist der für die Jahre 
1982 bis 1993, der durch Tiefpunkte im Ausla-
stungsgrad des gesamtwirtschaftlichen Produk-
tionspotentials bestimmt ist. 

Die noch nicht um den Effekt eines Beschäfti-
gungsabbaus bereinigte durchschnittliche Verän-
derungsrate der Durchschnittsproduktivität der 
Arbeit (Tabelle El) liegt je nach Stützzeitraum bei 
2,7 vH oder 2,9 vH. Zur Bereinigung um den Be-
schäftigungsabbau im Stützzeitraum ist gemäß 
Gleichung (7) die durchschnittliche Verände-
rungsrate des Arbeitsvolumens im Stützzeitraum 
multipliziert mif Eins minus Lohnquote zu addie-
ren. Die so ermittelte beschäftigungsabbauberei-
nigte Veränderungsrate der Durchschnittsproduk-
tivität liegt bei 2,7 vH und 2,8 vH. Abschließend 
wird gemäß Gleichung (8) die durchschnittliche 
Veränderungsrate der Lohnquote addiert. Das Er-
gebnis, die Veränderungsrate der Grenzprodukti-
vität der Arbeit, liegt bei 1,9 vH beziehungsweise 
2,0vH. 

6. Bei der zweiten Berechnungsmethode ist die Aus-
gangsbasis die Veränderung der Durchschnitts-
produktivität der Arbeit im Jahre 1997 gegenüber 
dem Vorjahr; die geschätzte Veränderungsrate auf 
Stundenbasis liegt im Unternehmensbereich West-
deutschlands bei 4,1 vH. Führt man eine Bereini-
gung um Beschäftigungsabbau analog dem be- . 
schriebenen Verfahren durch (dabei wurde wegen 
der ab 1995 fehlenden getrennten Verteilungs-
rechnung für Westdeutschland und Ostdeutsch-
land eine auf der Basis gesamtdeutscher Werte für 
Westdeutschland geschätzte Lohnquote verwen-
det), ergibt sich eine bereinigte Veränderungsrate 
der Durchschnittsproduktivität von 3,6 vH. Um zur 
Veränderungsrate der Grenzproduktivität zu ge-
langen, muß die durchschnittliche Veränderungs-
rate der Lohnquote über einen längeren Stützzeit-
raum addiert werden. Hierfür wurde der zehnjäh-
rige Stützzeitraum 1987 bis 1997 verwendet. Es er-
gibt sich eine geschätzte Veränderungsrate der 
Grenzproduktivität für das Jahr 1997 in Höhe von 
2, 7 vH. Einschränkend zu berücksichtigen sind al-
lerdings die der Berechnung zugrundeliegenden 
vereinfachenden Annahmen. Dennoch erscheinen 
die Ergebnisse bedeutsam: Sie zeigen, daß nach 
der Bereinigung um den Beschäftigungsabbau 
und nach dem Übergang von der Entwicklung der 
Durchschnittsproduktivität zur Grenzproduktivität 
der für Lohnerhöhungen verwendbare Produktivi-
tätszuwachs nicht der oben erwähnten Zuwachs-
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Tabelle E 1 
·1 

Verlnden1J1.gsrate der Grenzproduktivität der Arbeit 
Untemebme~ssektor 1) im früheren Bundesgebiet 

Durchschnittlich Durcbschllittlich 
jährliche jährliche DurchschDittlich Durchschnittlich Veränderungs- jährliche „Lohnquote" 2) in Verinderungs- jährliche Veränderungs-

Stützzeitraum rate der Durch- Veränderungs- der Endperiode rate der Durch- Veränderungs- rate der Grenz-
schnittsproduk- des schDittsproduk- produktivitä.t 
tivität der Arbeit, rate des Arbeits- Stützzeitraums tivität der Arbeit, rate der der Arbeit volumens „Lohnquote"2) beschäftigungs- beschäftigungs-

unbereinigt bereinigt 

L Llngerlrlstlge Jlerechnungen ~t unterschiedlichen Stiltzze.iträumen 

1980-92 

1 

2,7 -0,2 IM,3 2,7 -0,8 1,9 
1982-93 2,9 -0,2 IM,O 2,8 -0,8 2,0 

II. Jahresbezogene Berechnung Mr das Jahr 1997Sj 

Veränderungs- Verinderungs- Durchschnittlich rate der Durch- Veränderungs- rate der Durch- jährliche Veränderungs-
schnittsproduk- rate des Arbeits- „Lohnquote" 2) 

schnittsproduk- Veränderungs- rate der Grenz-
tivität der Arbeit. tivitit der Arbeit, produktivität volumens rate der beschäftigungs- besclW!igungs- • Lohnquote" 1) 4} 

der Arbeit 
unbereinigt bereinigt 

1997 4,1 -1,1 60,1 3,0 -0,9 2,7 

1) Gesamtwirtschaft ohne Staat, private Haushalte und private Organisationen ohne Brwerb1JZWeck. 
') Lohnquote berechnet als: Bruttoeinkommen aus unselbstandiger Arbeit und ka.llrulatorlsche Arbeitsentgelte für die Selbständigen in Rela-

tion zur bereinigten Bruttowertschöpfung abzüglich des Saldos von Produktionssteuern und Subventionen. 
3) Eigene Schltrung. 
4) 1987 bis 1997. 

rate der Durchschnittsproduktivität in Höhe von 
4,1 vH entspricht, sondern deutlich darunter bei 
2, 7 vH liegt. 

7. Zur konzeptionellen Anwendung der Ergebnisse 
Im Rahmen der produktivitätsoriexitierten Lohn-
politik hat sich der Sachverständigenrat Im Jahres-
gutachten 1995196 (Ziffern 370ff.) und in diesem 
Jahresgutachten (Ziffer 208) geäußert. 

F.. Zur Konstruktton eines Index 
etaalilch admlnlsb1erter Verbraucherpreise 

1. Der Sachverständigenrat hat bereits in seinen 
Jahresgutachten 1976n7•), 1982163'}, 1991192'), 
1993/94 ') und 1996/97 •) versucht, die Bedeutung 
der staatlich administrierten Preise Im Preisindex 
für die Lebenshaltung aller privaten ~Haushalte zu 
quantifizieren. Vor dem Hintergrund der inl Jahre 
1996 vorgenommenen Neuabgrenzung des Index 
staatlich administrierter Verbraucherpreise wer-
den einige methodische Aspekte bei der Definition 
dieses Index erläutert (JG 96 Ziffern l14f.). 

' In einen Index zur Messung des staatlichen Ein-
flusses auf die Preisniveauentwicklung können 
grundsätzlich nur die Preise solcher· Güter aufge-
nommen werden, die auch iin Preisindex der r..e-

') JG 76 Ziffem 14' f. wid Anhang Vll. . 
') JG 82 Zillem 104 ff. und Anhang V, Absch.niti;E. 
') JG 91Ziflem121!. undAnhangV:AbschnittE. 
') JG 93 Ziller 65 und Anhang rv, Abstju:iitt E. . 
-) JG 062iffer 11.(f. undAnhangV.AbschnittP. 
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benshaltung berücksichtigt sind. Zudem müssen 
diese Preise auch gesondert ausgewiesen sein (so 
sind zur Zeit Wohnnebenkosten nicht getrennt, 
sondern nur summiert mit den Wohnungsmieten 
aufgeführt). Weiterhin ist die Auslegung des Be-
griffs der „staatlichen Einflußnahme• zu klären; 
Staatliche Preisbeeinflussung geschieht nicht nur 
über eine direkte Festsetzung der Preise, sondern 
auch indixekt über Vorschriften für die Produkt-
herstellung und Produktgestaltung, wie beispiels-
weise Normierungen, Regulierungen hinsichtlich 
Produktqualität und Produktsicherheit oder Um-
weltauflagen. Doch wegen vielfältiger Produk-
tionsverflechtungen sind hiervon alle Güter des 
Warenkorbs in unterschiedlicher Intensität betrof-
fen, die exakte Abgrenzung eines Teilindex unter 
Berücksichtigung solchermaßen differenzierter 
staatlicher Einflußnahme wäre kaum möglich. Da-
her wurden in den Index allein die Verbrauchsgü-
ter aufgenommen, auf deren Preissetzung der 
Staat unmittelbar und in einem deutlich stärkeren 
Maße als bei anderen Gütern Einfluß ausübt, wo-
bei letztlich jedoch immer ein gewisses Maß an Er-
messensfreiheit besteht. Effekte, die sich aus der 
staatlichen Preisadminislrierung bei Vorprodukten 
auf die Preise von Gütern im Warenkorb ergeben, 
werden weitgehend vernachlässigt. Ebenso wird 
die Auswirkung einer Veränderung des Mehr-
wertsteuersatzes auf die Preise der Lebenshaltung 
durch diesen Index nicht erfaßt, da bis auf die 
mehrwertsteuerbefreiten Güter und Dienstleistun-
gen die Preise aller Güter und Dienstleistungen im 
Preisindex für die Lebenshaltung berührt werden. 
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Auch die Wirkungen, die über die staatliche Ge-
staltung der Sozialabgaben insbesondere auf die 
im Preisindex für die Lebenshaltung enthaltenen 
Dienstleistungen ausgehen, bleiben ausgeklam-
mert, da das Ausmaß des staatlichen Einflusses 
auf die Verbraucherpreise über die Beeinflussung 
der Kostenkomponenten nur schwer zu quantifi-
zieren ist. Zudem wird in der Regel im Preisab-
schnitt des Jahresgutachtens die Entwicklung der 
Komponenten des Preisindex für die Lebenshal-
tung und damit auch die der Preise für Dienstlei-
stungen diskutiert. 

2. Das Ausmaß der staatlichen Einflußnahme auf die 
Entwicklung der in den Index aufgenommenen 
Preise ist unterschiedlich stark, was bei der Kon-
struktion des Index zu einer Einteilung der staat-
lich administrierten Preise in vier Gruppen führte 
(Tabelle Fl). Diese Untergliederung blieb beim 
neu abgegrenzten Index gegenüber seinem Vor-
gänger weitgehend erhalten, Änderungen gab es 
jedoch in der Zusammensetzung der Teilgruppen: 

Die Gruppe der direktadmln/strierten Verbraucher-
preise (Gruppe 1) umfaßt diejenigen Gllter und 
Dienstleistungen, bei denen staatliche Stellen die 
Preise direkt festlegen. Telladmlniatrierte Verbrau-
cherpreise (Gruppe 2) gelten für Leistungen, bei 
deren Preisgestaltung der Staat ein Mitsprache-

recht besitzt wie beispielsweise bei den Wohnungs-
mieten im öffentlich geförderten Wohnungsbau. 
Die Gruppe der quasiadministrierten Preise (Grup-
pe 3) enthält Güter, die speziellen Verbrauch-
steuern unterliegen. Die Gruppe der indirekt admi-
nistrierten Preise (Gruppe 4) umfaßt die Agrarpro-
dukte, die einer Agrarmarktordnung und damit ei-
ner Kombination von Binnenschutz- und Außen-
schutzmaßnahmen unterliegen. Aufgrund der un-
terschiedlichen Art staatlicher Preisbeeinflussung 
bietet es sich an, die Gruppe 4 in zwei Untergrup-
pen zu gliedern. Die Gruppe 4a umfaßt alle Pro-
dukte, bei denen die Marktordnungen Rücknah-
meverpflichtungen zur Preisregulierung vorsehen. 
Die Gruppe 4 b enthält die Produkte, bei denen eine 
Preisbeeinflussung vor allem über eine Ausschal-
tung des Weltmarktes geschieht. Durch fortge-
setzte Änderungen der Agrarmarktordnungen tritt 
in dieser Gruppe jedoch ein rascher Wandel des In-
terventionscharakters auf. Wegen der zum Teil sehr 
geringen Wertschöpfungsanteile von Agrarrohstof-
fen am Endpreis von verarbeiteten Lebensmit-
teln sind nur die Preisreihen von Agrarproduk-
ten mit einem geringen Verarbeitungsgrad berück-
sichtigt. 

In Tabelle F2 werden die verschiedenen Teilgrup-
pen-Indizes sowie einige aus diesen Teilgruppen 
errechnete Zusrumnenfassungen ausgewiesen. 
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Tabelle Fl 
Zur Konstruktion eines Index .StaaWch admlnlsbierter Verbraucherpreise" 'I 

-· n- -~ 

Gruppe 1 Gruppe2 Gruppe3 Gruppe4a Gruppe 4b 

direktadministrierte teiladministrlerte quasiadministrierte indirekt administrierte 2) 

. 
Verbraucherpreise 

Indexgruppe Ge- Indexgruppe Ge- Indexgruppe Ge- Indexgruppe Ge- Inde:xgruppe Ge-
wicht') wicht1) wicht1} wicht1} wichti) 

Verkehrstartfe 8,94 Versorgungs- Alkoholische Fleisch (frisch, Fletsch 2,fl.« 
örtliche Ver- larlle 30,56 Getränke 25,26 gefroren oder Schaf-und 

kehmnittel') 8,45 Elektrizität 26,49 Biet')') 18,35 Uefgefroren) 11,99 Ziegen-
Taxifahrten 0,49 Umlagen für Spirituosen-> 4,16 Rindfleisch 4,25 fleisch 0,25 

Zentralhei- '!rauben- Kalbfleisch 0,23 Geflügel-
Rundfunk-und zungund schaum- Schweine- fleisch 2,39 
Fernseh- Fernwärme 8,89 weine•) 2,75 fieisch 
gebühren 7,07 Steinkohle, (auch fii- Eier 2,08 

Koks, Tabakwaren 21.32 scher Speck) 5,51 
Gebfihren Bralmkohle 1,18 Hock:!lelsch, Obst und 
tdr den Besuch Kallee'J 6,04 gemischt 2,00 Gemüse 9,37 
von kulturellen Nachrichten- Blumenkohl 0,33 
Einrichtungen, ftbennlttlung 18,81 Gas(ohneGas Milch, Butter 8,33 Tomaten 0,91 
Sportanlagen. Fernsprech- filr Kratlfahr- Trinkmilch 4,02 Salatgurken 0,57 
Bildungsein- gebühren 16,76 zeuge) '1,64 Kondensmilch 0,76 Tafelipfel 2,76 
rlchtungen 11,64 Postgebühren 2,05 Sahne(auch Ta!elbirnen 0,41 

Besuch von Helzö~ leicht 8,70 Schlagl"ohm) 1,26 Apfelsinen 
Theatera.uf- Wohnungsmie- Butter 2,29 (Orangen) 1,11 
führungen 3,24 ten ( elnschllel- Kraftstoffe 28,27 Zitronen 0,18 

Eintrittskarte lieh Nebenko- Brot-und Weintrauben 1,47 
für Hallen- sten) Im 6ffent- andere Back- Sultaninen 0,23 
bad 1,88 lieh geförder- waren aus Bananen 1,40 

Lehrga.ngsge- ten Wohnungs- Brotteig 9,17 
bühr, Volks- bau4) 28,48 
hochschule 3,55 Zucker o.aa 

Dienstleistun- Frelwtllige 
gen der Bellrlge Mehl, Telgwa-
Kindergär- zur Kranken- ren und Nihfw 
ten. -horte versichenmg 7,82 mittel sonsU-
u.i. 1,96 gerArt 2,46 

Friedhofs- Kosten der Ge- Weizenmehl, 
geb Uhren 0,58 sundheltspHege 29,39 Typ405 0,44 

Wettgeb\ihren, Verbrauchs- Haferflocken 0,14 
Jagdschein- güter für die Wei:zengrles 0,21 
gebühren. Gesund- Speisestärke 0,08 
Fischerei- heitspflege') 6,49 Puddingpulve1 0,43 
gebühren 0,43 Dienstleistun- Cornflakes 1,16 

~von 
Parkgebßhren, enund 
Strdenbenut- Kranken-
ZUDgsgebilhren 0,57 häusem 22,90 

Pilhrerscheln- Re<:hlsberatung 
gebllhr 0,07 u.I. (ohne 

Gerichtskosten) 1,33 
Kfz-Prllf- und 
Zulassungs-
gebühren 0,97 

ASU-Gebllhr 0,17 

Kfz-Steuer und 
1onsttgeGe-
bfiluen (Reise-
pall, u.I.) 5,95 

Z1lHDUlleD 35,38 ZllHIDmen 122,39 ZUSllDlllen 97,23 Zusammen 32,83 Zusammen 14,09 
- -~ . -· 

1) Berechnet auf der Grundlage des PrelsiD.dex fQr die Lebenshaltung aller privaten Haushalte (früheres Bundesgebiet), Basis 1991 • 1001 
Wlgunguntelle In Promille. 

2) Durch EG-Agrarpreisbeschl11sse bewirkt. 
1J Personen.belördenmg mit Stadtbahnen {etnscblieS!ch Hoch-, Schwebe- und Straßenbahnen), Obusseß und Kraftomnibussen. 
'l Nach 1948 erbaut. · · 
') Armelmittel (Medikamente, Rezeptgebühr}. 
1) Einschl. Verzehr in Kantinen, GUtstltten. 
') Ohne alltoholfretes Bier. 
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Tabelle F 2 

Zeitraum 

Gewicht 

1995Jan 
Feb 
Mär 
Apr 
Mai 
Jun 
Jul 
Aug 
Sep 
Okt 
Nov 
Dez 

1996Jan 
Feb 
Mär 
Apr 
Mai 
Jun 
Jul 
Aug 
Sep 
Okt 
Nov 
Dez 

1997 Jan 
Feb 
Mär 
Apr 
Mai 
Jun 
Jul 
Aug 
Sep 

1997 Jan 
Feb 
Mär 
Apr 
Mai 
Jun 
Jul 
Aug 
Sep 

Zur Entwicklung staatlich administrierter Verbraucherpreise 1) 

Früheres Bundesgebiet 

Preisindex für die Lebenshaltung 
Staatlich administrierte Verbraucherpreise 

aller privaten Haushalte 
davon 

ohne 
staatlich zu-
admini- ohne ohne ohne sam- Gruppe 

Ins- s1rlerte Gruppe Gruppe Gruppe men Gruppe Gruppe Gruppe Gruppe Gruppe 1 
gesamt Ver- 1und2 1, 2 1, 2 1 2 3 4a 4b und 

brau- und3 und4 2 
ehe<'-
preise 

1000 698,08 842,23 745,00 795,31 301,92 35,38 122,39 97,23 32,83 14,09 157,17 

1991•100 

111,5 111,2 110,6 110,7 111,0 112,2 130,1 112,1 110,0 106,4 91,2 116,1 
112,1 111,9 111,3 111,4 111,7 112,6 130,4 112,2 110,5 106,5 100,6 116,3 
112,1 111,9 111,3 111,4 111,7 112,5 130,4 112,4 110,1 106,6 98,5 116,4 
112,4 112,2 111,6 111,7 112,0 112,8 130,B 112,5 110,8 106,6 98,8 116,6 
112,4 112,2 111,6 111,7 112,0 112,9 130,8 112,6 110,9 106,7 99,0 116,7 
112,B 112,6 112,0 112,1 112,5 113,2 131,2 112,7 111,3 106,8 99,4 116,9 
113,1 113,2 112,4 112,7 112,8 112,8 131,5 112,B 110,0 106,B 98,6 117,0 
112,9 113,1 112,1 112.4 112,7 112,5 131,7 112,B 110,0 106,9 92,6 117,1 
112,B 112,8 111,9 112,1 112,5 112,9 132,5 113,0 110,7 10?,0 90,6 117,4 
112,7 112,7 111,8 112,0 112,4 112,7 132,5 113,2 110.1 107,1 89,9 117,5 
112,7 112,7 111,8 112,0 112,4 112,8 132,6 113,2 110,2 107,3 90,1 117,5 
113,0 112,9 112,1 112,3 112,7 113,1 132,6 113,3 111,0 107,4 91,4 117,6 

113,1 113,1 112,4 112,5 112,9 113,2 133,1 112,4 111,5 107,5 95,1 117,1 
113,7 113,7 113,0 113,2 113,5 113,7 133,5 112,5 112,0 107,6 99,5 117,2 
113,7 113,6 113,0 113,1 113,4 113,9 133,5 112,8 112,1 107,7 101,2 117,.( 
113,8 113,6 113,I 113,I 113,5 114,4 133,6 113,I 113,2 H!l,1 101,6 117,7 
114,1 114,0 113,4 113,5 113,9 114,4 133,7 113,3 112,9 107,7 100,9 117,9 
114,2 114,2 113,5 113,7 113,9 114,3 133,9 113,4 112,2 108,1 100,7 118,0 
114,6 114,7 114,0 114,2 114,4 114,4 134,0 113,4 112,4 108,4 102,6 118,1 
114,5 114,6 113,8 114,0 114,3 114,3 134,6 113,5 112,4 108,6 96,2 118,3 
114,4 114,2 113,6 113,5 114,2 114,9 135,5 113,8 114.1 108,7 91,7 118,7 
114,4 114,0 113,6 113,3 114,2 115,3 135,3 113,9 115,5 108,8 90,4 118,7 
114,3 113,8 113,4 113,1 114,0 115,5 135,4 114,3 115,6 108,8 90,6 119",0 
114,6 114,2 113,8 113,5 114,4 115,6 135,5 114,2 115,9 108,8 91,0 119,0 

115,2 114,5 114,2 113,9 114,7 116,9 140,7 114,7 116,9 109,0 95,9 120,5 
115,6 114,9 114,6 114,4 115,1 117,2 141,5 115,3 116,1 109,0 99,5 121,1 
115,5 114,9 114,4 114,3 114,9 117,0 141,6 115,3 115,5 109,0 98,0 121,2 
115,3 114,5 114,2 114,0 114,6 117,1 141,7 115,4 115,3 108,9 100,7 121,3 
115,8 115,1 114,7 114,6 115,2 117,3 142,0 115,6 115,5 109,8 100,2 121,5 
116,1 115,5 115,0 115,0 115,5 117,5 142,2 115,9 115,3 110,3 100,8 121,8 
116,6 115,9 115,3 115,3 115,8 118,3 143,6 117,6 115,5 110,3 99,4 123,4 
116,8 115,9 115,5 115,3 116,1 118,9 143,7 117,7 117,5 110,4 95,6 123,5 
116,5 115,5 115,1 114,9 115,7 118,8 144,1 117,9 117,1 110,5 94,5 123,8 

Verlnderung gegenüber dem Vorjahr in vH 

+1,9 +1,2 +1,6 +1,2 +l,1 +3,3 +5,7 +2,0 +4,8 +1,4 +0,8 +2,Q-
+1,7 +1,1 +1,4 +1,0 +1,4 +3,1 +6,0 +2,4 +3,7 +1,3 +0,0 +3,3 
+1,6 +1,1 +1,3 +1,0 +1,3 +2,1 +6,1 +2,2 +3,0 +1,2 -3,2 +3,2 

' +1,3 +0,9 +1,0 +0,9 +1,0 +2,3 +6,1 +2,1 +1,9 +1„2 ...0,9 +3,1 
+1,5 +1,0 +1,2 +1,0 +1,2 +2,6 +6,2 +2,1 +2,4 +2,0 ...0,1 +3,1 
+1,1 +1,2 +l,4 +1,2 +1,4 +2,8 +6,2 +2,2 +2,8 +2,1 +0,1 +3,2 
+1.1 +1,0 +1,2 +1,0 +1,2 +3,4 +7,1 +3,7 +2,8 +1,8 -3,1 +4,5 
+2,0 +1,2 +1,5 +l,I +1,6 +4,0 +6,8 +3,6 +4,6 +1,1 ...0,1 +4,4 
+1,8 +1,1 +1,4 +1,2 +1,3 +3,5 +6,4 +3,6 +2,6 +1,1 +3,1 +4,3 

darunter 

Gruppe 
Gruppe 1, 

1 Gruppe 
bis 2 

Gruppe und 
3 Gruppe 

4 

255,00 204,69 

113,8 113,3 
114,1 113,7 
114,0 113,6 
114,4 113,B 
114,5 113,B 
114,7 114,0 
114,3 114,1 
114,4 113,7 
114,B 113,9 
114,7 113,9 
114,7 114,0 
115,1 114,2 

114,9 114,0 
115,2 114,5 
115,4 114,7 
115,9 115,0 
116,0 115,1 
115,8 115,2 
115,9 115,4 
116,0 115,2 
117,0 115,2 
117,5 115,2 
117,7 115,4 
117,8 115,4 

119,1 117,0 
119,2 117,7 
119,0 117,6 
119,0 117,9 
119,2 118,2 
119,3 118,5 
120,4 119,7 
121,2 119,5 
121,3 119,7 

+3,6 +2,6 
+3,5 +2,8 
+3,1 +2,5 
+2~8 +2,6 
+2,8 +2,1 
+3,0 +2,8 
+3,g +3,7 
+4,5 +3,7 
+3,1 +3,8 

1} Berechnet auf Grundlage des Preisindex für die Lebenshaltung aller privaten Haushalte mit der Ba.sis 1991 = 100; der Index setzt sich aus 
vier Teilgruppen (wobei die Gruppe 4 in zwei Untergruppen gegliedert ist) zusammen: 
Gruppe 1 ""' direktadministrierte Preise (u. a. Verkehrstarife, Rundfunk- und Fernsehgebühren), 
Gruppe 2 = teiladministrlerte Preise (u. a. Versorgungstarife, Mieten im s0%ialen Wohnungsbau, Post- und Fernmeldegebühren}, 
Gruppe 3 = quasi.administrierte Preise (u. a. alkoholische Getränke, Tabakwaren, Gas, Heizöl, Kraftstoffe), 
Gruppe4a=indirekt administrierte Preise (u.a. Rind- und Schweinefleisch, Fleischwaren. Milch und Milchprodukte, Backwaren, Mehl, 

N&hrmittel), 
Gruppe 4b =indirekt administrierte Preise (u. a. Schaf-, Ziegen- und Geßügelfleisch, Obst und Gemüse). 
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Bundesland/ 
Arbeitsamtsbezirk. 

Mecklenburg-
Vorpommern ...... 

Neubrandenburg . 
Rostock .......... 
Schwerin ........ 
Stralsund 3) ••••••• 

Brandenburg ....... 
Cottbus ... „ ..... 

Eberswalde ...... 
Frankfurt/Oder ... 
Neuruppin ....... 
Potsdam ......... 

Sachsen-Anhalt .... 
Dessau .......... 
Halberstadt ...... 
Halle „ „ „„ „„ 

Magdeburg ...... 
Merseburg ....... 
Sangerhausen .... 
Stendal .......... 
Wittenberg ....... 

Sachsen ........... 
Annaberg ...... „ 
Bautzen ......... 
Chemnitz ........ 
Dresden ......... 
Leipzig .......... 
Oschatz .... „ .. „ 

Pirna „ „ „ „ „ „ 

Plauen ........... 
Riesa ............ 
Zwickau ......... 

Thüringen „ „ „ „. 

Altenburg .... „ „ 

Erfurt „. „ ..... „ 

Gera ............ 
Gotha „ „ „ „ „. 

Jena .. ' ..... ' ... 
Nordhausen ...... 
Suhl ........ „ ... 

Berlin-Ost „ „ „ „ . 

Variationskoeffizient 3) 

Deutscher Bundestag- 13. Wahlperiode Drucksache 13/9090 

Tabelle 1 

Unterbeschälllgung In den neuen Bundesländecn und Berlin-Ost 'l 
QuoteninvH 

1992 1993 1994 1995 1996 1997 

September 

Defizit Defizit Defuit Petizit Defi:z.it Defizit 
Arbeits- an .nor- Arbeits- an .nor- Arbeits- an .nor- Arbeits- an .nor- Arbeits- an .nor- Arbeits- an .nor-
looen· male<" losen- maler" ,.,... maler• losen- male<" losen- male<" ,.,... maler• 
quote Beschä.f- quote Beschif- quote ee.cbäf. quot. ee.chäf· quote Beschif- quote Bes<:häf-

tigungl) tigung1) ügungl) tigung3) tigungl) tigungl) 

15,4 31,3 16,8 31,5 15,3 29,6 16,0 27,2 16,9 26,2 20,1 26,4 
17,5 35,3 20,2 35,8 17,8 33,8 18,0 31,6 18,9 30,0 22,6 30,4 
14,2 29,4 16,1 30,3 14,5 28,6 16,1 26,6 17,4 26,0 20,2 26,4 
13,8 28,9 14,4 28,0 13,4 25,6 13,5 22,1 14,5 21,8 17,5 22,4 
17,0 32,3 17,1 32,8 16,0 31,1 16,8 28,9 17,3 28,1 20,5 27,4 

14,l 31,3 15,4 29,1 14,0 27,2 13,9 24,4 15,4 23,6 18,9 23,9 
12,0 28,0 16,0 30,6 13,7 28,8 14,4 27,0 16,9 26,6 21,7 27,3 
16,9 35,4 18,1 32,0 17,l 30,1 16,6 27,6 18,5 27,5 22,l 27,9 
14,9 32,5 14,2 28,2 14,0 27,0 13,9 24,5 15,3 23,3 18,3 23,3 
17,0 34,9 18,0 31,5 16,3 29,8 14,5 25,8 16,5 24,8 20,0 25,0 
11,9 28,8 12,0 24,6 11,0 22,2 11,4 19,0 11,5 18,0 14,3 18,2 

14,8 33,5 17,6 32,3 16,0 30,5 16,5 21,9 18,0 27,6 21,9 28,3 
15,1 35,4 21,1 35,1 20,1 32,9 18,4 29,2 20,0 29,4 23,1 29,5 
17,2 35,9 19,9 32,8 15,9 29,8 18,0 27,6 18,9 27,2 22,1 28,0 
12,4 28,8 13,7 27,8 12,5 27,8 13,6 26,1 16,2 25,3 21,0 26,6 
14,2 33,9 16,9 31,1 15,8 29,5 15,9 25,9 17,0 26,1 20,0 26,2 
15,0 33,6 18,1 35,3 16,7 32,6 16,3 30,2 18,2 29,1 23,2 30,0 
17,7 37,1 20.4 36,7 11,4 35,2 18,5 32,5 20,0 31,2 24,9 32,7 
15,0 33,1 17,4 31,1 16,2 29,2 17,4 27,2 18,4 26,7 21,5 21,5 
15,3 33,B 17,3 33.3 16,6 30,6 16,6 27,6 18,0 27,1 22,0 28,4 

13,0 31,0 15,4 30,7 14,3 28,0 14,3 24,5 14,7 23,4 18,7 23,8 
17,l 38,0 18,6 35,8 17,7 33,1 16,4 28,0 14,3 26,4 19,1 26,7 
14,_8 32,7 17,2 33,2 16,2 30,9 16,4 28,1 11.0 21,3 20,5 27,2 
12,l 29,5 14,8 30,1 15,2 28,7 14,6 24,7 15,3 24,4 20,0 24,8 
9,1 22,4 11,6 24,6 11,5 22,3 11,4 18,4 11,8 17,5 15,6 18,6 

10,3 28,7 13,6 27,8 12,3 25,1 12,4 22,4 13,7 . 21,l 17,5 22,1 
15,5 33,3 19,2 33,7 15,8 29,8 18,0 26,4 15,6 24,3 20,9 25,2 
14,5 33,1 15,8 31,9 15,0 28,6 14,5 24,3 13,3 22,2 16,3 22,0 
14,l 33,3 14,9 31,6 12,0 27,4 13,4 24,2 14,2 23,4 17,9 23,6 
13,6 35,7 17,l 34,5 14,6 30,3 15,9 26,8 16,3 25,2 20,2 25,2 
16,8 35,5 17,0 33,0 16,0 30,5 15,5 27,4 16,2 24,7 19,9 25,0 

14,7 33,0 16,5 30,6 15,1 28,2 14,4 25,2 15,5 24,7 19,0 24,8 
19,0 37,9 22,0 37,4 19,2 33,8 17,7 30,3 19,3 29,3 23,0 29,6 
12,9 29,3 15,5 28,4 15,4 26,2 15,6 24,7 15,8 23,8 19,0 24,l 
13,1 30,8 15,8 29,8 14,2 27,1 14,3 24,7 15,5 24,0 19,7 25,5 
17,0 35,8 19,0 32,l 17,0 29,7 13,6 24,7 14,9 24,5 18,4 24,2 
12,3 30,7 14,0 29,6 13,8 27,7 13,7 24,7 15,3 24,5 19,1 24,7 
16,5 36,4 19,6 33,2 ,17,5 30,7 15,7 27,8 16,9 27,9· 20,8 27,8 
15,4 33,9 15,0 29,6 12,7 27,2 12,7 23,6 13,9 23,2· 16,9 22,5 

13,0 27,1 13,2 25,1 12,1 22,2 12,6 20.4 14,l 20,5 19,5 23,1 
··- ·-- . ' . '" „,_„„,„_,' 

0,153 0,107 0,154 0,105 0,144 0,109 0,131 0,121 0,133 0,126 0,116 0,122 
- - . 

Verinderung 
September 1991 

gegen 
September 1992 

Arbeits- .DeH-losen- zit"l) quote 

Prozentpunkte 

4,7 - 4,9 
5,1 - 4,9 
6,0 - 3,0 
3,7 - 6,5 
3,5 - 4,8 

4,8 - 7,4 
9,7 - 0,7 
5,2 - 7,5 
3,4 - 9,2 
3,0 - 9,9 
2,4 -10,6 

7,1 - 5,3 
8,0 - 5,9 
4,9 - 1,8 
8,6 - 2,2 
5,8 - 7,7 
8,2 - 3,6 
7,2 - 4,4 
6,5 - 5,6 
6,7 - 5,4 

5,1 - 1,2 
2,0 -11,2 
5,1 - 5,5 
7,9 - 4,7 
6,5 - 3,9 
1,2 - 6,6 
5,4 - 8,1 
1,8 -11,1 
3,8 - 9,7 
6,6 -10,5 
3,1 -10,5 

4,3 - 8,2 
4,0 - 8,3. 
6,1 - 5,2 
6,6 - 5,3 
1,4 -11,6 
6,8 - 6,0 
4,3 - 8,7 
1,5 -11,4 

6,5 - 4,0 

X X 

1) Die Ergebnisse sind teilweise durch Gebietsstandsänderung und Neuordnung der Arbeitsamtsbezirke nur bedingt miteinander ver-
gleichbar. 

2) Personen in Unterbeschäftigung (Arbeitslose, Vollzeit-FuU, Vollzeitä.quivalent-Kurz:arbeitergeld, Bezieher von Altersübergangsgeld und 
Vorruhestandsgeld) und Teilnehmer an Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen bezogen auf die abhängigen Erwerbspersonen zuzüglich Teil-
nehmer in Vollzeit-FuU, der Bezieher von Altersübergangsgeld und Vorruhestandsgeld; dabei wurde die Anzahl der abhängigen 
Erwerbspersonen über die Quote der registrierten Arbeitslosen ermittelt. 

3) Standardabweichung in Relation zum ungewichteten Mittelwert der 35 Arbeitsamtsbezirke. 
Quelle für Grundzahlen: BA 
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Tabelle 2 

. 
1994 

B..,,.,.,14nd/ 31.~ 1 30. Juni 1 30.~ 1 31.De· 
Arbeitsamtsbezirk tembe> ....... 

"Amahl 
. 

Mecklenburg-
Vorpommern ...... 621184 635 888 654440 648873 

Neubrandenburg . 152 584 156496 156 913 152 276 
Rostock .......... 182148 185 348 190116 188617 
Schwerin . . . . . . . . 175 679 177926 183 342 182079 
Stralsund ........ t10773 116 118 124 069 125901 

Brandenburg ....... 891311 9025J.( 924433 918 083 
Cottbus .......... 231102 239423 246720 243096 
Eberswalde ...... 100 447 101760 104 706 103665 
FrankfurVOder ... 150 845 151392 153 866 154336 
Newuppin ..... .. 155 008 158641 162 826 161 765 
Potsdam ......... 247 909 251368 256 315 255221 

Sachsen-Anhalt .... 955586 967 522 992 322 985686 
Dessau .......... 86316 87678 96311 106 916 
Halberstadt ...... 91948 94150 93584 85616 
Halle ............ 196233 195364 198 882 198 321 
Magdeburg ...... 254 738 251326 255949 244528 
Merseburg ....... 126103 127 852 131535 130 735 
Sangerhausen .... 74033 75967 85447 94969 
Stendal .......... 78877 80627 82 255 78826 
Wittenberg ....... 47 338 48558 48359 45775 

Sachsen ... , ....... 1 635 688 1 660 171 1 701119 1699 210 
Annaberg ........ 99094 104 399 108 049 105157 
Bautzen ......... 210772 214 339 218143 220013 
Chemnitz ........ 209405 211235 207 523 211665 
Dresden ......... 266553 268467 273 851 271954 
Leipzig ........•• 370 686 373 213 388 024 383 984 
Oschatz .......... 54106 55181 57376 51568 
Pirna ..........•• 117 322 119655 124 215 124 229 
Plauen ........... 94042 97159 100138 99618 
Riesa ............ 74379 75589 71185 78390 
Zwickau ......... 138729 140 934 146 009 146632 

Thilrlngen ......... 862568 884264 901397 897 484 
Altenburg ........ 33365 34468 35541 35248 
Erfurt ............ 212 2'7 214 900 220365 215 311 
Gera ............ 111883 113 961 115 357 112 941 
Gotha ........... 122444 125 804 131292 133401 
Jena ............ 130596 132452 137 511 138938 
Nordhausen ...... 93196 96333 99649 100 264 
Suhl ............. 158 837 166346 161682 161381 

Berlln·Osl ......... 439 .(63 431874 433 808 432373 
. 

Variationskoeffizient~ 0,570 0,556 0,549 0,546 
-·· r • ... 

Sozlalverslcherungspßlchtlg Beschäftigte 
in den neuen Bundesländern 

1995 

31. Mirz 30. Juni 30. September 

~ !vH 1
) Amahl 1 vH 1

) An%ahl 1 vHI) 

641968 3,3 645 735 1,5 653 738 -0,1 
150 704 -1,2 151 006 -3,5 153 840 -2,0 
185 548 1,g 185 667 0,2 186892 -1,1 
181284 3,2 181914 2,2 184 375 0,6 
124432 12,3 127 148 Q,5 128 631 3,7 

911193 2.2 911390 1,0 923 665 -0,l 
240 030 1,2 239 439 0,0 240650 -2,5 
102 561 2,1 102 919 1,1 103 445 -1,2 
153 485 1,8 154 206 1,Q 157 406 2,3 
161294 4,1 162 461 2,4 165 221 1,5 
253 823 2,4 252365 0,4 256943 0,2 

970186 1,5 967133 -0,0 983473 -0,9 
105 659 22,4 105 618 20,5 101606 11,1 
83713 -9,0 83976 -10,8 85325 -8,8 

197 882 0,8 196323 0,5 191954 -0,5 
239603 -5,9 238601 -1,3 242 322 -5,3 
127 548 1,1 127 911 0,0 132 224 0,5 
92897 25,5 91469 20,4 92686 8,5 
71813 -1,3 78102 -3,1 79751 -3,0 
45071 -4,8 45133 -1,1 45605 -5,1 

1674 898 2,4 1686 097 1,5 1703 549 0,1 
102199 3,1 105 882 1,4 106712 -1,2 
217 105 3,0 218 205 1,8 221084 1,3 
206123 -1,6 222 561 5,4 225 225 8,5 
271642 1,9 271511 1,1 275 389 0,6 
376758 1,6 336 696 -9,8 337 444 -13,0 
56445 3,2 95 905 11,9 97 614 10,1 

123 073 4,9 81314 -21,0 88669 -28,6 
97897 4,1 99420 2,3 99 831 -0,3 
71569 4,3 78 303 3,6 79246 1,9 

146087 5,3 170 240 20,8 112 335 18,0 

883814 2,5 890 332 0,1 905 672 -0,2 
34304 2,8 35 031 1,6 35 568 0,1 

212592 0,2 212 925 -0,9 216 189 -1,9 
110912 -0,9 110 815 -2,8 112 833 -2,2 . 
131846 1,1 132 389 5,2 135 090 2,9 
137 026 4,9 138 543 4,6 140635 2,3 
99289 6,5 99694 3,5 101936 2,3 

151845 -0,6 160 935 -3,3 163 421 -2,5 

423971 -3,S 420 101 -2,7 422662 -2,6 

0,545 X 0,521 X 0,517 X 
-·~' . .. 

1) Veränderung gegenüber dem entsprechenden Vorjahresstand; teilweise durch Gebietsstandsänderung und Neuordnung der 
Arbeitsamtsbezirke beeinflußt und nur bedingt vergleichbar. Ergebnisse für die Jahre 1992 und 1993 siehe JG 95, Tabelle 1, 
Selten 326f. 

272 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode Drucksache 13/9090 

nach Arbeltsarntsbezlrk.en 
und Berlin-Ost 

1995 

31. Dezember 31. Milz 

Anzahl 1 vH 1) Anzahl 1 

643 544 -0,8 620109 
152 539 0,2 147 631 
183 537 -2,1 176 828 
182148 0,0 175 274 
125 320 -0,5 120 376 

907 797 -1.,1 876 013 
235 521 -3,1 223 035 
100 201 -3,3 94896 
155 887 1,0 153 384 
16i 936 0,1 159425 
254252 -0,4 245273 

968818 -1,7 932057 
106179 -0,1 102 229 

84 251 -1,6 80247 
196 976 -Q,7 189 176 
239 608 -2,0 233133 
129 738 -0,8 124 193 
89366 -5,9 85971 
78149 -Q,9 74366 
44 551 -2,7 42742 

1682 470 -1,0 1624 346 
103674 -1,4 98056 
220072 0,0 212127 
221436 4,6 213 092 
273769 0,1 267 031 
336 058 -12,5 325383 

95961 66,7 94089 
86555 -30,3 83329 
97060 -2,6 91676 
77505 -1,1 75120 

170380 16,2 164 443 

889 281 -Q,9 851318 
34637 -1,7 32895 

213 679 -0,8 207 611 
109523 -3,0 104632 
132482 -0,7 125928 
138151 -0,6 132130 
100 810 0,5 96862 
159 999 -0,9 151260 

417 410 -3,5 404 994 

0,522 X 0,527 

vHl) 

-3,4 
-2,0 
-4,1 
-3,3 
-3,3 

-3,9 
-1,1 
-1,5 
-0,1 
-1,2 
-3,4 

-3,9 
-3,2 
-4,1 
-4,4 
-2,7 
-2,6 
-1,5 
-4,4 
-5,2 

-3,0 
-4,1 
-2,3 

3,4 
-1,7 

-13,6 
66,7 

-32,3 
~.4 

-3,2 
12,6 

-3,7 
-4,1 
-2,3 
-5,7 
-4,5 
-3,6 
-2,4 
-4,2 

-4,5 

X 

1996 

30. Juni 30. September 

Anzahl 1 vH 1) .Amahl 1 vH 1) 

636780 -1,4 645 073 -1,3 
149 661 -0,9 151350 -1,6 
181693 -2,1 184104 -1,5 
179 320 -1,4 181219 -1,1 
126106 -0,8 128400 -0,2 

890285 -2,3 901354 -2,4 
225779 -5,1 228571 -5,0 
97275 -5,5 98338 -4,9 

156 728 1,6 158 070 0,4 
162 351 -0,1 164 028 -0,1 
248152 -1,7 252347 -1,8 

942 203 -2,6 948560 -3,5 
103 063 -2,4 103 418 -3,9 
81825 -2,6 82941 -2,8 

188153 -4,2 188520 -4,8 
236118 -1,0 237 461 -2,0 
125959 -1,5 125 994 -4,7 
86982 -4,9 88823 -4,2 
76592 -1,9 77132 -3,3 
43511 -3,6 44271 -2,9 

1654 530 -1,0 1676 782 -1,6 
105 203 -0,6 107 060 0,3 
216 904 -0,6 220640 -0,2 
216 896 -2,5 219 621 -2,5 
267 261 -1,6 270072 -1,9 
325 817 -3,2 328660 -2,6 
96243 0,4 98132 0,5 
86304 -1,2 87291 -1,6 
96052 -3,4 97037 -2,8 
75774 -3,2 77256 -2,5 

168 076 -1,3 171013 -0,8 

868344 -2,5 871358 -3,l 
33 831 -3,4 34140 -4,0 

208 822 -1,9 211982 -1,9 
106872 -3,6 107175 -5,0 
128 090 -3,2 130 095 -3,7 
134 714 -2,8 135 843 -3,4 
98168 -0,9 99919 -2,0 

151241 -2,3 158204 -3,2 

402 791 -4,1 404926 -4,2 

0,515 X 0,514 X 

~l Standardabweichung in Relation zum M.ttelwert der 35 Arbeitsamtsbezirke. 

Tabelle 2 

31. Dezember Bundesla.nd/ 
Arbeitsamtsbezirk 

Anzahl 1 vH 1) 

Mecklenburg-
626243 -2,7 Vorpommem 
146430 -4,0 Neubrandenburg 
180066 -1,9 Rostock 
177489 -2,6 Schwerin 
122 258 -2,4 Stralsiind 

871790 -4,0 Brandenburg 
220301 ~.s Cottbus 
95449 -4,7 Eberswalde 

150201 -3,6 Frankfurt/Oder 
158135 -2,3 Neuruppin 
241104 -2,6 Potsdam 

925893 -4,4 Sachsen-Anhalt 
101601 -4;3 Dessau 
80950 -3,9 Halberstadt 

182 649 -1,3 Halle 
231154 -3,3 Magdeburg 
123 567 -4,8 Merseburg 
86532 -3,2 Sangerhausen 
75715 -3,1 Stendal 
43125 -3,2 Wittenberg 

1630 726 -3,l Sachsen 
100 275 -3,3 Annaberg 
216 616 -1,6 Bautzen 
214 059 -3,3 Chemnitz 
265170 -3,1 Dresden 
318052 -5,4 Leipzig 

96229 0,3 Oschatz 
84 342 -2,6 Pirna 
92790 -4,4 Plauen 
75537 -2,5 Riesa 

161656 -1,6 Zwickau 

850974 -4,3 Thilrlngen 
33325 -3,8 Altenburg 

204932 -4,1 Erlurt 
103729 -5,3 Gera 
126100 -4,8 Gotha 
133 075 -3,'1 Jena 
96509 -4,3 Nordhausen 

153 304 -4,2 Suhl 

392 711 -5,9 Berlin-Ost 

0,515 X Variationskoeffizient 2) 

·- --·· 

Quelle für Grundzahlen: BA 
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Drucksache 13/9090 Deutscher Bundestag -13. Wahlperiode 

Tabelle 3 

•. 

Beschäftigte je 1 000 Einwohner 

Bundesländer/ 1991 1 
1992 

1 
1993 1 1994 2) 1995 1 Afbeitsamtsbezirk 

Anzahl 

Mecklenburg-
Vorpom.mem 

Neubrandenburg ...... 53 25 22 22 24 
Rostock ............... 67 38 33 29 26 
Schwerin . . . . . . . . . . . . . 62 36 31 31 31 
Stralsund .•........... 51 33 29 30 28 

Brandenburg 
Cottbus ............... 158 108 77 68 61 
Eberswalde ........... 93 53 41 35 33 
Frankfurt (Oder) ....... 81 45 35 31 27 
Neuruppin ............ 95 47 34 32 34 
Potsdam .............. 81 46 38 35 33 

Sachsen-Anhalt 
Dessau ............... 147 86 68 56 49 
Halberstadt ........... 114 63 49 47 43 
Halle ......•...•...... 129 69 59 56 46 
Magdeburg ........... 124 71 56 48 40 
Merseburg ............ 189 134 94 71 61 
Sangerhausen ......... 116 56 42 44 37 
Stendal ............... 54 29 25 24 23 
Wittenberg ............ 111 66 52 49 46 

Sachsen 
Annaberg ............. 148 66 45 46 46 
Bautzen .............. 123 63 49 45 45 
Chemnitz ............. 163 85 65 52 52 
Dresden .............. 120 65 53 51 38 
Leipzig ....••.••.•.... 130 66 49 40 37 
Oschatz ............... 109 54 46 45 47 
Pirna .......•.•...••.. 12.5 67 49 42 39 
Plauen ................ 130 68 62 59 60 
Riesa ................. 138 76 58 52 62 
Zwickau .............. 133 68 55 52 52 

Thllrlngen 
Altenburg ............. 87 50 36 34 33 
Erfurt ........••..•.... 117 50 38 38 35 
Gera „„„„„„„„. 131 59 43 44 41 
Gotha ................ 127 59 51 49 47 
Jena ................. 167 83 70 65 57 
Nordh.ausen ........... 110 47 35 36 34 
Suhl .................. 141 69 55 55 54 

Berlin-Ost ..... , ........ 74 40 31 27 22 

Variationskoetlizient 3) •••• 0,300 0,353 0,325 0,281 0,280 

1996 

24 
26 
31 
23 

51 
31 
27 
35 
32 

46 
40 
40 
38 
55 
33 
23 
45 

46 
47 
49 
38 
35 
47 
40 
57 
61 
51 

34 
34 
38 
48 
51 
34 
53 

18 

0,274 

Eckdaten für den Bergbau 
Inden neuen 

Gesamtumsatz je Einwohner 

1991 
1 

1992 
1 

1993 

DM 

3 470 3582 3910 
4 338 4826 5561 
3 845 4604 5 105 
3301 3 144 4 269 

12844 9351 8955 
9986 7115 7725 
5529 5 812 5999 
5388 4348 4.668 
3 957 4 214 4705 

9 277 11203 10057 
6089 5 482 5574 
7 560 7 476 7 513 
7 386 7094 7 415 

15992 16787 15325 
7 692 8090 8324 
4055 2809 3206 
6970 7706 7752 

4291 3 841 3 631 
6488 5597 6090 
6500 6579 7 598 
8937 9167 9079 
6914 5869 5585 
5 089 4 995 5673 
5 091 4 727 5197 
5952 6377 7588 
5675 4895 5634 
5101 6912 7 831 

3489 4 314 5282 
4492 4054 5168 
5594 5 615 5788 
5166 5290 7 948 
6035 5994 7 251 
6639 5830 6612 
4652 4687 5 092 

4062 3 844 3 801 

0,427 0,433 0,352 

1) Ergebnisse für Betriebe mit 20 Beschäftigten und mehr. - Ergebnisse für die Jahre 1995 und 1996 auf der Basis der Klassi-
fikation der Wirtschaftszweige, Ausgabe 1993 (WZ 93), dadurch ist der Vergleich mit den Jahren 1991 bis 1994 eingeschränkt. 
Daten !Ur die Jahre 1992 bis 1994 siebe JG 95, Tabelle 3, Seiten 330 !. 

2) Bevölkerungsstand für Mecklenburg-Vorpommern und Brandenburg: 31. Dezember 1993; für die anderen Bundesländer 
31. Dezember 1992. 
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Deutscher Bundestag- 13. Wahlperiode 

und das Verarbeitende Gewerbe 1) 

Bnndesländem 

Gesamtumsatz je Einwohner 

1994 'l 1995 
1 

1996 1991 

DM 

4 676 5557 5 598 65356 
5 886 5 869 6 332 64579 
6 853 7 280 7624 62194 
4 724 4 670 5 171 65 247 

9 394 10 137 9910 81081 

1 

Gesamtumsatz je Beschäftigten 

1992 1 1993 1 1994 'I 1995 1 1996 

DM 

141457 178 706 216325 234 379 237 334 
125 882 167 563 205595 223 834 244985 
128100 164 634 218221 237 089 246092 
94969 148 578 157 091 165 560 228138 

86434 116414 137 937 166 686 195566 
8460 16 553•) 15742 107 815 133 255 188 812 242325 505 647•)506 697 
7 271 8141 8466 67 917 127 873 172272 236830 297 074 309502 
5296 6609 7970 56832 93026 137 386 164 019 193 024 225298 
5 580 6276 6550 48776 91812 124 507 161386 190424 206 215 

9930 10431 10254 63050 130481 148588 176534 211822 221846 
7 074 7600 7 715 53499 87107 113 238 149512 178097 194 827 
7760 7 216 1005 58528 108728 126376 139388 156 280 175 784 
8076 8499 8388 59404 100 048 132090 168 864 211211 221118 

17 923 19271 18134 84488 125 257 162 213 252738 314 111 329835 
8390 8300 7400 66040 144446 196179 190 185 225318 225725 
4 098 4 142 4484 74699 96943 127 065 170 561 182 500 194 756 

10015 13089 14141 62696 116034 148 810 206337 284696 316 606 

5061 5506 5 918 28956 58 542 80438 110484 119 581 129 874 
6748 8741 9 971 52572 88973 123 833 150174 195 027 213 533 
7 781 9464 9628 39 874 77 378 116 083 149752 182 750 194 905 

10210 9652 9326 74412 141261 172 881 200174 255 906 243964 
6017 7 339 7118 53 219 88875 114123 149 801 198 001 201431 
6 869 8067 8030 46889 93117 123 324 154 229 170 548 169512 
6074 6548 7138 40569 71035 107 017 145099 169 217 177 793 
9 223 10958 11113 45826 93886 123 342 155 911 183 474 194 301 
7 385 11321 13142 41027 64308 96598 140743 183 380 214 463 

10 548 12194 12229 38338 102377 143 144 202 997 233 545 241594 

6132 7456 8755 39967 85626 148 373 181826 226585 258001 
6900 7165 8340 38420 81547 135 442 179 942 206471 247 367 
7 360 7 289 7177 42544 95584 134 826 168447 179249 189 942 
9925 11469 12 211 40527 89393 155 831 200 743 242372 256720 
9 487 10040 10143 36212 72464 102876 146 017 177 468 197 367 
7964 8 000 9192 60229 125 255 190676 223 477 234 750 266460 
8564 8 919 9776 32909 68423 92981 154 504 165453 183 039 

3 531 4 732 4282 54740 95553 122 897 129142 213 21Ö 237142 

0,337 0,344 0,341 0,299 0,234 0,209 0,198 0,202 0,274 

3 ) Standardabweichung in Relation zum Mittelwert der 35 Arbeitsamtsbezirke. 
•) Bedingt durch Umstrukturienmg eines Großunternehmens in der Mineralölbranche. 

Drucksache 13/9090 

Tabelle 3 

Bundesländer/ 
Arbeitsamtsbezirk 

Mecklenburg· 
Vorpom.mem 

Neubrandenburg 
Rostock 
Schwerin 
Stralsund 

Brandenburg 
Cottbus 
Eberswalde 
Frankfurt (Oder) 
Neuruppin 
Potsdam 

Sachsen-Anbalt 
Dessau 
Halberstadt 
Halle 
Magdeburg 
Merseburg 
Sangerhausen 
Stendal 
Wittenberg 

Sachsen 
Annaberg 
Bautzen 
Chemnitz 
Dresden 
Leipzig 
Oschatz 
Pirna 
Plauen 
Riesa 
Zwickau 

Thüringen 
Altenburg 
Erfurt 
Gera 
Gotha 
Jena 
Nordhausen 
Suhl 

Berlln..Ost 

Variationskoeffizient') 
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Drucksache 13/9090 Deutscher Bundestag -13. Wahlperiode 

Tabelle 4 

Bundesländer/ 1991 Arbeitsamtsbezirk 

Mecklenburg-Vorpommern 
Neubrandenburg 0 • 0 0 • T 0 0 0 0 •.• 0 0 • 14 513 
Rostock ........................ 19536 
Schwerin ...................... 17 312 
Stralsund ...................... 17 474 

Brandenburg 
Cottbus ..................... : .. 20296 
Eberswalde .................... 16396 
Frankfurt (Oder) ................ 16337 
Neuruppin. ...................•. 15638 
Potsdam ...............•.• ·-. „ 15873 

Sachsen-Anhalt 
Dessau ....................... - 18591 
Halberstadt .................... 16085 
Halle ................. „. „ ...• 17865 
Magdeburg .................... 16119 
Merseburg ............ „. „„ .. 19148 
Sangerhausen ..........•....... 18178 
Stendal ................... „„. 16383 
Wittenberg ..................... 17 475 

Sachsen 
Annaberg ...............•...•.. 13544 
Bautzen ....................... 16911 
Chemnitz ............... „ ...•. 15508 
Dresden ....................... 18647 
Leipzig ...............•.. „ .... 19057 
Oschatz ............... „ „„ ••• 14 189 
Pirna .................... „ .••• 15 200 
Plauen ......................... 15970 
Riesa ......•...•...•.. „ •••.••. 15318 
Zwickau ...•.............••• „. 14 510 

Thilringen 
Altenburg ...................... 14 717 
Erfurt ..................••. „ .. ' 14936 
Gera .......................... 14425 
Gotha ......................... 14656 
Jena') ................... ··-··· 16247 
N'ordhausen .................... 15358 
Suhl ................•.. „.„ ... 15157 

Berlln-Ost ....................... 19380 

Variationskoeffizient') ......•..•••. 0,107 

. .. . -- -

Bruttoeinkommen Im Bergbau 
Inden neuen 

Bruttolohn- und -gehaltssumme je Beschäftigten 

1995 
1 

1996 1992 1995 
1 

1996 

DM vH 3) 

- - ---- - - ... . 

38517 40330 66,0 12,8 4,7 
44540 45916 42,8 11,9 3,1 
42913 43648 51,5 12,5 1,7 
41193 43659 41,9 5,1 6,0 

47745 49592 42,4 10,4 3,9 
42138 44207 59,3 8,4 4,9 
42671 46640 59,9 9,5 9,3 
44566 47927 57,9 16,0 7,5 
44474 47887 64,3 10,8 7,7 

41919 42642 45,6 13,1 1,7 
40423 44 079 51,4 14,8 9,0 
43906 46404 60,6 12,0 5,7 
44399 46074 57,7 14,1 3,8 
40772 44503 58,9 10,7 9,2 
40279 42500 44,1 10,9 5,5 
37026 38830 52,6 2,6 4,9 
38260 40960 49,1 12,4 7,1 

32596 33905 60,7 7,6 4,0 
40393 42483 69,4 8,7 5,2 
41971 42612 58,7 15,6 1,5 
47493 51689 57,9 16,7 8,8 
44856 47301 50,3 10,3 5,5 
36050 36121 68,9 6,3 0,2 
37280 39037 52,4 10,5 4,7 
38802 40932 57,5 11,2 5,5 
42292 44206 40,7 18,1 4,5 
39665 41111 66,1 14,3 3,6 

38816 41683 55,2 14,2 7,4 
42469 43772 67,3 13,1 3,1 
'51820 38638 72,0 7,2 2,2 
38365 40906 66,7 10,3 6,6 
39265 42253 X 7,4 7,6 
38926 40615 65,1 9,3 4,3 
35986 38496 53,3 9,0 7,0 

52445 58224 61,5 19,7 11,0 

0,093 0,104 0,153 0,317 0,415 

1} Ergebnisse für Betriebe mit 20 Beschäftigten und mehr. - Ergebnisse für die .Jahre 1995 und 1996 auf der Basis der 10assi-
!ika!lon der Wirtschaftszweige, Ausgabe 1993 (WZ 93), dadurch ist der Vergleich mit den Jahren 1991 bis 1994 eingeschränkt. 
Daten für die Jahre 1992 bis 1994 siehe JG 95, Tabelle 6, Seiten 334f. 

2) Beschiftigtenstunden berechnet als: CeI'eisiefe Arbeiterstundell je Arbeiter multipliziert mit den tätigen Personen. 
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Deutscher Bundestag-13. Wahlperiode 

und Verarbeitenden Gewerbe') 
Bundesländern 

~ "'. .... '" .„.„ ' , "" ,, 
Bruttolohn- und -gehaltssunune je Beschäftigtenstunde 1) 

1991 1995 
1 

1996 1992 1995 - 1 
"" "" ' „,' 

DM vH') 

12,94 21,80 23,88 16,2 13,7 
15,86 28,83 28,48 24,0 16,2 
13,77 25,42 26,13 20,2 12,3 
16,12 27,70 28,64 20,5 9,7 

14,39 28,76 30,69 27,0 9,8 
14,29 24,89 26,35 22,0 8,1 
13,76 25,31 28,43 23,7 9,2 
13,19 27,24 28,89 23,8 16,4 
12,65 26,93 29,34 32,1 13,5 

14,30 24,91 25,47 19,1 10,1 
12,94 24,14 26,51 21,4 14,9 
13,70 28,01 28,90 29,6 9,9 
13,76 26,23 27,57 26,9 13,0 
14,08 23,47 25,59 32,1 9,8 
13,74 23,51 25,10 15,3 9,3 
13,10 21,56 22,77 18,1 6,0 
14,88 22,89 24,52 15,2 12,0 

12,75 19,18 19,80 15,5 1,4 
14,49 24,36 25,99 24,1 1,9 
14,10 25,17 25,93 21,0 16,0 
14,53 29,55 32,38 2P,4 19,2 
14,99 27,56 28,96 23,4 8,9 
13,35 20,57 20,94 16,6 6,4 
13,50 21,68 23,10 19,2 9,0 
12,84 22,68 24,24 22,1 13,6 
14,41 25,36 26,49 21,6 12,5 
12,78 24,12 24,90 21,8 11,1 

13,15 22,87 24,59 25,1 12,9 
13,49 24,77 25,79 24,6 10,1 
12,34 21,64 22,22 29,9 6,2 
14,25 21,82 23,34 10,2 9,6 
14,18 23,37 25,04 X 4,1 
14,52 23,11 23,90 19,2 11,9 
12,61 21,35 22,68 18,6 8,8 

15,13 32,91 35,82 29,2 21,3 

0,066 0,120 0,125 0,234 0,324 

:i} Veränderung gegenüber dem Vorjahreszeitraum. 

,,, '"" 

1996 
''"" 

' ' 

9,6 
-1,2 

2,8 
3,4 

6,7 
5,9 

12,4 
6,0 
9,0 

2,2 
10,1 

3,2 
5,1 
9,0 
6,8 
5,7 
1,1 

3,2 
6,1 
3,0 
9,6 
5,1 
1,8 
6,5 
6,9 
4,4 
3,2 

1,5 
4,1 
2,6 
1,0 
1,1 
3,4 
6,2 

8,8 

0,504 

'l Das Ergebnis für 1992 ist durch die Einbeziehung wnfangreicher Abfindungen beeiDflußt. 

Drucksache 13/9090 

Tabelle 4 

., 

BundeS1änder/ 
Arbeitsamtsbezirk 

'' -

Mecklenburg-Vorpommern 
Neubrandenburg 
Rostock 
Schwerin 
Stralsund 

Brandenburg 
Cottbus 
Eberswalde 
Frankfurt (Oder) 
Neuruppin 
Potsdam 

Sachsen-Anhalt 
Dessau 
Halberstadt 
Halle 
Magdeburg 
Merseburg 
Sangerhausen 
Stendal 
Wittenberg 

Sachsen 
Annaberg 
Bautzen 
Chemnitz 
Dresden 
Leipzig 
Oschatz 
Pirna 
Plauen 
Riesa 
Zwickau 

Thüringen 
Altenburg 
Erfurt 
Gera 
Gotha 
Jena 4) 

Nordhausen 
Sub! 

Berlin-Ost 

Variationskoeffizient') 
'•" -' ' ' 

5) Standardabweichung in Relation zum Mittelwert der 35 Arbeitsamtsbezirke1 für1992 ohne Arbeitsamtsbezirk Jena. 
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Drucksache 13/9090 Deu.ti;cher Bundestag- 13. Wahlperiode 

Tabelle 5 

Beschäftigte je 1 000 Einwohner 

Bundesländer/ 1991 
1 

1992 
1 1993 1 1994 1995 1 1996 Arbeitsamtsbezirk 

ADzabl 

Mecklenburg-
Vorpommern 

Neubrandenburg ...... 24 21 22 23 24 24 
Rostock ............... 15 16 18 21 21 20 
Schwerin ............. 18 20 20 23 24 23 
Stralsund ............. 18 17 18 21 22 21 

Brandenburg 
Cottbus .. „ ......... „ 17 19 18 20 22 21 
Eberswalde ........... 24 19 19 .20 19 18 
Frankfurt (Oder) ....... 22 19 19 22 25 23 
Neuruppin., .......... 17 14 15 18 21 20 
Potsdam .. „ ..•••...•. 24 22 23 25 26 24 

Saduen-Anbalt 
Dessau ............... 18 19 22 26 25 21 
Halberstadt ... „ ...... 16 16 19 20 20 18 
Halle ................. 19 23 30 31 37 29 
Magdeburg .„ ........ 25 25 30 28 29 27 
lvlerseburg ............ 22 21 29 27 33 28 
Sangerhausen ......... 19 20 22 24 25 21 
Stendal ............... 24 22 26 28 26 25 
Wittenberg ... , ........ 10 13 16 20 21 22 

Sachsen 
Annaberg ........... „ 10 10 12 18 19 18 
Bautzen .............. 18 17 18 22 24 24 
Chemnitz ............. 15 14 17 21 23 20 
Dresden .............. 16 18 19 21 24 20 
Leipzig ....... „ .. „ .. 16 15 17 24 26 24 
Oschatz ....... „ .... „ 18 14 13 17 24 25 
Pirna ................. 13 _13 17 24 26 26 
Plauen .......•........ 15 16 19 23 25 23 
Riesa ................. 15 16 17 23 28 26 
Zwickau .............. 15 15 16 20 24 21 

Thllrlngen 
AltenbW"g ............. 12 14 17 20 20 21 
Erfurt .•••.•.••........ 17 19 24 28 29 23 
Gera ................. 20 20 24 27 25 22 
Gotha ................ 15 16 18 19 18 11 
Jena . . . . . . . . . . . . . . . . . 12 14 18 19 20 17 
Nordhausen ........... 23 23 21 22 22 19 
Suhl .........•........ 14 13 15 18 18 15 

Berlin-Ost ........ ~ ..... 16 14 13 11 12 10 
.. 

Variationskoeffizient') .... 0,226 0,202 0,233 0,176 0,191 0,172 

Eckdaten für das 
Inden neuen 

Gesamtumsatz je Einwohner 

1991 
1 

1992 
1 

1993 

DM 

1635 2207 2535 
1288 2354 2 591 
1362 2240 2 665 
1214 1725 2048 

1548 2272 2498 
1594 1723 2 215 
1563 1896 2489 
1 026 1392 1685 
2037 2673 3052 

1116 2 156 3166 
1464 1843 2461 
1592 2723 4 248 
1981 2929 4192 
1521 2 270 3 353 
1304 2090 2 719 
1965 2 373 3301 

712 1218 1 793 

806 1149 1305 
1387 1773 2174 
1333 1627 2274 
1625 2330 2857 
1444 1810 2 418 
1162 1444 1 717 
1020 1448 1965 
1374 2103 2 253 
1433 1801 2300 
1021 1510 1969 

781 1266 2045 
1609 2079 3 893 
1480 2305 3328 
1148 1755 2124 

980 1677 2135 
1671 2 389 2744 
1136 1424 1883 

1360 1842 2450 

0,237 0,229 0,271 

1) Ergebnisse für Betriebe mit 20 Beschäftigten und mehr. - Ergebnisse für die Jahre 1995 und 1996 aut der Basis der 10.assi-
fik4tion der Wirtschnftszweige, A.usgabe 1993 (WZ 93), dadurch ist der Vergleich mit den Jahren 1991 bis 1994 eingeschränkt. 
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Bauhauptgewerbe 1) 

Bundesländern 

Gesamtumsatz je Einwohner 

1994 1995 T 1996 

DM 

3395 3586 3704 
3343 3 413 3727 
3524 3 680 3 412 
3003 3 045 3010 

3029 3595 3578 
2717 2668 2513 
3 581 4128 4160 
2445 3021 3180 
3866 4899 4668 

4116 3668 2918 
2803 2920 2597 
4 915 4869 4456 
4925 4923 4596 
3691 4003 3 705 
3682 3387 3217 
3956 3797 3913 
2463 2485 2657 

2214 2256 2412 
3050 3245 3222 
3255 3598 3573 
4272 5389 4520 
4 475 4962 4776 
2409 3169 3414 
3240 3449 3684 
3188 3799 3256 
3709 4349 4607 
2702 3 259 3127 

2410 2522 2492 
5117 5105 4525 
4080 3 367 2875 
2543 2392 2414 
2740 2652 2502 
3176 2766 2690 
2582 2318 2257 

2006 2296 2204 

0,241 0,251 0,232 

Deutscher Bundestag -13. Wahlperiode 

. „- - ' 

Gesamtumsatz je Beschäftigten 

1991 1 1992 1 1993 1 1994 1995 f 1996 
'.., 

DM 

67 935 104 343 117 053 146 763 148 890 155 340 
88241 145 910 142 245 161518 163 056 185 006 
75599 110 415 130 961 152 489 154 482 148 614 
66662 102 908 112 380 141279 137 633 145 071 

89563 120 675 135 639 151494 159 892 171986 
66792 93 094 119 607 135 234 141 529 141776 
72033 98152 130 408 163166 167 820 178 505 
62 095 96391 116139 137104 147 147 157 404 
85 347 120626 131630 156 729 185175 192 947 

63427 115 292 140726 158 216 147 253 137 828 
90718 113454 128577 142 631 148 716 144186 
83700 116 481 143 417 158 301 130 224 153 401 
79453 115 617 139 249 176709 170427 171274 
69566 106 312 116205 138 685 122 042 132115 
69794 103 940 123 161 155188 137 772 151 774 
82644 110 066 127 899 139 094 144 343 158 864 
69246 96151 110901 123 289 118 855 122 721 

77795 109 444 112 003 125 721 121 753 133 081 
78771 102946 118555 136791 134 084 136 395 
86539 115603 136488 154 406 157 913 175 007 
98933 130421 153 172 200565 227 857 226725 
90902 117 573 140 518 186458 187 422 200839 
66061 99703 132540 138 281 134 309 138527 
71805 110706 111562 137 244 132 672 142640 
89485 132 905 121174 136 014 149 822 140 830 
94311 112427 133148 163 224 156 619 179730 
66206 100 982 126780 133 048 137 527 150 095 

65011 93379 122 930 122 966 124 047 121124 
93999 111422 164 073 180 919 179042 195 576 
75004 115 444 141569 152 093 136625 133 691 
76742 109 129 120 852 136 304 131 754 138 381 
84205 116 823 119 392 141317 134135 147 292 
74236 104 690 130 354 142 806 127 482 139 260 
79504 108 828 129 661 145 942 130 776 146 211 

85856 128 999 193 242 175587 184129 213 045 

0,129 0,104 0,123 0,120 0,156 0,164 
. -·- . ,„ •. , .... 

3) Standardabweichung in Relation zum Mittelwert der 35 Arbeitsamtsbezirke, 

Drucksache 13/9090 

Tabelle 5 

-

Bundesländer/ 
Arbeitsamtsbezirk ... ' 

Mecklenburg-
Vorpom.mem 

Neubrandenburg 
Rostock 
Schwerin 
Stralsund 

Brandenburg 
Cottbus 
Eberswalde 
Frankfurt (Oder) 
Neuruppin 
Potsdan; 

Sachsen-Anhalt 
Dessau 
Halberstadt 
Halle 
Magdeburg 
Merseburg 
Sangerhausen 
Stendal 
Wittenberg 

Sachsen 
Annaberg 
Bautzen 
Chemnitz 
Dresden 
Leipzig 
Oschatz 
Pirna 
Plauen 
Riesa 
Zwickau 

Thilrlngen 
Altenburg 
Erfurt 
Gera 
Gotha 
Jena 
Nordhausen 
Suhl 

Berlin-Ost 

Variationskoeffizient~ 
. ·~..,, „„ .. 

H>0HoR'"'" ''~""""' "' 0 .1,. 
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Drucksache 13/9090 Deutscher Bundestag-13. Wahlperiode 

Tabelle 6 

Bundesländer/ 
Arbeitsamtsbezirk 

Mecklenburg-
Vorpommem 

Neubrandenburg .... 
Rostock ............. 
Schwerin ........... 
Stralsund ........... 

Brandenburg 
Cottbus ............. 
Eberswalde ......... 
Frankfurt (Oder) ..... 
Neuruppin .......... 
Potsdam ............ 

Sachsen-Anball 
Dessau ............. 
Halberstadt ......... 
Halle ............... 
Magdeburg ......... 
Merseburg .......... 
Sangerhausen ....... 
Stendal ............. 
Wittenberg .......... 

Sachsen 
Annaberg ........... 
Bautzen ............ 
Chemnitz ........... 
Dresden ............ 
Leipzig ............. 
Oschatz ............. 
Pirna .•...........•. 
Plauen .............. 
Riesa ............... 
Zwickau ............ 

Thflrlngen 
Altenburg ........... 
Erfurt ............... 
Gera ............... 
Gotha .... „ ........ 

Jena ............... 
Nordhausen ......... 
Suhl ..............•• 

Berlln-Osl ............ 

Variationskoeffizient') .. 

Bruttolohn- und Gehaltssumme für das Bauhauptgewerbe 1) 

In den neuen Bundesllindem 
- . ·- - - -

Bruttolohn- und -gehaltssumme je Beschäftigten 

1991 1 1992 1 1993 1 1994 1995 1 1996 1992 1 1993 1 

DM 

23880 27400 34549 37 918 37676 38565 14,7 26.1 
25491 23293 37342 39 937 41801 41170 - 8,6 60,3 
26311 23487 35837 38688 39891 40 819 -10,7 52,6 
23331 25655 33643 36848 39198 39482 10,0 31,1 

25652 31820 36276 39306 40300 39608 24,0 14,0 
24924 32963 36710 39187 40733 40906 32,3 11.4 
24 916 32589 36432 40220 41754 42058 30,8 11,8 
23256 31278 34986 38002 38960 39 !J!l2 34,5 11,9 
26644 34444 37 910 41577 42965 43379 29,3 10,I 

24803 33395 36820 39828 40214 40314 34,6 10,3 
25732 33 821 36478 38710 39875 44079 31,4 7,9 
26136 35264 38766 41230 41179 46404 34,9 9,9 
25ß.U 34224 38699 40437 41965 46074 32,4 13,1 
24494 32789 35 916 37718 37804 44503 33,9 9,5 
25051 32700 35807 38196 38944 42500 30,5 9,5 
24 010 32679 36797 38369 38799 38830 36,1 12,6 
25018 31660 34697 37013 37383 40960 26,5 9,6 

23264 31183 34305 35207 35221 36362 34,0 10,0 
25761 32252 34535 37291 37614 38488 25,2 7,1 
25849 34800 37 385 39486 37391 42047 34,6 7,4 
25575 34693 39237 43 615 44716 45564 35,7 13,1 
27532 35161 38626 41941 42583 43 619 21,1 9,9 
24155 31464 34714 38079 37168 37907 30,3 10,3 
24407 32529 35826 38065 38717 39274 33,3 10,1 
26986 35555 36983 39497 39412 39998 31,8 4,0 
25464 34105 35628 42367 39713 41481 33,9 4,5 
25643 32273 35076 38029 39630 38899 25,9 8,7 

23842 29820 33309 35367 36415 37116 25,1 11,1 
27 191 35416 39326 41655 41908 43641 30,2 11,0 
24869 32975 35770 37995 37 501 37707 32,6 8,5 
26385 33906 36098 38741 38845 39509 28,5 6,5 
26201 33676 33 511 38020 37293 38194 28,5 -0,5 
27324 34728 36 909' 39 217 38311 38599 27,1 6,3 
26231 33628 36944 38526 37899 38993 28,2 9,9 

31385 40137 44620 48289 47824 56338 21,g 11,2 

0,060 0,102 0,058 0,062 0,063 0,089 0,399 0,881 

1994 1995 1 1996 

vH~) 

9,8 -0,6 2,4 
6,9 4,7 -1,5 
8,0 3,1 2,3 
9,5 6,4 0,1 

8,4 2,5 -1,1 
6,1 3,9 0,4 

10,4 3,8 0,1 
8,6 2,5 2,6 
9,7 3,3 1,0 

8,2 1,0 0,2 
6,1 3,0 10,5 
6,4 -0,1 12,1 
4,5 3,8 9,8 
5,0 0,2 11,1 
6,1 2,0 9,1 
4,3 1,1 0,1 
6,1 1,0 9,6 

2,6 o.o 3,2 
8,0 0,9 2,3 
5,6 -5,3 12,5 

11,2 2,5 1,9 
8,6 1,5 2,4 
9,7 -2,4 2,0 
6,2 1,7 1,4 
6,8 -0,2 1,5 

18,g -B,3 4,5 
8,4 4,2 -1,8 

6,2 3,0 1,9 
5,9 0,6 4,1 
6,2 -1,3 0,5 
7,3 0,3 1,1 

13,5 -1,9 2.4 
6,3 -2,3 0,8 
4,3 -1,6 2,9 

8,2 -1,0 17.8 

0,368 2,562 1,300 

1) Ergebnisse für Betriebe mit 20 BeschMtigten und mehr. - Ergebnisse für 1995 und 1996 auf der Basis der Klassilikation der 
Wlrtschaltszweige, Ausgabe 1993 (WZ 93), dadurch ist der Vergleich mit den Jahren 1991 bis 1994 eingeschränkt. 

2) Verlndenmg gegeniiber dem Vorjahr. - , 
~ Standardabweichung in Relation zum Mittelwert der 35 Arbeitsamtsbezirke. 
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Tabelle 7 

Gewerbeanmeldungen In den neuen Bundesländern nach Arbeitsamtsbezirken 1) 

Je 10 000 Einwohner 

Davon 

Bundesland/ 
Insgesamt 

Arbeitsamtsbezirk Industrie Handwerk Handel sonstige 3) 

1991 !1994 ')' 1995 1991 !1994 '), 1995 1991 !1994')' 1995 1991 !1994 2)11995 199111994 2)11995 

Mecklenburg~ 

Vorpommern 
Neubrandenburg „ 175 81 79 2 2 2 18 13 12 85 37 35 70 28 30 
Rostock .. „ ....... 170 105 107 3 4 3 16 15 14 15 44 45 76 42 45 
Schwerin ......... 165 85 102 3 3 4 18 14 16 70 34 39 74 33 42 
Stralsund „ „ „ „. 191 94 92 2 3 2 18 13 10 86 46 46 85 33 34 

Brandenburg 
Cottbus ............ 214 107 102 6 5 5 16 15 14 99 46 46 94 41 36 
Eberswalde ....... 167 105 118 5 7 10 12 14 12 76 43 54 15 41 42 
Frankfurt (Oder) ... 236 126 122 6 6 8 16 16 14 108 53 54 105 50 45 
Neuruppin ........ 179 112 115 6 7 9 16 14 14 79 47 51 78 43 41 
Potsdam „ „ „ „ „ 172 124 122 5 8 9 14 15 14 66 49 49 88 52 50 

Sachsen-Anhalt 
Dessau ........... 167 100 102 5 3 2 20 13 13 81 49 49 62 36 38 
Halberstadt ....... 144 102 103 3 2 3 19 12 11 68 52 52 54 36 36 
Halle „ „. „ „ „ „ 159 107 110 3 4 2 16 13 15 71 47 48 10 43 45 
Magdeburg ....... 163 100 102 6 3 3 18 12 12 74 44 44 66 41 43 
Merseburg ........ 135 104 109 3 3 3 15 14 16 68 47 50 49 41 40 
Sangerhausen ..... 183 108 100 4 4 2 25 14 11 87 52 48 66 38 39 
Stendal „ „ „ „ „. 162 92 91 4 2 2 17 14 11 79 44 43 62 32 34 
Wittenberg . „ . „ .. 181 101 100 6 3 3 22 14 17 92 49 46 61 35 34 

Sachsen 
Annaberg ....... „ 186 107 101 6 11 15 19 10 8 88 49 46 73 36 32 
Bautzen .......... 200 92 94 5 9 10 19 10 7 97 42 44 19 32 34 
Chemnitz „„„ „. 167 121 126 5 10 13 14 10 8 72 53 57 76 48 48 
Dresden .......... 191 124 126 4 8 10 18 11 9 85 49 54 84 55 53 
Leipzig „ „ „ „ „. 217 120 122 8 11 14 21 12 9 103 45 47 86 52 52 
Oschatz .. „ ... „ .. 164 89 85 5 10 11 18 7 5 75 43 39 66 29 31 
Pirna „ „ „ „ „.„ 196 99 109 7 10 13 20 9 8 87 45 48 82 34 39 
Plauen ............ 201 120 112 6 14 13 22 10 8 88 52 52 85 44 40 
Riesa ............. 160 99 105 4 9 13 17 9 1 76 45 47 63 36 38 
Z'Wickau ......•... 185 120 114 6 11 13 16 12 9 89 51 50 13 46 43 

Thüringen 
Altenburg ......... 161 84 82 4 2 3 16 8 14 64 33 27 77 40 39 
Erfurt .... „. „. „. 202 111 114 5 2 3 20 10 15 19 40 38 98 58 59 
Gera ............. 218 105 101 6 2 3 20 11 13 97 40 33 95 52 53 
Gotha „ „ „ „ „ „ 196 107 102 9 3 3 19 10 14 84 42 33 83 52 51 
Jena . . . . . . . . . . . . . 196 108 106 6 2 3 18 11 13 81 39 37 91 56 54 
Nordhausen ....... 171 94 81 6 3 3 18 9 11 67 35 21 80 47 40 
Suhl. „ .... „.„„ 228 119 109 8 4 4 20 10 13 96 44 37 105 61 55 

Variations~ 

koeffizient '} ......... 0,128 0,115 0,119 0,330 0,631 0,705 0,144 0,195 0,256 0,137 0,121 0,172 0,174 0,206 0,180 
"' ,,, .. -, .. , 

1) Beginn oder tibemahme eines Gewerbes, Zuzug eines Gewerbebetriebes aus einem anderen Meldebezirk. Ergebnisse für die 
Jahre 1992 und 1993 siehe JG 95, Tabelle 7, Seite 336. 

2) Bevölkerungsstand für Mecklenburg-Vorpommern und Brandenburg: 31. Dezember 1993; für die anderen Bundesländer: 
31. Dezember 1992. 

3) Vor allem: Dienstleistungsbetriebe, Verkehrsbetriebe, Beherbergungsstätten, das Gastgewerbe und das Versicherungsgewerbe. 
4) Standardabweichung in Relation zum Mittelwert der 34 Arbeitsamtsbezirke. 
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Tabelle 8 

Saldo der Gewerbeanzelgeu ln den neuen Bundesländern nach Arbeitsamtsbezirken 1) 

Je 10 000 Einwohner 

Davon 

Bundesland/ Insgesamt 

Arbeitsamtsbezirk Industrie Handwerk Handel sonstige 3) 

1991 11994')11995 199111994')11995 1991 11994 'll 1995 199111994')11995 1991 11994 •111995 

Mecklenburg-
Vorpommern 

Neubrandenburg „ 115 24 18 2 2 1 13 8 4 58 7 3 42 7 9 
Rostock ........... 113 41 34 2 3 2 10 8 5 53 14 10 48 16 17 
Schwerin ......... 101 29 32 3 2 2 12 8 7 44 8 8 43 11 15 
Stralsund „ „ „ „ . 133 29 24 2 2 1 13 7 4 57 12 9 61 8 10 

Brandenburg 
Cottbus „ .. „ ..... 139 26 22 5 3 3 8 6 4 61 5 4 65 12 10 
Eberswalde ....... 104 34 31 5 6 7 5 6 0 46 8 8 48 14 15 
Frankfurt (Oder) ... 162 35 27 5 5 5 8 6 3 16 6 5 13 17 14 
Newuppin . , ...... 112 36 29 5 5 7 7 4 2 48 4 7 51 18 14 
Potsdam „„ „„ „ 105 42 34 4 6 6 6 5 2 40 5 7 55 21 18 

Sachsen-Anhalt 
Dessau ........... 111 28 20 5 2 1 12 3 3 51 12 3 44 11 13 
Halberstadt ....... 87 25 23 3 1 2 9 4 2 43 9 6 33 11 13 
Halle „ „ „ „„.„ 111 31 32 2 2 1 10 6 6 47 10 9 52 13 16 
Magdeburg ....... 104 32 24 5 2 2 10 4 3 46 11 5 44 14 14 
Merseburg ..... , .. 94 35 25 2 2 2 8 6 6 48 10 4 35 17 13 
Sangerhausen ..... 119 X1 18 4 2 1 16 5 4 55 9 0 44 12 13 
Stendal .. „. „ „ „ 97 25 22 4 1 1 7 6 3 48 9 6 39 9 11 
Wittenberg ........ 126 29 18 6 2 1 14 6 6 61 8 0 44 14 11 

Sachsen 
Annaberg ... „ .. „ 127 37 24 5 6 8 1 2 0 62 14 6 53 15 10 
Bautzen .......... 134 22 22 4 5 6 10 2 0 63 5 5 56 9 11 
Chemnitz „ „ „„. 108 38 30 5 6 7 6 3 1 46 10 1 52 19 15 
Dresden .......... 125 41 34 4 4 5 10 3 0 54 11 10 56 23 18 
Leipzig „ " „ „ „ . 151 39 28 7 7 9 12 5 0 72 7 5 60 21 15 
Oschatz „ „ „ •• „ • 102 28 15 4 7 7 12 1 -2 41 10 1 44 10 10 
Pirna,, ........... 132 33 31 6 1 9 10 2 -1 56 12 7 60 13 16 
Plauen ............ 134 31 ,29 5 9 8 8 0 -1 61 12 7 59 16 15 
Riesa ............. 107 33 29 3 7 9 8 2 -2 51 11 8 45 13 13 
Zwickau .......... 118 40 23 6 7 8 5 2 -1 57 11 4 50 20 13 

Thilttngen 
Altenburg .. „ .. „ . 94 13 6 4 0 0 9 3 5 32 3 -7 50 6 7 
Erfurt . „ .... „ .. „ 140 25 20 4 1 1 12 3 3 51 5 1 72 16 15 
Gera ............. 127 22 10 5 1 0 10 3 3 56 4 -5 56 14 12 
Gotha „ „ „ „ „ „ 126 29 13 8 1 1 11 4 4 54 10 -2 53 14 10 
Jena ............. 121 33 18 5 1 1 9 5 3 45 8 1 62 19 13 
Nordhausen ....... 109 23 11 5 2 1 7 2 2 42 6 1 55 13 6 
Suhl .. „.„„.„„ 151 26 14 6 2 1 9 3 2 60 6 0 75 15 11 

Variations-
koeffizient ') ......... 0,150 0,220 0,317 0,331 0,690 0,822 0,'1:15 0,493 1,076 0,175 0,339 0,943 0, 193 0,292 0,226 

1} Gewerbeanmeldungen abzüglich Gewerbeabmeldungen. Ergebnisse für dieJah,re 1992 und 1993 siehe JG 95, Tabelle 8, Seite 337. 
') Bevölkerungsstand für Mecklenburg-Voqxumnem und Brandenburg: 31. Dezember 19931 für die anderen Bundesländer: 

31. Dezember 1992. 
'} Vor allem: Dienstleistungsbetriebe, Verk.ehrsbetrtebe, Beherbergungsstätten, das Gastgewerbe und das Versicherungsgewerbe. 
'l Standardabweichung in Relation zum Mittelwert der 34 Arbeitsamtsbezirke. 
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Tabelle 9 
Indikatoren zur regionalen Investtttonslörderung In den neuen Bundesländern 

nach Arbeitsamtsbezirken 'l 

Bundesland/ Arbeitsamtsbezirk 

Mecklenburg-Vorpommem 
Neubrandenburg .......... . 
Rostock ................... . 
Sch.werin ................. . 
Stralsund . „. „ ..... „. „ .. 

Brandenburg 
Cottbus ................... . 
Eberswalde ............... . 
Frankfurt (Oder) ... „ ...... . 

Neuruppin. „ ..... „. „. „. 
Potsdam .................. . 

Sachsen-Anhalt 
Dessau ................... . 
Halberstadt ............... . 
Halle. „ „. „. „„ „ „ „ „. 
Magdeburg „ „ „ .„ „ „ „. 
Merseburg ................ . 
Sangerhausen ............. . 
Stendal „ „ „. „„ „ „ „.„ 
Wittenberg ................ . 

Sachsen 
Annaberg ................. . 
Bautzen ................. -.. 
Chemnitz ...... „. „ .... „. 
Dresden .................. . 
Leipzig ................... . 
Oschatz ................... . 
Pirna „ „ „ „. „ „ „. „ •••• 

Plauen .................... . 
Riesa ..................... . 
Zwickau .................. . 

Thüringen 
Altenburg ................. . 
Erfurt„. „ „ „ „ „ „„ „ „. 
Gera ..................... . 
Gotha .................... . 
Jena .................. ~· .. 
Nordhausen ............... . 
Suhl ........ „ „ ..•. „ ..••• 

Berlin-Ost 

Insgesamt 

Variationskoeffizient") ........ . 

Gefördertes Investitionsvolumen 
in der Gewerblichen Wirtschaft 2) 

10/1990-6/1991 

Insgesamt je Einwohner 3} 

Mio DM 

3 206,5 
5 264,7 
5171,0 
4 019,5 

6 463,2 
4 981,2 
4 346,8 
5 602,2 
9538,9 

4 643,5 
2 535,7 
4 450,7 
6 983,8 

11821,7 
3 678,2 
2 549,9 
1429,0 

4 585,9 
10 323,1 
4 118,5 
9454,0 
2338,3 
.6109,2 
2694,4 
1 702,7 
3 701,9 
4472,0 

898,4 
5155,2 
2 637,0 
6872,0 
5 208,5 
3 410,2 
6 813,7 

9398,2 

176651,8 

0,517 

DM 

6165 
10 224 
9896 

11388 

10 099 
14 321 
10533 
10 842 
15 251 

17 040 
8296 
9 275 

10162 
30 973 
14570 
9706 
9 238 

12950 
14 870 
8456 

16256 
2564 

32902 
7 151 
5891 

15634 
10074 

4410 
9878 
8357 

18510 
14248 
10707 
13008 

1263 

11262 

0,509 

Gefördertes Investitionsvolumen 
für die Infrastruktur 2) 

10/1990-6/1991 

Insgesamt 

Mio DM 

1 033,8 
1458,7 
1117,6 
1424,1 

1152,5 
389,0 
958,7 

1504,4 . 
1284,0 

533,2 
518,5 
477,4 

1312,7 
621,3 
335,1 
383,5 
280,8 

828,7 
863,9 

1609,0 
2 709,0 

936,6 
980,0 

1065,5 
141,5 

1424,0 
1 021,2 

194,8 
898,6 
684,2 
921,3 
680,9 
807,9 
949,2 

2 689,0 

34191,1 

0,561 

je Einwohner 3) 

DM 

2181 
2833 
2136 
4 035 

1801 
1118 
2323 
2 912 
2053 

1957 
1696 

995 
1910 
1621 
1330 
1460 
1815 

2340 
1244 
3304 
4658 
1021 
5218 
2828 
2568 
6014 
2301 

956 
1722 
2168 
2481 
1863 
2493 
1812 

2018 

2218 

0,496 

1) Statistik der Gemeinschaftsaufgabe „ Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur", Quelle: BAW. 
2) Alle mit Haushaltsmitteln der Gemeinschaftsaufgabe geförderten Vorhaben in den Bereichen Gewerbliche Wirtschaft und 

Infrastruktur. 
3) Einwohnerstand 31. Dezember 1992. 
4) Standardabweichung in Relation zum Mittelwert der 35 Arbeitsamtsbezirke. 
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Erläuterung 
von Begriffen d8r Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen 
. filr Deutschland 

1. Sektoren der Volkswirtschaft 

Die inländischen wirtschaftlichen Insb.1utionen sind 
In den Volkswirtschaftlichen Gesamtr~ungen zu 
Sektoren zusammengefaßt. In der Gnindeinteilung 
werden drei Sektoren unterschieden, nllmlich Untere 
nehmen, Staat sowie private Haushalte und private 
Organisationen ohne ErwerbszWeck. 

Zu den Unternehmen rechnen alle Institutionen, die 
vorwiegend Waren und Dienstleistungen produzie-
ren bzw. erbringen und diese gegen spezielles 
Entgelt verkaufen, das in der Regel Überschüsse 
abwirlt, zumindest jedoch annähernd die Kosten 
deckt. Im einzelnen handelt es sich hierbei um 
Produktionsunternehmen, Kreditinstitute und · Ver-
sicherungsunternehmen. Hierzu gehör.en aber auch 
Institutionen, die im allgemeinen Sprachgebrauch 
nicht oder nicht immer als Unternehmen bezeichnet 
werden, wie landwirtschaftliche Betilebe, Hand-
werksbetriebe, Ein- und Verkaufsvereinigungen, 
Arbeitsstätten der freien Berufe, die Deutsche Bun-
desbahn, die Deutsche Bundespost und sonstige 
Unternehmen, die dem Staat gehören,' unabhängig 
von ihrer Rechtsform, ferner die gesamte Wohnungs-
vermietung einschließlich der Eigennutzung durch 
den Eigentümer. · 

Zum Staat gehören die GebietskörperSchaften und 
die Sozialversicherung. Im einzelnen: Bund ein-
schließlich Lastenausgleichsfonds und ERP-Sonder-
vermögen, Länder einschließlich Stadtstaaten, Ge-
meinden und Gemeindeverbände (Amter, Kreise, Be-
zirks- und Landschaftsverbände usw.) sowie Zweck-
verbände und die Sozialversicherung (die Renten-
versicherungen der Arbeiter und Angestellten, die 
knappschaftliche Rentenversicherung, Zusatzversor-
gungseinrichtungen für den öffentlichen Dienst, die 
Altershilfe für Landwirte, die gesetzliche Kranken~ 
versicherung, die gesetzliche Unfallversicherung . 
und die Arbeitslosenversicherung). Nicht zum Sek-
tor Staat rechnen die im Eigentum der Gebiets-
körperschaften und der Sozialversicherung befind-
lichen Unternehmen, unabhängig von ihrer Rechts-
form. 

In den Sektor der Privaten Haushalle (Ein- und 
Mehrpersonenhaushalte sowie Anstaltsbevölkerung) 
sind auch die privaten Organisationen ohne Erwerbs-
zweck eingeschlossen, wie Kirchen, religiöse und 
weltanschauliche Organisationen, ka:rl!ative, kultu-
relle, wissenschaftliche sowie im Erziehungswesen 
tätige Organisationen, die. sich zu einem wesent-
lichen Teil aus freiwilligen Zahlungen von privaten 
Haushalten und aus Vennögenserträgen finanzieren, 
politische Parteien, Gewerkschaften, Vereine, Insti-
tute usw. Aus statistischen Gründen ·sfb.d in· diesem 
Sektor auch Organisationen ohne Erwerbszweck ein-
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bezogen, die überwiegend vom Staat finanziert wer-
den und vor allem im Bereich von Wissenschaft und 
Forschung tätig sind. 

2.. Das Sozialprodukt und seine Entstehung 

Das Sozialprodukt gibt in zusammengefaßter Form 
ein Bild der wirtschaftlichen Leistung der Volkswirt-
$chaft. 

Von seiner Entstehung her gesehen wird das Sozial-
produkt über das Inlandsprodukt berechnet. In-
landsprodukt und Sozialprodukt werden im allge-
meinen sowohl .brutto• als auch .netto" (das heißt 
nach Abzug der Abschreibungen) berechnet und 
dargestellt. Ausgangsgröße für die Ermittlung des 
Inlll.ndsprodukts sind in der Regel die Produktions-
werte (Wert der Verkäufe von Waren und Dienst-
leistungen aus eigener Produktion sowie von Han-
delsware an andere Wirtschaftseinheiten ohne die in 
Rechnung gestellte Mehrwertsteuer, Bestandsverän-
derung an Halb- und Fertigwaren aus eigener Pro-
duktion, selbsterstellte Anlagen) der einzelnen Wirt-
schaftsbereiche. Zieht man hiervon die Vorleistungen 
ab, das heißt den Wert der Güter (ohne Umsatz-
steuer), den inlänclische Wirtschaftseinheiten von an-
deren Wirtschaftseinheiten bezogen nnd im Berichts-
zeitraum im Zuge der Produktion verbraucht haben, 
so erhält man die Bruttowertschöpfung der Wirt-
schaftsbereiche. Die Addition der Bruttowertschöp-
fung der einzelnen Wirtschaftsbereiche ergibt zu-
nächst die unbereinigte Bruttowertschöpfung insge-
samt. Zieht man von der unbereinigten Bruttowert-
schöpfung insgesamt die gegen unterstellte Ent· 
gelte erbrachten Bankdienstleistungen ab, erhält 
man die bereinigte Bruttowertschöpfung der Volks-
wirtschaft. Unter Hinzurechnung der auf den Gütern 
lastenden nichtabziehbaren Umsatzsteuer (Kassen-
aufkommen des Staates an Mehrwertsteuer, Einfuhr-
umsatzsteuer sowie die einbehaltene Umsatzsteuer) 
und der Einfuhrabgaben (Einfuhrzölle, Verbrauch-
steuer auf Einfuhren, Abschöpfungsbeträge und 
Währungsausgleichsbeträge auf eingeführte land-
wirtschaftliche Erzeugnisse, jedoch ohne Einfuhr-
umsatzsteuer), die vom Staat oder von Institutionen 
der Europäischen Gemeinschaften auf eingeführte 
Güter erhoben werden, erhält man das Brutto-
inlandsprodukt. Dieser Rechenschritt läßt sich nur 
für die Ges,amtwirtschaft vollziehen, da eine Aufglie-
derung der nichtabziehbaren Umsatzsteuer und der 
Einfuhrabgaben nach einzelnen Wirtschaftsberei-
chen nicht erfolgt. 

Erhöht man das Bruttoinlandsprodukt um die Er-
werbs- und Vermögenseinkommen, die inländische 
Personen bzw. Institutionen von der übrigen Welt be-
zogen haben, und zieht man davon die Erwerbs- und 
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Vermögenseinkommen ab, die an die übrige Welt ge-
flossen sind, ergibt sich das Bruttosozialprodnkt zu 
Marktpreisen. 

Zieht man vom Bruttosozialprodukt zu Marktpreisen 
die verbrauchsbedingten, zu Wiederbeschaffungs-
preisen bewerteten Abschreibungen ab, erhält man 
das Nettosozialprodukt zu Marktpreisen, nach Kür-
zung um die indirekten Steuern (Produktionssteuern, 
nichtabziehbare Umsatzsteuer - Kassenaufkommen 
und aufgrund gesetzlicher Sonderregelungen ein-
behaltene Umsatzsteuer sowie Einfuhrabgaben) und 
nach Addition der für die laufende Produktion 
gezahlten staatlichen Subventionen das Nettosozial-
produkt zu Faktorkosten. Es ist identisch mit dem 
Volkseinkommen. 

3. Verteilung des Volkseinkommens 

Das Volkseinkommen ist die Summe aller Erwerbs-
und Vermögenseinkommen, die Inländern letztlich 
zugeflossen sind. Es umfaßt - in der Gliederung nach 
Sektoren - die Erwerbs- und Vermögenseinkommen 
der privaten Haushalte und privaten Organisationen 
ohne Erwerbszweck, die Vermögenseinkommen des 
Staates und die unverteilten Gewinne der Unterneh-
men mit eigener Rechtspersönlichkeit. 
In der Verteilungsrechnung des Volkseinkommens 
werden zwei wichtige Einkommensarten unterschie-
den, nämlich die Einkommen aus unselbständiger 
Arbeit und die Einkommen aus Unternehmertätig-
keit und Vermögen. 

Die Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit 
umfassen die Bruttolohn- und -gehaltssumme und 
die tatsächlichen und unterstellten Sozialbeiträge der 
Arbeitgeber. 
Die Bruttoeinkommen aus Unternehmertätigkeit 
und Vermögen enthalten die Einkommen der priva-
ten Haushalte und des Staates aus Zinsen, Netto-
pachten und immateriellen Werten, aus Dividenden 
und sonstigen Ausschüttungen der Unternehmen mit 
eigener Rechtspersönlichkeit sowie von Unterneh-
men ohne eigene Rechtspersönlichkeit (Entnahmen 
und nichtentnommene Gewinne), und zwar nach Ab-
zug der Zinsen auf Konsumentenschulden bzw. auf 
öffentliche Schulden. Dazu kommen die unverteilten 
Gewinne der Unternehmen mit eigener Rechtsper-
sönlichkeit (Kapitalgesellschaften, Genossenschaften 
usw.). Die Anteile der Sektoren am Volkseinkommen . 
enthalten einerseits noch die aus den Einkommen zu 
leistenden direkten Steuern, derjenige der privaten 
Haushalte außerdem die Sozialbeiträge; andererseits 
sind die von den privaten Haushalten empfangenen 
Renten und übrigen laufenden Übertragungen noch 
nicht einbezogen. Nach Hinzurechnung der empfan-
genen laufenden Übertragungen von anderen Sek-
toren und von der übrigen Welt (ohne Subventionen) 
und nach Abzug der geleisteten laufenden Übertra-
gungen an andere Sektoren und an die übrige Welt 
(ohne indirekte Steuern) erhält man die Summe der 
verfügbaren Einkommen der Volkswirtschaft, das 
heißt aller Sektoren. 

Erhöht man den Anteil der privaten Haushalte (und 
privaten Organisationen ohne Erwerbszweck) am 

Volkseinkommen um die Renten, Pensionen, Unter-
stützungen und ähnliches, die die privaten Haushalte 
vom Staat und von den anderen Sektoren sowie von 
der übrigen Welt bezogen haben, und zieht man von 
dieser Summe die von ihnen an den Staat geleisteten 
direkten Steuern sowie die an alle Sektoren und die 
übrige Welt geleisteten Sozialbeiträge und sonstigen 
laufenden Übertragungen ab, ergibt sich das verfüg-
bare 'Einkommen des Haushaltssektors. Das verfüg-
bare Einkommen der privaten Haushalte kann so-
wohl einschließlich als auch ohne nichtentnommene 
Gewinne der Unternehmen ohne eigene Rechtsper-
sönlichkeit dargestellt werden. Dasselbe gilt für die 
Ersparnis der privaten Haushalte, die man erhält, 
wenn man vom verlügbaren Einkommen den Priva-
ten Verbrauch abzieht. 

4. Verwendung des Inlandsprodukts 

Das Bruttoinlandsprodukt zu Marktpreisen ist, von 
seiner Verwendung her gesehen, gleich der Summe 
aus Privatem Verbrauch, Staatsverbrauch, Brutto-
investitionen und Außenbeitrag. 

Der Private Verbrauch umfaßt die Waren- und Dienst-
leistungskäufe der inländischen privaten Haushalte 
für Konsumzwecke und den Eigenverbrauch der pri-
vaten Organisationen ohne ErWerbszweck. Neben 
den tatsächlichen Käufen sind auch bestimmte unter-
stellte Käufe einbegriffen, wie zum Beispiel der 
Eigenverbrauch der Unternehmer, der Wert der Nut-
zung von Eigentümerwohnungen sowie Deputate 
der Arbeitnehmer. Der Verbrauch auf Geschäfts-
kosten wird nicht zum Privaten Verbrauch gerechnet, 
sondern zu den Vorleistungen der Unternehmen. 
Nicht enthalten sind ferner die Käufe von Grund-
stücken und Gebäuden, die zu den Anlage-
investitionen zählen. 

Der Staatsverbrauch umfaßt die der Allgemeinheit 
ohne spezielles Entgelt zur Verfügung gestellten Ver-
waltungsleistungen der Gebietskörperschaften und 
der Sozialversicherung. Er ergibt sich nach Abzug 
der Verkäufe sowie der selbsterstellten Anlagen vom 
Produktionswert des Staates, der anhand der laufen-
den Aufwendungen der Institutionen des Staatssek-
tors gemessen wird. Zu den laufenden Aufwendun-
gen für Verteidigungszwecke wird auch der Erwerb 
von militärischen Bauten und dauerhaften militäri-
schen Ausrüstungen gerechnet. Sachleistungen der 
Sozialversicherung, der Sozialhilfe usw. an private 
Haushalte zählen zum Staatsverbrauch und nicht 
zum Privaten Verbrauch. 

Die Bruttoinvestitionen setzen sich aus den Anlage-
investitionen (Ausrüstungen und Bauten) und der 
Vorratsveränderung zusammen. 

Die Anlageinvestitionen umfassen die Käufe neuer 
Anlagen sowie von gebrauchten Anlagen und Land 
nach Abzug der Verkäufe von gebrauchten Anlagen 
und Land. Als Anlagen werden in diesem Zusam-
menhang alle dauerhaften reproduzierbaren Pro-
duktionsmittel angesehen, mit Ausnahme dauer-
hafter militärischer Güter und derjenigen dauerhaf-
ter Güter, die in den Privaten Verbrauch eingehen. 
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Als dauerhaft gelten diejenigen Produktionsmittel, 
deren Nutzungsdauer mehr als ein Jahr beträgt und 
die normalerweise aktiviert und abgeschrieben wer-
den; ausgenommen sind geringwertige Güter. 

Die Anlageinvestitionen werden unterteilt in Aus-
rilslungslnvestltlonen (Maschinen und maschi-
nelle Anlagen, Fahrzeuge usw.) und Baulnvestl-
ttonen (Wohngebäude, Verwaltungsgebäude, ge-
werbliche Bauten, Straßen, Brücken, Wasserwege 
usw.). 

Die Vorralsverlnderung wird anhand von Bestands-
angaben für Vorräte berechnet, die zunijchst auf eine 
konstante Preisbasis (1991) umgerechnet werden. 
Die Differenz zwischen Anfangs- und ~dbeständen 
wird anschließend mit jahresdurchschnittlichen Prei-

sen bewertet. Die so ermittelte Vorratsveränderung 
ist frei von Schein.gewinnen und -verlusten, die aus 
preisbedingten Änderungen der Buchwerte resul-
tieren. 

Der Außenbeitrag ergibt sich als Differenz zwischen 
der Ausfuhr und Einfuhr von Waren und Dienstlei-
stungen (ohne die Erwerbs- und Vermögenseinkom-
men von/an die übrige Welt). Erfaßt werden also die 
Waren- und Dienstleistungsumsätze zwischen Inlän-
dern und der übrigen Welt. 

Beim Vergleich mit entsprechenden Positionen der 
Zahlungsbilanz ist zu beachten, daß in den Volks-
wirtschaftlichen Gesamtrechnungen die übrige Welt 
neben dem Ausland auch die neuen Bundesländer 
und Berlin-Ost umfaßt. 

15.. Die drei Berechnungsarten In den Volkswlrtschaftllchen G;,....mtrechnungen 

L Entstehungsrechnung 
Produktionswert 

- Vorleistungen 

= Bruttowertschöpfung (unbereinigt) 
- Unterstellte Entgelte für BankdienstleIBtungen 

= Bruttowertschöpfung (bereinigt) 
+ Nichtabzugsfähige Umsatzsteuer 
+ Einfuhrabgaben 

ll. Verwendungsreclmung 
Privater Verbrauch 

+ Staatsverbrauch 
+ Ausrüstungsinvestitionen 
+ Bauinvestitionen 
± Vorratsveränderung 
+ Ausfuhr 
- Einfuhr 

= Bruttoinlandsprodukt zu Marktpreisen 
± Saldo der Erwerbs- und Vermögenseinkommen 

zwischeo.Inländem und der übrigen Welt 
~ Bruttosozialprodukt zu Marktpreisen 
- Abschreibungen 
= Nettosozialprodukt zu Marktpreisen 
- Indirekte Steuern 
+ Subventionen 

= ~=:~produkt zu f aktorkosten = 

llL Verteilungsrechnung 

Volksein-

.-------Volkseinkommen-------, 

Bruttoeinkommen aus Unternehmertätigkeit und 
Vermögen 

- Öffentliche Abgaben auf Einkommen aus Unter-
nehmertätigkeit und Vermögen 
(direkte Steuern, u. ä.) 

:!: Sonstige Zu- und Absetzungen 

= Nettoeinkommen aus Unternehmertätigkeit und 
Vermögen 

8. Das Sozialprodukt In konstanten Preisen und die 
Preisentwicklung des Sozialprodukts 

Das Sozialprodukt und die wichtigst<!n Teilgrößen 
der Entstehtµigs- und Verwendungsrechnung wer-
den auch in konstanten Preisen (von 1991) berech- -
nel Man spricht in diesem Fall auch vom realen 
Sozialprodukt im Gegensatz zum nominalen, das in 
jeweiligen Preisen ausgedrückt ist. Dividiert man 

288 

Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit 
- Tatsächliche Sozialbeiträge der Arbeitgeber 
- Unterstellte Sozialbeiträge 

= Bruttolohn- und -gehaltssumme 
- Lohnsteuer 
- Tatsächliche Sozialbeiträge der Arbeitnehmer 

= Nettolohn- und -gehaltssumme (Nettoeinkommen 
aus unselbständiger Arbeit) 

nominale dt.irch die entsprechenden realen Größen, 
erhält man Preisindizes auf der Basis 1991. Diese 
Preisindizes haben eine wechselnde Wägung, das 
heißt, ihnen liegt der • Warenkorb" des jeweiligen 
Berichtsjahres zugrunde. Sie zeigen den Preisstand 
im Berichtsjahr verglichen mit dem von 1991; die 
Preisentwicklung gegenüber dem jeweiligen Vorjahr 
ist aus ihnen - wegen der wechselnden Wägung -
nur mit Einschränkungen abzulesen. 
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Tabellenteil 

A. Internationale Tabellen 
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Deutsch-Jahr') lllnd') 

1960 55 433 
1965 58619 
1966 59148 
1967 59286 
1968 59500 
1969 60067 
1970 60651 
1971 61284 
1972 61672 
1973 61976 
1974 62 054 
1975 61829 
1976 61531 
1977 61400 
1978 61327 
1979 61359 
1980 61566 
1981 61682 
1982 61638 
1983 61423 
1984 61175 
1985 61024 
1986 61 066 
1987 61077 
1988 61449 
1989 62063 
1990 nill 1991 
1992 80595 
1993 81180 
1994 81423 
1995 81662 
1996 81895 

1960 26 247 
1965 26 887 
1966 26 801 
1967 25 950 
1968 25 968 
1969 26 356 
1970 26 668 
1971 26772 
1972 26875 
1973 27 160 
1974 26829 
1975 26110 
1976 25974 
1977 26008 
1978 26219 
1979 26652 
1980 27 059 
1981 27 033 
1962 26 725 
1963 26 347 
1984 26 393 
1985 26 593 
1986 26 960 
1987 27157 
1988 27 366 
1989 27761 
1990 28 486 
1991 36563 
1992 35 860 
1993 35 221 
1994 34972 
1995 34 828 
1996 34408 
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Tabelle 1' 

Bevölkerung und Erwerbstätige In ausgewählten Industrieländern 
Tausend 

Nieder- Öster- Vereinigtes Ver-
Belgien Frankreich Italien lllnde reich Spanien Königreich Schweiz Japan einigte 

Staaten 

Gesamtbevölkerung 

9153 45684 50200 11486 7047 30583 52372 5 429 93260 180 671 
9464 48758 52112 12 295 7 271 32085 54 350 5 857 97950 194 303 
9528 49164 52 519 12456 7 322 32453 54 643 5918 98860 196 570 
9 581 49548 52901 12 598 7377 32850 54 959 5992 99920 198 712 
9 619 49915 53236 12730 7415 33 240 55 214 6068 101 070 200706 
9646 50315 53538 12 878 1441 33 566 55 461 6137 102 320 202 677 
9651 50772 53822 13 039 7467 33876 55 632 6270 103 720 205 052 
9673 51251 54074 13 194 1500 34190 55928 6343 104 750 207 661 
9709 51 701 54381 13 329 7 544 34 498 56097 6401 106180 209 896 
9739 52118 54 751 13 439 7 586 34 810 56210 6441 108 660 211909 
9768 52460 55111 13 545 7 599 35147 56224 6460 110 160 213 854 
9795 52699 55441 13 666 7 579 35 515 56 215 6404 111520 215 973 
9811 52909 55 718 13 774 7566 35937 56206 6333 112 770 218 035 
9822 53145 55 955 13 856 7568 36367 56179 6316 113 880 220 239 
9830 53376 56155 13 942 7562 36778 56167 6333 114 920 222 585 
9837 53606 56 318 14 038 1549 37108 56227 6 351 115 880 225 056 
9647 53880 56416 14150 1549 37386 56330 6385 116 800 221726 
9852 54182 56 503 14 247 7564 37741 56352 6429 111650 229 966 
9856 54493 56 639 14 313 7571 37944 56318 6467 118450 232 188 
9855 54772 56 825 14 367 7552 38123 56377 6482 119 260 234 307 
9855 55 026 56983 14 424 1553 38279 56506 6505 120 020 236 348 
9858 55 284 ~ 14491 7558 38419 56685 6533 120750 238466 
9 862 55 547 57 246 14572 7566 38537 56 852 6573 121490 240 651 
9870 55 824 57345 14 665 1576 38632 57 009 6619 122090 242804 
9921 56118 57 441 14 760 7596 38717 57158 6672 122 610 245 021 
9938 56423 51541 14 849 7624 38792 57 358 6647 123120 247 342 
9967 56735" 56737 14 951 1718 38851 57 561 6712 123540 249 911 

10005 51055 56760 15 070 1823 38 920 57 808 6800 123920 252643 
10 045 57 374 56859 15 184 7884 39008 58007 6875 124 320 255407 
10 084 57654 57050 15 290 7993 39086 58 293 6 938 124670 258120 
10116 57900 57204 15 383 8031 39150 58 395 7 019 124960 260 682 
10137 58143 57283 15 459 8047 39210 58 606 7062 125570 263 168 
10157 58380 57473 15 494 8060 39270 58 782 7085 125864 265 557 

Erwerbstätige 
3 417 19667 20 269 4 486 3218 11536 23660 2708 44 381 65785 
3584 20098 19431 4 837 3191 11862 24 782 3015 47 302 71071 
3597 20250 19096 4871 3160 11976 24 934 3004 48278 72878 
3581 20282 19 315 4 856 3105 12056 24570 3020 49 203 74376 
3577 20329 19 295 4907 3066 12142 24436 3038 so 017 75913 
3638 20 629 19112 4 981 3064 12255 24477 3088 50403 77875 
3641 20 864 19 218 5037 3075 12380 24381 3132 50942 78669 
3665 20 984 19176 5061 3111 12471 24165 3189 51216 79355 
3657 21158 18850 5016 3134 12508 24139 3233 51242 82135 
3687 21447 19 006 5019 3187 12707 24 715 3266 52596 85 051 
3747 21515 19392 5028 3 217 12861 24 800 3 263 52369 86803 
3695 21461 19491 4995 3202 12740 24720 3 108 52228 85830 
3677 21627 19612 4994 3 220 12680 24508 3 019 52705 88753 
3 663 21826 19791 5006 3250 12595 24538 3 032 53410 92017 
3 671 21929 19863 5 051 3258 12376 24 696 3 061 54084 96046 
3 706 21982 20057 5124 3264 12167 25 079 3 095 54796 98825 
3 701 22 007 20312 5188 3272 11797 25 004 3166 55358 99303 
3 631 21901 20361 5 131 3277 11443 24 010 3240 55619 100400 
3 583 21989 20298 5 025 3 237 11294 23 583 3 256 56392 99529 
3547 21941 20350 4 958 3197 11170 23302 3256 57323 100822 
3540 21734 20418 4 983 3195 10966 23909 3286 57664 105003 
3561 21 709 20508 5 049 3 202 10870 24 213 3.354 58074 107154 
3584 21811 20 614 5 173 3 215 11111 24 246 3430 56534 109 601 
3 600 21902 20584 5257 3 214 11452 24764 3515 59105 112439 
3 653 22131 20 818 5 378 3234 11 781 25 816 3607 60099 114974 
3 711 22462 20 833 5 477 3282 12256 26620 3704 61277 117327 
3 764 22648 21215 5644 3345 12579 26888 3820 62 503 118 796 
3 769 22650 21410 5 790 3407 12609 26046 3865 63680 117713 
3 753 22504 21270 5 685 3457 12366 25570 3804 64373 118468 
3713 22226 20 317 5 925 3446 11838 25481 3783 64491 120 259 
3 676 22244 20 000 5920 3452 11 730 25736 3776 64525 123 067 
3689 22444 19 939 6063 3439 11944 26 039 3 783 64577 124 899 
3692 22405 20036 6178 3419 12119 26 340 3 789 64869 126705 

. - •• ,,..n'"' "„,„' '"' .... „ 
1) Ab 1995 vorläufige Ergebnisse. 
~) Bis 1990 früheres Bundesgebiet. - Erwerbstätige: Inländer. 

Quellen: EU, OECD, nationale Veröffentlichungen 
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Tabelle 2• 

Beschlftlgte Arbeitnehmer und Arbeitslose In amgewllhlten Industrieländern 
Thusend 

DeulB<h· Niederw Osw-Jahr1) Belgien Frankreich Italien Spanien 
lond~ londe reich 

Beschäftigte Arbeitnehmer 

1960 20257 2545 12886 11694 3296 2287 
1965 21757 2814 1H70 12145 3676 2367 
1966 21765 2837 14 719 11997 3722 2377 
1967 21 054 2821 14 892 12244 3718 2353 
19118 21183 2822 15005 12378 3775 2331 
19119 21752 2895 15496 12568 3907 2346 
1970 22246 2868 15941 12811 3972 2373 
1911 22605 2913 16201 12959 4006 2436 
1972 22841 2922 16478 12955 3 974 2494 
1973 23222 2 967 16879 13191 3991 2580 
1974 23036 3 036 17166 13555 4 010 2640 
1975 22467 2 993 17060 13 735 3 994 2630 
1976 22512 2 982 17 274 13888 4008 2652 
1977 22686 2972 17497 14125 4040 2706 
1978 22961 2 974 17610 14107 4082 2729 
1979 23472 3004 17 686 14 338 4146 2753 
1980 23897 3003 17752 14499 4182 2793 
1981 23 907 2929 17 663 14495 4 117 H91 
1982 23639 2878 17752 14472 4008 2751 
1983 23293 2633 17 737 a360 3925 2727 
1984 23 351 2822 17605 14 255 3 922 2738 
1985 23559 2837 17585 14418 3 991 2755 
1986 23 910 2854 17849 14460 4080 2773 
1987 24141 2862 17740 14457 4143 2777 
1988 2'365 2906 17924 14692 4207 2791 
1989 24750 2956 18 252 14765 4287 2840 
1990 25460 2997 18539 15182 4387 2906 
1991 :!3rn 2988 18687 15297 4440 2966 
1992 32375 2975 18710 15201 4458 2982 
1993 31688 2936 18600 14528 4476 2961 
1994 31385 2 924 18690 14246 4503 2976 
1995 31205 2 935 18892 14175 4612 2965 
1996 30757 2 937 18860 14 251 4700 2947 

Arbeitslose~) 

1960 271 114 276 1215 30 
1965 147 55 316 1110 27 
1966 161 62 326 1193 37 
1967 459 85 436 1105 78 
1968 323 103 554 1172 72 
1969 179 85 484 1160 53 
1970 149 80 530 1111 46 
1971 185 80 585 1110 62 
1972 2'6 102 611 1296 108 
1973 273 108 593 1303 110 
197' 582 120 632 1111 135 
1975 1074 201 901 1226 260 
1976 1060 257 997 1420 278 
1977 1030 297 1134 1538 271 
1978 993 322 1201 1560 273 
1979 876 341 1361 1686 280 
1980 889 369 1467 1684 326 
1981 1272 454 1750 1796 480 
1982 1833 535 1923 1923 655 
1983 2258 589 1974 2140 801 
1984 2266 595 2323 2304 822 
1985 2304 557 2475 2382 761 
1986 2228 517 2524 2610 711 
1987 2229 501 2584 2832 685 
1988 2242 :m 2452 2868 483 
1989 2038 291 2316 286? 451 
1990 i~ 261 2203 2751 413 
1991 263 2361 2653 395 
1992 2979 295 2600 ~~~~ 394 
1993 3419 366 2946 467 
1994 3698 416 3098 2678 516 
1995 3612 416 2930 2790 505 
1996 3965 410 3174 2813 467 

1) Ab 1995 vodluftge Ergebnisse. 
1) Bis 1990 früheres Bundesgebiet. - Beschiftigte Arbeitnehmer:: IDilnder. 
') Beachlfligte Arbeitnehmer. Ohne den Sektor Landwirtschaft. 
") GeDlll nationaler Abgrem:ungen. 

79 
62 
56 
58 
61 
55 
45 
37 
33 
31 
36 
55 
55 
51 
59 
57 
53 
69 

105 
127 
130 
139 
152 
164 
159 
149 
166 
185 
193 
222 
215 
216 
231 

6984 
7 190 
7 316 
7398 
7491 
7636 
7795 
7 917 
8135 
8417 
8608 
8712 
8665 
8629 
8479 
8309 
8029 
7766 
7682 
7539 
7331 
7330 
7675 
7996 
8357 
8879 
9273 
9373 
9076 
8686 
8626 
8 925 
9092 

. 299 
341 
299 
348 
390 
354 
341 
414 uo 
366 
399 
541 
611 
684 
926 

1151 
1527 
1912 
2 218 
2486 
2767 
2969 
2959 
2955 
2852 
2561 
2441 
2464 
2789 
3481 
3738 
3602 
3567 

Vereinigtes Schweiz Japan König<oich 

21894 2 190 23700 
23080 2439 28760 
23253 2430 29940 
22806 2443 30710 
22650 2381 31480 
22624 2 499 31990 
22479 2 533 33060 
22139 2 568 34120 
22137 2 586 34650 
22679 2 596 36150 
22804 2 583 36370 
22723 2447 36460 
22 557 2 370 37 120 
22 631 2 375 37690 
22789 2 387 37990 
23173 2405 38760 
22 991 2 451 39710 
21891 2 514 40370 
21414 2 536 40980 
21067 2 557 42080 
21238 2591 42650 
21423 2650 43130 
21387 2689 43790 
21584 2705 44280 
22258 2736 45 380 
22661 2776 46790 
22918 2821 48 350 
22270 2815 50020 
21981 2 751 51190 
21884 2678 52 020 
22067 2672 52360 
22418 2 679 52 628 
22636 2 673 53223 

326 1,2 723 
299 0,3 582 
281 0,3 639 
503 0,3 628 
542 0,3 593 
518 0,2 576 
555 0,1 593 
696 0,1 639 
778 0,1 733 
557 0,1 671 
528 0,2 736 
838 10 998 

1266 21 1078 
1359 12 1 099 
1343 10 1 238 
1234 10 1170 
1513 6 1140 
2395 6 1260 
2770 13 1359 
2 984 28 1561 
3030 35 1608 
3179 30 1563 
3229 26 1668 
2905 25 1 732 
2341 22 1553 
1 743 18 1418 
1556 18 1343 
22'1 39 1366 
2921 92 1421 
2942 163 1656 
2665 171 1920 
2460 153 2 098 
2292 169 2250 

Ver· 
einigte 

Staaten3 ) 

54189 
60765 
63 901 
65803 
67 897 
70 384 
70880 
71214 
73675 
76790 
78265 
76945 
79382 
82471 
86697 
89823 
90406 
91156 
89 566 
90 200 
94 496 
97 519 
99525 

101 958 
105 210 
107 895 
109 419 
108 256 
108 604 
110 730 
114 172 
117 203 
119 554 

3852 
3366 
2875 
2975 
2817 
2832 
4093 
5016 
4882 
4365 
5156 
7929 
7406 
6991 
6202 
6137 
7 637 
8 273 

10 678 
10717 
8539 
8 312 
8237 
7425 
6 701 
6528 
7047 
8628 
9613 
8940 
7 996 
7404 
7236 

Quellen:. OECD und nationale Veröffentlichungen 
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Deutsch-
Jahr2) land3) 

DM 

1960 302,71 
1965 459,17 
1966 488,23 
1967 494,35 
1968 533,28 
1969 596,95 
1970 675,30 
1971 749,75 
1972 823,12 
1973 917,25 
1974 983,93 
1975 1026,63 
1976 1120,50 
1977 1195,29 
1978 1 283,55 
1979 1388,44 
1980 1472,04 
1981 1534,97 
1982 1 588,09 
1983 1668,54 
1984 1 750,89 
1985 1823,18 
1986 1925,29 
1987 1990,48 
1988 2095,98 
1989 2224,44 
1990 24~6.00 
1991 . 
1992 3078,60 
1993 3163,70 
1994 3 328,20 
1995 3459,60 
1996 3 541,50 

1960 1000,00 
1965 1265,20 
1966 1300,50 
1967 1296,50 
1968 1367,20 
1969 1469,20 
1970 1543,20 
1971 1590,40 
1972 1658,00 
1973 1 737,00 
1974 1 740,40 
1975 1 718,60 
1976 1810,10 
1977 1861,60 
1978 1917,40 
1979 1998,40 
1980 2018,00 
1981 2020,00 
1982 2 001,00 
1983 2036,20 
1984 2093,50 
1985 2136,00 
1986 2186,10 
1987 2218,40 
1988 2 301,00 
1989 2 384,40 
1990 2~g.40 
1991 . 
1992 2 916,40 
1993 2 881,90 
1994 2960,20 
1995 3 013,80 
1996 3 054,50 

Bruttoinlandsprodukt In ausgewählten Industrieländern 
Mrd Landeswährung 1) 

Nieder- Öster- Vereinigtes Belgien Frankreich Italien Spanien lande reich Königreich 

bfIS FF Llt hl1 s Ptas E 

In jeweiligen Preisen 
558,41 300,66 24,73 45,06 162,89 685 2S,89 
831,26 490,26 41,69 73,02 246,49 1402 36,04 
893,47 530,75 45,17 79,51 268,53 1627 38,37 
957,21 573,29 49,76 87,23 285,59 1842 40,40 

1 024,14 623,12 53,93 96,72 306,83 2080 43,81 
1135,95 710,51 59,54 109,54 335,00 2381 47,15 
1263,90 793,52 67,01 122,92 375,89 2630 51,77 
1385,36 884,19 73,00 138,49 419,62 2968 57,75 
1549,50 987,95 79,75 156,47 479,54 3483 64,66 
1 759,91 1129,83 96,60 178,56 543,46 4199 74,26 
2063,33 1 302,98 121,99 202,64 618,56 5 143 83,86 
2 281,13 1 467,88 138,59 223,11 656,12 6038 105,85 
2 591,11 1 700,55 174,58 255,54 724,75 7266 125,25 
2 799,44 1 917,80 212,71 278,87 796,19 9220 145,98 
3004,68 2182,59 251,00 300,58 842,33 11285 168,53 
3 208,68 2481,10 307,82 319,94 918,54 13201 198,22 
3477,26 2 808,30 385,33 341,68 994,70 15168 231,77 
3610,00 3184,80 461,05 358,20 1055,97 17045 254,93 
3923,27 3 626,02 542,13 373,06 1133,54 19722 279,04 
4160,91 4 006,50 631,61 387,35 1201,22 22532 304,46 
4473,39 4 361,91 722,81 404,81 1 276,74 25519 326,23 
4 783,67 4 700,14 810,08 424,33 1348,35 28196 356,99 
5 035,15 5 069,30 898,29 437,79 1422,45 32317 384,84 
5 255,93 5 336,64 982,76 440,40 1481,40 36140 423,38 
5 612,20 5 735,08 1090,02 "'57,67 1 566,26 40151 471,43 
6 071,06 6159,68 1191,96 485,03 1672,85 45036 515,96 
6474,58 6509,49 1310,66 516,52 1801,22 50 139 551.12 
6779,88 6776;23 1427,57 542,55 1926,36 54922 575,67 
7 142,79 6999,55 1502,49 565,99 2047,27 59108 598,92 
7316,58 7077,09 1550,30 580,87 2123,92 60933 630,88 
7677,87 1389,65 1638,50 612,96 2262,92 64694 667,69 
7935,96 7 662,39 1 770,95 635,18 2352,36 69775 700,12 
8 186,30 7 865,54 1 863,46 661,77 2420,18 73666 737,24 

In Preisen von 1991 

2489,93 223M9 457,57 195,64 683,76 13 760 281,n 
3 177,14 2 962,13 589,53 247,57 838,27 20848 329,12 
3 277,40 3 116,62 624,81 254,35 881,34 22358 335,35 
3 404,18 3262,80 669,66 267,78 906,33 23329 343,04 
3 546,95 3 401,75 713,49 284,97 943,60 24868 357,01 
3 782,11 3639,47 7är,OO 303,29 995,16 27083 364,37 
4 022,37 3 848,09 7'Jl,20 320,56 1 059,17 28233 372,69 
4171,93 4 032,16 810,29 334,09 1113,31 29545 380,09 
4387,84 4 210,81 834,00 345,15 1182,44 31953 393,40 
4653,40 4439,88 888,56 361,33 1240,23 34442 422,35 
4 845,64 4 577,94 930,23 375,66 1 289,14 36377 415,18 
4 776,54 4 565,20 910,26 375,32 . 1284,46 36574 412,19 
5 043,66 4 758,93 969,41 394,53 1343,25 37 782 423,64 
5 069,63 4 912,05 997,43 403,68 1404,24 38855 433,64 
5 210,18 5 076,61 1034,61 413,20 1405,07 39423 448,63 
5 323,53 5241,17 1093,31 422,40 1471,68 39440 461,18 
5 555,11 5 326,30 1131,91 427,49 1514,62 39953 451,21 
5429,68 5388,96 1137,27 425,33 1510,25 39883 445,39 
5 510,97 5 526,15 1142,48 420,38 1526,40 40506 453,09 
5522,85 5 564,54 1156,40 427,56 1 556,81 41406 469,75 
5650,99 5637,67 1186,11 441,62 1578,00 42013 481,22 
5 701,74 5743,72 1219,43 455,22 1616,85 43111 498,22 
5812,88 5 888,35 1254,06 467,76 1635,98 44490 520,07 
5931,30 6020,88 1292,89 474,38 1663,10 47000 545,10 
6223,39 6 291,72 1342,91 486,78 1730,56 49426 572,38 
6437,91 6559,26 1381,61 509,56 1 796,85 51768 584,87 
6 674,94 6723,75 1411,50 530,50 1873,19 53704 587,19 
6779,88 6776,23 1427,57 542,55 1926,36 54 922 575,67 
6894,42 6 855,06 1 435,64 553,54 1965,68 55 300 572,63 
6 801,22 6 763,86 1419,05 557,75 1972,85 54 637 584,49 
6 960,43 6954,98 1449,85 576,67 2032,96 55796 606,92 
7 094,88 7099,89 1492,45 589,02 2070,08 57346 622,03 
7196,97 7 203,47 1502,77 605,17 2092,10 58598 635,32 

Tabelle 3' 

Ve.r-
Schweiz Japan einigte 

Staaten 

slr V US-$ 
„ 

... 16,01 526,6 ... 32,87 719,l ... 38,17 787,8 ... 44,73 833,6 

... 52,98 910,6 ... 62,23 982,2 

... 73,35 1035,6 ... 80,70 1125,4 ... 92,39 1237,3 ... 112,50 1382,7 ... 134,24 1496,9 ... 148,33 1630,6 ... 166,57 1819,0 

... 185,62 2026,9 

... 204,40 2 291,4 ... 221,55 2557,5 
180,10 240,18 2784,2 
193,49 257,96 3115,9 
203,63 270,60 3 242,1 
210,11 281,77 3 514,5 
224,06 300,54 3 902,4 
237,21 320,42 4 180,7 
248,49 33.5,46 4 422,2 
251,18 349,76 4 692,3 
272,73 373,97 5049,6 
293,32 400,00 5 438,7 
317,30 430,04 5743,8 
333,66 458,30 5 916,7 
342,36 471,06 6244,5 
349,80 475,38 6558,1 
357,22 479,26 6947,0 
364,56 482,93 7265,4 
363,82 500,35 7636,0 

... 73,61 2 202,3 ... 114,28 2 804,0 

... 125,99 2 981,1 ... 139,96 3 063,0 ... 156,63 3 205,7 ... 175,35 3302,8 ... 193,38 3306,7 ... 201,87 3 416,1 ... 218,85 3603,2 ... 236,43 3 811,6 ... 233,53 3 787,1 ... 240,75 3 770,2 ... 250,32 3 973,6 ... 261,31 4159,2 

... 275,09 4 382,5 

... 290,18 4 506,7 
274,55 298,35 4491,5 
278,89 307,81 4 594,4 
274,88 317,22 4 496,6 
Z16,Z1 324,59 4 675,1 
284,63 337,30 5002,5 
294,36 352,16 5181,1 
299,15 362,36 5 340,8 
301,35 377,42 5498,3 
310,73 400,81 5708,2 
324,22 420,17 5 899,8 
336,35 441,53 5972,1 
333,66 458,30 5 916,7 
333,24 463,03 6077,3 
331,63 464,43 6 218,6 
333,17 467,42 6433,8 
335,76 473,85 6 561,7 
335,05 490,70 6743,0 
,.~ -,-,-, 

·~·~' 
.„ • 

1) Für Italien 1 000 Mrd Llra. Pfir Japan 1 000 Mrd Yen. - Zur Umrechnung der Landeswihrung in Europlische Wlhnmgseinheiten (ECU) 
siehe Tabelle 12' auf Seite 304. 

2) Ab 1995 vorIAufige Ergebnisse. 
3 ) Bis 1990 früheres Btmdesgebiet. 

Quellen: OECD und nationale Veröffentlichungen 
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Tabelle 4" 

Volkseinkommen und Einkommen aus unselbstllndiger Arbeit In ausgewllhlten Indnslrieländem 
Mrd Landeswährung') 

Deuts-eh- Nieder- Oster- Vereinigtes Ver-
Belgien Frankreich Italien Sponlen Schweiz Japan einigte 

Ja:hr2) land~ lande reich Königteich Staaten 

DM bin FF !Jt bft s Pt4• E sfr V US-$ 

Volkseinkommen 
1960 239,82 447,30 231,16 19,88 36,87 123,12 561 20,87 31,05 12,92 423,0 
1965 359,42 667,22 377,40 33,54 59,44 182,89 1152 28,65 50,49 26,16 582,4 
1966 380,61 710,61 408,29 36,56 64,16 198,39 1340 30,20 54,11 30,49 639,2 
1967 381,39 756,19 «3,35 40,07 70,36 210,95 1529 31,60 58,34 36,11 675,2 
1968 417,67 812,94 489,71 43,17 77,72 224,92 1 727 33,93 62,20 42,63 736,2 
1969 462,09 904,11 556,24 48,54 89,40 246,86 1969 36,36 67,06 50,10 794,8 
1970 530,00 1 006,93 618,13 54,30 99,47 276,87 2165 39,95 74,28 59,31 830,2 
1971 595,59 1107,29 687,63 59,35 111,11 307,66 2460 44,30 84,74 64,75 896,3 
1972 641,99 1 254,60 764,42 65,11 125,45 348,75 2 902 50,23 95,61 74,59 990,5 
1913 718,95 1441,60 876,09 79,15 144,57 393,06 3494 56,31 107,27 91,80 1112,6 
1974 169,91 1682,13 1 004,88 99,10 165,00 -4:53,08 4 314 65,34 117,48 109,31 1191,0 
1975 799,50 1870,75 1126,66 114,07 180,45 486,15 5064 82,97 117,48 121,18 1 282,2 
1976 874,94 2129,95 1295,14 142,80 2rn,26 543,49 6113 96,83 119,44 137,28 1430,3 
1977 933,39 2289,44 1471,33 172,63 224,63 593,02 7766 112,45 121,78 151,49 1595,6 
1978 1 001,30 2453,88 1665,92 205,13 242,24 631,96 9627 128,59 126,66 167,50 1817,1 
1979 1078,64 2623,64 1976,99 255,13 257,14 690,00 11159 .149,04 132,96 180,43 2 020,4 
1980 1134,22 2 849,49 2103,25 318,25 274,54 745,83 12816 172,29 140,82 195,13 2 180,8 
1981 1175,18 2960,96 2 376,01 378,94 286,62 795,15 14201 186,37 152,12 207,73 2 435,5 
1982 1211,97 3186,93 2706,94 «4,24 297,74 842.07 16473 204,07 161,97 217,73 2 538,1 
1983 1270,94 3 343,16 2988,28 514,34 309,65 890,29 18652 225,18 168,80 226,53 2 729,4 
198-1 1334,72 3 625,07 3248,90 589,82 32',06 938,43 21041 240,72 176,75 240,42 3101,6 
1985 1395,45 3 894,70 3 501,51 660,06 340,63 994,17 22886 266,02 188,73 255,32 3 331,I 
1986 1486,74 4 121,93 3802,20 733,55 348,69 1058,31 25 889 283,19 201,19 267,43 3 503,6 
1987 1537,48 4 270,54 3 991,13 796,75 350,33 1 099,75 29130 312,20 210,00 276,95 3 769,2 
1988 1623,52 4 523,84 4 258,47 877,29 362,39 1168,21 32644 348,75 220,29 295,33 4 095,6 
1989 1 713,44 "915, 12 4 586,90 955,95 384,39 1246,96 36746 384,98 237,74 313,82 4 347,9 
1990 186~.60 5 209,05 4 815,64 1 042,86 408,82 1349,13 41237 418,03 258,39 336,44 4 590,8 
1991 21 ,94 5493,87 5 041,22 1129,57 430,07 1453,04 45 507 432,64 273,68 359,14 4 704,0 
1992 2 354,76 5753,27 5228,56 1183,30 446,20 15'0,84 48863 455,36 280,82 364,65 4 939,7 
1993 2 395,43 5 888,13 5 284,41 1204,00 455,29 1591,03 51037 482,32 283,91 367,11 5 184,7 
1994 2 518,02 6 134,38 5502,83 1 275,02 <479,08 1673,78 53593 510,52 292,92 370,05 5 505,4 
1995 2 631,60 6368,04 5 719,68 1371,67 <491,17 1 7<47,13 57499 533,66 298,17 372,14 5 907,0 

Einkommen aus unselbständiger Arbeit 
1960 143,16 256,69 133,77 9,89 20,98 73,49 278 15,21 19,35 6,45 296,6 
1965 232,96 406,58 231,94. 18,47 38,18 116,46 599 21,36 33,13 14,50 399,8 
1966 250,83 445,61 250,13 19,77 42,78 128,35 716 22,90 35,30 16,78 442,9 
1967 250,35 476,89 269,91 21,80 46,69 138,95 830 23,95 38,34 19,29 475,5 
1968 268,84 506,84 301,80 23,70 51,49 147,31 917 25,52 40,93 22,48 524,7 
1969 302,62 562,04 345,18 26,13 59,89 160,6' 1049 27,30 44,09 26,45 578,3 
1910 359,29 630,65 391,44 30,54 68,43 115,82 1186 30,63 49,61 31,90 618,1 
1971 406,82 718,91 441,49 35,01 78,52 203,19 137-4 33,57 57,68 37,82 660,0 
1972 .(50,56 823,49 493,52 39,06 87,90 230,88 ·1 ee9 37,95 65,56 44,03 726,8 
1973 512,63 948,73 566,40 47,05 101,82 270,38 2035 43,97 74,74 55,18 813,I 
1974 566,60 1144,35 618,95 58,69 118,38 315,03 2525 52,50 83,09 70,01 892,4 
1975 591,24 1313,75 801,76 70,86 133,63 353,60 3 rrr1 68,63 85,15 81,58 951,3 
1976 637,94 1515,95 932,94 86,92 148,62 389,47 3795 78,20 85,68 92,02 1 061,5 
1911 685,41 1646,92 1 061,18 106,32 162,53 431,45 4805 86,78 87,69 102,80 1182,9 
1978 731,74 1 767,15 1203,11 123,17 175,91 472,42 5892 99,05 92,19 111,08 1 338,4 
1979 791,66 1888,89 1363,25 149,61 189,15 504,52 6870 116,07 97,10 120,06 1503,3 
1980 860,88 2071,03 1573,88 184,06 201,07 545,63 7842 137,78 102,76 130,37 1653,9 
1981 902,55 2167,34 1 791,19 224,03 205,08 589,01 8832 149,74 111,54 141,40 1827,8 
1982 929,75 2217,11 2052,96 260,86 211,19 616,95 10031 158,84 119,81 149,51 1927,6 
1983 949,03 2353,54 2255,62 300,16 213,38 642,44 11395 169,85 125,31 157,30 2 04412 
10114 993,69 2515,23 2410,31 331.,QQ 214,30 676,3.'l 12200 18UO 130,49 166,03 2 257,0 
1985 1 021,42 2659,39 2573,09 374,03 221,70 71?,09 13158 196,86 138,34 173,82 2 425,7 
1986 1 074,44 2161,10 2700,55 404,07 231,56 761,25 14 830 212,38 146,75 181,33 2 572,5 
1987 1119,35 2 854,52 2 816,60 438,82 239,36 792,73 16601 230,16 153,90 187,81 2 757,7 
1988 1163,78 2 945,66 2972,38 482,55 245,74 827,63 18 567 256,50 163,03 198,36 2 973,9 
1989 1216,25 3135,70 3161,71 528,27 252,82 880,47 20938 284,35 174,30 212,53 3 151,7 
1990 131~·H 3 373,30 3353,95 592,39 267,72 946,39 24008 313,76 189,76 230,45 3 352,8 
1991 . 3 639,52 3528,00 647,78 283,86 1027,38 26828 330,79 203,68 248,39 3 457,9 
1992 1 739,28 3 830,77 3664,99 681,62 300,24 1095,60 28985 342,03 210,60 257,14 3 645,0 
1993 1 776,88 3925,04 3737,40 688,27 308,77 1141,25 30 066 351,81 212,81 263,10 3 809,5 
1994 1 822,48 4044,20 3 827,56 698,01 315,37 1182,15 30563 364,93 215,16 269,65 4 009,8 
1995 1883,94 4157,57 398-1,46 728,44 328,35 11Z1,03 32053 380,25 220,29 275,33 4 215,4 

1} Pür Italien 1 000 Mrd Ura. PUr Japan 1 000 Mrd Yen. - Zur Umred:mung der Landeswlhrung in Europiische Wahrungseinheiten (ECU) 
stehe Tabelle 12 • au1 Seite 3CM. 

l] 1995 vortlu1iges Ergebnis. 
1) Inlaodakom:ept; bis 1990 früheres Bundesgebiet. 

Quellen: OECD und nationale Veröffentlichungen 
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Deutscher Bundestag-13. Wahlperiode Drucksache 13/9090 

Tabelle 5' 

Bruttoinlandsprodukt Je ErwerbslAtlgen und Einkommen aus unselbstAndtger Arbeit 
Je beschättlgten Arbeitnehmer tn ausgewihlten Industrtelindern 

1991=100 

Deutsch· Nieder- Oster- Vereinigte. ·Ver-
!lind~ 

Belgien Frankreich Italien !linde reich Spanien KöDlgreich Schweiz Japan einigte 
Sta.e.ten 

Bruttoinlandsprodukt in Preisen von 1991 je Erwerbstätigen (Produktlvlt61) 
42,3 40,5 38,0 33,9 46,5 37,6 27,4 53,9 „. 23,0 66,6 
52,l 49,3 49,3 45,5 54,6 46,5 40,3 60,1 „. 33,6 78,5 
53,8 50,7 51,4 49,1 55,7 49,3 42,9 60,9 „. 36,3 81,5 
55,4 52,8 53,8 52,0 58,8 51,6 44,4 63,2 „. 39,5 81,9 
58,4 55,l 55,9 55,5 62,0 54,4 47,0 66,1 ... 43,5 84,0 
61,8 57,8 59,0 59,4 65,0 57,4 50,7 67,4 „. 48,3 84,4 
64,l 61,.( 61,6 62,2 67,9 60,9 52,4 69,2 „. 52,7 83,6 
65,7 63,3 64,2 63,4 70,4 63,3 54,4 71,2 ... 54,B 85,6 
68,3 66,1 66,5 66,4 73,4 66,1 58,6 73,7 „. 59,3 87,3 
70,8 70,2 69,2 70,l 76,8 68,8 62,2 77,3 „. 62,5 89,2 
71,8 71,9 71,1 71,9 '19,7 70,9 64,9 75,7 ... 62,0 86,8 
72,8 71,9 71,1 70,0 80,2 70,9 65,9 75,4 ... 64,1 87,4 
77,1 76,3 73,6 74,l 84,3 73,8 68,4 78,2 „. 66,0 89,1 
79,2 16,9 75,2 75,6 86,l 76,4 '10,8 80,0 ... 68,0 89,9 
80,9 78,9 77,4 78,1 87,3 76,3 73,1 82,2 ... 70,1 90,8 
82,9 79,9 79,7 81,8 88,0 79,7 74,4 83,2 ... 73,6 90,7 
82,5 83,4 80,9 83,6 81,9 81,9 77,8 81,6 100,5 74,9 90,0 
82,6 83,1 82,2 83,8 88,5 81,5 80,0 83,9 99,7 76,6 91,0 
82,8 85,5 84,0 84,4 89,3 83,4 82,3 86,9 97,8 78,2 89,9 
85,5 86,6 84,8 85,2 92,0 86,l 85,1 91,2 98,3 78,7 92,3 
87,8 88,7 86,7 87,1 94,6 87,4 88,0 91,l 100,3 81,3 94,8 
88,9 89,0 88,4. 89,2 96,2 89,3 91,l . 93,1 101,7 84,3 96,2 
89,7 90,2 90,2 91,2 96,5 90,0 91,9 97,0 101,0 86,0 96,9 
90,4 91,6 91,9 94,2 98,3 91,5 94,2 99,6 99,3 88,7 97,3 
93,1 94,7 95,0 98,7 96,6 94,7 98,3 100,3 99,8 92,7 98,8 
95,0 98,4 97,6 99,5 99,3 96,8 97,0 99,4 101,4 95,3 100,0 

.J!Z& 98,6 99,2 99,8 100,3 99,l 98,0 98,8 102.0 98,2 100,0 
100 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100 
104,1 102,1 101,8 101,2 100,4 100,6 102,7 101,3 101,5 99,9 102,0 
104,7 101,8 101,7 104,8 100,5 101,3 106,0 103,8 101,6 100,1 102,9 
108,3 105,2 104,5 108,7 10-4,0 104,2 109,2 106,7 102,2 100,7 104,0 
110,6 ·'106,9 105,7 112,3 103,7 106,4 110,2 108,1 102,8 102,0 104,5 
113,4 108,4 107,5 112,5 104,5 108,2 111,0 109,1 102,4 105,1 105,9 

Einkommen aus unselbständiger Arbeit je beschl!ftlgten Arbeitnehmer 
13,0 8,3 5,5 2,0 10,0 9,3 1.4 4,7 12,2 5,5 17,1 
19,7 11,9 8,5 3,6 16,2 14,2 2,9 6,2 18,8 10,2 20,6 
21,2 12,9 9,0 3,9 18,0 15,6 3,4 6,6 20,1 11,3 21,7 
21,9 13,9 9,6 4,2 19,6 17,0 3,9 7,0 21,7 12,6 22,6 
23,3 14,7 10,7 4,5 21,3 .18,2 4,3 7,6 23,8 14,4 :U,2 
25,6 15,9 11,8 4,9 24,0 19,8 4,8 8,1 24,• 16,7 25,7 
29,7 18,l 13,0 5,6 26,9 21,4 5,3 9,2 27,1 19,4 27,3 
33,0 20,3 14,4 6,4 30,7 24,1 6,1 10,2 31,0 22,3 29,0 
36,2 23,1 15,9 7,1 34,6 26,7 7,2 11,5 35,0 25,6 30,9 
40,5 26,3 17,8 8,4 39,9 30,3 8,4 13,1 39,8 30,7 33,1 
45,l 30,9 20,9 10,2 46,2 34,5 10,2 15,5 44,4 38,8 35,7 
48,3 36,0 24,9 12,2 52,3 38,8 12,3 20,3 48,1 45,1 38,7 
52,0 41,7 28,6 14,8 58,0 42,4 15,3 23,3 50,0 49,9 .f.1,9 
55,4 45,5 32,l 17,8 62,9 46,0 19,5 25,8 51,0 54,9 44,9 
58,5 48,8 36,2 20,6 67,4 50,0 24,3 29,3 53,4 58,9 48,3 
61,9 51,6 40,8 24,6 71,.f. 52,9 28,9 33,7 55,8 62,4 52,4 
66,1 56,6 47,0 30,0 75,2 56,.4, 34,1 40,3 57,9 66,1 57,3 
69,2 60,7 53,7 36,5 77,9 60,9 39,7 46,1 61,3 70,5 62,8 
72,2 65,0 61,3 42,6 82,4 64,7 45,6 49,9 65~3 73,5 67,4 
74,8 68,2 67,4 49,4 85,0 68,0 52,8 54,3 67,7 75,3 71,0 
77,3 73,2 72,8 55,5 85,5 71,3 58,1 57,5 69,6 78,4 74,8 
79,6 77,0 77,5 61,3 86,9 75,1 62,7 61,9 72,1 81,2 77,9 
82,5 79,6 81,0 86,0 88,8 79,3 67,5 66,9 75,4 83,4 80,9 
85,1 81,9 84,1 71,7 90,4 82,4 72,5 71,8 78,6 85,4 84,7 
87,7 83,2 87,8 77,6 91,4 85,6 77,6 ·11,6 82,3 88,0 88,5 
90,2 87,1 91,8 84,5 92,2 89,5 82,4 84,5 86,8 91,5 91,4 
~ 92,4 95,8 92,1 95,5 94,0 90,4 92,2 93,0 98,0 95,9 
100 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100 
110,6 105,7 103,8 105,9 105,3 106,1 111,6 104,8 105,8 101,2 105,1 
115,4 109,8 106,4 111,9 107,9 111,3 120,9 108,2 109,8 101,8 107,7 
119,4 113,6 108,5 115,7 109,5 114,7 123,8 111,3 111,3 103,7 110,0 
124,l 116,3 111,7 121,4 111.4 119,5 125,S 114,2 113,6 105,4 112,6 

1) Ab 1995 vorllufige Ergebnisse. 
2) 1nlandskonzept; bis 1990 früheres Bundesgebiet. 

Quellen tiir Gnmdzahlen: OECD und ne:tlonale Verötfentlichungen 
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Drucksache 13/9090 

Tabelle 6" 

Deutsch- Belgien 
Jahr~ 

land~ 

DM b!Is 

1960 171,84 383,53 
1965 257,62 531,19 
1966 275,06 569,30 
1967 282,63 600,52 
1968 300,74 650,84 
1969 330,90 705,56 
1970 388,85 755,20 
1971 408,98 833,08 
1972 451,96 930,16 
1973 495,59 1063,35 
1974 533,64 1 230,32 
1975 583,4.S 1390,43 
1976 631,87 1571,63 
1917 682,13 1 72.f,51 
1978 725,94 1838,93 
1979 781,31 2002,39 
1980 837,02 2171,91 
1981 883,52 2333,77 
1982 916,10 2549,28 
1983 959,28 2 687,51 
1Qß.I 1001.20 2875,38 
1985 1 036,53 3 105,12 
1986 1 066,-'3 3241,09 
1987 1108,02 3402,78 
1988 1153,69 3553,82 
1989 1220,95 3 831,85 
1990 ~ 4065,24 
1991 4 312,98 
1992 1 755,51 4 507,86 
1993 1829,26 4 602,10 
1994 1906,02 4 809,71 
1995 1 979,19 4 946,76 
1996 2 045,40 5 121,38 

1960 487,93 1 705,38 
1965 633,03 2 012,02 
1966 652,78 2065,22 
1967 660,26 2 123,73 
1968 691,28 2236,66 
1969 746,40 2356,10 
1970 803,80 2458,74 
1971 84.7,97 25Tl,Cß 
1972 881,46 2726,05 
1973 913,63 2 943,43 
1974 918,13 3 022,36 
1975 947,05 3044,05 
1976 984,26 3192,13 
1977 1 028,94 3270,02 
1978 1 066,88 3 347,12 
1979 1102,20 3 510,00 
1980 1115,90 3 582,3" 
1981 1109,18 3 512,46 
1982 1 094,49 3565,86 
1983 1110,59 3 517,40 
1984 1130,55 3560,85 
1985 1150,05 3636,60 
1986 1 189,95 3760,08 
1987 1230,61 3 818,81 
1988 1264,34 3927,88 
1989 1300,15 4 081,17 
1990 f 378·01 4 190,96 
1991 63 ,3 4 312,98 
1992 1676,38 H13,32 
1993 1678,70 4 375,95 
1994 1698,96 4433,65 
1995 1 731,14 4487,05 
1996 1 753,54 4 .549,87 

Deutscher Bundestag-13. Wahlperiode 

Privater Verbrauch In a1QgeWihllen lndustrl.elllndem 
Mrd Landeiwlihrung 1) 

Nieder- Oster- Vereinigtes Franlcrelch Italien Spanien lande reich Könlgreich 

FF Lit b1l s Ptu [ 

-
In jeweiligen Preisen 

174,09 1U1 26,42 97,12 477 17,11 
280,33 24,19 43,50 1.ß,84 967 23,04 
303,18 26,69 4.1,32 155,66 1110 24,37 
328,25 29,57 51,38 167,36 1244 25,62 
358,15 31,55 56,16 178,37 1386 21,59 
"06,55 34,61 64,27 189,70 1532 29,29 
457,20 39,62 72,04 205,29 1701 31,91 
508,« 43,30 80,30 230,00 1926 35,16 
567,29 .7,60 89,97 259,81 2245 40,44 
641,56 58,04 101,55 291,78 2694 46,21 
145,65 72,99 115,3' 330,61 3333 53,26 
857,79 85,.(1 131,17 388,26 3920 65,59 
988,45 105,55 150,54 410,18 4 817 76,23 

1111,36 127,19 167,14 456,87 6050 81,17 
1257,57 147,67 182,14 468,85 7272 100,52 
1434,81 182,33 195,41 511,72 8581 119,21 
16'5,07 233.47 207,90 552,53 9992 138,56 
1891,91 279,62 214,57 596,50 11301 154,27 
2190,3" 330,99 224,36 640,19 12939 169,37 
2424,14 382,06 232,99 694,84 14 604 185,61 
2639,17 438,50 '.U0,33 733,18 16305 198,82 
2858,39 494,20 252,91 775,53 18080 217,"9 
3049,52 546,77 260,23 8o.&,41 20438 24:1,55 
3235,58 601,05 267,94 837,78 22856 265,29 
3429,51 665,53 271,6' 882,70 25180 299,45 
3655,79 735,32 284,"9 935,42 28367 327,36 
3861,32 j!00,41 303,10 998,25. 31303 3"7,53 
4037,52 878,« 322,46 1 062,10 34269 365,47 
'189,5" 940,37 340,92 1133,66 37277 383,49 
4290,74 957,65 351,72 1180,74 38475 406,40 
4'42,34 1011,59 368,33 1247,24 40675 427,28 
4 586,65 1083,29 380,SI 1299,67 43224 446,42 
4 767,12 1136,02 398,50 1343,29 45654 472,72 

In Preisen von 1991 
1295,83 233,80 105,42 377,08 8868 168,46 
1 727,58 314,88 143,41 467,82 13278 191,84. 
1812,50 337,89 147,97 487,83 14237 195,13 
1 903,07 361,59 156,02 504,52 15094 199,90 
1 972,05 379,69 166,30 524,40 15996 205,51 
2099,55 404,47 179"3 538,43 17141 206,75 
2 197,46 431,10 192,70 557,72 17940 212,67 
2305,73 446,93 199,06 595,20 18855 219,41 
2419,47 464,53 206,03 631.40 20420 232,96 
2548,38 494,91 214,27 665,30 22013 245,71 
2579,61 513,39 =.20 685,22 23136 242,17 
2653,44 517,62 229,53 707,47 23552 241,38 
2783,01 5«,22 241,70 739,61 24871 242,54 
2859,21 565,50 252,82 779,92 25244 241,71 
2 96.f,97 583,22 263,85 768,40 25471 254,63 
3 05",40 624,57 269,95 802,26 25802 265,70 
3 091,24 659,78 268,92 814,37 25957 265,67 
3154,88 661,87 260,96 816,97 25629 265,91 
3264,38 677,54 259,75 826,85 25 601 268,54 
3294,56 682,96 262,22 868,03 25674 280,74 
3 330,19 698,72 265,34 867,37 25 619 286,42 
3 410,-'2 719,99 272,82 888,04 26525 291,« 
3544,00 745,51 279,90 903,74 27405 317,73 
3 645,20 775,84 287,56 932,12 26993 33",51 
3763,90 808,.(7 289,99 968,26 30417 359,62 
3878,94 835,47 300,10 998,62 32136 371,24 
3983,63 _s:;5,51 312,77 1031,84 33306 373,52 
4037,52 8?8,.U 322,46 1062,10 34269 365,47 
4092,09 887,63 330,60 1091,,41 35027 365,06 
'099,21 865,99 333,92 1098,95 3" 247 374,04 
4 155,69 878,21 341,33 1126,84 34542 383,61 
"224,74 893,99 34.8,49 11"8,25 35070 391,02 
'314,27 900,70 358,58 1164,33 35749 402,84 

Ver-
Schweiz Japan einigte 

Staaten 

slr y US-$ 

... 9,22 332,1 

... 18,82 444,3 

... 21,68 481,9 ... 24,92 509,5 ... 28,45 559,8 ... 32,12 604,6 ... 37,80 648,1 

.„ - 42,69 702,5 

... 49,30 770,7 ... 59,65 851,5 

... 72,11 931,2 ... 83,92 1029,1 

... 94,85 1148,8 ... 105,87 1277,0 ... 116,64 1428,8 

... 128,56 1593,5 
111,20 139,51 1 760,4 
118,62 147,99 1941,3 
125,86 158,85 2076,8 
131,32 167,51 2283,4 
131,03 176,21 2492,3 
143,82 186,23 2 704,8 
149,09 194,05 2892,7 
154,58 203,3" 3094,5 
160,26 214,99 3 349,7 
168,76 229,83 3594,8 
179,59 246,15 3839,3 
193,43 258,33 3 975,1 
201,85 268,68 4 219,8 
206,78 274,70 4 454,I 
210,97 282,35 4 700,9 
216,95 286,53 4 924:,9 
220,78 295,33 5 151,,4 

... 46,76 1 387,0 ... 70,76 1 741,8 

... 77,86 1841,5 ... 85,95 1896,2 ... 93,29 2004,4 ... 102,93 2079,2 

... 110,54 2127,9 ... 116,61 2207,0 ... 127,08 2339,0 ... 138,27 2452,0 

... 138,15 2434,6 

... 14-t,24 2488,2 

... 148,43 2627,9 ... 154,42 2 739,7 ... 162,53 2 857,7 ... 173,07 2924.,0 
163,95 174,91 2 913,9 
165,65 177,48 2 949,4 
166,19 185,21 2983,4 
168,09 191,40 3137,4 
170,30 196,42 3299,2 
173,00 202,94 3 453,0 
176,97 210,04 3590,6 
180,79 218,89 3700,6 
183,87 230,47 3846,2 
188,10 241,43 3935,2 
190,31 251,99 4000,6 
193,43 258,33 3 975,1 
193,70 263,69 4085,5 
191,93 266,76 4 201,4 
193,63 271,88 4330,8 
195,.43 27'1,31 "4.32,2 
196,81 285,20 '541,4 

1) Pilr Italien 1 000 Mrd Lira. Für Japan 1 000 Mrd Yen. - Zur ~WlQ' der Landeswlhrung In Europiiscbe Wlhrungseinheiten (ECU) 
l1ehe Tabelle 12. auf Seite 304. 

1) Ab 1995 vorllufige Ergeboiue. 
~ Bis 1990 frl!heres Bundesgebiet. 
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Qnellen: OECD und nationale Veröffentlichungen 

' 



Deutsch-
Jand3} 

Belgien 
Jahr2) 

DM bfrs 

1960 40,45 69,31 
1965 69,65 106,23 
1966 75,45 117,10 
1967 80,05 128,77 
1968 82,73 139,01 
1969 93,12 154,50 
1910 106,47 169,41 
1911 126,76 194,66 
1972 141,04 224,28 
1973 163,09 255,26 
1914 190,11 302,34 
1975 210,08 373,59 
1976 221,86 423,39 
1917 235,13 467,28 
1978 253,09 520,14 
1979 273,54 561,06 
1980 298,02 613,89 
1981 318,39 666,14 
1982 326,44 703,49 
1983 336,44 725,51 
1984 350,44 760,21 
1985 365,72 815,16 
1986 382,55 846,69 
1987 391,28 851,78 
1988 412,38 852,95 
1989 418,82 878,76 
1990 ~4.07 912,89 
1991 6,72 982,06 
1992 616,35 1019,33 
1993 634,86 1081,11 
1994 658,58 1129,12 
1995 686,54 1172,83 
1996 702,66 1203,70 

1960 189,49 373,28 
1965 249,67 506,80 
1966 257,71 530,77 
1967 267,09 560,91 
1968 268,58 580,43 
1969 280,26 616,87 
1970 292,31 635,97 
1971 307,16 671,15 
1972 320,02 710,67 
1973 335,96 748,62 
1974 349,47 774,14 
1975 362,95 809,01 
1916 368,36 838,81 
1917 373,22 851,88 
1918 387,59 909,70 
1979 400,64 932,27 
1980 411,07 946,39 
1981 418,59 953,85 
1982 414,82 944,45 
1983 415,64 948,10 
1984 426,01 947,05 
1985 434,80 967,90 
1986 445,84 980,60 
1987 452,71 983,91 
1988 462,33 975,43 
1989 454,88 965,19 
1990 ~65,03 960,98 
1991 56,72 982,06 
1992 579,37 983,07 
1993 576,64 996,95 
1994 588,89 1011,13 
1995 601,88 1020,74 
1996 612,63 1036,05 

Deutscher Bundestag- 13. Wahlperiode 

Staatsverbrauch In ausgewählten lndostrleländem 
Mrd Landeswährung') 

Nieder- Öster- Vereinigtes Frankreich Italien lande reich Spanien Königreich 

FF Lit bß s Ptu • 
In jeweiligen Preisen 

42,77 3,07 5,50 21,12 58 4,24 
70,42 6,14 10,27 32,93 118 6,12 
75,42 6,54 11,46 36,68 142 6,67 
81,28 6,98 12,88 41,57 174 7,37 
92,15 7,60 13,95 45,25 189 7,84 

103,75 8,24 15,91 50,49 218 8,19 
116,64 8,99 18,30 55,22 249 9,25 
131,92 11,00 21,43 61,98 286 10,55 
146,80 12,53 23,96 70,10 331 12,06 
167,69 14,43 26,89 81,91 399 13,77 
200,23 17,34 31,83 97,44 509 17,15 
243,44 20,08 37,52 113,05 631 23,65 
287,76 23,99 42,63 127,79 820 21,70 
329,53 30,07 46,93 138,74 1 059 30,18 
383,68 36,51 51,61 154,14 1344 34,13 
436,65 45,53 56,31 165,96 1639 39,61 
509,28 57,71 59,39 178,70 2008 49,98 
595,03 75,09 61,88 195,25 2370 56,51 
701,30 88,50 64,64 214,30 2784 61,64 
782,13 104,87 66,27 226,89 3280 67,20 
854,30 119.47 65,87 237,76 3647 71,20 
910,32 134,92 67,07 255,00 4152 75,27 
959,51 147,64 67,94 270,66 4740 80,91 

1004,66 165,57 70,04 280,44 5452 87,05 
1058,40 186,03 70,47 288,36 5924 93,64 
1106,08 200,30 72,04 302,88 6831 101,80 
1170,44 230,16 75,08 319,89 7815 112,93 
1239,00 251,26 78,60 348,27 8882 124,11 
1320,45 265.42 83,01 375,16 10093 131,88 
1402,90 273.38 86,21 404,97 10701 137,81 
1438,63 281,80 87,49 425.70 10963 143,54 
1476,38 288,46 90,94 442,20 11591 148,98 
1524,51 307,87 91,83 452,30 11943 153,60 

In Preisen von 1991 
463,37 96,93 35,24 153,17 1922 67,54 
564,56 117,56 40,50 175,45 2490 77,85 
579,83 122.21 41,20 183,56 2540 80,09 
604,09 127,73 42,18 190,90 2601 84,59 
638,04 134,27 43,11 196,92 2649 85,02 
664,47 138,21 45,05 201,32 2766 83,55 
692,03 144,18 47,77 207,97 2925 85,03 
719,63 151,34 49,86 214,80 3 051 87,62 
745,14 158,66 50,25 223,62 3209 91,48 
770,49 162,96 50,65 230,30 3415 95,55 
779,48 167,31 51,TI 243,43 3732 97,28 
813,03 171,63 53,89 253,11 3927 102,58 
846,65 175,83 56,11 263,89 4197 103,91 
866,89 180,66 58,01 272,48 4361 102,16 
911,24 186,65 60,23 281,47 4597 104,39 
938,60 191,81 62,33 289,85 4790 106,36 
962,13 195,98 63,21 291,57 4 991 108,21 
991,92 200,16 64,96 304,19 5166 108,48 

1028,78 205,06 66,44 311,18 5439 109,43 
1049,98 211,44 67,95 318,07 5650 111,73 
1 062,00 216,03 67,95 318,75 5787 112,68 
1085,91 222,71 69,51 324,95 6105 112,59 
1104,56 228,19 72,06 330,35 6434 114,44 
1135,82 235,44 73,96 331,67 7004 "115,55 
1174.70 241,75 75,01 332,76 7286 116,36 
1180,28 244,02 76,17 335,38 7891 117,99 
1205,36 247,10 77,41 339,37 8412 120,99 
1239,00 251,26 78,60 348,27 8882 124,11 
1280,66 254,14 79,92 355,77 9241 123,98 
1324,31 255,29 81,12 366,69 9463 123,88 
1338,79 253,79 81,31 374,91 9431 125,93 
1338,51 250,53 81,83 382,71 9551 127,84 
1355,82 251,60 82,26 384,62 9553 128,91 

Drucksache 13/9090 

Tabelle 7' 

Ve<-
Schweiz Japan einigte 

Staaten 

sfr y US-$ 
.. 

... 1,28 85,0 ... 2,69 117,6 ... 3,05 133,5 ... 3,41 151,2 

... 3,93 167,8 ... 4,56 179,8 ... 5.46 192,0 

... 6.42 206,7 

... 7,54 223,6 ... 9,34 239,3 

... 12,24 267,3 ... 14,89 299,9 ... 16,42 321,4 ... 18,24 351,4 ... 19,75 383,3 
21,49 421,8 

23,52 23,51 476,5 
25,59 25,58 531,3 
27,72 26,80 577,9 
29,56 28,00 619,2 
30,83 29.45 664,9 
32,91 30,69 725,1 
34,58 32,39 775,1 
35,48 32,98 819,4 
38,18 34,18 859,1 
41,76 36,27 912,5 
46,44 38,81 916,7 
50,87 41,36 1025,5 
53,36 43,26 1 054,7 
53,47 44,77 1 079,8 
54,76 45,74 1102,5 
54,80 47,56 1136,4 
55,:U 48,91 1173,1 

... 12,42 495,0 ... 16,08 592,2 ... 16,80 645,7 ... 17,38 700,5 ... 18,19 733,6 ... 18,93 739,l ... 19,84 721,2 ... 20,80 722,6 ... 21,84 722,7 ... 23,02 716,4 ... 22,92 728,9 ... 25,81 739,9 

... 26,90 740,2 ... 28,02 752,4 ... 29,48 768,0 
30,72 775,4 

35,59 31,67 788,2 
36,48 33,10 800,7 
36,90 34,06 815,7 
38,29 34,93 832,6 

. 38,92 . 35,75 846,3 
40,26 35,85 886,9 
41,61 37,70 927,4 
42,33 38,29 947,6 
44,23 39,18 966,5 
46,60 39,95 992,5 
49,13 40,SS 1 015,7 
50,87 41,36 1 025,5 
51,24 42,17 1024,1 
51,17 43,16 1023,8 
52,21 44,19 1025,5 
51,78 45,74 1 022,3 
52,15 46,79 1021,0 

1) Für Italien 1 000 Mrd Ura. Pfir Japan 1 000 Mrd Yen. - ZUr Umrechnung der Landeswährung in Europti:sche Währungseinheiten (ECU} 
siehe Tabelle 12 • auf Seite 304. 

2) Ab 1995 vor!Aufige Ergebnisse. 
3) Bis 1990 früheres Bundesgebiet. 

Quellen: OECD und nationale Veröffentlichungen 
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Drucksache 13/9090 Deu!"cher Bundestag- 13. Wahlperiode 

Tabelle s• 

Deutsch- Belgien 
Johr') 

la.ndl) 

DM b!IS 

1960 73,58 107,74 
1965 119,90 185,50 
1966 124,17 204,33 
1967 114,18 218,85 
1968 119,39 219,67 
1969 138,90 241,29 
1970 172,05 286,17 
1971 196,11 304,80 
1972 209,17 329,74 
1973 219,26 375,57 
1974 212,71 467,37 
1975 209,41 511,15 
1976 225,65 568,73 
1977 242,43 602,96 
1978 264,90 647,53 
1979 301,29 661,10 
1980 332,08 728,29 
1981 331,29 842,88 
1982 323,45 672,12 
1983 J.t,0,81 669,01 
1984 350,67 708,97 
1985 355,81 741,24 
1986 373,48 783,66 
1987 385,78 836,78 
1988 409,90 987,41 
1989 448,52 1149,58 
1990 9 1324,11 
1991 1284,35 
1992 709,36 1345,17 
1993 691,01 1299,31 
1994 726,17 1332,14 
1995 741,98 1395,72 
1996 730,30 1454,37 

1960 267,35 471,74 
1965 348,25 671,07 
1966 352,30 716,87 
1967 327,61 737;71 
1968 338,37 728,43 
1969 370,74 767,27 
1970 403,91 831,94 
1971 427,71 816,13 
1972 439,17 843,84 
1973 437,95 903,10 
1974 395,26 965,76 
1975 374,05 947.73 
1976 387,44 985,57 
1977 401,21 985,99 
1978 417,59 1013,24 
1979 445,41 985,67 
1980 455,19 1031,11 
1981 432,51 862,28 
1982 409,10 847,64 
1983 421,85 812,11 
1!lll4 42.2.44 829,19 
1985 420,35 837,67 
1986 434,29 868,98 
1987 4,.f.2,24 935,23 
1988 461.77 1 081,80 
1989 490,66 1207,04 
1990 ~~:~i 1352,36 
1991 1 234.,35 
1992 679,27 1307,01 
1993 841,51 1241,32 
1994 664,16 1245,00 
1995 669,37 1281,86 
1996 661,29 1311,29 

Anlagelnvesllllonen In amgewlhllen lndualrielllndern 
Mrd Landeswährung') 

Nieder- Oster- Vereinigtes Frankreich Italien Spanien lande reich Königreich 

FF Llt hß s Ptu E 

In jeweiligen Preisen 
62,70 6,51 11,13 40,66 141 4,23 

118,74 9,45 18,80 67,40 349 6,63 
130,75 9,99 21,37 14,76 408 7,06 
1'2,00 11,42 23,54 76,03 464 7,71 
151,21 12,88 26,61 78,86 533 8,51 
173,15 14,74 27,55 83,95 618 8,83 
192,93 16,84 32,56 97,18 684 9,74 
218,26 17,49 35,96 116,90 706 10,89 
244,44 18,48 37,79 144,91 868 11,94 
285,19 24,05 42,21 154,97 1108 14,73 
336,13 31,66 45,52 175,73 1436 17,50 
354,31 34,56 .(8,09 174,92 1592 21,03 
407,23 41,74 50,84 188,71 1807 24,50 
439,35 50,30 60,10 212,91 2201 27,04 
488,.U 57,69 65,53 215,57 2552 31,06 
555,08 70,88 68,57 231,94 2842 36,92 
645,15 ·94,30 73,05 255,46 3368 41,56 
700,53 111,02 70,o.& 267,9' 3729 41,30 
774,28 121,99 69,50 262,88 4284 44.,82 
809,60 134,70 72,21 269,55 4686 48,62 
840,36 152,83 77,29 282,91 4780 55,18 
905,29 167,56 83,69 304,39 5408 60,72 
971,52 177,51 89,36 323,98 6299 65,03 

1054,77 193,66 91,57 342,07 7516 75,16 
1188,31 219,20 97,39 371,1.& 9080 91,53 
1 314,55 2'1,16 104,08 405,'jl'9 10866 105,44 
1391,36 l66,04 107,94 442,38 12261 107,58 
1436,92 282,84 110,45 488,3' 13066 97,75 
1405,41 288,20 113,32 513,53 12893 93,84 
1311,40 262,77 111,61 515,63 12094 94,29 
1332,10 271,80 114,58 562,32 12 765 99,22 
1374,83 301,04 123,32 579,46 14401 105,72 
1376,40 316,04 131,84 597,71 14114 110,12 

In Preisen von 1991 
423,37 127,15 46,88 149,14 2267 .f.1,90 
654,83 145,17 65,22 205,30 4441 51.55 
702,33 151,44 70,-46 223,61 5021 59,03 
744,68 169,21 76,42 224,07 5325 84,19 
785,85 187,48 84,95 230,19 5829 68,21 
857,87 202,02 83,04 241,51 6411 67,81 
897,49 208,15 89,30 284,78 6631 69,52 
962,60 201,.U 90,66 301,29 6432 70,81 

1020,59 203,16 88,58 337,84 7345 70,65 
1107,02 220,26 92,29 339,03 8300 75,26 
1121,23 224,55 88,59 352,48 8 815 73,43 
1048,92 208,67 84,73 335,03 8418 71,97 
1 083,16 206,48 82,89 347,81 8351 73,18 
1063,48 209,32 90,97 365,52 8276 71,87 
1 085,75 210,55 93,1, 350,65 8052 74,04 
1119,82 221,49 91,73 362,95 7.698 76,11 
1 149,19 240,06 91,54 373,78 7752 72,02 
1 127,48 232,69 82,46 368,63 7556 65,12 
1112,02 221,20 79,01 338,53 7716 68,65 
1 072,38 218,96 81,01 336,59 7 533 72,10 
!OU,50 226,44 85,69 3.13,70 7 012 78,55 
1078,33 227.56 91,71 360,90 7438 81,86 
1126,79 232,18 98,02 374,18 8174 83,98 
1181,24 2'2,38 98,90 385,85 9321 92,66 
1294,58 259,05 103,37 409,16 10616 105,54 
1396,46 270,47 108,48 434,41 12 059 111,86 
1436,20 200.30 110,23 .&59,32 12858 107,96 
1436,92 282,64 110,"5 488,3' 13066 97,75 
1396,90 277,47 111,12 496,50 12485 96,31 
1303,63 241,93 108,03 488,45 11164 96,93 
1320,25 243,15 109,72 521,46 11362 99,77 
1352,97 259,88 117,08 533,62 12298 99,66 
1 346,03 262,99 123,47 538,18 12389 100,68 

Ver-
Schweiz Japan einigte 

Staaten 

slr V US-$ 

„. 4,84 103,8 
„. 9,78 143,7 
„. 11,56 156,7 ... 14,29 161,0 ... 17,57 175,1 ... 21,« 189,4 ... 26,04 192,0 
... 27,84 210,7 ... 31,52 :Ul,1 
... 40,94 273,7 
... 46,70 287,5 ... 48,14 294,4 ... 51,94 334,1 ... 55,98 398,9 
„. 62,15 478,2 

70,17 549,3 
44,41 75,82 569,8 
48,39 78,91 630,2 
48,73 79,73 622,4 
51,38 78,88 668,4 
54,49 83,25 779,7 
51,95 88,04 838,8 
61,97 91,50 876,3 
65,15 99,15 896,4 
72,97 110,86 936,0 
80,45 122,27 980,2 
85,85 136,47 991,1 
84,97 144,00 939,1 
78,63 143,53 992,5 
75,42 140,43 1061,2 
78,72 137,29 1167,3 
77,72 136,79 1250,2 
73.67 148,19 1334,9 

... 13,96 380,3 

... 26,8' 511,0 ... 30,55 536,7 

... 36,00 535,3 

... 43,31 563,0 ... 51,« 578,0 ... 59,87 556,6 ... 62,68 587,6 ... 69,00 846,4 ... 76,98 689,7 ... 70,44 647,1 

.„ 69,96 589,I 
"' 71,99 640,3 ... 74,04 715,4 ... 79,90 789,9 ... 84,62 827,2 

61,71 84,29 778,3 
62,83 86,22 782,1 
60,35 86,03 727,4 
62,71 85,09 785,1 
65,66 88,73 907,4 
67,51 93,16 961,5 
71,18 97,63 981,7 
74,02 106,55 985,6 
80,00 118,77 1 000,2 
84,24 128,54 1 019,9 
87,47 139,43 1 005,8 
84,97 144,00 939,1 
79,37 141,77 988,0 
77,23 139,01 1038,2 
82,26 137,96 1119,8 
83,86 139,48 1179,3 
81,60 151,58 1251,4 

1) PQr Italien 1 000 Mrd Lira. Für Japan 1 000 Mrd Yen. - Zur Umrechnung der Landeswlhrung iD Europäische Wlhrungseinheiten (ECU) 
siehe nbeile 12 • .auf Seite 30-4. 

~ Ab 1995 vorll.uftge Bryebnis„. 
1) Bis 1990 frllheres Bundesgebiet. 

Quellen: OECD und nationale Veröffentlichungen 
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Deutsch-
Jahr2) land3) 

DM 

1970 65,88 
1971 72,66 
1972 72,74 
1973 75,27 
1974 72,36 
1975 78,05 
1976 86,08 
1977 95,32 
1978 105,75 
1979 118,58 
1980 126,84 
1981 126,96 
1982 123,61 
1983 134,95 
1984 137,13 
1985 153,03 
1986 160,87 
1987 169,43 
1988 182,46 
1989 203,47 
1990 234,~~ 1991 3 • 
1992 301,79 
1993 261,48 
1994 258,12 
1995 262,33 
1996 287,91 

1970 140,21 
1971 145,64 
1972 141,85 
1973 141,19 
1974 125,93 
1975 125,49 
1976 133,38 
1977 143,52 
1978 154,08 
1979 167,32 
1980 171,11 
1981 162,66 
1982 150,18 
1983 158,60 
1984 156,32 
1985 169,82 
1986 176,11 
1987 184,03 
1988 195,65 
1989 212,81 
1990 24g.~~ 1991 . 
1992 296,15 
1993 253,52 
1994 250,96 
1995 255,00 
1996 259,97 

Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 

Anlageinvestitionen In ansyewählten Indnstrteländern 
darunter: Ausrüstungsinvestitionen 

Mrd Landeswährung') 

Nieder- Öster- Vereinigtes Belgien Frankreich Italien Spanien lande reich Königreich 

bfn FF Llt hfl s Ptas t 

In jeweiligen Preisen 

·'" 67,06 6,11 43,71 291 4,65 
„. 76,45 6,86 53,05 287 5,06 
„. 84,09 7,42 63,82 367 5,36 
„. 98,47 9,99 55,62 469 6,51 
„. 112,79 13,62 63,65 602 7,49 
„. 113,25 13,94 62,85 657 8,71 

136,98 18,59 73,02 723 10,62 
206,31 149,04 22,95 21,80 84,38 873 12,86 
218,66 164,87 25,70 23,24 82,69 989 15,45 
224,98 185,79 32,65 24,60 92,79 1039 18,22 
238,85 220,82 44,45 24,48 106,00 1229 19,52 
238,25 239,29 50,43 23,81 110,55 1376 18,91 
265,05 272,97 55,42 25,20 107,35 1622 20,58 
278,36 288,75 58,77 28,91 107,98 1794 22,47 
325,76 306,43 70,10 32,31 116,07 1787 25,93 
342,29 350,58 78,07 38,46 131,81 2113 30,31 
369,86 379,19 82,62 41,87 140,06 2466 30,91 
401,91 412,23 95,17 42,62 144,42 3 085 34,88 
473,37 466,56 111.Q2 42,05 155,36 3714 40,35 
580,44 524,13 122,65 46,02 171,89 4 299 46,71 
610,11 552,93 130,95 48,30 186,60 4458 47,03 
627,56 564,95 134,78 49,14 202,51 4483 43,32 
627,94 541,46 136,35 48,54 201,57 4 369 42,56 
549,44 491,85 115,92 47,14 187,06 3 810 44,57 
541,74 514,09 129,72 47,04 207,63 4 045 48,81 
571,54 550,90 156,85 53,10 214,07 4872 54,16 
590,40 550,00 164,47 58,10 222,64 4 920 56,10 

In Preisen von 1991 
„. 276,15 52,87 91,92 1964 26,54 
„. 304,82 55,50 104,67 1867 26,50 
„. 322,45 51,54 119,71 2231 26,93 
„. 359,30 61,35 110,86 2617 30,21 
„. 347,20 70,70 115,74 2879 30;33 
„. 316,22 61,34 106,18 2749 28,14 
„. 351,65 69,46 117,17 2723 28,53 

303,04 351,83 73,57 31,03 130,18 2730 29,95 
314,63 357,34 73,89 32,29 123,50 2653 32,32 
314,33 368,56 83,95 33,20 133,77 2525 34,54 
327,03 393,13 98,30 31,44 146,50 2606 32,60 
315,76 382,09 94,26 28,22 144,37 2580 28,84 
330,61 387,26 90,60 28,26 134,05 2 706 29,28 
326,08 373,73 87,03 31,92 130,47 2610 30,59 
368,59 369,81 94,89 35,06 136,34 2348 34,14 
377,21 403,99 96,94 40,98 150,09 2581 37,75 
400,03 421,44 99,00 44,58 155,87 2904 37,17 
434,26 450,29 109,81 44,77 157,35 3498 40,19 
503,32 497,29 123,25 43,65 166,22 4 056 45,57 
596,57 543,05 129,56 47,11 180,02 • 513 50,15 
666,08 563,88 134,48 48,88 190,22 4568 48,55 
627,56 564,95 134,78 49,14 202,51 4483 43,32 
596,67 541,98 133,10 48,41 195,23 4284 41,70 
522,08 502,10 107,11 47,09 181,10 3547 41,79 
514,77 522,93 115,86 47,01 201,02 3618 44,99 
543,09 557,29 131,37 53,93 207,27 4 014 47,29 
561,01 560,85 133,08 59,21 215,57 4257 48,32 

Drucksache 13/9090 

noch Tabelle 8' 

Ver-
Schwei% Japan~) einigte 

Staaten 

sfr ~ US-$ 

„. 15,41 81,3 
„. 15,36 81,0 
„. 16,20 92,7 
„. 20,81 108,9 
„. 24,66 119,9 
„. 24,29 125,8 
„. 25,22 140,8 
„. 26,26 169,8 
„. 28,10 203,7 
„. 32,94 235,5 

20,24 37,62 247,4 
21,34 39,74 276,6 
21,32 40,57 276,7 
22,45 41,16 297,5 
23,92 46,05 351,4 
26,40 51,76 377,5 
29,00 53,53 393,5 
30,23 55,91 401,2 
33,97 63,68 423,2 
36,69 73,31 454,6 
39,14 83,08 461,9 
39,16 89,71 451,8 
34,40 85,38 474,2 
32,96 75,97 507,2 
33,28 70,21 552,5 
33,91 11,30 597,5 
33,73 75,28 643,8 

„. 30,13 179,3 
„. 29,37 173,4 
„. 30,04 196,l 
„. 34,31 227,7 
„. 32,88 233,6 
„. 30,91 214,4 
„. 30,88 226,8 
„. 30,74 257,6 
„. 32,13 292,0 
„. 36,26 316,6 

27,49 39,10 306,3 
27,17 40,58 318,6 
25,86 41,10 305,3 
26,41 41,80 325,2 
27,37 46,67 384,6 
28,83 52,32 412,0 
31,93 54,69 421,8 
33,37 57,92 428,7 
36,35 66,44 446,7 
37,42 16,06 471,0 
40,07 84,38 469,8 
39,16 89,71 451,8 
33,92 84,68 412,8 
32,22 76,01 506,1 
34,10 71,94 549,1 
37,54 74,76 598,6 
38,16 79,66 659,2 

1) Für Italien 1 000 Mrd Llra. Pür Japan 1000 Mrd Yen. - Zur Umrechnung der Landeswihrung in Europtische Währungseinheiten (ECU) 
siehe Tabelle 12• auf Seite 304. 

lJ Ab 1995 vorläufige Ergebnisse. 
3) Bis 1990 früheres Bundesgebiet. 
~) Einschließlich Nichtwohnbauten. 

Quellen: OECD und nationale Veröffentlichungen 
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Drucksache 13/9090 Deutscher Bundestag :-13. Wahlperiode 

Tabelle 9• 

Ausfuhr von Waren und DlensUelstongen in ansgewlhlten Indwilrieländern 

Mrd Landeswährung1) 

Deutsch- Nieder- Oster- lvereinigteo 
Iand3) 

Belgien Frankreich Italien lande reich Spanien Königreich Schweiz 
Jahr1) 

DM bfrs FF Lll hß s Ptas E sfr 
. . 

In jeweiligen Preisen 
1960 57,49 213,90 42,77 2,82 20,85 39,51 61 5,15 10,96 
1965 82,88 353,98 64,10 5,46 30,37 61,90 122 6,61 17,49 
1966 93,54 395,30 69,47 6,07 32.18 67,27 154 7,17 19,21 
1967 101,01 414,20 74,64 6,68 3',30 71,52 168 7,39 20,50 
1968 113,89 465,50 82.23 7,73 38,'7 78,BO 234 8,98 23,17 
1969 129,46 561,61 99,88 8,91 45,19 95,02 28? 10,09 26,63, 
1970 143,00 654,50 125,43 10,02 53,46 116,75 348 11,51 29,71 
1971 155,69 698,69 145,21 11,18 61,06 128,64 422 12,92 32,06 
1972 169,78 789,11 165,14 12,73 68,32 146,45 507 13,62 35,77 
1973 200,40 975,79 198,57 15,21 82,11 165,89 611 17,07 40,23 
1974 259,96 1260,20 269,64 22,88 106,11 204,21 740 22,88 45,91 
1975 253,50 1220,10 279,80 26,37 108,02 209,03 816 26,86 44,03 
1976 287,82 1473,40 332,96 35,92 126,47 236,29 997 35,09 47,70 
1977 304,55 1 576,59 392,89 45,63 128.71 256,94 1334 43,30 53,45 
1978 318,29 1646,79 445,47 54,04 131,84 280,76 1710 47,48 53,23 
1979 348,19 1929,71 526,94 68,16 153,24 321,69 1975 54,90 56,01 
1980 389,14 2170,21 604,42 76,64 17',60 366,25 238? 62,62 62,58 
1981 441,12 2438,99 714,28 99,28 202,68 404,51 3042 67,43 69,10 
1982 474,39 2 794,31 790,35 113,07 208,38 431,25 3630 72,69 69,55 
1983 479,63 3 078,91 900,66 125,70 214,68 '49,69 4667 79,88 71,76 
1984 536,32 3 504,76 1 053,33 149,49 242.69 497,59 5864 91,63 80,55 
1985 592,74 3 645,19 1123,93 168,70 258,7' 5'9,15 6407 102,04 89,02 
1986 580,54 3 523,91 1074,10 166,09 222,03 522,98 6418 97,89 89,11 
1987 576,61 3608,80 1101,38 174,94 219,25 521,06 6995 106,40 90,53 
1988 619,83 4 027,39 1221,30 191,02 240,17 590,52 7574 107,27 97,99 
1989 701,43 4629,42 1 411,09 221,97 267,6? 669,61 8151 121,49 110,51 
1990 VN~ 4 733,39 1 467,97 243,20 279,72 728,30 8554 133,17 115,05 
1991 2 • 4854,55 1538,06 248,37 293,11 774,68 9408 134,29 116,72 
1992 732,30 '980,35 1588,10 267,16 294,8? 791,6' 10419 142,11 122,17 
1993 697,57 5 011,75 1 556,37 320,85 293,18 786,52 11836 160,00 125,30 
1994 756,96 5 490,52 1684,13 362,61 313,97 835,35 14433 176,06 127,43 
1995 818,01 5764,00 1 802,98 443,60 338,28 881,11 16507 199,14 127,55 
1996 857,14 6083,98 1 885,67 466,22 354,81 932,75 18 761 215,20 131,51 

In Preisen von 1991 
1960 136,98 759,86 216,85 27,96 49,23 99,95 844 38,08 28,75 
1965 183,65 1147,66 295,60 52,39 67,91 139,65 1429 45,12 39,70 
1966 202,13 1 235,83 314,34 58,25 71,46 148,35 1651 47,48 41,76 
1967 217,79 1 288,62 340,34 63,30 76,19 154,84 1575 47,75 43,19 
1968 245,44 1445,87 378,38 73,19 85,93 167,:U 1864 53,72 47,49 
1969 268,23 1667,43 439,27 82,17 98,77 195,86 2158 59,01 53,79 
1970 286,71 1837,88 510,91 frl,07 110,49 229,53 2546 62,12 57,47 
1971 299,23 1921,31 558,16 93,30 122,25 244,23 2908 66,43 59,75 
1972 319,68 2 133,76 625,29 100,09 134,42 269,01 3 298 67,16 63,54 
1973 353,50 2435,83 692,55 106,44 150,69 283,65 3628 75,15 68,40 
1974 395,98 2527,32 753,83 117,27 154,59 314,02 3591 80,66 68,87 
1975 370,90 2 319,61 741,11 118,30 149,74 306,49 3577 78,37 64,46 
1976 406,70 2 647,43 801,70 134,11 164,54 340,39 3 756 85,50 70,43 
1977 422,69 2 733,73 860,75 145,12 161,62 354,BO 4 210 91,39 77,22 
1978 434,80 2 823,35 911,57 159,24 167,00 380,81 '661 93,09 79,99 
1979 453,38 3 034,22 979,57 170,77 179,41 425,21 4 922 96,60 81,93 
1980 476,84 3 121,68 1 006.03 156,46 183,30 447,32 5 035 96,38 86,19 
1981 511,16 3 093,34 1 043,02 167,21 186,72 469,13 5449 95,66 89,88 
1982 531,13 3 153,32 1 025,42 163,48 185,10 481,79 5 719 96,46 86,13 
1983 526,85 3 250,85 1 063,26 168,42 190,97 497,15" 6289 98,18 86,83 
1984 570,01 3438,27 1137,62 183,50 205,38 527,43 7024 104,61 93,33 
1985 613,09 3475,96 1 159,31 190,26 215,84 563,79 7 210 110,84 100,84 
1986 609,30 3 676,62 1142,51 194,62 219,79 548,51 7344 115,BO 100,42 
1987 611,70 3 88(,47 1177,40 203,54 228,67 561,53 7808 122,46 102,72 
1988 645,25 4 215,86 1272,57 215,13 249,20 614,31 8205 123,06 109,44 
1989 710,92 4 533,51 1402,46 234,35 265,77 679,85 8450 128,79 116,69 
1990 ~~~:~~ 4 707,36 1477,57 250,28 279,95 732,44 8722 135,22 119,16 
1991 4 854,55 1538,06 248,37 293,11 174,68 9408 134,29 116,?2 
1992 724,88 5028,69 1613,38 262,91 301,54 784,12 10103 139,81 120,20 
1993 688,65 5121,38 1606,84 286,77 306,14 771,97 10963 144,64 121,98 
1994 742,80 s 591,20 1 702,71 317,33 326,51 811,90 12793 157,96 124,49 
1995 789,16 5873,55 1 810,62 354,28 349,01 855,86 13 840 170,65 126,17 
1996 824,43 6126,12 1895,24 353,33 362,88 890,09 15 272 181,44 129,31 

. ---·--

Ver-
Japan einigte 

Staaten') 

V US-$ 

1,71 25,3 
3,45 35,4 
4,03 39,0 
4,31 41,4 
5,35 45,3 
6,56 49,3 
7,93 51,0 
9,45 59,3 
9,78 66,2 

11,29 91,8 
18,26 124,3 
18,98 136,3 
22,58 148,8 
24,31 158,8 
22,73 186,2 
25,63 228,7 
32,89 279,0 
37,98 302,8 
39,39 282,6 
39,27 277,0 
45,07 303,1 
46,31 303,0 
38,09 320,6 
36,21 365,7 
37,48 447,2 
42,35 509,3 
45,92 557,3 
46,72 601,8 
47,38 639,4 
44,20 657,8 
44,41 719,1 
45,39 807,3 
49,60 855,2 

2,48 87,I 
4,93 116,0 
5,76 123,7 
6,15 126,5 
7,62 135,7 
9,20 143,1 

10,82 158,6 
12,55 159,7 
13,06 172,6 
13,75 210,2 
16,93 230,4 
16,77 228,9 
19,55 242,3 
21,85 2.48,2 
21,79 273,9 
22,13 299,9 
26,59 332,4 
29,92 336,3 
30,20 312,4 
31,64 304,2 
36,32 329,4 
38,30 338,4 
36,12 363,3 
35,92 403,2 
38,05 467,2 
41,53 521,8 
44,39 566,2 
46,72 601,8 
49,07 641,4 
49,69 660,3 
51,97 714,2 
54,79 777,8 
55,98 828,4 

')Für Italien 1000 MrdlJra. Pfir Japan 1000 Mrd Yen. - Zur Umrechnung der Landeswahrung in Emopiische WAhnmgseinheiten (ECU} siehe 
18.belle 12 • auf Seite 30.f. - 2) Ab 1995 vorl8.ufige Ergebnisse. -3) Bis 1990 früheres Bundesgebiet. - ~} EinschlieJßich Erwerbs- und Vermögens-
einkommen aus der übrigen Welt. 

Quellen:. OECD und nationale Veröffentlichungen 
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Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode Drucksache13/9090 

noch Tabelle 9' 

Einfuhr von Waren und Dlensllelstungen In ansgewlhlten lndnstrleländem 
Mrd Landeswährung') 

Deutsch- Nieder- Oster- !vereinigte> Ver-

land~ 
Belgien F..-eich Italien lande reich Spanien Königreich Schweiz Japan einigte 

Staaten~} 

DM bfrs FF Llt hll s P!as E sfr y US-$ 

In jeweiligen Preisen 
49,85 218,80 35,59 3,25 20,10 40,76 51 5,55 11,06 1,64 22,9 
81,58 355,10 58,10 5,12 30,91 63,32 196 6,91 18,00 2,99 31,5 
85,29 403,41 66,63 5,95 33,32 71,10 235 7,26 19,16 3,43 37,1 
83,02 411,90 11,41 6,81 35,13 73,77 233 7,85 20,13 4,21 39,9 
94,57 462,69 80,05 7,23 38,57 79,58 279 9,38 21,98 4,76 46,5 

112,73 551,19 102,82 8,73 45,49 91,01 333 9,93 25,61 5,57 50,5 
129,27 623,70 121,24 10,48 55,62 113,07 374 11,10 31,25 6,99 55,8 
142,26 668,30 135,61 11,28 61,55 125,66 397 12,16 33,64 7,25 62,3 
153,13 735,31 154,81 13,01 64,24 143,11 500 13,74 36,81 7,64 74,2 
173,47 937,21 188,73 17,99 16,61 163,89 644 18,95 41,66 11,26 91,2 
216,20 1248,10 282,11 29,06 100,87 206,30 988 27,15 48,65 19,26 127,5 
223,45 1210,99 262,25 28,04 100,90 204,81 1047 28,80 40,03 18,92 122,7 
262,38 1462,50 345,44 39,96 118,25 247,34 1320 36,64 43,01 21,25 151,1 
275,94 1594,70 390,53 46,68 125,61 278,40 1522 42,38 49,68 21,27 182,4 
285,90 1 670,30 416,41 52,61 131,81 280,43 1621 45,37 49,52 19,17 212,3 
338,89 1989,31 512,12 70,37 154,82 331,59 1936 54,35 56,83 27,63 252,7 
395,99 2 257,81 638,79 93,52 176,16 385,66 2742 57,61 68,59 35,04 293,8 
428,80 2497,00 744,75 115,46 189,95 418,47 3397 60,39 70,92 35,93 317,8 
436,25 2 833,51 859,53 128,91 192,06 412,44 4 011 67,76 68,66 37,34 303,2 
446,12 3004,30 907,39 133,17 199,59 433,93 4 861 77,59 71,85 34,26 328,7 
493,06 3428,53 1 024,97 163,66 221,45 495,65 5329 92,76 81,15 36,87 405,1 
528,87 3527.49 1092,62 184,64 238,32 546,82 5 863 98,99 88,06 35,53 417,2 
480,63 3 331,25 1 021,79 164,03 205,54 510,03 5744 · 101,22 86,38 24,79 452,2 
476,65 3455,59 1094,35 179,74 207,64 519,76 6 932 111,74 88,42 25,19 507,9 
510,12 3 829,12 1217,63 198,04 222,34 582,43 8 019 124,80 96,79 29,07 553,2 
581,29 4 441,35 1403,05 231,03 248,76 653,37 9620 142,81 111,08 36,77 589,8 
636.95 4 558,69 1469,81 250,30 255,84 704,86 10251 148,29 113,42 42,87 628,6 
729,39 4 658,46 1514,46 256,38 267,38 758,01 11137 141,01 112,13 39,12 622,3 
733,20 4 713,40 1493,53 273,29 269,18 771,99 12064 150,27 110,19 36,89 669,0 
679,79 4 674,30 1404,76 280,18 257,52 112,70 12179 167,94 108,05 33,34 120,5 
735,93 5 107,32 1523,08 321,03 275,91 841,71 14 328 182,15 111,01 34,39 813,4 
790,87 5 377,12 1621,46 393,41 291,74 910,74 16245 203,85 113,26 38,27 902,0 
814,11 5 697,88 1681,07 384,46 318,51 958,22 17 837 220,79 116,29 46,90 953,9 

In Preisen von 1991 
104,99 805,44 203,87 32,90 47,77 103,51 482 40,51 21,65 3,44 108,1 
164,46 1177,56 313,14 50,12 72,41 149,46 1685 47,67 32,67 6,18 143,0 
168,91 1 294,38 347,82 51,21 77,51 165,15 2011 48,84 33,82 6,93 164,2 
166,75 1314,88 378,26 65,05 82,43 169,96 1946 52,21 35,19 8,51 176,2 
188,70 1468,88 428,39 68,69 93,16 182,11 2104 56,18 38,12 9,54 202,5 
220,78 1696,37 524,39 81,98 106,33 199,40 2440 58,02 43,05 10,85 214,0 
270,91 1 826,07 563,15 95,03 121,94 231,09 2 622 60,84 49,03 13,30 223,2 
295,21 1892,31 598,78 97,28 129,40 245,63 2 641 64,05 52,07 14,23 235,1 
312,32 2074,00 678,06 107,47 135,60 275,46 3 282 70,37 55,87 15,73 261,0 
327,55 2457,92 774,65 116,51 150,52 301,78 3 831 78,42 59,50 19,56 272,7 
328,70 2566,91 789,54 123,44 149,24 322,62 4137 79,23 58,91 20,37 265,3 
332,89 2335,29 713,05 107,30 143,18 307,62 4 100 . 73,97 49,87 18,28 235,4 
367,93 2650,16 837,35 121,25 157,67 361,19 4502 77,53 56,37 19,50 281,5 
380,41 2803,03 838,29 122,88 162,23 383,47 4 254 78,74 61,59 20,30 311,7 
401,31 2 903,72 ~~:~ 129,77 172,44 383,84 4 211 82,08 68,33 21,70 338,7 
438,20 3174,43 145,84 182,57 428,66 4 692 89,98 73,01 24,50 344,3 
453,79 3175,13 974,25 153,16 183,14 455,26 4846 86,72 77,28 22,60 321,4 
439,79 2988,37 954,04 150,80 172,25 451,80 4 643 84,30 74,77 22,69 329,7 
435,15 3 014,39 978,68 150,97 171.~9 436,72 4865 88,40 73,35 22,13 325,6 
441,05 2993,02 952,53 146,48 178,26 460,91 4850 94,23 77,39 21,46 366,7 
463,84 3 173,02 978,04 164,11 187,10 506,56 4763 103,58 83,84 23,71 455,8 
484,68 3195,10 1 022,52 172,20 198,96 537,86 5139 106,27 86,92 23,37 485,3 
497,58 3 438,39 1 095,58 178,87 206,00 531,57 5880 113,59 93,99 23,83 526,2 
518,25 3 704,60 1180,08 199,26 214,57 556,39 7063 122,43 99,81 26,10 558,2 
544,82 4 004,06 1 281,25 210,10 230,89 612,23 8082 137,84 104,99 31,56 580,3 
590,29 4 367,55 1 384,84 229,26 246,46 663,20 9478 148,05 111,16 37,42 603,0 
651.g6 4 532,30 1469,67 249,58 256,80 712,10 10217 148,72 114,00 40,38 626,4 . 4 658,46 1514,46 256,38 261,38 758,01 11137 . 141,01 112,13 39,12 622,3 
744,06 4 846,47 1533,22 270,33 272,91 771,50 11909 150,34 107,37 38,85 669,0 
699,80 4 934,36 1479,13 248,38 267,19 765,91 11289 154,86 107,44 38,75 730,3 
753,97 5 342,30 1577,60 269,18 284,50 828,58 12 571 163,21 115,94 42,18 817,7 
805,67 5 597,42 1858,11 294,95 306,54 888,80 13 677 170,33 122,23 48,19 863,1 
823,64 5 843,70 1 700,32 287,16 324,34 924,36 14 704 183,58 125,17 53,15 939,6 

.. --
1} Für Italien 1 000 Mrd Ura. Für Japan 1 000 Mrd Yen. - Zur Umrechnung der LandeswAhrung in Europäische Währungseblheiten (ECU} siehe 
Tabelle 12 • auf Seite 304, - 2) Ab 1995 vorliufige Ergebnisse. - 3 ) Bis 1990 früheres Bundesgebiet. - ~) Einschließlich Erwerbs- und Vennögens-
einkommen an die übrige Welt. 

Quellen: OECD und nationale Veröffentlichungen 
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Drucksache13/9090 Dei:tscher Bundestag - 13. Wahlperiode 

Tabelle 10• 

Salden der Handelsbilanz und der Leistungsbilanz In ausgewählten lndustrteländern 
Mrd US-Dollar 

Deutsch- Nieder- Oster- /vereinigle! Jahr land1) 
Belgien Frankreich Italien lande reich Sponien Königreich Schweb: Japan 

Salden der Handelsbilanz2) 

1970 + 5,69 + 0,65 + 0,33 - 0,38 - 0,78 - 0,68 - 1,87 - O,Q3 - 0,86 + 3,96 
1971 + 6,73 + 0,53 + 1,10 + 0,12 - 0,42 - 0,93 - 1,60 + 0,51 - 1,01 + 7,79 
1972 + 8,48 + 1,13 + 1,27 + 0,24 + 0,66 - 1,13 - 2,32 - 1,85 - 1,09 + 8,97 
1973 +15,43 + 1,27 + 0,45 - 3,77 + 1,29 - l,56 - 3,55 - 6,29 - 1,46 + 3,69 
197' +22,54 + 0,38 - „,81 - 8,04 + 1,38 - 1,31 - 1,05 -12,24 - 1,79 + 1,43 
1975 +17,69 - 0,45 + 0,94 - 0,69 + 1,69 - 1,95 - 7,39 - 7,21 + 0,32 + 5,03 
1976 + 15,34 - 0,76 - 5,11 - 3,76 + 2,23 - 2,56 - 7,32 - 7,11 + 0,57 + 9,89 
1977 +18,50 - 1,93 - 3,42 + 0,38 + 0,51 - 3,81 - 6,14 - 4,05 + 0,19 + 17,31 
1978 +23,20 - 1,33 - 0,05 + 3,44 - 0,81 - 3,28 - <1,09 - 3,05 + 0,65 + 24,60 
1979 +15,37 - 3,14 - 3,23 - 0,12 - 0,59 - 4,26 - 5,66 - 7,08 - l,68 + 1,84 
1980 + 8,18 - 4,00 -14,03 -15,81 - 0,24 - 6,28 -11,69 + 3,15 - 4,96 + 2,12 
1981 + 15,81 - 3,62 -10,88 . -10,76 + 5,59 - 4,51 -10,04 + 6,53 - 2,48 + 19,97 
1982 +24,14 - 2,24 -15,42 - 7,91 + 6,19 - 3,10 - 9,26 + 3,34 - 1,31 + 18,08 
1983 + 19,84 - 0,70 - a10J - 1,69 + 5,46 - 3,37 - 7,59 - 2,33 - 2,26 + 31,45 
1984 +22,06 - 0,26 - 4,39 - 5,15 + 6,61 - 3,26 - 4,28 - 7,10 - 2,30 + 44,26 
1985 +28,22 + 0,54 - 4,96 - 5,53 + 6,70 - 2,65 - 4,19 - 4,29 - 1,97 + 55,98 
1986 +5',55 + 2,31 - 1,44 + 4,70 + 7,58 - 3,46 - 6,45 -14,01 - 1,99 + 92,83 
1987 +67,81 + 1,30 - 7,81 + 0,15 + 6,22 - 4,21 -12,83 -18,94 - 3,11 + 96,39 
1988 +76,68 + 2,82 - 7,62 - 0,72 + 10,05 - 4,60 -18,00 -38,21 - 3,19 + 95,01 
1989 +75,'D + 2,33 -10,30 - 1,68 + 9,78 - 4,99 -24,55 -40,37 - 4,36 + 76,92 
1990 +69,72 + 1,64 -13,21 + 1,17 +12,06 - 5,89 -29,50 -33,41 - 3,54 + 63,53 
1991 +19,52 + 1,92 - 9,55 - 0,19 +11,89 - 7,63 .:.30-,81 -18,14 - 2,46 + 96,08 
1992 +28,41 + 3,53 + 2,41 + 3,12 + 12.32 - 7,73 -30,85 -23,00 + 2,45 + 124,54 
1993 +41,81 + 5,91 + 7,23 +33,08 +16,96 - 4,62 -15,67 -20,21 + 4,85 + 139,25 
1994 +51,63 + 6,80 + 6,88 +35,47 +18,81 - 4,94 -14.« -16,58 + 5,19 + 144,10 
1995 +66,29 +10,00 +11,00 +44,75 +20,92 - 4,87 -17,65 -18,35 + 5,08 +131,23 
1996 +73,90 + 9,10 +15,00 +60,60 +20,20 - 7,30 -14,90 -19,90 + 4,90 + 83,64 

Salden der Leistungsbilanz 

1970 + 0,87 + 0,69 + 0,07 + 0,81 + 0,11 - 0,08 + 0,01 + l,96 + 0,07 + l,97 
1971 + 0,96 + 0,67 + 0,53 + 1,62 + 0,48 - 0,09 + 0,86 + 2,71 + 0,08 + 5,80 
1972 + 1,20 + 1,31 + 0,28 + 1,94 + 2,05 - 0,16 + 0,57 + 0,49 + 0,22 + 6,63 
1973 + 5,02 + 1,33 + 1,47 - 2,90 + 3,11 - 0,29 + 0,56 - 2,45 + 0,27 - 0,14 
1974 +10,55 + 0,76 - 3,91 - 8,33 + 2,93 - 0-,21 - 3,24 - 7,48 + 0,19 - 4,70 
1975 + 4,33 + 0,16 + 2,67 - 0,80 + 2,27 - 0,23 - 3,49 - 3,33 + 2,57 - 0,68 
1976 + 3,65 + 0,39 - 3,43 - 2,80 + 3,45 - 1,10 - 4,30 - 1,69 + 3,37 + 3,68 
1977 + 3,81 - 0,55 - 0,43 + :Z.35 + 1,23 - 2,18 - 1,90 - 0,26 + 3,48 + 10,92 
1978 + 9,03 - 0,84 + 7,00 + 6,00 - 1.18 - 0,69 + 1,57 + 2,15 + 4,41 + 16,54 
1979 - 5,42 - 3,05 + 5,19 + 5,85 + 0,07 - 1,12 + 1,13 - 0,96 + 2,42 - 8,75 
1980 -13,26 - 4,94 - 4,17 -10,38 - 0,82 - 1,65 - 5,12 + 6,61 - 0,55 - 10,75 
1981 - 3,87 - 4,19 - 4,74 - 9,57 + 3,69 - 1,35 - 4,82 .+13,56 + 2,79 + 4,n 
1982 + 5,24 - 2,41 -12,06 - 6,97 + 4,95 + 0,70 - 4,2' + 8,12 + 4,05 + 6,85 
1983 + 4,96 - 0,44 - 4,69 +- 0,95 + 4,98 + 0,24 - 2,54 + 5,35 + 3,85 + 20,80 
1984 + 10,14 - 0,05 - 0,75 - 2,88 + 6,32 .: 0,20 + 2,04 + l,97 + 4,37 + 35,00 
1985 + 17,55 + 0,69 - 0,35 ~ 3,99 + 4,29 - 0,10 + 2,7, + 2,87 + 5,66 + 49,17 
1986 +40,90 + 3,11 +23,53 + 2,03 + 4,54 + 0,22 _+ 3,92 - 1,26 + 1,11 + 85,85 
1987 +46,ß.4 + 2,77 - 4,45 - 2,21 + 4,18 - 0,19 - O,<J7 - 1,61 + 8,69 + 87,02 
1988 +50,10 + 3,53 - 4,65 .: 6,34 + 7,06 - 0,24 - 3,69 -29,31 +10,40 + 79,63 
1989 +56,64 + 3,56 - 4.,63 -11,81 + 9,96 + 0,25 -10,93 -36,64 + 7,02 + 57,16 
1990 +48,61 + 3,64 - 9,63 -11,00 + 9,14 + 1,20 -16,86 -33,30 + 8,64 + 35,76 
1991 -18,06 + 4,90 - 5,48 ~-23,65 + 7,69 + 0,07 -16,70 -14,03 + 10,61 + 68,29 
1992 -19,35 + 6,59 + 4,80 -28,58 + 7,35 - 0,15 -18,34 -17,78 +15,12 + 112,37 
1993 -1.fi,13 +11,34 + 9,80 +11,35 +13,61 - 0,71 - 4,25 -16,15 +19,41 +131,94 
1994 -21,07 +12,42 + 6,47 +15,09 +17,86 - 1,80 - 6,00 - 3,71 +18,39 + 130,52 
1995 -23.60 +14,70 +10,90 +28-,03 +18,00 - 4,69 + 1,10 - 6,18 +21.53 + 110,41 
1996 -13,40 +14,40 +20,50 +41,91 +20,40 - 4,00 + 1,80 - 0,50 +20,32 + 65,11 

lJ Bis Juni 1990: Pnlheres Bundesgeb~~~ch Deutschland. 

Ver-
einigte 
Staaten 

+ 2,60 
- 2,26 
- 6,42 
+ 0,91 
- 5,51 
+ 8,91 
- 9,49 
- 31,10 
- 33,93 
- 27,57 
- 25,50 
- 28,02 
- 38,48 
- 67,10 
-112,49 
-122,17 
-145,08 
-159,56 
-126,96 
-115,24 
-109,03 
- 74,07 
- 96,11 
-132,62 
-166,10 
-173,60 
-191,20 

+ 2,33 
- l,43 
- 5,80 
+ 7,15 
+ 1,96 
+ 18,13 
+ 4,21 
- 14,51 
- 15,14 
- 0,29 
+ 2,32 
+ 5,03 
- 13,44 
- 44,47 
- 99,77 
-124,25 
-150,86 
-166,34 
-127,09 
-103,84 
- 92,66 
- 7,42 
- 61,55 
- 99,93 
-151,25 
-129,10 
-148,20 

') Ausfuhr und Einfuhr: fob (free on b[}· ' 
Quelle: OECD 
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Zeit- Deutsch-
raum 1} land Belgien 

1970 9,41 '1,87 
1971 7,15 5,09 
1972 5,61 3,66 
1973 12,14 6,15 
1974 9,90 10,20 
1975 4,96 7,00 
1976 4,25 9,76 
1977 4,37 7,08 
1978 3,70 7,14 
1979 6,69 10,75 
1980 9,54 14,09 
1981 12,11 15,24 
1982 8,88 14,10 
1983 5,78 10,56 
1984 5,99 11,42 
1985 5,44 9,59 
1986 4,64 8,11 
1987 4,03 7,10 
1988 4,33 6,72 
1989 7,12 8,68 
1990 8,49 9,67 
1991 9,25 9,38 
1992 9,52 9,37 
1993 7,30 8,22 
1994 5,36 5,70 
1995 4,53 4,78 
1996 3,31 3,21 
19961. Vj. 3,44 3,35 

2.Vj. 3,34 3,24 
3.Vj. 3,26 3,22 
4.Vj. 3,18 3,03 

19971.Vj. 3,20 3,21 
2.Vj. 3,18 3,27 
3.Vj. 3,24 3,53 

1970 8,32 7,80 
1971 7,99 7,32 
1972 7,88 7,04 
1973 9,33 7,49 
1974 10,38 8,77 
1975 8,48 8,52 
1976 1,80 9,09 
1977 6,16 8,76 
1978 ·5,73 8,45 
1979 7,43 9,70 
1960 8,50 12,20 
1981 10,38 13,78 
1962 8,95 13,45 
1983 7,89 11,80 
1984 7,78 11,96 
1985 6,87 10,61 
1986 5,92 7,93 
1987 5,84 7,83 
1988 6,11 7,85 
1989 7,03 8,64 
1990 8,83 10,06 
1991 8,64 9,28 
1992 7;98 8,66 
1993 6,28 7,22 
1994 6,68 7,70 
1995 6,51 7,38 
1996 5,64 6,29 
1996 1. Vj. 5,63 6,48 

2.Vj. 5,87 6,49 
3.Vj. 5,77 6,41 
4.Vj. 5,30 5,80 

1997 1. Vj. 5,03 5,62 
2.Vj. 5,10 5,70 
3.Vj. 5,03 5,50 

Deutscher Bundestag-13. Wahlperiode 

Zinsen In ausgewählten Industrielilndern 
Prozent p. a. 

Frankreich Italien Nieder- Oste<- Spanien Vereinigtes 
lande reich Königreich 

Kwzfristige Zinssätze2) 
8,93 7,96 6,49 6,97 
6,29 5,76 5,26 6,63 5,53 
5,51 5,18 2,96 6,66 5,63 
9,13 6,93 6,89 6,75 9,53 

13,02 14,57 10,35 6,95 11,34 
7,92 10,64 5,27 7,57 10,16 
8,69 15,68 6,88 7,94 11,20 
9,22 14,04 4,57 7,96 15,52 7,54 
8,16 11,50 6,54 7,87 17,59 8,58 
9,48 11,86 9,47 7,50 15,52 13,11 

12,21 17,15 10,70 6,00 16,52 15,01 
15,26 19,31 11,60 9,16 16,18 13,04 
14,62 19,89 8,36 10,10 16,28 11,40 
12,47 18,31 5,62 8,95 20,05 9,58 
11,70 17,26 6,09 8,02 14,90 9,30 
9,94 15,26 6,34 7,87 12,22 11,64 
7,70 13,41 5,61 7,37 11,66 10,30 
8,27 11,33 5,31 6,47 15,82 9,22 
7,94 10,82 4,76 6,03 11,65 9,92 
9,40 12,61 aa 6,97 15,Q4 13,31 

10,32 12,06 8,96 15,15 13,98 
9,62 p.g2 9,28 9,46 13,23 10,84 

10,35 . 9,35 9,46 13,34 8,94 
8,59 10,20 6,85 7,03 11,69 5,26 
5,85 8,51 5,18 5,12 8,01 5,15 
6,58 10,46 4,38 4,57 9,36 6,33 
3,94 8,82 3,00 3,37 7,50 5,77 
4,46 9,95 3,18 3,48 8,68 5,95 
3,96 9,10 2,85 3,27 7,45 5,73 
3,85 8,67 2,97 3,42 7,21 5,53 
3,47 7,56 2,99 3,33 6,64 5,88 
3,35 7,34 3,08 3,32 5,88 5,91 
3,44 6,95 3,22 3,42 5,35 6,20 
3,41 6,81 3,37 3,44 5,26 6,77 

Langfristige Zinssätze') 
8,81 7,72 8,22 '1,82 9,22 
8,55 7,04 7,35 7,71 8,90 
8,10 6,58 6,88 1,37 8,91 
8,86 6,85 7,92 8,25 10,72 

10,91 9,11 9,83 9,74 14,77 
10,49 10,06 8,79 9,61 14,39 
10,45 12,62 8,95 8,75 14,43 
11,00 14,71 8,10 8,74 12,73 
10,66 13,18 7,74 8,21 12,03 12,47 
10,63 13,12 8,78 7,96 13,31 12,99 
13,98 15,30 10,21 9,24 15,96 13,79 
16,56 19,35 11,52 10,61 15,81 14,74 
16,62 20,21 9,93 9,92 15,99 12,88 
14,62 18,25 8,24 8,17 16,91 10,81 
13,34 15,57 8,10 8,02 16,36 10,69 
11,87 13,70 1,33 7,77 13,37 10,62 
9,12 11,47 6,36 7,33 11,36 9,85 

10,22 10,58 6,38 6,94 12,77 9,50 
9,22 10,54 6,29 6,67 11,74 9,36 
9,16 11,61 7,21 7,14 13,70 9,58 

10,42 11.87 8,93 8,74 14,68 11,08 
9,48 13,12 8,7' 8,62 12,43 9,92 
8,96 13,70 8,10 8,27 12,17 9,13 
7,04 11,31 6,69 6,64 10,16 7,87 
7,52 10,58 6,93 6,69 9,69 8,05 
7,66 11,79 7,20 6,47 11,04 8,26 
6,51 8,85 6,49 5,30 8,18 8,10 
6,90 10,03 6,56 5,42 9,18 8,07 
6,77 9,29 6,71 5,45 8,52 8,33 
6,47 8,79 6,57 5,42 8,11 8,19 
5,91 7,29 6,14 4,90 6,91 7,79 
5,63 7,08 5,87 4,65 '6,22 7,58 
5,85 7,07 5,95 4,71 6,00 7,39 
5,51 6,34 S,77 4,77 5,65 6,92 

Drucksache 13/9090 

Tabelle 11' 

Ver-
Schweiz Japan einigle 

Staaten 

5,36 5,91 7,57 
3,23 5,40 5,01 
1,83 4,36 4,65 
4,02 5,15 8,37 
5,98 6,83 10,25 
3,47 6,33 6,45 
1,20 5,68 5,27 
2,11 6,28 5,58 
0,62 5,12 8,17 
1,30 585 11,21 
5,03 1ö'.ü 13,07 
8,20 7,58 15,91 
4,40 7,03 12,27 
3,31 6,69 9,07 
3,77 6,46 10,36 
4,36 6,63 8,05 
3,63 5,17 6,52 
3,22 4,23 6,86 
2,58 4,53 7,73 
6,44 5,38 9,08 
8,32 7,72 8,15 
7,60 1,38 5,83 
7,20 4,46 3,68 
4,29 2,98 3,17 
3,54 2,23 4,63 
2,37 1,23 5,92 
1,43 0,59 5,39 
1,12 0,61 5,28 
1,77 0,61 5,39 
1,50 0,62 5,48 
1,33 0,52 5,41 
1,15 0,55 5,44 
0,87 0,58 5,69 
0,88 0,61 5,60 

5,72 7,05 6,58 
5,27 7,05 5,74 
4,96 6,88 5,64 
5,59 7,14 6,31 
7,13 8,19 6,98 
6,44 8,46 7,00 
4,98 8,59 6,18 
4,05 7,47 7,06 
3,33 6,37 7,89 
3,45 8,33 8,74 
4,76 8,87 10,81 
5,5'1 8,38 12,87 
4,85 8,29 12,23 
4,51 7,81 10,84 
4,58 7,20 11,99 
4,70 6,37 10,75 
4,24 4,97 8,14 
4,03 4,38 8,63 
4,02 4,68 8,98 
5,20 5,27 8,59 
6,45 7,45 8,73 
6,24 6,38 8,16 
6,40 5,09 7,52 
4,55 3,97 6,46 
4,96 4,24 7,41 
4,52 3,21 6,94 
4,00 2,99 6,80 
4,08 3,17 6,36 
4,19 3,24 7,07 
4,02 3,03 7,07 
3,70 2,51 6,68 
3,50 2,35 6,89 
3,29 2,42 7,00 
3,33 2,00 6,58 

1} Jahres- und Vierteljahresdurchschnitte. - 2} Überwiegend für Dreimonats-Schatzwechsel. Für Deutschland: Ab 1986 Fibor (Frankfurt intel"-
ba.nk offered rate). - 2} Umlaufsrendite festverzinslicher Staatsschuldpapiere mit einer Restlaufzeit von mindestens drei Jahren. 

Quelle: OECD 
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Drucksache 13/9090 

Tabelle 12' 

Deutsch-
land Belgien 

z.ettraum 

DM btrs 

1960 4,.(36 52,810 
1961 4,307 53,367 
1962 4,279 53,490 
1963 4,279 53,490 
1964 4,279 53,490 
1965 4,279 53,490 
1966 4,279 53,490 
1967 4,259 53,240 
1968 4,116 51,444 
1969 4,026 51,109 
1970 3,741 51,112 
1971 3,646 50,866 
1972 3,577 49,361 
1973 3,276 47,801 
1974 3,084 46,399 
1975 3,049 45,569 
1976 2,815 43,166 
1977 2.648 40,883 
1978 2,556 40,061 
1979 2,511 40,163 
1980 2,524 40,598 
1981 2,514 41,295 
1982 2,376 44,712 
1983 2,271 45,438 
1984 2,238 45,442 
1985 2,226 44,914 
1986 2,128 43,798 
1987 2,072 43,041 
1988 2,074 43,429 
1989 2,070 43,381 
1990 2,052 42,426 
1991 2,051 42,223 
1992 2,020 41,593 
1993 1,936 40,471 
1994 1,925 39,657 
1995 1,874 38,552 
1996 1,910 39,300 

1997 Jan 1,950 40,192 
Feb 1,952 40,287 
Mir 1,951 40,245 

Apr 1,959 40,413 
Mai 1,957 40,398 
Jun 1,963 40,512 

Jul 1,979 40,849 
Aug 1.974 40,771 
Sep 1,968 40,621 

Deutscher Bundestag -13. Wahlperiode 

Werte der Europilschen Wihrungselnhell (ECU) 
Währungseinheiten für 1 ECU 1) 

Nieder- ö.ter- Vereinigtes Fr-eh Italien lande reich Spanien Königreich 

FF Llt bll s Ptas E 
~. 

5,215 660,13 4,014 27,461 63,37 0,3772 
5,Z10 667,08 3,899 27,751 64,04 0,3812 
5,282 668,63 3,873 27,815 64,13 0,3821 
5,282 668,63 3,873 27,815 64,13 0,3821 
5,282 668,63 3,873 27,815 6(,13 0,3821 
5,282 668,63 3,873 27,815 64,13 0,3821 
5,282 668,63 3,873 27,815 64,13 0,3821 
5,257 665,51 3,855 Z1,865 65,11 0,3877 
5,080 643,05 3,125 26,751 72.02 0,4287 
5,290 638,87 3,700 26,sn 71,55 0,4259 
5,678 638,89 3,700 26,578 71,36 0,4259 
5,772 647,41 3,658 26,152 72,57 0,4286 
5,657 654,26 3,600 25,930 72,00 0,4489 
5,468 716,46 3,429 24,117 71,81 0,5023 
5,734 775,74 3,202 22,295 68,82 0,5098 
5,319 809,55 3,135 21,547 70,Z1 0,5600 
5,345 930,15 2,955 20,035 74,74 0,6216 
5,606 1 006,79 2,800 18,842 86,82 0,6537 
5,740 1 080,22 2,754 18,464 97,42 0,6639 
5,829 1138,44 2,749 18,310 91,99 0,6464 
5,869 1189,21 2,760 17,969 99,70 0,5985 
6,040 1 263,18 2,??5 17,715 102,68 0,5531 
6,431 1323,78 2,6l4 16,699 107,56 0,5605 
6,771 1349,92 2,537 15,969 127,50 0,5870 
6,872 1381,38 2,523 15,735 126,57 0,5906 
6,795 1447,99 2,511 15,643 129,1.f 0,5890 
6,800 1461,88 2,401 14,964 137,46 0,6715 
6,929 1494,91 2,334 14,571 142,17 0,7046 
7,036 1537,33 2.335 14,586 137,60 0,6644 
7,024 1510,47 2,335 14,569 130,41 0,6733 
6,914 1521,98 2.312 14,440 129,41 0,7139 
6,973 1533,24 2,311 14,431 12M? 0,7010 
6,848 1595,51 2,275 14,217 132,53 0,7377 
6,634 1 841,23 2.175 13,624 149,12 0,7800 
6,583 1915,06 2.158 13,540 158,92 0,7759 
6,525 2130,14 2,099 13,182 163,00 0,8288 
6,493 1958,80 2.140 13,435 160,74 0,8137 

6,580 1904,88 2,189 13,717 i63,69 0,7323 
6,591 1929,35 2,193 13,740 165,37 0,7170 
6,580 1948,10 2,195 13,729 165,47 0,7160 

6,597 1939,02 2,203 13,788 165,35 0,7028 
6,600 1933,46 2,201 13,776 165,23 0,7036 
6,626 1926,49 2,209 13,816 165,87 0,6913 

6,676 1926,48 2,228 13,923 166,90 0,6610 
6.655 1928,72 2224 13,894 166,82 0,6692 
6,615 1920,34 2,216 13,649 166,0.f. 0,6874 

Ver-
Schweiz Japan einigte 

Staaten 

"" y US-S 

4,619 380,23 1,056 
4,667 384,24 1,067 
4,678 385,13 1,070 
4,678 385,13 1,070 
4,678 385,13 1,070 
4,678 385,13 l,070 
4,678 385,13 1,070 
4,656 383,33 1,065 
4,499 370,40 1,029 
4,470 367,99 1,022 
4,470 368,00 1,022 
4,332 363,83 1,048 
4,284 339,72 1,122 
3,900 333,17 1,232 
3,553 347,48 1,193 
3,201 360,85 1,241 
2,794 331,21 1,118 
2,739 305,81 1,141 
2,Z72 267,08 1,274 
2,278 300,33 1,371 
2,328 315,04 1,392 
2,187 245,38 1,116 
1,986 243,55 0,980 
1,868 211,35 0,890 
1,848 187,09 0,789 
1,856 180,56 0,763 
1,761 165,00 0,984 
1,718 166,60 1,154 
1,728 151,46 1,182 
1,800 151,9' 1,102 
1,762 183,66 1,273 
1,772 166,-49 1,239 
1,818 164,22 1,298 
1,730 130,15 1,171 
1,621 121,32 1,190 
1,546 123,01 1,308 
1,568 138,04 1,269 

1,691 143,26 1,216 
1,694 143,31 1,166 
1,684 140,93 1.150 

1,673 143,75 1,145 
1,643 136,30 1,149 
1,639 129,90 1,137 

1,636 127,20 1,105 
1,623 126,46 1.073 
1,619 132,79 1,100 

1) Die vor 1981 ausgewiesenen Werte beziehen sich auf die Europiische RecbnlDlgseinheit (ERE). Zur Methode der Berechnung siehe Statisti-
sches Beiheft 5 .Devisenkursstatistik" zum Monatsberlcht der Deutschen Bundesbank. 

Quelle: Deutsche Bundesbank 

304 



Durch-
schnitt im 
Zeitraum Franzö-

US-Dollar sischer 
Franc 

1973 121,7 105,3 
1974 124,7 117,1 
1975 131,3 109,8 
1976 128,1 119,7 
1977 138,9 133,3 
1978 160,7 141,4 
1979 175,9 146,2 
1980 177,6 146,5 
1981 143,1 151,4 
1982 132,9 170,4 
1983 126,5 187,8 
1984 113,6 193,4 
1985 110,3 192,3 
1986 149,0 201,2 
1987 179,5 210,7 
1988 183,8 213,7 
1989 171,6 213,7 
1990 199,9 212,3 
1991 194,9 214,2 
1992 206,8 213,5 
1993 195,0 215,8 
1994 199,0 215,5 
1995 225,1 219,4 
1996 214,2 214,2 

1992 1. Vj. 199,1 214,4 
2. Vj. 199,7 212,3 
3. Vj. 220,3 213,6 
4. Vj. 208,2 213,9 

1993 1. Vj. 191,I 213,1 
2. Vj. 199,2 212,5 
3. Vj. 192,2 218,5 
4.Vj. 191,6 218,5 

1994 1. Vj. 186,9 214,2 
2. Vj. 194,0 215,6 
3. Vj. 206,3 215,7 
4.Vj. 208,9 216,3 

1995 1. Vj. 218,0 220,0 
2.Vj. 230,8 221,7 
3.Vj. 225,1 217,7 
4.Vj. 226,4 218,2 

1996 1. Vj. 219,5 216,0 
2.Vj. 211,7 213,5 
3. Vj. 215,1 214,3 
4. Vj. 210,6 213,0 

19911. Vj. 194,4 212,6 
2. Vj. 188,0 212,4 
3. Vj. 178,2 212,2 

Deutscher Bundestag-13. Wahlperiode 

Außenwert der D-Mark 1) 

Ende 1972 = 100 2) 

Nominaler Außenwert der D-Mark s) gegenüber ... 

ltalie- Pfund Holliin- Spani- Jopani-
nlsche Ster- discher sehe scher 

Lira ling Gulden Peseta Yen 

121,7 116,4 104,0 109,4 106,7 
139,4 125,0 103,1 111,4 117,9 
147,1 138,8 102,1 116,7 126,3 
183,3 167,4 104,3 132,9 123,2 
210,7 186,6 105,0 163,9 120,8 
234,4 196,4 107,0 190,6 109,4 
251,3 194,7 108,7 183,1 125,2 
261,0 179,2 108,6 197,2 130,5 
278,5 166,2 109,6 204,1 102,1 
308,7 178,3 109,3 226,0 107,2 
329,4 195,5 111,0 280,4 97,4 
342,1 199,6 112,0 282,4 87,4 
360,4 200,0 112,0 289,1 84,8 
380,7 238,5 112,0 322,8 81,1 
399,9 251,2 111,9 343,3 84,2 
410,7 242,2 111,8 331,5 '16,.f. 
404,5 246,0 112,0 314,8 76,8 
411,0 263,l 111,9 315,3 93,7 
414,3 258,5 111,9 313,0 85,0 
437,6 276,0 111,8 327,8 85,0 
526,7 304,7 111,6 384,3 10,5 
551,2 . 304,7 111,4 412,6 65,9 
630,5 334,6 111,3 434,9 68,6 
568,4 322,2 111,3 420,7 75,6 

416,8 263,8 111,8 315,3 83,1 
417,8 259,3 111,8 313,8 84,5 
429,0 271,5 112,0 325,I 89,3 
486,7 309,4 111,7 357,1 83,1 
523,4 313,3 111,7 356,4 77,4 
515,3 304,3 111,5 374,0 71,2 
524,0 299,7 111,6 AÖl,2 65,9 
544,0 301,4 111,5 405,5 61,3 

541,7 294,9 111,4 409,0 65.3 
535,2 302,6 111,4 410,1 65,0 
557,7 312,2 111,4 414,0 66,4 
570,2 309,0 111,3 417,4 61,0 
614,9 323,2 111,3 441,1 68,0 
662,0 339,1 111,2 440,4 63,3 
623,3 335,1 111,3 428,7 68,7 
621,9 340,3 111,2 429,2 74,5 

593,7 336,2 111,2 421,1 75,3 
566,1 325,9 111,1 418,5 73,9 
562,8 324,7 111,4 422,4 16,1 
551,1 301,9 111,4 420,1 77,1 

547,5 279,7 111,6 422,3 76,4 
546,6 269,7 111,7 422,0 13,0 
540,5 257,5 111,9 421,8 68,3 

Drucksache 13/9090 

Tabelle 13' 

Gegenüber 
18 Industrie-

lindem5) 

am EWS Schwei- be-zer teillgten nominal renJ. 1) 
Franken Lindem') 

99,7 108,1 110,7 109,5 
96,6 115,9 117,0 108,4 
88,1 115,4 119,2 103,6 
83,3 126,5 126,4 103,8 
86,8 137,5 136,2 105,4 
74,6 146,7 143,3 105,9 
16,2 151,7 150,6 106,2 
77,4 153,7 151,5 100,4 
13,0 157,9 143,1 90,7 
70,1 171,7 150,4 92,1 
69,0 184,3 155,9 92,6 
69,3 188,4 153,8 88,1 
70,0 190,6 154,0 85,6 
69,5 198,4 168,2 90,8 
69,6 204,9 178,9 94,0 
69,9 206,7 171,4 91,5 
13,0 205,5 175,7 89,1 
12,1 205,7 185,5 91,9 
12,5 206,5 183,1 89,9 
15,S 210,3 188,7 93,2 
75,0 223,8 193,4 96,2 
10,1 226,1 193,4 96,4 
69,2 234,5 203,9 101,0 
68,9 227,0 199,3 pa.o 
75,4 201,6 184,7 91,1 
16,8 207,0 184,8 91,3 
74,7 209,3 190,5 94,2 
75,1 217,2 194,6 95,9 

77,3 22.1,-4 195,2 91,1 
15,1 220,7 192,7 95,9 
73,9 225,5 192,1 95,8 
73,2 227,7 193,6 96,1 

10,1 224,8 189,9 94,9 
71,1 224,7 191,6 95,6 
10,5 227,0 195,7 9'1,8 
70,4 227,8 196,3 97,6 

70,5 233,7 202,0 100,4 
69,4 238,0 205,3 101,1 
69,2 233,1 203,4 100,8 
61,8 233,2' 205,0 101,1 

68,0 230,0 202,4 99,8 
68,6 226,6 198,4 97,5 
68,5 226,6 199,5 98,2 
70,5 224,9 197,0 96,4 

12,1 224,3 193,0 94,9 
70,8 224,3 190,3 93,2 
69,2 223,6 185,8 91,4 

1) Zur Berechnungsmethode siebe „Aktualisierung der Außenwertberechnungen für die D-Mark und fremde Wihnmgen" im Monatsbericht 
der Deutschen Bundesbank, 41. Jg„ Nr. 4, April 1989. 

2) Für Ende 1972 wurden grundsl.tzlich die damaligen Leitkurse zugrunde gelegt, für das Pfund sterling, das 1rische Pfund und den kanadi-
schen Dollar, deren Wechselkurse freigegeben waren, statt dessen die Marktkurse von Ende 1972. 

3 ) Die Indizes für die Lindergruppen wurden als gewogene geometrische Mittel der bilateralen nomtn•Jen Außenwerte mrechnet. 
4) EU-Linder ohne Finnland, Griechenland, Italien, Schweden und Vereinigtes Königreich, der gewogene Außenwert wird für den gesamten 

dargestellten Zeitraum gegenüber den gleichen Wihrungen ausgewiesen. 
5) EU-Linder, Japan, Kanada, Norwegen, Schweiz, Vereinigte Staaten. 
') Nominaler Außenwert der D~Mark. gegenüber 18 lndustrielindem bereinigt um das Verhiltnis der Preisentwicklung der Verbraucherpreise 

in Deutschland zu der in den 18 Industrielindern. Im einzelnen siehe dazu: „Reale Wechselkurse als Indikator der tntemationalen Wett-
bewerbsf6bigkeit" im Monatsbericht der Deutschen Bundesbank. 46. Jg., Nr. 5, Mai 1994. 

Quelle: Deutsche Bundesbank 
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Tabelle 14• 

Niederlande Belgien') Irland') Dänemark Portugal~ 
Zeitraum 

100 hfi 100b!rs 1 Irt: 100 dkr 100Esc 
- - . 

1960 110,587 8,365 60,512 14,589 
1961 110,658 8,069 58,266 14,053 
1962 110,974 8,035 57,938 13,998 
1963 110,712 7,995 57,750 13,915 
1964 110,220 7,991 57,481 13,836 
1965 110,954 8,048 5'1,112 13,928 
1966 110,490 8,025 57,885 13,930 
1967 110,651 8,025 57,135 13,871 
1968 110,308 7,997 ' 53,347 13,846 
1969 108,302 7,829 52,197 13,784 
1970 100,852 7,345 48,631 12,772 
1971 99,618 7,170 ,7,024 12,439 
1972 99,367 7,2'7 45,923 11,845 
1973 95,397 6,835 44,046 10,929 
1974 gG,365 6,649 42,535 10,267 
1975 97,301 6,692 42,850 9,682 
1976 95,271 6,524 41,657 8,386 
1977 84,610 6,(80 38,696 6,112 
1978 92,832 6,382 36,438 4,602 
1979 91,373 6,253 3,760 34,872 3,759 
1980 91,459 6,217 3,735 32,245 3,635 
1981 90,611 6,090 3,638 31,735 3,677 
198l 90,904 5,323 3,446 29,138 3,072 
1983 89,503 4,998 3,178 27,926 2,325 
1984 88,700 4,926 3,083 27,479 1,9'2 
1985 88,664 4,957 3,113 27,766 1,717 
1986 88,639 4,859 2,906 26,815 l,451 
1987 88,744 4,813 2,671 26,275 1,275 
1988 88,850 4,777 2/575 26,089 l,219 
1989 88,648 4,772 2,665 25,717 1,194 
1990 88,755 .(,837 2,673 26,120 l,133 
1991 88,742 4,857 2,671 25,932 1,149 
1992 88,814 4,857 2,656 25,869 1,157 
1993 89,017 4,785 2,423 25,508 l,031 
1984 89,171 4,8530 2,4254 25,513 0,9774 
1995 89,272 4,8604 2,2980 25,510 0,9555 
1996 89,243 4,8592 2,4070 25,9'5 0,!1754 
1984 1. Vj. 89,160 4,8385 2,4625 25,635 0,9838 

2. Vj. 89,127 4,8576 2,4382 25,521 0,9707 
3. Vj. 89,139 4,8548 2,3920 25,373 0,9779 
4. Vj. 89,265 4,8614 2,4119 25,537 0,9776 

1995 1. Vj. 89,198 4,8524 2,3269 25,221 0,9621 
2. Vj. 89,328 4,8635 2,2719 25,519 0,8483 
3. Vj. 89,275 4,8629 2,3073 25~751 0,9588 
4. Vj. 89,284 4,8635 2,2840 25,791 0,9523 

1996 1. Vj. 89,313 4,86U 2,3190 25,863 0,9640 
2. Vj. 89,378 4,8645 2,3913 25,919 0,9728 
3. Vj. 89,150 4,85.(8 2,4090 25,922 0,9753 
4. Vj. 89,140 4,8532 2,5169 26,083 0,9900 

1997 1. Vj. 88,982 4,8481 2,64.30 26,219 0,9970 
2. Vj. 88,908 4,8459 2,6110 26,257 0,9932 
3. Vj. 88,798 4,8439 2,6680 26,257 0,9873 

-

Amlllche Devisenkurse an 
Kassa-Mittel 

Telegrafische 

Ver-
Spanien~) 

einigt es Italien 5) König-
reich~} 

100 Ptas u:: 1 ()()() Llt 

11,709 6,719 
11,271 6,478 
11,225 6,441 

6,654 11,162 6,414 
6,640 11,098 6,367 
6,669 11,167 6,39" 
6,672 11,167 6,404 
6,552 10,961 6,389 
5,730 9,558 6,406 
5,619 9,381 6,257 
5,234 8,736 5,816 
5,032 8,505 5,630 
4,965 7,974 5,467 
4,567 6,514 4,569 
4,495 6,055 3,985 
4,288 5,449 3,769 
3,171 4,553 3,042 
3,085 4,051 2,632 
2,624 3,853 2,368 
2,732 3,888 2,207 
2,536 4,227 2,124 
2,4SO 4,556 1,992 
2,215 4,242 1,796 
1,783 3,871 1,683 
1,769 3,791 1,620 
1,728 3,785 1,5384 
1,549 3,184 1,4557 
1,457 2,941 l,3862 
1,508 3,124 1,3495 
1,5118 3,081 l,3707 
1,586 ' 2,877 1,3481 
1,597 2,926 1,3377 
1,529 2,753 l,2720 
1,303 2,483 1,0526 
1,2112 2,4816 1,0056 
1,1499 2,2620 0,8814 
1,1880 2,3478 0,9751 
1,2221 2,5643 1,0232 
1,2190 2,4983 1,03.55 
1,2073 2,4216 0,9938 
1,1973 2,4462 0,9720 
1,1337 2,3409 0,9042 
1,1352 2,2297 0,8378 
1,1659 2,2526 0,8895 
1,1&&7 2,2212 0,8912 

1,1870 2,2484 0,9336 
1,1944 2,3202 0,9790 
1,1833 2,3283 0,9847 
1,1880 2,5057 1,0056 

1,1836 2,7033 1,0124 
1,1-844 2,8032 1,0139 
1,1849 2,9370 1,0254 

') J&hresdW"Ch9c:bnitte aus den tl.gliclMm Notienmgen. VlertelJahre aus den Monatsdurchschnitten errechnet. Weitere Erläuterungen siehe 
Statiatischu Beiheft 5 „Devisenkunst&tisl:i.M ZWIJ.,Manatsberlcht .der Deutschen Bundesbank. 

') Ab 199.f: Notierung mit vier Stellen hinter dem KQmma.. 
1') Erstmalige Notierung am 13. :Mhz 1919. Ab 1994 Notierung mit vier Stellen hinter dem_ Komma. 
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der Frankfurter Börse 
kurseinDM') 
Auszahlung 

Kanada Vereinigte 
Staaten 

1kan$ 1 US-$ 

4,3026 4,1704 
3,9752 4,0221 
3,7412 3,9978 
3,6959 3,9864 
3,6852 3,9748 
3,7054 3,9943 
3,7115 3,9982 
3,6961 3,9866 
3,7054 3,9923 
3,6446 3,9244 
3,4966 3,6463 
3,4459 3,4795 
3,2200 3,1889 
2,6599 2,6590 
2,6486 2,5897 
2,4218 2,4631 
2,5541 2,5173 
2,1860 2.3217 
1,7649 2,0084 
1,5651 1,8330 
1,5542 1,8158 
1,8860 2,2610 
1,9694 2,4287 
2,0738 2,5552 
2,1979 2,8456 
2,1577 2,9424 
1,5619 2,1708 
1,3565 1,7982 
1,4307 1,7584 
1,5889 1,8813 
1,3845 1,6161 
1,4501 1,6612 
1,2917 1,5595 
1,2823 1,6544 
1,1884 1,6218 
1,0433 l,4338 
1,1027 l,5037 

1,2870 1,7242 
1,2026 1,6617 
1,1388 1,5621 
1,1282 1,5432 
1,0518 1,4803 
1,0176 1,3962 
1,0566 1,4323 
l,0497 1,4238 
1,0723 1,4685 
1,1154. 1,5223 
l,0930 1,4979 
l,1334 1,5305 

1,2208 1,6586 
1,2365 1,7139 
1,3060 1,8083 

Norwegen 

100nkr 

58,471 
56,318 
56,015 
55,165 
55,540 
55,868 
55,921 
55,151 
55,895 
54,934 
51,043 
49,588 
48,417 
46,263 
46,859 
47,104 
46,144 
43,634 
38,336 
36,206 
36,784 
39,377 
37,713 
34,991 
34.893 
34,210 
29,379 
26,687 
26,942 
27,230 
25,817 
25,580 
25,143 
23,303 
22,982 
22,614 
23,292 

23,139 
23,052 
22,822 
22,927 

22,685 
22,371 
22,710 
22,672 

22,885 
23,291 
23,253 
23,778 
25,010 
24,182 
24,220 

Deutscher Bundestag-13. Wahlperiode Drucksache13/9090 

Tabelle 14* 

... 

Frankreich Schweden Ja.pcm ') Österreich Schweiz 
Zeltro.um 

-- ,„,„. 

lOOFP 100 skr lOOlr lOOS 100 sfr 

85,047 80,709 16,067 96,564 1960 
82,001 77,848 15,511 93,133 1961 
81,590 11,551 15,487 92,461 1962 
81,350 76,837 15,437 92,249 1963 
81,113 11,111 15,390 92,035 1964 
81,503 77,442 15,468 92,309 1965 
81,377 71,402 15,477 92,421 1966 
81,040 77,237 15,431 92,111 1967 
80,628 77,260 15,447 92,507 1968 
75,815 75,911 l,0305 15,174 91,002 1969 
65,966 70,324 1,0183 14,107 64,601 1970 
63,163 68,192 0,9996 13,940 84,578 1971 
63,238 67,055 1,0534 13,800 83,537 1972 
59,136 60,959 0,9795 13,645 84,005 1913 
53,886 58,351 0,8888 13,859 87,010 1974 
57,411 59,282 0,8301 14,129 95,252 1975 
52,768 57,803 0,8500 14,039 100,747 1976 
47,256 51,997 0,8671 14,051 96,843 1977 
44,582 44,456 0,9626 13,837 112,924 1978 
43,079 42,766 0,8424 13,712 110,229 1979 
43,013 42,943 0,8064 14;049 108,478 1980 
41,640 44,747 1,0255 14,191 115,252 1981 
36,995 38,894. 0,9766 14,227 119,721 1982 
33,559 33,294 1,0764 14,215 121,614 1983 
32,570 34,386 1,1974 14,222 121,181 1984 
32,764 34,160 l,2338 14,230 120,016 1985 
31,311 30,449 1,2915 14,223 120,918 1986 
29,900 28,341 1,2436 14,217 120,588 1987 
29,482 28,650 1,3707 14,222 120,060 1988 
29,473 29,169 1,3658 14,209 115,042 1989 
29,680 27,289 1,1183 14,212 116,501 1990 
29,409 27,421 1,2346 14,211 115,740 1991 
29,500 26,912 1,2313 14,211 111,198 1992 
29,189 21,248 1,4945 14,214 111,949 1993 
29,238 21,013 1,5870 14,214 118,712 1994 
28,718 20,116 1,5293 14,2a 121,240 1995 . 
29,406 22,434 1,3838 14,214 121,891 1996 
29,403 21,528 1,6028 14,222 118,640 1994 1. Vj. 
29,223 21,296 1,6102 14.217 117,968 2. Vj. 
29,201 20,353 1,5761 14,212 119,095 3. Vj. 
29,125 20,929 1,5610 14,207 119,123 4. Vj. 
28,633 20,060 1,5396 14,210 119,065 1995 1. Vj. 
28,419 19,136 1,6537 14,217 120,967 2. Vj. 
28,936 19,940 l,5256 14,218 121,279 3, Vj. 
28,878 . 21,309 1,4037 14,211 123,728 4. Vj. 
29,162 21,660 1,3888 14,219 123,373 1996 1. Vj. 
29,510 22,610 1,4168 14,213 122,390 2. Vj. 
29,396 22,579 1,3741 14,211 122.497 3. Vj. 
29,572 22,909 1,3570 14,212 119,045 4. Vj. 
29,631 22,509 l,3696 14,211 115,461 1997 !. Vj. 
29,657 22,258 1,4367 14,209 118,616 2. Vj. 
29,686 23,063 1,5335 14,211 121,370 3. Vj. 

··--· 
~) Erstmalige Notierung am 18. Februar 1963. Ab 1994 Notierung mit vier Stellen hintec dem Komma. 
5) Gemi.6 Beschluß des Bönenvorstands der Frankfurter Wertpapierbörse wird ab Mai 1985 der Kurs der Italienischen Lira mit vier Stellen 

hinter dem Komma festgestellt. 
') Erstmalige Notierung am 1. Dezember 1969. Quelle: Deutsche Bundesbank. 
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Tabelle 1s· 
Industrleprodukllon 1n augewlhlten Industrlelindern 

1991';'100 

Zeit- Deutsch- ! Belgien 'Frankreich Italien 1 .aeder-1 öster-TSpani jvere~I Schweiz') 1 
raum land 1} lande reich en Königreich 

-
1960 39,7 41,0 39,8 32,4 31,9 29,6 18,4 60,0 44 
1961 .(2,3 43,6 42,I 35,9 . 32,9 30,8 21,0 60,0 47 
1962 ..(4,0 46,0 44,6 39,4 34,8 31,7 23,3 60,5 49 
1963 45,6 49,7 46,3 42,9 36,6 33,2 25,3 63,2 52 
1964 49,I 52,1 49,0 43,3 40,2 35,7 28,6 67,4 54 
1965 51,8 54,0 "9,8 45,3 42,5 37,3 32,1 69,5 56 
1966 52,3 55,1 52,8 50,7 45,0 39,0 36,9 70,6 58 
1967 51,0 56,0 54,2 54,6 46,8 39,3 38,0 70,0 60 
1968 56,0 59,1 55,9 

""· 7 
52,3 42,2 .f.1,1 73,2 62 

1969 63,2 64,9 62,1 59,8 58,6 46,9 47,5 75,7 68 
1970 66,9 66,8 65,6 63,8 64,0 51,1 51,1 76,l 74 
1971 61,5 68,0 69,9 63,4 67,8 54,1 54,4 15,1 75 
1972 70,0 73,1 73,7 66,5 71,1 58,5 63,2 n,o 77 
1973 74,4 n,6 78,7 73,0 76,2 60,6 70,3 84,0 81 
1974 73,2 81,2 80,6 15,9 80,0 64,0 75,5 82,3 82 
1975 68,6 ?3,3 74,8 69,1 76,2 59,9 72,6 77,9 72 
1976 73,3 78,9 81,4 77,2 82,3 63,9 76,3 80,4 72 
1977 75,2 79,3 82,5 77,2 82,3 66,3 80,4 84,6 76 
1978 76,7 81,2 84,5 78,7 83,1 67,7 82,2 87,0 77 
1979 80,6 84,9 88,3 84,0 86;0 72,9 82,8 90,3 78 
1980 80,6 83,8 90,2 88,3 85,3 74,9 83,9 84,4 82 
1981 79,1 81,5 89,3 86,4 83,7 73,7 83,0 81,8 82 
1982 76,S 81,5 88,7 83,8 80,4 73,0 82,1 83,4 18 
1983 77,0 83,1 88,1 81,7 81,9 73,8 84,3 86,3 78 
1984 79,3 85,2 88,4 84,5 86,0 77,7 85,0 86,3 80 
1985 83,2 87,2 90,1 85,6 90,2 81,2 86,7 91,2 85 
1986 84,6 88,0 90,7 89,1 90,4 82,1 89,4 92,5 88 
1987 85,0 89,8 91,8 91,4 91,3 82,9 93,6 96,3 89 
1988 88,0 95,1 96,1 97,8 91,4. 86,5 96,4 101,2 96 
1969 92,4 98,4 99,6 101,6 96,1 91,6 100,7 103,.( 97 
1990 97,2 102,0 101,1 100,9 98,3 98,4 100,7 103,4 100 
1991 100 100 100 100 100 100 100 100 100 
1992 98,4 100,0 98,7 98,7 99,8 98,9 97,2 100,4 99 
1993 90,8 94,8 94,9 96,6 98,6 96,9 92,6 102,6 97 
1994 94,4 96,5 98,1 102,6 102,8 100,8 99,4 108,I 102 
1995 96,3 102,8 100,7 108,9 104,9 106,2 104,0 110,3 104 

1996 96,4 104,4 101,1 105,8 108,4 107,6 103,3 111,? 103 

1993 1. Vj. 88,8 98,8 99,l 102,<I 104.,0 95,2 93,3 104,2 92 
2.Vj. 90,7 98,9 95,9 102,2 97,2 98,7, 95,2 99,9 95 
3.Vj. 88,6 86,0 85,8 82,2 87,6 91,5 84,8 97,7 96 
4.Vj. 95,1 95,3 99,0 99,6 105,8 103,5 97,3 106,5 106 

19941.Vj. 90,6 101,7 99,6 102,3 106,5 97,6 97,7 108,8 95 
2.Vj. 94,3 100,4 99,8 108,4 101,7 101,8 102,6 106,2 101 
3.Vj. 92,5 86,1 90,2 90,4 91,5 95,1 91,6 103,6 99 
4.Vj. 100,1 97,7 105,0 109,2 111,5 110,1 105,6 113,8 110 

19951. Vj. 96,4 105,1 106,4 111,4 108,9 103,9 107,8 114,3 99 
2.Vj. 97,0 108,7 101,9 114,3 1().(,4 109,4 108,6 107,5 105 
3.Vj. 93,0 90,6 91,1 95,7 92,4 101,5 94,1 104,4 104 
4.Vj. 98,9 106,8 103,4 114,0 113,7 111,1 105,7 115,0 107 

19961.Vj. 94,0 103,5 105,1 111,1 114,7 103,4 104,9 115,6 102 
2.Vj. 95,9 108,4 101,6 112,6 108,2 110,4 105,4 108,6 102 
3.Vj. 95,3 96,3 92,4 91,7 95,2 101,3 94,9 105,2 100 

' 4.Vj. 100,3 109,3 105,6 107,7 115,3 116,3 107,9 117,5 110 

19971.Vj. 94,0 106,7 104,6 110,7 114,5 ... 105,8 114,7 101 
2.Vj. 102,0 109,6 106,0 115,5 110,9 ... 115,1 110,1 111 

.. ~ 

1) Bi1 1990 frßherea Bundesgebiet. 
1) Ohne dle Bereiche: Bergbau; Gewinnung von Steinen und Erden. 
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Japan 1 Vereinigte 
Staaten 

12,4 37,7 
14,8 37,9 
16,1 '41,0 
17,9 43,5 
20,7 46,4 
21,5 51,0 
24,3 55,5 
29,0 56,7 
33,5 59,9 
38,9 62,7 
44,2 60,6 
45,3 61,4 
48,7 67,3 
55,9 72,9 
53,7 71,7 
47,8 65,4 
53,I 71,4 
55,3 11,3 
58,8 81,8 
63,1 84,6 
66,0 82,2 
66,7 83,6 
66,9 79,1 
69,1 82,0 
75,6 89,4 
78,3 90,8 
78,2 91,8 
80,9 96,1 
89,8 100,4 
94,1 102,2 
98,1 102,0 

100 100 
94,2 103,3 
90,3 106,7 
91,4 112,0 
94,4 115,7 
9?,0 118,9 

91,0 105,6 
89,8 105,9 
90,6 107,9 
89,1 107,4 

88,1 109,4 
88,9 111,3 
92,9 114,0 
94,8 113,6 

94,0 114,9 
93,4 114,7 
93,9 117,6 
96,2 115,7 

95,3 116,4 
94,3 118,2 
97,4 121,0 

100,8 120,1 

101,1 121,7 
100,5 123,2 

Quelle: OECD 
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Jahr 

1961 
1962 
1963 
1964 
1965 
1966 
1967 
1968 
1969 
1970 
1971 
1972 
1973 
1974 
1975 
1976 
1971 
1978 
1979 
1960 
1981 
1982 
1983 
1984 
1985 
1986 
1987 
1988 
1989 
1990 
1991 
1992 
1993 
1994 
1995 
1996 

1961 
1962 
1963 
1964 
1965 
1966 
1967 
1968 
1969 
1970 
1971 
1972 
1973 
1974 
1975 
1976 
1977 
1978 
1979 
1980 
1981 
1982 
1983 
1984 
1985 
1986 
1987 
1988 
1989 
1990 
1991 
1992 
1993 
1994 
1995 
1996 

Zur Preis- und Lohnentwicklung In ausgewAhlten Industrieländern 
1990 = 100 

Deutsch- f j land 1) Belgien Frank- r 
reich Italien f Nieder- f lande ~- r Spanien ~= Scllwelz 1 -

Verbraucherpreise 
38,l 23,6 14,9 7,6 25,9 28,0 5,7 10,2 32,3 

' 24,0 15,1 8,0 26,5 29,3 6,0 10,6 33,7 
39,6 24,5 16,5 8,5 27,4 30,1 6,6 10,9. 34,9 
40,5 25,5 17,1 9,0 29,0 31,2 6,8 11,2 36,0 
41,8 26,5 17,5 9,4 30,7 32.8 7,6 11,8 37,2 
43,3 27,7 17,9 9,7 32,4 33,5 8,2 12,2 i&,g 44,0 28,5 18,4 10,0 33,6 34,8 8,7 12,S 
44,7 29,2 19,3 10,2 34,8 35,8 9,2 13,1 41,5 
45,6 30,3 20,4 10,4 37,4 36,9 9,4 13,B 42,5 
47,2 31,5 21,6 10,9 38,8 38,5 9,9 14,7 44,1 
49,6 32,9 22,8 11,5 41,7 40,3 10,7 16,1 47,0 
52,3 34,7 24,2 12,1 «,9 42,9 11,6 17,2 50,1 
56,0 37,1 26,0 13.4 48,5 46,1 12,9 ...ill! 54,5 
59,9 tl:t 29,5 16,0 53,2 50,5 14,9 21,8 59,8 
63,4 32,9 18,7 58,6 ~:i 17,5 27,1 63,8 
66,1 51,4 36,1 21,8 63,9 20,6 31,6 64,9 
68,6 55,1 39,5 25,6 68,0 62,0 25,6 36,6 65.I 70,5 57,5 43,2 28,7 70,8 64,2 30,7 39,6 . 
73,4 60,1 47.6 32,9 73.8 66,6 35,5 44,9 68,9 
11,3 64.,1 54,3 39,9 78,6 70,8 41,1 53,0 71,6 
82,2 69,0 61,5 47,0 63,9 75,6 47,0 59,3 ~ 86,5 75,0 68,9 54,7 88,8 79,7 53,8 64,4 ,6 
89,4 80.6 75,4 62,7 91,3 82,4 60,4 67,4 ·83,0 
91,5 85,9 81,2' 69,5 94,3 87,0 67,2 70,7 85,4 
93,5 90,1 85,9 75,9 96,4 69.8 73,1 75,0 88,3 
93,3 91,3 88,1 80,3 96,5 91,4 79,5 77,6 89,0 
93,6 -1b1 91,0 84,1 95,8 92,6 83,7 80,8 90,3 
94,7 93,8 93,5 88,4 96,6 94,4 87,7 84,7 92,0 
97,4 96,7 96.7 93,9 1Z&·6 96,8 93,7 91,3 94,9 

100 100 100 100 100 100 100 100 
103,6 103,2 103,2 106,3 103,1 103,3 105,9 105,9 !Y&:Y 107,B 105,7 105,7 111,7 106,4 107,5 112,2 109,8 
111,6 108,6 107,9 116,7 109,2 111,4 117,3 111,5 113,8 
114,6 111,2 109,7 121,4 112,2 114,7 122,9 11.f,3 11.f,7 
116,6 112,8 111,6 127,8 114.4 117,3 128,6 118,2 116,8 
118,2 115,2 1)3,9 132,8 116,8 119,4 133,2 121,1 117,B 

Erzeuger~/Großhandelspreise 2) 

43,9 38,1 20,6 8,9 38,8 40,4 10,8 12,1 50,8 
44,3 38,3 20,8 9,1 38,9 42,6 11,3 fä:~ n:~ 44,6 39,2 21,4 9,5 39,9 41,9 12,4 
45,l 40,1 22,1 9,9 42,3 44,1 12,l 12,1 53,2 
46,2 40,1 22,3 10,0 43,5 45,8 13,3 13,2 53,7 
46,9 40,5 22,9 10,2 45,7 46,1 13,6 13,5 54,8 
46,4 40,5 22,7 10,I 46,1 47,2 13,7 13,7 55,0 
46,2 41,0 22,3 10,I 47,0 47,7 14,0 14,2 54,9 
47,0 42,4 24,7 10,5 l5.g 48,8 14,4 14,8 55,8 
49,3 45,0 26,6 11,3 ' 51.1 14,6 15,8 57,8 
51,4 45,8 27,1 11,7 50,1 53,8 15,4 17,2 60,1 
52,8 47,7 28.4 12,2 52,7 55,9 16,5 18,1 62,6 
56,3 51,2 32,6 14,3 56,2 56,6 18.2 19,5 ~7,9 
63,8 61,5 42,1 20,1 iH 65,2 -*.i 23,8 77,4 
66,8 64,1 39,6 21,8 65·1 29,3 78,3 
69,3 67,2 42,5 26,8 ~ . 26,5 34,2 77,5 
71,2 69,0 45,0 31,4 70,7 75,6 31,9 40,6 71,5 
72,0 69,4 46,9 34,1 70,6 76,3 37,1 44,3 76,4 
75,4 72,1 u-2 39,4 li:8 79,5 42,5 49,5 77,9 
81,1 73,8 . 47,3 96,4 49,9 57,4 81,3 
87,5 82,9 67,9 55,5 91,7 93,3 57,7 63,6 85,9 
92,6 92,2 75,2 63,2 96,0 96,3 64,9 69,0 89,1 
94,0 98,0 81,8 69,3 97,3 96,9 74,0 73,5 90,1 
96,7 103,9 89,4 16,5 102.1 100,5 83,0 71,9 92,1 
99,1 106,8 93,3 82,1 103,0 1~:~ 89,7 82,7 94,6 
96,5 97,1 90,7 81,4 97,4 90,5 83,8 93,4 
94,2 92,9 91,3 83,6 95,6 95,7 91,2 86,7 92,1 
95,3 94,0 96,0 _§M 97,2 95,5 94,0 89,8 94,7 
98,4 99,4 101,3 93,1 100,6 97,2 91,9 94,1 97,7 

100 100 100 100 100 100 100 100 100 
102,5 98,9 98,7 105,2 101,5 100,8 101,5 105,.-1 101,3 
103,9 99,1 97.1 107,.& 101,8 100,6 102,9 108,7 102,0 
103,9 98,2 94,4 112,9 100,8 100,2 105,5 113,0 102,5 
104.,5 99,5 95,4 117,2 101,5 101,5 110,0 115,8 102,0 
106,3 101,7 101,2 129,3 104,1 101,9 117,0 120,1 101,9 
105,6 102,3 98,5 134,0 105,9 101,9 118,9 123,9 100,1 

Tabelle 16' 

Japan 'Vereinigte Stuten 
„ 

20,9 22,9 
22,3 23,1 
23,9 23,5 
24,8 23,7 
26,5 24,1 
27,8 24,9 
29,9 25,5 
30,5 26,6 
32.1 28,l 
34,6 29,7 
36,8 31,0 
38,5 32,0 
43,0 3.(,0 
53,0 37,8 
59,2 '1,2 
64,8 43,6 
70,1 46,4 
73,0 49,9 
15,1 ü:t 81,6 
85,6 69,6 
88,0 73,9 
89,7 76,2 
91,7 79,5 
93,5 82,4 
94,1 83,9 
94,2 87,0 
94,9 90,5 
97,0 94,9 

100 100 
103,3 104,2 
105,1 107,4 
106,4 110,6 
107,1 113,4 
107,0 116,6 
107,2 120,0 

49,0 21,2. 
48,1 27,2 
48,5 27,2 
48,5 27,2 
48,5 21,8 
49,4 28,7 
50,1 28,7 
50,3 29,5 
51,1 30,6 
53,2 31,7 
52,7 32,8 
53,5 34,2 
61,8 38,7 
19,0 46,0 
80,6 50,3 
84,8 52,6 
87,2 55,8 
96,5 60,2 
91,0 61,1 

104,5 77,3 
105,6 84,3 
106,1 96,0 
105,3 87,1 
105,3 89,2 
104,5 88,7 

99,6 86,2 
96,7 88,4 
96,4 92,0 
98,4 96,6 

100 100 
101,1 100,2 
100,2 100,8 

98,5 102,3 
96,8 103,6 
96,1 101,3 
95,4 109,8 -- """- „ . •<•-„ '"" "'""'"'" '"'""'· '' """'"'""'rn·mm' " ' '~" ,, "' „ 

1} Früheres Bundesgebiet - Quelle: Nationale Veröffentlichungen. 
2} Erzeugerpreise: Deutschland, Belgien, Frankreich (bis 1979 für Industriegüter, ab 1980 für Indu,striehalbwaren}, Niederlande, Schweiz, 

Spanien, Veremt.gtes Königreich, Japan, Vereinigte Staaten. Großhandelspreise: Ita..ll8n, österretch. 
3} Für Österreich und Vereinigte Staaten: Index der Ausfuhrpreise und Index der Einfuhrpreise. 
4} Italien: Tarifliche Stundenlöhne. - Österreich, Japan, Vereinigtes Königreich: Bruttomonatsverdienste. 
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noch Tabelle 16' 
Zur Preis- und Lolw.entwl.cklung In ansgewlhlten Industrieländern 

1990~ 100 

Jahr Deuts<h-1 Bel 1 landl) gien Frank- 1 
reich Italien 1 =-] =~ 1 Spanien ~~tchi Schweiz j 

Durchschnittswerte der Ausfuhr 
1971 53,1 39 21,5 11,9 48 63,0 19,5 18,9 59,5 
1972 54,6 40 ~e·g 12,2 49 8',0 20,2 19,9 62,3 
1973 51,3 '3 1.4,5 52 67,6 22,9 22,4 8',2 
1974 86,8 53 ~~ 20,5 67 78,8 28,2 28,5 72,6 
1975 72,3 55 22,8 """1lf 81,7 30,3 35,0 74,4 
1976 70,7 -i! «.S 27,8 74 81,7 31,2 42,0 74,4 
1977 72,.4 "8,8_ 33,2 ~ 84,2 36,8 .49,7 75,3 
1978 13,1 59 51,3 35,6 ~ 41,3 54,4 72,6 
1979 77,0 ~ 56,2 -1H -M <&5,2 60,3 75,3 
1980 84,3 -i! 92,1 53,8 68,7 82,8 
1981 89,6 78 62,0 107 97,7 62,3 7.(,8 85,6 
1982 93,5 89 79:6 71,5 111 102,1 68,4 80,0 88,4 
1983 94,7 96 87,3 76,8 111 101,8 79,5 86,5 90,2 
1984 95,3 104 95,0 84,1 119 105,4 89,9 93,3 94,9 
1985 101,8 106 98,3 91,0 122 107,3 95,8 98,2 93,0 
1986 98,5 98 93,3 86,1 103 104,8 91,5 88,6 91,2 
1987 96,0 93 92,6 87,7 94 !~:i 93,6 92,1 85-8 1988 96,1 96 96,1 92,1 94 98,0 92,5 
1989 101,1 103 101,8 97,9 101 100,3 102,7 96,6 99,0 
1990 100 100 100 100 18& 100 100 100 100 
1991 99,4 98 99,6 102,9 96,1 98,6 101.1 102,8 
1992 98,7 97 96,9 103,7 95 94,8 99,6 103,0 103,1 
1993 94,2 ... 93,8 115,4 ""§2" 90,6 1().(,4 115,6 103,0 
1994 93,3 ... 100,3 119,7 92 . .. 109,2 117,8 102,3 
1995 95,4 ... 102,0 130,8 94 . .. - 116,1 125.S 100,1 
1996 ... ... 101,9 136,5 94 . .. 119,3 127,6 101,l 

Durehschnlttswerte der Einfuhr 
1971 50,7 38 27,2 10,6 46 60,6 18,3 18,2 62,2 
1972 51,0 38 -ii 10,9 46 60,9 18,3 19,0 63,1 
1973 54,7 40 1.fi,2 50 63,1 20,9 24,1 67,8 
1974 70,3 52 &i 24,4 67 75,2 29,8 34,9 80,8 
1975 72,3 55 25,8 """111 78,0 31,9 39,6 77,1 
1976 74,0 58 46,9 32,5 7< 79,7 35,3 48,5 73,4 
1977 76,5 Oll 52,, 37,7 -ij 82,7 41,8 55,9 78,0 
1978 7.(,3 59 52,9 39,5 -m· 45,8 57,5 ~H 1979 82,7 64 58,3 ~ -M -- 47,0 61,2 
1980 96,8 ....,. 69,0 96,4 "64,1 67,0 89,1 
1981 110,1 84 81,8 78,6 111 106,5 82,7 72,4 86,4 
1982 110,8 97 92,5 88,5 113 106,9 93,1 78,l 85,4 
1983 110,.fi 104 100,1 92,7 114 105,6 113,l 85,2 86,4 
1984 116,9 112 109,9 103,2 120 109,6 126,8 92,5 90,1 
1985 119,9 114 111,2 110,9 122 113,8 128,6 96,8 92,9 
1986 100,7 98 93,6 91,2 100 104.S 106,6 92,3 83,6 
1987 SH 92 92,2 90,0 94 -m 102,8 94,6 80,8 
1988 95 94,7 93,6 94 101,6 93,9 92,9 
1989 102,6 102 102,0 100,7 103 102,6 103,5 97,7 100,7 
1990 100 100 100 100 100 100 100 100 100 
1991 101,7 99 99,0 99,2 100 100,2 97,2 101,2 100,1 
1992 98,6 95 95,2 98,7 ~ 98,8 95,9 102,1 102,3 
1993 93,2 ... 90,5 110,2 95,5 101,0 111,6 100,1 
1994 95,0 ... 94,2 114,7 92 . .. 106,9 115,3 95,3 
1995 95,6 ... 95,8 . .. 92 . .. 111,5 126,6 93,1 
1996 ... . .. 96,4 . .. 92 . .. 114,2 127,3 93,l 

Bruttostundenverdienste 1n der lndustrle 4) 

1971 34,8 22,0 12,6 6,6 -*.i 25,8 5,2 10,7 i~:g 1972 37,9 25,1 lH 7,3 28,8 6,0 12,1 
1913 41,8 29,2 8,9 42.B 32,5 1,2 13,7 ~M 1974 46,1 35,3 19:1 10,7 50,1 37,6 9,1 16,2 
1975 49,7 42,4 23,0 13,8 56,9 42,7 11,7 ~:ä 54,8 
1976 52,9 47,1 28,8 16,6 62,0 46,5 15,2 ~:~ 1977 56,6 51,4 30,6 21,2 86,3 50,5 19,8 26,0 
1978 59,6 ~:§ 35,0 24,7 70,2 53,4 25,0 29,9 59,7 
1979 63,1 40,3 29,5 73,3 56,5 30,9 M:a 61,8 
1980 67,2 64,8 46,7 35,9 16,5 61,0 36,6 65,1 
1981 70,9 71,3 53,5 4.f.,5 79,1 64,7 .f.1,2 46,4 69,2 
1982 7.(,3 75,7 64,3 52,3 84,4 68,7 47,7 51,6 74,2 
1983 76,8 79,0 12.S 60,l 86,6 71,8 . 54,9 56,1 77,1 
1984 78,6 82,9 78,6 66,8 SI-S 75,.f. 61,3 59,3 79,l 
1985 81,5 85,9 83.4 74,2 79,9 67,5 86,0 82,1 
1986 84,4 ~ 

87,1 77,8 93.4 83,5 74,9 71,3 85,4 
1987 87,8 91,2 82,9 94,7 86,2 80,5 77,l 81,5 
1988 91,4 90,7 94,1 87,9 95,9 89,4 155,1 83,5 90,7 
1989 95,0 95,8 98,5 93,2 97,2 93,3 92,0 91,1 94,3 
1990 100 100 100 100 1ßh 100 100 100 100 
1991 106,0 105,1 104,4 109,8 • 105,2 108,2 108,0 107,5 
1992 111,8 110,1 108,4 115,1 108,2 110,3 116,5 114,6 113,4 
1993 117,4 112,4 111,7 119,8 111,7 116,1 124,4 118,5 116,2 
1994 121,1 114,7 115,0 124,0 113,8 120,8 130,0 123.3 ... 
1995 125,9 ... 116,0 121,8 115,0 126,5 136,2 127,4i . .. 
1996 130,1 ... 118,0 131,9 117,0 . .. 143,4 132,3 . .. 

1991 bis 1996 X 7,2 12,7 
Anteil am Warenhandel') Deutschlands in vH 

9,2 9,1 5,1 3,3 7,1 4,8 

II) EJnfuhr +Ausfuhr. 
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IVerelnigte Japan Staaten 3} 

71,2 30,8 
70,2 31,8 
77,6 37,1 

100,1 .(7,3 
102,5 52,9 
101,9 54,7 
102,1 56,7 
96,4 60,6 

105,3 68,9 
117,3 78,3 
120,8 85,4 HH 86,4 

87,3 
118,4 88,5 
117,5 87,8 

~·1 88,7 

B~·ä 89,9 
96,1 ,gg.1 100 
99,7 100,9 
99,7 101,0 
95,6 101,4 
94,7 103,6 
94,1 108,8 

. .. 109,4 

58,6 23,7 
53,8 25,4 
59,4 30,1 

103,9 .f,4,6 
112,4 48,6 
115,0 50,2 
111,5 54,3 
91,5 58,6 

119,1 69,9 
165,S 87,6 
166,3 92,4 
173,6 90,9 
157,5 87,2 

UH 88,8 
86,5 

KH 83,6 

BH 80,9 
90,5 15&9 

100 
90,6 100,0 
84,2 100,8 
7.(,5 100,1 
68,6 101,8 
68,4 106,4 . .. 107,4 

23,7 33,0 
27,4 35,3 
32,6 31,1 
40,7 40,9 
48,0 44,6 
54,0 48,2 
59,l 52,4 
63,3 57,0 
86,9 61,8 
10,1 67,2 
74,4 73,8 
78,1 78,5 
80,6 81,5 
83,3 84,8 
86,0 88,1 
88,4 89,9 
90,2 91,5 
93,4 94,1 
96,4 96,8 

100 100 
103,4 103,3 
105,6 105,8 
107,7 108,5 
110,2 111,4 
112,5 114,2 
114,6 118,0 

4,3 6,4 

Quellen: IWF, OECD 
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Indikatoren für die Welt und für ausgewllhlte Ländergruppen') 
Veränderung gegenüber dem Vorjahr in vH 

1979 
bis 1009 1990 1991 1992 1993 1994 

1988') 

Gesamtproduktion, real 3 ) 

Welt. .. „ ......... „ ..... 3,4 3,8 2,7 1,8 2,8 2,8 4,1 
davon 
Industrieländer') ........ 2,9 3,7 2,7 1,2 1,9 1,2 3,2 
Entwicklungsländer ..... 4,3 4,2 4,1 4,9 6,6 6,6 6,8 
'Il'ansformaüonsländer ... 2,9 2,1 -3,6 -1,1 -10,9 -6,2 -6,5 

nachricbtlich: 
G-7-Länder'J ......... 2,8 3,5 2,4 0,8 1,8 1,0 2,8 
Europäische Union') ... 2,3 3,5 3,0 1,6 1,0 -0,5 3,0 

lteales BIP je Einwohner 
Industrieländer') .......... 2,3 3,0 1,8 0,4 1,2 0,6 2,5 
Entwicklungsländer ....... 2,0 0,6 2,2 2,9 4,0 4,6 4,5 
Transformationslällder ...•. 2,3 1,6 -4,3 -7,8. -11,0 -6,3 -6,6 

Welthandel 
Volumen, insgesamt') ..... 4,3 7,4 5,5 4,0 5,1 4,0 9,3 

Durchschnittswerte') 
in US-Dollar ....... „ ... „ 4,1 1,1 9,0 --0,8 2,1 -4,1 2,3 
in Sonderziehungsrechten 3,3 6,0 3,0 -1,6 --0,8 -3,2 --0,2 

Ausfuhr, Volumen 
darunter 
Industrieländer') ........ 5,0 7,8 6,7 5,7 5,2 3,3 8,9 
Entwicklwigslä.nder ..... 2,1 7,2 7,0 4,3 10,3 7,2 12,5 

nachrichtlich: 
G-7-Länder') ......... 4,4 9,0 7,4 5,5 4,6 1,9 8,1 
Europäische Union 6) ••• 4,0 7,8 6,5 5,0 3,4 1,5 8,8 

Einfuhr, Volumen 
darunter 
lndustrieländer4.) ........ 5,0 8,5 5,7 3,3 4,7 1,6 9,7 
Entwicklungsländer ..... 2,8 4,7 5,9 7,5 9,5 9,0 6,9 

nachrichtlich: 
G-7-Länder') ......... 4,8 8,1 5,5 2,0 4,2 1,0 9,2 
Europäische Union 11) ••• 4,2 8,6 5,8 4,1 3,5 -3,2 7,8 

Verbraucherpreise 
davon 
Industrieländer') ........ 6,8 4,5 5,2 4,7 3,5 3,1 2,6 
Entwicklungsliinder ..... 31,8 65,0 68,2 36,2 38,7 46,8 51,4 
1tansformationsländer ... 6,4 26,8 35,6 95,9 580,7 486,2 246,1 

nachrichtlich: 
G-7-Länder') ......... 6,0 4,3 4,8 4,3 3,2 2,8 2,2 
Europäische Union 6 ) ••• 7,5 4,7 5,4 5,1 4,5 3,8 3,0 

Tabelle 11' 

1995 1996 1997 

3,7 4,1 4,2 

2,5 2,7 3,0 
6,0 6,5 6,2 

--0,8 0,1 1,8 

2,0 2·,4 2,8 
2,5 1,7 2,5 

1,8 2,1 2,4 
4,1 4,7 4,4 

--0,7 - 1,8 

9,5 6,3 7,7 

8,2 -1,4 _-4,7 
2,1 3,1 0,7 

8,8 5,5 8,2 
10,5 8,6 7,5 

8,4 5,0 8,7 
7,3 4,7 6,9 

8,9 6,1 7,1 
11,4 8,7 8,4 

8,3 6,1 7,6 
6,6 3,9 5,5 

2,5 2,4 2,2 
22,7 13,2 10,0 

119,2 40,4 32,3 

2,3 2,2 2,1 
2,9 2,5 1,9 

1) Industrlel.Ander (24) und vier sddoste.slo.tische Schwellenlinder, 127 Entwicklungslinder und 28 'Ihmsformattonsllnder, zu den nlheren 
Erl4uterungen bezüglich der einbe~genen Lillder, ZW' ~ation der jeweiligen Und.ergruppe und zur Berechnung der zusammen-
gefaßten Ergebnisse für die jeweiligen Merkmale stehe statistischer Anhang zu • World Economic Outlook, October 1997" des Intemat:lona-
len Wihrungsfonds (IWF). 

1 } Durchschnittlich jährliche Ver4nderung. 
3} Reales Bruttolnlandsprodukt. 
"l Einschließlich vier süd.ostuiatische Schwellenl.Ander (Hongkong, Korea, Singapur und Taiwan}. 
') Deutschland (bis Juni 1990 nur We1tdeutscbland), Fronlaeich, Itolien, Japan, Kanada, Verelnlgtes Königreich \Dld Vereinigte Staaten. 
6} In allen Jahren für die 15 aktuellen Mitgliedstaaten. 
7} Durchschnitt aus Ausfuhr und Einfuhr, insgesamt. 

Quelle: IWF 
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Tabelle 18' 

Finanzlage d• Staates In ausgewllhlten Industrielindern 
. 

Land 1970 1 1975 1 1980 1 1985 1 1990 1 1991 1 1992 1 1993 1 1994 1 1995 1 1996 

Finanzierungssaldo in Relation zwn Bruttoinlandsprodukt 1) 

Belgien .............. -2,2 - 5,0 - 8,6 - 8,8 - 5,5 - 6,3 - 6,9 - 7,1 - 4,9 -3,9 -3,2 
Dänemark ........... 4,1 - 1,4 - 3,3 - 2,0 - 1,5 - 2,2 - 2,1 - 2,7 - 2,6 -2,4 -0,8 
Deutschland~ ........ 0,2 - 5,6 - 2,9 - 1,2 - 2,1 - 3,3 - 2,8 - 3,2 - 2,4 -3,3 -3,4 
Finnland ............• 4,3 4,6 3,4 2,9 5,4 - 1,5 - 5,9 - 8,0 - 6,1 -5,0 -3,1 
Frankreich ........... 0,9 - 2,4 0,0 - 2,9 - 1,6 - 2,1 - 3,9 - 5,8 - 5,7 -5,0 -4,1 
Griechenland ........ - 2,4 -11,6 -16,1 -11,5 -12,8 -13,8 -10,3 -9,8 -7,6 
Irland ............... -4,1 -12,0 -12,1 -10,7 - 2,3 - 2,3 - 2,5 - 2,4 - 1,7 -2,1 -0,4 
Italien ............... -3,3 -10,6 - 8,6 -12,6 -11,1 -10,1 - 9,7 - 9,6 - 9,3 -8,0 -8,8 
Japan ............... 1,6 - 2,8 - 4,4 - 0,8 2,9 2,9 1,5 - 1,6 - 2,3 -3,7 -4,4 

Kanada .............. 0,8 - 2,5 - 2,8 - 6,8 - 4,1 - 6,6 - 7,4 - 7,3 - 5,3 -4,1 -1,8 
Luxemburg .......... 2,9 1,0 - 0,5 6,5 5,0 1,9 0,8 1,7 2,6 2,0 2,6 
Niederlande ......... -1,2 - 2,8 - 4,2 - 3,6 - 5,1 - 2,9 - 3,9 - 3,2 - 3,8 -4,0 -2,3 

Norwegen ........... 3,5 2,8 5,2 9,9 2,6 0,1 - 1,7 - 1,4 0,4 3,3 5,9 
Österreich ........... 1,2 - 2,4 - 1,7 - 2,4 - 2,4 - 2,7 - 1,9 - 4,1 - 4,8 -5,0 -3,8 
Portugal ......•...... 2,4 - 3,6 - 6,5 --5,6 - 6,7 - 3,6 - 6,1 - 6,0 -5,8 -3,2 
Schweden ........... 4,4 2,7 - 4,0 - 3,8 4,2 - 1,1 - 7,8 -12,3 -10,3 -7,1 -3,7 
Spanien ............. 0,7 0,0 - 2,6 - 6,8 - 4,1 - 4,2 - 3,8 - 6,9 - 6,3 -7,3 -4,7 
Vereinigtes Königreich 3,0 - .4,5 - 3,4 - 2,8 - 0,9 - 2,3 - 6,2 - 7,9 - 6,8 -5,5 -4,9 
Vereinigte Staaten .... -1,1 - 4,1 - 1,4 - 3,2 - 2,7 - 3,3 - 4,4 - 3,6 - 2,3 -2,0 -1,6 

Schuldenstandsquote 3) 

Belgien .............. 63,1 57,9 77,5 120,7 128,2 127,7 129,2 135,1 133,5 131,2 126,9 
Dänemark ........... 6,9 38,5 72,0 60,8 65,9 70,2 82,1 78,4 73,8 71,6 
Deutschland ......... 18,6 24,8 31,7 41,7 43,8 41,5 44,1 48,0 50,2 58,0 60,4 
Finnland ............. 15,6 6,9 11,8 16,5 14,5 23,0 41,5 58,0 59,6 58,1 58,0 
Frankreich ........... 20,1 31,0 35,4 35,8 39,7 45,3 48,2 52,5 55,7 

Griechenland ........ 17,6 18,5 23,8 5_1,6 90,1 92,3 98,8 111,6 109,6 111,3 112,6 
Irland ............... 50,1 59,5 70,4 102,5 95,3 95,3 92,3 96,3 89,1 82,2 72,7 
Italien ............... 38,0 57,6 58,1 82,3 98,0 101,5 108,7 119,1 124,9 124,4 123,8 
Japan ............... 11,5 22,4 51,2 67,0 65,1 62,4 63,6 67,4 73,1 80,6 86,4 
Kanada .............. 52,8 4.3,3 44,0 64,1 72,5 79,4 rn,2 94,4 97,5 100,5 100,3 
Luxemburg .......... 25,4 16,4 12,5 13,0 4,7 4,2 5,1 6,1 5,7 5,9 6,6 
Niederlande ......... ·U,6 46,9 71,5 78,8 78,8 79,6 81,2 77,9 79,1 77,2 
Norwegen ........... 42,9 40,8 47,6 37,1 32,5 30,6 36,5 45,5 43,7 42,8 40,t 
Österreich . . . . . . . . . . . 18,9 23,4 36,6 49,8 57,9 58,1 58,0 62,7 65,4 69,3 69,5 
Portugal ............. 22,3 32,4 61,9 66,9 68,7 60,7 63,1 63,8 66,5 65,6 

Schweden ........... 30,1 29,2 .41,0 63,8 43,5 53,0 67,I 76,0 79,3 78,2 77,8 
Spanien . . . . . . . . . . . . . 15,6 12,8 17,5 43,7 44,8 45,5 48,0 60,0 62,5 65,3 70,1 
Vereinigtes Königreich 80,3 62,7 54,3 53,8 35,5 35,6 41,8 48,5 50,4 53,8 54,4 

Vereinigte Staaten .... 41.5 39,9 37,0 49,5 55,5 59,5 61,8 63,3 62,8 63,4 63,9 

1) P!nanzierungsde:ftzft (-)l-überschul (+) des Stutes in der Abgremnilg der Volbwirtschafdlchen Gesamtrednlungen in Relation zum 
nominalen Bruttoinlandsprodukt. in vH. 

2) PQr 1995 ohne Schuldendbemahme von der 'Iieuhmdanstalt und der ostdeutschen Wohmmgswirtschaft. 
') Schuldenstand des Staates in Relation zum nominalen Bruttoinlandsprodukt in vH. Bruttoschulden für EU-Staaten, ab 1990 nach der 

MautrldJ.t-Definition; für Japan. Kanada, N~ und Vereinigte Stuten OBCJ:)-Deftottton „Bruttoftnanzienmgslasten des Staates~. 

Quellen: EU, OECD 
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Tabelle 19• 

Internationale Energiepreise 

Importpreise Spotpreise (Rotterdam) 1) 
EinfUhrpreise von 

der IEA-Länder 1)2) Deutschland auf DM-Basis 3) 

Erdöl, Kraft- Erdöl, Super- leichtes schweres Erdöl, leichtes 
Zeitraum. roh werks- roh') kraft- Heizöl Heizöl 5} roh Heizöl Kohle 6) Erdgas 

kohle stoff 

US-Dollar je 
1991=100 

Barrel Tonne Barrel Tonne 

1973 2,81 30,2 55,9 53,3 19,7 
1974 10,98 140,17 95,92 69,42 82,0 76,9 83,6 23,6 
1975 12,08 10,43 128,75 100,00 61,92 78,7 75,7 105,9 42,5 
1976 12,93 11,63 136,08 106,05 67,08 85,8 82,5 101,4 49,4 
1977 13,98 12,60 141,83 118,67 76,08 86,l 83,7 99,7 54,6 
1978 14,22 12,91 170,31 128,63 75,70 75,l 11,1 97,4 67,4 
1979 19,96 29,19 359,98 310,09 133,63 96,8 150,7 101,8 73,3 
1980 32,76 51,80 36,01 369,75 306,00 169,75 159,4 161,6 123,7 95,2 
1981 36,37 62,35 34,17 371,08 298,50 183,50 217,2 197,0 158,4 140,7 
1982 33,84 61,94 32,86 340,71 289,54 164,55 216,4 208,2 153,0 169,3 
1983 29,90 52,40 29,73 298,13 247,88 163,56 202,8 190,5 134,3 155,3 
1984 29,00 46,54 28,74 268,22 238,04 178,42 219,3 202,5 142,3 182,7 
1985 27,56 47,14 Zl,62 273,28 240,66 151,73 219,4 209,6 150,1 198,4 
1986 14,93 45,50 14,44 170,73 142,17 73,47 95,3 93,6 125,8 141,4 
1987 17,95 41,37 18,49 186,28 156,44 98,45 90,0 83,9 104,0 79,3 
1988 14,86 43,70 14,92 176,01 134,89 68,35 74,8 70,5 97,3 68,6 
1989 17,47 48,36 18,24 207,92 162,23 87,05 92,2 89,1 104,1 70,5 
1990 22,16 50,84 23,72 274,13 213,38 99,28 100,6 101,l 105,6 83,6 
1991 19,30 49,52 19,99 236,81 201,12 77,30 100 100 100 100 
1992 18,49 47,54 19,31 211,42 177,10 81,46 87,5 82,1 92,4 79,6 
1993 16,37 42,49 17,00 187,54 166,21 64,49 82,3 82,3 84,1 78,7 
1994 15,65 40,85 15,81 168,34 147,78 82,09 75,6 71,6 87,1 72,5 
1995 17,19 46,31 17,03 111,11 148,16 94,40 72,6 65,1 88,4 73,6 
1996 ... ... ... ... . .. . .. 90,0 85,2 88,2 78,8 

1992 1. Vj. 16,92 49,22 17,96 198,89 165,61 67,16 85,6 80,6 100,1 83,9 
2. Vj. 18,60 46,30 20,02 225,20 179,41 80,45 91,1 84,9 93,9 81,9 
3.Vj. 19,50 48,12 20,08 218,19 182,70 88,34 86,2 79,5 88,0 77,7 
4. Vj. 18,76 46,53 19,18 203,57 180,53 89,92 87,1 83,4 87,4 75,0 

1993 !. Vj. 17,41 45,00 18,20 193,22 170,91 71,18 86,6 83,6 85,9 78,7 
2. Vj. 17,53 42,96 18,23 203,91 173,52 69,09 85,6 83,8 83,0 79,1 
3. Vj. 15,86 41,60 16,49 188,63 160,69 59,00 81,7 80,8 83,0 79,5 
4. Vj. 14,80 40,40 15,08 164,24 159,64 58,68 75,2 80,9 8',4 77,4 

1994 1. Vj. 13,68 41,43 13,97 146,29 141,67 71,18 72,4 73,6 87,1 74,7 
2. Vj. 15,47 <10,25 16,04 173,76 150,62 79,51 77,0 73,9 87,4 72,5 
3. Vj. 16,76 40,73 16,71 186,29 151,51 84,24 77,9 70,4 86,l 72,7 
4. Vj. 16,59 40,98 16,53 167,17 147,26 93,39 75,2 68,4 87,8 '70,0 

1995 1. Vj. 17,16 43,52 16,90 167,67 140,02 104,43 74,9 63,8 89,3 71,2 
2. Vj. 18,31 46,44 18,11 197,90 152,11 100,39 74,8 65,2 87,9 73,5 
3. Vj. 16,41 47,10 16,18 174,10 148,23 82,66 69,1 64,7 88,1 75,6 
4. Vj. 16,90 48,06 16,91 171,51 152,18 90,23 71,.( 66,8 88,1 74,2 

1996 !. Vj. 18,59 46,69 18,54 177,19 173,45 99,76 80,4 76,8 88,5 70,5 
2. Vj. 19,78 45,68 19,51 213,51 167,55 98,18 87,7 77,8 88,5 16,0 
3. Vj. 20,40 ... 20,96 207,75 191,05 99,19 89,0 85,4 87,5 82,0 
4.Vj. ... ... ... ... ... . .. 102,7 100,8 88,2 86,6 

1997 1. Vj. ... ... ... ... „. . .. 103,4 93,7 90,3 93,1 
2. Vj. ... ... ... . .. . .. „ . 91,3 85,2 92,9 96,7 
3.Vj. ... ... ... . .. . .. . .. 95,7 88,8 92,8 94,4 

1} Quelle: Internationale Energieagentur (IEA). 
2) Durchschnittspreise, df (cost, tnsurance, freight). 
3) Index de:r Einfuhrpreise (1991 s 100). In Anlehnung an das systematische Güterverzeichnis für Produktionsstatistiken. Bis 1990 früheres 

Bundesgebiet. 
4) Bis 1981: Arabianlight (34°}, ab 1982: Brent (38"). 
~) Mit einem Schwefelgehalt von 3 vH. 
'l Steinkohle und Steinkohlenkoks. 
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Tabelle 20" 

Energieverbrauch Im lnlernalionalen Verglelch . . 

1995 

~n<:h 

nach Energietrlgem - l• l• Wasser-Elnhell llln-Land gesamt BlP') W<>bner Gas Kern- kraft Kohle Minenllll energte und 
sonstige 

lnMlo 
tOE~ Anteil am Primlren.ergieverbrauch in vH tOE~ 

Australien ..... 94,2 0,30 5,22 39,11 36,0 
Belgien ........ 52,4 0,29 5,17 11,3 40,1 
Dinemark ..... 20,5 0,20 3,92 32,4 45,4 
Deutscblmd ... 339,3 0,24 4,15 21,0 40,0 
Finnland ....... 28,7 0,36 5,61 21,2 28,5 
Frankrelcb ..... 241,3 0,23 4,15 6,7 35,9 
Griechenland „ 23,7 0,22 2,27 35,5 59,8 
Irland ......... 11,5 0,22 3,20 26,0 51,B 
Italien ..•..•.•. 161,4 0,16 2,82 7,5 58,5 
Japan ......... 4.97,2 0,20 3,96 16,6 54,2 
Kmada ........ 233,3 0,42 7,88 10,11 33,5 
Luxemburg .... 3,4 0,29 8,24 15,3 54,1 
Neuseeland .... 15,4 0,29 -4,30 1,5 35,0 
Niederlande ... 73,3 0,27 4,14 12,5 37,4 
Norwegen ..... 23,7 0,26 S.44 4,3 34,3 
Österreich ...•. 26,4 0,18 3,28 12,5 42,2 
Portugal ....... 19,2 0,17 1,94 18,7 71,2 
Schweden ..... 50,7 0,33 5,73 5,7 31,6 
Schweiz ....... 25,1 0,17 3,55 0,8 49,4 
Spanien .. „ „. 103,5 0,20 2,64 18,9 54,0 
'Iürkel. „ ... „. 62,2 0,16 1,01 26,7 4'1,6 
Vereinigtes 

Königreich ... 221,9 0,22 3,79 21,4 37,5 
Vereinigte 

Staaten. „. „ 2078,3 0,34 7,90 22,P 38,3 

Insgesamt') .... 4431,6 0,XI 4,95 1P,9 41,2 

') 1000 US-Dollu Bruttoinho.ndsprodulttlnPtelsen nnd Wecmelkunen voo 1990. 
2) ÖJembetten (1 kg ÖE • 11,63 kWh). 

11,8 0,0 6,3 
20,3 20,6 1,8 
15,2 0,0 6,9 
1g,6 11,8 · 1,6 

10,3 17,5 22,6 
12,3 40,7 4,4 

0,2 0,0 4,5 
20,3 0,0 2,0 
27,2 0,0 6,2 
10,5 15,3 3,5 
211,2 11,0 15,5 
16,5 0,0 14,1 
25,1 0,0 32,3 
46,5 1,4 2,2 
14,8 0,0 46,5 
23,11 0,0 21,4 

0,0 o.o 10,1 
1,3 36,0 25,4 
8,7 25,9 15,3 
7,5 14,0 5,7 
ll,3 0,0 16,4 

211,3 10,4 1,4 

24,4 9,0 5,5 

21,3 11,5 6,1 

Importquote 
(1995) 

insgesamt von 
Mineralöl 

in vH 3) invH"') 

- 95,4 111,8 
19,3 911,4 
30,8 - 0,1 
57,1 96,2 
52,7 94,5 
47,5 91,0 

02,8 98,0 
66,3 100,2 
82,5 93,5 
80,1 100,0 

- 51,8 - 46,5 
117,7 98,2 
16,8 65,4 
1,2 78,9 

-667,2 -1 644,1 
67,0 88,7 
91,8 100,6 
36,3 95,l 
55,1 97,6 
11,0 101,2 
59,8 91,7 

- 18,1 - 62,8 

19,6 49,2 

25,4 52,8 

1) Anteil der Netto-J'mporte am Prlmlrenergievelbtauch in vH. Zahlen mit vorangesteDtem Minmzeichen beinhalten den Anteil des Netto-
llxp«ts am Prlmareneqjleverlmlu<:h In 'fH. . 

') Netto-Importe von Mlneralöl In Relation zum -~ """ Mlnoral61 In vH. Zahlen mit vorangestelltem Minuszeichen 
lMdnh•Iten den Anteil del Netto--Bxpoltl von Mlnernlöl am ~uch ~Mineralöl in vH. Importquoten >100 vH ezveben 
:l1ch durch.Ausbau der Öl-Vonatabaltung. . 

~ Alle MltglledsLlnder der l'ntemotlcnolen ~tur. 

Quelle: Internationale BnergieagentW', OECD 
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Tabelle 21" 

Bevölkerung, Erwerbstätigkeit und Arbeltsloslgkelt 

Erwerbstitige (Inländer)") 

Ein- Erwerbsquoten der Nach-

wohner Wohnbevölkerung darunter beschäf- rlchtlich Arbeits-
(Wohn- Erwerbs- tigte Arbeitnehmer Arbeits- losen- Offene 

Zeit- bevöl.k.e- personen ins- lose') quote') Stellen') 
raum. 1) rung) insge- 15bis gesamt darunter Pendler-65jährl- zusam- Auslän-samt') gen') men der') saldo') 

Tausend vH Tausend vH Tausend 
, .• „, 

Frdhere1 Bundesgebiet 
1953 48112 22684 41,1 21425 15344 -351 1259 5,6 123 
1954 48110 23216 41,1 21995 15968 13 -324 1221 5,3 137 
1955 49 203 23758 48,3 22830 16840 80 -330 928 3,9 200 
1956 49 797 24196 48,6 23435 17483 99 -281 761 3,1 219 
1957 50434 24602 48,8 23940 17992 108 -251 662 2,1 217 
1958 51 056 24 8JY1 48,6 24124 18188 127 -229 683 2,8 216 
1959 51634 24861 48,1 24 385 18511 167 -214 476 1,9 280 
1960 A 52183 25034 48,0 24 799 19010 -200 235 0,9 449 
1960 55433 26518 41,8 26247 20257 279 -184 271 1,0 465 
1961 56185 26712 41,6 26 591 20730 501 -165 181 0,1 552 
1962 56837 26845 41,2 61,3 26690 21032 629 -172 155 0,6 574 
1963 57389 26930 46,9 61,4 26744 21261 113 -163 186 0,1 555 
1964 57971 26922 46,4 61,I 26753 21484 902 -149 169 0,6 609 
1965 58 619 27034 46,1 61,1 26887 21758 1119 -132 147 0,5 649 
1966 59148 26962 45,6 67,0 26801 21765 1244 -126 161 0,6 540 
1967 59286 26409 44,5 66,0 25950 21054 1014 -146 459 1,1 302 
1968 59500 26291 44,2 66,3 25968 21183 1019 -142 323 1,2 488 
1969 60067 26535 44,2 66,3 26356 21 752 1366 -128 179 0,1 747 
1970 60651 26817 44,2 66,2 26668 22.246 1807 -108 149 0,6 795 
1971 61284 26957 44,0 66,2 26772 22605 2128 -104 185 0,1 648 
1972 61672 27121 44,0 81,3 26875 22841 2285 -101 246 0,9 546 
1973 61976 27433 44,3 67,4 27 160 23= 2498 - 94 213 1,0 572 
1974 62054 27411 44,2 67,0 26 829 23036 2381 - 91 582 2,1 315 
1975 61829 27184 44,0 66,6 26110 22467 2061 - 90 1074 4,0 236 
1976 61531 27034 43,9 66,2 25 974 22512 1925 - 92 1060 3,9 235 
1977 61400 27038 44,0 66,4 26008 22686 1872 - 89 1030 3,8 231 
1978 61326 27 212 44,4 66,4 26 219 22961 1857 - 89 993 3,6 246 
1979 61359 27528 44,9 66,8 26 652 23472 1924 - 84 816 3,2 304 
1980 61566 27948 45,4 67,l 27059 23897 2018 - 79 889 3,2 308 
1981 61682 26305 45,9 66,9 27 033 23907 1912 - 82 1272 4,5 208 
1982 61638 26558 46,3 66,9 26725 23639 1787 - 95 1833 6,4 105 
1983 61423 26605 46,6 66,2 26347 23293 1694 - 96 2258 7,9 76 
1984 61175 28659 46,8 66,5 26393 23351 1609 -100 2266 7,9 88 
1985 61 024 28897 41,4 67,2 26593 23559 1568 -104 2304 8,0 110 
1986 61066 29188 4'1,8 67,7 26960 23 910 1570 -104 2228 1,6 154 
1987 61 077 29386 48,1 68,3 27157 24141 1511 -107 2229 1,6 171 
1988 61449 29608 48,2 68,8 27366 24365 1610 -105 2242 7,6 189 
1989 62 063 29799 48,0 69,0 27761 24750 1678 -103 2 038 6,8 251 
1990 63 253 30369 48,0 70,8 28486 25460 1775 - 1 1883 6,2 314 
1991 64 074 30662 41,9 70,5 28973 25920 1891 216 1689 5,5 331 
1992 64 865 30943 41,1 71.1 29135 26068 2030 322 1808 5,8 324 
1993 65532 30947 47,2 71,0 28677 25606 2169 325 2270 7,3 243 
1994 65859 30872 46,9 71,1 28 316 25230 2141 340 2556 8,3 234 
1995 66156 30648 46,3 10,1 28083 24984 2121 383 2565 8,4 2ff1 
1996 66444 30578 46,0 10,2 27782 24 671 2068 384 2796 9,1 270 

Neue Bundeslinder und Berlln~Ost 
1991 15 910 8503 53,4 81,5 7590 7219 ... -269 913 10.1· 31 
1992 15730 7895 50,2 11,8 6725 6307 ... -338 1170 14,8 33 
1993 15 648 7693 49,2 76,0 6544 6082 ... -325 1149 14,9 36 
1994 15 564 7798 50,1 76,5 6656 6155 ... -326 1142 14,6 51 
1995 15 505 7792 50,3 16,8 6745 6221 ... -340 1047 13,4 55 
1996 15451 7795 50,4 76,4 6626 6086 42 -332 1169 15,0 51 

Deutschland 
1991 79984 39165 49,0 12,6 36563 33139 ... -53 2602 6,6 363 
1992 80595 38838 48,2 12,4 35860 32375 ... -16 2978 1,1 356 
1993 81180 38640 47,6 71,9 35221 31688 ... 0 3419 8,8 279 
1994 81423 38670 41,5 12,1 34972 31385 ... 14 3698 9,6 285 
1995 81662 38440 41,1 11,9 34826 31205 43 3 612 9,4 321 
1996 81895 38373 46,9 71.4 34408 30757 2110 52 3965 10,3 327 
1997 !. Hj. ... 38250 . .. 33 817 30149 ... 41 4433 11,6 342 

•• •• „••M•• 

1) Von 1953 bis 1960 A ohne Saarland und Berlin (West). Beschäftigte Auslinder bis 1958 ohne Saarland. - Ab 1995 vorliufige Ergebnisse. -
1) Anteil der Erwerbspersonen (Erwerbstitlge plus Arbeitslose} an der Wohnbevölkerung insgesamt. - 3) Anteil der Erwerbspersonen im Alter 
von 15 bis 65 Jahren an der Wohnbevölkerung im Alter von 15 bis 65 Jahren nach den Ergebnissen des Mikrozensus. - ~) In der Abgrenzung 
derVolkswirtschaftli Gesamtreclmungen. -') Bis 1960 Stand Ende Juli, 1961 Stand Ende Juni, da.nach Jahresdurchsdmitte (Quelle: Bun~ 
d.esanstalt für Arbeit). - ') Im Inland erwerbstätige Einpendlec abzüglich der tn der übrigen Welt erwerbstätigen Auspendler. (Erwerbstltige 
nach dem Inlandskonzept abzüglich Erwerbstitige nach dem Inlinderkonzept.} - 7) Quelle: Bundesanstalt für Arbeit. - 'l Anteil der Arbeits-
losen an den Erwerbspersonen (l!rwerbsllltige plus Arbeitslose). 
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noch Tabelle 21 • 

Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 

BevGlkerong, Erwerbstiligkell onil Arbellsloligkelt 
Struktur der Arbeitslosigkeit 

Arl>eitslose Bewegungen 3) Arbeitslosenquoten~) 

Registrierte Kurz- Zuginge I Abginge -- - in aus Ins-Jahr 1 1 Langzett-
_, gesamt Mlnner Frauen 

t.anner Frauen arbeits- Arbeitslosigkeit Iose 1l 

Tausend Penonen vH 

Mheres Bundesgebiet 
1960 178 92 3 1,3 1,3 1,3 
1961 118 63 3 2148 2211 0,8 0,8 0,8 
1962 102 52 4 1894 1902 0,7 0,7 0,7 
1963 130 55 11 2002 1982 0,8 0,9 0,1 
1964 115 54 2 1518 1629 0,8 0,8 0,7 
1965 106 42 .. 1 1422 1446 0,7 0,7 0,5 
1966 117 45 16 1694 1500 0,7 0,8 0,6 
1967 335 124 143 2545 2390 2,1 2,4 1,7 
1968 235 88 10 l 790 2050 1,5 l,7 1,2 
1969 125 54 1 1369 1444 0,9 0,9 0,8 
1970 93 56 9 10 1296 1313 0,7 0,7 0,8 
1971 101 8( 8 86 1563 1468 0,8 0,7 1,1 
1972 141 106 11 76 1662 1653 1,1 1,0 1,4 
1973 150 124 19 44 1877 1871 l,2 1,0 1,5 
1974 325 258 29 292 2795 2335 2,6 2,2 3,1 
1975 623 452 97 713 3450 3173 4,7 4,3 5,4 
1976 567 494 161 271 3256 3389 4,6 3,9 5,8 
1877 518 512 131 231 3 315 3314 4,5 3,7 6,0 
1978 489 50( 121 191 3 081 3165 4,3 3,4 5,8 
1979 417 459 114 88 2844 2984 3,8 2,9 5,2 
1980 426 462 106 1 083 131 3084 2833 3,8 3,0 5,2 
1981 652 619 163 1512 347 3531 2945 5,5 4,5 6,9 
1982 1021 812 321 2228 606 3707 3187 7,5 6,8 8,6 
1983 1273 985 532 2877 875 3704 3519 9,1 8,4 10,1 
1984 1271 989 617 2640 384 3873 3697 9,1 8,5 10,2 
1985 1289 1015 666 2821 235 3750 3728 9,3 8,6 10,4 
1986 1200 1 028 654 2816 197 3631 3766 9,0 8,0 10,5 
1981 1207 1021 670 2920 278 3726 3636 8,9 8,0 10,2 
1988 1199 1043 685 2973 208 3668 3786 8,7 7,8 10,0 
1989 1070 968 591 2785 108 3806 3945 7,9 6,9 9,4 
1990 968 915 513 2653 56 3703 3 971 7,2 6,3 8,4 
1991 898 792 455 2475 145 3660 3 713 6,3 5,8 7,0 
1992 983 826 474 2644 283 3 961 3667 6,6 6,2 7,2 
1993 1271 993 594 3276 761 4549 4 061 8,2 8,0 8,4 
1994 1462 1094 798 3468 275 4514 4483 9,2 9,2 9,2 
1995 1464 1101 828 3529 128 4655 4522 9,3 9,3 9,2 
1996 1617 1180 899 3856 206 4967 4684 10,1 10,4 9,9 

Neue Bundesllnder und Derllll-Ost 
1991 383 530 2723 1616 1443 1047 10,3 8,5 12,3 
1992 429 741 211 3002 370 1514 1511 14,8 11,4 21,2 
1993 414 734 356 2722 181 1497 1423 15,8 11,0 21,0 
1994 .Wl 741 361 2468 fT1 1562 1723 16,0 10,9 21,5 
1995 387 660 297 2262 71 1870 1 772 14,9 10,7 19,3 
1996 495 674 296 2247 71 2175 2101 16,7 13,7 19,9 

Deutschland 
1991 1281 1322 4975 1761 5103 4760 7,3 6,4 8,5 
1992 1412 1567 745 5645 653 5535 5178 8,5 7,1 10,2 
1993 1692 1728 950 5998 9'8 6046 548( 9,8 8,6 11,3 
1994 1863 1835 1158 5931 372 6076 6205 10,6 9,5 12,0 
1995 1851 1 761 1125 5791 199 6525 6294 10,4 9,6 11,4 
1996 2112 1854 1196 6103 271 7142 6785 11,5 11.0 12,1 

Quote der 

Jugend-
offenen Uil( -•en liehe Arbeits-unter20 

Jahren lomgkelt~ 

4,7 
4,3 
3,3 
3,2 3,9 
4,9 5,5 
7,7 7,8 
9,1 9,3 
7,9 l1d 
8,1 9,7 
7,4 9,5 
6,6 9,8 
6,1 9,9 

9,2 
5,0 8,5 
4,5 7,9 
5,0 8,4 
6,4 10,3 
1,3 11,0 
8,0 11,2 
9,0 12,2 

20,5 
32,8 

7,1 30,5 
6,1 28,1 
1,4 26,1 
9,0 26,3 

12,3 
13,g 

6,5 14,B 
7,2 14,1 
1,9 14,4 
9,0 15,2 

') l!ln Jahr und IIDi!er registriert orbeltslos1 stand!~ September. 
1) RegU:tiierte Albeltslose, .AcbeititlM~.ient· der Kunarbeitei; niln~er Jn. Arbettsbe~en, Leistung:s.empfinger 

nach f 105 APG. VoDzeitteßnehmer in PuU-M-"o•hmen Teftoehmer an Deutsch-Spmcblehrglngen. Empfinger von Vom.ihestandsgeld, 
AJtemlbergO!lV'!leld und ab 1985 60- bis UDter 65jlhrlge Ren-.mpflnger wegen Arbeltsloolgkeit 

~Jahreuummeo. 1 . . 
~ Ameiblosein vH derabblnglgenz!Vilen~ . 
~ Anteil der~ Arbettslosen plus ve<deckt Arl>ellsloser an den l!rwerbspenonen ~Berechnung. 

Quelle,8A 
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Tabelle 22' 

Wlrtschaflllche Eckdaten fllr eile neuen Bundesländer und Berlin-Ost 

Mecklenburg-! B Sachsen-
1 

Thüringen 1 Sachsen l ~erlin-~~t 1 Insgesamt Vorpommern randenburg Anhalt 
... ·- .. 

Fliehe 

1000km~ 23,2 29,5 20,4 16,2 18,4 0,4 108,1 
Anteil in vH 1) 6,5 8,3 5,7 4,5 5,2 0,1 30,3 

Bevölkerung fll111send) 'I 
1993 1843 2538 2718 2533 4608 1299 15 598 
1994 1832 2537 2759 2518 4584 1301 15531 
1995 1823 2542 2739 2504 4567 1301 15476 
1996 1817 2554 2724 2491 4546 1297 15 429 

SozlalveridcherungapmchttgBetchilllgle (1000)')') 

1993 Dez 630,1 905,3 981,5 870,9 165',6 452,4 5494,7 
1994 Dez 6'8,9 918,1 985,7 897,5 1699,2 432,4 5 581,7 
1995 Dez 6'3,5 901,8 968,8 889,3 1682,5 417,4 5509,3 
1996 Dez 626,2 871,8 925,9 851,0 1630,7 392,7 5298,3 

Arbeitslose (Tausend)') 

1993 Sep 145,9 181,8 229,9 195,7 326,2 79,8 1159,2 
1994 Sep 129,4 163,5 204,5 174,7 293,8 75,0 1 040,9 
1995 Sep 131,3 160,0 207,8 165,0 291,6 76,9 1 032,6 
1996 Sep 139,l 176,9 224,5 171,0 298,2 84,3 1 099,9 
1997 Sep 161,3 219,1 273,6 216,8 381,2 117,3 1375,2 

Arbeitslosenquote In vH ') 

1993 Sep 16,8 15,4 11,6 16,5 15,4 13,2 1s,g 
1994 Sep 15,3 14,0 16,0 15,I 14,3 12,1 14,6 
1995 Sep 16,0 13,9 16,5 14,4 14,3 12,6 14,7 
1996 Sep 15,0 14,4 16,9 14,5 13.7 13,l 14,7 
1997 Sep 18,8 11,1 20,6 17,7 17,4 X 18,3 

Penonen In ABM') und In bemfllcher Weiterbildung•) fl'amend) 

1993 Sep 76,0 63,7 81,9 71,4 154,2 33,3 486,6 
1994 Sep 11,0 66,l 90,6 74,5 134,3 28,l 470,6 
1995 Sep 62,7 62,2 85,4 76,1 120,0 25,6 432,0 
1996 Sep 60,1 66,6 90,0 77,4 132,5 25,8 452,4 
1997 Sep 41,6 41,4 60,4 45,5 80,5 16,J 285,6 

BndtolnJandsprodnkt (Mrd DM)') 
In jeweiligen Preisen 

1991 24,4 35,5 36,0 29,3 59,6 21,1 (205,9) 
1992 30,6 44,6 46,0 39,8 74,6 27,1 (262,7) 
1993 34,9 53,1 55,0 47,8 89,4 33,8 (314,0) 
19"94 39,9 60,2 60,7 54,3 102,0 37,4 (354,5) 
1995 42,7 64,2 64,4 58,0 111,2 40,3 (380,8) 
1996 44,4 67,9 66,2 61,0 116,4 41,8 (397,7) 

In Preisen von 1991 

1991 24,4 35,5 36,0 29,3 59,6 21,1 (205,9) 
1992 25,7 38,0 38,9 33,4 63,0 23,1 (222,1) 
1993 26,9 41,9 42,5 36,5 68,8 25,2 (241,8) 
1994 30,0 46,1 45,7 40,8 16,1 26,4 (265,7) 
1995 31,5 48,2 47,6 42,6 82,1 27,8 (279,8) 
1996 31,9 49,7 47,7 43,9 84,2 28,0 (285,4) 

1) AnDeutschland 
21 Jeweils Stand am Jahresende. 
3) Ende des Berichtszeitraums. -Quelle: BA. 
"} Ergebnisse der Beschiftigtenstatistik der BA (Ergebnisse der vierteljlhrlichen Totalauswertung). 
5) Arbeitslose in vH der zivilen Erwerbspersonen (sozialvenicherungspmchtig und gertngf(lgig Beschiftigte, Beamte, Arbeitslose). 
') Wohnortprinzip. 
7) Bei den Daten handelt es sich um Berechnungen nach dem Stand Min 1997, 
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Tabelle 23' 
Ei:wed>stllttge nach Wlrbchallsberelchen 1) 

Produzierendes Gewerbe 

Land- unc Energie- Handel Dienst-
Ins- Forstwirt- und und leistungs-

gesamt schalt, Wasser- Verarbei- Bau- Verkehr') unter-
JahI') Fischerei zusam- tendes nehmen 4) 

men versor- Gewerbe gewerbe 
gung, 

Bergbau 

TBUSend 
·-

Prftheres Bunde.gebiet 

1960 26063 3581 12497 747 9624 2126 4159 2364 
1961 26426 3449 12805 722 9905 2178 4808 2406 
1962 26518 3 307 12918 698 9948 2272 4812 2459 
1963 26581 3 144 12927 665 9883 2379 4845 2541 
1964 26604 3 002 12986 654 9885 2447 4 817 2590 
1965 26755 2876 13 158 645 10059 2454 4191 2652 
1966 26673 2790 13017 628 9953 2436 4800 2719 
1967 25804 2638 12249 582 9418 2249 4709 2774 
1968 25826 2523 12320 547 9488 2285 4692 2837 
1969 26228 2395 12 727 539 9883 2305 4 714 2883 
1970 26560 2262 12987 551 10117 2319 4755 2933 
1971 26668 2128 12951 550 10051 2350 4769 3039 
1972 26774 2034 12753 531 9862 2360 4872 3132 
1973 27 066 1946 12808 514 9926 2368 4950 3 233 
1974 26738 1845 12399 508 9690 2201 4918 3341 
1975 26 020 1 749 11624 503 9097 2024 4872 3424 
1976 25 882 1617 11405 497 8892 2016 4887 3 528 
1977 25 919 1534 11421 497 8927 1997 4878 3 579 
1918 26130 1493 11409 490 8906 2013 4912 3 692 
1979 26568 1410 11580 486 9011 2083 4981 3 840 
1980 26980 1403 11721 493 9094 2134 5032 3970 
1981 26951 1368 11528 500 8930 2098 5033 4 080 
1982 26630 1322 11177 502 8669 2006 4978 4 151 
1983 26 251 1280 10842 502 8379 1961 4899 4180 
1984 26293 1239 10791 496 8341 1954 4907 4 264 
1985 26489 1196 10800 492 8445 1863 4 919 4 391 
1986 26856 1177 10912 492 8580 1840 4956 4 518 
1987 27050 1125 10889 490 8585 1814 5012 4654 
1988 27261 1078 10862 483 8569 1810 5079 4 818 
1989 27658 1028 10997 472 8692 1833 5158 4992 
1990 28479 995 11309 466 8932 1911 5314 5294 
1991 29189 970 11450 460 9060 1930 5547 5592 
1992 29457 930 11306 451 8902 1953 5658 5853 
1993 29002 882 10766 441 8371 1954 5611 6022 
1994 28656 840 10341 430 7947 1964 5534 6200 
1995 28466 801 10137 415 7774 1948 5447 6365 
1996 28166 755 9785 403 7532 1850 5370 6538 

Nene Bundesl.lnder und BerllD..01t 

1991 7 321 454 2987 233 2049 705 1241 932 
1992 6387 282 2282 176 1306 800 1146 1011 
1993 6219 233 2171 142 1110 919 1129 1111 
1994 6330 227 2 'JJ11 119 1050 1038 1135 1223 
1995 6405 225 2237 110 1035 1092 1124 1309 
1996 6294 215 2149 94 1003 1052 1101 1358 

Denbclilimd 

1991 36510 1424 1'437 693 11109 2635 6788 6524 
1992 35844 1212 13588 627 10208 2753 6804 6864 
1993 35221 1115 12937 583 9481 2873 6740 7133 
1994 34 986 1067 12548 549 8997 3002 6669 1423 
1995 34 871 1026 12374 525 8809 3040 6571 1674 
1996 34 460 970 11934 497 8535 2902 6471 7896 

1) lnI.mdskomept. in der Abgrenzung der Volbwirtscha:ftlchen GesaJX\trechnun?n-
~ Ab 1995 vorllullge l!rgebnisse. 
') Bm•chHeNfch Nachrichtenübennittlung. 
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Nach-
richtlich 

Private 
Staat Haus- Arbeits-

halte 5) volumen 
oller 

Erwerbs-
tätigen') 

Mio 
Stunden 

2098 764 56341 
2228 730 56428 
2348 674 55649 
2444 680 54981 
2540 669 55330 
2628 650 55267 
2706 641 54 404 
2777 657 51665 
2803 651 51390 
2859 650 51676 
2978 645 51914 
3113 668 51370 
3264 719 50852 
3373 756 50506 
3'83 752 49 078 
3583 768 46667 
3 644 801 47 363 
3678 829 46674 
3164 860 46449 
3 863 894 46810 
3 929 925 41213 
3 991 951 46689 
4025 911 46140 
4054 996 45 330 
4066 1026 45 225 
4118 1065 44 899 
4182 1111 45 339 
4226 1144 45 342 
4247 1177 45651 
4273 1210 45 591 
4305 1262 45812 
4307 1323 46450 
4329 1381 47196 
4302 1419 45 892 
4275 1466 45 297 
4210 1506 44426 
4 164 1554 43865 

1504 203 10968 
1426 240 10948 
1322 253 10826 
1249 289 10807 
1199 311 10732 
1158 313 10523 

5 811 1526 57418 
5755 1621 58144 
5624 1612 56718 
5524 1755 56104 
5409 1817 55158 
5322 1867 54388 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode Drucksache13/9090 

Beschäftigte Arbelblehmer nach Wirtschaftsbereichen 1) 

Tausend 

Produzierendes Gewerbe 

Land-und Energie- Handel Ins- Forstwirt-Jahr') gesamt schaft, und Verarbei- Bau- und 
Fischerei zusammen Wasserver- tendes gewerbe Verkehr3) 

sorgung, Gewerbe 
Bergbau 

Friiheres Bundesgebiet 
1960 20073 491 11509 746 8855 1908 3615 
1961 20 565 452 11845 721 9164 1960 3673 
1962 20 860 421 11996 697 9241 2058 3720 
1963 21098 406 12019 664 9191 2164 3770 
1964 21335 390 12116 653 9228 2235 3783 
1965 21625 369 12306 644 9420 2242 3775 
1966 21637 358 12176 627 9328 2221 3800 
1967 20908 324 11423 581 8811 2031 3724 
1968 21041 302 11508 546 8895 2067 3720 
1969 21624 297 11940 538 9316 2086 3712 
1970 22138 295 12224 550 9575 2099 3839 
1971 22501 284 12224 549 9540 2135 3935 
1972 22740 275 12040 530 9364 2146 4066 
1973 23128 267 12114 513 9444 2157 4147 
1974 22945 259 11727 507 9226 1994 4140 
1975 22 317 252 10983 502 8657 1824 4115 
1976 22420 243 10783 496 8475 1812 4150 
1917 22597 248 10817 496 8526 1 795 4169 
1978 22872 252 10824 489 8520 1815 4 212 
1979 23 388 254 11000 485 8627 1888 4 281 
1980 23 818 254 11150 492 8717 1941 4336 
1981 23825 250 10967 499 8562 1906 4347 
1982 23544 250 10624 501 8310 1813 4294 
1983 23197 249 10301 501 8024 1176 4207 
1984 23 251 251 10254 495 7 988 1771 4205 
1985 23455 248 10270 491 8097 1682 4209 
1986 23806 243 10387 491 8235 1661 4245 
1987 24034 233 10378 489 8254 1635 4295 
1988 24260 230 10349 482 8239 1628 4362 
1989 24 647 226 10470 471 8351 1648 4436 
1990 25453 231 10774 465 8582 1 727 4583 
1991 26136 235 10905 459 8700 1746 4806 
1992 26390 232 10750 450 8532 1768 4909 
1993 25931 227 10200 440 7 995 1 765 4857 
1994 25570 225 9765 429 7 566 1170 4174 
1995 25367 221 9557 414 7393 1750 4677 
1996 25055 208 9206 402 7153 1651 4591 

Neue Bundesllnder und Berlin-Ost 
1991 6950 429 2880 233 1981 666 
1992 5969 252 2171 176 1239 156 
1993 5757 199 2051 142 1039 870 
1994 5829 190 2077 119 974 984 
1995 5881 185 2106 110 962 1034 
1996 5754 175 2021 94 933 994 

Deo1schland 

1991 33086 664 13 785 692 10681 2412 
1992 32359 484 12921 626 9771 2524 
1993 31688 426 12251 582 9034 2635 
1994 31399 415 11842 548 8540 2754 
1995 31248 406 11663 524 8355 2784 
1996 30809 383 11227 496 8086 2645 

") Kreditinstitute, Versicherungsuntemehmen, sonstige Dienstleistungsunternehmen.. 
'} Einschließlich privater Organisationen ohne Erwerbszweck. 
') Gesamtwirtschaft. - Quelle: IAB. 

1137 
1030 
1006 
1001 

989 
965 

5943 
5939 
5863 
5775 
5666 
5556 

Dienst-
leistungs-
untern eh-

men") 

1596 
1637 
1701 
1779 
1837 
1897 
1956 
2003 
2057 
2106 
2157 
2277 
2376 
2471 
2584 
2676 
2799 
2856 
2960 
3096 
3224 
3319 
3374 
3390 
3449 
3545 
3638 
3758 
3895 
4032 
4298 
4560 
4789 
4926 
5065 
5196 
5332 

797 
850 
926 

1023 
1091 
1122 

5 357 
5 639 
5852 
6088 
6287 
6454 

noch Tabelle 23 • 

Private 
Staat Haus-

h8lte 5) 

2098 764 
2228 730 
2348 674 
2444 680 
2540 669 
2628 650 
2706 641 
2777 657 
2803 651 
2859 650 
2978 645 
3113 668 
3264 719 
3373 756 
3483 752 
3583 768 
3644 801 
3678 829 
3 764 860 
3863 894 
3929 925 
3991 951 
4025 917 
4054 996 
4066 1026 
4118 1065 
4182 1111 
4226 1144 
4247 1177 
4273 1210 
4305 1262 
4307 1323 
4329 1381 
4302 1419 
4275 1466 
4210 1506 
4164 1554 

1504 203 
1426 240 
1322 253 
1249 289 
1199 311 
1158 313 

5 811 1526 
5755 1621 
5624 1672 
5524 1155 
5409 1817 
5322 1867 
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Tabelle 24 • 

Staatsangehörigkeit 

Europa ..................... . 
Belgien ................... . 
Dänemark ................ . 
Finnland ..... „ .. „ ....... . 

Frankreich „ . „ „ „ . „ .. „ . 

Griechenland . „ „ .... „ .. „ 

Irland " .. " " ........... ' . 
Italien ................... „ 
Luxemburg .............. , . 
Niederümde ............. , .. 
Österreich ................ . 
Portugal ....•......•..•.... 
Schweden ................ . 
Spllilien .. , ............... . 
Vereinigtes Königreich ..... . 

EU-Linder .............. . 

Ehemaliges Jugoslawien .... . 
Polen .. , ..... ............. . 
Schweiz ..... , ............ . 
Ehemalige lichechoslowakei . 
Tilrkel ................. ' .. . 
Ungarn ................... . 
Übriges EuroJ><l ............ . 

Afrika .... , , ................ . 
Agypten .................. . 
Marokko .................. . 
Übriges Afrik• ....... , . , ... . 

Amerika .. „. „ „ „. „ •...... 

Kanad4 .............. „ •.•• 

Vereinigte Staaten ......... . 
Übriges Amerika ........... . 

Asien . „ •••• „. „ .. „. „ .... 

Indien ........ „ •• „. „ •.•• 

Iran ...................... . 
Israel ..................... . 
Japan ............ , ....... . 
Jordonlen ................. . 
Pakistan .................. . 
Übriges Asien ............. . 

Australien und Ozean.ien ..... . 

Staatenlos und ungeklirte 
SIMtsangehörlgkelt ...... , .. 

Insgesamt ..... , ............ . 

Deutscher Buudestag-13. Wahlperiode 

1990 

4455082 
20891 
15582 
10463 
85135 

320 181 
10349 

552440 
5261 

111678 
183 161 
85511 
12120 

135498 
96465 

1644135 

662691 
242 013 

31161 
34 393 

1694 649 
36733 

108107 

191974 
9764 

69595 
118 615 

14<1633 
8541 

92672 
43420 

472263 
29006 
92168 
8914 

22096 
11887 
24409 

283183 

1079 

6550! 

5342532 

Auslinder Im Bundesgebiet 
An 

1991 1 1992 1 1993 1 1994 1 1995 1 1996 

4 856 428 
21618 
16 833 
11156 
88880 

336 893 
12 854 

560 090 
5 361 

113 332 
186 885 
92 991 
13 384 

135 234 
103 185 

1698 696 

775 082 
211198 
32910 
46702 

1779586 
56401 

195793 

236370 
11185 
75145 

150040 

160584 
9168 

99712 
51684 

553383 
32759 
97924 
9739 

25195 
12533 
28157 

347 076 

7 981 

61541 

5882 261 

Wohnbevölkerung 1) 

5 361949 
21986 
18252 
12173 
90 677 

345902 
13761 

557709 
5'05 

113 552 
185 278 
98918 
14387 

133 847 
101130 

1719177 

915 636 
285553 
33788 
63124 

1854 945 
61436 

421690 

283 901 
12605 
80278 

191 018 

168158 
9584 

104 368 
54806 

596763 
35517 
99069 
9807 

26492 
12591 
32197 

381084 

8421 

76000 

6495792 

5678425 
22438 
19602 
13011 
94 160 

351976 
14 688 

563009 
5465 

113158 
186302" 
105572 

15322 

133160 
111 748 

1 750 211 

929 647 
260 514 

35023 
51954 

1918 395 
62195 

670 486 

302068 
13659 
82803 

205 606 

176481 
10013 

107 834 
58574 

644 649 
36023 

101517 
9915 

27076 
12653 
34357 

423108 

8154 

67740 

6 678 117 

5780167 
22 711 
20414 
14 057 
96980 

355583 
14 949 

571900 
5449 

112 898 
185140 
111536 

16102 

132355 
113180 

1779854 

834 781 
263 381 
35622 
43006 

1965577 
57996 

799950 

292112 
13370 
82412 

196 330 

119 684 
10251 

108 310 
61123 

662394 
34020 

104 011 
9693 

27066 
12517 
34487 

440534 

8919 

67234 

6990510 

5920324 
22917 
20540 
14190 
99135 

359 556 
15683 

586 089 
5481 

113 063 
184470 
125 131 

16784 

132 283 
115 826 

1811148 

791754 
276753 
36045 
34 078 

2 014 311 
56748 

892 867 

291169 
13455 
81922 

195 792 

183 019 
10508 

108 359 
64152 

102 923 
34709 

106 979 
9398 

27295 
12 249 
36924 

475 369 

9186 

67245 

1113 866 

6003 943 
23 214 
20483 
15129 

101 783 
362 539 

16 282 
599 429 

5545 
113 299 
184 933 
130 842 

17275 

132457 
116 641 

1839 851 

754 311 
283356 

36541 
29599 

2 049 060 
55706 

955 519 

298643 
13595 
82927 

202121 

189 583 
10826 

109 598 
69159 

743468 
35591 

111084 
9380 

28072 
12067 
37856 

509418 

9380 

69029 

7 314 046 

1) Stand am 31. Dezember. Für 1990 friiheres Bundesgebiet; ab 1991 Deu1schland. 

322 



nach der Staatsangehörigkeit 
zahl 

Deutscher Bundestag-13. Wahlperiode 

1990 1 1991 1 1992 1 1993 1 1994 1 1995 1 1996 

1592 792 
6785 
2 786 
3 605 

42826 
105 448 

2097 
175148 

947 
25709 
91380 
41897 
3317 

61300 
38515 

601 760 

312 974 
35106 

8518 
13394 

594586 
10 912 
15542 

44683 
2277 

17 957 
24449 

38448 
2 286 

26580 
9582 

85836 
7 981 

10209 
1954 
4491 
2536 
5195 

53470 

2464 

18030 

1782253 

1678 493 
6934 
2906 
3697 

44 541 
105 233 

2318 
171809 

886 

25758 
93352 
46294 
3492 

60690 
40396 

608 306 

325 258 
45 615 

8784 
20927 

632 324 
13433 
23846 

52320 
2608 

19520 
30 192 

42197 
2435 

28980 
10782 

103 839 
8788 

12910 
2064 
5188 
2696 
5 856 

66 337 

2 807 

18 884 

1898540 

2) Früheres Bundesgebiet. 

1780410 
6760 
3247 
3965 

44 683 
102 831 

2725 
165 050 

879 
25 893 
94333 
44521 

3 826 
54922 
42363 

595 998 

375082 
56477 

9253 
32258 

652097 
15154 
44 091 

63183 
2928 

21444 
38811 

45172 
2591 

30711 
11870 

123 574 
10368 
15383 
2126 
5636 
2915 
7277 

79869 

2909 

20906 

2 036154 

1916989 
9269 
5083 
4116 

60752 
120 347 

3 938 
194 416 

1223 
36285 
93155 
49780 
4004 

55340 
42851 

680559 

417 548 
72326 
9649 

34 064 
631837 

15549 
55457 

65292 
2981 

22056 
40255 

46428 
2646 

31111 
12671 

127 991 
10274 
16094 
2173 
5829 
2876 
7362 

83383 

2908 

23971 

2183 579 

1886546 
9630 
5 351 
4246 

65513 
118 639 

4055 
202492 

1286 
39145 
88674 
49773 

4 012 
52571 
40 900 

686 287 

420934 
67546 
9288 

27846 
605 147 

14 070 
55428 

64098 
2881 

21875 
39342 

44303 
2528 

29294 
12481 

125997 
9377 

16184 
2013 
5686 
2682 
6646 

83409 

2903 

16685 

2140532 

1873502 
9373 
4990 
4325 

68277 
116 745 

3931 
204646 

1265 
39207 
83587 
51057 
3920 

so 141 
38428 

679892 

418 668 
66193 
8830 

27333 
600434 

13512 
58640 

66218 
2747 

22342 
41129 

41849 
2393 

27011 
12445 

126958 
8860 

16488 
1849 
5442 
2557 
6827 

84 935 

2744 

17451 

2128 722 

3) Sozialversicherongspfilchttg beschl1'ttgte Arbeitnehmer jeweils am 30, Juni. 

1822 384 
9211 
4640 
4308 

68715 
113107 

3841 
203204 

1289 
38536 
79372 
51356 
3914 

47991 
36867 

666 351 

408218 
63844 

8466 
23793 

578 203 
12489 
61020 

66759 
2589 

22148 
42022 

40405 
2350 

25640 
12415 

126279 
8643 

16495 
1720 
5337 
2403 
6629 

85052 

2656 

19199 

2077 682 

0nJcksache13/9090 

Tabelle 24' 

Staatsangehörigkeit 

Europa 
Belgien 
Dänemark 
Finnland 
Frankreich 
Griechenland 
Irland 
Italien 
Luxemburg 
Niederlande 
Österreich 
Portugnl 
Schweden 
Spanien 
Vereinigtes Königreich 

BUMLinder 

Ehemaliges Jugoslawien 
Polen 
Schweiz 
Ehemalige Tschechoslowakei 
Türkei 
Ungarn 
Übriges Europa 

Afrika 
Agypten 
Marokko 
Übriges Afrika 

Amerika 
Kanada 
Vereinigte Staaten 
Übriges Amerika 

Asien 
Indien 
Iran 
Israel 
Japan 
Jordanien 
Pakistan 
Übriges Asien 

Australien und Ozeanien 

Staatenlos und ungeklirte 
Staa.tsangebörigkeit 

lnsgeslll!lt 

Quelle für BescbMl:lgte: lhmdesanstalt für Arbeit 
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Tabelle 25" 

Lmd-
und 

Zeitraum. 1) 
Ins- Forst-

gesamt wirtschaft, 
Fische-

rei 

1960 302,20 17,66 
1965 459,74 20,01 
1966 490,63 20,87 
1967 497,06 20,41 
1968 509,14 22.19 
1969 567,91 23,49 
1970 645,91 21,78 
1971 717,53 22,81 
1972 788,90 24,34 
1973 882,85 26,77 
197' 954,43 26,18 
1975 995,92 28,66 
1976 1 085,88 31,28 
1977 1158,86 32,01 
1978 l 239,68 32,38 
1979 1337,92 31,12 
1980 1415,93 30,52 
1981 1483,44 32,11 
1982 1 545,73 36,62 
1983 1624,81 33,23 
1984 l 702,58 34,46 
1985 l 774,34 31,92 
1986 l 874,08 34,00 
1987 l 928,49 30,24 
1988 2 031,50 33,72 
1989 2 151,94 37,21 
1990 2 342,33 36,74 
1991 2548,43 3',08 
1992 2 711,70 33,73 
1993 2 732,94 30,00 
1994 ... . .. 
1995 ... . .. 
1996 ... . .. 

1991 208,41 6,96 
1992 266,13 6,88 
1993 320,67 6,48 
1994 ... . .. 
1995 ... ... 
1996 ... . .. 

1991 2 756,64 41,04 
1992 2977,83 40,61 
1993 3 053,61 36,48 
1994 3 202,64 36,06 
1995 3 330,25 35,85 
1996 3413,79 37,49 

1997 1. Hj. 1699,48 5,73 

1) Ab 1995 vorlluflge Ergebnisse. 
~ Elnlchllellllch Nachr!chtenübermlttbmv. 

Deutscher Bundestag-13. Wahlperiode 

- - --· -
Produzierendes Gewerbe 

Energie- Handel und Verarbei- und 
ZU· Wasser- tendes Bau- Verkehr 2} 

sommen versor- Gewerbe gewerbe 
gung, 

Bergbau 

In jeweiligen Preisen 5) 

160,80 15,65 121,86 23,29 55,96 
243,63 18,30 184,89 40,44 82,07 
254,76 18,94 192,92 42,90 87,81 
252,20 18,79 193,58 39,83 88,37 
257,9~. 19,15 · •vv,66 38,15 84,19 
290,36 19,82 229,59 40,95 90,32 
333,12 22,12 259,45 51,55 103,47 
360,18 23,93 277,21 59,04 115,52 
386,61 26,01 295,65 64,95 128,41 
429,96 29,09 332,58 68,29 140,04 
'54,12 33,08 354,32 66,72 147,30 
453,08 37,31 352,54 63,23 154,95 
497,48 41,70 387,27 68,51 170,28 
526,03 41,62 411,48 72,93 182,08 
558,39 43,87 435,35 79,17 194,86 
602,79 46,48 467,08 89,23 211,58 
624,78 48,64 476,25 99,89 218,68 
637,83 52,30 485,71 99,82 224,84 
650,40 57,97 496,01 96,42 230,99 
679,72 61,25 519,42 99,05 241,64 
706,30 63,98 542,60 99,72 256,04 
740,19 66,53 578,85 94,81 261,46 
786,48 65,91 620,44 100,13 269,58 
795,04 68,67 624,69 101,68 279,54 
826,76 67,84 652,67 106,25 294,66 
869,97 69,30 686,01 114,66 311,25 
939,40 70,23 741,55 127,62 346,75 

1 002,02 74,08 790,67 137;D 386,58 
1 027,81 76,33 799,09 152,39 404,50 

972,35 75,75 744,74 151,86 410,22 
989,86 76,24 759,40 154,22 429,00 

1006,12 80,57 769,84 155,71 434,96 
1002,15 74,67 777,18 150,30 437,48 

75,23 16,06 34,63 24,54 30,34 
89,63 14,25 36,75 38,63 36,67 

106,88 15,77 42,70 48,41 43,89 
126,87 14,11 50,52 62,24 49,36 
137,83 14,58 56,46 66,79 52,79 
141,14 15,21 59,74 66,19 54,18 

1 077,25 90,14 825,30 161,81 416,92 
1117,44 90,58 835,84 191,02 441,17 
1079,23 91,52 787,44 200,27 454,11 
1116,73 90,35 809,92 216,46 478,36 
1143,95 95,15 826,30 222,50 487,75 
1143,29 89,88 836,92 216,49 491,66 

570,63 45,08 423,81 101,74 248,64 

Bruttowertschöpfung nach 
Mrd 

Dienst- Private leistungs- Staat Haus-unter- halte 4) nehmen 3) 

Frftheres 
41,13 21,61 5,04 
10,05 37,27 6,71 
78,35 41,61 7,23 
84,30 44,12 7,66 
89,67 47,06 8,07 

101,48 53,28 8,98 
114,39 62,56 9,99 
132,71 74,56 11,75 
151,64 83,73 13,67 
172,61 97,33 16,14 
195,78 112,94 18,11 
216,65 122,86 19,72 
235,30 129,81 21,73 
255,96 138,75 24,03 
279,69 148,22 26,14 
304,87 159,07 28,49 
338,25 172,39 31,31 
371.06 183,69 33,91 
402,04 189,59 36,09 
436,38 195,74 38,10 
465,84 199,95 39,99 
490,83 207,26 42,68 
520,48 217,12 46,42 
548,57 225,82 49,28 
592,83 231,86 51,67 
640,95 238,64 53,92 
707,94 253,20 58,30 
789,99 271,19 64,57 
884,10 290,67 70,89 
945,06 300,36 74,95 

1 008,10 306,39 78,36 
1 069,87 314,68 83,00 
1130,53 317,69 86,76 

Neue BnndesUinder 

44,58 46,24 5,06 
67,05 58,54 7,36 
89,13 65,63 8,66 

101,86 66,49 10,49 
114,61 68,57 11,97 
124,30 69,14 12,93 

Deutsch 

834,57 317,43 69,63 
951,15 349,21 78,25 

1 034,19 365,99 83,61 
1109,96 372,88 88,85 
1184,48 383,25 94,97 
1254,83 386,83 99,69 

645,97 181,24 47,27 

S) Kreditinatitute. Versicherungsunternehmen. Wohnungsvermietung [einscbUeRJich Eigennutzung durch den Eigentümer}, sonstige Dienst--324 



Deutscher Bundestag- 13. Wahlperiode 

Wirtschaftsbereichen 
DM 

Produzierendes Gewerbe 
Land-
und Energie-

Ins- Forst- und Verarbei-gesamt wirtschoft, zu- Wasser- tendes Bau-
Fische- sanlmen versor- Gewerbe gewerbe 

rei gung. 
Bergbau 

In Preisen von 1991 
Bundesgebiet 

946,60 21,79 453,50 42,71 319,28 91,51 
1195,74 20,58 586,71 44,27 423,04 119,40 
1231,05 21,65 599,24 45,34 430,12 123;78 
1 230,33 23,58 581,41 42,62 420,30 118,49 
1302,01 25,16 625,86 44,13 463,97 117,76 
1 399,26 24,49 685,95 47,09 518,49 120,37 
1466,61 25,23 722,27 51,81 544,97 125,49 
1508,99 26,53 734,56 50,90 550,41 133,25 
1 575,03 26,03 760,72 51,34 567,59 141,79 
1654,28 28,45 801,45 55,14 603,57 142,74 
1663,13 29,92 786,65 57,50 597,66 131,49 
1638,66 28,70 747,28 . 53,53 570,00 123,75 
1 727,02 27,51 800,94 58,01 613,73 129,20 
1 779,32 29,07 815,62 58,50 625,12 132,00 
1834,84 29,99 830,80 59,90 636,92 133,98 
1916,80 28,67 871,32 63,63 669,77 137,92 
1 934,29 29,25 860,04 64,31 656,03 139,64 
1940,53 29,41 845,24 62,95 648,78 133,51 
1927,33 34,73 816,53 61,55 626,43 128,55 
1960,71 32,05 828,93 61,74 636,07 131,12 
2 018,12 34,11 849,70 62,98 655,05 131,67 
2 067,13 31,85 868,14 64,41 679,17 124,56 
2 119,85 35,15 880,18 63,99 689,57 126,62 
2146,54 32,09 868,55 66,99 677,00 124,56 
2228,83 34,48 892,43 66,68 698,64 127,11 
2 310,37 34,97 924,57 69,51 722,60 132,46 
2438,28 36,43 968,44 69,38 762,27 136,79 
2548,43 34,08 1 002,02 74,08 790,67 137,27 
2 590,90 41,39 982,87 73,28 768,99 140,60 
2545,04 38,10 912,46 71,54 706,04 134,88 

... ... 926,38 72,14 718,94 135,30 

... ... 931,42 73,!)7 724,37 133,08 

... . .. 927,45 77,62 722,43 127,40 

und Berlln..011 
208,41 6,96 75,23 16,06 34,63 24,54 
224,35 6,72 82,25 13,48 36,40 32,37 
243,38 7,47 92,32 14,04 41,44 36,84 

... ... 106,80 12,53 48,93 45,34 

... ... 113,02 12,73 53,55 46,74 

... ... 115,44 12,94 56,70 45,90 

land 

2756,84 41,04 1 077,25 90,14 825,30 161,81 
2 815,25 48,11 1 065,12 86,76 805,39 172,97 
2788,42 45,57 1 004,18 65,58 747,48 171,72 
2 862.04 43,83 1 033,18 84,67 767,87 180,64 
2 921,76 44,90 1044,44 86,70 777,92 179,82 
2974,76 45,48 1 042,89 90,46 779,13 173,30 

1485,96 9,18 518,80 44,77 392,78 81,05 

4) Einschließlich privater Organisationen ohne Erwerbszweck. 

Handel Dienst-
und leistungs-

Verkehr 2) 
unter-

nehmen3} 

128,11 203,93 
163,38 256,66 
167,03 287,29 
166,37 277,93 
176,24 288,74 
193,09 304,46 
202,96 314,97 
208,70 329,28 
215,75 351,32 
225,58 366,73 
226,32 318,51 
222,62 390,96 
236,87 408,28 
248,27 428,74 
258,14 449,72 
270,52 471,32 
273,03 489,51 
272,28 504,30 
267,97 516,02 
272,86 532,36 
284,27 551,51 
289,50 57:!,68 
293,61 601,15 
301,19 629,98 
315,82 666,93 
330,00 699,09 
355,75 749,18 
386,58 789,99 
393,98 828,16 
388,70 857,65 
392,49 887,75 
398,!)5 '919,73 
405,86 960,34 

30,34 44,58 
32,87 52,88 
37,28 57,99 
40,39 63,06 
42,94 67,95 
44,37 71,12 

416,92 834,57 
426,85 881,04 
425,98 915,84 
432,88 950,81 
441,89 987,68 
450,23 1 031,46 

226,92 529,17 

Drucksache 13/9090 

Tabelle 25' 

Private 
Staat Haus- Zeitraum 1) 

halteA) 

.. - -

110,21 29,06 1960 
140,83 27,58 1965 
148,11 27,73 1966 
152,39 28,65 1967 
157,11 28,90 1968 
161,90 29,37 1969 
171,44 29,74 1970 
178,98 30,94 .1971 
187,78 33,43 1972 
196,78 35,29 1973 
206,06 35,67 1974 
212,34 36,76 1975 
214,87 38,55 1976 
217,52 40,10 1977 
224,39 41,80 1978 
231,51 43,46 1979 
237,36 45,10 1980 
242,78 46,52 1981 
244,27 47,81 1982 
245,76 48,75 1983 
248,42 50,11 1984 
252,02 51,94 1965 
255,61 54,15 1986 
258,96. 55,79 1987 
261,70 57,47 1988 
262,62 59,12 1989 
266,91 61,57 1990 
271,19 64,57 1991 
zn~1s 61,35 1992 
278,74 69,19 1993 
282,20 71,34 1994 
281,62 73,30 1995 
281,60 15,65 1996 

46,24 5,06 1991 
43,64 5,99 1992 
41,97 6,35 1993 
40,49 7,31 1994 
39,99 7,94 1995 
39,38 8,o7 1996. 

317,43 69,63 1991 
320,79 73,34 1992 
320,71 75,54 1993 
322,69 78,65 1994 
321,61 81,24. 1995 
320,98 83,72 1996 

159,57 42,52 1997 1. Hj. 

~) Von 1960 bis 1967 Bruttowertschöpfung einschließlich (kumulativer) Umsatzsteuer, ab 1968 Bruttowertschöpfung frei von Umsatzsteuer. 
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Drucksache13/9090 Deutscher Bundestag-13. Wahlperiode 

Tabelle 26• 

Brutto- Nicht-
wert- abzieh- Elnfuhr. Bruttc· 

zeitraum. 1} schöp- bare abgaben'} h>lands-
fung, Umsatz- produkt 

benlDigt~ steuerlJ 

1960 297,00 - 5,71 302,71 
1961 325,49 - 6,22 331,71 
1962 353,45 - 7,33 360,78 
1963 374,29 - 8,08 382,37 
1964 412,01 - 8,17 420,18 
1965 .(50,29 - 8,88 459,17 
1966 479,53 - 8,70 488,23 
1967 485,3' - 9,01 494,35 
1968 '""·'" •v,oo 0,VT , ••. ..., 
1969 552,.(8 37,62 6,85 596,95 
1970 621,97 39,91 7,42 675,30 
1971 696,73 -'5,04 7,98 749,75 
1972 '164,81 49,38 8,87 823,12 
1973 855,61 52,26 9,38 917,25 
1974 920,61 54,43 8,89 983,93 
1975 959,05 57,31 10,27 1026,63 
1976 1 047,06 61,81 11,63 1120,50 
1977 1117,16 65,70 12,43 · 1195,29 
1978 1194,29 76,24 13,02 1283,55 
1979 1288,12 87,02 12,70 1388,44 
1980 1361,99 96,57 13,48 1472,04 
1981 1420,16 100,73 14,08 1534,97 
1982 1472,11 101,17 1,,81 1588,09 
1983 1543,10 109,23 16,21 1668,54 
1984 1 618,51 115,90 16,48 1750,89 
1985 1690,08 116,66 16,44 1823,18 
1986 1 790,39 117,88 17,02 1925,29 
1987 1846,22 125,11 19,15 1990,48 
1988 1946,35 130,10 19,53 2095,98 
1989 2 063,53 137,53 23,38 2224,44 
1990 2246,05 154,97 :U,98 2 "'26,00 
1991 2444,10 174,22 29,28 2647,60 
1992 2 595,18 187,55 30,27 2813,00 
1993 2 610,24 202,59 21,67 2840,50 
1994 2 716,03 216,70 29,37 2962,10 

1991 195,64 9,54 0,82 206,00 
1992 253,36 11,40 0,84 265,60 
1993 307,82 14,52 0,86 323,20 
1994 347,13 18,19 0,78 366,10 

1991 2639,74 183,76 30,10 2853,60 
1992 2848,54 198,95 31,11 3078,60 
1993 2 918,06 217,11 28,53 3163,70 
1994 3 063,16 234,89 30,15 3328,20 
1995 3193,10 235,41 31,09 3459,60 
1QQ6 3 273,80 231,21 30,49 3541,50 

1997 1. Hj. 1 628,75 118,59 14,36 1 761,70 

1) Ab 1995 vorliufig-e Hrgebniue. 

Saldo der 
Erwerbs· 
tmdVer-
m6gem-

eln· Brutto- Abschrei-kommen sozial. bungen zwischen produkt 
IDJ!ndem 
und der 
übdgen 

Welt 

In jeweiligen Preisen 1 ) 

+ 0,29 303,00 23,63 
- 0,31 331,40 21,12 
- 0,28 360,50 31,23 
- 0,27 382,10 34,99 
- 0,58 419,60 38,96 
- O,ffl 458,20 43,31 
- 0,83 487,40 41,TI 
- 0,65 493,70 50,52 
+ u ••• OOMV =·= + O.ll5 597,80 58,20 
+ 0,40 675,70 .68,03 
+ 0,65 750,40 78,08 
+ 1,48 824,60 86,73 
+ 1,55 918,80 95,98 
- 0,23 983,70 107,78 
+ 1,07 1027,70 117,24 
+ 3,30 1123,80 125,77 
+ 0,31 1195,60 134,01 
+ 5,85 1289,40 144,39 
+ 5,36 1393,80 157,80 
+ 5,36 1477,40 175,00 
+ 4,63 1539,60 190,62 
+ 2,21 1590,30 203,69 
+ 7,16 1675,70 214,93 
+12,41 1763,30 226,37 
+11,32 1834,50 235,36 
+10,81 1936,10 243,69 
+12,52 2003,00 252,30 
+12,02 2108,00 263,09 
+24,66 2 249,10 279,45 
+:22,60 2«8,60 303,01 
+20,50 2668,10 332,89 
+ 8,20 2821,20 359,70 
- 4,30 2836,20 380,52 
-16,30 2945,80 389,35 

+ 8,00 214,00 28,26 
+10,80 276,40 34,14 
+ 9,40 332,60 40,09 
+ 8,30 374,40 46,09 

+28,50 2882,10 361,15 
+19,00 3097,60 393,84 
+ 5,10 3168,80 420,61 
- 8,00 3320,20 435,44 
-16,40 3443,20 451,71 
-28,00 3 513.50 461,51 

-13,50 1748,20 234,84 

Bruttowertschöpfung, Brutto 
Mrd 

Netto-
Netto- sozial-
sozial. Indirekte Subven- produ.kt 

produkt Steuem5) tionen zu Faktor-
zu Markt- kosten 

preisen (Volksein-
kommen) 

Frilheres 
219,37 41,78 2,52 240,11 
304,28 46,19 2,66 260,75 
329,27 50,06 2,90 282,11 
347,11 52,79 3,48 297,80 
380,64 57,48 4,09 327,25 
414,89 62,19 5,75 358,45 
439,63 65,50 5,65 379,78 
443,18 67,99 5,55 380,74 
•ov,vo „,_ l:l,oo 4J.o,\r.J 
539,60 88,28 11,62 462,94 
607,67 89,05 11,78 530,40 
672,32 98,69 12,61 586,24 
737,87 110,18 15,78 643,47 
822,82 121,07 18,65 720,40 
875,92 125,04 18,86 769,74 
910,46 130,28 20,39 800,57 
998,03 141,92 22,13 878,24 

1061,59 152,52 24,63 933,70 
1145,01 167,56 29,70 1 007,15 
1 236,00 183,16 31,16 1 084,00 
1302,40 193,47 30,65 1139,58 
1348,98 198,29 29,12 1179,81 
l 386,61 201,68 29,25 1 214,18 
1460,11 214,39 31,72 1 278,10 
1536,93 226,13 36,33 1347,13 
1599,14 230,31 37,94 1406,77 
1692,41 236,17 41,31 1497,55 
1150,70 245,50 44,80 1550,00 
1844,91 257,11 47,74 1635,54 
1969,65 278,33 46,78 1 738,10 
2145,59 302,22 48,83 1 892,20 
2335,21 337,53 44,77 2042,45 
2461,50 365,35 43,50 2 139,65 
2455,68 380,20 46,27 2121,75 
2 556,45 407,27 50,76 2199,94 

Neue Bundesllnder 
185,74 20,93 20,18 184,99 
242,26 24,49 16,34 234,11 
292,51 29,36 15,63 278,78 
328,31 36,55 18,32 310,08 

Deutsch 
2520,95 358,46 64,95 2 227,44 
2703,76 389,84 59,84 2313,76 
2 748,19 409,56 61,90 2400,53 
2 884,76 «3,82 69,08 2 510,02 
2 991,49 '"7,31 11,02 2 615,20 
3 051,93 '52,19 69,12 2668,86 

1 513,36 217,29 25,16 1321,23 

IJ SUmme der Bruttowertsc:Mpfung' der W1rtschaftsbereche abzüglk:h der unterstellten Entgelte für Bankdienstleistungen. 
lJ Kusenaufkommen an Steuern~ UIDl&iz sowie einbehaltene UIDH.tzsteuer aufgrund von gesetzlichen Sonderregelungen (u.a. nach dem 
llerllnl~esetz, lilr !Jef«Ullllen aus der DDR [126 Abs. 4 UStG, bis 30. Juni 1990j, lilr die Landwirtscbaft [124 UStG von 1967j, für 
die Besteuerung von JOetnun+ern•lunem [I 19 UStG von 1979] sowie 1968 elnmallg fü:r die Entlastung der Altvorrite {128 UStG von 1967]). 

") Bmtulir.t6Ile, Verbniuchsteuem auf Ehlfuhren, AbscMpfungsbetrige und Wl.b.nmgsausglelchsbetrlge auf eingeführte landwirtschaftliche 
Brzeugnine, jedoch ohne BlnfuhrumH.t:ut. 
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Inlandsprodukt, Sozialprodukt 
DM 

Bruttowert- Nicht-

scllöpfung, abziehbare Elllfuhr-
Umsatz- abgaben 4) bereinigt 2) steuer3) 

Bundesgebiet 
930,25 64,86 4,89 
972,40 68,72 5,18 

1 015,84 73,04 6,22 
1044,18 75,92 5,80 
1112,33 81,40 7,17 
1170,72 86,28 8,20 
1204,08 88,72 7,70 
1200,82 88,43 7,25 
1268,14 91,72 7,34 
1361,97 98,98 8,25 
1427,49 106,16 9,55 
1467,95 111,83 10,62 
1 529,14 116,95 11,91 
1606,34 118,42 12,24 
1614,00 116,34 10,06 
1588,01 118,48 12,11 
1672,87 123,10 14,13 
1 719,94 127,01 14,65 
1 770,47 131,70 15,23 
1847,92 136,25 14,23 
1864,01 138,33 15,66 
1868,34 136,03 15,63 
1 852,99 132,40 15,61 
1 883,98 135,11 17,11 
1939,71 136,32 17,41 
1 985,09 132,72 18,19 
2 032,93 134,16 19,01 
2 054,97 141,53 21,90 
2133,35 145,57 22,08 
2 211,50 148,93 23,97 
2332,88 161,62 25,90 
2444,10 174,22 29,28 
2484,25 181,19 28,86 
2433,46 179,29 26,35 
2479,40 188,23 26,37 

und Berlin-Ost 
195,64 9,54 0,82 
211,26 10,08 0,76 
230,25 11,75 0,80 
251,23 14,29 0,66 

lllnd 
2 639,74 183,76 30,10 
2 695,51 191,27 29,62 
2 663,71 191,04 27,15 
2730,63 202,52 27,05 
2185,40 200,35 26,05 
2826,72 200,15 27,63 

1401,01 99,22 13,07 

Deutscher Bundestag -13. Wahlperiode 

Saldo der 
Erwerbs-

und 
Brutto- Vermögens- Brutto-

inlands- einkommen sozial- Abschrei-
zwischen bungen produkt lnlAndem produkt 

und der 
übrigen 

Welt 

In Preisen von 1991 

1 000,00 + 0,00 1 000,00 78,11 
1 046,30 - 2,90 1 043,40 85,49 
1 095,10 - 3,00 1 092,10 93,50 
1125,90 - 3,10 1122,80 101,43 
1200,90 - 4,50 1196,40 109,58 
1 265,20 - 6,20 1259,00 118,19 
1300,50 - 6,00 1294,50 126,68 
1296,50 - 5,60 1290,90 134,16 
1 367,20 - 2,60 1364,60 140,94 
1469,20 - 3,60 1465,60 148,60 
1 543,20 + 1,90 1545,10 157,94 
1590,40 + 2,60 1593,00 168,32 
1658,00 + 4,00 1662,00 178,80 
1 737,00 + 3,70 1 740,70 188,62 
1 740,40 + 0,10 1 740,50 196,98 
1 718,60 + 2,50 1 721,10 203,65 
1810,10 + 6,00 1816,10 210,09 
1861,60 + 0,90 1862,50 216,96 
1917,40 + 9,20 1926,60 224,43 
1998,40 + 8,10 2006,50 232,89 
2 018,00 + 7,50 2025,50 241,98 
2 020,00 + 6,30 2 026,30 250,50 
2 001,00 + 3,10 2004,10 257,54 
2 036,20 + 9,00 2 045,20 265,18 
2 093,50 +14,90 2 108,40 271,88 
2136,00 +13,30 2149,30 271,54 
2186,10 +12,50 2198,60 283,45 
2 218,40 +14,20 2232,60 289,92 
2 301,00 +13,30 2 314,30 297,26 
2384,40. +26,50 2 410,90 306,58 
2520,40 +23,50 2 543,90 318,18 
2647,60 +20,50 2 668,10 332,89 
2 694,30 + 1,90 2702,W 347,84 
2 639,10 - 3,80 2635,30 359,12 
2 694,00 -14,50 2679,50 365,73 

206,00 + 8,00 214,00 28,26 
222,10 + 10,10 232,20 32,75 
242,80 + 8,50 251,30 37,50 
266,20 + 7,40 273,60 42,60 

2853,60 +28,50 2882,10 361,15 
2 916,40 +18,00 2934,40 380,59 
2 881,90 + 4,70 2886,60 397,22 
2960,20 - 7,10 2 953,10 408,33 
3 013,80 -14,40 2999,40 419,01 
3054,50 -24,50 3 030,00 428,22 

1519,30 -11,70 1507,60 217,39 

5) Produktionssteuern, nichtabziehbare Umsatzsteuer, Einhthrabgaben. 

Drucksache13/9090 

Tabelle 26' 

Nach-
rlchtlich 

Nettosozial-
produkt 

zu Markt- Produktions- Zeitraum 1) 
preisen potential 'l 

921,89 1000,0 1960 
957,91 1055,2 1961 
998,60 1117,0 1962 

1021,37 1173,1 1963 
1086,82 1230,5 1964 
1140,81 1 290,2 1965 
1167,82 1348,5 1966 
1156,74 1394,7 1967 
1223,66 1438,8 1968 
1317,00 1489,4 1969 
1387,16 1557,5 1970 
1424,68 1629,7 1971 
1483,20 1 701,2 1972 
1552,08 1 767,1 1973 
1543,52 1815,1 1974 
1517,45 1855,9 1975 
1606,01 1888,8 1976 
1645,54 1922,6 1977 
1 702,17 1962,5 1978 
1 773,61 2 001,1 1979 
1 783,52 2 044,1 1980 
1 775,80 2075,5 1981 
1 746,56 2099,4 1982 
1 780,02 2118,1 1983 
1 836,52 2 169,6 1984 
1 871,76 2213,9 1985 
1915,15 2274,3 1986 
1942,68 2336,2 1981 
2 017,04 2 400,6 1988 
2104,32 2467,2 1989 
2225,12 2557,0 1990 
2 335,21 2655,3 1991 
2 354.,36 2753,9 1992 
2 275,58 2813,6 1993 
2 313,77 2 876,1 1994 

185,74 206,0 1991 
199,45 222,1 1992 
213,80 242,8 1993 
231,00 266,2 1994 

2520,95 2 861,3 1991 
2 553,81 2976,0 1992 
2489,38 3056,4 1993 
2544,77 3142,3 1994 
2580,39 3 206,0 1995 
2 601,78 3267,1 1996 

1290,21 1997 1. Hj. 

') In der Abgrenzung des SachverstAndigenrates. Nihere Erläutenmgen siehe Anhang V. Abschnitt A.: „Zur Bestimmung des gesamtwirt-
scha.ftlichen Produktionspotentials (SachkapazitAten) für das frühere Bundesgebiet~, Seiten 254 f. Zum Produktionspotential für Deutsch-
land und die neuen Bundesllnder siehe Ziffern 88 ff. und 98f, 

7) Von 1960 bis 1967 Bruttowertschöpfung und Einfuhrabgaben einschließlich (kumulativer) Umsat7.steuer, ab 1968 Bruttowertschöpfung und 
Einfuhrabgaben frei von Umsatzsteuer. 
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Drucksache 13/9090 Deutscher Bundestag-13. Wahlperiode 

Tabelle 27• 

Bruttowert-
schllpfung 

Brutto- Land-und Produzie- Handel 
Vlerteljohr') Inlands- F-- rendes und 

produlrt~ 
schllft, Gewerbe Vel'kehr~) 

bereinigt~ unbeMlnlgt F!scherei 

In jeweiligen Preisen 

1993 1. Vj. 676,50 619,49 6'9,63 3,19 235,98 98,80 
2. Vj. 697,60 642,00 672,63 3,67 245,41 102,94 
3.Vj. 715,80 659,32 690,24 12,28 242,11 103,14 
4.Vj. 150,60 689,43 720,« 10,86 248,25 105,34 

1994. 1.Vj. 707,90 6.f.3,55 ... ... 236,711 103,84 
2.Vj. 725,80 666,51 ... ... 249,96 107,SI 
3.Vj. 745,40 686,37 ... . .. 247,:U 107,75 
4.Vj. 783,00 119,60 ... ... 255,88 109,84 

1995 1.Vj. 735,80 613,64 ... ,_ 247,25 106,05 
2.Vj. 75',70 694,85 ... „ . 256,02 110,10 
3.Vj. 769,90 710,36 ... „. 249,18 109,08 
4.Vj. 801,20 735,97 ... . .. 253,67 109,73 

1996 1.Vj. 750,70 688,IU ... „. 242,89 106,15 
2.Vj. 768,10 709,08 ... „. 253,19 110,32 
3.Vj. 790,00 729,26 ... „ • 251,75 110,10 
4.Vj. 818,50 752.72 .„ ... 254,32 110,91 

1997 1. Vj. 762.50 100,68 .„ ... 240,10 107,82 
2.Vj. 796,10 734,89 .„ ... 261,.(3 114,48 

1993 1. Vj. 11,80 68,25 11,« o.:n 23,11 9,78 
2.Vj. 18,40 7.fi,65 11,82 0,35 26,72 10,80 
3.Vj. IU,60 80,72 83,92 .f.,13 27,74 11,03 
4.Vj. 88,40 84,20 87,49 1,63 28,71 12,28 

1994. 1.Vj. 82,90 78,33 • „ „ . 28,83 11,12 
2.Vj. 88,90 M,15 „. . .. 32,02 12,22 
3.Vj. 95,20 90,49 „. „, 32,60 12,40 
4.Vj. 99,10 9",16 „. ... 33,42 13,62 

1995 1.Vj. 91,70 87,10 „. .„ 32,63 11.88 
2.Vj. 97,30 92,« „. „. 34,82 13,39 
3,Vj, 102,70 'R,16 ... ... 34,78 13.42 
4.Vj. 106,30 100,98 ... ... 35,60 14,10 

1996 1.Vj. 93,50 88,93 ... „ • 31,17 12,09 
2.Vj. 102,20 97,19 ... „ • 36,28 13,83 
3.Vj. 108,30 103,10 ... „ . 36,78 13,87 
4.Vj. 110,20 104,68 ... „ • 36,91 14,39 

1991 1. Vj. 91,10 92,39 ... ... 31,89 12,19 
2.Vj. 106,00 100,79 ... ... 37,21 14,15 

1993 1. Vj. 74.8,30 687,74 721,07 3,56 259,69 108,58 
2.Vj. 776,00 716,65 750,"5 4,02 272,13 113,7' 
3.Vj. 800,-40 740,04 714,16 16,41 270,45 114,17 
4.Vj. 839,00 773,63 801,93 12,49 276,96 117,62 

1994. 1.Vj. 790,80 721,88 • „ ... 265,61 114,96 
2.Vj. 814,70 150,66 ... ... 281,98 119,79 
3.Vj. IU0,60 116,86 ... ... 219~84 120,15 
4.Vj. 882,10 813,76 • „ „ • 289,30 123,46 

1995 1.Vj. 827,50 760,74 „. ... 279,88 117,93 
2.Vj. 852,00 787,29 „. . „ 290,IU 123,49 
3.Vj. 872.60 808,12 ... „ • 283,96 122,50 
4.Vj. 907,50 836,95 ... „ . 289,27 123,83 

1996 1. VJ. 8«,20 117,11 ... ... 274,06 118,24 
2.Vj. 870,30 806,27 ... „ • 289,47 124.15 
3.Vj. 898,30 832,36 ... „ • 288,53 123,97 
4.Vj. 928,10 857,40 ... ... 291,23 125,30 

1991 1. Vj. 859,60 793,07 ... „ . 271,99 120,01 
2.Vj. 902,10 835,68 „. .„ 298,6.f. 128,63 

1) Ab 1995 vodl.~e Ergebnine. 

Vlerteljahresergebnlsse der 
Entstehung des 

Mrd 

Nach-

Dienst- Staat, 
rlchtlich 

leistungs- private 
unterstellte unter- Haus-
Entgelte für nehmen~) halte') 
Bankdienst-
letstungen 

Frilheres 
226,75 84,91 30,14 
232,57 88,04 30,63 
241,00 91,11 30,92 
244,74 111,25 31,01 
242,90 88,69 . .. 
249,26 88,48 ... 
257,04 93,32 "' 
258,90 114,26 "' 
258,59 90,33 "' 
265,06 91,71 "' 
272,27 97,93 "' 
273,95 117,71 '" 
275,06 93,36 "' 
280,68 93,41 "' 
286,94 98,91 "' 
287,85 118,17 "' 
287,16 94,&i "' 
292,63 95,17 "' 

Neue Bundesllnder 
20,97 16,61 3,19 
22,31 17,64 3,17 
22,74 18,28 3,20 
23,11 21,76 3,29 
24,01 17,63 "' 
25,59 17,83 ... 
25,88 19,01 ... 
26,38 22,51 „. 
27,50 18,43 . .. 
28,80 18,90 ... 
28,86 19,74 .„ 
29,45 23.47 . .. 
30,03 19,01 „. 
31,32 19,29 "' 
31,33 20,26 "' 
31,62 23,51 "' 
32,54 19,25 „. 
33,64 19,45 „ • 

Deutsch 
247,72 101,52 33,33 
254,88 105,68 33,80 
263,74 109,39 34,12 
267,85 133,01 34,30 
266,91 106,32 „ • 
214,85 106,31 „ • 
282,92 112,33 ... 
285,26 136,71 „. 

286.09 108,76 ... 
293,86 110,61 ... 
301,13 111,61 „. 
303,40 141,18 „. 
305,09 112,37 „ • 

312,00 112,70 "' 
318,27 119,17 .„ 
319.47 142,28 "' 
319,70 113,89 "' 
326,27 114,62 .„ 

~ lleMh>lgte Bruttowertschöpfung zuzilglich der nlditabziehbanm Umsatzsteuer und der Einfuhrabgaben. 
1) Summe der Bruttowertschöpfung der Wirtlch&ftsberei<:he nach Abzug der u.nt~ten Entgelte für Bankdienstleistungen. 
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Sozlalproduktsberecbnung 
Inlandsprodukts 

DM 

Bruttowert-
schöpfung 

Brutto-
inlands-
produkt~ 

bereinigt 3} unbereinigt 

Bundesgebiet 
637,10 585,64 613,05 
653,60 604,04 631,82 
668,20 617,84 645,93 
680,20 625,94 654,24 
650,80 594,14 ... 
667,70 616,05 ... 
680,60 629,22 „. 
694,90 639,99 ... 
665,60 611,56 „. 
680,50 628,97 ... 
687,60 636,22 „. 
699,70 643,45 ... 
686,80 613,45 „. 
687,00 636,49 „. 
702,80 650,61 „. 
712,00 655,60 „. 
673,90 620,89 „. 
701,20 655,23 „. 

und Berlln-01t 
55,70 52,76 56,03 . 
59,40 56,32 59,54 
64,00 60,82 64,11 
63,70 60,35 63,70 
61,20 57,62 „. 
65,20 61,43 „. 
69,70 65,98 „. 
70,10 66,20 ... 
65,60 62,11 „. 
68,90 65,13 „. 
73,10 69,26 ... 
72,80 68,70 „. 
64,70 61,32 „. 
71,00 67,18 „. 
75,60 71,65 „. 
74,60 70,42 „. 
65,70 62,28 „. 
12,50 68,61 „. 

land 
692,80 638,40 669,08 
113,00 660,36 691,36 
132,20 678,66 710,04 
743,90 686,29 717,94 
712,00 651,76 „. 
732,90 677,48 „. 
750,30 695,20 „. 
765,00 706,19 „. 
731,20 673,f;J „. 
749,40 694,10 „. 
760,70 705,48 „. 
772,50 712,15 . „ 
131,50 614,TI ... 
758,00 103,61 ... 
116,40 722,26 .„ 
786,60 726,02 „. 
739,60 683,17 „. 
779,70 123,84 „. 

Deutscher Bundestag- 13. Wahlperiode 

Dienst-Land-und Produzie- Handel Forstwirt- rendes und leistungs-
Schaft, Gewerbe Verkehr') unter-

Fischerei nehmen5 ) 

In Preisen von 1991 

3,37 220,29 93,05 209,54 
4,52 229,54 97,18 213,77 

16,74 227,13 97,87 216,98 
13,47 235,50 100,60 217,56 . .. 219,97 95,03 216,98 

„ . 233,36 97,94 221,17 
„. 231,21 98,58 224,70 
„. 241,84 100,94 224,30 
„. 228,11 96,44 224,71 
„ . 236,22 100,69 229,78 
„. 229,37 100,22 232,42 
„ . 237,12 101,60 232,82 
„. 221,43 97,45 234.,50 
... 233,16 102,30 240,37 
„. 233,23 102,52 242,84 
... 239,63 103,59 242,63 
„. 220,07 99,35 243,69 
„. 241,65 106,00 249,23 

0,65 20,78 8,38 13,75 
0,70 23,09 9,15 14,58 
4,35 23,83 9,35 14,78 
1,11 24,62 10,40 14,88 

„. 24,42 9,16 14,95 
„. 26,87 9,94 15,91 
„. 21,21 10,10 15,90 
„ . 28,24 11,19 16,30 
„. 26,87 9,76 16,41 
„. 28,45 10,71 17,22 
„. 28,31 10,80 17,00 
„. 29,39 11,61 17,32 
„. 25,36 10,04 17,18 
„. 29,57 11,14 18,11 
„. 29,97 11,25 17,82 
„. 30,54 11,94 18,01 
• „ 26,06 10,15 17,79 
„. 30,82 11,42 18,46 

4,02 241,07 101,43 223,29 
5,22 252,63 106,33 226,35 

21,09 250,96 . 107,22 231,76 
15,24 260,12 111,00 232,44 

... 244,39 104,19 231,93 
„. 260,23 107,88 237,68 
„. 258,46 108,66 240,60 
„. 270,08 112,13 240,60 
„. 255,58 106,20 241,12 
„. 264,61 111,46 247,00 
„. 257,68 111,02 249,42 
„ . 266,51 113,21 250,14 
„. 2'6,79 101,49 251,68 ... 262,73 113,44 258,48 
„. 263,20 113,71 260,66 
„. 210,17 115,53 260,64 
„. 246,13 109,50 261,48 
„. 212,47 117,42 267,69 

~) Einschließlich NachrichtenübermiWung. 

Drucksache13/9090 

Tabelle 21• 

Nach-

Staat, 
richtlich 

private 
unterstellte Vierteljahr 1) Haus-

halte 6) Entgelte für 
Bank.dienst-
leistungen 

86,80 27,41 1993 1. Vj. 
86,81 27,78 2.Vj. 
87,21 28,09 3.Vj. 
87,11 28,30 4.Vj. 
88,27 . .. 1994 1. Vj. 
88,25 „. 2.Vj. 
88,52 . .. 3.Vj. 
88,50 . .. 4.Vj. 
88,56 „. 1995 1. Vj. 
88,56 „. 2.Vj. 
88,80 „. 3.Vj. 
89,00 „. 4.Vj. 
88,94 „. 1996 1. Vj. 
89,22 „ . 2.Vj. 
89,51 „. 3.Vj. 
89,58 „ . 4.VJ. 
89,23 „. 1997 1. Vj. 
89,43 „. 2.Vj. 

12,47 3,21 1993 1. VJ. 
12.02 3,22 2.Vj. 
11,80 3,29 3.Vj. 
12,03 3,35 4.VJ. 
12,08 „. 1994 1. Vj. 
11,15 „. 2.Vj. 
11,81 „. 3.Vj. 
12,16 ... 4.Vj. 
12,16 .„ 1995 1.Vj. 
11,89 .„ 2.Vj. 
11,80 . .. 3.Vj. 
12,08 „. 4.Vj. 
11,98 „. 1996 1.Vj. 
11,16 „. 2.Vj. 
11,75 „. 3.Vj. 
11,96 „. 4.Vj. 
11,84 „ . 1997 1. Vj. 
11,59 „. 2.Vj. 

99,27 30,68 1993 1. Vj. 
96,63 31,00 2.Vj. 
99,01 31,38 3.Vj . 
99,14 31,65 4.Vj. 

100,35 „ . 1994 1. Vj. 
100,00 „. 2.Vj. 
100,33 „. 3.Vj. 
100,66 „. 4.Vj. 
100,12 „. 1995 1. Vj. 
100,45 „. 2.Vj. 
100,60 .„ 3.VJ. 
101,08 ... 4.VJ. 
100,92 . .. 1996 1.Vj. 
100,96 „ • 2.Vj. 
101,26 . .. 3.Vj. 
101,54 . .. 4.Vj. 
101,07 „. 1997 1. Vj. 
101,02 „. 2.Vj. 

6 ) Kreditinstitute, Versicherungsunternehmen, Wohnungsvermietung (einschließlich Eigennutzung durch den Eigentümer), sonstige Dienst-
leistungsunternehmen. 

•i Einschließlich privater Organisationen ohne Erwerbszweck.. 
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Drucksache 13/9090 

Tabelle 28" 

Zeitraum 1) 
Volks· 

einkommen 

1960 240,11 
1961 260,75 
1962 282,11 
1963 297,80 
!SM 327,25 
1965 358,,5 
1966 379,78 
1967 380,74 
1968 418,09 
1969 462,94. 
1970 530,40 
1971 586,24 
1972 643,47 
1973 120.•o 
197• 769,74 
1975 800,57 
1976 878,2• 
1977 933,70 
1978 1 007,15 
1979 1 08',00 
1980 1139,58 
1981 1179,8! 
1982 121,,18 
1983 1278,10 
198' 1347,13 
1985 1406,77 
1986 1497,55 
1987 1550,00 
1988 1635,5' 
1989 t 738,10 
1990 1892,20 
1991 2042,45 
1992 2139,65 
1993 2121,75 
1994. 2199,94 

1991 lß.f.,99 
1992 234,11 
1993 278,78 
1994. 310,08 

1991 2 227,44 
1992 2373,76 
1993 2'00,53 
1994. 2510,02 
1995 2 615,20 
1996 2688,86 

1997 !. Hj. 1321,23 

Deutscher Bundestag-13. Wahlperiode 

Verteilung des Yo~ommens 
MrdDM 

. 
Einkommen aus Untemehmertitigkeit und Vermögen 

Einkommen aus 
unselbstlndiger Arbeit 

lnsgeaamt. der Unter-der nehmen') des 

1 1 

privaten (unverteilte Stu.tes 7} 

brutto~ netto 3) brutto netto 4) 
Haushalte') Gewinne) 

... 

Prftheres Bundesgebiet 

1•4.39 104,89 95,72 75,« 81,05 12,60 2,07 
162,81 117,36 97,94. 75,12 82,26 13,18 2,50 
180,13 129,26 101,98 77,01 87,09 12,47 2,42 
193,15 138,06 104,65 78,52 88,85 13,19 2,61 
211,17 151,16 116,08 88,14 98,70 14,74 2,64 
23,,13 168,32 12',32 96,73 105,72 16,01 2,59 
252,06 178,28 1Z1,72 ·99,11 110,12 15,30 2,30 
251,8' 177,45 128,90 99,81 112,98 14,33 l,59 
270,38 187,05 1•7,71 116,11 126,89 18,75 2,07 
304,07 206,54 158,87 123,36 133,89 22,88 2,10 
360,64 238,60 169,76 137,28 151,97 15,58 2,21 
408,7, 265,20 177,50 1•3,09 159,15 16,,2 l,93 
452,,8 293,27 190,99 153,78 166,52 2',22 0,25 
51•,50 320,67 205,90 158,92 178,31 26,96 0,63 
568,62 348,32 201,12 154,33 174,24 28,27 - 1,39 
593,59 362,10 206,98 161,98 180,70 30,61 - 4,33 
640,55 379,08 237,69 18',69 206,26 38,25 - 6,82 
688,05 •04,2, 245,65 181,05 215,44 39,65 - 9,4-4 
734,55 435,04 272,60 207,92 231,92 49,49 - 8,81 
794.,58 •72,44 289,,2 22',60 246,10 52,30 - 8,98 
863,88 506,23 275,70 214,73 237,61 49,89 -11,80 
905,98 529,8' 213,83 214,'5 233,64 54,90 -l•,71 
933,93 539,98 280,25 221,67 242,34 51,7• -13,83 
953,'4 544,58 32',66 265,60 271,88 72,14 -19,36 
988,33 556,,0 358,80 296,18 299,71 79,80 -20,71 

1026,'1 570,97 380,36 309,12 321,26 79,63 -20,53 
107M9 602,40 •18,06 344,50 359,55 81,81 -23,30 
112',70 621,12 425,30 356,00 366,61 89,43 -30,74 
1169,38 647,79 ,66,16 390,30 406,53 99,55 -39,92 

. 1221,89 671,57 516,21 •26,30 443,03 102,19 -29,01 
1317,10 743,55 575,10 ,94,18 499,27 104,91 -29,08 
1422,10 778,97 620,35 529,37 530,89 128,21 -38,75 
1515,78 818,92 623,87 534.2' 535,29 125,52 -36,94 
1529,76 828,77 591,99 495,97 506,16 132,64 46,81 
155',73 816,42 645,21 566,74 698,75 -53,5, 

Neue BUDdesllnder und Berlln~Ost 
189,54 120,65 4,55 -7,96 -4.,86 0,31 
225,.C.4 134,61 8,6? -1,15 22,22 -13,55 
2'8,13 149,09 30,65 23,07 39,61 - 8,96 
268,00 156,73 42,08 31,19 48,4' - 6,36 

Deutschlllnd 

1611,64 899,62 615,80 521,41 601,84 52,40 -38,44 
17'1,22 953,53 632,5' 533,09 645,35 37,68 -50,49 
1777,89 977,86 622,64 519,04 656,01 22,40 -55,77 
1822,73 973,15 687,29 597,93 714,39 32,80 -59,90 
1882,39 973,98 732,81 654,79 753,00 70,07 -00,26 
1900,35 996,95 768,51 691,50 792,93 68,22 -92,64 

ooo,"o 464,18 .(20,83 385,82 466,11 45,28 

'}Ab 1995 vorlluflge Ergebnisse, -1) Bruttolohn- und -gehaltssumme zuzilgllch tetslcl>Hcher und Wlterstellter Sozlalbettrlge der Arbeitgeber. -
') Bruttolohn- und "1Jehaltssumme abzilglich Lohnsteuer (ohne Lohmteuer auf Pensionen) und Sozialbeitrige der Arbeitnehmer. - 4) Bruttoein-
kommen am Unternehm.ertltigkeit und Vermögen abzftglich öffentlicher Abgaben auf Einkommen aus Untemebmertltigkeit und Vermögen 
(direkte Steuern vor Abzug der Investitionszulage [ab 1969J, Lutenausgl.eicbabgaben, Pflichtbeitrige der Selbstlndigen. rückz.ahlbarer Kon-
junkturnudtlag {197ont] zuzüglich NSomtige Zu- und Absetzungen" (Saldo der Sozialbeltrige, der sozialen Leistungen der Unternehmen, 
der Sdwienversicherungstr&I1Alct sowie der übrigen laufenden Obertragungen der Unternehmen mit eigener Rechtspersönlichkeit}. -„ mn.cJiHeBJfch privater Organisationen ohne Brwmt>szweck. Nach Ab:mg der Zinsen auf Konsumentenschulden. Für du: frOhere Bundesge-
biet e!nJchlleßlich. fflr Deutschland ohne nichteJltnommene Gewinne der Unternehmen ohne eigene Rechtspersönlichkeit. - ') Vor der Umver-
teilung. Pür du frühere Bun.desgeb1et: Ohne ntcbfentnommene Gewinne der Untemehmen ohne eigene Rechtspersönlichkeit. Für Deutsc:b-
land: ElnschlleBiich aichtentnommene Gewhme der Unternehmen ohne eigene Rechtspersönlichkeit. - ') Nach Abzug der Zinsen auf öffent-
Ilcbe Sdwlden. . 
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Indirekte Netto-
Volks- Steuern so:zial-

Jahr') einkom- abzüg- produkt 
lieh Sub- zu men 2) ventio- Markt-

nen preisen 3) 

1960 240,11 39,26 279,37 
1961 260.75 43,53 304,28 
1962 282,11 47.16 329,27 
1963 297,80 49,31 347,11 
1964 327,25 53,39 380,64 
1965 358,45 56,44 414.89 
1966 379,78 59,85 439,63 
1967 380,74 62,44 443,18 
1968 418,09 61,96 480,05 
196"9 462,94 76,66 539,60 
1970 530,40 77,27- 607,67 
1971 586,24 86,08 672,32 
1912 643,47 94,40 737,87 
1973 720,40 102,42 822,82 
1974 769,74 106,18 875,92 
1975 800,57 109,89 910,46 
1976 878,24 119,79 998,03 
1977 933,70 127,89 1 061,59 
1978 1 007,15 137,86 1145,01 
1979 1 084,00 152,00 1236,00 
1980 1139,58 162,82 1 302,40 
1981 1179,81 169,17 1348,98 
1982 1214,18 172,43 1386,61 
1983 1 278,10 182,67 1460,77 
1984 1347,13 189,80 1536,93 
1985 1406,77 192,37 1599,14 
1986 1497,55 194,86 1 692,41 
1987 1550,00 200,70 1 750,70 
1988 1 635,54 209,37 1 ß.44,91 
1989 l 738,10 231,55 1969,65 
1990 1 892,20 253,39 2145,59 
1991 2042,45 292,76 2 335,21 
1992 2139,65 321,85 2461,50 
1993 2 121,75 333,93 2 455,68 
1994 2199,94 356.SI 2 556,45 

1991 184,99 0,75 185,74 
1992 234,11 8,15 242,26 
1993 278,78 13,73 292,51 
1994 310,08 18,23 328,31 

1991 2 227,44 293,51 2520,95 
1992 2373,76 330,00 2703,76 
1993 2400,53 347,66 2 748,19 
1994 2510,02 374,74 2884,76 
1995 2 615,20 376,29 2 991.49 
1996 2 668,86 383,07 3 051,93 

1) Ab 1995 vorliu.fl.ge Ergebnisse. 
1) Nettosozialprodukt zu Faktorkosten. 

Deutscher Bundestag- 13. Wahlperiode 

Verwendung des Volkseinkommens 
Mrd DM 

Davon 

Nettoinvestitionen") 

davon 
Privater Staats-

Ver- ver-
brauch brauch zu-

sammen Unter-
neb- Staat 

men') 

Früheres Bundesgebiet 
171,84 40,45 59,15 50,55 8,60 
188,33 45.78 63,04 52,84 10,20 
204.79 52,83 67,35 54,47 12,88 
216,79 59,39 65,32 49,78 15,54 
233,50 62,10 79,14 60,00 19,14 
257,62 69,65 87,29 68,37 18,92 
275,06 75,45 81,70 62,65 19,05 
282,63 80,05 63,16 46,56 16,60 
300.74 82,73 76,84 58,64 18,20 
330,90 93,12 98,00 77,01 20,99 
368,85 106,47 118,22 90,20 28,02 
408,98 126.76 122,50 92,38 30,12 
451,96. 141,04 126,74 97,08 29,66 
495,59 163,09 135,66 105,23 30,43 
533,64 190,11 108,64 73,81 34,83 
583,45 210,08 85,81 51,30 34,51 
631,87 221,86 115,56 82,42 33,14 
682,13 235,13 115,41 83,02 32,39 
725,94 253,09 127,74 92,85 34,89 
781,31 273,54 166,49 127,10 39,39 
837,02 298,02 168,85 125,31 43,54 
883,52 318,39 130,12 90,89 39,23 
916,10 326,44 103,72 69,79 33,93 
959,28 336,44 124,38 94,32 30,06 

1 001,20 350,44 129,62 100,14 29,48 
1 036,53 365,72 121,70 91,91 29,79 
1 066,43 382,55 132,71 98,99 33,72 
1108,02 397,28 132,92 99,00 33,92 
1153,69 412,38 157,11 122,89 34,22 
1220,95 418,82 185,08 148,26 36,82 
1320,71 444,07 216,26 177,39 38,87 
1446,94 467,08 248,53 206,64 41,89 
1538,44 504,84 222,95 178,39 44,56 
1589,49 513,34 146,93 106,42 40,51 
1651,31 530,80 166,37 131,24 35,13 

Neue Bundesländer und Berlln~Ost 
183,39 89,64 59,14 46,05 13,09 
217,07 111,51 90,85 70,09 20,76 
239,77 121,52 114,26 91,51 22,75 
254,71 127,78 140,76 114,03 26,73 

Deubchland 
1630,33 556,72 307,67 252,69 54,98 
1 755,51 616,35 313,80 248,48 65,32 
1829,26 634.,86 261,19 197,93 63,26 
1906,02 658,58 307,13 245,27 61,86 
1 979,19 686,54 315,02 257,45 51,51 
2 045,40 702,66 288,84 238,16 50,68 

3) Bruttosozialprodukt zu Marktpreisen abzüglich Abschreibungen. 
~) Bruttoinvestitionen (Anlageinvestitionen und Vorratsveränderung) abzüglich Abschreibungen. 
~) Ausfuhr minus Einfuhr in der Abgrenzup.g der Volkswirtschaftl Gesamtreclmungen. 
15) Einschließlich privater Organisationen ohne Erwerbszweck:. 

Drucksache13/9090 

Tabelle 29' 

Außenbeitrag 5) 

davon Saldo der 

Erwerbs-zu- Dienst-
sammen Waren-. lei- und Ver-

umsätze stungs- mögens-
umsätze einkom-

men 

7.93 8.10 - 1,06 0,29 
1.13 9,12 - 2,28 - 0,31 
4,30 7,63 - 3,05 - 0,28 
5,61 9,15 - 3,27 - 0,27 
5,90 10,20 - 3,12 - 0,58 
0,33 5,47 - 4,17 - 0,97 
7,42 12,26 - 4,01 - 0,83 

17,34 21,49 - 3,50 - 0,65 
19,74 22,58 - 3,26 0,42 
17,58 20,99 - 4,26 0,85 
14,13 21,68 - 7,95 0,40 
14,08 22,41 - 8,98 0,65 
18,13 26,50 - 9,85 1,48 
28,48 39,67 -12,74 1,55 
43,53 55,80 -12,04 - 0,23 
31,12 42,85 -12,80 1,07 
28,74 39,55 -14,11 3,30 
28,92 44,00 -15,39 0,31 
38,24 47,92 -15,53 5,85 
14,66 30,35 -21,05 5,36 

- 1,49 15,04 -21,89 5,36 
16,95 35,49 -23,17 4,63 
40,35 59,54 -21,40 2,21 
40,67 54,1? -20,66 7,16 
55,61 62,00 -18,74 12,41 
75,19 80,89 -17,02 11,32 

110,72 118,27 -18,36 10,81 
112,48 122,96 -23,00 12,52 
121,73 136,25 -26,54. 12,02 
144,80 141,04 -20,90 24,66 
164,55 142,46 - 0,51 22,60 
172,66 136,61 15,55 20,50 
195,27 188,86 - 1,79 8,20 
205,92 227,42 -17,20 - 4,30 
207,97 256,02 -31,75 -16,30 

-146,43 -107,02 -47,41 8,00 
- 177,17 -145,58 -42,39 10,80 
-183,04 -159,06 -33,38 9,-40 
-194,94 -174,58 -28,66 8,30 

26,23 29,59 -31,86 28,50 
18,10 43,28 -44,18 19,00 
22,88 68,36 -50,58 5,10 
13,03 81,44 -60,41 - 8,00. 
10,74 89,10 -61,96 -16,40 
15,03 105,07 -62,04 -28,00 
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Tabelle 30" 
Elnko~, Produkttvlllit und Lohnsli\ckkosten 

c .. .„ .... ·-··~··1 

Volkseinkommen 
Brutto- Netto· Lohn· 

Zeit- je lohn- und -gehaltssumme 
Produktivitit 1) stück-

rauml) 
Einwohner je beschlfttgten AJ'beitnehmer (Inl4nde:rkonzept) 

kosten 3) 

DM l 1991=100 DM l 1001 -100 1 DM j 1991"" 100 DM 1 1991=100 
„„ ,-"T·'· ' "" . 

Prtlheres Bundesgebiet 

1960 4 332 13,6 6148 13,8 5 178 17,2 38 369 42,3 30,8 
1961 4 641 14,6 6715 15,2 5661 18,8 39594 43,7 32,9 

1962 4963 15,6 7395 16,6 6146 20,5 41296 45,5 34,4 
1963 5189 16,3 7850 17,6 6494 21,6 42357 46,7 35,6 
1964 5645 17,7 8556 19,2 7 036 23,.( 45140 49,8 36,1 
1965 6115 19,2 9336 21,0 7 736 25,7 47 288 52,1 31,8 
1966 6421 20,1 10014 22,5 8191 27,3 48757 53,8 39,4 
1967 6422 20,1 10349 23,2 8428 28,0 50244 55,4 39,5 
1968 7027 22,0 10988 24,7 8830 29,4 52939 58,4 40,0 
1969 7707 24,2 12003 26,9 9495 31,6 56016 61,8 .(1,4 

1970 8745 27,4 13 841 31,1 10726 35,7 58102 64,1 46,3 

1971 9566 30,0 15403 34,6 11 732 39,0 59637 65,7 50,3 
1972 10434 32,7 16783 37,7 12840 42,7 61926 68,3 53,0 

1973 11624 36,5 18631 41,8 13809 45,9 64176 70,8 57,3 
1974 12404 38,9 20649 46,4 15121 50,3 65 091 71,8 62,9 

1975 12948 40,6 21931 49,2 16117 53,6 66049 72,8 66,3 
1976 14 273 44,8 23440 52,6 16839 56,0 69937 77,1 67.4 
1977 15207 47,7 25035 56,2 17 819 59,3 71824 79,2 70,0 
1978 16423 51,5 26355 59,2 18947 63,0 73 379 80,9 72,3 

1979 17667 55,4 27849 62,5 20128 67,0 15 218 82,9 74,6 

1980 18510 58,1 29691 66,6 21184 70,5 74796 82,5 80,1 
1981 19127 60,0 31116 69,8 22163 73,7 74951 82,6 83,8 

1982 19699 61,8 32338 72,6 22843 76,0 75141 82,8 87,1 
1983 20808 65,3 33376 74,9 23380 T1,8 77567 85,5 87,4 

1984 22021 69,1 34385 T1,2 23828 79,3 79622 87,8 88,1 
1985 23053 72,3 35391 79,4 24236 80,6 80637 88,9 89,5 
1986 24523 76,9 36664 82,3 25194 83,8 81401 89,7 91,9 
1987 25378 79,6 37812 84,9 2577S 85,6 82011 90,4 94,I 

1988 26616 83,5 38944 87,4 26587 88,5 84406 93,1 94,2 
1989 28005 87,9 40114 90,0 27134 90,3 86210 95,0 94,9 
1990 29915 93,8 42013 94,3 29205 97,2 88500 97,6 96,8 
1991 31876 100 44548 100 30053 100 90705 100 100 
1992 32986 103,5 47147 105,8 31415 104,5 91466 100,8 105,0 
1993 32377 101,6 48511 108,9 32366 107,7 90997 100,3 108,5 

1994 33404 104,8 ,9462 111,0 32359 107,7 94012 103,6 108,3 

Neue Bundeslinder und Berlin-Ost 

1991 11627 100 220W 100 16713 100 28138 100 100 

1992 14 883 128,0 29913 135,9 21343 127,7 34 774 123,6 111,3 
1993 17 816 153,2 34316 155,9 24513 146,7 39042 138,7 114,0 
1994 19 923 171,3 36374 165,3 25464 152,4 42054 149,5 113,1 

Deutschlmd 

1991 27848 100 39638 100 27147 100 78159 100 100 
1992 29453 105,8 43790 110,5 29453 108,5 81364 104,1 106,2 

1993 29570 106,2 "5 786 115.S 30859 113,7 81823 104,7 110,2 
1994 30827 110,7 46895 118,3 310W 114,2 84 611 108,3 110,3 

. 1995 32025 115,0 48524 122,4 31212 115,0 86427 110,6 112,2 
1996 32589 117,0 49561 125,0 32414 119,4 88639 113,4 112,0 

1996 1. Hj. 15756 113,2 23358 117,9 15376 113,3 43304 110,8 108,1 
1997 1. Hj. ... . .. 23748 119,8 15 396 113,4 44 873 114,8 107,0 

' '. 
11 Ab 1995 vorlluflge Ergebnisse. 
~ Bruttohilandsprodukt In Preisen von 1991 je ~bst!t!gen [Inlandskonzept]. 
1J Lohnkosten je Produktehlheit berechnet als: Bmftoemkommen am: unsetbstindiger Arbeit Je beschlftigten Arbeitnehmer (Inlandskonzept) . 

~ukt. in Preisen von 1991 je Erwerbstltigen (Inlandskonzept) 
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Tabelle 31 • 

Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit nach Wirtschaftsbereichen 1) 

MrdDM 
--· „. 

Produzierendes Gewerbe 
Land- Dienst-und Energie- Handel 

Jalu~ Insgesamt Font- und Vera.rbei- und leistungs--
wirtschaft, zu- Wasser- tendes Bau- Verk.ehr3) 

unter-
Fischerei sammen versorgtmg, Gewerbe gewerbe nehmen~) 

Bergbau 

Frlheres Bundesgebiet 
1960 143,16 2,69 81,67 6,99 62,04 12,64 23,41 10,20 
1961 161,64 2,70 92,99 7,44 70,66 14,89 25,n 11,77 
1962 178,84 2,85 103,47 1,85 18,58 17,04 28,40 13,53 
1963 191,86 2,94 108,60 1,99 82,01 18,54 31,44 15,13 
1964 209,93 3,05 119,19 8,02 89,28 21,89 34,45 16,59 
1965 232,96 3,15 132,03 8,83 99,78 23,42 37,99 18,37 
1966 250,83 3,30 139,87 9,00 105,78 25,09 41,52 20,15 
1967 250,35 3,06 134,21 8,70 102,46 23,05 42,46 21,84 
1968 268,84 2,95 145,78 8,66 112,76 24,36 44,83 23,41 
1969 302,62 3,13 165,29 9,40 129,56 26,33 49,59 25,97 
1970 359,29 3,53 199,40 11,27 155,61 32,52 51,65 30,47 
1971 406,82 3,71 219,96 12,69 169,66 37,61 66,04 35,74 
1972 450,56 3,82 239,48 13,40 182,45 43,63 74,74 40,6' 
1913 512,63 4,04 268,91 14,75 206,57 47,59 85,27 47,12 
1974 566,60 4,41 289,27 16,79 225,00 47,48 93,69 55,13 
1975 591,24 4,54 291,41 18,44 226,69 46,28 99,06 61,27 
1976 637,94 4,82 314,36 19,54 245,n 49,05 106,79 68,73 
1917 685,41 5,22 337,59 20,96 266,02 50,61 113,87 75,01 
1978 731,74 5,53 357,79 21,99 281,95 53,85 121,99 82,02 
1979 791,66 5,87 388,68 23,88 305,43 59,37 130,48 90,12 
1980 860,88 6,22 422,33 26,15 330,49 65,69 142,03 99,13 
1981 902,55 6,32 435,42 27,89 340,75 66,78 149,12 107,82 
1982 929,75 6,61 444,53 28,92 348,31 67,30 153,36 114,35 
1983 949,03 6,76 449,76 29,66 352,03 68,07 155,58 118,64 
1984 963,69 7,01 467,37 30,30 367,20 69,87 160,82 124,83 
1985 1 021,42 7,10 483,40 31,29 387,31 64,80 165,85 131,95 
1986 1 074,44 7,12 507,18 32,21 401,39 67,58 173,26 140,71 
1987 1 119,35 6,95 526,48 33,36 425,35 61,11 160,65 148,18 
1988 1163,78 7,07 545,29 33,96 440,00 71,33 188,61 158,05 
1989 1 216,25 7,09 571,02 33,85 461,68 75,49 197,27 168,14 
1990 1 315,52 7,43 619,14 35,36 499,73 84,05 213,23 185,45 
1991 1 430,16 7,95 662,74 37,85 534,91 89,98 237,19 209,45 
1992 1 529,36 8,30 693,39 40,08 556,14 97,17 257,51 233,21 
1993 1 544,01 8,44 673,58 39,78 534,07 99,73 265,84 246,87 
1994 1 570,60 8,60 676,11 39,05 533,00 104,06 266,88 261,06 
1995 1 614,54 8,79 689,12 38,51 546,55 104,00 267,56 279,00 
1996 1 629,80 8,52 664,52 38,64 546,26 99,42 269,39 290,97 

Neue Bundeslinder und Berlln·Ost 
1991 177,69 8,25 74,13 8,64 45,02 20,47 25,94 20,38 
1992 209,92 6,05 80,54 8,94 42,05 29,55 33,96 26,28 
1993 232,87 6,06 84,34 8,06 39,31 36,97 39,01 32,47 
1994 251,88 6,30 95,26 7,22 43,45 44,59. 40,57 36,59 
1995 269,40 6,61 101,96 7,20 41,24 47,52 41,72 42,80 
1996 272,65 6,66 101,02 6,49 48,40 46,13 42,01 45,44 

Deutschland · 
1991 1 607,85 16,20 136,81 46,49 579,93 11Q.45 263,13 229,83 
1992 1 739,28 14,35 n3,93 49,02 598,19 126,72 291,47 259,49 
1993 1176,88 14,50 757,92 47,84 513,38 136,70 304,91 279,34 
1994 1 822,48 14,90 nl,37 46,27 576,45 148,65 307,45 297,65 
1995 1 883,94 15,40 791,08 45,77 593,79 151,52 309,28 321,80 
1996 1 902,45 15,18 785,54 45,33 594,66 145,55 311,40 336,41 

1) lnlandskonzepL 
2) Ab 1995 vorläufige Ergebnisse. 
3) Einschließlich Nachrichtenübermittlung. 
4} Kreditinstitute, Versicherungsunternehmen, Wohnungsvermietung, sonstige Dienstleistungsunternehmen. 
5) Einschließlich privater Organisationen ohne Erwerbszweck. 

Staat 

20,44 
23,44 
25,59 
28,38 
30,99 
35,27 
39,39 
41,78 
44,51 
50,45 
59,20 
70,70 
79,41 
92,48 

107,48 
116,86 
123,26 
131,59 
140,34 
150,32 
162,45 
172,78 
177,84 
183,37 
187,01 
193,88 
203,30 
211,50 
216,92 
=.64 
236,29 
252,93 
271,04 
279,58 
284,99 
292,63 
295,26 

44,10 
55,93 
62,53 
63,00 
64,72 
65,02 

297,03 
326,97 
342,11 
347,99 
357,35 
360,28 

Private 
Haus-
holte') 

4,75 
4,91 
5,00 
5,31 
5,66 
6,15 
6,60 
7,00 
7,36 
8,19 
9,04 

10,67 
12,47 
14,81 
16,62 
18,10 
19,98 
22,13 
24,01 
26,19 
28,72 
31,09 
33,06 
34,92 
36,65 
39,24 
42,87 
45,59 
47,84 
49,89 
53,98 
59,90 
65,91 
69,70 
72,96 
17,44 
81,14 

4,89 
7,16 
8,40 

10,16 
11,59 
12,50 

64,?9 
73,01 
78,10 
83,12 
89,03 
93,64 
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Tabelle 32' 
Produlttivilil und Lohnstückkosten 

. ---·- --
Produzierendes Gewerbe 

Land-und 
Energie- Handel Dienst-

Jahr'] Insgesamt Font-
und Venr- und leistungs-- Bau- unter-

Flschem n•s.ammen Wasser- bettendes gewerbe Verkehr 3
) nehmen 3) -· Gewerbe 

Bergbau 
._, c • ' 

Produktivität 'l (DM) 

1960 36320 6085 36289 51115 33175 43043 26920 86 265 
1961 37486 5158 37225 58781 34173 43958 27962 88932 
1962 39043 6447 38594 62550 35688 43961 29387 90488 
1963 40078 7042 39370 67083 36640 42963 30029 90 810 
1964 42679 1209 42651 68991 39823 47033 32 124 93 896 
1965 44692 7156 44590 68636 42056. 48655 34101 96780 
1966 46153 1160 46035 72191 43215 50813 34198 98 305 
1967 47680 8939 47466 73230 44621 • .52 686 35 330 100191 
1968 50415 9912 50800 80616 48901 51536 37 562 101177 
1969 53350 10225 53891 87365 52.463 .52 221 40961 105 605 
1910 55219 11154 55615 94029 53861 54114 42683 101388 
1971 56 58.j 12467 56718 92545 54762 56702 43762 108 351 
1912 58821 12197 59650 96685 57553 60081 44284 112 111 
1913 61120 14620 62574 107 276 60801 60279 45572 113 433 
1914 62 201 16217 63445 113 189 61618 59741 46019 113 292 
1915 62917 16409 64288 106421 62658 61141 45694 114 182 
1916 66721 17013 70221 116120 69020 64081 48469 115726 
1917 68649 18950 11414 117106 10026 66099 50896 119193 
1918 10220 20081 72820 122245 11516 66 !l51 52553 121 809 
1919 72 147 20333 15244 130926 14328 66212 54 310 122140 
1980 11693 20848 73376 130 568 72139 65436 54259 123 302 
1981 72002 21499 73321 125900 72652 63631 54099 123 603 
1982 72374 26211 73054 122 610 72261 64083 53 831 124 312 
1983 74 691 25039 76455 122 988 15 912 66864 55697 121359 
1984 16155 27530 78742 126916 78534 81385 57932 129 341 
1985 78037 26630 80383 130 915 80423 68860 58853 130 649 
1986 18 934 29864 80662 130 061 80369 68 815 59243 133 057 
1987 79355 28524 79764 136114 78858 68666 60094 135 359 
1988 81 759 31985 82161 138054 81531 70221 62182 138 425 
1989 83534 34 018 ß.I 075 147267 83134 72264 63978 140 042 
1990 85 617 36613 85634 148 884 85341 11580 66946 141515 
1991 87308 35134 87513 161 043 81210 11124 69692 141 271 
1992 81955 44505 86933 162483 86384 11992 69632 141493 
1993 81154 43197 84754 162 222 84344 69028 69275 142 453 
1994 ... ... 89583 161161 90467 68890 70923 143185 
1995 ... ... 91883 178 241 93179 68316 13242 144 498 
1996 ... ... 9418:1 192605 95 915 68865 75579 146 886 

1991 28461 15 330 25186 68927 16 901 34809 24448 47 833 
1992 35126 23830 36043' 76591 27 811 40463 28682 52305 
1993 39135 32060 42524 98873 37333 40087 33020 52196 
1994 ... . .. 48391 105 294 46600 43680 35586 51562 
1995 ... ... 50523 115 721 51739 42802 38203 51910 
1996 ... „ . 53718 136596 56530 43 631 40300 52 311 

1991 15509 28820 14611 130012 14 291 61408 61420 121923 
1992 18542 39695 18387 138 373 78898 62830 62735 128 351 
1993 19 169 40870 77667 146192 78840 59T10 63202 128 395 
1994 81805 41078 82338 154 226 85347 60 173 64909 128 090 
1995 83188 43762 84406 165 143 88310 59151 67249 128105 
1996 86325 46887 87388 182 012 91286 59111 69577 130 631 

- "" 

') Ab 1995 vorllufige Ergebnisse. 
7) EinscblieJW.ch Nachrichtenübermittlung. 
') Kreditimtitute, Versicherungsunternehmen, Wohnungsvermietung, sonstige DieDstle!stungsuntemehmen. 
") E:lnscblie!iich privater OrganiR.tionen ohne Erwerbsnieck. 
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Private 
Staat Haus-

halte 4) 

Frilheres 
52531 38037 
52615 38795 
53007 40163 
53306 40559 
52898 41300 
53588 42431 
54734 43261 
54816 43607 
56051 44393 
56628 45185 
57569 46109 
57494 46317 
57531 46495 
58340 46680 
59162 41434 
59263 41865 
58965 48127 
59141 48372 
59615 48605 
59930 48613 
60412 48151 
60832 48917 
60688 48936 
60622 48 946 
61097 48840 
61200 48770 
61121 48 740 
61278 48161 
61620 48828 
61460 48 860 
62000 48788 
62965 48806 
64 022 48769 
64193 48760 
66012 48663 
66893 48672 
67627 48681 

Neue Bundeslinder 
30745 24926 
30603 24958 
31 747 25099 
32418 25294 
33353 25531 
34007 25783 

Deutsch 
54626 45 629 
55741 45 '2.4.4. 
57025 45179 
58416 44 815 
59458 44111 
60312 44 842 
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Tabelle 32' 

nach Wirtschaftsbereichen 

Produzierendes Gewerbe 

Land-und Handel Dienst- Private 
Insgesamt Forst- Energie-

und leistungs- Staat Haus- Jahr1} wirtschaft, und Verar- Bau- unter-
Fischerei zusammen W115Ser- beitendes gewerbe 

Verkehr1} nehmen3) 
halte~) 

versorgung, Gewerbe 
Bergbau 

Lohnstückkosten 'l (1991 = 100) 
Bnndesgebtet 

31,3 93,5 28,2 32,0 30,0 21,2 34,0 22,8 19,9 17,6 1960 
33,5 lCTl,7 30,4 34,3 32,0 23,9 35,4 24,9 21,4 18,9 1961 
35,0 109,1 32,2 35,2 33,8 26,0 36,7 27,0 22,0 19,9 1962 
36,2 106,8 33,0 35,0 34,6 27,5 39,2 28,8 23,4 21,0 1963 
36,8 112,7 33,2 34,8 34,5 28,7 40,0 29,6 24,7 22,1 1964 
38,5 123,9 34,6 39,0 35,7 29,6 41,7 30,8 26,9 24,0 1965 
40,1 123,4 35,9 38,8 37,2 30,7 44,3 32,2 28,5 25,7 1966 
40,1 109,7 35,6 39,9 37,0 29,7 45,6 33,5 29,4 26,3 1967 
40,4 101,7 35,9 38,4 36,8 31,6 45,3 34,4 30,4 27,5 1968 
41,9 107,0 37,0 39,1 37,6 33,4 45,3 35,9 33,4 30,1 1969 
46,9 111,4 42,2 42,6 42,8 39,5 49,7 40,5 37,0 32,8 1970 
51,0 108,8 45,7 48,8 46,1 42,9 54,2 44,6 42,4 37,2 1971 
53,7 112,7 48,0 51,1 48,1 46,7 58,6 46,9 45,3 40,2 1972 
57,9 107,5 51,1 52,3 51,1 50,5 63,7 51,7 50,4 45,2 1973 
63,3 109,0 56,0 57,1 56,1 55,0 69,4 57,9 55,9 50,2 1974 
66,9 114,0 59,4 67,4 59,3 57,3 74,4 61,7 59,0 53,1 1975 
68,0 121,1 59,8 65,9 59,6 58,3 75,0 65,3 61,5 55,9 1976 
10,5 115,4 62,9 70,1 63,2 58,9 75,8 67,4 64,9 59,5 1977 
72,1 113,5 65,4 71,8 65,7 61,5 77,8 70,0 67,1 62,1 1978 
74,9 118,0 67,6 73,4 67,6 65,5 79,2 72,9 69,6 65,0 1979 
80,4 122,0 74,3 79,5 74,6 71,4 85,2 76,7 73,4 68,6 1980 
83,9 122,1 78,0 86,7 77,8 76,0 89,5 80,8 76,3 72,0 1981 
87,1 104,5 82,5 91,9 82,3 79,9 93,7 83,9 78,1 74,5 1982 
87,4 112,6 82,2 94,0 82,0 79,1 93,8 84,5 80,0 77,2 1983 
87,9 105,4 83,4 94,1 83,1 80,8 93,2 86,1 80,7 78,8 1984 
89,0 111,6 84,3 95,1 84,4 79,5 94,5 87,6 82,5 81,4 1985 
91,2 101,9 87,2 98,5 87,4 81,6 97,3 89,4 85,3 85,3 1986 
93,6 108,6 91,6 97,5 92,8 83,3 98,8 89,6 87,6 88,1 1987 
93,6 99,8 92,3 99,7 93,0 86,1 98,2 90,2 88,9 89,7 1988 
94,3 95,8 93,4 95,3 94,4 87,5 98,2 91,6 91,0 91,0 1989 
96,3 91,2 96,6 99,7 96,8 93,8 98,1 93,8 94,9 94,5 1990 

100 100 100 100 100 100 100 100 100 100 1991 
105,1 83,5 106,8 107,1 107,1 105,4 106,4 105,9 104,9 105,5 1992 
108,3 89,4 112,2 108,8 112,4 113,0 111,6 108,2 101,5 108,6. 1993 

... ... 111,3 106,0 110,5 117,8 111,3 110,7 108,3 110,2 1994 

. „ ... 113,0 102,1 112,6 120,1 110,3 114,3 111,4 113,9 1995 

. „ ... 113,0 98,0 113,0 120,7 109,6 114,3 112,4 115,6 1996 

und Berlin-Ost 
100 100 100 100 100 100 100 100 100 100 1991 
111,5 80,3 100,7 123,3 90,6 109,4 123,2 110,6 134,4 123,7 1992 
115,1 75,7 94,6 106,7 75,4 120,1 126,0 125,7 156,2 136,9 1993 

„. „. 92,7 107,1 71,2 117,5 122,0 129,8 163,I 143,8 1994 
„. „. 93,8 105,I 70,6 121,6 118,3 141,4 169,7 151,0 1995 
... .„ 91~0 94.0 68,2 120,5 115,8 1«,7 113,1 160,3 1996 

land 
100 100 100 100 100 100 100 100 100 100 1991 
106,3 88,2 106,7 109,6 106,2 107,2 108,5 106,9 108,9 107,1 1992 
110,1 98,4 111,2 108,4 110,2 116,4 114,1 110,9 114,0 111,1 1993 
110,2 103,2 110,4 106,0 108,2 120,3 113,8 113,8 115,2 113,6 1994 
111,8 102,4 112,2 102,4 110,1 123,4 112,6 118,6 118,7 117,8 1995 
111,1 99,9 111,8 97,2 110,2 123,6 111,7 119,0 120,0 120,2 1996 

~) Unbereinigte Bruttowertschöpfung in Preisen von 1991 je Erwerbstitigen (Inlandskonzept}. 
6) Lohnkosten je Produkteinheit berechnet als: Bruttoeinkommen aus unselbstindiger Arbeit je beschiftigten Arbeitnehmer (Inland) in Rela-

tion zur unbereinigten Bruttowertschöpfung in Preisen von 1991 je Erwerbstätigen (Inland). 
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Tabelle 33• 

Erwerbs- und Vermögenseinkommen 

Bruttoeinkommen aus 

unselbst!ndiger Arbeit Zinsen 
auf 

Zeitr.aum.2) Konsu-
Ins- darunter Unter-

Vermögens.- menten-gesamt2) einkommen schulden nehmer-
Bruttolohn- tit!gkeit~ zusammen und 

..gehalts-
summe 

Frftheres Bundesgebiet 
1960 226,35 144,39 124,54 76,40 5,56 0,91 
1961 246,16 162,81 140,44 71,30 6,05 1,09 
1962 268,46 180,13 155,54 81,79 6,54 1,24 
1963 283,35 193,15 166,90 82,12 7,48 1,35 
1964 311,« 211,17 183,81 91,96 8,31 1,51 
1965 341,56 234,13 203,13 97,63 9,80 1,71 
1966 363,95 252,06 217,96 99,98 11,91 1,77 
1961 366,11 251,84 217,89 102,03 12,84 1,89 
1968 399,22 270,38 232,75 114,51 14,33 1,95 
1969 «0,38 304,07 261,10 118,89 17,42 2,42 
1970 515,95 360,64 307,90 131,93 23,38 3,34 
1971 571,82 408,74 348,19 137,56 25,52 3,93 
1912 623,57 452,48 383,35 142,65 28,44 4,57 
1973 698,75 514,50 432,64 148,25 36,00 5,94 
1974 749,73 568,62 475,66 141,52 39,59 6,87 
1975 780,70 593,59 492,72 146,02 41,09 6,41 
1976 853,12 640,55 527,69 169,87 42,70 6,31 
1977 910,21 688,05 567,94 175,86 46,30 6,12 
1978 g'/3,75 734,55 605,13 191,18 48,02 7,28 
1979 1 049,85 794,58 653,68 198,61 56,66 9,17 
1980 1 114,68 863,88 709,52 177,84 72,96 13,19 
1981 1156,25 905,98 743,89 162,05 88,22 16,63 
1982 1 194,74 933,93 764,44 162,20 98,61 18,47 
1983 1 243,18 953,44 777,42 196,46 93,28 17,86 
1984 1305,80 988,33 802,93 214,64 102,83 17.76 
1985 1365,34 1 026,41 833,78 229,52 109,41 17,61 
1986 1456,97 1 079,49 876,63 266,63 110,85 17,93 
1987 1508,79 1124,70 912,81 274,12 109,97 17,48 
1988 1594,08 1169,38 948,87 307,80 116,90 18,17 
1989 1684,38 1 221,89 992,81 328,87 133,62 19,46 
1990 1 838,47 1317,10 1 069,65 369,01 152,36 22,10 
1991 . 1978,90 1422,10 1154,69 381,28 175,52 25,91 
1992 2 082,68 1515,78 1229,04 375,29 191,61 31,61 
1993 2 072,97 1529,76 1242,16 348,61 194,60 37,05 
1994 1 554,73 1247,93 39,14 

Neue Bundesllnder und Berlin-Ost 
1991 205,19 189,54 158,87 15,65 4,28 
1992 252,47 225,44 188,66 27,03 4,18 
1993 274,01 248,13 208,71 25,88 3,09 
1994 268,00 . 223,88 0,74 

Deutsc:hland 

1991 2 243,67 1611,64 1313,56 451,08 180,95 30,19 
1992 2 422,36 l 741,22 1417,70 476,13 205,01 35,79 
1993 2474,04 1 771,89 1450,87 483,80 212,35 40,14 
1994 2577,00 1 822,73 1471,81 534,38 219,89 39,88 
1995 2 676,13 1882,39 1514,18 579,17 214,57 40,74 
1996 2 733,17 1900,35 1524,34 619,96 212,86 39,89 

1997 !. Hj. 1342,11 900,40 715,98 441,71 19,65 

') Ellllschllemich privater Organisationen ohne Erwi!rbszweck. . 

Ef.nk.ommen und Einkommens 
Mrd 

Empfan- Gelei-
gene') stete 5) 

Verfüg-
bares 

Einkommen 
ins-

laufende ges4Dl.t].) 
Übertragungen 

44,42 59,48 210,38 
48,64 68,91 224,80 
53,35 17,55 243,02 
57,39 84,42 254,97 
62,63 91,66 280,84 
70,38 100,20 310,03 
77,09 111,58 327,69 
85,55 114,41 335,90 
90,34 125,60 362,01 
98,12 144,11 391,97 

108,47 174,88 446,20 
122,36 204,16 486,09 
139,81 228,62 530,19 
156,46 274,66 574,61 
179,15 308,76 613,25 
219,28 325,62 667,95 
237,05 367,41 716,45 
252,29 395,06 760,72 
266,07 415,78 816,76 
284,59 444,24 881,03 
304,15 483,70 921,94 
330,05 507,78 961,89 
349,20 530,38 995,09 
355,99 545,21 1 036,10 
364,03 573,91 1 078,16 
375,56 603,30 1119,93 
392,36 631,99 1 199,41 
412,89 663,64 1 240,56 
433,31 690,00 1319,22 
453,31 733,74 1 384,49 
480,37 764,55 1532,19 
507,33 850,70 1609,62 
545,12 919,91 1616,28 
586,60 941,44 1681,08 

88,88 87,70 202,09 
117,90 115,68 250,51 
134,02 129,21 275,73 

289,41 

596,21 938,40 1871,29 
663,02 1 035,59 2 014,00 
720,62 1 070,65 2 083,87 
753,13 1133,45 2156,80 
795,06 1198,75 2 231,70 
814,81 1198,94 2 309,15 

410,19 583,24 1149,41 

2) Ab 1995 vorll.utl.ge Ergebnisse, 
>) Ffu die neuen Bundesllnder und Deutschland: ohne nichtentnommene Gewinne der Unternehmen ohne eigene Rechtspersönlichkeit. 
") Sozialbeitrlge, soziale Leistung~, ~ver$1chenmgsleistungen, übrige laufende Übertragungen. 
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verwendung der privaten Haushalte 'l 
DM 

Nichtent-
nommene 
Gewinne Ersparnis der 

Privater Ersparnis Unter- ohne 
nichtent-Verbrauch insgesamt nehmen nommene ohne Gewinne eigene 

Rechtsper-
sönlichkeit 

Spar-
quote') 

lvH) 

Friheres Bundesgebiet 
171,84 38,54 22,42 16,12 8,6 
188,33 36,47 17,71 18,76 9,1 
204,79 38,23 18,92 19,31 8,6 
216,79 38,18 14,39 23,79 9,9 
233,50 47,34 17,67 29,67 11,3 
257,62 52,41 16,59 35,82 12,2 
275,06 52,63 16,56 36,07 11,6 
282,63 53,27 17,77 35,50 11,2 
300,74 61,27 18,14 43,13 12,5 
330,90 61,07 10,43 50,64 13,3 
368,85 77,35 18,23 59,12 13,8 
408,98 77,11 13,19 63,92 13,5 
451,96 78,23 2,13 76,10 14,4 
495,59 79,02 - 0,82 79,84 13,9 
533,64 79,61 - 11,39 91,00 14,6 
583,45 84,50 - 19,54 104,04 15, 1 
631,87 84,58 - 12,35 96,93 13,3 
682,13 78,59 - 16,10 94,69 12,2 
725,94 90,82 - 8,98 99,80 12,I 
781,31 99,72 - 13,84 113,56 12,7 
837,02 84,92 - 38,47 123,39 12,8 
883,52 78,37 - 60,53 138,90 13,6 
916,10 78,99 - 54,64 133,63 12,7 
959,28 76,82 - 40,57 117,39 10,9 

1 001,20 76,96 - 51,68 128,64 11,4 
1 036,53 83,40 - 50,18 133,58 11.4 
1066,43 132,98 - 16,29 149,27 12,3 
1108,02 132,54 - 27,02 159,56 12,6 
1153,69 165,53 - 3,93 169,46 12,8 
1220,95 163,54 - 9,78 173,32 12,4 
1320,71 211,48 - 0,55 212,03 13,8 
1446,94 162,68 - 59,58 222,26 13,3 
1538,44 137,84 - 87,21 225,05 12,8 
1589,49 91,59 -127,06 218,65 12,1 
1651,31 216,08 ll,6 

Empfan-
1 

Gele!-
gene stete 

Vermögens-
übertragungen 

3,01 3,02 
4,05 3,12 
4,52 4,51 
4,11 4,90 
4,58 5,86 
5,23 6,61 
5,25 7,41 
5~38 8,95 
5,75 10,24 
5,86 11,04 
8,26 12,71 

11,00 15,05 
12,39 19,07 
12,43 20,22 
15,56 23,67 
17,27 25,36 
18,72 28,93 
19,11 30,56 
19,25 33,20 
19,60 35,09 
21,36 36,99 
19,86 38,08 
20,69 37,52 
22,36 39,12 
23,23 41,55 
21,48 42,04 
20,98 43,78 
18,85 47,07 
19,93 47,44 
18,41 45,01 
16,58 46,86 
22,40 49,02 
25,23 49,67 
18,42 52,07 

Neue Bundesländer und Berlin-01t 
183,39 ... ... 18,70 9,3 0,11 0,73 
217,07 ... ... 33,44 13,3 0,44 0,82 
239,77 . „ ... 35,96 13,0 0,56 1,20 
254,71 ... ... 34,70 12,0 

Deutschland 

1 630,33 ... . .. 240,96 12,9 22,51 49,75 
1 755,51 ... ... 258,49 12,8 25,67 50,49 
1829,26 ... ... 254,61 12,2 18,98 53,27 
1906,02 ... ... 250,78 11,6 17,80 55,50 
1979,19 ... . .. 252,51 11,3 26,34 56,52 
2045,40 ... . .. 263,75 11,4 27,53 58,19 
1 022,85 ... ... 126,56 11,0 15,12 30,53 

Drucksache 13/9090 

Tabelle 33' 

Finanzie-
nmgs- Zeitraum 2) 
Sll!do 

16,11 1960 
19,09 1961 
19,32 1962 
23,00 1963 
28,39 1964 
34,44 1965 
33,91 1966 
31,93 1967 
38,64 1968 
45,46 1969 
54,67 1970 
59,87 1971 
69,42 1972 
12,05 1973 
82,89 1974 
95,95 1975 
86,72 1976 
83,24 1911 
85,85 1978 
98,07 1979 

101,16 '1980 
120,68 1981 
116,80 1982 
100,63 1983 
110,32 1984 
113,02 1985 
126,47 1986 
131,34 1987 
141,95 1988 
146,72 1989 
181,75 1990 
195,64 1991 
200,61 1992 
185,00 1993 

1994 

18,08 1991 
33,06 1992 
35,32 1993 

1994 

213,72 1991 
233,67 1992 
220,32 1993 
213,08 1994 
222,33 1995 
233,09 1996 
111,15 1991 1. Hj. 

5} Direkte Steuern, So21a.lbeitrlge, soziale Leistungen, Nettoprämien für Schadenversicherungen. übrige laufende Übertragungen. 
•) Ersparnis in vH des verfügbaren Enkommens (jeweils ohne nichtentoommene Gewinne). 
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Tabelle 34• 

--- --- -

Brutto-
Anlageinvestitionen Vorrats-

Jahr') Inlands- Privater Staats-

zusammen 1 ru!:~en 1 Bauten 
Verbrauch verbrauch ver-

produkt lnderung 

rn jeweiligen Preisen 

1960 302,71 111,84 ,0,45 73,58 27,14. 46,44 + 9,20 
1961 331,71 188,33 .f.5,78 83,46 31,32 52,14 + 6,70 
1962 360,78 20(,79 52,83 92,86 34,98 57,90 + 5,70 
1963 382,37 216,79 59,39 97,71 35,6' 62,07 + 2,60 
1964 420,18 233,50 62,10 111,70 39,21 72,49 + 6,40 
1965 459,17 257,62 69,65 119,90 43,35 16,55 +10,70 
1966 488,23 275,06 75,45 124,17 43,98 80,19 + 5,30 
1967 494,35 282,63 80,05 114,18 41,07 73,11 - 0,50 
1968 533,28 300,74 82,73 119,39 43,14 76,25 +11,10 
1969 596,95 330,90 93,12 138,90 53,59 85,31 +17,30 
1970 675,30 368,85 106,47 172,05 65,88 106,17 +14,20 
1971 749,75 408,98 126,76 196,11 72,66 123,45 + 4,47 
1972 823,12 '51,96 141,04 209,17 72,74 136,43 + 4,30 
1973 917,25 495,59 163,09 219,26 75,27 143,99 +12,38 
1974 983,93 533,64 190,11 212,71 72,36 140,35 + 3,71 
1975 1 026,63 583,45 210,08 209,41 78,05 131,36 - 6,36 
1976 1120,50 631,81 221,86 225,65 86,08 139,57 +15,68 
1977 1195,29 682,13 235,13 242,43 95,32 147,11 + 6,99 
1978 1283,55 725,94 253,09 264,90 105,75 159,15 + '1,23 
1979 1388,44 781,31 273,54 301,29 118,58 182,71 +23,00 
1980 1472,04 837,02 298,02 332,08 126,84 205,24 +11,TJ 
1981 1534,97 883,52 318,39 331,29 126,96 204,33 -10,55 
1982 1 588,09 916,10 326,44 323,45 123,61 199,84 -16,04 
1983 1668,54 959,28 336,44 340,81 134,95 205,86 - 1,50 
1984 1 750,89 1001,20 350,44 350,67 137,13 213,54 + 5,32 
1985 1823,18 1 036,53 365,72 355,81 153,03. 202,78 + 1,25 
1986 1925,29 1 066,43 382,55 373,48 160,87 212,61 + 2,92 
1987 1990,48 1108,02 397,28 385,78 169,43 216,35 - 0,56 
1988 2095,98 1153,69 412,38 409,90 182,46 227,44 +10,30 
1989 2224,44 1220,95 '418,82 448,52 203,47 245,05 +16,01 
1990 2426,00 1 320,11 444,07 501,18 234,57 273,21 +11,49 
1991 2647,60 1446,94 467,08 564,26 264,94 299,32 +17,16 
1992 2813,00 1 538,44 504,84 582,65 255,17 327,'8 + 0,00 
1993 2840,50 1589,49 513,34 538,51 211,28 321,29 -11,12 
1994 2 962,10 1 651,31 530,80 541,79 204,29 337,50 +13,93 

1991 206,00 183,39 89,64 91,75 41,83 49,92 - 4,35 
1992 265,60 217,07 111,51 126,71 .f.6,62 80,09 - 1,72 
1993 323,20 239,77 121,52 152,4.& 50,20 102,2' + 1,91 
1994 366,10 254,71 lZl,78 184,38 53,83 130,55 + 2,47 

1991 2853,60 1630,33 55'!,72 656,01 306,77 3.49,2' +12,81 
1992 3078,60 1 755,51 616,35 709,36 301,79 407,57 - 1,72 
1993 3163,70 1829,26 634,86 691,01 261,48 429,53 - 9,21 
1994 3328,20 1906,02 658,58 726,17 258,12 468,05 +16,40 
1995 3459,60 1979,19 686,54 741,98 262,33 479,65 +24.,15 
1996 3 54.1,50 2045,40 702,66 730,30 267,91 462,39 +20,11 

il Ab 1995 vorllufige Ergebnisse. 

Ausfuhr'} 

57,49 
59,84 
62,66 
68,25 
75,66 
82,88 
93,54 

101,01 
113,89 
129,46 
143,00 
155,69 
169,78 
200,40 
259,96 
253,50 
287,82 
304,55 
318,29 
348,19 
389,14 
441,12 
474,39 
479,63 
536,32 
592,74 
580,54 
576,61 
619,83 
701,43 
778,90 
888,78 
935,91 
911,33 
990,24 

45,36 
50,67 
53,96 
66,37 

727,12 
732,30 
697,57 
756,96 
818,01 
857,14 

Verwendung des 
Mrd 

Einfuhr'} Außen-
beitrag 3) 

Frilheru 

49,85 + 7,64 
52,40 + 7,44. 
58,08 + 4,58 
62,37 + 5,88 
69,38 + 6,48 
81,58 + 1,30 
85,29 + 8,25 
83,02 + 17,99 
94,57 + 19,32 

112,73 + 16,73 
129,27 + 13,73 
142,26 + 13,43 
153,13 + 16,65 
173,47 + 26,93 
216,20 + 43,76 
223,45 + 30,05 
262,38 + 25,44 
275,94 + 28,61 
285,90 + 32,39 
338,89 + 9,30 
395,99 - 6,85 
428,80 + 12,32 
436,25 + 38,14 
446,12 + 33,51 
493,06 + 43,26 
528,87 + 63,87 
480,63 + 99,91 
476,65 + 99,96 
510,12 +109,71 
581,29 +120,14 
636,95 +141,95 
736,62 +152,16 
748,84 +187,07 
701,11 +210,22 
765,97 +224,27 

Neue Bundesllnder 

199,79 -154,43 
238,64 -187,97 
246,40 -192,44 
269,61 -203,24 

Deutsch 

729,39 - 2,27 
733,20 - 0,90 
679,79 + 17,78 
735,93 + 21,03 
790,87 + 27,14 
814,11 + 43,03 

~ Waren und Dienstleistungen. Fß! das fnlhere Bt.mdesgebiet und die neuen Bun~er: EinschlieBlic::h innerdeutscher Thansakt1onen. 
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Inlandsprodukts 
DM 

Brutto- Privater mlands- Verbrauch produkt 

Bundesgebiet 

1 000,00 487,93 
1 046,30 517,67 
1 095,10 547,02 
1125,90 562,33 
1 200,90 592,40 
1265,20 633,03 
1 300,50 652,78 
1 296,50 660,26 
1 367,20 691,28 
1469,20 746,40 
1543,20 803,80 
1590,40 847,97 
1658,00 887,46 
1 737,00 913,63 
1 740,40 918,13 
1 718,60 947,05 
1810,10 984,26 
1861,60 1028,94 
1 917,40 1066,88 
1998,40 1102,20 
2 018,00 1115,90 
2020,00 1109,18 
2 001,00 1094,49 
2036,20 1110,59 
2093,50 1130,55 
2 136,00 1150,05 
2186,10 1189,95 
2 218,40 1 230,61 
2 301,00 1264,34 
2384,40 1300,15 
2520,40 1370,01 
2647,60 1446,94 
2694,30 1479,74 
2 639,10 1478,72 
2694,00 1494,33 

und Berlin-Ost 

206,00 183,39 
222,10 196,64 
242,80 199,98 
266,20 204,63 

land 

2853,60 1630,33 
2 916,40 1 676,38 
2 881,90 1678,70 
2960,20 1698,96 
3 013,80 1 731,14 
3054,50 1 753,54 

Staats-
verbrauch 

189,49 
201,14 
220,19 
233,78 
238,03 
249,67 
'JSl,11 
267,09 
268,58 
280,26 
292,31 
307,16 
320,02 
335,96 
349,47 
362,95 
368,36 
373,22 
387,59 
400,64 
411,07 
418,59 
414,82 
415,64 
426,01 
434,80 
«S,84 
452,71 
462,33 
454,88 
465,03 
467,08 
486,56 
485,59 
497,07 

89,64 
92,81 
91,05 
91,82 

556,72 
579,37 
576,64 
588,89 
601,88 
612,63 

3) Ausfuhr abzüglich Einfuhr. 

Deutscher Bundestag -13. Wahlperiode 

AnlageinVestitionen Vorrats-

•I Aus- 1 
..... Ausfuhr~ 

zusammen rßstungen Bauten änderung 

In Preisen von 1991 

267,35 75,97 191,38 +23,24 136,98 
284,65 84,68 199,97 +12,02 143,87 
295,49 91,03 204,46 +10,23 147,77 
299,06 91,25 207,81 + 3,05 159,43 
332,68 98,21 234,47 + 9,14 172,63 
348,25 105,55 242,70 +15,06 183,65 
352,30 103,49 248,81 + 4,49 202,13 
327,61 94,25 233,36 - 9,50 217,79 
338,37 100,92 237,45 +12,23 245,44 
370,74 121,77 248,97 +24,35 268,23 
403,91 140,21 263,70 +27,38 286,71 
427,71 145,84 281,117 + 3,54 299,23 
439,17 141,85 297,32 + 3,99 319,68 
437,95 141,19 296,76 +23,51 353,50 
395,26 125,93 269,33 +10,26 395,98 
374,05 125,49 248,56 - 3,46 370,90 
387,« 133,38 254,06 +31,27 406,70 
401,21 143,52 257,69 +15,95 422,69 
417,59 154,08 263,51 +11,85 434,80 
445,41 167,32 278,09 +3.f-,97 453,38 
455,19 171,11 284,08 +12,79 476,84 
432,51 162,66 269,85 -11,65 511,16 
409,10 150,18 258,92 -13,39 531,13 
42f,85 158,60 263,25 + 2,32 526,85 
422,44 156,32 266,12 + 8,33 570.o.t 
420,35 169,82 250,53 + 2,39 613,09 
434,29 176,11 258,18 + 4,30 609,30 
442,24 184,03 258,21 - 0,61 611,70 
461,77 195,65 266,12 +12,13 645,25 
490,66 212,81 277,85 +18,08 710,92 
532,35 240,92 291,43 +15,02 789,05 
564,26 264,94 299,32 +17,16 888,78 
561,12 250,54 310,58 + 1,59 924,17 
504,36 204,89 299,47 - 6,66 896,65 
502,22 198,80 303,42 +16,33 965,80 

91,75 41,83 49,92 - 4,35 45,36 
118,15 45,61 72,54 - 1,03 49,68 
137,15 48,63 88,52 + 2,66 52,35 
161,94 52,16 109,78 + 3,03 63,88 

656,01 306,77 349,24 +12,81 727,12 
679,27 296,15 383,12 + 0,56 724,88 
641,51 253,52 387,99 - 3,80 688,65 
664,16 250,96 413,20 +19,36 742,80 
669,37 255,00 414,37 +Xl,92 789,16 
661,29 259,97 401,32 +26,25 824,43 

Drucksache 13/9090 

Tabelle 34• 

Außen-Elnfuhr') beltrag 3) 
Jahr'} 

104,99 + 31,99 1960 
113,05 + 30,82 1961 
125,60 + 22,17 1962 
131,75 + 27,68 1963 
143,98 + 28,65 1964 
164,46 + 19,19 1965 
168,91 + 33,22 1966 
166,75 + 51,04 1967 
188,70 + 56,74 1968 
220,78 + 47,45 1969 
270,91 + 15,80 1970 
295,21 + 4,02 1971 
312,32 + 7,36 1972 
327,55 + 25,95 1973 
328,70 + 67,28 1974 
332,89 + 38,01 1975 
367,93 + 38,77 1976 
380,41 + 42,28 1977 
401,31 + 33,49 1978 
438,20 + 15,18 1979 
453,79 + 23,05 1980 
439,79 + 71,37 1981 
435,15 + 95,98 1982 
441,05 + 85,80 1983 
463,84 +106,17 1984 
48',68 +128,41 1985 
497,58 +111,72 1986 
518,25 + 93,45 1987 
544,82 +100,43 1988 
590,29 +120,63 1989 
651,06 +137,99 1990 
736,62 +152,16 1991 
158,88 +165,29 1992 
719,56 +177,09 1993 
781,75 +184,05 1994 

199,79 -154,43 1991 
234,15 -184,47 1992 
240,59 -188,24 1993 
259,10 -195,22 1994 

729,39 - 2,21 1991 
744,06 - 19,18 1992 
699,80 - 11,15 1993 
753,97 - 11,17 1994 
805,67 - 16,51 1995 
823,6' + 0,79 1996 
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Drucksache 13/9090 

Tabelle 35' 

Nahrungs--Jahr~ Insgesamt Getrinke1) 

und Tabak-
wanm 

1960 170,36 63,35 
1965 253,42 86,66 
1970 361,02 108,30 
1975 56U9 150,91 
1980 803,93 200,10 
1981 849,65 211,« 
1982 882,34 220,37 
1983 925,25 225,27 
1984 968,29 230,47 
1985 1 002,71 233,19 
1986 1027,37 236,67 
1987 1 064,14 241,06 
1988 1107,62 247,36 
1989 1177,54 262,31 
1990 1293,54 285,50 

1960 479,90 150,15 
1965 618,20 179,01 
1970 778,75 204,87 
1975 905,85 224,92 
1980 1 062,40 254,04 
1981 1 059,93 256,42 
1982 1 047,38 250,57 
1983 1 064,57 248,78 
1984 1088,40 250,85 
1985 1107,73 252,13 
1986 1142,15 254,35 
1987 1177,95 260,74 
1988 1 211,57 266,4' 
1989 1252,70 276,68 
1990 1341,20 293,02 

1991 1 569,27 339,77 
1992 1681,44 354,27 
1993 1 746,09 357,77 
1994 1813,27 362,49 
1995 1882,50 372,20 
1996 1945,50 375,13 

1991 1569,27 339,77 
1992 1604,95 342,09 
1993 1598,62 338,78 
1994 1612,50 338,40 
1995 1639,92 342,84 
1996 1664,92 342,97 

Deutscher Bundestag-13. Wahlperiode 

Prlvaler Verbrauch nach Verwendungszwecken 1) 

MrdDM 
.. . 

Bekleidung, Wohnungs- Energie Gesund-
Schuhe mieten') (ohne die heits- Und Kraf1stoffe) Haushalts- KÖijler-lührung pflege 

Frilheres Bundesgebiet 
In Jeweiligen Preisen 

19,75 16,90 5,11 19,60 8,33 
27,91 27,09 8,61 28,13 12,17 
37,17 44,91 13,95 36,58 16,58 
55,00 76,80 25,51 57,69 24,92 
75,85 111,88 45,15 80,84 31-,59 
77,92 121,22 50,25 82,65 40,49 
77,51 132,18 53,64 81,75 42,74 
80,02 143,32 53,85 84,84 46,52 
82,55 152,96 58,97 87,40 49,48 
85,32 161,80 63,96 87,45 51,60 
88,63 170,27 55,18 90,57 53,37 
91,72 178,28 so,« 96,12 56,19 
92,83 187,55 46,60 102,04 59,90 
95,58 198,77 47,79 109,30 62,88 

107,04 213,04 51,22 120,95 68,23 

In Preisen von 1991 

53,24 71,48 „1a,a1 45,21 31,96 
66,56 88,11 28,13 58,35 37,96 
79,92 105,99 40,20 11,49 39,09 
88,69 135,47 .U,12 88,93 42,90 
97,87 162,37 51,91 106,37 52,41 
95,76 168,51 - 51,05 102,57 53,51 
91,17 175,03 50,40 96,77 53,22 
91,39 180,61 50,9? 97,54 55,46 
92,16 185,93 53,88 98,32 57,92 
93,23 191,11 56,41 96,87 59,45 
95,31 197,39 57,15 99,16 60,44 
97,53 203,23 56,66 104,10 62,47 
97,33 208,77 53,53 109,05 65,35 
98,94 214,63 51,06 114,85 66,35 

109,39 222,43 53,20 124,40 70,72 

l>eulscbland 
In jeweiligen Preisen 

127,55 305,13 67,59 150,07 83,10 
133,54 338,38 68,94 162,77 92,07 
137,15 378,60 72,54 168,98 98,06 
134,23 406,70 71.15 173,30 102,22 
135,69 438,05 72,24 172.61 106,69 
136,78 469,91 74,42 172,51 110,92 

In Preisen von 1991 

127,55 305,13 67,59 150,07 83,10 
129,52 313,58 67,50 157,28 91,78 
129,64 325,71 70,03 158,88 93,59 
125,38 335,07 68,93 159,99 93,54 
125,81 347,69 70,39 156,97 95,83 
125,97 361,91 73,52 155,48 97,67 

"' - ~--· -·· 

Güter für 

Verkehr 5} Bildung, diepersön-
und Nach- Unter- liebe Aus-

richten- haltung und stattung, 
übermitt- Güterson-

Jung Freizeit') stiger Art7) 

15,33 14,49 7,50 
29,11 22,07 11,67 
50,70 36,91 15,92 
79,61 63,88 30,17 

119,29 84,56 48,67 
126,48 88,34 50,86 
130,58 90,34 53,23 
141,33 93,50 56,60 
148,41 96,85 61,20 
154,35 99,99 65,05 
160,46 104,00 68,22 
170,61 108,20 71,52 
179,59 114,77 76,98 
197,37 119,78 83,76 
222,16 134,26 91,14 

46,62 37,90 25,43 
78,53 47,78 33,77 

125,94 68,47 42,78 
135,45 90,46 54,91 
162,42 106,09 68,92 
157,75 106,79 67,57 
157,01 104,76 68,45 
164,52 104,80 70,50 
168,55 105,89 74,90 
171,89 107,71 78,93 
186,90 110,82 80,63 
196,85 114,65 81,72 
204,18 120,35 86,57 
213,94 124,57 91,68 
234,54 136.44 97,06 

~.13 164,85 110,67 
302,54 176,79 121,08 
293,43 181,32 130,78 
307,86 184,70 Ul,77 
319,11 188,89 149,26 
335,11 191,38 153,76 

288,13 164,85 110,67 
290,24 168,28 112,18 
271,02 167,29 113,71 
275,63 166,56 117,93 
282,71 167,21 120,86 
291,57 167,43 121,92 

1) Klufe der privaten Haushalte im Inland; n&c:h der Systematik der FJnnabmeri und Ausgaben der privaten Haushalte, Ausgabe 1983. 
~ Ab 1995 vorllul!ge Eryehnilse. · 
1) ptrivbnemtcb Verzehr In Gutstitten.. 
, E!nschlie!llcb Mietwert der Elgemiutzung dun:h den Elgentümer. Ohne Energie. 
') Emch»ermm Kraftstoffe. 
') Ohne Dienstleistungen des Gutgewerbell . . 
') EimcbDeNJch Pauschalreilen sowie Dienstle1stun.gen des Beherbel'gungsgewerbes, der Kreditinstitute und Ve!lichenmgsuntemebmen. 
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Land-und 
Ins- Forstwirt-Jahrl) gesamt2) schaft, 

Fischerei 

1991 316,81 11,62 
1992 313,68 10,81 
1993 273,97 8,8' 
1994 270,95 8,56 
1995 275,66 8,81 
1996 282,62 8,91 

1991 349,:U 2,7.f. 
1992 .407,57 3,07 
1993 429,53 3,03 
1994 468,05 3,02 
1995 479,65 3,39 
1996 462,39 3,29 

1991 316,81 11,62 
1992 307,55 10,37 
1993 265,18 8,35 
1994 262,83 8,03 
1995 267,20 8,14 
1996 273,24 8,11 

1991 349,24 2,74 
1992 383,12 2,88 
1993 387,99 2,74 
1994 413,20 2,65 
1995 414,37 2,93 
1996 401,32 2,86 

1991 40,66 0,69 
1992 46,74 0,62 
1993 51,16 0,31 
1994 55,15 0,24 

1991 49,92 0,54 
1992 80,09 0,63 
1993 102,24 0,72 
1994 130,55 0,77 

1991 40,66 0,69 
1992 45,72 0,59 
1993 49,53 0,29 
1994 53,38 0,23 

1991 49,92 0,54 
1992 72,54 0,56 
1993 88,52 0,62 
1994 109,78 0,63 

Deutscher Bundestag- 13. Wahlperiode 

Anlageinvestitionen nach Wirtschaftsbereichen 
Mrd DM 

Produzierendes Gewerbe 

Handel Enerqie-
und Verarbei- und 

zu- Bau- Verkehr~} 
sammen Wasser- tendes gewerbe .... ':.%::?· Gewerbe1) 

Berg au 

Deutschland 
Neue Ausrüstungen in jeweiligen Preisen 

137,59 14,64 112,50 10,45 60,80 
137,67 18,49 107,27 11,91 6-l,03 
114,37 17,92 85,52 10,93 64,03 
113,91 22,69 80,80 10,42 60,69 
113,08 15,57 87,69 9,82 5',40 
115,46 16,45 89,60 9,41 „. 

Neue Bauten in jeweiligen Preisen 

38,99 16,1).4 21,30 1,65 41,55 
48,95 20,65 26,08 2,22 46,79 
49,65 21,54 25,02 3,09 42,75 
46,54 21,3.4 21,76 3,44 43,09 
45,45 20,28 21,83 3,3' 40,06 
45,22 21,40 21,02 2,80 „. 

Neue Ausriistungen in Preisen von 1991 

13'1,59 1..f.,6..f. 112,50 10,..f.5 60,80 
134,27 18,11 104,50 11,66 63,53 
109,23 17,21 81,41 10,61 63,36 
108,77 21,86 76,78 10,13 60,49 
107,79 14,99 83,26 9,54 54,17 
109,77 15,79 8',86 9,12 „. 

Neue Bauten in Preisen von 1991 

38,99 16,04 21,30 1,65 41,55 
45,88 19,33 24,28 2,07 43,87 
45,09 19,82 22,49 2,78 39,01 
41,41 19,34 19,04 3,03 38,77 
40,00 18,20 18,88 2,92 35,73 
39,57 19,07 18,08 2,42 „. 

Neue lhmdesllnder und Berlln-Olt 
Neue Ausrüstungen in jeweiligen Preisen 

20,70 3,55 1..(,63 2,52 9,91 
23,33 5,21 15,23 2,89 13,40 
23,65 5,79 15,02 2,84 17,60 
24,15 6,56 14,80 2,79 18,86 

Neue Bauten 1n jeweiligen Preisen 

8,.(7 4,37 3,46 0,64 10,00 
16,16 6,99 8,26 0,91 13,37 
18,95 7,56 10,21 1,18 12,33 
20,08 8,72 10,07 1,29 14,51 

Neue Ausrüstungen in Preisen von 1991 

20,70 3,55 1.(,63 2,52 9,91 
22,58 5,07 14,70 2,81 13,35 
22,38 5,50 14,13 2,75 17,58 
22,78 6,17 13,91 2,70 18,95 

Neue Bauten in Preisen von 1991 

8,47 4,37 3,46 0,64 10,00 
1..f.,50 6,3.C 7,3' 0,82 12,10 
16,55 6,7.( 8,79 1,02 10,90 
17,12 7,64 8,40 1,08 12,62 

Drucksache 13/9090 

Tabelle 36' 

Dienst- Wohnungs-leistungs- vermie- Stao.t7) unter- tung'J nehmen 5) 

91,14 - 15,66 
8',3' - 16,83 
71,08 - 15,65 
73,57 - 1-4,22 
85,52 - 13,85 

„. - 13,47 

46,98 153,..&1 65,57 
53,89 176,97 77,90 
6U2 190,45 79,53 
76,27 216,75 82,38 
82,09 229,26 79,.(0 

„. 230,38 74,43 

91,14 - 15,66 
82,92 - 16,46 
69,15 - 15,09 
71,78 - 13,76 
83,78 - 13,32 

.„ - 12,92 

46,98 153,41 65,51 
50,82 166,69 73,18 
57,95 171,23 71,97 
67,33 189,83 73,21 
70,41 195,58 69,66 

„. 196,16 65,80 

5,5' - 3,82 
5,02 - 4,37 
5,53 - 4,07 
8,23 - 3,67 

3,82 15,53 11,56 
7,31 23,01 19,61 

16,13 31,05 23,06 
21,71 44,84 28,8' 

5,54 - 3,82 
4,94 - 4,26 
5,38 - 3,90 
7,91 - 3,51 

3,82 15,53 11,56 
6,59 20,91 17,88 

13,91 26,41 20,13 
18,17 36,78 24,46 

"' ,.,. 
1) Ab 1995 vorliuflge Ergebnisse. - 2) Bnschließlich selbsterstellter Anlagen. - 1) Einschlle.Bllch produzierendes Handwerk. - "} Ein-
schließlich Nachrichtenübermittlung. - 5) Kreditinstitute, Versicherungsunternehmen. sonstige Dienstleistungsunternehmen (ohne Woh-
nungsvermietung}. - 1) Einschließlich Eigennutzung durch den Eigentümer. - 7) Einschließlich privater Organisationen ohne Eiwerbs-
zwed:. 
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Drucksache 13/9090 Deutscher Bundestag-13. Wahlperiode 

noch Tabelle 35• 

In jeweiligen Preisen 
-· 
Produzierendes Gewerbe 

Land-und 
Energie- Handel 

Jahr Im- Forstwirt-
und Verubet- und gesamt 1} - zu- tendes Baugewerb< Verkehr~ Fischerei ....,,,.,. Wuser-

~· 
Gewerbe~ 

Neue Ausrftstungen 
1960 28,01 3,10 15,91 2,6' 11,'3 1,IU 6,22 
1961 32,29 3,70 18,.fi7 2,86 13,37 2,2' 6,98 
1962 35,99 3,71 20,68 3,.fiO 14,89 2,39 8,19 
1963 36,68 3,43 20,42 3,30 14,6' 2,48 8,98 
1964 .fiO,.CO 4,06 23,09 3,73 16,7.l „„ 8,98 
1965 «,58 "·7" 25,"8 3,65 19,28 2,55 9,21 
1966 45,23 4,46 25,37 3,34 19,97 2,06 9,60 
1967 42,34 3,36 23,65 3,65 17,96 2,14. 9,19 
1968 «,.fi8 3,10 U,79 3,21 19,20 2,38 10,03 
1969 55,32 4,09 31,71 3,27 25,21 3,23 11,19 
1970 67,92 4,44 39,Sl 4,34 31,36 3,81 13,62 
1971 1.4,99 4.,12 43,38 6,10 33,05 4,23 16,03 
1972 75,39 4,37 42,42 7,12 30,96 4,34 16,„7 
1973 77,85 5,32 40,8' 7,43 29,69 3,72 17,00 
1974 75,53 4,88 "0,46 8,6' 29,38 2,« 16,36 
1975 81,39 5,(6 oll,93 9,52 JC,58 2,83 15,97 
1976 89,22 6,21 "5-,81 8,57 3',04 3,20 17,33 
1977 98,-47 7,17 46,92 7,36 35,98 3,58 19,55 
1978 109,07 7,70 49,88 7,74 ':n,70 4,44 21,50 
1979 121,90 8,02 55,96 7,57 42,83 5,56 21,8' 
1980 130,51 1,42 61,76 8,« 47,W 5,37 22,89 
1981 132,05 8,95 61,43 9,73 47,59 4,11 :U,30 
1982 128,42 1,15 62,11 13,11 45,45 3,49 23,45 
1983 1.C0,05 8,39 65,76 13,26 48,55 3,95 26,.C.O 
1984 142,79 7,82 65,87 13,82 48,36 3,69 25,93 
1985 159,22 1,92 74,85 13,75 57,.C.l 3,69 29,17 
1986 167,91 7,88 79,83 13,83 61,81 4,19 30,86 
1987 177,37 7,95 83,!M 1.C.,06 65,49 4,39 31,80 
1988 191,48 8,44 86,« 13,39 68,39 4,66 34.,67 
1989 213,95 9,37 94,65 12,31 76,67 5,67 38,!M 
1990 2'5,48 10,09 107,14 11,20 89,05 6,89 43,97 
1991 276,15 10,93 116,89 11,09 97,87 7,93 50,89 
1992 266,!M 10,19 114,3' 13,28 92,04 9,02 50,63 
1993 222,81 8,53 90,72 12,13 70;50 8,09 4.6,-4.3 
199< 215,80 8,32 89,76 16,13 86,00 7,63 -41,83 

Neue Bauten 
1960 46,44 1,22 8,34 2,17 5,87 0,30 4,62 
1961 52,1-' 1,26 9,39 2,35 6,68 0,36 4,96 
1962 57,90 1,30 9,26 2,80 6,06 0,40 5,55 
1963 62,01 1,31 9,28 2,80 6,01 O,.f? 5,58 
1964 72,49 1,45 10.01 3,21 8,29 0,58 5,78 
1965 76,55 1,51 10,.75 3,45 6,76 0,54 6,14 
1966 80,19 1,58 10,88 3,37 6,99 0,52 6,23 
1967 73,11 ~.48 9,22 3,61 5,09 0,52 6,30 
1968 76,25 1,-46 7,90 3,03 4,47 0,40 6,88 
1969 85,31 1,36 10,17 3,18 6,53 0,46 8,63 
1970 106,17 1,28 14,1.C. 3,89 9,74 0,51 10,78 
1971 123,-45 1,16 16,18 5,02 10,-'2 0,1-' 12,83 
1972 136,43 1,03 15,66 5,6' 9,07 0,95 1.C.,08 
1973 1-43,99 1,11 15,17 5,54 8,60 1,03 1.(,45 
1914 140,35 1,32 1.f.,63 5,98 s,01 · 0,00 13,.18 
1975 131,36 1,42 14,23 7,27 6,46 0,50 12,:U 
1976 139,57 1,55 14,68 1,51 6,68 0,49 13,98 
1977 147,11 1,73 16,04 7,36 8,01 o,67 1-',16 
1978 159,15 1,83 16,29 1,10 7,93 0,66 14,50 
1979 182,71 1,IU 19,01 8,72 9,51 0,78 16,34 
1980 205,:U 1,!M 22,79 10,53 11,42 O,IU 17,62 
1981 204,33 1,85 21,74 10,27 10,63 0,6' 16,75 
1982 199,84 1,98 20,:U 9,77 9,73 0,14 16,89 
1983 205,86 2,10 19,21 9,45 8,92 0,6' 17,50 
1984 213,54 2,02 20,04 9,81 9,44 0,79 19,30 
1985 202,78 1,98 19,95 9,52 9,82 0,61 20,06 
1986 212,61 1,85 23,11 10,22 12,35 0,54 22,33 
1987 216,35 1,80 23;50 9,35 13,56 0,59 23,83 
1988 221,.U 1.85 24,00 9,97 13,,1 0,62 25,54 
1989 245,05 1,95 26,37 10,'5 15,17 0,1S 26,53 
1990 273,21 2,34 28,86 11,16 16,80 0,90 27,59 
1991 299,32 2,20 30,52 11,67 17,3' 1,01 31,55 
1992 327,48 2,« 32,79 13,66 17,82 1,31 33,42 
1993 327,29 2,31 30,70 13,98 1.(,81 1,91 30,4.2 
199< 337;50 2,25 28,46 12,62 11,69 2,15 28,58 

Dienst-
leistungs-

unter-
nehmen4) 

1,59 
1,79 
1,81 
2,02 
2,35 
2,99 
3,67 
4,08 
4,53 
6,01 
7,39 
7,92 
8,32 

10,.48 
9,17 

12,49 
15,.f.1 
19,89 
24,53 
29,98 
31,75 
33,05 
29,85 
33,54 
36,14 
39,27 
41,29 
«,99 
52,85 
61,10 
73,5' 
85,60 
79,32 
65,55 
65,34 

2,72 
3,20 
3,74 
3,92 
5,31 
5,88 
6,41 
4,33 
5,15 
5,« 
6,15 
8,59 

10,88 
12,8-4 
12,88 
11,13 
11,75 
13,03 
16,1-4 
19,07 
21,70 
23,95 
25,51 
28,27 
29,68 
28,-48 
28,80 
29,73 
32.00. 
34,75 
39,87 
43,16 
46,58 
.47,99 
54,56 

Anlageinvestitionen 
Früheres 

Mrd 

Wohnungs-
vermie-
tungs) 

Sta.at•) 

- 1,19 - 1,35 - 1,60 - 1,63 - 1,9< - 2,16 - 2,13 - 2,06 - 2,03 - 2,32 - 2,96 - 3,54 - 3,81 - ",21 - 4,66 - 4,5-1 - 4,46 - „„ 
- 5,.f.6 
- 6,10 - 6,67 - 6,32 
- 5,86 - 5,96 - 6,43 - 7,41 - 8,05 - 8,69 - 8,88 
- 9,89 - 10,74 - 11,84 - 12,46 - 11,56 - 10,55 

20,13 9,-41 
22,33 11,00 
24,42 13,63 
25,58 16,40 
29,55 20,33 
32,20 20,07 
:U,50 20,59 
:U,00 17,78 
35,10 19,76 
'SJ,01 22,64. 
-43,17 30,05 
52,62 32,07 
62,81 31,97 
67,79 32,63 
61,25 36,79 
55,14 36,60 
61,21 36,40 
66,23 35,92 
71,56 38,83 
62,56 43,89 
92,64. -48,55 
93,51 .C6,53 
92,20 43,04 
98,85 39,93 

102,91 39,59 
93,21 39,10 
93,56 42,96 
9',26 -'3,23 
99.20 'U3 

107,81 47,6" 
124,20 50,35 
137,88 54,01 
153,96 58,29 
159,40 56,-'1 
171,91 53,74 

1) E!mchl!elR'ch 1elbsteatellter Alllagen. - 2) EiJllcbDeNich produzierendes Handwerk. - 2) Einscblie8lich Nachrlchtenübermittlung. 
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nach Wirtschaftsbereichen 
Bundesgebiet 
DM 

Land-und 
Im- Forstwirt-

gesamt 1) schalt, zu-
Fischerei sammen 

78,54 8,65 46,89 
87,50 10,22 52,10 
93,85 9,92 55,96 
94,12 9,12 54,52 

101,52 10,69 60,00 
108,89 12,19 84,06 
106,80 11,19 61,73 

97,70 8,30 56,49 
104,55 8,05 60,.(7 
126,41 10,44 7",85 
145,21 10,50 86,79 
151,08 9,14 89,64 
147,52 9,33 65,09 
146,33 10,65 78,70 
131,58 9,18 72,10 
131,20 9,36 '10,61 
138,51 10,14 72,66 
148,51 11,20 72,65 
159,27 11,65 74,90 
172,25 11,78 81,47 
176,36 10,47 65,83 
169,58 9,23 80,96 
156,51 8,96 77,47 
165,09 10,13 79,34 
163,27 9,13 77,21 
177,21 9,00 85,18 
184,29 8,81 89,09 
192,99 8,84 92,41 
205,56 9,23 93,38 
224,06 10,03 99,45 
252,39 10,46 110,38 
276,15 10,93 116,89 
261,83 9,78 111,69 
215,65 8,06 86,65 
209,45 7,80 65,99 

191,38 4,84 29,81 
199,97 4,73 31,36 
204,46 4,54 28,74 
207,81 4,37 27,15 
234,47 4,63 27,95 
242,70 4,62 28,74 
248,81 4,75 28,38 
233,36 4,54 24.,68 
237,45 4,76 21,28 
248,97 4,21 26,25 
263,70 3,28 32,34 
281,87 2,70 34,41 
297,32 2,26 31,58 
296,76 2,30 29,32 
269,33 2,59 25,83 
248,56 2,72 24,95 
254,06 2,87 24,89 
257,69 3,04 26,57 
263,51 3,05 25,57 
278,09 2,80 27,56 
284,08 2,69 30,21 
269,85 2,44 27,53 
258,92 2,51 25,32 
263,25 2,68 24,09 
266,12 2,51 24,62 
250,53 2,46 24,31 
258,18 2,28 27,68 
258,21 2,19 27,75 
266,12 2,19 27,79 
277,85 2,23 29,84 
291,43 2,48 30,59 
299,32 2,20 30,52 
310,58 2,32 31,18 
299,47 2,12 28,54 
303,4.2 2,02 24,29 

Deutscher Bundestag-13. Wahlperiode Drucksache 13/9090 

noch Tabelle 36" 

In Preisen von 1991 

Produzierendes Gewerbe 

Handel Dienst- WohnUllgs-Energie- leistungs-
und Verarbei- und unter- vennie- Staat') Jahr 

Wasser- tendes lßaugewerbie Verkehr!) tungs) nehmen') 
~g, Gewerbe 2) 

"'!! u 

Neue Ausrüstungen 
7,15 34,26 5,48 16,20 3,50 - 3,10 1960 
7,40 38,22 6,48 17,81 3,88 - 3,49 1961 
8,52 40,78 6,66 20,02 3,84 - 4,11 1962 
8,16 39,57 6,79 21,63 4,20 - 4,65 1963 
8,99 43,96 1,05 21,16 4.82 - 4,65 1984 
8,59 48,86 6,61 21,32 5,98 - 5,34 1965 
7,68 48,68 5,17 21,63 7,10 - 5,15 1966 
8,16 43,01 5,32 20,36 7,67 - 4,88 1967 
7,33 47,05 6,09 22,63 8,57 - 4,83 1968 
7,18 59,56 8,11 24,75 11,05 - 5,32 1969 
8,87 68,95 8,97 28,60 12,99 - 6,33 1970 

11,66 68,56 9,42 31,68 13,48 - 7,14 1971 
13,15 62,53 9,41 31,69 13,89 - 1,52 1972 
13,27 57,74 7,69 31,61 17,17 - 8,00 1973 
14,28 53,09 4,73 28,04 14,03 - 8,23 1974 
14,70 51,00 4,97 25,59 18,02 - 7,56 1975 
12,79 5.C,50 5,37 26,80 21,69 - 7,22 1976 
10,72 56,10 5,83 29,50 27,46 - 7,70 1977 
10,94 56,96 7,00 31,37 33,18 - 8,17 1978 
10,40 62,61 8,46 30,59 39,65 - 8,76 1979 
11,12 66,93 7,78 30,50 40.S5 - 9,01 1980 
12,27 63,02 5,67 30,95 40,30 - 8,14 1981 
15,72 57,20 4,55 28,29 34.,73 - 7,06 1982 
15,30 59,07 4,97 30,86 37,85 - 6,91 1983 
15,57 57,15 4,49 29,.f4 40,26 - 7,23 1984 
15,19 65,66 4,33 32,96 41,98 - 8,09 1965 
15,05 69,29 4,75 33,70 43,96 - 8,73 1986 
15,16 72,39 4,86 34,36 48,02 - 9,36 1987 
1-4,17 74,16 5,05 37,10 56,48 - 9,37 1988 
12,68 80,78 5,99 4,0,61 63,84 - 10,13 1989 
11,39 91,87 7,12 45,15 75,50 - 10,90 1990 
11,09 97,87 7,93 50,89 65,60 - 11,84 1991 
13,04 89,80 6,65 50,18 Tl,98 - 12,20 1992 
11,71 67,28 1,86 45,78 63,77 - 11,19 1993 
15,69 62,67 7,43 41,54 63,87 - 10,25 1994 

Neue Bauten 
6,66 21,92 1,23 15,36 11,77 96,29 33,31 1960 
6,71 23,27 1,38 15,29 12,93 99,22 36,44 1961 
7,50 19,83 1,41 15,81 13,67 100,02 41,42 1962 
7,33 18,25 1,57 15,34 13,81 99,35 47,79 1963 
7,78 18,31 1,86 15,48 17,90 109,87 58,64 1964 
8,24 18,84 1,66 16,36 19,09 115,15 . 58,74 1965 
7,90 18,92 1,56 16,28 20,24 1-19,61 59,55 1966 
8,75 14,33 1,60 16,98 14,10 119,96 53,10 1967 
1,65 12,43 1,20 18,76 16,72 119,21 56,72 1968 
1,62 17,38 1,25 22,26 16,50 118,.C:S 61,30 1969 
8,14 23,01 1,19 '23,77 17,48 117,26 69,51 1970 
9,71 23,06 1,64 26,23 20,26 129,66 68,61 1971 

10,43 19,12 2,03 27,83 24,28 145,46 65,91 1972 
9,86 17,35 2,11 27,06 27,00 146,94 64,14 1973 
9,74 14.,94 1,15 22,85 25,37 124,76 67,93 1974 

11,81 12,18 0,96 21,00 21,84 111,51 66,54 1915. 
11,88 12,11 0,90 23,35 22,19 116,21 84,55 1976 
11,39 13,99 1,19 23,01 23,63 120,05 61,39 1977 
11,31 13,15 1,11 22,36 27,50 122,62 62,41 1978 
11178 14157 1,21 23,26 29,79 130,"3 64,25 1979 
13,11 15,92 1,18 22,91 30,96 133,12 84,19 1980 
12,4.3 13,98 1,12 20,87 32,21 127,37 59,43 1981 
11,93 12,43 0,96 20,97 33,36 121,76 55,00 1982 
11,75 11,27 1,07 21,89 36,30 127,56 50,73 1983 
11,98 11,66 0,98 23,62 37,10 128,98 49,29 1984 
11,45 12,10 0,76 24,29 35,41 115,81 48,25 1965 
12,05 14,98 0,65" 26,51 35,27 114,47 51,97 1986 
10,90 16,14 0,71 27,96 35,81 113,05 51,45 1987 
11,37 15,70 0,72 29,41 ':n,70 116,55 52,48 1988 
11,64 17,15 0,65 29,75 39,68 122,38 54,17 1989 
11,76 17,87 0,96 29,25 42,55 132,Tl 53,79 1990 
11,67 17,84 1,01 31,55 43,16 137,88 54,01 1991 
12,99 16,94 1,25 31,77 44,23 145,78 55,30 1992 
13,08 13,70 1,76 28,11 44,04 144,82 51,84 1993 
11,70 10,64 1,95 26,15 49,16 153,05 48,75 1994 

~l Kreditinstitute, Versicherungs\Ultemebmen, sonstige Dienstleisttmgstmternehmen (ohne Wohnungsvennietung). - 'l Einschließlich 
Eigennutzung durch den Eigentümer. - •i E:lnscbließlich privater Organisationen ohne Erwerbszweck. 
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Tabelle 37• 

Zeitraum 1) Insgesamt 

1960 82,78 
1961 90,16 
1962 98,58 
1963 100,31 
1964 118,10 
1965 130,60 
1966 129,47 
1967 113,68 
1968 130,49 
1969 156,20 
1970 186,25 
1971 200,58 
1972 213,47 
1973 231,64 
1974 216,42 
1975 203,05 
1976 241,33 
1977 249,42 
1978 272,13 
1979 324,29 
1980 343,85 
1981 320,74 
1982 307,41 
1983 339,31 
1984 355,99 
1985 357,06 
1986 376,40 
1987 385,22 
1988 420,20 
1989 46',53 
1990 519,27 
1991 581,42 
1992 582,65 
1993 527,45 
1994 555,72 

1991 87,40 
1992 1U,99 
1993 154,35 
1994 186,85 

1991 668,82 
1992 707,64 
1993 681,80 
1994 742,57 
1995 766,73 
1996 750,41 

19961.Hj. 370,01 
l.Hj. 380,40 

19971.Hj. 377,18 

') Ab 1995 vorllul!ge Eiyebnlae. 

Deutscher Bundestag-13. Wahlperiode 

zu-
Ammen 

27,14 
31,32 
34,98 
35,84 
39,21 
43,35 
43,98 
.(1,07 
"3,14 
53,59 
65,88 
72,66 
n,74 
75,27 
72,36 
78,05 
86,08 
95,32 

105,75 
118,58 
126,84 
126,96 
123,61 
134,95 
137,13 
153,03 
160,87 
169,43 
182,46 
203,47 
234,57 
264,94 
255,17 
211,28 
204,29 

41,83 
46,62 
50,20 
53,83 

306,77 
301,79 
261,,8 
258,12 
282,33 
267,91 

124,79 
143,12 

129,35 

Bmttolnv'esttttonen 
Mn:lDM 

Amnlstungen ~ 

Unter- Staat zu-
nebmen 4) Ammen 

Bauten 3) 

Unternehmen 4) 

darunter 
ZU• 

sammen Wohn· 
bauten 

In jeweiligen Preisen 

26,23 0,91 46,44 37,63 21,62 
30,29 1,03 52,14 41,73 23,93 
33,76 1,22 57,90 44,84 26,12 
34,24 1,40 62,07 46,36 27,44 
37,74 1,47 72,49 53,08 31,92 
41,70 1,65 76,55 57,34 34,51 
42,35 1,63 80,19 60,62 36,90 
39,50 1,57 73,11 55,81 36,25 
41,63 1,51 76,25 57,08 37,07 
51,87 1,12 85,31 63,30 39,02 
63,69 2,19 106,17 77,27 45,44 
69,99 2,67 123,45 92,45 55,34 
69,85 2,89 136,43 105,47 66,19 
72,00 3,27 l43,99 112,13 71,58 
68,63 3,73 140,35 104,05 64,88 
74,35 3,70 131,36 95,33 59,11 
82,51 3,57 139,57 103,85 64,78 
91,35 3%1 147.11 112,04 70,29 

101,33 4,42 159,15 121.22 76,36 
113,62 4,96 182,71 139,76 88,55 
121,38 5,46 205,24 157,96 99,53 
121,86 5,10 204,33 159,73 99,81 
118,94 -4,61 199,84 159,0'1 97,82 
130,29 4,66 205,86 168,34 105,77 
132,02 5,11 213,54 176,49 111,04 
147,08 5,95 202,78 165,82 100,85 
154,33 6,54 212,61 171,86 101,63 
162,34 7,09 216,35 175,45 102,58 
175,211 7,18 227,44 185,71 108,61 
195,39 8,08 24.5,05 200,76 117,93 
225,80 8,77 273.21 226,45 135,86 
255,11 9,83 299,32 249,25 151,43 
244,86 10,31 327,48 273,85 l?0,11 
201,80 9,48 327,29 275,?3 177,?9 
196,12 8,17 337,50 289,39 192,71 

38,17 3,66 49,92 38,45 16,?3 
42,55 4,07 80,09 60,89 25,28 
46,56 3,64 102,:U 80,13 34,97 
50,70 3,13 130.55 103,56 51,03 

293.28 13,49 349,24 'JB1-,10 168,16 
287,41 14,38 407,57 334,74 195,39 
248,36 13.12 429,53 355,86 212,76 
246,82 11,30 468,05 392,95 243,74 
251,03 11,30 479,65 407,83 256,75 
251,45 10,46 462,39 395,97 257,35 

121,23 3,56 218,66 189,35 122,64 
136,22 6,90 243,73 206,62 134,71 

126,31 3,04 216,71 188.32 124,45 

Vorrats-..,,. 
Staat inderung 

Frftheres 
8,81 + 9,20 

10,41 + 6,70 
13,06 + 5,70 
15,71 + 2,60 
19,41 + 6,40 
19,21 +10,70 
19,57 + 5,30 
17,30 - 0,50 
19,17 +11,10 
22,01 +17,30 
28,90 +14,20 
31,00 + 4,47 
30,96 + 4,30 

. 31,86 +12,38 
36,30 + 3,71 
36,03 - 6,36 
35,72 +15,68 
35,07 + 6,99 
37,93 + 7,23 
42,95 +23,00 
47,28 +11,77 
44,60 -10,55 
40,77 -16,04 
37,52 - 1,50 
37,05 + 5,32 
36,96 + 1,25 
40,75 + 2,92 
40,90 - 0,56 
41,73 +10,30 
44,29 +16,01 
46,76 +11,49 
50,07 +17,16 
53,63 - 0,00 
51,56 -11,12 
48,11 +13,93 

Neue Bundeslinder 
11,47 - .(,35 
19,20 - 1,72 
22,11 + 1,91 
26,99 + 2,47 

Deutsch 
61,54 +12,81 
72,83 - 1,72 
?3,67 - 9,21 
75,10 +16,40 
71,82 +24,75 
66,42 +20,11 

29,31 +26,56 
37,11 - 6.45 

28,39 +31,12 

1) Ki.ufe von neuen Ausrllstungen (efnsclilleBilch aeJbstententel' Ausrüstungen) sowie Von gebrauchten Ausrüstungen nach Abzug der Ver-
ilufe von gebrauchten Ausrßstungen ef.DscbUeBHcb Anlageschrott. 
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Ausrüstungen 2) 

Insgesamt Unter-zu- Staat sommen nehmen") 

Bundesgebiet 
290,59 75,97 73,71 2,26 
296,67 84,68 82,13 2,55 
305,72 91,03 88,02 3,01 
302,11 91,25 87,83 3,42 
341,82 98,21 94,65 3,56 
363,31 105,55 101,61 3,94 
356,79 103,49 99,68 3,81 
318,11 94,25 90,66 3,59 
350,60 100,92 97,46 3,46 
395,09 121,77 118,00 3,77 
431,29 140,21 135,72 4,49 
431,25 145,84 140,65 5,19 
443,16 141,85 136,35 5,50 
461,46 141,19 135,18 6,01 
405,52 125,93 119,52 6,41 
370,59 125,49 119,46 6,03 
418,71 133,38 127,73 5,65 
417,16 143,52 137,45 6,07 
429,44 154,08 1'7,56 6,52 
480,38 167,32 160,29 7,03 
467,98 171,11 163,82 7,29 
420,86 162,66 156,15 6,51 
395,71 150,18 144,61 5,57 
424,17 158,60 153,25 5,35 
430,77 156,32 150,62 5,70 
422,74 169,82 163,38 6,44 
438,59 176,11 169,06 7,05 
441,63 184,03 176,44 7,59 
473,90 195,65 188,10 7,55 
508,74 212,81 204,58 8,23 
547,37 240,92 232,03 8,89 
581,42 264,94 255,11 9,83 
562,71 250,54 240,44 10,10 
497,70 204,89 195,71 9,18 
518,55 198,80 190,84 7,96 

und Berlin-Ost 
87,40 41,83 38,17 3,66 

117,12 45,61 '1,64 3,97 
140,01 48,63 45,14 3,49 
164,97 52,16 49,17 2,99 

land 
668,82 306,71 293„28 13,49 
679,83 296,15 282,08 14,07 
637,71 253,52 240,85 12,67 
683,52 250,96 240,01 10,95 
697,29 255,00 244,10 10,90 
687,54 259,97 249,93 10,04 

338,79 121,18 117,82 3,36 
348,75 138,79 132,11 6,68 

344,35 125,52 122,65 2,87 

Bruttoinvestitionen 
Mrd DM 

Bauten") 

Untemehmen 'l 

zu- darunter 
..unmen zu-

sammen Wohn-
bauten 

In Preisen von 1991 

191,38 160,83 102,63 
199,97 166,19 105,55 
204,46 165,53 106,22 
207,81 162,90 105,78 
234,47 179,38 117,70 
242,70 187,21 122,49 
248,81 192,82 127,01 
233,36 182,24 127,04 
237,45 182,99 125,76 
248,97 189,92 124,58 
263,70 197,34 123,32 
281,87 216,02 136,25 
297,32 233,85 153,16 
296,76 234,41 155,01 
269,33 202,67 132,04 
246,56 183,41 118,14 
254,06 191,00 122,84 
257,69 198,01 127,27 
263,51 202,77 130,74 
278,09 215,51 139,74 
284,08 221,84 142,90 
269,85 213,07 135,81 
258,92 206,90 129,10 
263,25 215,62 136,41 
266,12 220,00 139,14 
250,53 204,95 125,31 
258,18 208,96 124,58 
258,21 209,57 123,05 
266,12 217,29 127,62 
277,85 227,50 133,87 
291,43 241,49 145,24 
299,32 249,25 151,43 
310,58 259,71 161,05 
299,47 252,14 161,62 
303,42 259,73 171,66 

49,92 38,45 16,73 
72,54 55,04 22,97 
88,52 69,19 29,74 

109,78 86,68 41,84 

349,24 287,70 168,16 
383,12 314,75 184,02 
387,99 321,33 191,36 
413,20 346,41 213,50 
414,37' 351,22 219,06 
401,32 342,45 219,18 

189,00 163,17 104,20 
212,32 179,28 114,98 

187,27 161,96 105,35 

Vorrats-
ver-

Staat änderung 

30,55 +23,24 
33,78 +12,02 
38,93 +10,23 
44,91 + 3,05 
55,09 + 9,14 
55,49 +15,06 
55,99 + 4,49 
51,12 - 9,50 
54,46 +12,23 
59,05 +24,35 
66,36 +27,38 
65,85 + 3,54 
63,47 + 3,99 
62,35 +23,51 
66,66 +10,26 
65,15 - 3,46 
63,06 +31,27 
59,68 +15,95 
60,74 +11,85 
62,58 +34,97 
62,24 +12,79 
56,78 -11,65 
52,02 -13,39 
47,63 + 2,32 
46,12 + 8,33 
45,58 + 2,39 
49,22 + 4,30 
48,64 - 0,61 
48,83 +12,13 
50,35 +18,08 
49,94 +15,02 
50,07 +17,16 
50,87 + 1,59 
47,33 - 6,66 
43,69 +16,33 

11,47 - 4,35 
17,50 - 1,03 
19,33 + 2,86 
23,10 + 3,03 

61,54 +12,81 
68,37 + 0,56 
66,66 - 3,80 
66,79 +19,36 
63,15 +27,92 
58,87 +26,25 

25,83 +28,61 
33,04 - 2,36 

25,31 +31,56 
. „_. 

3) Kiufe von neUen Bauten (einschlieBlich selbsterstellter Bauten} sowie Käufe abzüglich Verkäufe von Land. 
"} Einschließlich privater Organisationen ohne Erwerbszweck. 

Tabelle 37• 

Zeitraum.1) 

1960 
1961 
1962 
1963 
1964 
1965 
1966 
1967 
1968 
1969 
1970 
1971 
1972 
1973 
1974 
1975 
1976 
1977 
1978 
1979 
1980 
1981 
1982 
1983 
1984 
1985 
1986 
1987 
1988 
1989 
1990 
1991 
1992 
1993 
1994 

1991 
1992 
1993 
1994 

1991 
1992 
1993 
1994 
1995 
1996 

1996 1. Hj, 
2.Hj. 

1997 1. Hj. 
.. 
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Tabelle 38' 

Brutto-
Vierteljahr 'l Inlands- Privater 

produkt Verbrauch 

19911.Vj. 624,00 343,41 
2.Vj. 656,40 356,65 
3.Vj. 68',20 356,86 
4.Vj. 703,00 390,02 

19921.Vj. 6n,30 366,90 
2.Vj. 688,80 376,55 
3.Vj. 707,00 378,66 
4.Vj. 739,90 416,33 

19931.Vj. 616,50 377,77 
2.Vj. 697,60 389,28 
3.Vj. 715,80 395,43 
4.Vj. 750,60 427,01 

19941.Vj. 707,90 400,42 
2.Vj. 725,80 403,58 
3.Vj. 745,40 .(09,54 
4.Vj. 783,00 4:31,71 

1991 l.Vj. 666,80 385,22 
2.Vj. 702,20 401,96 
3.Vj. 719,40 401,46 
4.Vj. 765,20 441,69 

19921.Vj. 734,50 417,01 
2.Vj. 750,60 430,18 
3.Vj. 778,70 432,82 
4.Vj. 814,80 475,50 

19931.Vj. 748,30 .f.32,82 
2.Vj. 116,00 449,03 
3.Vj. 800,40 455,09 
4.Vj. 839,00 492,32 

1994 1.VJ. 790,80 -459,05 
2.Vj. 814,70 466,86 
3.VJ. 840,60 472,94 
4.Vj. 882,10 507,17 

19951.Vj. 827,50 474,42 
2.Vj. 852,00 491,03 
3.Vj. 872,60 490,54 
4.Vj. 907,50 523,20 

19961.Vj. 8«,20 491,96 
2.Vj. 870,30 504,60 
3.Vj. 898,30 508,37 
4.Vj. 928,70 540,47 

19971.Vj. 859,60 502,24 
2.Vj. 902,10 520,61 

Deutscher Bundesta.g-13. Wa!µperiode 

AnlngeJnvestitionen 
Vorrats-Staats- ver-veil>r&uch zu-1A~1 Bauten lnderung 

samm.en rüstungen 

In jeweiligen Preisen 

102,46 117,65 57,36 60,29 +27,25 
111,78 1"8,47 61,90 80,57 + .(,61 
113,73 1'5,57 63,10 82,47 +1,,94 
139,11 152,57 76,58 75,99 -29,70 

113,62 128,69 58,43 70,26 +21,28 
117,80 152,62 66,26 86,36 - 2,81 
123,89 147,54 60,03 87,51 + 9,67 
149,53 153,80 70,45 83,35 -28,14 

118,42 118,33 48,59 69,74 + 9,23 
121,02 140,99 53,33 87,66 - 2,29 
124,29 138,89 49,50 89,19 +11,76 
149,61 140,56 59,86 80,70 -29,82 

122,89 116,89 44,28 72,61 +12,58 
124,23 1.&0,56 50,50 90,06 - 0,01 
128,02 138,78 48,63 90,15 +18,71 
155,66 145,56 60,88 8',68 -17,35 

116,90 136,03 65,68 70,35 +25,41 
130,92 171,33 78,28 93,05 + 2,20 
136,40 170,20 '13,88 96,32 +17,39 
172,50 178,45 88,93 89,52 -32,19 

135,66 156,09 68,88 87,21 +22.51 
142,14 184,79 17,79 107,00 - 3,g'/ 

152,16 181,18 71,'16 109,.f.2 +13,30 
186,39 187,30 83,36 103,94 -33,56 

1«,83 150,25 59,44 90,81 +11,31 
150,07 179,97 65,67 114,30 - 4,90 
153,8' 179,95 62,33 117,62 +15,11 
186,12 180,84 74,04 106,80 -30,73 

151,43 156,20 55,86 100,34 +16,64 
154,01 187,89 63,75 124,14 - 2,57 
158,81 188,12 62,24 125,88 +21,69 
194,27 193,96 76,27 117,69 . -19,36 

154,99 18',78 58,37 106,41 +25,18 
160,87 194,47 65,52 128,95 - 0,34. 
168,49 191,10 62,80 128,30 +21,26 
202,19 191,63 75,6' 115,99 -21,35 

162,69 151,13 58,13 .93,00 +Tl,ffl 
166,20 192,32 66,66 125,66 - 1,31 
172,09 192,89 6',53 128,36 +16,38 
201,68 193,96 78,59 115,37 -22,83 

164,90 152,35 58,98 93,31 +29,07 
168,05 193,71 70,37 123,34 + 2,05 

-

Vlerteljahresergebniue der 
Verwendung des 

Mrd 

Austuhr2) Einfuhr~ Außen-
beitrag 3) 

Pröheros 

208,61 175,38 +33,23 
219,13 18',30 +34,83 
=.39 189,29 +33,10 
238,65 187,65 +51,00 

233,8' 187,03 +46,81 
231,11 186,47 +.«,6' 
232,51 185,27 +47,24 
238,45 190,07 +48,38 

221,36 168,61 +52,75 
222,40 173,80 +48,60 
224,01 178,38 +45,63 
243,56 180,32 +63,24 

233,83 178,71 +55,12 
246,70 189,26 +57,44 
246,50 196,15 +50,35 
263,21 201,85 +61,36 

Deutsch 

178,22 174,98 + 3,24 
178,09 182,30 - 4,21 
181.58 187,63 - 6,05 
189,23 18',48 + .(,15 

186,03 182,80 + 3,23 
179,83 182,37 - 2,.54. 
181,32 182,08 - 0,'16 
185,12 185,95 - 0,83 

171,80 162,71 + 9,09 
171,27 169,44 + 1,83 
169,73 173,32 - 3,59 
18',n 174,32 +10,45 

179.-'7 171,99 + 7,48 
190,93 182,48 + 8,45 
187,18 188,14 - 0,96 
199,38 193,32 + 6,06 

200,79 192,66 + 8,13 
204,67 198,70 + 5,97 
199,62 198,41 + 1,21 
212,93 201,10 +11,83 

201,85 197,30 +10,55 
209,18 200,69 + 8,49 
212,06 203,49 + 8,57 
228,05 212,63 +15,42 

220,01 208,97 +11,04 
239,41 221,73 +17,68 

1) Ab 1995vodluflgeErgebnisse. 
1) Waren und Dienstlelstwlgen. FOr du frOhere Bundesgebiet: E1md:ilieft1ich inneccieutschec 'fi11.maktionen. 
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'sozialproduktsberechnung 
Inlandsprodukts 
DM 

Brutto-
inlands- Privater Staats-

verbrauch verbrauch produkt 

Bundesgebiet 

639,20 347,85 111,24 
663,50 360,47 114,78 
664,70 356,20 116,33 
680,20 382,42 124,73 

&61,80 355,43 117,&6 
&67,90 363,12 118,86 
676,&0 365,22 119,72 
688,00 395,97 130,32 

637,10 353,04 118,53 
653,60 363,53 118,74 
&68,20 369,51 120,33 
680,20 392,64 127,99 

650,80 363,09 120,33 
667,70 366,85 121,90 
680,60 372.33 122,76 
694,90 392,06 132,08 

land 

688,10 391,66 129,84 
712,70 406,90 136,13 
719,60 401,30 138,42 
733,20 430,47 152,33 

112,90 400,87 138,99 
721,70 411,12 141,15 
735,50 414,24 142,15 
746,30 449,55 157,08 

692,80 398,74 139,90 
713,00 413,49 141,30 
732,20 419,28 142,25 
743,90 447,19 153,19 

712,00 409,74 142,00 
732,90 417,73 144,05 
750,30 423,20 144,73 
765,00 448,29 158,11 

731,20 414,45 143,65 
749,40 431,48 147,07 
760,70 431,41 149,00 
172,50 453,80 162,16 

731,50 421,65 147,11 
158,00 434,02 150,55 
778,40 437,81 153,12 
786,60 460,06 161,85 

739,60 421,34 148,96 
779,70 439,56 151,24 

~ Ausfulu abzüglich Einfulu'. 

Deutscher Bundestag-13. Wahlperiode Drucksache 13/9090 

Tabelle 38' 

. 

Anl"ageinvestltionen 
Vorrats-

ve'- Ausfulu~ Einfuhrl) Außen- l\llertelJam'J beitrag 3) zu- 1 Aus- 1 Bauten änderung 
sn.mmen _ ~en 

In Preisen von 1991 

120,38 58,21 62,17 +2&,30 211,08 177,65 +33,43 19911.Vj. 
148,43 67,76 80,67 + 4,48 219,31 183,97 +35,34 2.Vj. 
144,42 62,73 81,69 +13,98 221,06 187,29 +33,77 3.Vj. 
151,03 76,24 74,79 -:-27,60 237,33 187,71 +49,62 4.Vj. 

125,73 57,&9 68,04 +19,83 232,36 189,21 +43,15 19921.Vj. 
146,88 64,77 82,11 - 1,48 221,82 187,30 +40,52 2.Vj. 
141,21 58,96 82,25 + 9,19 228,83 181,51 +41,26 3.Vj. 
147,30 69,12 78,18 -25,95 235,16 194,80 +40,36 4.Vj. 

111,84 47,35 64,49 + 7,92 218,37 172,&0 +45,1'1 1993 l.Vj. 
131,74 51,59 80,15 - 0,82 218,98 178,57 +40,41 2.Vj. 
129,18 47,92 81,26 +12,01 219,87 182,70 +37,17 3.Vj. 
131,&0 58,03 13,51 -25,77 239,43 185,69 +53,74 4.Vj. 

108,95 43,16 65,19 +11,55 229,57 182,69 +46,88 1994 1.Vj. 
130,02 48,97 81,05 + 1,04 241,75 193,86 +47,89 2.VJ. 
128,33 47,54 80,79 +17,72 239,49 200,03 +39,46 3.Vj. 
134,92 59,13 75,79 -13,98 254,99 205,17 +49,82 4.VJ. 

139,33 &6,&6 72,67 +24,28 180,17 177,18 + 2,99 19911.Vj. 
171,45 78,13 93,32 + 2,06 178,07 181,91 - 3,84 2.Vj. 
168,88 73,44 95,44 +16,11 180,52 185,63 - 5,11 3.Vj. 
176,35 88,54 87,81 -29,64 188,36 184,67 + 3,&9 4.Vj. 

151,81 68,01 83,80 +21,15 185,18 185,10 + 0,08 19921.Vj. 
176,86 75,99 100,87 - 2,35 . 177,&9 183,37 - 5,68 2.Vj. 
172,35 70,41 101,94 +12,52 178,87 184,63 - 5,76 3.Vj. 
178,25 81,74 96,51 -30,76 183,14 190,96 - 7,82 4.Vj. 

140,85 57,86 82,99 +10,24 170,05 1&6,98 + 3,07 .19931.Vj. 
166,74 63,51 103,23 - 3,22 1&9,26 174,57 - 5,31 2.Vj. 
166,19 60,36 105,83 +15,54 167,07 178,13 -11,06 3.Vj. 
167,73 71,79 95,94 -26,36 182,27 180,12 + 2,15 4.Vj. 

143,67 54,34 89,33 +16,18 176,79 176,38 + 0,41 1994 1.Vj. 
171,48 61,73 109,75 - 0,52 187,77 187,61 + 0,16 2.Vj. 
171,50 &0,74 110,76 +20,14 183,48 192,75 - 9,27 3.Vj. 
177,51 74,15 103,36 -16,44 194,76 197,23 - 2,47 4.Vj. 

149,17 56,78 92,39 +23,60 194,53 194,20 + 0,33 19951.Vj. 
174,78 63,61 111,17 + 1,64 197,71 203,28 - 5,51 2.Vj. 
171,70 61,17 110,53 +19,75 191,86 203,02 -11,16 3.Vj. 
173,72 73,44 100,28 -17,07 205,06 205,17 - 0,11 4.Vj. 

136,65 56,68 79,97 +26,61 200,10 200,62 - 0,52 19961.Vj. 
173,53 64,50 109,03 + 2,00 200,61 202,71 - 2,10 2.Vj. 
174,25 62,64 111,61 +15,97 203,88 206,63 - 2,75 3.Vj. 
176,86 76,15 100,71 -18,33 219,84 213,68 + 6,16 4.Vj. 

137,74 57,44 80,30 +27,37 211,12 206,93 + .f,19 19971.Vj. 
175,05 68,0~ 106,97 + 4,19 228,12 218,46 + 9,66 2.Vj. 
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Drucksache 13/9090 Deutscher Bundestag-13. Wahlperiode 

Tabelle 39" 

~ 

Einnahmen 

Sozial. somtlge Staats-
Zeitraum2] Insgesamt Steuern bei· Ein· insgesamt .... 

trlge naluneil~ brauch~) 

. 
Prllheres lhmdel!Jeblet 

1960 108,87 69,77 31,21 7,89 99,66 40,45 
1961 122,60 79,97 34,42 8,21 113,35 45,78 
1962 134,76 87,89 38.12 8,75 129,58 52,83 
1963 143,79 93,27 ,1,16 9,36 140,38 59,39 
1964 156,18 101,95 43,83 10,40 153,17 62,10 
1965 187,47 107,84 48,52 11,11 170,23 69,65 
1%6 180,72 114,89 53,82 12,01 181,59 75,45 
1967 186,56 117,38 56,42 12,76 193,56 80,05 
1968 206,77 129,80 62,20 14,77 211,08 82,73 
1969 239,65 152,16 71,43 16,26 233,33 93,12 
1970 265,46 161,69 84,94 16,65 264,13 106.47 
1971 303,02 183,65 98,44 20,93 304,24 126,76 
1972 336,52 201,25 112,48 22,79 340,90 141,04 
1973 397,40 236,88 133,48 27,04 386,36 163,09 
1974 432,04 253,42 149,56 29,06 444,76 190,11 
1975 451.42 254,10 167,26 30,06 509,10 210,08 
1976 507,9-4 285,75 187,97 34,22 546,20 221,86 
1977 553,68 317,17 200,23 36,28 582,66 235,13 
1978 569,17 335,05 212,66 41,46 620,47 253,09 
1979 633,88 358,67 230,04 45,17 669,64 273,54 
1980 679,20 361,22 248,49 49,49 721,88 298,02 
1981 709,15 386,40 268,64 51..11 765,70 318,39 
1982 743,01 394,86 284,25 63,90 795,71 326,4.& 
1983 773,60 414,75 290,34 68,71 616,40 336,44 
1984 814,84 439,15 304,58 71;11 846,82 350,« 
1965 654,16 459,95 320,11 74,12 675,27 365,72 
1986 886,7'8 .f.7'3,21 337,40 76,17 912,18 382,55 
1987 911,72 491,44 350,55 69,73 949,56 397,26 
1966 945,62 512,52 366,52 66,78 991,06 412,36 
1969 1 021,61 560,09 383,15 78,37 1018,66 416,62 
1990 1 066,36 573,22 410,46 84,70 1116,12 444,07 
1991 1 196,03 653,55 449,36 93,12 1 286,21 467,06 
1992 1296,34 7'07',36 482,00 108.98 1363,28 504,84 
1993 . 1 331,65 716,24 506,59 109,02 1419,91 513,34 
1994 1396,26 741,.t:5 541,66 115,17 1455,06 530,60 

l>eutvh•and 
1991 1300,35 689,22 513,04 96,09 1395,04 556,72 
1992 1437,97 754,74 562,90 120,33 1525,21 616,35 
1993 1486,22 772,91 596,35 118,96 1600,01 634,86 
1994 1580,36 811,49 641,02 127,frl 1666,68 658,58 
1995 11) 1637,74 836,66 613,82 125,26 1967,73 686,54 
1996 1647,06 820,69 704,19 121,98 1 771,35 702,66 

1994 l.Hj. 762,63 386,40 306,17 68,06 768,65 305,50 
2.HJ. 817,75 423,09 334,65 59,81 678,03 353,08 

199511) 1.Hj. 784,29 398,7'1 320,59 64,99 1 031,25 315,86 
2.HJ. 653,45 439,95 353,23 60,27 956,48 370,68 

1996 l.Hj. 786,18 390,17 335,16 60,83 643,73 328,89 
2.HJ. 860,86 430,72 369,01 61,15 927,62 373,77 

1997 1.HJ. 797,31 365,98 351,85 59,.18 851,59 332,95 

~·-

Einnahmen und AWI 
lnsge 

Aus 

Einkommensübertragungen 

davon 

zu. 
Untemeh-sammen private 

Haus- menund 
halte~) übrige Welt 

Mrd 

42,60 37,21 5,39 
46,83 40,56 6,27 
51,02 44,30 6,72 
54,83 47,50 7,33 
59,87 51,85 8,02 
68,57 58,35 10,22 
73,41 63,67 9,74 
81,53 71,25 10,26 
94,25 74,79 19,46 
99,92 80,83 19,09 

107,31 88,12 19,19 
120,66 99,48 21,18 
140,09 113,83 26,26 
159,23 127,65 31,56 
160,75 148,21 32,54 
221,94 185,51 36,43 
239,66 199,83 39,83 
256,17 212,71 45,46 
275,96 223,53 52,43 
294,15 238,11 56,04 
309,65 253,32 56,33 
331,57 274,86 56,71 
349,26 291,34 57,94 
357,63 295,54 62,09 
371,00 299,75 71,25 
379,96 306,99 72,99 
395,16 318,96 76,20 
.416,19 335,21 60,96 
440,27 350,61 69,66 
"56,40 364,22 92,16 
521,73 384,15 137,56 
618,63 406,49 212,14 
657,99 434,97 223,02 
703,16 469,54 233,62 
727,57 498,40 229,17 

621,74 489,08 132,66 
665,34 545,80 119,54 
720,62 595,90 124,72 
764,75 631,43 133,32 
603,41 668,93 134,48 
616,14 685,21 130,93 

373,03 313,29 59,74 
391,72 318,14 73,58 

391,14 331,22 59,92 
412,27 337,71 74,56 
402,09 341,71 60,38 
414,05 343.SO 70,55 

-4.04.,02 3"'5,03 58,99 

s) Gemeinsamer Haushalt der GebietBk6rperscbo.ften und der Sozialvenicherung In der Abgrennmg der Volkswirtschaftlichen Gesamtrech-
mmgen. - ') Ab 1995 voriluflge ErgebDisle. - '} Empfangene VermCgemehlkommen, empfangene Vennögensiibertragungen, Abschrei-
bunge:n und IOllStige laufende Übertragungen. - ") Aufweru;lungen des Staates fßr 'Verwaltungsleistungen, die der Allgemeinheit ohne spe-
zielles Entgelt zur Verf(lgung gestellt wenien. unter anderem euch Sachleistungen der Sozialversicherung· (insbesondere der Gesetdlchen 
Krankenversicherung) und der Gebietskörperschaften hn Rahmen der Sozfaihilfe und Jugendhilfe. - 5) EinschlieBllch privater Organisatio-
nen ohne Erwerbszweck. - ') Zinsen auf öffentliche Schulden. 
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gaben des Staates') 
samt 

gaben 

Brutto-
Zinsen'} investi-

ttoneo 

DM 

2,19 9,12 
2,21 11,« 
2,41 14,28 
2,65 11,11 
2,90 20,88 
3,23 20,86 
4,12 21,20 
5,19 18,87 
5,38 20,68 
5,84 23,13 
6,55 31,29 
7,34 33,87 
8,43 33,85 

10,17 35,13 
12,15 40,13 
14,18 40,33 
17,45 39,49 
20,41 39,34 
21,53 42,55 
24,10 47,91 
28,55 53,24 
35,41 49,90 
«,03 45,44 
50,09 42,18 
52,72 42,16 
55,27 42,91 
57,18 47,29 
57,78 47,99 
59,81 48,91 
60,46 52,Jjl' 
63,35 55,53 
74,45 59,90 
83,97 63,94 
91,43 61,04 

100,31 56,28 

76,66 75,03 
100,39 87,21 
104,20 86,79 
111,30 86,40 
130,61 83,12 
130,50 76,88 

55,13 38,94 
55,51 47,46 

63,59 37,22 
67,02 45,90 

64,43 32,87 
66,07 44,01 

66,21 31,43 

Vermögens-
übertra-
gungeo 

4,70 
7,09 
9,04 
6.40 
7,42 
7,92 
7,41 
7,92 
8,04 

10,12 
12,51 
15,61 
17,49 
18,74 
21,62 
22,57 
2'1,74 
29,63 
27,34 
29,94 
32,42 
30,37 
30,52 
30,06 
32,50 
31,39 
30,00 
30,32 
29,69 
30,81 
33,44 
66,15 
52,54 
50,94 
40,10 

64,89 
55,92 
53,5' 
45,65 

284,05 
45,17 

15,45 
30,20 

223,44 
60,61 

15,45 
29,72 

16,98 

Deutscher Bundestag- 13. Wahlperiode 

Nachrichtlich 

Staatsquote 

Produkttons-
potential Pinanzie- In rungssaldo 7) jeweiligen !~ n~ 
Preisen-.. 

vH 

Frftheres Bundesgebiet 

+ 9,21 302,7 32,0 32,9 
+ 9,25 334,5 33,9 34,2 
+ 5,18 368,0 35,2 35,9 
+ 3,41 398,4 35,2 36,1 
+ 3,01 430,5 35,6 36,5 
- 2,76 468,2 36,4 31,1 
- 0,87 506,3 35,9 31,2 
- 7,00 531,8 36,4 39,2 
- 4,31 561,2 31,6 39,6 
+ 6,52 605,2 38,6 39,l 
+ 1,35 681,6 38,8 39,l 
- l,22 768,3 39,6 40,6 
- 4,38 844,6 40,4 41,4 
+ 11,04 933,1 41,4 42,1 
- 12,12 1 026,1 43,3 45,2 
- 57,68 1108,6 45,9 49,6 
- 38,26 1169,3 46,1 48,1 
- 29,00 1234,4 41,2 48,1 
- 31,30 1313,8 41,2 48,3 
- 35,76 1390,3 48,2 48,2 
- 42,68 1491,1 48,4 40,0 
- 56,55 1517,2 48,5 49,9 
- 52,70 1666,2 41,8 50,1 
- 42,60 1735,6 41,0 48,9 
- 33,98 1 814,5 46,8 48,5 
- 21,09 1889,7 46,3 48,0 
- 25,40 2003,0 45,5 41,4 
- 37,8.( 2096,2 45,3 41,1 
- 45,24 2186,7 45,3 41,3 
+ 2,15 2 301,6 44,3 45,8 
- 49,74 2461,3 45,4 46,1 
- 90,18 2655,3 48,4 48,6 
- 64,94 2875,2 41,4 48,5 
- 68,06 3028,4 46,g 50,0 
- 56,78 3 162,3 46,0 49,1 

Deutschland 
- 94,69 2 861,3 48,8 48,g 
- 87,24 3 140,8 48,6 49,5 
-111,79 3 351,6 41,1 50,6 
- 86,30 3 528,4 41,2 50,l 
-349,99 3675,7 54,1 51,5 
-124,29 3 785,9 46,8 5D,D 
- 26,02 - - X 
- 60,28 - - X 

-246,96 !- - X 
-103,03 - - X 

- 51,55 - - X 
- 66,74 - - X 

- 5",28 - - X 

Drucksache 13/9090 

Tabelle 39' 

Finan-
zierungs-
114ldo~ 

Abgaben- in Relation Zeitraum 2) quote•i zum 
Brutto-

inlands.. 
produkt 

33,4 + 3,0 1960 
34,5 + 2,8 1961 
34,9 + 1,4 1962 
35,2 + 0,9 1963 
34,1 + 0,7 1964 
34,1 - 0,6 1965 
34,6 - 0,2 1966 
35,2 - 1,4 1967 
36,0 - 0,8 1968 
31,5 + 1,1 1969 
36,6 + 0,2 1970 
31,6 - 0,2 1911 
38,1 - 0,5 1912 
40,4 + 1,2 1973 
41,0 - 1,3 1974 
41,0 - 5,6 1975 
42,3 - 3,4 1976 
43,3 - 2,4 1917 
42,1 - 2,.( 1978 
42,4 - 2,6 1979 
42,8 - 2,9 1980 
42,1 - 3,7 1981 
42,8 - 3,3 1982 
42,3 - 2,6 1983 
42,5 - 1,9 1984 
42,8 - 1,2 1985 
42,1 - 1,3 1986 
42,3 - 1.9 1987 
41,9 - 2,2 1988 
42,4 + 0,1 1989 
40,5 - 2,1 1990 
41,1 - 3,4 1991 
42,3 - 2,3 1992 
43,0 - 3,1 1993 
43,3 - 1,9 1994 

42,1 - 3,3 1991 
42,8 - 2,8 1992 
43,3 - 3,5 1993 
43,6 - 2,6 1994 
43,1 -10,1 199511) 

43,1 - 3,5 1996 

X - 1,6 1994 1.Hj. 
X - 3,5 2.Hj. 

X -14,7 199511) 1.Hj. 
X - 5,8 2.Hj. 

X - 3,„ 1996 1.Hj. 
X - 3,7 2.Hj. 

X - 3,1 1997 1.Hj. 

7) Überschuß:(+); Defizit:(-). - "l Produktionspotential in Preisen von 1991, inflationiert mit der Preisentwicklung des Bruttoinlandsprodukts; 
siehe Anhang V, Abschnitt A. Zum Pr0011ktionspotential für Deutschland und die neuen Bundeslinder stehe :z.ttfem 88ff. und 98f. - 1) Aus-
gaben des Staates in Relation zum Produkt:l.o:nspotential in jeweiligen Preisen (1) I zum Bruttoinlandsprodukt in jeweiligen Preisen (Il). -
1°l Steuern und S<malbeitrlge in Relation zum Bruttoinlandsprodukt in jeweiligen Preisen. - 11} Einmaliger Effekt durch die Übe~e der 
Schulden der lreuhandanstlllt und eines Teils der Altschulden der ostdeutschen Wohnungswirtschaft in den öffentlichen Sektor (im einzelnen 
siehe dazu JG 95 Ziffer 179 und Th.belle 34, Seite 140). · 
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Drucksache 13/9090 Deutscher Bundestag-13. Wahlperiode 

noch Tabelle 39• 

Ellmahmen 
-

davcn 

Jahr~ 

Im-
gesamt sonstige 

Steuern Ein-
nahmen~ 

·-

1960 78,29 69,71 8,52 
1961 88,92 79,97 8,95 
1962 97,47 87,89 9,58 
1963 103,29 93,27 10,02 
1964 113,05 101,95 11,10 
1965 119,85 107,34 12,01 
1966 127,12 114,89 12,83 
1967 130,99 117,38 13,61 
1968 145,86 129,80 16,06 
1969 170,59 152,16 18,43 
1970 183,29 161,89 21,40 
1911 207,95 183,65 2',30 
1972 226,84 201,25 25,39 
1973 266,22 236,88 29,34 
1974 286,39 253,42 32,97 
1975 288,42 254,10 3',32 
1976 324,54 285,15 38,19 
1971 360,19 317,17 43,02 
1978 385,13 335,05 50,08 
1979 413,27 358,61 54,60 
1980 440,22 381,22 59,00 
1981 451,28 386,40 84,88 
1982 470,76 394,86 15,90 
1983 496,79 414.75 82,04 
1984 524,34 439,15 85,19 
1985 549,17 459,95 89,22 
1986 566,01 473,21 92,80 
1987 578,61 491,44 frl,17 
1988 597.32 512,52 84,80 
1989 656,21 560,09 96,12 
1990 674,70 573,22 101,48 
1991 761,74 653,55 108,19 
1992 832,« 707,36 125,08 
1993 843,01 716,24 126,77 
1994 879,02 741,45 137,57 

1991 80.&,27 689,22 115,05 
1992 894,65 75',7'- 139,91 
1993 913,14 712,91 140,23 
19!14 964,88 811.49 153,39 
1995") 991,27 838,66 152,61 
1996 970,49 820,89 U0,60 

-----

Einnahmen nnd Ans 
Gebietskörperschaften 

Mrd 

Gebietskörper 

Ausga 

da 

EiDkommensübertragungen 
ins- darunter gesamt Staall-

ver- Zinsen') 
brauch zu-

private Untemeh-sammen4) 
Haus- menund 
halte 5) übrige Welt 

„ 
Frilheres Bundesgebiet 

71,68 31,71 23,61 12,34 5,26 2,19 
84,41 36,02 25,75 13,01 6,11 2121 
95,41 41,92 28,04 14,25 6,54 2,41 

102,77 47,34. 29,54 14,47 7,15 2,65 
113,65 48,91 33,81 17,29 7,81 2,90 
126,16 54,54 39,89 20,60 9,97 3,23 
131,80 51,71 41,64 21,88 9,40 4,12 
136.75 60,96 44,19 23,02 9,89 5,19 
149,67 62,01 53,88 23,50 18,94 5,38 
165,02 70,00 55,05 24,78 18,48 5,84 
188,26 19,88 58,34 27,83 18,47 6,55 
216,29 94,25 65,63 32,07 20,37 7,34 
239,42 102,97 Tl,15 36,03 25,38 8,43 
268,48 117,55 87,54 38,80 30,54 10,17 
303,14 134,65 95,56 43,62 31,11 12,15 
343,58 145,56 121,64 59,24 34,60 14,17 
363,38 152,51 !27,32 61,20 37,'SI 17,44 
385,36 162,33 134,81 63,91 42,52 20,41 
414,57 175,28 148,90 67,91 48,95 21,52 
449,14 189,86 158,06 72,94 52,21 24,09 
486,65 206,09 167,33 Tl,74 52,34 28,53 
513,84 219,21 180,18 85,30 52,68 35,39 
530,98 225,86 186.76 86,86 54,18 44,01 
539,20 232,37 186,02 87,22 58,19 50,08 
557,93 238,83 193,13 87.79 65,03 52,70 
575,25 248,02 199,17 89,76 67,42 55,25 
600,54 258,52 208,80 95,60 71,17 57,16 
623,01 267,77 220,11 100,42 75,56 51.15 
843,94 272,49 234,13 102,56 83,95 59,78 
610,22 282,27 245,26 107,12 86,46 60,43 
744,48 295,99 297,31 112,68 131,44 63,32 
868,81 301,54 368,56 119,93 184,12 74,42 
894,94 321,43 375,17 129,18 181,45 83,92 
937,34 330,60 405,53 137.83 192,37 91,37 
941,54 335,24 '11,63 150,60 187,58 100,25 

DentsclWmd 

920,31 361,11 338,03 139,54 124,38 16,63 
979,69 398,42 340,12 150,11 108,81 100,34 

1032,37 414,54 375,84 161,87 113,71 104,12 
1056,52 4.20,74 394,88 1?8,58 121,52 111,15 
1332,27 43',08 404,11 187,29 121,52 130,37 
1085,37 43(,73 401.82 176,85 117,86 130,27 

.. 
1) In der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen. - ') Ab 1995 vorlluftge Ergebnisse. - 3) Empfangene Verm.ögensein-
:tommen. tm.terstellte Sozi&lbeitri.ge van privaten Haushalten. empfangene Vermögemß:bertragungen (einschließlich der Venn6gensübertra-
gungen...,.. der SozWverslcherung), Abschielbungen und sonstige laufende Übertmgungen. - i ElnachlleB!ich soDStige laufende Obertra-
pungen an die Sozlalvemcherung. - ~ lllnschl!e!licb pdvater Otganlsatlonen olme Erwerbaweck. - ~ Zinsen auf llffenlliche Schulden. -
7) Iilnlchlie!Wch Vermögemß.bertnguDgen an die, Sozialversicherung .. 
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gaben des Staales 1) 
und Sozialversicherung 
DM 

schatten 

ben 

von 

Firum-
%ienmgs-

Brutto- Vermögens- saldo 1) 

lnvesti- übertra-
tionen gungen7) 

9,48 4,69 + 6,61 
11,28 9,15 + 4,51 
14,04 9,00 + 2,06 
16,86 6,38 + 0,52 
20,65 7,38 - 0,60 
20,63 7,87 - 6,31 
20,92 1,35 - 4,08 
18,56 1,85 - 5,'16 
20,42 1,98 - 3,81 
23,46 10,67 + 5,57 
31,02 12,47 - 4,97 
33,51 15,56 - 8,34 
33,45 17,42 - 12,78 
34,61 18,61 - 2,26 
39,36 21,42 - 16,15 
39,67 22,54 - 55,16 
38,81 21,30 - 38,64 
38,63 29,18 - 25,I? 
41,98 26,89 - 29,44 
47,25 29,88 - 35,81 
52,42 32,28 - 46,43 
48,17 30,29 - 62,56 
44,23 30,32 - 60,22 
40,89 29,84 - 42,41 
40,99 32,28 - 33,59 
41,56 31,25 - 26,08 
46,19 29,81 - 34,53 
47,03 30,35 - 44,40 
47,82 29,72 - 46,62 
51,42 30,84 - 14,01 
54,43 33,43 - 69,?8 
58,38 65,91 -101,01 
62,25 52,17 - 62,50 
59,19 50,65 - 94,33 
54,52 39,90 - 62,52 

13,23 64,71 -116,04 
85,03 55,78 - 85,04 
84,43 53,44 -119,23 
84,11 45,64 - 91,64 
79,64 284,01 -341,00 
73,45 45,10 -114,88 

Deutscher Bundestag-13. Wahlperiode Drucksache 13/9090 

noch Tabelle 39' 

Sozlalversldlerung 

Elnrulhmen Ausgaben 

darunter darunter 

Flnan- Jahr') 

ins- ins-
zlerungs-

gesamt') gesamt 11) soziale Staats- saldo') 
Sozial- Lei-beitrlge 2°} ver-

stungen brauch 

Prftheres Bundesgebiet 
36,60 29,10 34,00 25,00 8,74 + 2,60 1960 
42,41 32,01 31,61 27,11 9,16 + 4,74 1961 
44,54 35,54 41,42 30,23 10,91 + 3,12 1962 
48,42 38,32 45,53 33,21 12,05 + 2,89 1963 
51,84 40,76 48,23 34,17 13,19 + 3,61 1964 
56,94 45,00 53,39 38,00 15,11 + 3,55 1965 
63,36 49,96 60,15 42,11 11,68 + 3,21 1966 
66,85 52,30 68,09 48,58 19,09 - 1,24 1961 
12,35 51,64 12,85 51,12: 20,12: - 0,50 1968 
81,05 66,08 80,10 56,55 23,12 + 0,95 1969 
94,23 78,53 87,91 60,86 26,59 + 6,32 1910 

108,26 90,90 101,14 67,99 32,51 + 7,12 1911 
125,62 104,12 117,22 78,49 38,07 + 8,40 1912 
149,38 123,57 136,08 89,69 45,54 +13,30 1913 
166,52 138,08 162,49 105,78 55,46 + 4,03 1914 
190,94 154,74 193,46 127,12 64,52 - 2,52 1915 
212,39 17',12 211,81 140,48 69,35 + 0,58 1916 
222,09 186,00 225,92 150,51 12,80 - 3,83 1911 
236,49 191,42 238,35 157,51 .71,81 - 1,86 1918 
253,99 213,74 253,88 167,08 83,68 + 0,11 1919 
276,78 230,88 213,03 111,16 91,93 + 3,75 1980 
300,13 249,50 294,12 192,07 99,18 + 6,01 1981 
318,80 264,?0 311,28 207,46 100,18 + 7,52 1982 
318,35 270,15 318,54 210,96 104,07 - 0,19 1983 
331,17 283,74 332,16 214,86 111,61 - 0,39 1984 
348,14 298,23 343,15 219,11 117,70 + 4,99 1985 
364,18 314,45 355,05 225,78 124,00 + 9,13 1986 
378,79 327,05 372,23 237,19 129,51 + 6,56 1981 
397,64 342,21 396,26 250,40 139,89 + 1,38 1988 
418,62 358,23 401,86 260,10 136,55 +16,1'6 1989 
448,12 384,11 428,08 275,22 148,08 +20,04 1990 
499,59 422,42 482,70 290,28 165,54 +16,89 1991 
531,?8 453,31 534,22 309,64 183,41 - 2,44 1992 
565,58 476,89 559,31 336,28 182,74 + 6,2'1 1993 
593,79 507,94 588,05 352,15 195,56 + 5,74 1994 

Deutschland 

513,50 485,70 552,15 353,21 189,01 +21,35 1991 
628,54 533,12 630,74 391,86 217,93 - 2,20 1992 
619,18 565,26 672,34 436,60 220,32 + 7,44 1993 
713,49 605,45 708,15 455,72 237,84 + 5,34 1994 
746,08 637,53 155,01 484,54 252,46 - 8,99 1995") 
786,81 666,73 196,22 511,16 267,93 - 9,41 1996 

1) Überschuß:(+); Defizit:(-). - ') Empfangene Vermögemdbertragungen, Sozlalbeitrige, Abschreibungen. empfangene Vermögensübertra-
gungen und sonstige laufende Übertragungen (einschlie.ßllch der übertragungen von den Gebietskörperschaften). - 1°} Tatdchliche und un-
terstellte Sozialbeitr.ige. - 11) Subventionen, soziale Leistungen, Zinsen, Staatsverbrauch, geleistete Vermögensübertragungen (einschließ-
lich der Vermögensübertre.gungen e.n die Gebietskörpenchaften), Bruttoinvestitionen tmd sonstige laufende· Übertragungen. - 12) Etnmali-
ger Effekt durch die Übemohme der Schulden der 'Ireuhandanstalt und eines Teils der Altsdlulden der ostdeutschen Wohnungswirtschaft tn 
den öffentlichen Sektor (im einzelnen siehe dazu JG 95 Ziffer 179 und 18.belle 34, Seite 140). 
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Drucksache 13/9090 

Tabelle 40• 

Deutscher Bundestag- 13. Wahlperiode 

Ausgaben Einnahmen 

Ausgaben nnd Einnahmen 
Mrd 

Finan-
Johr darunter darunter zie- Kredite 

insgesamt insgesamt 
Steuern 1 

rungs- (netto) 

Pemmal-1 laulende J Zinsaus- 1 Sachin- Zuwei- saldo 
ausgaben Zuschüsse gaben vestitionen sungen 

- - .. 
Öffentltcher'Gesamthaushalt 

1965 139,30 37,38 33,3' 3,49 23,47 129,87 106,16 - 9,37 6,92 
1966 145,02 4.1,58 35,36 4,37 23,36 137,44 112,71 - 1,66 5,82 
1967 153,78 «,12 36;88 5,39 22,78 141,68 114,98 - 12,11 12,96 
1968 158,83 46,87 '°"" 5,65 23,04 151,29 122,01 - 1,38 10,71 
1969 174,55 52.85 43,16 6,24 26,40 176,93 1.C5,59 + 2,46 2,46 
1970 196,32 61,42 46,sr 6,79 32,24 188,29 15",04 - 8,09 6,.C9 
1971 226,.CB 73,36 53,03 1,66 37,56 211,18 172,26 - 15,61 13,93 
1972 252,12 81,87 60,87 8,11 39,09 239,22 196,98 - 13,09 15,38 
1973 280,49 93,90 67,15 10,51 41,33 211,48 22t,83 - 8,82 11,40 
197< 318,26 108,71 76,02 12,.U 4.6,12 290,88 239,59 - 27,26 22,46 
1975 360,51 118,11 99,05 14,51 .C6,01 296,65 242,08 - 63,84 53,63 
1976 376,76 124,24 105,o:I 17,81 4:3,63 328,70 267,52 - 48,03 46,75 
1917 395,11 132,07 109,67 20,65 -4.3,21 364,00 299,05 - 31,18 31,69 
1978 "33,.40 1.(0,94 122,17 21,84 47,56 393,7" 318,96 - 39,62 <0,65 
1979 4;69,85 150,46 128,39 24,88 53,32 423,50 3'2,71 - 46,57 43,4.( 
1980 509,24 162,47 137,67 29,35 60,00 452,15 364,90 - 57,07 53,76 
1981 541,77 172,51 151,4'1 36,41 56,99 4.66,09 370,20 - 75,65 69,56 
1982 561,61 lTl,24 156,38 '4,88 52,01 491,64 378,54 - 69,64 68,20 
1983 570,08 182,1< 153,53 51,14i 48,50 51.4,77 396,22 - 55,29 56,16 
198< 583,58 18',9" 157,48 53,31 4.7,62 537,05 414,56 - .46,50 .49,78 
1985 604.,40 191,81 163,15 55,16 50,18 565,01 .436,91 - 39,30 .40,"49 
1986 628,60 200,51 170,8" 57,65 53,76 586,27 452,.(2 - 42,30 41,60 
1997 651,33 209,03 180,31 58,.(3 55,20 600,24 468,1.4 - 51,07 48,69 
1988 671,47 214,30 190,98 60,29 56,15 619,66 487,94 - 51,78 55,61 
1989 701,48 220,47 203,19 61,04 60,02 674,38 534,93 - 21,07 33,61 
1990 818,53 233,58 214,66 64,63 64,31 724,12 566,27 - 94,38 90,10 
1991 972,30 291,88 298,12 77,12 88,01 849,56 661,66 -122,74 131,28 
1992 1069,48 321,43 308,14 100,66 103,46 953,59 732,43 -115,86 114,85 
1993 t 122,62 336,13 344,32 101,93 99,20 984,78 750,52 -137,81 139,53 
199< 1167,03 355,57 358,12 113,82 95,08 1050,80 185,28 -116,31 106,14 
1995 1199,60 365,86 368,31 128,54 91,41 1088,98 81<.77 -110,46 r;r/,89 
1996 1185,07 367,30 363,83 129,53 86,19 1065,60 800,50 -119,28 110,22 

Bund~ 

1965 64,19 9,11 22,48 1,17 3,11 63,12 59,03 0,15 - 1,00 0,11 
1966 66,88 10,2' 23,95 1,52 3,88 65,76 62,25 0,16 - 1,19 0,22 
1967 7<.6< 10,90 25,27 2,01 4,67 67,04 63,12 0,17 - 7,61 6,64 
1988 75,77 11,-42 28,12 1,92 .f.,15 70,69 66,18 0,16 - 4,92 5,76 
1969 82,26 12,83 30,41 2,19 5,02 83,37 78,59 0,09 + 1,18 0,00 
1970 87,99 1",55 32,59 2,45 5,64 88,40 83,71 0,10 + 0,35 1,11 
1971 98,48 17,02 35,20 2,58 6,40 97,40 92,23 0,11 - 1,39 1,.f.4 
1972 111,10 18,96 39,69 2,80 6,60 106,3' 101,71 0,13 - 4,79 3,98 
1973 122.56 21,27 43,18 3,33 6,.46 119,79 11.4,96 0,15 - 2,59 2,68 
1974 13',04 24,03 47,32 4,23 1,09 123,57 118,66 0,16 - 10,35 9,.48 
1975 158,80 25,.45 62,16 5,21 7,79 123,79 119,21 0,19 - 34,99 29,93 
1976 165,20 26,25 65,18 6,88 7,01 136,63 130,90 0,21 - 28,54 25,78 
1977 172.39 27,.47 66,60 8,54 7,21 149,76 144,01 0,24 - 22,64 21,82 
1978 189,66 28,77 75,27 9,56 1,66 163,15 154,09 0,26 - 26,47 26,09 
1979 203,41 30,17 78,58 11,26 7,98 177,52 166,14 0,27 - 26,10 25,66 
1980 215,72 32,1.4 83,29 13,97 8,21 188,09 176,18 0,61 - 27,61 27,12 
1981 233,00 3',08 92,68 18,00 7,28 195,03 180,45 0,38 - 37,94 37,39 
1982 244,65 3',40 95,41 22,11 6,96 206,97 183,11 0,35 - 37,66 37,16 
1983 246,75 35,1.( 90,51 26,62 1,12 ·214,81 190,28 0,39 - 31,92 31,48 
1984 251,78 35,<6 92,7' 27,76 7,12 223,14 197,21 0,40 - 28,63 28,31 
1985 257,11 36,67 94,77 29,16 1,39 23<,35 206,30 0,38 - 22,74 22,39 
1986 261,53 37,94 96,32 30,27 7,52 239,25 208,91 0,4.( - 23,26 22,93 
1987 269,05 39,28 100,13 31,CM 7,68 241,13 217,02 0,41 - 27,88 T/,46 
1988 275,37 to,12 104,57 32,28 7,88 239,39 220,27 0,'4 - 35,96 35,39 
1989 289,18 <1,3' 112,1.4 32.10 8,03 269,71 247,13 0,.49 - 20,04 19,23 
1990 380,18 .43,20 118,73 3',24 8,54 332,10 276,20 22,46 - 48,05 '46,73 
1991 .(01,77 "8,13 167,58 39,62 10,98 348,57 3)7,87 0,53 - 53,20 52,03 
1992 .f.27,17 51,.f.9 165,15 43,83 13,78 387,80 352,86 1,30 - 39,35 38,62 
1993 457,46 52,71 190,28 45,80 12.47 390,48 356,04 1,58 - 66,95 66,16 
199< .f.71,25 52,67 187,52 53,06 11,98 .f.20,64 378,98 1,65 - 50,59 50,07 
1995 .46.(,66 52,93 191,97 49,7' 12,27 414,13 366,12 3,11 - 50,50 50,12 
1996 455,56 52,87 134,17 50,QO 12.05 377,05 338,56 3,10 - 18,.41 78,28 

- - - -
1) In der Abgrenzung der Pinanutatistik; ab 1991 Angaben für Deutschland: Bund, Linder (West und Ost), Gemeinden (West und Ost), EU-

Anteile, ERP-Sondervermögen, Lastenausgleichsfonds, Kreditabwicklungsfonds {bis 199.f.), Pond.s „Deutsche Einheit", Bundeseisenbahn-
vermögen {ab 1994), Vermögensentscbldigun.gsfonds (ab 199.f.), Brblutentilgungsfonds (ab 1995), Steinkohlefonds (ab 1996}. Angaben für 
die Jahre 1962-1964. aiehe JG 95 Seite ~.4!. 
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. Deutscher Bundestag-13. Wahlperiode 

der ölfenlllchen Haushalte') 
DM 

Ausgaben 

darunter 
insgesamt 

Personal-1 l•ufende, 1 Zins- ISachlnvesti-
ausgaben Zuschüue ausgaben tionen 

insgesamt 

I..inder 3) 

54,55 19,02 5,45 0,77 4,68 50,48 
57,88. 21,02 5,46 0,96 4,66 . 54,12 
60,15 22,32 5,62 1,25 4,52 56,70 
63,38 23,86 6,82 1,48 4,53 62,25 
67,78 26,88 6,41 1,61 (,94 69,45 
77,65 31,65 7,28 1,68 6,40 74,5~ 
89,53 38,08 8,26 2,00 6,96 84,00 

100,38 42,38 9,31 2,32 6,73 98,95 
115,85 48,94 10,76 2,70 7,37 113,87 
134,05 56,82 12,91 3,15 8,66 124,95 
146,28 62,30 16,09 3,88 8,59 126,40 
154,39 66,17 16,39 5,22 8,12 138,88 
161,60 70,84 11,30 6,38 8,38 153,49 
176,52 75,39 19,22 6,88 8,?5 164,12 
191,83 80,80 20,10 7,93 9,35 177,24 
208,61 87,44 22,26 8,95 10,56 186,17 
216,63 92,80 23,26 10,89 10,02 190,59 
224,21 95,83 23,42 1~.85 9,94 199,64 
228,29 98,78 23,77 16,09 9,87 200,90 
234,29 100,22 23,33 17,51 9,96 216,06 
243,33 103,77 24,70 18,57 10,58 226,19 
254,13 108,12 25,87 19,61 11,24 236,43 
263,90 112,34 27,73 19,82 11,77 244,41 
270,06 115,39 28,22 20,"8 11,92 253,74 

. 282,66 118,44 31,27 21,27 12,75 275,08 
299,62 125,16 31,69 22,14 13,40 280,2.f 
408,59 153,45 47,72 24,17 18,68 379,70 
441,14 169,47 49,01 25,84 20,21 410,11 
466,05 179,75 48,65 28,43 19,50 423,70 
474,68 183,94 49,90 30,02 19,78 430,04 
487,67 191,42 50,49 31,56 19,26 440,95 
497,46 194,45 54,66 33,24 18,35 451,22 

·-
Ehmobmen 

darunter 

Steuern 1 Zuwei-
sungen 

33,66 7,02 
36,26 7,58 
37,60 7,59 
40,92 9,02 
48,35 8,37 
52,16 8,28 
58,56 9,66 
69,23 .11,53 
79,22 13,18 
87,35 13,89 
85,57 15,31 
94,95 16,23 

107,76 17,69 
115,55 18,58 
125,10 20,40 
130,75 21,72 
131,55 23,24 
135,94 23,88 
1"4.2,85 23,67 
150,18 23,47 
159,12 23,87 
166,84 25,05 
173,16 26,26 
180,53 26,99 
197,0'1 29,55 
199,80 29,54 
234,59 71,73 
259,72 73,39 
270,69 70,65 
278,05 64,24 
322,89 22,56 
336,29 18,82 

Gemeinden und Gemetndeverbinde 4) 

39,02 9,25 3,60 1,30 15,02 34,70 
41,03 10,32 4,17 1,59 14,81 37,&l 
41,02 10,91 4,33 1,81 13,59 39,49 
43,19 11,59 4,35 1,92 14,36 41,48 
48,42 13,13 4,73 2,08 16,44 48,17 
56,49 15,22 5,38 2,40 20,20 50,83 
67,42 18,26 6,50 2,81 24,20 58,47 
74,72 20,53 8,10 3,39 25,77 67,82 
84,08 -23,69 8,98 4,21 27,50 79,13 
95,85 27,86 11,09 4,85 30.~ 87,55 

101,23 30,36 12,86 5,25 29,64 92,03 
104,08 31,82 14,Q.4 5,53 28,51 100,15 
107,65 33,77 15,08 5;58 27,62 106,30 
118,19 36,78 16,15 5,28 31,16 116,58 
130,35 39,49 16,95 5,66 35,99 125,06 
145,47 42,89 19,Q.4 6,57 41,23 139,83 
152,13 45,63 21,07 7,58 39,69 142,02 
153~06 47,01 22,51 8,83 35,12 145,79 
151,66 48,23 23,22. 8,34 31,51 150,33 
154,70 49,27 24.36 8,06 30,54 155,82 
162,93 51,37 26,34 7,98 32,22 163,62 
172,48 54,45 28,7.1 7,72 35,00 170,76 
179,24 57,41 30,50 7,48 35,75. 176,66 
184,40 58,80 32,57 7,39 36,54 185,05 
194,32 60,70 35,11 7,56 39,25 195,98 
209,92 65,22 41,40 8,09 42,43 205,76 
277,10 89,70 49J60 9,10 58,35 272,98 
315,63 100,47 58,00 10,29 69,47 298,78 
329,09 103,66 66,97 11,23 67,23 315,77 
334,67 103,01 73,29 11,40 63,30 324,06 
337,83 105,24 79,63 11,42 59,87 323,96 
330,27 103,80 77,98 11,61 55,18 323,36 

1) Ohne Sondenechnungen. 
,) Einschließlich staatlicher Krankenhluser und SondeITechnungen. 
"} EinschlieBlich kommunaler Krankenhluser. 

11,81 7,73. 
12,66 8,45 
12,70 8,66 
13,32 8,89 
17,16 9,55 
16,60 10,51 
19,i8 11,80 
23,13 13,71 
27,28 15,96 
29,54 17,14 
30,22 18,00 
33,86 18,29 
38,06 20,47 
39,68 23,25 
41,10 25,57 
47,26 28,39 
45,99 29,64 
46,87 29,88 
49,33 28,92 
52,52 30,74 
56,26 32,41 
58,70 34,02 
59,73 35,78 
63,59 36,72 
68,02 38,83 
69,03 41,11 
77,80 68,33 
85,50 70,22 
87,03 15,80 
87,54 Tl,52 
85,72 78,63 
86,13 78,53 

~ 

Drucksache 13/9090 

Tabelle 40' 

- - -· . - - .. ""' ''' „' 

Plruln' 
zie- Kredite Jahr rungs-- (netto) 

aaldo 

- 4,07 2,67 1965 
- 3,15 2,62 1966 
....: 3,44 3,89 1967 
- 1,14 2,27 1968 
+ 1,68 --0,34 1969 
- 3,06- 2,16 1970 
- 5,54 4,88 1971 
- 1,44 3,55 1972 
- 1,98 2,58 1973 
- 9,10 7,74 1974 
-19,88 17,00 1975 
-15,51 15,87 1976 
- 8,10 8,44 1977 
-12,40 12,52 1978 
-14,60 13.34 1979 
-22,44 21,15 1980 
-26,05 24,57 1981 
-24,51 24,03 1982 
-21,39· 2l,64 1983 
-18,23 "19,38 1984 
-17,1. 17,18 1985 
-11,10 16,75 1986 
-19,49 18,75 1987 
-16,'33 17,70 1988 
- 7,58 11,21 1989 
-1M8 18,22 1990 
-28,69 30,15 1991 
-31,03 31,70 1992 
....(2,35 40,59 1993 
-44,65 40,19 1994 
-4.6,62 38,55 1995 
-46,15 39,21 1996 

- 4~3 4,34 1965 
- 3,36 3,32 1966 
- 1,53 2,50 1967 
- 1,71 2,40 1968 
- 0,25 2,71 1969 
- 5,66 3,45 1970 
- 8,95 7,73 1971 
- 6,90 7,99 1972 
- 4,94 6,96 1973 
- 8,29 5,67 .1974 
- 9,20 6,76 1975 
- 3,93 5,03 1976 
- 1,35 2,57 1977 
- 1,61 2,98 1978 
- 5,29 3,93 1979 
- 5,65 4,34 1980 
-10,11 6,14 1981 
- 7,26 6,44 1982 
- 1,33 2,68 1983 
+ 1,13 1,23 1984 
+ 0,69 1,10 1985 
- 1,72 1.-79 1986 
- 2,58 3,19 1987 
+ 0,64 2,27 1988 
+ 1,66 ·2,02 1989 
- 4,16 2,90 1990 
- 4,12 11,73 1991 
-16,85 13,42 1992 . 

-13,32 15,38 1993 
-10,61 7,35 1994 
-13,83 8,60 1995 
- 6,85 6,09 1996 
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Drucksache 13/9090 

Tabelle 41• 

Bundesland 1985 1 

Baden-Württemberg 55166 
Bayern 60190 
Berlin') 22161 
Brandenbmg 
Bremen 5 521 
Hamburg 13415 
Hessen 33 040 
Mecklenburg- . 

Vorpommern 
Niedersachsen 39768 
Nordrhein-Westfalen 92812 
Rheinland-Pfalz 19 643 
Saarland 6 678 
Sachsen 
Sai:hsen-Anhalt 
Schleswig-Holstein 14 324 
Thüringen 

Insgesamt 359 658 

Baden-Württemberg 10 279 
Bayern 13482 
Berlin') 3906 
Brnndenburg 
Bremen 658 
Hamburg 1642 
Hessen 5254 
Meclclenburg-

Vorpommern 
Niedersachsen 6217 
Nordrhein-Westfalen 14 322 
Rheinland-Pfalz 3341 
Saarland 861 
Sachsen 
Sachsen-Anhalt 
Schleswig-Holstein 2323 
Thüringen 

Insgesamt 62289 

Ba.den-Württemberg 23526 
Bayem 25461 
Berlin') 9010 
Brandenburg 
Bremen 2437 
Hamburg 6228 
Hessen 14307 
Mecklenburg-

Vorpommern 
Niedersachsen 17 805 
Nordrh<in-W..Ualen 39150 
Rheinland-Pfalz 8323 
SOllI!and 2695 
Sachsen 
Sachsen-Anhalt 
Schleswig-Holstein 6198 
Thilrl.ugen 

Insgesamt 155 142 

Deutscher Bundestag-13. Wahlperiode 

1987 

61090 
66807 
23800 

5964 
14 328 
37275 

43024 
99658 
21276 
6724 

15 822 

392166. 

12169 
15 578 
3 795 

702 
1517 
6267 

6319 
13882 
3596 

920 

2575 

67380 

25742 
.28188 

9729 

2591 
6565 

15771 

19634 
42699 
9045 
2940 

6849 

169753 

. Am11aben und Einnahmen der staafilcben 
Mio 

1 1988 1 1989 1 199() 1 1991 1 1992 1 1993 1 1994 1 1995 1 1996 
- " -

Gesamtausgaben 'l 
63247 65 211 70489 77248 82223 84190 83164 86 361 88007 
68574 72585 76792 83576 90774 93370 95680 101 205 104 602 
24 714 26274 27357 39191 42585 45820 47 041 47127 46816 

23170 22212 23945 24768 25300 25553 
6223 6647 6992 76!f7 8053 8480 8695 8546 8161 

14170 14 791 16051 17601 19164 19031 19582 19754 20830 
38614 40680 43624 45871 49903 52737 52 891 54083 56348 

17097 16054 17 341 18187 18741 19574 
43853 46074 49048 53684 58006 60444 62165 62596 62670 

102071 107072 115 367 122 446 132415 139 469 141185 147 217 148694 
21389 22372 23876 25721 27609 28489 29 038 29746 30997 
6895 7241 7595 8063 8523 8883 9029 9 086 9249 

39989 38350 39942 41901 43 984 46196 
24642 23972 25861 26512 27570 27584 

16305 17026 18140 19580 20922 21604 22226 23055 22903 
' 22348 21766 23492 24296 24 593 25202 

402386 422115 451 042 623554 658110 689 188 703 003 719 171 731353 

d&UDter: Investitionsausgaben 

12300 12477 13189 15537 15 439 14561 13073 12 618 12070 
15858 16808 17·577 20624 21855 19925 19909 21298 21143 
4001 4154 4433 6966 7184 6552 6289 6899 6633 

6594 6449 6902 6394 6312 5924 
902 971 941 963 1147 931 835 895 980 

1307 U26 1 777 :i 219 2020 2053 19115 2034 2 195 
6590 6673 7098 7 814 7968 7678 7209 7 013 7016 

4319 4425 4889 5269 4 978 5229 
6229 6731 7783 8958 9 219 9044 8793 8 663 8152 

13924 15 716 17 832 19885 20311 19740 19035 18 003 17134 
3556 3739 4023 4672 4 731 4591 4465 4370 4390 

960 1104 1048 1031 1033 1026 986 999 999 
11956 12313 11008 11442 12 523 13 318 
7 017 7289 1167 6 961 7 031 6232 

2575 2593 2729 2987 3071 3078 3285 3156 3 112 
7231 6783 7456 7370 6298 6064 

68202 72395 78532 128775 130 733 126 602 123 297 123 091 120588 

darunt~: Persollitlausga.ben 
26679 27508 29246 31671 34600 36268 36946 37973 38673 
28995 29998 32180 34999 37.Ul 39157 40064 41676 42598 
9980 10301 10867 15129 17336 18355 18641 17200 17218 

5691 7868 8598 8828 9104 9174 
2641 2774 2948 3217 3344 3426 3410 3240 3237 
6749 6871 7297 7 841 8409 7980 8178 8298 7898 

16218 16668 17661 19085 20497 21461 21823 22476 22511 

4808 6168 6277 6198 6428 6524 
20086 20548 21839 23633 25394 26368 26888 27483 27722 
43593 .U737 47495 51156 54758 56974 57624 59639 60647 
9202 9434 9977 10770 11593 12030 12242 12 710 13151 
3005 3066 3 214 3453 3645 3698 3753 3853 3896 

10502 13 623 14908 14 295 15062 15469 
6696 8889 10218 10101 10430 10 519 

7039 7234 7663 8277 8868 9183 9314 9663 9496 
6169 7754 8524 8656 8911 8889 

174 188 179139 190 387 243096 269 947 283 424 286963 294 144 297 625 
V '" 

1) EinscbI!eRTfch Krankenhiuser und Hochschulklhrlken mit kaufmlnnischem Redmungswesen. Bis 1994 Rechnungsergebnisse (1991: neue 
B1mdeS'l0 dPJ" Kassenergebnisse); 1995 und 1996'Kusenergebnisie, teilweise geschltzt. Ergebnisse für die Jahre 1970 bis 1984 und 1986 
olehe JG !l:l. Soften 3561. . 

, ""' 1990 - (Wdt). 
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Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 

und kommunalen Haushalte nach Ländern 1) 

DM 

1 1985 1 1987 1 . 1988 1 1989 1 1990 J 1991 1 1992 

noch Ausgaben: 
darunter: Zinsausgnben 

3 235 3008 3095 3 260 . 3 431 3869 4 025 
2 927 2985 2969 3 047 3165 3451 3669 

753 721 705 747 822 1064 1324 
44 197 

779 793 843 884 923 1010 1123 
1115 1196 1217 1 252 1295 1352 1463 
2448 2466 2498 2 538 2 686 2955 3222 

28 125 
3289 3 346 3529 3 699 3 789 4-069 4397 
8286 8 835 9059 9 299 9770 10496 10983 
1 786 1828 1820 1 858 1939 2074 2237 

738 794 829 906 994 1120 1152 
82 193 
54 178 

1221 1268 1317 1362 1455 1594 1735 
56 188 

26577 27 320 27884 28 854 30270 33319 36209 

Gesamteinnahmen'} 

1 

54 492 58736 60978 65097 68349 73900 78 318. 
59997 65 376 67 702 73093 74 194 81546 87897 
21917 23348 24055 25247 25860 36471 39395 

20957 17 624 
4716 5325 544? 6048 6227 6683 7 370 

12 722 12 988 13555 14 930 14 948 16371 17 301 
32282 35 422 37230 40 132 40163 43290 47 582 

16298 14 083 
38279 39509 42194 45 015 46470 51551 54354 
84439 92 914 97 160 105 562 109 002 116 581 127 055 
18624 19600 20569 22230 22470 24190 26021 
5425 5967 6208 6536 6867 7 245 7758 

37 142 32683 

" 22954 19487 
13 383 14 493 15263 16160 16984 18454 19660 

21273 18069 
343 214 370 077 386 691 416 190 427 493 590536 610225 

darunter: Steuereinnahmen 

35 321 38532 40032 43177 44747 48450 50716 
38 513 41856 43574 47 041 47401 51850 55316 

5 374 5770 5126 6130 6339 9542 12472 
3 285 4669 

2 656 2692 2774 2963 3035 3 376 3769 
8 692 8 631 8874 9664 9726 10 925 11335 

21392 23 517 24464 26607 26896 28182 31462 

2 240 3571 
22191 23541 24 718 26567 26565 29964 32193 
58470 63953 67423 73965 75024 80093 87418 
11596 12383 13323 14 408 14156 15359 16367 
3064 3368 3504 3778 3822 4068 4432 

6125 8477 
3634 4962 

7732 8304 8825 9397 9634 10465 11416 
3 135 4861 

215 001 232549 243 237 263 898 :267 345 310 692 343438 

3) Um Zahlungen von gleicher Ebene bereinigt. 

1993 1 1994 1 1995 J 

4261 4299 4 241 
3692 3633 3410 
1 701 1931 2282 

571 825 1050 
1214 1267 1197 
1514 1665 1185 
3447 3524 3633 

264 388 575 
4604 4672 4860 

11213 11117 11264 
2314 2351 2330 
1213 1264 1182 

692 1038 1272 
593 867 1157 

1913 1942 1924 
444 653 ·887 

39109 41441 43048 

81136 81 778 80 851 
91492 94530 95264 
39532 38274 36408 
19050 19958 22100 
7 123 9130 8529 

16735 17057 18179 
50022 50305 49741 

14 722 15156 16236 
55 516 56934 56564 

130 899 131 702 137 399 
26686 26912 27249 

7 863 9389 9251 
35406 37006 40386 
21289 21942 23812 
20247 20855 21338 
19636 20 173 21702 

633508 647743 655220 

51659 50063 51586 
57629 58 628 .58794 
14611 16693 15821 
5334 6571 10239 
3609 3732 3660 

11430 11310 11530 
33.013 32223 31677 

3846 4 534 6778 
33 ito 33514 34561 
81115 85476 90098 
16852 16742 17454 
4512. 4486 4489 
9880 12017 17 865 
5780 6876 10068 

12017 12378 12867 
5029 6104 9286 

356088 361 347 386771 

Drucksache 13/9090 ,,-,,,, .. 

Tabelle 41 • 

···-· - -· 
1996 · Bundesland 
-----

4166 Baden-Württemberg 
3 310 Bayern 
2864 Berlin 2) 

1216 BrandenbW"g 
1157 Bremen 
1861 Hamburg 
3681 Hessen 

Mecklenburg-
726 Vorpommern 

5026 Niedersachsen 
11344 Nordrhein-Westfalen 
2400 Rheinland-Pfalz 
1138 SOBrland 
1573 Sachsen 
1261 Sn.chsen-Anhalt 
1940 Schleswig-Holstein 
1112_ Thüringen 

44 776 Insgesamt 

84430 Baden-Württemberg 
99357 Bayern 
36380 Berlin') 
22791 Brandenburg 
8865 Bremen 

18 238 Hamburg 
54005 Hessen 

Mecklenburg-
17 098 Voqxmunem 
59277 NiedersachseD. 

140746 Nordrhein-WesUalen 
28693 Rheinland-Pfalz 
9579 Saarland 

43044 Sachsen 
24755 Sachsen-Anhalt 
21197 Schleswig-Holstein 
22116 Thllrlngen 

677 9TI Insgesamt 

52753 Baden-W~emberg 
60373 Bayem 
15095 Berlin 3) 

9262 Brandenburg 
3535 Bremen 

12243 Hainburg 
33 911 Hessen 

MecklenDurg-
6595 VolJ>ODlDlem 

34936 Niedersachsen 
91467 Nordrhein-Westfalen 
17 961 Rheinland-Pfalz 
4626 Saarland 

16878 Sachsen 
10038 Sachsen-Anhalt 
12655 Schleswig-Holstein 
891' T!riitingen 

391241 Insgesamt 
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Drucksache 13/9090 

Tal!elle 42• 

Ins- Lohn-
Zettraum 1) gesam.tt) steuer~. 

veranlagte 
Ein.kommen-

neuer 

1950 21089 3894 
1951 27292 5100 
1952 33 234 7583 
1953 36537 8610 
1954 38292 8'63 
1955 42316 8754 
1956 46988 10130 
1957 50275 11168 
1958 52400 11405 
1959 58880 13178 
1960 68448 17065 
1961 78529 21270 
1962 86381 24533 
1963 91082 27295 
1964 99388 30193 
1965 105463 31536 
1966 112 451 35130 
1967 114 631 35340 
1968 121809 38352 
1969 145288 44046 
1970 154 137 51087 
1971 172409 61143 
1972 197 003 72910 
1973 224 803 87707 
1974 239 581 98753 
1975 242068 99192 
1976 268076 111469 
1977 299444 126 281 
1978 319 101 129 439 
1979 342 823 134 618 
1980 364 991 148 355 
1981 370 319 149 487 
1982 378702 154009 
1983 396575 157 164 
1984 414 697 162 718 
1985 437 201 176198 
1986 452437 182 114 
1987 468660 194 871 
1988 488097 200693 
1989 535525 218 631 
1990 549687 214109 

1991 661919 255708 
1992 131730 288853 
1993 749119 291221 
1994 786 159 292032 
1995 814 284 296698 
1996 800027 262893 

19961.Vj. 193 088 63125 
2.Vj. 187 103 57626 
3.Vj. 193461 61536 
4.Vj, 226374 80606 

1997 1.Vj. 186203 59147 
2.Vj.') 186568 54770 
3.Vj.') ... 60320 

'l Von 1950 bls 1959 ohne Saarland. 

Deutscher Bundestag-13.Wahlperiode 

Kauenm.Mige StenereJ"nah·men 
MioDM 

- -- ~ -

Darunter 

Kötper- Steuern Mlnerolöl· Tabak-. scboft- """' neuer steuer steuer Umsatz 4) 

Pl1lheres Bundesgebiet 
1449 4987 73 2160 
2273 7148 463 2404 
2780 8736 590 2334 
2990 9104 734 2328 
3 071 9766 781 2304 
3111 11336 1136 2560 
3637 12437 1415 2 781 
4506 12882 1642 2933 
5190 13507 1665 3093 
5118 14943 2145 3265 
6510 16851 2664 3537 
7473 18610 3"325 3892 
7790 19978 3699 4205 
7688 20733 4139 4 311 

. 

Ver-
sicherungs-

steuer 

65 
83 
96 

108 
124 
140 

,163 
182 
209 
209 
217 
251 
277 
304 

8018 22581 6071 4416 . 339 
8170 24 814 7428 4697 387 
1681 25811 8016 4982 433 
7061 22500 9423 5801 469 
8553 25669 9875 5992 500 

10 895 34099 10601 6233 555 
8717 38564 11512 6537 617 
7167 43365 12417 6863 799 
8495 47027 14227 7826 937 

JO 8111 49489 16589 8872 1054 
10403 51171 16052 8952 1119 
10 054 54082 17121 8886 1146 
11840 58459 18121 9379 1239 
16830 62684 19184 980:i 1353. 
19 824 73266 20462 10459 1470 
22 912 84206 21140 10701 1635 
21 3"22 93448 21351 11288 1 779 
20162 97789 22180 11253 1924 
21458 97,717 22835 12208 2038 
23675 105 871 23338 . 13 881 2164 
26312 110 483 24033 14429 2276 
31836 109825 24521 14452 2476 
32 301 111139 25644 14480 2578 
27032 118795 26136 14507 2725 
30003 123 286 27032 1-4 555 2904 
34181 131479 32965 15509 4190 
30090 147585 34621 17402 4432 

Deabclilimd 

31 716 179672 47266 1959I 5862 
31184 191711 55166 19253 8094 
27830 216305 56300 19459 9290 
19569 235698 63847 20264 11400 
18136 234622 64888 20595 14104 
29458 237 208 68.251 20698 14348 

7626 59113 10261 3097 6599 
7685 56558. 16399 5165 2439 
6709 58834 16484 5287 3141 
7438 62 7ll2 25107 7149 2170 

8079 59944 7979 3144 6378 
8055 58644 16256 5262 2585 
6595 59427 16587 5393 3040 

Vermögen- Kraftlahr· Gewerbe-
steuer zeugsteuer steuer5) 

130 349 1 247 
142 409 1963 
178 470 2623 
405 531 3 097 
620 599 3 342 
534 728 3727 
758 837 4 222 
818 961 5047 
888 1082 5261 

1116 1216 6468 
1100 1475 7433 
1419 1678 8147 
1798 1888 8770 
1673 2134 9273 
1931 23,72 9952 
1880 2624 10 283 
1994 2853 11 091 
2421 3059 10991 
2 261 3243 11584 
2458 3507 15 386 
2877 ·3830 12 117 
3123 4156 14 118 
2994 4722 17 023 
3 234 4989 20312 
3410 5159 21568 
3 339 5303 20897 
3 917 5630 23334 
4 995 5 929 26482 
4 525 6282 27 329 
4482 7 576 28384 
4 664 6585 27960 
4 687 6593 26069 
4 982 6689 26103 
4 992 6984 26184 
4492 7284 28320 
4 287 7350 30759 
4 396 9356 31987 
5422 8365 31148 
5 554 8169 34'465 
5775 9167 36706 
6333 8314 38796 

6729 11011 41297 
6150 13317 44 848 
6784 14058 42266 
6627 14169 44 086 
7 855 13 805 42152 
9035 13743 45859 

2042 3 674 11054 
2192 3774 11373 
2308 3 315 11394 
2493 2980 12039 

550 3535 11639 
444 3890 11756 
358 3594 „ . 

2) Von 1957 bLs 1969 ohne buchm,Uige Mehreinnehmen aus Regienmgskiufen bn Ausland1 1970 ohne, ab 1971 einschließlich Zölle auf Regie-
rungsklufe im Awland; von 1oog bis 1971 ohne Vergütungen an die Importeure aufgrund des Absicherungsgesetzes; 1973 und 1914 ohne 
Stebßitltsn1•cbI.ng unä: Jnvestitionsteuer. . 

*) Ab 1996 um Kindergeld gekürzt. · · 
~) Bis 1967 Umaatuteuer, Umsatzauag~er, Beförderun~; ab 1968 Umsatisteuer/Mehrwertsleuer einschlie8lich Einfuhn.uns.atz-

irteuer, 1969 bis 1972 elnschll.e.6ltc Str&Bengilterverkehndeuer. 
~ Bis 1981 elnschlleJllich Lolmsummensleuer. 
~ Vorllul!gel!rgebnlsse. Quelle:B1'1F 
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Tabelle 43' 
Verschuldung der öffenUichen Haushalte 1) 

Mio DM 

Nach den Kreditnehmern Ausgewählte Schuldarten 

Ende 
Direktauslei- Darlehen von Nichtbanken des Insgesamt2) 

Zeitraums Bund3) Linder 4) Gemeinden 'l Anleihen') hungender 
Kredltill- Sozlolveni- l I , st:l.tute1)8) cherungen ')') sonstige~ ~ 

1950 20634 7290 12 844 500 465 150 140 
1951 22365 8220 13 294 850 49 745 290 205 
1952 24044 8897 13 717 1430 419 1280 435 335 
1953 33901 17018 14 563 2320 1126 2120 1323 657 
1954 38699 20081 15 018 3600 1678 2880 1787 1059 
1955 40983 20791 15 523 4670 2022 3700 2019 1371 
1956 41984 20633 15741 5610 1726 4432 2239 1623 
1957 43876 22903 13 963 7010 1780 5672 2433 1835 
1958 46509 23431 14 708 8370 2303 7962 2483 1883 
1959 49627 25077 14 920 9630 3058 10013 2472 1998 
1960 52759 26895 14 695 11169 3528 11205 2667 2604 
1961 57093 30385 13 903 12805 4810 12 248 4681 2 811 
1962 60365 31895 13402 15068 5700 13 634 4880 3235 
1963 67084 36069 13 329 17686 7712 16005 5066 4399 
1964 73796 38 241 14 291 21264 8974 20371 5659 5121 
1965 83667 40422 17401 258'4 11195 25435 6591 6339 
1966 93048 43255 20328 29465 12092 30275 7245 1868 
1967 108174 52001 24 188 31986 14 230 35113 8387 8690 
1968 117 117 56592 26 339 34186 16074 43 782 6957 9 221 
1969 117904 55471 25771 36663 16266 51813 6101 9884 
1970 125890 57808 27186 40295 17491 59556 5725 11104 
1971 140399 59435 33 037 47 927 20249 70696 6511 12592 
1972 156 063 63115 36 963 55984 24972 81903 7374 14667 
1973 11 ) ,.., ,,.. 68393 39462 JO ovv ~T JTD 

·~·~ 
14 ••• -, ·~ 1974 192383 78685 47 323 66375 30940 107795 16954 6969 

1975 - - 256389 114 977 67 001 7(411 40680 150 139 18426 7638 
1976 296650 135 015 81 805 . 79830 52101 180932 12953 9581 
1977 328484 155 555 89 583 83345 63498 195 219 10342 10 925 
1978 . 3708)1 181972 102 139 86700 69913 227 075 10 144 11118 
1979 413935 207 629 115 900 90406 81414 262087 10125 12517 
1980 468612 235600 137 804 95208 87428 305 724 10570 20 801 
1981 545 617 277828 165 150 102 639 89404 378 817 10691 23835 
1982 614 820 314340 190 622 109 858 114128 411144 10690 26798 
1983 671708 347 231 212 026 112452 140464 437 908 10527 30085 
1984 117 522 373 855 230 551 113116 173 006 456268 9809 27 581 
1985 160192 399043 247 411 113 738 207787 464 921 9088 27273 
1986 800967 421805 264 351 114 811 251595 456259 8223 25434 
1987 848816 446389 284 609 117 818 .287418 461882 7502 24122 
1988 903015 481139 302560 119 316 ~25356 477 457 7171 21125 
1989 928837 497 604 309 860 121374 352299 472 947 6743 19288 
1990 l 053 490 599101 328 787 125 602 430157 494 059 6364 20260 
1991 1173 864 680 815 352 346 140 702 501561 527 630 6998 21841 
1992 1345224 801500 389130 154 594 5l>U70 539235 7021 18132 
1993 1509150 902452 433 840 172 859 636933 578352 6076 19267 
1994 . 1662150 l 003 320 470 702 188128 706479 646855 5329 25127 
1995 - 1995974 1287688 511687 196599 856399 767 253 4 971 37033 
1996") 2 129 344 1370 385 558346 200 613 9Q4 251 839501 4168 36157 
1996U)Mär 2 013 589 1303532 511359 198 700 879257 781 782 5042 36238 

Jun 2 027944 1309 669 518 426 199 350 895117 783327 4784 35398 
Sep 2 OS0995 1327 196 534 201 199 600 900 015 795 820 . 4737 36274 
Dez . 2129344 1370385 . 558346 200 613 904 251 839501 4168 36157 

1997")Mlir 2159939 1400649 561 641 197 650 92297& 848380 4036 32233 
Jun 2 178 338 1405 726 572763 199 850 951388 844 933 4007 30530 

1) Ab 1990 Angaben für Deutschland. Ohne Verschuldung der Haushalte untereinander. 
2) Bund, west- und ostdeutsche Linder und Gemeinden (einschließlich Zweckverbinde}, Lastenausgleichsfonds, ERP-Sonde:rvennögen, Auf-

tragsfinanzierung Öffa, Fonds „Deutsche Einheit", Kreditabwiddungsfonds, Bundeseisenbahnvermögen. Erblastentilgungsfonds und Aus-
gleichsfonds Steinkohleneinsatz. · · 

3) Einschließlich Lastenausgleichsfonds, Auftragsflnam:lerung Otta. ERP-Sond&vermögen. - Ab 1990 einschlleßlich Fonds „Deutsche Ein-
heit'" und Kreditabwicklungsfonds, ab 1994 Bundeseisenbahnvermögen und ab Demmber 1995 Ausqleichsfonds Steinkohleneinsatz. -An-
fang 1995 sind die Schulden des Kreditabwicklungsfonds und der 'Iteuhandanstalt auf den Erblastentilgungsfonds \lbergegangen. 

4) Ab 1978 einschließlich Nettokreditaufnahme für die Wohnungsbauförderungsanstalt des Landes Nordrhein-Westfalen. 
$) Einschließlich Z'Weckverb~e. 
8) Einschließlich Jlundesscbatzbrtete und Bundesobligatione~ ohne die im Bestand der Emittenten befindlichen Stücke. Ab 1981 ohne Kas-

senobligationen der Linder mit einer Laufzeit von über 4 Jahren. · 
1) Im wesentlichen Schuldscheindarlehen. 
1) Ab 1974 einschlie.Blich der bei auslindischen Stellen aufgenommenen Darlehen. 
'} Einschlleßlich Schuldbucbtordenmgen und Schatzbriefe. 

10) Einschlie.ßlicb. der bei auslandiscb.en Stellen aufgenommenen Dulehen. 
11} Nach Ausscha.ltunq der Verschuldung der kommunalen Eigenbetriebe, einschließlich Verschuldung der kommunalen Zweckverblnde. 
12) Teilweise geschitzt. 
•) Ab 1973 werden die vorher bei den sonstigen Nichtbanken ausgewiesenen Darlehen von öffentliche.n Zusatrversorgungseimichtungen 

bei den Sozialvetllc:henmgen verbucht. Quelle: Deutsche Blmdesbank 
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Drucksache 13/9090 

Tabelle 44' 

Jahr1} 
private 

Haushalte zu-
..,,,...,,~ 

1965 34,44 29,26 
1970 54,67 34,54 
1975 96,14 12,57 
1976 86,97 31,03 
1977 83,53 25,44 
1978 86,09 40,49 
1979 96,29 36,66 
1980 108,07 10,33 
1961 120,97 - 9,29 
1982 117,36 - 5,58 
1983 101,81 24,14 
198' 111,08 21,82 
1985 113,91 21,02 
1966 127,84 59,05 
1987 132,22 61,87 
1988 142,90 80,78 
1969 146,97 76,26 
1990 181 75 92,83 
1991 ,„,„ 

~,,o 

1992 233,67 27,97 
1993 220.32 15,48 
1994 211,58 41,70 
1995 222,33 303,15 
1996 233,09 55,17 

1965 - 68,03 
1970 - 87,95 
1975 - 47,63 
1976 - 78,63 
1977 - 79,77 
1978 - 90,29 
1979 - 125~04 
1980 - 121,97 
1981 - 87,47 
1962 - 65,52 
1983 - 88,79 
1964 - 95,10 
1985 - 87,43 
1966 - 94,91 
1967 - 96,24 
1968 - 119,14 
1969 - 144,38 
1990 - 17177 
1991 ~.„. 

1992 - 230,16 
1993 - 172,54 
1994 - 238,03 
1995 - 252,36 
1996 - 222,85 

1965 36,28 11,56 
1970 59,12 22,59 
1975 103,92 30,22 
19'16 101,74 44,71 
1977 96,84 39,12 
1978 104,12 49,59 
1979 118,99 43,67 
1960 120,73 44,38 
1961 128,55 56,52 
1962 126,83 49,19 
1983 114,32 67,10 
1964 121,56 61,43 

Deut.scher Bundestag-13. Wahlperiode 

Vermligensblldung und Ihre Finanzierung 
Mrd DM 

··~·„·~-,-. --T'- '-••- . -
Inllnd:lsche nichtftnanzielle Sektoren 

Unternehmen 
Gebiets- Sozial-
kö?per- veISiche- m-Produk- Wohnungs- sammenl) schaften •15) nmg'J tionsunter- wiIUchaft4) nehmen,)') 

L Ersparnis und Vermögensübertragungen 
19,73 9,53 12,46 3,71 79,87 
23,12 11,42 22,89 6,49 118,59 

- 0,43 13,00 -21,12 - 2,06 85,53 
18,23 12,80 - 6,20 1,05 112,85 
16,38 9,05 6,68 - 3,36 112,29 
39,49 1,00 5,13 - l,55 130,16 
38,64 . - 1,96 3,13 0,48 138,56 
7,74 2,59 - 3,38 4,24 11!t,26 

-12,79 3,50 -24,09 6,77 94,36 
-15,55 9,97 -Tl,09 8,33 93,02 

21,87 2,27 -13,21 0,67 113,41 
14,70 7,11 - 4,81 0,31 128,40 
12,13 8,89 2,88 5,83 143,64 
39,10 19,95 - 1,36 . 9,68 195,21 
39,08 22,80 -10,86 6,95 190,18 
51,89 28,89 -12,90 1,88 212,66 
52,80 23,46 22,51 17,10 262,84 
64,45 28,38 -31,35 20,48 263,71 ••. ~ ~·O:;I' - ..J::l',.L::l' 

~···· 7,8' 20,13 - 21,42 240,22 
16,71 - 1,23 - 49,76 186,04 
35,56 6,14 - 20,81 232,47 

259,36 43,79 -290,50 234,96 
43,77 11,40 - 78,91 209,35 

II. Nettoinvestitionen~ (Sachvermögensbildung) 
41,36 26,67 17,71 0,20 85,94 
55,91 32,04 27,85 0,17 115,97 
11,54 36,09 34,05 0,46 82,14 
38,94 39,69 32,67 0,47 111,77 
36,74 43,03 31,92 0,47 112,16 
43,80 46,49 34,58 0,31 125,18 
70,02 55,02 39,02 0,37 164,43 
60,77 61,20. 43,05 0;49 165,51 
29,54 57,93 38,47 . 0,76 126,70 
12,29 -- 53,23 33,12 0,81 99,45 
30,08 58,71 29,20 0,86 118,85 
34,07 61,03 28,78 0,70 124,58 
38,52 48,91 28,95 0,8' 117,22 
47,21 47,70 33,17 0,55 128,63 
50,26 4~,96 33,53 0,39 130,16 
69,79 49,35 33,72 0,50 153,36 
89,35 55,03 36,48 0,34 181,20 

104,45 6132 38 . .f3 0,44 210,64 . -- - "' ~' •Ju,U ~.~ JJ,uu ... ,,. 
124,88 105,28 65,27 295,43 
59,14 113,40 61,86 234,40 
93,72 144,31 61,75 299,78 
96,57 153,79 61,11 313,47 
73,46 149,39 55,06 277,91 

III. Geldv8rmögensbildun!J 
12,06 -0,04 4,38 3,54 54,26 
23,37 -0,56 4,19 6,30 91,81 
30,54 --0,14 14,40 -0,01 141,34 
44,22 0.55 2,QO 0,5.I 15(9'.! 
37,96 1,00 9,74 -3,80 145,93 
47,82 1,50 13,35 -i,80 167,47 
41,51 1,80 6,06 0,06 169,41 
42,09 2,00 8,26 3,84 177,77 
54:,30 2,00 13,76 6,08 205,01 
46,69 2,20 8,14 7,37 192,39 
64,04 2,80 15,36 -0,14 196,41 
61,05 1,20 13,92 -0,54 196,80 

.,,_ . „ ~.-

Finanzielle Sektoren Sektoren Übrige ins-zusam- Welt 1 ) gesamt2) menl)7) 

2,04 5,38 87,29 
4,37 - 4,74 118,22 

11,88 - 11,60 85,81 
10,62 - 7,91 115,56 
11,55 - 8,42 115,41 
14,61 - 17,03 127,74 
18,54 9,39 166,49 
21,14 28,45 168,85 
24,03 11,73 130,12 
21,18 - 10,48 103,72 
22,74 - 11,77 124,38 
22,79 - 21,57 129,62 
19,19 - 41,13 121,70 
17,10 - 79,60 132,71 
22,53 - 79,78 132,92 
30,79 - 86,34 157,11 
26,28 -104,04 185,08 
31,34 - 78,79 216,26 
..J::l', ... .L .>u,43 o~,lU 

34,38 34,08 308,68 
39,16 27,58 252,78 
38,31 44,05 314,83 
51,74 38,68 325,40 
56,45 29,99' 295,79 

1,36 - 87,29 
2,25 - 118,22 
3,67 - 85,81 
3,79 - 115,56 
3,25 - 115,41 
2,56 - 127,74 
2,06 - 166,49 
3,34 - 168,85 
3,44 - 130,12 
4,27 - 103,72 
5,53 - 124,38 
5,04 - 129,62 
4,48 - 121,70 
4,08 - 132,71 
2,76 - 132,92 
3,75 - 157,11 
3,88 - 185,08 
5,62 - 216,26 
Y,oo - J~,„ 

13,25 - 308,68 
18,38 - 252,78 
15,05 - 314,83 
11,93 - 325,40 
17,88 - 295,79 

47,88 9,10 111,23 
102,15 32,02 225,98 
168,74 25,72 335,81 
158,33 37,48 350,73 
167,64 29,70 343,27 
226,35 40,76 434,58 
188,11 37,98 395,50 
190,92 64,01 432,70 
211,44 57,63 474,14 
201,56 29,22 423,17 
204,02 25,88 426,31 
204,24 57,19 458,22 

1} Bis 1990 frlllieres Bundesgebiet; ab 1991 Deutscbland. Ab 1991 vorliufige Ergebnisse, - l) Bei der Summenbildung wurden innersektorale 
Ströme nicht miteinbezogen. - :1) Bis Ende 199-1 eimchließlicb 'D:euhandanstall - ") Einscbl:ießlich der Übernahme der 'Ireuhandschulden 
9aWie e!nel ndls der Altschulden der ostdeutschell Wohnun~~en durch den Erblastentilgungsfonds, die in den Volkswirtschaf-
tllchen ~;11en als eine Verm6Q'ensfibertragung des _St:u.tes an die Unternehmen behandelt wird. - ') Einschließlich Sonder-
fonds. - ') Elmch1i Zusatzversorgi.mg~ Mf'entlicher stellen. - ') a.mken. Bausparkassen, Versicherungen (einschließlich 
Penslonskusen), Investmentfonds. 
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Jahri) 
private 

Haushalte zu-
sammen 2) 

1985 126,69 56,11 
1986 137,82 58,58 
1987 143,79 49,82 
1988 155,86 77,48 
1989 168,02 119,23 
1990 205,47 187,35 
1991 .'40,w '"'·"" 1992 257,83 136,11 
1993 235,28 170,95 
1994 227,69 146,84 
1995 235,52 126,17 
1996 241,19 140,67 

1965 1,84 50,3:2 
1970 4,45 15,99 
1975 1,78 65,28 
1976 14,77 92,31 
1977 15,31 93,46 
1978 18,63 99,39 
1979 20,70 132,05 
1980 12,66 156,02 
1981 7,58 153,27 
1982 9,47 120,29 
1983 12,51 131,75 
1984 10,48 134,71 
1985 12,78 122,52 
1986 9,98 94,44 
1987 11,57 84,20 
1988 12,96 115,84 
1989 21,05 187,35 
1990 23,72 222,82 
1991 u•,uu .... ,., .... ;„„ 
1992 24,16 328,53 
1993 14,96 349,92 
1994 16,11 356,72 
1995 13,19 96,35 
1996 8,10 307,20 

1965 34,44 - 38,77 
1970 54,67 - 53,41 
1975 96,14 - 35,06 
1976 86,97 - 47,60 
1977 83,53 - 54,34 
1978 86,09 - 49,80 
1979 98,29 - 88,38 
1980 108,07 -111-,64 
1981 120,97 - 96,75 
1982 117,36 - 71,10 
1983 101,81 - 64,65 
1984 111,08 - 73,28 
1985 113,91 - 66,41 
1986 127,84 - 35,86 
1987 132,22 - 34,38 
1988 142,90 - 38,36 
1989 146,97 - 68.12 
1990 181,75 - 78,9411 
1991 ...... -„.......,,v• 1 
1992 233,67 -202,19") 
1993 220,32 -157,06") 
1994 211,58 -196,34°} 
1995 222,33 50,79"} 
1996 233,09 -167,681 ) 

Deutscher Bundestag-13. Wahlperiode 

Vermögensbildung und Ihre Finanzierung 
Mrd DM 

Inlindische nichtfinanzielle Sektoren 

Unternehmen 
Gebiets- Sozial-
kö.rper- versiehe- zu. 

Produk- Wohnungs- sammenl) 
tionsunter- schalten') 5) rung') 
nehmen3)"} 

wirtschaft ") 

noch: m. Geldvermögensbildung 
60,15 - 1,40 16,63 5,07 205,22 
53,89 0,84 7,26 9,18 213,70 
54,70 - 2,55 8,28 6,50 209,11 
79,42 - 0,50 10,72 1,34 245,72 

114.27 1,30 14,71 16,81 319,20 
183,34 2,20 24,49 19,99 437,68 
llO,.,, . '·"" '"'° •uo,41 
133,13 2,30 20,79 414,73 
164,18 6,50 46,02 452,25 
135,60 11,00 2,18 376,71 
135,39 - 8,50 - 5,52 356-,17 
136,54 4,00 6,26 388,12 

IV. Kreditaufnahme und Aktienemission 
33,69 17,10 9,63 0,03 60,33 
56,16 20,06 9,15 -0,02 89,19 
42,51 22,95 69,57 2,51 137,95 
64,93 27,44 41,77 --0,04 153,85 
58,32 34,98 34,98 0,03 145,81 
52,13 46,99 42,80 0,06 162,49 
72,89 58,80 41,95 -0,05 195,28 
95,12 60,61 54,69 0,09 224,02 
96,62 56,43 76,32 0,01 237,40 
74,53 45,46 68,95 -0,15 198,82 
72,25 59,24 57,71 0,05 201,85 
80,42 55,11 47,51 -0,15 192,98 
86,54 38,62 42,70 0,08 178,80 
62,00 28,59 41,79 0,05 147,12 
65,90 20,63 52,67 -0,06 149,10 
9'1,32 19,96 57,34 -0,04 186,42 

150.82 32,87 28,68 0,05 237,56 
179,87 41,14 94,27 -0,05 341,14 ••. „. ..... ••• ,„ •uo,•u 
240,39 87,45 107,48 460,16 
228,53 121,13 157,64 ~22,52 
201,32 149,17. 84,74 457,57 

-4,44 101,50 346,09 455,63 
165,09 141,99 140,23 455,54 

Drucksache 13/9090 

noch Tabelle 44 • 

Firumz:l.elle Sektoren 
~ektoren Übrige 

Welt') ins· zwam-
ges~t2) men2)7) 

221,88 73,36 500,47 
239,55 89,21 542,46 
237,03 43,72 491,48 
210,06 39,14 493,73 
320,76 lli.ll 783,30 
462,37 193,97 1 094 02 
'iJ.O,J.~ llb,uo -u,= 
492,25 188,90 1 095,87 
700,70 305,27 1458,22 
539,73 156,81 1 073,24 
671,96 239,03 1273,16 
733,85 226,43 1 348,40 

41,19 3,71 111,23 
.100,03 36,76 225,99 
160,53 37,32 335,80 
151,50 45,39 350,73 
159,34 38,12 343,27 
214,30 51,79 434,58 
171,63 28,59 395,50 
173,12 35,56 432,70 
190,84 45,90 474,14 
184,65 39,70 423,17 
186,81 37,65 426,31 
186,49 78,76 458,22 
207,17 114,49 500,47 
226,53 168,81 542,46 
217,26 123,50 489,86 
183,02 125,48 494,92 
298,36 247.38 783,30 
436,65 . 316,23 1094,02 

~-··· 
... „,ro ................... 

471,12 164,59 1095,81 
679,92 255,78 1458,22 
516,46 99,20 1073,24. 
638,15 179,38 1273,16 
695,27 197,.$9 1348,40 

V. Finanzierungssaldo 10) (= 1. abzüglich Il. oder m. abzüglich IV.} 
- 21,63 - 11,14 - 5,25 3,51 - 6,07 0,69 5,38 -
- 32,79 - 20,62 - 4,96 6,32 2,63 2,12 - 4,74 -
- 11,97 - 23,09 - 55,17 - 2,52 3,39 8,21 -- 11,60- -
- 20,71 - 26,89 - 38,87 0,58 ·1,08 6,83 - 7,91 -
- 20,36 - 33,98 - 25,24 - 3,83 0,12 8,30 - 8,42 -- .4,31 - 45,49 - 29,45 - 1,86- 4,98. 12,05 - 17,03 -
- 31,38 - 57,00 - 35,89 . 0,11 -25,87 16,48 9,39 -
- 53,03 - 58;61 - 46,43 3,75 -46,25 17,80 28,45 -
- 42,32 - 54,43 - 62,56 6,01 -32,33 20,60 11,73 -
- 27,84 - 43,26 - 60,21 7,52 - 6,43 16,91 - 10,48 -
- 8,21 - 56,44 - 42,41 - 0,19 - 5,44 17,21 - 11,77 -
- 19,37 - 53,91 - 33,59 - 0,39 3,82 17,75 - 21,57 -
- 26,39 - 40,02 - 26,07 4,99 26,42 14,71 , - 41,13 -- 8,11 - 27,75 - 34,53 9,13 66,58 13,02 - 79,60 -
- 11,20 - 23,18 - 44,39 6,56 60,01 19,77 - 79,78 -
- 17,90 - _20,46 - 46,62 1,38 59,30 '27,04 - 86,34 -
- 36.55 - 31,57 - 13,97 16,76 81,64 22,40 =1~:~·1 -
- 40.oo'l -. 38,94 - 69,78 2004 53,01°\ 25,72 -
-„,....,,..,, I - "'"7•• .... - ........ „ ... -,,...,, ...... 1 Ju,= , •. ~.-, -
-117,04°} - 85,15 - 86,69 -55,21") 21,13 34,081} -
- 42,43•) -114,63 -111,62 -48,36") 20,78 . 27,58•) -
- 58,17•) -138,17 - 82,56 -67,32") 22,26 44,051) -

160,79"} -110,00 -351,61 -78,49•) 39,81 38,68") -
- 29,69"} -137,99 . ~133,97 -68,56") 38,58 29,99•) -

') Bis 1990 einschließlich D_DR/neue Blllldeslinder und Berlin-Ost. - 1) Bruttoinvestitionen abzüglich Abschreibungen. - 1°l Finanzierungs-
überschu.6/-deflzit oder Nettoverinderungen der Forderungen/Veipflichtungen. 
•) Bei den ~Produktionsunternehmen": Einschließlich stati~cher Differem;; behn „Ausland": Ohne statistische Differenz. Zur Methodik 
siehe Monatsbericht der Deutschen Bundesbank, .44. Jg., Nr. ·s, Mai 1992, S. 15 ff. sowie „Statistische Sonderveröff~tllch~g' 41 Ergebnisse 
der gesilllllw1rtschaltlichen Finanzlerungsrechnu.ug für Deutschland 1990 bis 1995' der Deutschen Bmldesbilllkvom Juni 1996. . 

· Quelle: Deutsche Bundesbank 
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Drucksache 13/9090 

Tabelle 45• 

DeutscherBundestag·-13. Wahlperiode 

Entwicklung der Geldbe 
Veränderung gegenüber dem 

II. Netto-Forderungen m. Geld-
L Kredite an inllndJscbe Nichtbanken bei den an das Ausland 3) aus inlän-

Kreditinstitute 
Zeltraum 

Deutsche Deutsche Kredit-insgesamt Bundes- Unter- insgesamt Bundes- institute insgesamt') 
bank bank zu- nehmen öffentliche 

HJDDlell~ tmdPrtvat- Haushalte 
penonen 

Frtlheres Bundesgebiet 
1960 + 16,8 - 0,1 + 16,9 + 15,8 + 1,2 + 6,0 + 7,9 - 1,9 + 9,3 
1961 + 26,3 + 2,5 + 23,8 + 22,3 + 1,5 + 1,5 - 0,0 + 1,5 + 11,1 
1962 + U,3 + 0,.1 + 23,9 + 21,8 + 2,2 + 0,7 - 0,9 + 1,6 + 14,0 
1963 + 26,8 + 1,0 + 25,8 + 22.' + 3,5 + 3,3 + 2,1· + 0,6 + 15,4 
1- + 30,2 - 1,0 + 31,2 + 25,1 + 6,1 + 1,7 + 0,4 + 1,2 + 17,9 
1965 + 34,2 - 0,.1 + 3',6 + 27,5 + 7,1 + o.s - 1,3 + 1,8 + 16,7 
1966 + .28,2 . + 0,3 + "13,9 . + 21,6 + 6,4 + 3,6 + 1,9 + 1,7 + 15,9 
1967 + 32,9 + 0,7 + 32,2 + 18,3 +13,9 + 6,3 - 0,2 + 6,4 + 14,6 
1968 + 40,0 - 2,0 + -'2,1 + 30,9 +11,2 + 10,9 + 6,6 + ,,4 + 20,8 
1969 + 53,S + 0,7 + 52,8 + 51,2 + 1,6 - 2,5 -10,3 + 7,8 + 26,3 
1970 + 50,5 - 0,2 + 50,8 + 43;8 + 1,0 + 14,2 +21,6 - 1,4 + 21,8 
1971 + 69,1 - 0,6 + 69,7 +· 59.S +10,2 + 11.S +15,9 - ,,4 + 32,7 
1972 + 86,.( - 2,1 + 8B.S + 78,2 +10,3 + 8,7 +15,5 - ~.a + 47,0 
1973 + 67,S + 2,.( + 65,2. + 51,6 +10,6 + 23.S .+26,5 - 3,0 + "5,6 
197' + 59,8 - 1,5 + 81,2 + ,1,2 +20,1 + 13,2 - 1,9 + 15,1 + 34,5 
1975 + 85,5 + 6,6 + 78,9 + 30,9 <411,0 + 16,8 - 2,2 + 19,1 + 61,3 
1976 + 91,2 - 5,1 + 98,3 + 65,8 +30.S + 8,3 + 8,1 - 0,5 + 59,1' 
1977 + 94,2 - 1,6 + 95,8 + 69,1 +26,7 + 10,1 +10,5 - 0,3 + 42,9 
1978 +125,4 + 2,8 +122,6 + ·87,9 +3',7 + 7.1 +19,8 - 12,1 + 54,8 
1979 +139,0 - 2,0 +140,9 +112,.1 +28,5 - 21,8 - -4,9 - 11,0 + '15,8 
1980 +126,3 + 3,9 +122,.1 +100,8 +2;1,6 - 10,6 -21,9 + 17,3 + 61,7 
1981 +132,0 + Z-1 +129,9 + 82,.1 +<7,5. + 11,9 - 3,2 + 15,1 + 86,0 
1982 +104,4 - 1,7 +106,1 + 66-,2 +10,0 + "'5 + 3,1 + 1,4 + 46,5 
1993 +113,2 + 1,9 +111,3 + 92,0 +19,3 + 1,2 - 4,1 + 5,3 + 67,1 
1- +108,1 - 1,9 +110,0 + 90,9 +19,1 + 0,8 - 3,2 + 4,0 + 69,7 
1985 + 98,1 - 2,5 +100,6 + 81,7 +18,9 + 30,0 + 1,3 + 28,7 + 75,0 
1986 + 81,7 + 3,8 + T1,8 + 73,6 ·+ 4,2 + 55,9 + 6,0 + 50,0 + 69,8 
1987 + 81,0 - 2,9 + 89,8 + 61,2 +28,6 + 53,2 +il,2 + 12,0 + 70,7 
198B +138,2 + 0,6 +137,6 + 96,1 +il,5 - 5,2 -3,,6 + 29,5 + ,2,8 
1999 +135,8 - o.s +136,3 +129,3 + 7,0 + 36,3 -18,9 + 55,2 +110,3 

Deulschland 
1990") +223,l - 0,2 +223,3 +181,7 +<1,6 + 48,.( +11,0 + 37,4 +161,3 
1991 +286,1 + 0,1 +286,0 +259,3 +26,7 - 7,, + 0,2 - 7,6 +154,4 
1992 :t299,9 + 5,6 +:llM,3 +2'7,9 +16,, - 4.0,7 +68,7 -109.S +101,5 
1993 +333,9 - 5,9 +339,8 +242,3 +97,5 - 6,7 -35,8 + 29,1 + 96,5 
1994 +318,9 - 1,6 +320,5 +256,1 +6',.I -141,2 +12,4 -153,6 +166,8 
1995 +310,5 - 2,3 +31:Z.8 +223,0 +89,8 - 31,7 +17,6 - '9,2 +181,7 
1996 +335,4 - 0,9 +336,3 +254,l +82,2 - 19,1 - 1,6 - 17,5 +120,9 

1995 1. Vj. + 4.8,7 - 0,, + '9,1 + 29,6 +19,5 - 36,8 + 7,7 - 44,5 + S.,3 
2. Vj. + 63,5 - O,.I + 63.9 + 57.S + 6,.1 + 4,3 + 6,7 - 2,5 + 48,7-
3. Vj. + 71,8" - 0,2 + 71,9 + 55,9 +16,0 - 2,0 + 2,5 - 4,6 + 31,7 
'· Vj. +126,6 - 1,3 +127,9 + 80,0 +17,9 + 2,9 + 0,6 + 2,3 + 31,0 

1996 1. Vj. + 82,3 - 0,9 + B3,1 + '5,0 +38,1 - "'8,6 + 1,0 - 49,6 + 29,2 
2. Vj. + 58,5 - + 58,5 + "9,3 + 9,2 + 2.5 - 0,8 + 3,3 + ':>1,3 
3.VJ. + 46,9 - + 46,9 + .W,1 - 1,3 + 11,1 ' + 0,2 + 11,0 +,20,0 
4. Vj. +1,'1,7 - +1.&7,7 +111,7 +36,1 + 15,9 - 2,0 + 17,9 + 34,4 

1997 1. Vj. + 82,1 - + 82,1 + 40,8 .+41,4 - 85,2 - 1,8 - 83,4 + 34,0 
2. Vj. + 45,8 - + "5,8 + 60,0 -14,2 - 6,3 - 0,5 - 5,8 + 33,9 
3. Vj. + 68,9 - + 68,9 + 42,9 +26,0 + 0,2 - 6,5 + 6,7 + 1.(,8 

. 
1) Kreditinstitute einschließlich Bundesbank. - Vell(leiche Hfnwejs vor dem. Inhal~erieichnis des Statistischen Teils des Monablberlchts der 
Deutschen Bundesbank -43. Jahrgang Nr.3, Min: 1991. - l) Von No;vember 1989 hls Mai 1990 Qbne Forderungen und Verbindlichkeiten der 
- Kttditinstltute ~egendbeo: G~ In der DDR (mit Aumabme der Spareinlagen). - ~ Enthllt ltur.t-, mittel- und lang-
fristige POO.tionen eimclilieRlkb Wertpapiertransaktionen mlt dem Ausland sowit! _efnscblfeRltd> der Entwicldungshilfekredite de!r Kreditan· 
otall lllr W!eden.ufbau. - 'I Ohne Tennlngelder mit --bis unter 4 Jahren um obne Spareinlagen mlt dmmonatiger Kündigungsfrist 
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stände Im Bilanzzusammenhang 'l 
vorangegangenen Zeitraum in Mrd DM 

kapitolbildung VI. GeJ.dmengeM3 (Saldo I+II-ill-IV-V) 
Kreditinstituten 
dischen Quellen 2) 4} rv: Geldmenge M2 

Zentral- Termingeld.er mit Be-
bank-darunter einlagen V. 

. 

Geld- fdstung unter 4 Jahren 

lnlln- Sonstige menge (Quasigeld) 2) 

discller Einllüsse ') insg~t MI 
Termjn- Sparem- . öffent-

. (Bargeld-zusammen geldermit lagen mit lieber umlauf darunter Befristung vereinbar- Haushalte und zu- unw 3 von4Jah- terKün- . Sichtein- sanunen Monaten') renund digungs- lagen')~ 
darüber frtst') 

Früheres Bundesgebiet 
+ 2,3 + 2,5 + 1,5 + 1,6 + 10,5 + 5,1 + 3,4 + 1,6 
+ 5,4 + 0,9 + 1,3 - 0,6 + 16,0 + 9,6 + 1,5 + 2,1 
+ 5,3 + 3,0 - 0,3 - 1,1 + 12,6 + 6,3 + 4,6 + 1.7 
+ 4,8 + 4,1 - 0,6 + 1,9 + 13,4 + 6,0 + 4,4 + 1,6 + 0,5 
+ 4,6 + 4,8 - 0,9 + 0,7 + 14,1 + 6,4 + 5,4 + 1,0 + 0,7 
+ 3,7 + 5,1 - 1,1 + 1,8 + 17,2 + 6,1 + 5,6 + 0,5 - 0,1 
+ 3,2 + 7,8 - 0,5 + 1,5 + 15,0 + 6,5 + 1,1 + 5,4 - 0,6 
+ 2,6 + 8,5 + 0,3 + 0,9 + 23,4 + 14,2 + 8,3 + 5,9 + 3,2 
+ 1,5 +12,1 + 1,2 + 0,9 + 28,1 + 18,2 + 5;5 +12,6 + 1,7 
+ 5,5 +13,3 + 0,4 + 1,4 + "22;9 + 14,5 + 6,0 + 8,6 + 5,2 
+ 4,3 +12,9 + 4,1 + 8,9 + 24,0 + 16,4 + 8,1 + 7,7 +13,6 
+ 7,1 +14,7 + 4,2 + 5,0 + 38,7 + 25,0 + 13,2 +11,7 + 8,9 
+ 8,7 +20,6 - 3,8 + 4,8 + 47;1 + 33,5 + 11,5 +16,0 + 6,6. 
+10,2 +11,5 + 4,2 + 7,2 + 34,0 + 31,9 + 2,6 +29,4 +22,8 
+ 8,0 +13,4 + 0,4 + 2,9 + 35,2 + 13,7 + 15,5 - 1,8 + 7,3 
+ 9,4 +3.&,B + 1,4 + 1,2 + 38,4 - 0,4 + 21,4 -21,8 -17,2 
+11,4 +22,6 - 1-0,2 + 9,6 + 41,0 + 18,9 + 6,9 +12,0 + 2,7 
+13,6 +14,2 - 0,8 + 3,3 + 58,9 + 33,5 + 21,1 +12,4 + 9,7 
+11,0 +18,0 + 2,5 +W,4 + 64,8 + 43,5 + 29,1 +13,8 + 2,3 
+18,7 +18,1 - 1,7 + 3,8 ·+ 39,2 + 31,0 + 9,9 +21,1 +18,2 
+14,6 +15,9 - 1,9 +13,2 + 42,8 + 34,0 + 9,3 +24,6 +33,2 
+13,8 +11,9 - 0,2 +22,0 + 36,1 + 31,4 - 2,2 . +39,5 +23,5 
+ 7~2 +16,2 + 0,5 + 7,2 + 54,8 + 24,0 + 17,7 + 6,3 +12,1 
+27,2 +11,0 + 0,9 + 1,0 + 45,3 + 13,1 + 22,7 - 9,6 - 9,4 
+26,3 +22,3 - 1,2 - 1,0 + 41,3 + 26,9 + 18,4 + 8,5 + 2,1 
+34,5 +21,6 + 1,3 + 6,5 + 45,4 + 23,8 + 15,5 + 8,3 + 7,2 
+37,6 +25,3 - 1,1 + 3,2 + 65,7 + 34,3 + 24,7 + 9,7 + 9,0 
+43,l +19,6 + 3,5 + 3,4 + 62,6 + 35,5 + 27,0 + 8,5 + 8,3 
+46,4 - 5,8 - 1,1 +15,3 + 16,I + 49,5 + 40,8 + 8,1 + 9,9 
+38,7 + 6,4 + 3,3 - 7,9 + 66,3 + 80,8 + 24,0 +56,7 +39,7 

Deutschland 
+33,1 +37,4 +12,3 +31.1 + 66,9 +117,6 + 44,5 +73,1 +3?,5 
+32,1 +10,3 - 6,4 +35,1 + 95,1 + 94,8 + 17,7 +11,2 +55,0 
+26,3 +12,3 -12,3 +52,9 +111,1 +109,7 + 63,3 +46,5 +39,2 
+32,9 + 9,0 +13,1 +31,4 +186,2 +121,2 + 55,2 -1$,0 +92,6 
+62,1 + 1,5 -10,0 -11,1 + 31,9 - 35,S + 38,9 -14,4 -61,2 
+69,1 +15,4 - 0,8 +11,9 + 86,1 - 15,8. + 61,2 -11,0 -58,3 
+69,1 -19,1 + 4,5 +16,9 +174,0 + 57,3 + 99,9 -42,6 -31,5 

+22,4 + 1,4 + 1,2 + 4,9 - 58,4 - 74,? - 58,6 - 16,0 -11,2 
+16,6 + 4,8 + 0,4 +10,8 + 7,9 - 5,5 + 22,0 -21,5 -22,1 
+15,0 + 1,4 - 2,4 +17,2 + 17,2 - 2,3 + 9,2 . -11,5 - 8,7 
+15,1 + 7,8 + 0,0 -21,0 +119,5 + 66,7 + 88,7 -22,0 - 9,9 

+21,0 -12,7 - 0,3 + 9,1 - 4,4 - 46,2 - 43,5 - 2,7 - 2,1 
+17,5 - 8,7 - 1,5 + 7,9 + 17,4 + 0,0 + 23,1 -23,1 -17,3 
+15,7 - 3,4 + 0,2 +19,9 + 18,0 + 4,9 + 13,2 - 8,2 - 9,5 
+15,0 + 5,7 + 6,2 -20,0 +143,0 + 96,5 +107,1 - 8,6 - 2,6 

+14,3 - 6,7 - 6,4 +15,8 - 46,4 - 68,2 - 69,1 + 0,9 - 9,3 
+ 9,2 - 6,9 + 0,8 - 9,3 + 14,1 +: 10,4 + 23,8 -13,4 -16,1 
+ 7,8 - 6,1 - 0,9 +56,9 - 1,8 - 5,9 - 1,3 - 4,6 - 5,3 

Tabelle 45' 

Spar-
einlagen Zeitraum 
mit drei-

monatiger 
Kündi-

gungsfrist 

+ 5,4 1960 
+ 6,4 1961 
+ 6,2 1962 
+ 7.4 1963 
+ 7,7 1964 
+ 11,1 1965 
+ 8,5 1966 
+ 9,2 1961 
+ 10,0 1968 
+ 8,3 1969 
+ 7,6 1970 
+ 13,7 1911 
+ 13,6 1972 
+ 2,1 1973 
+ 21,5 1914 
+ 38,8 1975 
+ 22,1 1976 
+ 25,5 1977 
+ 21,3 1978 
+ 8,3 1979 
+ 8,8 1980 
- 1,3 1981 
+ 30,8 1982 
+ 32,2 1983 
+ 14,3 1984 
+ 21,6 1985 
+ 31,4 1986 
+ ZJ-,0 1987 
+ 26,5 1988 
- 14,5 1989 

- 50,7 1990') 
+ 0,8 1991 
+ 7,4 1992 
+ 65,0 1993 
+ 61,5 1994 
+101,9 1995 
+116,8 1996 

+ 16,2 1995 1. Vj. 
... 13,3 2. Vj. 
+ 19,6 3. Vj . 
+ 52,8 4.Vj. 

+ 41,8 1996 1. Vj. 
+ 17,3 2. Vj. 
+ 13,1 3. Vj. 
+ 44,5 4. Vj. 

+ 21,8 19911. Vj. 
+ 3,1 2.Vj. 
+ 4,1 1 3.Vj. 

s) Einschließlich Inhaberschuldverscbreibtingen im Umlauf (netto} bereinigt um den Saldo der lnnsaktionen mit dem Ausland sowie etn-
schlie.6lich Kapital und Rücklagen. - 8) Einschließlich Sparbriefe. - 1 ) Saldo der übrigen Posi~onen der .Konsolid.!erten Bilanz des Banken-
systems-" (von 1972 bis 1976 einschHeRJich Guthaben auf Sonderkonten Bardepot), -'1 Bargeldumlauf ohne I(assenbestlnde der Kreditinsti-
tute, jedoch einschließlich der im Ausland befindlichen DM-Noten und -Münzen. - ') Ohne votübergehend zu den Kreditinstituten verlagerte 
öffentliche Gelder(§ 17 BBankG). - •) Bis Juni 1990: Früheres Bundesgebiet; ab Juli 1990: Deutschland. 

Quelle: Deutsche Bundesbank. 
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Tabelle 46" 
Geldbes!Ande, Euromarkteinlagen nnd bereinigte Zenlralbankgeldmenge 

Mrd DM 
- ·-· 

Geldbestinde Nach-
rlchtlich 

GeldmengeM1 Geldmenge M 22)3) Geldmenge M 3 ~) 

davon darunter darunter 
Geld-

Ende des TermJne!Dlagen Spar- menge 
Zeitraums einlagen M3 

Sicht- !nlin- erweitert 
ins- einlagen ins- darunter ins- discher plus 

gesamt Bargeld- inlin- gesamt gesamt Nicht- Geld-
u.mlauf') disch« banken markt-

mltBe- fondsS) Nlcht- zusammen lrlstung mit drei-
baDken~~ bis unter monatiger 

3Mon&ten Kündi-
gungsfrlst 

. - - . ·---„ --„.„. -
PrGheru Bandesgebtet 

1960 51,1 20,8 30,3 72,7 21,6 3,6 107,2 3',5 
1961 58,7 23,2 35,5 82,2 23,5 3,9 123,0 40,9 
1962 63,4 24,2 39,1 88,5 25,2 4,1 135,8 47,2 
1963 67,8 25,5 42,3 94,5 26,8 4,6 149,2 54,7 
1964 73,0 27,9 45,2 100,8 27,8 5,2 163,2 62,4 
1965 78,5 29,7 48,9 106,9 28,4 5,2 . 180,4 73,5 
1966 79,6 30,9 48,7 113,4 33,8 4,6 195,3 82,0 
1967 87,9 . 31,5 56,, 127,6 39,7 7,8 218,7 91,1 
1968 93,5 32,6 60,9 142,3 48,9 9,6 244,4 102,1 
1969 99,4 34,7 64,7 156,9 51,5 14,8 267,3 110,4 
1970 108,2 36,9 71,3 113,4 65,2 28.4 291,5 118,1 
1971 121,5 40,3 81,2 198,6 77,1 37,3. 330,7 132,1 
1972 139,3 45,8 93,5 232,3 93,0 .(3,9 378,5 146,1 
1973 142,9 .(7,4" 95,4 265,9 123,0 67,1 '16,8 150,9 415,4 
1974 158,4 51,5 106,9 279,ff 121,2 74,3 452,2 172,6 451,6 
1975 179,9 56,5 123,4 279,3 99,4 58,6 490,9 211,6 488,1 
1976 186,9 60,6 126,3 298,2 111,3 59,8 532,0 233,9 532,3 
1977 208,1 67,5 140,6 331,8 123,7 69,5 591,5 259,7 587,9 
1978 237,9 16,2 1.61,7 375,4 l37.S 71,8 1156,6 281,2 655,0 
1979 247,9 79,9 168,0 406,5 158,6 90,1 696,2 289,7 699,3 
1980 257,3 84,0 173,4 ~0,6 183,3 123,2 739,4 298,8 751,0 
1981 255,3 84,2 171,1 478,1 222,9 146,7 776,0 297,9 800,5 
1982 273,1 88,6 184,4 502,2 229,2 158,8 831,0 328,8 851,7 
1983 295,8 96,4 199,4 515,4 219,6 149,5 814,8 359,5 910,8 
1984 314,2 99,8 21-4.,-4. 542,3 228,1 151,6 916,2 373,8 947,4 
1985 33',1 103,9 230,2 577,1 243,0 161,7 985,5 408,4 1 000,3 
1986 358,8 112,2 2'6,6 610,9 252,2 170,6 1 0,50,7 439,8 1092,8 
1987 385,2 124,1 261,1 645,7 260,5 178,9 1112,4 466,8 1158,1 
1988 427,0 142,6 284,4 696,1 269,1 188,7 1189,6 493,5 1242,7 
1989 450,8 146,9 303,8 776,6 325,8 228,4 1.255,6 479,l 1345,4 

Deukchland 
1990 584,3 158,6 425,8 987,6 403,3 266,7 1503,0 . 515,4 1619,7 
1991 604,0 171,8 432,3 1 OOl,5 480,5 321.8 1597,7 513,1 1733,8 
1992 669,6 200,5 469,1 1196,5 527,0 361,0 1718,7 522,2 1 908,7 
1993 726,3 212,0 514.3 1319,2 592,9 (52,9 l 996,7 587,4 2 132,5 
1994 764,1 225,9 538,2 1282,7 518,6 391,7 1937,0 654,3 2 214,5 
1995 816,1 237,5 578,6 1257,7 441,6 333,4 2rxr1,4 749,7 2266,8 
1996 916,9 246,8 670,1 1315,9 399,0 301,9 2181,8 865,8 2409,4 
1996 1.~. 772,9 235,2 537,7 1 211,8 438,9 331,4 2 003,4 791,5 2 301,7 

2 .. 796,4 238,5 557,9 1212,3 415,9 314,0 2 020,8 808,5 2 317,2 
3.Vj. 809,5 240,2 569,4 1217,2 407,6 304,7 2039,0 821,8 2 310,1 
4.Vj. 916,9 246,8 610,1 1315,9 399,0 301,9 2181,8 865,8 2409,4 

1997 1.Vj. 848,6 246,3 602,3 1 248,5 399,9 3_01,7 2135,9 887,3 2433,2 
2.Vl. 873,1 245,6 627,5 1259,6 386,5 285,7 2150,4 890,8 2 434,1 
3.V. 871,8 243,5 628,3 1253,7 381,9 280,4 2148,6 894,9 „. 

1) Öhne Kanenbestlnde d« Kredltinst!tub., ein...bHeffikh der Im Ausland befindlichen DM-Noten und -Münzen. 

Bereinigte 
ZentrAlbank-
geldmenge8) 

darunter 

ins>-
gesamt Bank-

reserven') 

28,0 10,3 
30,9 10,2 
33,9 9,8 
36,6 10,8 
39,8 12,5 
43,8 14,5 
47,0 16,0 
49,5 15,2 
52,5 15,4 
56,7 19,2 
60,6 22,2 
66,3 29,0 
74,9 34,2 
83,3 4-4:,1 
86,6 42,0 
93,4 39,6 

102,4 43,4 
111,3 45,6 
125,5 52,7 
138,3 62,3 
144,9 61,7 
150,3 59,5 
156,4 61,7 
168,4 62,6 
176,9 65,5 
184,6 69,2 
196,6 69,6 
213,0 76,6 
232,8 81,2 
251,1 84,9 

271,7 97,0 
303,0 111.7 
332,5 125,1 
368,4 111,7 
402,5 92,4 
417,3 77,9 
442,2 66,7 
432,4 66,1 
440,5 66,6 
444,2 66,4 
451,7 67,7 
453,4 69,9 
455,6 69,7 
456,5 70,0 

2) Von November 1989 bb: Mai 1990 ohne Pwd~en und VerblDdllcbke:lten der westdeutschen Kred1tlnstitute gegenüber GescMttspart~ 
nem in der DDR (mit Ausnahme der Spareinlagen). 

~ Gel~ M 1 plus Termingelder !nlindlscher l'llchtbanken mit BefPlbmg bis unter 4 Jahren (QuasigeldbestindeJ. 
") Geldmenge M 2 plus Sparetnlagen IDllndischer Nichtbanken mit dreimonatiger KOndigungsfrlst (bis Juni 1993: mit gesetzlicher Kündi-

gungstrlst). . 
') a.tdmenge M3 zuzüglich Einlagen von fnUndis.dt~ Nichtbanken bei Auslandsftlialen und Auslandstöi::htem inlindischer Kreditinstitute 

IOW1e Inhaberschuld~ im Umlauf mf:t Laufzeit bis ~ter 2 Jahren; geret;hnet als Mittel aus zwei Monatsendstinden; .n.b Au-
""" 1994 mzüglich lnlindiscloer und an,Jlndlsr!w Geldmarktfonds in den Hlnden inl.lndischer Nichtbanken (bereinigt um die Bankeinla-
gen und Ba.ukschuldvenchrelbungen unter 2 Jalil'en der fnlincß•chen Geldmarktf~). 

i In der Ab1Jrenzung des Sachventandigenrates: ~eldumlauf (ohne Kua:enbestlnde der Kredftlnstitute) und Bankreserven, (ab Juni 1978 
etnscht!eflßfcb Deutsche Bundespost Postbank) bel:eioigt um den.Effekt von M'hidest:reservtz!ndenmgen; zur Methode siehe Anhang V, 
Absdmftt C. Quelle für Gnmdzahlen· Deutsche B1.Qldesbmk. Jahres-Merteljahresdurdlschnitt aus Monatsdurchschnitten. 

') Ohne Enlagen des Bundes. Bb Dezember 1993: Ofme Zenb:albankeb:lli..gen_inllnd!scher Mfentllcher Haushalte. 
S] Ist-Reserve und anrechenb&re Kusenbestlnde .deiKreditinstitute (die Anredlenbarkett der Kassenbestlnde wurde ab 1. August 1995 auf-

.-hobenJ. Quelle: Deutsche Bundesbank 
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Zeitraum 

1960 
1961 
1962 
1963 
1964 
1965 
1966 
1967 
1968 
1969 
1970 
1971 
1972 
1973 
1974 
1975 
1976 
1977 
1978 
1979 
1980 
1981 
1982 
1983 
1984 
1985 
1986 
1987 
1988 
1989 

1990•) 
1991 
1992 
1993 
1994 
1995 
1996 

1996 1. Vj 
2. Vj 
3. Vj 
4. Vj 

1997 1. Vj 
2. Vj 
3. Vj 

Absatz 

Deutscher Bundestag-.13. Wahlperiode 

Absatz und Erwerb von Wertpapieren 
Mio DM 

festverzinsliche Wertpapiere 

Erwerb durch 

inländische Rentenwerte 1) Inländer 
aus-

darunl& ländische darunter Aus-
zu. 

Banken 2) 1 ö=~ 
Renten- zus am- liinder7) 

sammen werte") men~ Nicht-
banken~ 

Fritheres Bundesgebiet 

4105 3336 1156 - 24 2708 1373 
7 815 586i 1856 - 1 7511 303 
9392 6473 2 333 94 8764 722 

11964 8327 3 297 221 10194 1991 
12880 9663 2 893 489 13 364 5 
11326 8136 2835 381 . 11604 103 
5007 4381 622 550 5685 - 128 

14970 9211 4 875 471 16 276 - 835 
17668 13922 3 818 4103 21922 - 151 
12383 12258 289 5 365 18 701 - 953 
14312 11934 2 157 1 042 14537 817 
20578 14856 4 279 - 1184 17 778 . 1616 
34067 26074 7206 - 4 314 22024 7729 
25 010 21432 4120 - 231 18283 6697 
25082 19616 5 837 675 27706 - 1950 
47977 34974 13171 1357 52690 - 3358 
47859 31731 16676 1325 46149 3034 
49777 28937 21256 4464 53577 668 
39832 29437 11420 3485 43 208 106 
41246 36350 6011 3 652 40976 3923 
45 218 41546 4934 7196 5213_3 33892 281 
66872 70451 - 2608 6013 74293 57460 - 1408 
72726 44 795 28563 10570 81102 36420 2194 
85 527 51726 34393 5544 80558 42 272. 10513 
71101 34 639 36664 15 176 72805 49918 13471 
76050 33 013 42738 26659 72087 39316 30622 
87 485 29509 57774 16012 45927 13 667 57570 
88190 28448 59768 24096 78193 33599 34093 
35100 -II 029 46228 53325 86656 49417 1769 
78409 52418 25649 39877 96074 76448 22212 

' Deutschland 

220340 136 799 83609 24488 225066 133 266 19763 
219 346 1316?0 87011 12619 173 099 127 310 58866 
284 054 106 857 177376 7708 170 873 37 368 120887 
382571 151812 230560 12539 183195 20095 211915 
276058 117 185 158 939 27281 279 989 154 738 23349 
203 029 162 538 40839 24128 141279 94406 . 85876 
233 519 191 341 41529 21768 153 024 36525 102263 

67 113. 63 781 3132 7762 44604 190 30270 
55895 36385 19741 4684 46500 16022 14079 
51 731 44999 6627 5440 28598 7554 28574 
58780 46176 12029 3882 33322 12 759 29340 

102 756 76284 26432 13012 75156 - 5391 40612 
69411 38370 29903 26564 75 794 40718 20181 
45924 51268 - 5301 30295 40769 2398 35450 

Drucksache 1319090 

Tabelle 47' 

Aktien Nach-. 

Absatz richtlich 

Deutsch.er 
in· Aktienindex. aus- (DAX) der ländische Iändische 

Aktien~ Aktien~ 
Frankfurter 
Wertpapier-

börse 1°} 

2793 
3296 . 
2196 
1318 
2243 
3959. 
2 713 
1905 
3144 
2797 
3 592 
4734 
4129 
3 581 
3525 
6010 
6081 
4 368 
5550 
5513 
6948' . 3640 480,92 
5516 4639 490,39 
5921 3349 552,77 
7271 8280 773,95 . 
6 278 5742 820,91 

11009 7550 1 366,23 
16394 15977 1432,25 
11889 3956 1000,00 
7528 13862 1 327,87 

19 365 16145 1 790,37 

28 021 22049 1 398,23 
13 317 20161 1577,98 
17 226 15369 1545,05 
19512 19 843 . 2266,68 
29160 25985 2 106,58 
23600 23135 2253,88 
34 212 . 34579 2888,69 

2766 13225 2485,87 
6090 2944 2561,39 
3 002 6546 2651,85 

22354 11864 2888,69 

3380 30934 3429,05 
4285 13002 3785,77 
6178 8'199 4167,85 

. . .. -· ···-· -· ... 
1) Nettoabsatz zu Kurswerten unter Berü.cksicllttgung von Eigenbestandsverindenmgen der Emittenten. - 1J Bankschuldverschreibungen 
ohne Bank-Namensschuldverschreibungen. -3) Einschließlich Bundesbahn/Bundeseisenbahnvennögen, Bundespost und 1reuhand.amtalt, je-
doch ohne von der Lastenausgleichsbank. für den Lastenausglei.chsfonds begebene Schuldverschreibungen. - 4) Nettoerwerb b~. Nettover-
äußerung (-) ansl.!lndisch.er Rentenwerte zu 1tansaktionswerten durch Inländer. - ~) In- und auslindische Rentenwerte. -') Als Rest errechnet; 
enthält auch den Erwerb lnw und auslindischer Wertpapiere durch inländische Investmentfonds. - 7) Nettoerwerb bzw. NettoverAuBenmg (-) 
inlindischer Rentenwerte zu 1ransalctionswerten durch Ausländer. - ') Zu Emissionskursen. - ') Nettoerwerb bzw. Nettoveräußerung (-) 
ausländischer Aktien (einschließlich Direktinvestitionen) zu Transaktionswerten durch Inländer. - 1°) Ende 1987 = 1 0001 Stand am Ende des 
Zeitraums. - •) Ab Juli 1990 einschließlich Schuldverschreibungen, ab Januar 1994 einschließlich Aktien ostdeutscher Emittenten. 

• Quel,le: Deutsche Bundesbank. 
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Tabelle 4a• 

·Zeitraum Diskont- Lombard-
„„~ satz 3 ) 

1960 4,44 5,44 
1961 3,20 4,20 
1962 3,00 4,00 
1963 3,00 4,00 
1964 3,00 4,00 
1965 3,66 4,66 
1966 4,59 5,74 
1967 3,.(0 4,21 
1968 3,00 3,50 
1969 4,5( 5,69 
1970 6,89 9,02 
1971 5,13 6,53 
1972 3,39 4,58 
1973 6,23 8,23 
1974 6,89 8,89 
1975 4,50 5,75 
1976 3,50 4,50 
1971 3,48 4,25 
1978 3,00 3,50 
1979 4,39 5,42 
1980 7,17 8,78 
1981 1,50 9,00 
1982 7,06 8,39 
1983 4,21 5,37 
1984 4,25 5,50 
1985 4,31 5,77 
1986 3,59 5,50 
1987 2,99 4,95 
1988 2,92 4,73 
1989 4,81 6,81 
1990 6,00 8,08 
1991 6,85 9,07 
1992 8,19 9,68 
1993 6,96 8,12 
1994 .(,82 6,26 
1995 3,93 5,80 
1996 2,65 4,65 
1997' Jan 2,50 4,50 

Feb 2,50 4.50 
M4r 2,50 4,50 
Apr 2,50 4,50 
Mai 2,50 4,50 
Jun 2,50 4,50 
Jul 2,50 4,50 
Aug 2,50 4,50 
Sep 2,50 4,50 

Deutscher Bundestag-13. Wahlperiode 

~te Zliisen und Renditen') 
)?rozent p. a. 

Hypo.-
thekar-
kredlte 

Drei- Konto- auf Wohn- Spar-monats- korrent- Fest- gnmd- ein-geld/ kredit 4)') 
geld,~ stücke zu 

lagen')~ Pibor4)1) Festzinsen 
~-
ven!n-

sung) 'J~ 

-
5,10 8,94 3,10 3,15 
3,59 7,70, 2.50 3.50 
3,42 1,50 2,25 3,25 
3,98 1,50 2,25 3,25 
4,09 1,50 2,25 3,25 
5,14 8,16 2,58 3,52 
6,63 9,09 3,50 4,50 
4,27 1,65 2,85 3,5( 
3,81 7,56 2,90 3,50 
5,79 8,52 3,82 3,75 
9,U 11,12 7,51 4,88 
1,15 10,13 6,21 4,72 
5,61 8,73 5,14 4,14 

12,14 12,26 9,31 5,11 
.9.90 13,60 8,28 5,51 
4,96 10,14 4,20 4,36 
4,25 8,45 3,62 3,63 
4,37 1,99 3,65 3,13 
3,70• 7,33 3,06 2,55 
6,69 8,63 5,13 3,15 
9,54 12,05 7,95 4,64 

12,11 14,69 9,74 4,92 
8,88 13,50 ·1,54 4,85 
5,78 10,05 4,56 8,99 3,26 
5,99 9,82 4,86 '8;87 3,01 
5,44 9,53 4,44 7,96 2,88 
4,60 8,75 3,71 6,98 2,50 
3,99 8,36 3,20 6,59 2,11 
4,28 8,33 3,29 6,68 2,01 
1,01 9,94 5,50 7,94 2,43 
8,43 11,59 7,07 9;73 2,81 
9,25 12,46 7,62 9,79 2,83 
9,52 13,59 8.01 9,35 2,81 
7,30 12,85 6,27 7,52 . 2,54 
5,36 11,48 4,47 7,61 2,10 
4,53 10,94 3,85 1,49 2,04 
3,31 10.02 2,83 6,44 1,99 
3,14 9,26 2.66 5,98 1,91 
3,19 9,17 2,60 5,18 1,86 
3,26 9,16 2,64 5,80 1,79 
3,23 9,17 2,65 5,92 1,75 
3,17 9,12 2,65 5,88 1,72 
3,14 9,13 2,63 5,82 1,70 
3,14: 9,06 2,63 5,72 1,67 
3,26 9,06 2,65 5,84 1,63 

. 3,31 9,12 2,66 5,88 1,63 
-- .. ·~-- - --·-- -· ·------

Umlaufsrendite 1') 

darunter 

Anleihen der 
öffentlichen Hand 

insgesamt 
darunter 

zu- mit Restlauf-sammen 
zeit 9 bis 

10Jahre11) 

6,3 6,4 -
5,9 5,9 -
6,0 5,9 -
6,1 6,1 -
6,2 6,2 -

. 6;8 7,1 -
1,8 8,1 -
7,0 7,0 -
6,7 6,5 -
1,0 6,8 -
8,2 8,3 -
8,2 8,0 -
8,2 1,9 -
9,5 9,3 -

10,6 10,4 10,4 
8,1 8,5 8,6 
8,0 1,8 8,1 
6,4 6,2 6,6 
6,1 5,1 6,2 
1,6 7,4 1,6 
8,6 8,5 8,5 

10,6 10,4 10,I 
9,1 9,0 9,0 
8,0 7,9 8,1 
7,8 7,8 8,0 
6,9 6,9 1,0 
6,0 5,9 6,1 
5,8 5,8 6,2 
6,0 6,1 6,5 
7,1 7,0 7,0 
8,9 8,8 8,1 
8,7 8,6 8,5 
8,1 8,0 7,9 
6,4 6,3 6,5 
6,7 6,7 6,9 
6,5 6,5 6,9 
5,6 5,6 6,2 
5,1 5,1 5,9 
4,9 4,9 5,6 
5,1 5,1 5,8 
5,1 5,2 5,9 
5,0 5,1 5,8 
5,0 5,0 5,7 
4,9 4,9 5,6 
5,1 5,1 5,7 
5,1 5,1 5,6 

') Jahres-JMonatsduri:hschnitte; Diskontsatz und.Lombardsatz ~mit.den Tagen der Geltungsdauer gewichtet. wobei der Monat zu 30Tagen 
engesetzt wird. - l) Bis 31. Juli 1990 zugleich ZJD.ssatz filr Kanli!IIkredfte. -'] Ab 1. August 1990 bis 31. Dezember 1993 zugleich Zinssatz für 
Kauenkredite; ab 1. J~ 199.( werden keine Kusenkredite mehr gew6hrt. - ~) Die Durchschn1ttaslt:ze sind als ungewichtetes arlthmeti-
IChes }l.1ftte1 aus den hmerhalb der Streubreite lieg"1den Zinsmeldungen errechnet, indem)n1ells 5 vH der Meldungen mit den höchsten und 
den niedr:l.glien 7.lnsa.ltzen ausgesondert ~ ...:. -, Ab 1991 „Frankfurt Interbank Offered Rete" :Mr Dreimonatsgeld: - •J Kontokorrent-
kredite J.mter 1 Mio DM. - ') Festgelder von 100-~ DM bis unter l Mio DM mit vereinbarter Laufzeit von einem Monat bis drei Monaten 
einscblieBlic:h.. - ') Pie Angaben beziehen sich am den Zeitpunkt des Vertragsabschlusles und ~ auf die Gesamtlaufzeit der Vertrige. Bei 
Fll'echnung der Eftektivver.dnrung wird van einer jlhrlichen G{undtllgung von 1 vH zuZilgllch ersparter Zinsen ausgegangen unter Berü.ck-
sk:htigung der von den beteiligten Instituten je~ vereinbarten R:dcbahhmgSip.odalltl.ten.. -tlj MU dreimonatiger Kündigungsfrist. -1') Pest-
ven:insl:lche Wertpapiere: tnhabenchuldversc:hreibung~ mit: ein:er llngsten Laufzeit gemU Eminionsb~gungen von über vier Jahren, 
IOWeit ihre mtttlere Restlaufzeit mehr als drei J~ betrlg:t.. Außer Betracht bleiben Wandelschuldverschreibungen u. i., Banbchuldver-
Khreibungen mit unplanmlßlger Tilguµg,.Null-Kupon-Anleihen, variabel veIZinsliche Anleihen und Premdwihrungsanleihen. Die Monats-
ahlen werden aus den ltenditen aller Gesc:hlftstaae eines Monats errechnet, Die Jehrelzahlen sind ungewogene Mittel der Monatszahlen. -
11} Eblbezog-en lind nur an der Deut:Schen T~barSe (DTBJ lieferbare .f\nle1hen1 als ungewogener Durchschnitt ermI_ttelL 

• Quelle: beutsche Bundesbank 
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Insgesamt 
Zeitraum 

1991 100 
1992 91,5 
1993 89,9 
1994 91,I 
1995 98,9 
1996 98,8 
1996 1. Vj. 101,2. 

2.Vj. 91,5 
3.Vj. 97,8 
4.Vj. 98,5 

1997 1. Vj. 102,1 
2.Vj. 105,9 
3.Vj. 106,4 

1991 100 
1992 91,9 . 
1993 104,9 
1994 122,6 
1995 141,2 
1996 138,0 
1996 1.Vj. 134,2 

2.Vj. 141,1 
3.Vj. 137,6 
4.Vj. 138,9 

1991 1. Vj. 142,3 
2.Vj. 158,0 
3.Vj. 151,4 

1991 100 
1992 97,J 
1993 90,5 
1994 98,0 
1995 100,6 
1996 100,3 
1992 1. Vj. 107,5 

2.Vj. 96,6 
3.Vj. 93,9 
4.Vj. 91,2 

1993 1. Vj, 92,6 
2.Vj. 88,2 
3.Vj, 89,1 
4,Vj, 92,0 

1994 1. Vj, 97,8 
2,Vj. 95,4 
3.VJ. 96,6 
4.Vj, 102,0 

1995 1. Vj, 106,5 
2.Vj. 99,4 
3,Vj, 98,6 
4.Vj. 97,9 

1996 1.Vj. 102,5 
2.Vj. 99,2 
3.Vj. 99,3 
4.Vj. 100,1 

1997 1. Vj. 103,7 
2.Vj. 108,0 
3.Vj. 108,4 

Deutscher Bundestag-13. Wahlperiode 

Aufb'agseingang Im Verarbeitenden Gewerbe 'l 
a) Insgesamt (1991 = 100) 

Vor- lnvesti- Ge- Ver- Vor-
leistungs- tions- brauchs- braucbs- leistungs-
. güter- güter- gilter- gilter- Insgesamt gilter-

prod~nten 

Wertindex 

Frilheres Bundesgebiet 'J 
100 100 100 100 100 100 
98,4 96,6 95,0 100,9 96,5 98,9 
90,9 89,1 82,1 96,1 89,1 93,0 
98,4 98,0 89,3 91,0 95,1 100,1 
99,3 102,2 88,5 98,1 95,1 96,7 
96,8 104.,4 92.1 96,6 95,2 95,9 
91,6 106,6 95,0 109,1 91,2 96,l 
96,6 103,3 91,6 86,7 93,8 95,4 
95,7 102,9 88,0 103,5 94,4 95,2 
97,1 104.,8 93,8 86,3 95,2 96,8 

100,5 105,0 97,9 106,3 98,3 ioo,2 
101,6 109,6 99,7 87,6 101,3 . 106,4 
106,8 111.4 92,9 102,3 101,4 105,0 

Neue Bundes.linder ~d Berlln-01t 
100 100 100 100 100 100 
89,2 93,7 113,8 82,1 91,0 90,2 

102,4 104.,1 162,3 80,8 104.,3 105,5 
128,0 111.4 212,4 87,0 121,3 130,6 
147,6 135,5 205,2 96,7 135,3 143,5 
152,2 117,0 260,I 101,5 133,5 151,8 
147,4 111,1 271,0 104.,9 129,0 145,4 
152,2 124,2 267,8 91,6 136,0 151,1 
156,4 113,0 242,0 104,6 133,4 156,8 
152,9 119,6 253,5 99,0 135,4 153,8 
158,1 122,4 233,J 107,9 138,2 159,l• 
183,5 126,8 291,4 105,3 152,8 183,l 
182,4 121,6 275,4 108,0 152,3 182,3 

Deutscliland 
100 100 100 100 100 100 
98,0 96,4 95,3 100,2 96,J 98,5 
91,3 90,3 84.l 96,2 89,6 93,4 
99,4 98;6 91,3 96,~ 96,6 101,1 

101,2 103,8 90,2 98,6 96,6 98,5 
98,8 105,0 94,5 96,8 96,7 98,0 

101,3 104.,8 110,4 116,1 106,8 101,8 
99,4 96,3 91,5 88,6 95.~ 99,6 
94,5 92,8 ,87,9 10415' 92,7 94,9 
90;1 91,1 91,4 91,I 90,3 91,1 
93,8 89,6 86,4 109,4 91,7 95,5 
90,8 81,9 81,5 84,5 87,J 92,7 
89,4 88,4 80,5 103,8 88,2 91,5 
91,2 95,4 87,8 87,0 91,3 93,7 
98,0 95,1 95,6 169,9 96,9 100,7 
98,1 95,8 89,9 85,2 94,3 100,4 
97,5 97,5 86,5 . 103,1 95,2 99,I 

104,0 105,3 93,3 88,~ 99,8 104,l 
108,8 105,1 96,4 111,5 102,9 106,8 
102.4 101,2 88,9 88,1 95,4 99,4 
97,1 104.,4 83,1 105,3 94,4 93,9 
96,2 103,9 92,3 89,4 9'.1,9 93,7 
99,5 106,8 91,6 10(5 98,5 91,9 
98,7 1op 94,l 87,2 95,5 91,5 
98,0 103,4 90,2 103,6 95,9 97,6 
99,3 105,5 96,0 . 86,8 96,8 99,0 

102.7 105,8 99,8 106,3 99,9 102,4 
110,5 110,5 102,4 68,3 103,3 109,3 
109,6 112,2 95,5 102,5 103;3 107,9 

Drucksache 13/9090 

Tabelle 49• 

lnvesti- Ge- Ver-
tions- brauchs- brauchs-
gilter- güter- güter-

produzenten 

Volumenindex 

100 100 100 
94,4 92,4 98,1 
86,5 7.8,8 94,0 
94,2 84,3 94.4 
91,l 83,l 95,1 
98,3 85,2 92,8 

100,4 88,2 105,2 
97,1 84,8 83,6 
96,1 81,4 99,4 
98,8 86,4 83,1 
98,2 89,7 101,8 

101,8 91,0 83,8 
103,1 84,1 91,6 

100 100 100 
91;4 109,8 80,6 

101,2 152,1 78,3 
101,6 198,4 83,9 
128,6 188,8 92,2 
110,4 235,2 96 •. 4 
104,"1 251,3 99,4 
117,0 242,0 92,9 
106,1 218,0 99,4 
113,8 229,6. 94,1 
114,9 210,8 102,3 
118,9 261,8 99,6 
119,6 247,5 101,8 

100 100 100 
94,2 92,7 98,0 
87,2 80,1 93,5 
94,7 86,2 94,0 
98,6 84,1 95,o 
98,9 87,3 93,0 

103,2 108,5 114,8 
93,9 88,7 86,1 
90,4 85,l 101,8 
'89,3 88,4. 88,7 
86,8 82,7 i06,2 
84,7 71,5 82,2 
85,2 76,6 100,5 
92,0 83,6 84,9 
92,1 90,5 106,6 
92,0 84,9 83,2 
93,1 81,6 100,2 

101,1. 87,9 86,2 
100,8 90,4 107,7 
96,1' 83,6 85,1 
99,2 78,0 101,1 
98.4 86,6 86,1 

100,6 90,5 105,0 
98,1 81,0 84,0 
91,2 83,4 99,4 
99,,5 88,5 83,5 
99,1 91,4 101,8 

102,6 93,4 84,5 
103,9 .. 87,0 97,7 

1) Ohne Ernährungsgewerbe und Tebo.kverarbeitung. - Zur Methode siehe Stattsttsches Bundesamt, Wirtstjta.ft und Ste:tislik 3/1995, S. 181 ff. 
Z) Angaben für die Jahre 1962 bis 1994 in der Abgrenzung der Systematik der Wirtschaftszweige, Ausgaibe 1979, Fassung für die Statistik im 

Produzierenden Gewerbe (SYPRO) auf B.a.sis 1985 = 100, siehe JG 95 ntbelle so• Seiten .f.20 ff.. 
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noch Tabelle 49' 

Insgesamt 
Zeitraum 

1991 100 
1992 98,0 
1993 88,0 
1994 91,9 
1995 93,6 
1996 90,4 
1996 1. Vj. 92,7 

2.Vj. 89,6 
3.Vj. 90,4 
4.Vj. 88,8 

1997 1. Vj. 89,8 
2.Vj. 92,? 
3.Vj. 92,9 

1991 100 
1992 104,7 
1993 120,0 
1994 147,4 
1995 164,8 
1996 159,0 
1996 !. VJ. 155,6 

2.Vj. 163,7 
3.Vj. 157,9 
4.Vj. 158,9 

1997 1.Vj. 154,1 
2.Vj 172,8 
3.Vj. 175,7 

1991 100 
1992 98,2 
1993 89,2 
1994 94,0 
1995 96,6 
1996 93,3 
1992 1. Vj. 108,2 

2.VJ. 96,7 
3.Vj. 95,6 
4.Vj. 92,3 

1993 1. Vj. 91,9 
2.Vj .. 86,4 
3.Vj. 89,4 
4.Vj. 89,I 

1994 1. Vj. 93,6 
2.Vj. 91,2 
3.Vj. 94,3 
4.Vj. 97.0 

1995 1. Vj. 101,0 
2.Vj. 95,5 
3.VJ. 96,1 
4.Vj. 93,6 

1996 1. VJ. 95,4 
2.Vj. 92.7 
3.Vj. 93,3 
4.VJ. 91,? 

1997 1. Vj. 92,5 
2.Vj. 96,1 
3.VJ. 96.4 

Anftragselngang Im Verarbeitenden Gewetbe 1) 

b) Inland (1991=100) 

Vor- -- Ge- Ver- Vor-
leistungs- tions- brauchs-· brauchs- leistungs-

gütec- güter- güter- güter- Insgesamt güter-

produzenten 
.•. w--- „_ - ~ ····=·'"" 

Flilheres Bundesgebiet ') 
100 100 100· 100 100 100 
98,7 97,P 94,9 101,1 96,8 99,2 
89,2 85,6 82,6 97,2 87,1 91,1 
94,3 89,9 85,3 . 94,1 . 90,8 96,1 
94,7 95,4 84,4 92,6 89,7 92,l 
90,0 93,3 85,1 88,8 87,1 89,3 
89,9 95,5 91,0 100,9 89,0 88,5 
90,0 93,6 84,2 79,5 86,3 89,1 
90,4 92.3 81.5 95,1 87,3 90,1 
89,6 91,7 83,5 79,7 85,9 89,5 
89,5 89,4 87,0 95,8' 86,7 89,7 
96,8 91,6 88,6 18,6 89,1 96,2 
96,3 92,0 81,3 91~8 89,1 95,4 

Neue Bundeslinder und Berlin-Ost 
100 100 100 100 100 100 
96,8 115,6 120,0· 91,9. 103,7 97,5 

113,2 126,8 1fi1,5 92,3 119,3 116,2 
142.2 151,2 221,0 98,4 145,7 144,7 
161,8 170,8 222,4 111,6 157,9 157,0 
165,0 146,7 262,8 114,9 153,5 164,1 
155,4 145,6 290,0 118,3 1-'9,3 153,2 
164,9 158,2 270,7 111,8 157,6 163,4 
173,1 135,5 246,9 117.9 152,9 173,0 
166,4 147,7 243,6 111,4 154,2 166.7 
162,1 141,7 224,2 121,0 149,6 163,2 
192,9 143,4 289.7 119,8 167,0 192,6 
192,4 153,l 275,3 119,9 169,8 192,6 

Deutschland 
100 100 100 100 100 100 
98,7 97,8 95,4 100,8 97,l 99,l 
90,1 8?,4 84,5 97.0 88,3 92,I 
96,2 92,6 88,5 94,3 92,9 98,0 
97,4 99,4 87,0 93,3 92,6 94,8 
93,1 96,1 88,5 89,1 89,9 92,4 

107,l 108,5 112,3 115,6 107,4 107.6 
99,6 97,2 88,6 88,7 95,5 99,8 
.96,4 95,2 86,1 104,9 94,2 96,5 
91,6 92.2 94,6 93,9 91,l 92,4 
92,6 87,9 87,6 108,8 90,8 94,2 
89,1 84,3 81,4 . 85,6 85,5 90,9 
89,6 ·88,0 81,5 104,8 88,6 91,6 
89,2 89,6 87.3 88,6 88,4 91,6 
93,8 90,2 93,3 106,0 92,9 96,6 
94,5 89,3 87,7 83,9 90,4 96,9 
96.4 93,3 83,2 100,7 93,1 98,1 

100,2 97,4 89,8 86,6 95,1 100,5 
103,5 98,4 94,0 106,l 97,5 101,5 

98,7 97,1 86,3 83.4 ·91,s 95,8 
94,8 103,0 80,0 99,0 91,9 91,6 
92,8 99,1 87,9 84,6 89,S 90,2 
92,6 98,1 94,8 101,5 91,5 91,2 
93,1 97,0 87,8 80,6 89,3 92,1 
93,8 94,5 64,1 95,9 90,1 93,6 
92,8 !M,6 8f?,6 09,s 88,8 92,? 
92,5 92,2 89,7 96,1 89,< 92,? 

100,8 94,3 92,5 80,0 92,4 100,1 
100,3 95,2 85,1 92,8 92,5 99,4 

- .. ' 

Investi-· Ge- Ver-
tions- brauchs- brauchs-
güter- güter- güter-

produ:ienten 

Volumenindex 

100 100 100 
94,7 91,7 98,5 
82,6 77,9 93,9 
86,6 79,9 90,9 
90,6 78,0 88,5 
87,9 77,3 84,8 
89,9 82,9 96,2 
88,0 76,6 76,1 
86,9 74,0 90.7 
86,6 75,8 76,2 
83,8 78,6 91,3 
85,3 79,8 74,8 
85,5 73,4 87.2 

100 100 100 
113,0 115,6 89,3 
123,2 157.0 89,3 
146,6 211,5 94,5 
162,4 204,2 106,0 
138,3 236,5 109,0 
137,0 262,1 112,0 
149,0 243,2 106,3 
127,6 221,3 111,9 
139,7 219,3 105,9 
133,1 201,5 114,5 
134,4 259,2 113,3 
143,0 246,8 113,0 

100 100 100 
95,5 92,2 98,2 
84,4 79,6 93,8 
89,1 82,8 91,0 
94,4 80,5 89,1 
90,5 80,4 85,1 

104,9 109,9 113,4 
94,7 85,4 86,5 
92,7 82,8 101,8 
89,5 90,7 90,9 
85,0 83,0 105,3 
81,l 76,6 82.7 
85,0 16,1 101,1 
86,4 82,2 85,9 
86,9 87.6 102,0 
85,9 82,1 81,1 
90,0 77,8 97.1 
93,7 83,9 83,9 
93,9 87,2 101,6 
92,1 79,7 79,7 
97,9 73,9 94,3 
93,7 81,1 80,9 
92,4 86,4 96,8 
91,3 79,8 77,2 
89,0 76,9 91,5 
89,4 78,6 77,3 
86,4 81,0 92,2 
87,9 83,3 76,2 
88,5 76,8 88,l 

1
) Ohne Emlhnlngsgewerbe und Tabakverarbeltu.nM. - Zur Methode alehe statlstischft. Bundesamt, Wirtschaft und Statistik: 3/1995, S. 181 ff. 

l) Angaben fQr die Jahre 1962 bis 199.fi in dec Abgrenzung der Systematik der Vllhtscb.aftsxwetge, Ausgabe 1979, Fassung für die Statistik im 
Prod.U%ierenden Gewerbe (SYPRO) auf Basis 1985 • 100, siehe JG 95 Tabelle so• Seiten -420 ff. 
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Insgesamt 
Zeitraum 

1991 100 
1992 96,7 
1993 94,0 
1994 107,5 
1995 109,6 
1996 115,4 
1996 1. Vj. 118,l 

2.Vj. 113,2 
3.Vj. 112,4 
4.Vj. 117,9 

1997 1. Vj. 126,6 
2.Vj. 132,0 
3.Vj. 133,1 

1991 100 
1992 62,4 
1993 69,7 
1994 64,3 
1995 81,0 
1996 84,3 
1996 1. Vj. 79,5 

2.Vj. 83,4 
3.Vj. 85,9 
4.Vj. 88,2 

1997 1. Vj. 112,2 
2.Vj. 120,1 
3.Vj. 110,6 

1991 100 
1992 95,5 
1993 93,1 
1994 105,9 
1995 108,6 
1996 114,4 
1992 1.Vj. 106,1 

2.Vj. 96,3 
3.Vj. 90,5 
4.Vj. 89,0 

1993 1. Vj. 94,l 
2.Vj. 91,8 
3.Vj. 88,4 
4.Vj. 98,0 

1994 1. Vj. 106,3 
2.Vj. 103,9 
3_Vj. 101,3 
4.Vj. 112,1 

1995 1. Vj. 117,5 
2.Vj. 107,0 
3.Vj. 103,5 
4.Vj. 106,5 

1996 1. Vj. 116,8 
2.Vj. 112,2 
3.Vj. 111,5 
4.Vj. 116,9 

·1997 1. Vj. 126,2 
2.Vj. 131,6 
3.Vj. 132,4 

Deutscher Bundestag- 13. Wahlperiode 

Auftragseingang Im Verarbeitenden Gewerbe 1) 

c) Ausland (1991 = 100) 

Vor- Jnve&ti- Ge- Ver- V<><-
leistungs-- tions- brauchs- brauchs- le!stungs-

güter- güter-. güter- güter- Insgesamt güter-

produzenten 

Wertindex. 

Friheres Bmtdesgeblet 2) 
100 100 100 100 100 100 
97,6 95,8 95,1 100,4 95,9 98,3 
95;2 96,3 82,9 95,7 93,1 97,4 

108,2 111,3 95,5 105,l 105,6 109,4 
110,0 113,1 95,3 118,4 105,6 107,1 
112,2 122,3 103,5 121,8 111,l 110,9 
115,2 124,5 101,5 138,3 113,7 113,4 
111,5 118,8 103,5 110,4 108,9 109,8 
107,7 119,9 98,5 130,9 108,3 106,9 
114,3 125,9 110,3 107,7 113,6 113,4 
125,5 130,1 115,5 140,2 121,4 124,1 
132,5 138,6 117,6 116,9 125,5 129,8 
130,8 142,9 111,7 ' 136,4 125,7 126,9 

Neue Bundesländer und Berlln-Ost 
100 100 100 100 100 100 
66,0 58,9 89,7 58,0 62,0 67,5 
67,6 69,6 144,3 49,6 69,2 71,1 
81,4 48,2 154,9 55,9 63,6 63,8 

103,2 66,5 107,8 55,8 n,9 100,9 
112,2 58,9 244,6 65,0 82,4 113,1 
122,1 43,8 202,9 68,0 n,3 120,9 
112,2 51,8 251,3 58,7 81,2 112,5 
103,9 69,1 214,3 68,0 83,6 106,1 
110,7 64,7 310,0 '65,1 81,5 113,0 
145,8 84,6 285,2 12,3 108,9 146,3 
153,8 94,2 301,0 65,5 116,4 153,5 
150,9 77,9 275,9 15,3 107,5 150,2 

Deutschland 
100 100 100 100 100 100 
96,4 94,2 95,l 98,7 94,7 91,2 
94,1 95,2 63,4 93,9 92,3 96,4 

107,0 108,6 96,0 103,2 104,0 108,3 
109,8 111,0 95,3 115,7 104,7 106,9 
112,2 119,5 104,3 119,4 110,2 110,9 
107,9 102,1 107,2 119,7 .105,6 108,4 
98,8 95,1 96,2 88,5 95,3 99,1 
90,3 88,8 90,7 103,3 89,6 91,0 
88,7 90,9 86,2 83,4 88,4 90,2 
96,5 92,5 84,4 110,8 93,5 98,7 
94,7 93,8 81,5 81,4 91,0 96,9 
89,l 89,l 78,9 100,8 81,5 91,2 
96,1 105,3 88,1 82,5 91,1 98,1. 

107,9 105,0 99,2 121,1 105,l 110,5 
106,8 106,6 93,7 88,9 102,3 108,8 

.100,3 104,3 91,9 109,8 99,4 101,4 
113,1 118,4 99,0 92,9 109,3 112,6 
121,2 117,7 100,3 128,8 113,7 119,0 
111,0 107,9 93,4 103,3 103,1 107,9 
102,6 106,8 88,2 125,7 99,3 99,1 
104,2 111,6 99,4 104,9 102,6 101,7 
115,4 120,9 102,1 135,2 112,5 113,6 
111,5 116,2 104,3 108,1 107,9 109,9. 
107,6 117,7 99,2 128,2 107,5 106,9 
114,2 123,2 ' 111,5 105,8 112,7 113,4 
126,1 128,1 116,5 137,3 121,0 124,8 
133,1 136,7 118,7 114,6 125,2 130,5 
131,4 140,0 112,6 133,7 125,1 127,7 

Drucksache 13/9090 

noch Tabelle 49• 

Investi- Ge- Ver-
tions- brauchs- brauchs-
güter- güter- güter-

produzenten 

Volwnenindu. 

100 100 100 
93,8 93,5 99,2' 
93,0 80,4 94,4 

106,7 91,4 104,6 
107,5 91,5 116,4 
115,0 98,0 118,8 
117,3 96,6 134,4 
111,7 98,1 108,0 
112,6 93,4 127,5 
118,4 103,7 105,2 
121,5 107,7 135,9 
128,4 109,1 113,0 
131,6 103,0 131,3 

100 100 100 
57,4 87,5 57,0 
66,6 138,9 48,8 
45,6 148,4 55,1 
111.,7 101,5 54,1 
55,1 228,3 62,0 
41,4 190,6 65,0 
54,3 234,9 56,1 
64,1 199,7 65,1 
63,l 288,l 61,7 
79,4 263,7 68,1 
88,7 276,8 61,9 
74,0 251,7' 71,1 ' 

100 100 100 
92,3 93,4 91,5 
91,9 80,8 92,6 

104,0 91,8 102,6 
105,5 91,5 113,7 
112,4 98,6 116,3 
100,7 106,2 118,6 
92,9 94,0 87,3 
86,6 88,8 101,5 
88,8 84,5 82,6 
89,8 82,0 108,9 
90,5 78,9 80,8 
85,1 76,4 98,8 

101,5 85,8 81,9 
100,8 95,2 119,7 
102,0 89,6 89,1 

99,9 67,9 109,0 
113,5 94,5 92,6 
112,2 95,6 126,9 
102,5 89,9 102,1 
101,3 84,8 123,0 
105,9 95,6 102,8 
114,0 97,3 131,4 
109,2 98,8 105,7 
110,5 94,0 124,8 
116,0 104,8 103,3 
119,7 108,5 133,0 
126,6 110,0 110,8 
129,1 103,6 128,7 

1) Ohne Ernährungsgewerbe und Tabakverarbeitung. - ZUJ' Methode siehe Statistisches Bundesamt, ~und Statistik 3/1995, S. 181 ft. 
1) Angaben für die Jahre 1962 bis 1994 in der Abqreru:ung der Systematik det Wirtschaftszweige, Ausgabe 1979, Fassung für die Statistik im 

Produzierenden Gewerbe (SYPRO} auf Basis 1985 = 100, siehe JG 95 Tabelle 50* Seiten „20ff.. 
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Drucksache 13/9090 Deutscher Bundestag-13. Wahlperiode 

Tabelle 50" 

Umsatz Im Bergbau und Im Verarbeitenden Gewerbe 1) 

· a) Jnsiil"'amt 
MioDM 

V~desGewerbe 

Jahr~ Insgesamt Beiybau Grundstof!- Investitiom- 1 Verbrauchs- Nahrungs-undProduk- güter güter zusammen t!.,,.gilter- und Genuß-

gewerbe produzierendes Gewerbe 
mittelgewerbe 

... 
Prilberes Blmdesgebiet 1) 

1950 80395 4573 75822 22459 18348 20139 14 875 
1955 166511 8464 158048 51313 49496 32713 24 526 
1960 266373 11374 254999 81585 81618 48459 37277 
1961 287 018 II Oll 216001 85200 98294 52347 40 166 
1962 304 028 11123 292906 87201 105652 56288 43759 
1963 315 309 11 702 303608 89446 110405 57 908 45848 
1964 346 804 II 026. 335119 100 931 121660 63656 49531 
1965 374 612 10606 364 006 108161 132114 69118 53 413 
1966 388029 10099 311930 111592 138685 72355 55299 
1967 380659 9473 371186 111178 133 020 69012 57976 
1968 4„,„ •• 9 """ ~vv~ ,„ uu 141 ouo „ 110 00 UfU 

1969 470537 10080 460457 141145 173 772 82724 62 815 
1970 ,.., V<O 

··~ 
J'J~U """'° „v•v• 

~··· 
,.,., 

1971 626379 12830 613549 181810 246621 102 528 82 584 
1972 663187 12941 650245 190592 26() 475 111461 87 717 
1973 743 228 14190 729038 223327 288866 119 604 97 241 
1974 836052 19643 816409 278795 301611 126 729 103 214 
1975 819 311 18732 800578 249427 319415 123 462 108 275 
1976 916 955 20546 896409 280783 361.249 135 765 118 612 
1977 963 207 22058 941 148 281250 389358 144 992 125 549 
1978 999 929 23086 976843 290083 409695 148 949 128 116 
1979 1105 354 26893 1"018460 345179 438254 161951 133 016 
1980 1196 543 29240 1167 303 381258 470800 172 936 142309 
1981 1255 937 32546 1223390 401681 492 851 . 172 500 156358 
1982 1284 376 33224 1251151 401261 514 966 172 185 162 733 
1983 1312 663 32274 1280388 405509 531471 176 770 166639 
1984 1398459 34878 1363580 441888 562481 187 606 171605 
1985 1494 753 35749 1459004 461216 621430 194 733 175 624 
1986 1468 396 33 199 1435 197 401117 651534 200499 176 047 
1987 1476865 31740 1 "45126 394482 673636 205 017 171 991 
1988 1561666 31922 1529744 421825 71H79 217 204 177 235 
1989 l 704 251 28508 1675743 466065 784 297 236101 189 280 
1990 1823 282 27 674 1795 608 479725 851161 258274 206 441 
1991 1949 555 28745 1920810 498467 919445 277 905 224 994 
1992 1955 623 28170 1921453 495 153 926685 277746 227 869 
1993 1821981 21881 1 794101 46!!_529 836698 263 879 224 995 
1994 1873 639 28093 1845 546 498 310 860226 262409 224 601 

Deullchllmd 'l 
- - -··· 

Bergbau, Gewinnung von Steinen und Erden, Verarbeitendes Gewerbe 

Bergbau, 
nach Hauptgruppen 

Zeitraum Insgesamt 1 
Gemnnung Verarbeitendes Vorleisbmgs- Investitions- 1 Gebrauchs- Verbrauchs-von Steinen Gewerbe 
und.Erden 

güterprodm:enten 

1995 2073667 40507 2033160 962795 623743 90470 396 658 
1996 2079295 29335 2049960 943476 649500 87933 398388 
1996 l.Vj. 499737 6905 492832 223·233 149 871 22769 98 814 

2.Vj. 514542 7 538 501004 236330 160 334 21265 96 613 
3.Vj. 518 146 7 241 510906 239228 156494 20731 101 693 
4.Vj. 546871 7652 539 219 .239635 182 800 23168 101 268 

1997 l.Vj. 503490 6201 497 289 232936 151270 21 026 98258 
2.Vj. 550673 6523 544150 253 298 177175 21386 98 814 
3.Vj. 553363 ·5370 546993 252020 115 721 21212 104 411 

~ 
Ullll4tz awi etaener EI:zeuaung (Falrturenwerte)( ab 1968 obne U)nsatzsteu~ . 

. 1950 und 19M' ohne Saarland und Beilin (West) •. :Anaaben tor d1e c1azwil<:henllegenden .)'ahre siehe JG 95 Th belle 51 • Seite 423. 
Gliederung: nacb Belrteben mit im allg'emetnen 20 Beschlttlgten und mehr (frOheres Hauptbeteiligten-Konzept). -Ab 1977 in der Abgren-
zung der SYPRO mit R1lCkr8c:bnung bis 19'10. Ausffihrliche Erliutenmgen: Statistisches Bwldesamt. Wlrtscha.ft und Statistik 7/1976, S . .COSH. 

4) Betriebe mtt im allgemeinen 20 Bescblfttgten und mehr nach der lClaistftkation derWlrtschaftszweie, Ausgabe 1993 (WZ 93). Ausführliche 
Erlluterungen: Sta.tlstisches Bundesamt, Wirtschaft und Statist:Uc 3/1995, S. 181 H.i lldckrecbnun~en bis 1991 sind vorgesehen . 
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Jahr~ Insgesamt 

1953 110 894 
1955 1« 717 
1960 225 616 
1961 2« 016 
1962 259 081 
1963 266359 
1964 292167 
1965 315712 
1966 321 720 
1967 309 301 
1968 325""" 
1969 377570 
1970 48uoou 
1971 510 886 
1972 .537 516 
1973 5916Z1 
1974 643198 
1975 636240 
1976 704804 
1977 735609 
1978 759588 
1979 839718 
1980 906046 
1981 928196 
1982 936372 
1983 957 428 
1984 995 935 
1985 1 051848 
1986 1 031992 
1987 1038339 
1988 1086 916 
1989 1179 063 
1990 1291460 
1991 1426866 
1992 1432 232 
1993 1332589 
1994 13423Z1 

Zeitraum Insgesamt 

1995 1485279 
1996 1462041 
1996 1.Vj. 351284 

2.Vj. 361432 
3.Vj. 367 358 
4.Vj. 381967 

1997 1.Vj. 344443 
2.Vj. 375509 
3.Vj. 378661 

Deutscher Bundestag - 13. Wfiltlperiode. 

noch Tabelle 50• 

Umsatz Im Bergbau und Im Verarbeitenden Gewerbe 1) 

b) Inland 
Mio DM 

" 
Verarbeitendes Gewerbe 

Bergbau Grundstoff- Investttions- 1 VerbCauchs-
und.Produk- güter gi.\ter zusammen tionsgftter-

gewerbe prodttzi~es Gewerbe 
. - .. ... 

Frilhere1 Bundesgebiet a) 
5729 105 166 32617 26591 25482 
6790 137 927 45148 38234 30297 
9 142 216474 69191 65721 44887 
8834 235182 72372 74643 48676 
8947 250 134 74150 80471 52461 
9398 256961 75379 82946 53620 
8833 283334 85370 90143 58643 
8426 307346 90772 99719 64413 
8026 313694 91897 101177 66390 
7494 3018Q7 ~9~5. .. !).'l 6,'j,S ''"" .. 62553. 
7458 ~17 ,uo ,334, ~1w 65004 
8 051 369518 113 945 120 771 '~ 7Jl6 .. 
9872 4t1 ·~ 146 21, 165393 84543 

10152 500733 148 919 179154 91899 
10318 527 197 154 911 186667 99958 
11232 580396 178 366 201 826 105 833 
15077 628121 211526 207151 110 508 
14348 621891 194333 215127 108 575 
16350 688453 218 816 238864 117 283 
18217 717392 217 829 . 256399 125 174 
18350 741 238 222 5i3 270177 128519 
21801 818117 265616 289422 138 918 
24275 881 772 294 417 307572 147718 
27495 901302 303330 309084 144994 
28796 907 576 300677 314947 142469 
28 065 929364 301094 329375 146003 
29773 966162 321882 335573 152575 
31216 1020632 333034 372'895 155646 
29413 1002579 291161 390984 160227 
28435 1009904 280240 408236 164567 
28653 1058263 293115 430693 173205 
26076 1152 987 326003 469625 186059 
25651 1265803 345161 525717 20s 791 
26937 1399929 369306 598433 225749 
26747 1405 485 369426 601588 226302 
26746 1305842 347 613 536584 216 593 
26890 1315437 363 890 535441 212 Mo 

Deutschland 4) 
„ '""''""'' "''' ··~l!I' 

. 
Nahrungs-

und GteJlllß-
mittelgewerbe 

20476 
24241 
36676 
39491 
43045 
45015 
48578 
52382 
54229 
56 ""-' 
J'J~ 

61916 
-,4 9, ... 
80761 
85601 
94370 
98936 

103 858 
113491 
117990 
120030 
124162 
132005 
143894 
149483 
152 891 
156133 
159057 
160206 
156 861 
161251 
171299 
188534 
206441 
208169 
205053 
203265 

Bergbau, Gewinnung von Steinen und Erden, Verarbeitendes Gewerbe 

Bergbau, 
nach Hauptgruppen 

lnvestttiOD.S- 1 
Gewinnung Verarbeitendes Vorleistungs- Gebrauchs- Verbrauchs-von Steinen Gewerbe 
und Erden 

güterproduzen-
··-· . ""'" „., ""' 

:i8 263 1447017 717 631 359169 68225 340255 
27 141 1434 900 692437 363657 66549 339398 
6331 344 953 165128 84575 17 530 84 051 
6983 354449 173 094 90059 16024 82254 
6710 360648 176 880 88709 15501 86268 
7116 374 851 177 334 100 314 11494 86825 
5912 338530 165 535 79846 15806 83256 
6240 369268 181487 '94170 15777 84075 
6117 372544 181664 93951 15423 87623 .. ······-··· " "no" .. 

1) Umsatz aus eigener Erzeugung (Fakturenwerte}; ab 1968 ohne Umsatzsteuer. . · 
2) 1953 und 1955 ohne Saarland und Berlin (West), Angnbenfilr die dazwischenliegenden Jahre siehe JG 95 nbelle 51'" Seite 424. 
3 ) Gliederung nach Betrieben mit im allgemeinen 20 Besc:hift[gten und mehr (frilheres Hauptbeteiligten-Konzept). - Ab 1977 in 'der Abgren-

zung der SYPRO mit Rücluechn-bla 1970. Auslühdlche Brlöuterungel): StatiltiJches BundesllDll, ~und Stattsttk 7/1976, S. 4il511. 
4 ) Betriebe mit im allgemeJnen 20 Beschlftigten und mehr nach der JO••sfflk•ti.on der WirtschaftszWeige, Ausgabe 1993 (WZ 93}. Ausführliche 

Erläuterungen; Statistisches Bundesamt, Wirtschaft und Statistik 3/1995, S. 181ff.1 Rüclcrechmmgen bis 1991 sind vorgesehen. 
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Drucksache 13/9090 Deutscher Bundestag-13. Wahlperiode 

noch Tabelle so• 

Jahr~ Insgesamt 

. 

1953 15268 
1955 21795 
1960 40757 . 
1961 43003 
1962 44947 
1963 48950 
1964 54637 
1965 58840 
1966 66309 
1967 71358 
1968 80361 
1969 92967 
1970 rnr v„ 
1971 115493 
1972 125671 
1973 151601 
1974 192 854 
1975 183071 
1976 212151 
1977 227 597 
1978 240 341 
1979 265636 
1980 290496 
1981 327141 
1982 348003 
1983 355234 
1984 402524 
1985 442905 
1986 436404 
1987 438526 
1988 474 750 . 
1989 525188 
1990 531822 
1991 522690 
1992 523 391 
1993 489 393 
1994 531313 

Zeitraum Insgesamt 

1995 588387 
1996 617255 
1996 1.Vj. 148453 

2.Vj. 153110 
3.Vj. 150788 
4.Vj. 164 904 

1991 1.Vj. 159048 
2.Vj. 175165 
3.Vj. 174 702 

Umsatz Im Bergbau uild Im Verarbeitenden Gewerbe') 
c) Ausland 
MioDM 

.-„ 

Verarbeitendes Gewerbe 

Bervbau Grundstoff- Investitions- 1 Verbrauchs-
tmd Ptoduk- güter gil.ter 

ZUAJl)Dlell ttonsqüter-
gewerbe produzierendes Gewerbe 

·- "'-'"""". - ;;,, C•'.U _,.,.,„ 
Prflheres Bundesgebiet 1) 

1593 13675 4312 7556 1626 
1674 20121 6165 11262 2416 
2232 38525 12395 21957 3572 
2177 40826 12828 23651 3672 
2176 42772 13057 25175 3827 
2303 46647 14068 27458 4288 
2192 52445 15561 30 917 5013 
2180 56660 17389 32935 5305 
2074 64236 19694 37508 5 964 
1979 69379 22243 39366 6459 
2107 78254 23699 45616 7454 
2028 90939 ' 27201 53001 8938 - -..;>J..U.J .. ••oo 'V. ,„ u"'" ooou 
2678 112 816 32891 67473 10629 
2623 123 048 35621 73 808 11503 
2958 148642 44 961 87040 13771 
4566 188288 67269 100 520 16221 
4384 178687 55094 104 288 14 887 
096 207956 61967 122 385 18482 
3841 223756 63421 132 959 19817 
4736 235605 67570 139 519 20431 
5293 260343 79563 148 833 23034 
4965 285 531 86841 163 228 25158 
5052 322089 98351 183167 27506 
4428 343575 100 591 200 019 29715 
4210 351024 104 415 . 202096 30766 
5105 397418 120006 226909 35031 
4533 438371 128 181 254535 39087 
3786 432618 115955 260550 40272 
3305 435 221 114242 265400 40450 
3270 471480 _128 710 282787 43999 
2432 522-756 140062 314 671 50042 
2018 529804 133964 325450 52483 
1809 520 881 129161 321011 52156 
1422 521969 125727 325097 51444 
1134 488258 120916 300115 41286 
1203 530109 134 420 324 784 49569 

Deubcltland ., 
- „ • 

Bergbau, Gewinnung von Steinen und Erden, Verarbeitendes Gewerbe 

Be.qrbau. 
nach Hauptgruppen 

Inv~ons- · ! Gewmnuuu Verarbeitendes Vorlelsbmgs- Gebrauchs-vonstelnen Geweibe 
uud!Wen 

güterproduzentep. 
... 

22-44 586143 245164 264 574 22246 
2195 615060 251039 285842 21384 

573 147 879 63155 65296 5238 
555 152 555 63236 70275 5241 
530 150 258 62347 67785 5230 
536 164 368 62300 ' 82486 5674 
289 158 759 67400 71424 5220 
283 174882 71811 83005 5609 
253 174449 70356 81 770 5789 

-· . 

Nahrungs-
und Genuß-

mittelgewerbe 

182 
279 
601 
675 

·713 
833 
953 

1031 
1069 
1311 
1485 
1799 
l u•• 
1823 
2116 
2871 
4278 
4417 
5121 
7559 
8086 
8914 

10304 
12465 
13250 
13 748 
15472 
16567 
15841 
15130 
15985 
17 980 
17 908 
18553 
19700 
19942 
21336 

Verbrauchs-

56404 
58990 
14 763 
14 358 
15426 
14443 
15002 
14139 
16787 

1) Umu.1% aus eigener Erzeugung (Fakturenwerte); ohne Umsatzsteuer. · · 
Z) 1953 und 19.55 ohne Saarland und Berlin (West), Angaben für die daZwi9chenliegenden Jahre siehe JG 95 Tabelle 51 • Seite .425. 
:!') GJJedenmg n&ch Betrieben mit Im allgemeinen 20 tieschMttgten und mehr (!riiheres Hauptbeteiligten-Konzept). - Ab 1977 in der Abgren-

. lllD!J der SYPRo ml!Riltkreclmllllg bis 1970. A1llltlhrlk:he Erllutenmgen: Stallsllschet Bundesamt, W!rtschall und Statistik 7/1976, s. •05tt. 
'l Betrleba mit Im allgemeinen 20 Beschlfllitten und mehr nach der KlaalftkaHon der Wirtschaftszweige, Ausgabe 1993 ('N7. 93). Ausführliche 

Brlluterungen: Statt.sttscbes Bun<Jesunt, Whts~ und Statistik 311995, s. 181 ff.1 R~ungen bls 1991 sind vorgesehen. 
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Zeitraum 
Im-

gesamt 

1991 100 
1992 99,5 
1993 92,5 
1994 95,3 
1995 95,8 
1996 95,3 

1997 !. Vj.') 91,5 
2.Vj.5) 99,0 
3.Vj.') 97,3 

Index der Nettoproduktion') 
Index 1991 = 100 

Produzierendes Gewerbe 

davon 

Beigbau. Gew1Dnung von Steinen und~· Verarbeitendes Gewerbe 

Bergb4u, nach Hauptgruppen 
Gewln-._ Vexa:rbei-zu- von ....... Vodei- , l lnve- 1 Ge- 1 Vm-...,.... 
Steinen Gew«be stungs-,) stitions- brauc:hs- brauchs-

und 
l!<den güteiproduzenten 

Früheres Bundesgeblet 4) 

100 100 100 100 ' 100 100 100 
98,7 99,6 98,7 100,5 96,1 99,4 98,3 
91,0 92,9 90,9 94,3 85,3 86,2 94,4 
93,7 91,1 93,8 99,2 86,5 89,3 93,7 
94,4 90,I 94,5 98,8 91,7 83,0 93,8 
94,1 85,9 94,2 97,2 94,0 83,3 92,1 

91,6 79,0 91,8 96,1 88,7 85,1 88,3 
98,5 87,2 98,8 103,8 100,2 85,5 89,4 
96,8 84,2 97,1 102,8 97,3 77,1 90,6 

Ene<g1e-.....,._ ..... , 

100 
101,;J 
99,5 

100,4 
103,6 
110,5 

120,0 
100,5 
95,1 

Neue Bunde1llnder und Berlin-Ost 
1991 100 100 100 100 100 100 100 
1992 101,7 94,9 73,1 '100,4 ' 92,0 94,0 107,3 
1993 112,0 101,8 65,7 111,0 95,5 107,6 141,8 
1994 131,0 117,9 62,1 132,I 111,7 120,5 169,1 
1995 137,8 126,6 54,4 144,9 123,0 125,4 230,6 
1996 140,4 132,8 50,8 153,6 126,7 129,5 =.1 
1997 !. Vj. 5) 120,5 121,2 41,6 141,5 119,5 116,5 226,0 

2.Vj.') 148,4 144,1 49,8 168,1 142,4 137,1 251,1 
3.Vj.') 151,2 146,9 50,1 171,5 144,1 150,8 228,7 

Deutschbmd 
1991 100 100 100 100 100 100 
1992 99,6 98,2 93,0 98,4 99,5 95,9 
1993 93,4 90,'1 86,1 90,8 93,0 86,3 
1994 97,4 94,0 83,1 94.4 98,7 88,0 
1995 98,9 95,8 79,8 96,3 99,7 93,3 
1996 98,4 95,'1 75,5 96,4 98,1 95,6 

19921. Vj. 100,1 100,1 94,8 100,3 102,6 95,2 
2.Vj. 100,4 99,0 90,8 99,3 101,2 97,4 
3.Vj. 97,1 94,9 94,1 95,0 97,8 91,4 
4.Vj. 100,7 98,7 92,5 98,9 96,4 99,6 

1993 1. Vj. 90,3 88,7 86,2 88,8 91,6 82,7 
2.Vj. 93,8 90,6 84,7 90,7 93,5 86,7 
3.Vj. 92,2 88,5 85,0 88,6 92,0 83,2 
4.Vj. ·97,4 94,8 88,5 95,1 94,9 92,6 

1994 1. Vj. 92,6 90,2 80,1 90,6 95,2 81,6 
2.Vj. 97,8 94,0 82,0 94,3 98,8 88,5 
3.Vj. 96,4 92,2 81,4 92,5 97,8 85,9 
4.Vj. 102,9 99,8 88,9 100,1 103,1 96,0 

19951. Vj. 97,7. 95,8 77,9 96,4 101,3 89,0 
2.Vj. 100,0 96,4 79,0 97,0 102,0 92,6 
3.Vj. 96,6 92,6 80,5 93,0 97,5 89,9 
4.Vj. 101,4 98,~ 81,8 98,9 98,0 101,5 

19961. Vj. 93,6 93,4 74,0. 94,0 96,1 90,6 
2.Vj. 98,8 95,2 74,3 95,9 98,0 94,9 
3.Vj. 98,7 94,6 74,7 95,3 98,2 - 93,7 
4.Vj. 102,7 99,7 79,1 100,3 99,9 103,0 

19971.Vj.') 93,5 93,2 68,1 94,0 96,9 90,1 
2.Vj.') 103,1 101,2 75,8 102,0 106,1 101,8 
3.Vj.') 101,5 99,5 13,6 '100,4 105,1 99,4 

1} Nach der Klasslfiltatt-on der Wirtschafts:tWeige, Ausgabe 1993 (WZ 93). 
~ Ohne Energieverscrgung. 
3) Ohne Fernwärmeversorgung. 

100 
99,4 
86,8 

,90,5 
84,6 
85,1 

107,1 
100,5 

88,0 
102,1 

88,0 
87,1 
18,6 
93,4 

90,0 
93,0 
82,2 
96,6 

90,7 
86,2 
73,8 
87,5 

88,6 
85,0 
78,5 
88,3 
87,I 
87,8 
79,2 

100 100 
101,6 92,2 
103,5 91,6 
122,1 91,8 
125,8 87,0 
143,2 89,5 

120,6 94,1 
146,6 82,5 
138,8 78,3 

100 100 
98,7 100,0 
95,7 98,4 
95,5 99,2 
97,2 101,2 
96,5 107,3 

98,9 113,4 
95,0 91,5 
98,8 87,1 

101,9 107,8 

93,6 110,3 
92,6 89,0 
96,1 85,4 

100,6 109,0 

94,4 110,4 
92,1 92,3 
95,7 88,2 
99,9 106,0 

97,7 111,1 
94,8 93,3 
96,7 88,7 
99,5 111,8 

95,1 120,3 
94,7 97,8 
96,7 94,9 
99,5 115,9 
93,0 115,9 
94,3 97,9 
95,6 92,6 

Drucksache 13/9090 

Tabelle s1 • 

darunter:: ausgewihlte Zweige 

Büroma--... „ .. 
Mudd- DV1Elek- Pa!uzeug heupt-
"""""" -- beu gewerl>e nlk,P.m-

mechanlk 
und Optik 

100 100 100 100 
107,3 95,0 96,0 101,0 
105,1 83,3 88,7 83,5 
109,6 83,9 92,2 89,5 
105,4 86,3 95,7 89,0 
97,3 86,6 98,9 92,0 

68,9 76,8 99,5 94,4 
104,0 91,4 103,3 102,2 
104,1 87,9 105,4 91,6 

100 100 100 100 
130,6 72,0 97,7 118,2 
158,9 73,3- 105,3 142,9 
199,9 73,8 130,7 161,8 
208,3 81,7 144,9 153,0 
199,l 81,0 . 165,1 149,5 
135,3 72,1 171,2 ,148,7 
205,6 90,2 184,6 167,0 
213,2 93,7 208,6 168,0 

100 100 100 100 
111,8 93,8 96,2 101,1 
115,5 82,8 89,4 85,0 
126,9 83,6 93,6 91,2 
125,0 86,3 97,6 90,6 
117,4 86,5 101,4 93,2 
92,0 91,1 91,5 109,4 

118,6 96,7 95,1 105,2 
122/1 88,7 93,8 90,5 
113,9 98,0 98,5 99,3 

92,6 78,4 87,4 86,I 
126,2 84,8 87,6 86,7 
129,5 78,4 87,0 77,9 
113,6 89,4 95,5 89,1 

103,8 76,9 88,9 89,8 
135,6 84,0 92,1 95,5 
138,9 79,7 93,2 83,9 
129,4 93,8 100,2 95,5 
106,3 79,4 96,4 96,3 
135,7 85,4 95,4 94,7 
136,4 82,9 95,6 79,7 
121,7 97,4 103,1 91,7 

79,2 79,7 100,1 96,1 
131,9 87,8 97,9 94,0 
137,5 82,8 102,1 86,0 
121,1 95,6 105,5 96,6 

82,4 76,8 102,3 95,5 
123,5 91,5 106,S 103,4 
125,1 88,3, 109,5 93,1 

'} Angaben für die Jahre 1962 bis 1994 in der Abgrenzung der Systematik der Wlrtschaftszweige, Ausgabe 1979, Fassung fiir die Statistik im 
Produzierenden Gewerbe (SYPRO}, siehe JG 95 Tabelle 52 • Seite 421. · · 

5) VorlaufiQ-e Ergebnisse. 
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Tabelle 52" 

. ·-- ~ 

Insgesamt Bergbau 
Jahrl) 

. 

Be5chittigto 1 Arbal™ BescllA!ttgte 1 Arbeiter 
- --~.~ 

1950 4797 4054 571 528 
1955 6576 H98 64' 587 
1960 8081 6545 616 547 
1961 8316 6674 586 517 
1962 8339 6623 549 481 
1963 8264 6500 517 452 
1964 8301 6491 497 432 
1965 8460 6578 .i74 410 
1966 8385 . 6452 .i35 373 
1967 7843 5927 378 321 
1968 7899 5967 337 285 
1969 8308 6284 318 266 
1970 . ""' oouo . . „, 

"'~ 
1971 8826 6419 307 254 
1972 8628 6265 283 233 
1973 8664 6258 262 214 

· 1974 8434 6031 253 207 
1975 7888 5559 255 208 
1976 7698 5436 247 200 
1977 7632 5435 240 195 
1978 7584 5381 233 189 
1979 7607 5392 229 185 
1980 7660 5411 231 187 
1981 7489 5232 235 190 
1982 7226 5000 234 188 
1983 6927 4758 227 183 
1984 6854 4704 218 174 
1985 6943 4769 213 170 
1986 7063 4844 210 167 
1987 7055 4802 203 162 
1988 7038 4767 194 153 
1989 7213 4885 183 144 
1990 7 411 5024 173 135 
1991 7 515 5071 165 128 
1992 7333 4883 155 120 
1993 6805 4446 1-15 111 
1994 6368 4123 137 104 

Insgesamt Bergbau, Gewinnung Zeitraum von Steinen und Erden 

Beschiftigte 1 Arbeiter Bescbifttgte 1 Aibelter 

1995 6778 4373 !Ba .137 
1996 6520 4166 167 121 
1996 1. Vj. 6586 4217 169 123 

2.Vj. 6528 4172 166 123 
3.Vj. 6519 4171 166 120 
4.Vj. 6446 4111 163 118 

1997 l. Vj. 6319 .i018 150 108 
2.Vj. 6292 4003 149 108 
3.Vj. 6328 4 043 147 107 

.. ~-

1l 1sso und 1955 ohne Saarland und Berlin CW.estJ.' 

Beschiifl1gte Im Bergbau und 
iil 

Ver 

zusammen 

Beschifttgte 1 Arbeiter 

Früheres 
4 226 3526 
5 932 4 910 
7465 5998 
7730 6157 
7 790 6 141 
7747 6049 
7 804 6059 
7 986 6168 
7 849 6079 
7465 5606 
7 562 5682 
7 991 6018 
8 OfO .,„ 
8519 6225 
8 345 6032 
8402 6044 
8181 5824 
7633 5 351 
7452 5236 
7 392 5240 
7 351 5192 
7 378 5207 
7428 5224 
7254 5042 
6992 4 812 
6700 4575 
6636 4530 
6730 4599 
6853 4 677 
6851 . 4640 
6844 4 614 
7030 4 740 
7238 4 889 
7350 4 943 
7177 4 763 
6 661 4 335 
6 231 "'019 

Deutsch 

Bergbau, Gewinnung von 

Verarbeitendes 
Gewerbe 

Beschäftigte 1 Arbeiter 

6593 4237 
6353 4 047 

6417 4 094 
6360 4 049 
6352 4 051 
6283 3993 

6169 3910 
6143 3895 
6181 3936 

2) Gliederung nach Betrieben mft 20 Beschlftigten und mehr (früheres Hauptbeteiligten-Konzept). - Ab 1977 in der Abgrenzung der SYPRO 
mit Rik:ltredmung bis 1970. Ausfilhrlich.e Erliuterongen: StatistisChes Bundesamt, Wirtschaft und" Statistik 7/1976, S. 4.05 ff. Angaben für 
die dazwischenliegenden Jahre siehe JG 95 Tabelle ~J· Seiten 428 ff. -: · 
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""'""'""' „„.„ "" ., '" 

Tabelle s2• 
Im Verarbeitenden Gewerbe· 
1000 

arbeitendes Gewerbe 
···-· ·- '''" """"' '"' 

Gnmdstbff- und Investi:tionsgüter 1 Ve~braucbsgüter Nahrungs- und . Produktionsgüter- Genußmittelgewerbe gewerbe produzierendes Gewerbe 
~--. 

Beschäftigte 1 Arbeiter Beschiiftigte ' Arbeiter 1 Beschäftigte 1 Arbeiter Beschäftigte \ Arbeiter 

Bundesgebiet 2) 

1095 915 1457 1186 '1336 1160 338 266 
1422 1170 2302 1867 1181 1545 421 328 
1722 1379 3232 2536 2005 1699 506 364 
1 764 1416 3398 2 641 2 033 1713 514 381 
1771 1390 3462 2659 2 033 1702 524 391 
1 750 1358 3454 2 623 2015 1618 528 390 
1no 1366 3508 2 648 2006 1663 522 382 
1804 1364 3629 2726 2032 1680 520 379 
117l 1339 3 617 2683 2040 1619 521 379 
1670 1237 3385 2461 1902 1544 507 364 
1682 1243 3466 2530 1908 1549 505 359 
1 750 1288 3741 2.750 1990 1.619 .. '''"''' ~10. "" """ ~61 '' ,. 
1645 1331 4137 3 011 2008 1609 587 395 
1819 1295 4138 2968 1975 1570 587 391 
1776 1250 4038 2855 1953 1543 578 383 
1782 1250 4 118 2904 1926 1511 576 379 
1 749 1216 4078 2850 1 795 1393 559 365 
1653 1129 3804 2612 1649 1268 527 342 
1607 1098 3725 2561 1608 1243 512 333 
1570 1078 3734 2591 1592 1240 496 331 
1542 1052 3732 2580 1585 1233 491 327 
1532 1 048 3765 2599 1593 1235 489 326 
1544 1053 3810 2621 1583 1225 491 325 
1502 1011 3752 2549 1512 1159 488 322 
1448 962 3655 2463 1418 1076 472 310 
1394 919 3511 2347 1341 1 013 454 291 
1372 899 3488 2331 1327 1 005 450 295 
1368 895 3600 2416 1317 996 446 291 
1365 888 3732 2505 1314 994 442 290 
1344 866 3758 2501 1306 985 442 289 
1337 855 3758 2487 1308 983 441 289 
1350 862 3878 2570 1348 1011 455 298 
1365 810 4007 2661 1388 1041 478 317 
1371 868 4050 2673 1419 1061 509 341 
1343 839 3947 2568 1381 1020 506 336 
1257 771 3632 2315 1282 930 490 320 
1180 716 3370 2129 1206 .867 475 308 

land') 
''"""'" ''D'"'"'"''" ... 

Steinen und Erden,.Verarbeitendes GeWerbe 
.„._ '""·'-·'' 

nach Hauptgruppen 
. '"'"' . "'""""" .„„„„„ . n.,..,."'"' 

Vorleistungs- Investitions- 1 Gebrauchs- Verbrauchs-

güteri>roduzenten - ""'. „„.„. """ "'-"'"'~""""'"" 

Beschäftigte j Arbeiter Beschältig1e 1 Arbeiter 1 Beschiftig1~ 1 Arbeiter Beschäftigte 1 Arbeiter 

3096 2096 2244 1400 346 241 1093 636 
2970 1993 2165 1348 3Tl 224 1059 603 

2999 2015 2188 1364 335 231 1064 607 
2977 1998 2161 1348 329 226 1055 6oo 
2969 1994 2162 1347 324 . 221 1 063 608 
2934 1964 2141 1332 320 219 1052 596 
2877 1922 2104 1306 312 213 1025 576 
2870 1923 2092 1298 309 210 1021 sn 
2880 1941 2107 1310 307 210 1035 582 

-· ---· •• •••-,•-n~- n••-•-•'• --·. -. ·--„- -- ~ 

~ahrl) 

1950 
1955 
1960 

'1961 
1962 
1963 
1964 
1965 
1966 
1967 
1968 
!969 
1910 
1911 
1972 
1913 
1974 
1975 
1916 
1977 
1978 
1979 
1980 
1981 
1982 
1983 
1964 
1985 
1986 
1987 
1988 
1989 
1990 
1991 
1992 
1993 
1994 

Zefuaum 

1995 
1996 

1996 1. Vj. 
2.Vj. 
3.Vj. 
4.Vj. 

19911. Vj. 
2.Vj. 
3.Vj. 

1) Betriebe mit im allgemeinen 20 Beschiftigten und mehr nach der Iaassiftka.tton der Wutschaftszweige, Ausgabe 1993 {WZ 93). Ausführliche 
Erläuterungen: Statistisches Bundesamt, Wirtschaft und Statistik 311995, S. 181 tt.; Rückreclmungen bis 1991 sind vorgesehen. 
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. Tabelle 53' 

Jahr') 

1950 
1955 
1960 
1961 
1962 
1963 
1964 
1965 
1966 
1967 
1968 
1969 
1970 
1971 
1972 
1973 
1974 
1975 
1976 
1977 
1978 
1979 
1980 
1981 
1982 
1983 
1984 
1985 
1986 
1987 
1988 
1989 
1990 
1991 
1992 
1993 
1994 

Zeitraum 

1995 
1996 

1996 1. Vj. 
2. Vj. 
3. Vj. 
4. Vj. 

1997 1. Vj. 
2. Vj. 
3. Vj. 

Geleistete Arbeiterstunden Im Bergbau .und Im Verarbeitenden Gewerbe 
Mio 

Verarbeitendes Gewerbe 

Insgesamt Bergbau Grimdstoff- Investitions- 1 Verbrauchs-
und Produk- güter güter 

zusammen tionsgüter-
gewerbe produzierendes Gewerbe 

- --- " ,_ 

Prflheres Bundesgebiet 1) 

9 240 1152 8088 2146 2723 2594 
12484 1 213 11271 2 738 4319 3 436 
13 393 1026 12368 2900 5230 3 407 
13403 962 12441 2923 5352 3 345 
12998 889 12109 2802 5219 3 269 
12579 833 11 746 2713 5070 3154 
12609 795 11814 2758 5133 3130 
12654 738 11916 2764 5250 3 123 
12 221 656 11565 2632 5090 3 071 
10 986 545 10441 2391 . 4521 2 787 
11322 497 10826 2444 4792 2860 
11946 465 11481 2546 5247 2960 
„J •• 

~· ••vov 2out , ,J, •••v 
12006 423 11583 2465 5499 2·524 
11484 373 11111 2367 5213 2763 
11426 347 11079 2362 5294 2666 
10 709 341 10368 2238 5006 2407 
9573 335 9238 1953 4458 :! 156 
9651 319 9332 1968 4521 2184 
9493 300 9194 1900 4 511 2149 
9266 286 8980 1842 4409 2108 
9254 283 8970 1835 4437 2087 
9153 286 8867 1818 4402 2042 
8707 291 8416 1717 4 212 1892 
8271 289 7982 1 G1Q 4036 1759 
7 918 271 7648 1547 3 861 1689 
7 841 252 7588 1535 3834 1611 
7 9lff 251 7659 1505 3980 1642 
7 962 243 7719 1477 4089 1627 
7 779 229 7550 1431 3995 1600 
7 730 214 7516 1427 3968 1598 
7860 199 7661 1423 4085 1622 
7 993 188 7806 1418 4178 1648 
7 952 176 7776 1395 4130 1655 
7 643 169 7474 1354 3 958 1579 
6770 150 6619 1212 3425 1432 
6410 138 6273 1154 3 248 1 341 

Deuf5chJand ') 
' - - -

Bergbau, Gewinnung von Steinen und Erden, Verarbeitendes Gewerbe 

Bergbau, 
nach Hauptgruppen 

Insgesamt 
Investitions- 1 Gewinnung Verarbeitendes Vorleistungs- Gebrauchs-von Steinen Gewerbe 

und Erden 
güterprOduzenten 

6884 201 6684 3318 2183 362 
6483 176 6308 3110 2071 336 

1679 47 1632 801 540 90 
1614 44 1571 777 516 84 
1591 44 1547 766 503 79 
1600 42 1558 765 511 83 

1553 38 1515 744 499 80 
1586 40 1545 769 508 79 
1556 39 1518 756 495 74 

„ •. ' .. - -

Nahrungs-
und Genuß-

mittelgewerbe 

624 
778 
831 
821 
819 
810 
793 
779 
772 
742 
730 
728 
vv, 
795 
769 
757 
718 
671 
659 
633 
621 
612 
605 
596 
574 
550 
542 
532 
526 
525 
523 
531 
562 
596 
584 
551 
530 

Verbrauchs-

1021 
967 

247 
237 
243 
240 

229 
229 
232 

1) 1950 und 1955 ohne Saarland und Berlin (West). - 2) Gliedenmg nach Betrieben mit 20 Besch!ftigten und mehr (frühere_s Hauptbeteillgten-
Komept). - Ab 1977 in der Abgrenzung der SYPRO mit_ Rückrechnung bis 1970. Ausfilhrliche Erläuterungen: Statistisches Bundesamt, 
W1rtsch&ft und Statistik 7/1976, S. -405ff. - Angaben für die duwtsche"nliegenden Jahre siehe JG 95 Tabelle 54 • Seite 430. - 3) Betriebe mit 
20 Beschiftigten und mehr nach der Klassifikation der ~e, Ausgabe 1993 (WZ 93). Ausführliche Erläutenmgen: Statistisches 
Bundesamt Wirtschaft und Statistik 3/1995, S. 181!1.1 Rückrechnungen bis 1991 sind vorgesehen. • 
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Tabelle 54' 

Bangenelunigungen 

Genehmigungen für Hochbauten 

Rauminhalt 2) veranschlagte Kosten des Bauwerkes 3) 

Nichtwohngebäude 
Zeitraum 1) 

Wohn-insgesamt gebäude nicht- .öffentliche 
insgesamt 

öffentliche Bauherren 5) Bauherren 4 ) 

1 OOOcbm 

1950 140 665 
1951 139 448 
1952 230 108 135 652 94456 9694 
1953 245968 163 649 82319 11370 
1954 282134 185 592 96542 13375 
1955 309971 195 519 114452 15488 
1956 304 197 180 297 123900 16130 
1957 286391 174 078 112 313 16404 
1958 311254 193297 117 957 19208 
1959 343689 210904 132 785 22136 
1960 392427 234427 158000 27 491 
1961 422657 248582 174 075 31685 
1962 425658 252434 135 881 37343 34675 
1963 383726 229774 115 015 38936 34189 
1964 429635 246181 139 465 43988 40738 
1965 441163 259257 137138 44769 44879 
1966 421309 245 143 136995 39171 44680 
1967 378533 219 319" 120 828 38386 41483 
1968 400265 226408 . 132 687 41170 43187 
1969 470177 242236 165 986 41956 49521 
1970 497264 266573 184 841 45850 59058 
1971 542377 313124 180 151 49102 73588 
1972 567238 343057 178 182 45999 87234 
1973 520450 303 315 173 875 43260 85939 
1974 388207 209 250 123 953 55004 72217 

. 1975 384504 190 694 141211 52599 74 271 
1976 374089 210 227 128 309 35553 72857 
1977 353 042 205 056 118 581 29406 71309 
1978 421 216 247 614 137 520 36083 88531 
1979 395 688 227 956 137 349 30362 89655 
1980 389 154 215 351 141121 32 681 96642 
1981 343 739 189110 125 895 28735 93320 
1982 305 900 165 352 117 185 23363 88984 
1983 364487 202 712 141847 19927 108 098 
1984 279 231 159 632 102 491 17108 86215 
1985 252 933 125 018 109 684 18231 76452 
1986 257 005 116 709 120 717 19578 78618 
1987 252 092 107 700 123 619 20772 77050 
1988 275 771 120 721 133 898 21154 88251 
1989 320 196 145 684 156 196 18316 100 315 
1990 370 394 181361 169 424 19609 123 731 
1991 372 057 179 517 173169 19 371 131033 
1992 387 406 204 799 163 578 19029 149 255 
1993 398 048 232374 146297 19377 164 265 
1994 ,,, rni oio o<u 21H ,,,, '-" U<O <00000 
1995 500 585 271756 205 151 23678 217 956 
1996 473 309 254195 197 970 21144 205 966 

1996 1. Vj. 104 631 60368 40 139. 4125 46804 
2. Vj. 125 147 68559 51208 5382 53441 
3. Vj. 123132 65064 52448 5609 53793 
4. Vj. 120 400 60204 54175 6028 51998 

1997 1. Vj. 100867 55850 39589 5436 44463 
2. Vj. 119 495 65927 48759 4 816 50981 
3. Vj. 117 877 63784 48454 5641 50591 

1) Vqn 1950 bis 1959 ohne Saarland und Berlin (West). Ab 1994 Deutschland. 
2) Ab 1963 nur Neubau und Wiederaufbau (ein.sch.ließlich Umbau ganzer Gebiude). 
:l) Alle Baumaßnahmen. 
~) Unternehmen und private Haushalte. 

Nichtwohngebiude 
. 

Wohn-
gebiude nicht- öffentliche öffentliche Bauherren 5) Bauherren fJ 

Mio DM 

5 243 
5.337 
6216 H78 
7860 3 510 
9062 4 313 

10 063 5425 
10 001· 6069 
10459 5945 
12386 6821 
14 321 7 815 
17 253 10238 
19851 11834 
22176 7 744 4756 
21836 7006 5348 
25397 9032 6309 
28534 9484 6860 
28555 9840 6285 
26062 9105 6316 
27 031 9594 6562 
29541 13 307 6673 
35529 15 299 8230 
47 Oll 16916 9661 
57221 19769 10244 
55732 19916 10291 
41964 15472 14 781 
40482 18801 14 988 
46338 16559 9961 
46773 15632 8904 
59182 18395 10954 
59998 19225 10432 
61 722 22216 12 703 
59858 21690 11 771 
56029 22538 10416 
70380 27957 9760 
57 318 20223 8674 
45597 21468 9387 
42961 25022 10635 
40247 25636 11167 
45995 29405 12851 
55919 34064 10332 
72552 38850 12329 
76073 41954 13006 
90647 45342 13266 

107760 43407 13098 
101 4ou oooru lBooo 
138 510 62047 17 399 
132506 57496 15964 

31263 12180 3362 
35425 14250 3765 
34566 15311 3916 
31323 15754 4 921 

29015 II 370 . 4079 
33979 13113 3890 
33098 13156 4337 

5) Gebietskörperschaften einschl1e8lich Sozialversicherung und Orqanisationen ohne Erwerbszweck. 
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Drucksache 13/9090 Deutscher Bundestag-13. Wahlperiode 

Tabelle 55• 

Auftragseingang Im Banhauplgewerbe nach Bauarten 1) 

a) Wertiri.dex . 
1991=100 

. 
- .... 

Hochbau Tiefbau 

Zeitraum , Insgesamt 
Wohnungs- gewerb- öffentlicher Straßen- gewerb- sonstiger 

zusammen licher zusammen lieh er öffentlicher bau Hochbau') Hochbau3) bau Tiefbau 1 ) Tiefbau3) 
-~· 

Frilhereo Bundesgebiet') 
1991 100 100 100 100 100 100 100 100 100 
1992 106,5 107,3 113,9 103,4 106,1 105,4 102,8 113,0 101,6 
1993 108,2 112,1 137,4 98,2 104,7 102,5 92,2 104,3 109,7 
1994 112,5 120,5 157,7 100,5 107,5 101,3 94,2 102,0 106,6 
1995 106,5 112,3 136,3 99,3 104,3 98,4 93,9 96,1 103,9 
1996 96,9 102,8 133,1 87,1" 90,4 88,6 85,5 95,6 85,5 

1997 1.Vj. 82,3 87,8 108,7 76,9 79,3 74,4 58,8 93,4 72,2 
2.Vj. 100,8 101,9 128,4 87,3 93,9 99,3 103,9 94,1 99,5 
3.Vj. 99,2 100,4 127,4 82,8 103,0 97,5 109,4 100,2 85,2 

Neue Bnndesllnder Und Berlln-Ost 
1991 100 100 100 100 100 100 100 100 100 
1992 147,9 149,3 140,0 162,2 123,4 146,1 120,0 167,8 154,7 
1993 191,5 197,4 250,4 191,1 136,6 183,3 142,7 223,2 191,4 
1994 239,8 258,9 399,4 219,9 166,0 213,7 167,6 272,0 211,8 
1995 248,6 273,2 456,5 213,9 178,6 214,9 167,4 289,9 199,9 
1996 235,6 265,7 496,4 185,4 163,5 194,2 173,2 237,0 179,4 

1997 1.Vj. 178,3 207,1 433,0 131,5 97,7 138,7 96,8 217,9 114,3 
2.Vj. 212,9 224,6 439,0 143,2 150,4 196,9 174,6 248,7 175,7 
3.Vj. 218,1 219,9 388,2 145,6 194,1 2i5,7 216,0 251,1 184,7 

Deutschland 
1991 100 100 100 100 100 100 100 100 100 
1992 112,9 113,7 117,2 112,7 109,3 111,8 105,7 121,3 109,2 
1993 120,9 125,1 151,8 112,8 110,6 115,1 100,9 122,4 121,5 
1994 132,0 141,5 188,4 119,3" 118,3 .118,8 106,8 127,9 121,7 
1995 128,3 136,7 177,0 117,3 118,1 116,5 106,6 125,7 117,7 
1996 118,2 127,5 179,3 102,5 103,9 105,0 100,6 117,2 99,0 

1992 1.Vj. 101,1 104,6 106,2 105,2 98,5 96,2 77,7 121,4 91,9 
2.Vj. 118,6 117,7 120,9 117,2 112,2 119,9 120,9 120,9 118,2 
3.Vj. 118,4 115,1 116,2 114,5 115,1 122,9 126,2 127,7 116,0 
4.Vj. 113,4 117,3 125,6 113,8 111,5 108,0· 98,1 115,2 110,7 

1993 1. Vj. 105,4 107,8 124,6 102,4 90,3 102,0 70,3 118,3 116,4 
2.Vj. 124,8 127,4 152,4 116,2 112,4 121,3 111,4 127,2 125,2 
3.Vj. 129,9 132,1 161,l 116,8 123,5 126,8 123,4 129,3 127,8 
4.Vj. 123,5 133,0 168,9 115,8 116,4 110,2 98,7 114,8 116,5 

1994 1. Vj. 119,6 133,4 180,4 115,3 95,3 100,0 77,5 108,3 112,9 
2.Vj. 139,9 149,0 199,7 124,2 127,3 127,0 115,2 138,3 128,2 
3.Vj. 137,9 141,3 185,5 115,6 136,7 133,2 133,6 133,3 132,7 
4.Vj. 130,8 142,2 188,1 122,0 114,1 114,8 101,0 131,8 113,0 

1995 1. Vj. 120,5 135,4 174,7 120,1 104,0 99,7 80,4 120,4 99,7 
2.Vj. 135,0 145,1 187,8 124,2 126,7 120,7 116,9 126,0 119,7 
3.Vj. 138,0 141,6 175,7 122,4 136,1 133,1 136,4 134,2 129,3 
4.Vj. 119,6 124,7 169,8 102,6 105,7 112,4 92,6 122,1 121,9 

1900 1. Vj. 106,4 119,5 162,S 99,4 97,8 87,9 68,2 117,7 80,8 
2.Vj. 126,1 136,0 196,0 105,2 115,6 112,l 115,9 115,6 106,0 
3.Vj. 129,B 136,1 192,8 108,6 110,2 121,0 126,1 124,4 113,8 
4.Vj. 110,4 118,5 165,9 96,9 92,1 99,0 92,l 111,0 95,3 

1997 1. Vj. 97,0 105,9 149,9 85,5 82,7 84,4 65,4 112,4 78,3 
2.Vj. 118,0 120,5 167,8 96,1 104,4 114,5 116,1 117,6 110,5 
3. Vj. 117,4 118,6 160,6 92,7 119,9 115,9 127,8 123,2 99,5 

--
1) ~Hoch~ undTiefbau„ sowie" Vorbereitende Bilustellenarbeiten" nach de:r Klassifikation der Wirt:scbaftszweige, Ausgabe 1993 {WZ93). 
1) Gewerbliche!' und industrieller Bau für Unternehmen, Bauten für Untemehmen der Deutschen Bahn AG, Deutsche Post AG, Deutsche 

Postbank AG, Deutache Telekom AG; der landwtrtschaftllche Bau ist im gewerblichen Hochbau enthalten. 
S) Gebietskörperschaften, Organlsatlonen ohne Erwerl>szweck. · 
") Angaben für die Jahre 1971 bis 1994 in der Abgrenzung der Systematik der WuischaftsZweige, Ausgabe 1979, Fassung für die Statistik im 

Produzierenden Gewerbe (SYPRO} auf Basis 1985=100, siehe JG 95Tabetle Slr Seften.(35ff. · 
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Zeitraum Insgesamt 

1991 100 
1992 100,9 
1993 99,6 
1994 102,0 
1995 95,I 
1996 87,I 

1997 l.Vj. 14,6 
2.Vj. 91,9 
3.Vj. 90,7 

1991 100 
1992 140,0 
1993 176,5 
1994 217,4 
1995 221,7 
1996 211,4 

1997 1. Vj. 161,I 
2.Vj. 193,8 
3.Vj. 199,3 

1991 100 
1992 106,9 
1993 111,4 
1994 119,7 
1995 114,5 
1996 106,2 

1992 1. Vj. 97,6 
2.Vj. 112,7 
3.Vj. 111,3 
4.Vj. 106,2' 

1993 1. Vj. 98,2 
2.Vj. 115,0 
3.Vj. 119,3 
4.Vj. 113,3 

1994 1.Vj. 109,2 
2.Vj. 127,0 
3.Vj. 124,8 
4.Vj. 117,9 

1995 1. Vj. 108,1 
2.Vj. 120,2· 
3.Vj. 123,1 
4.Vj. 106,8 

1996 1. Vj. 95,1 
2.Vj. 113,2 
3.Vj. 116,9 
4.Vj. 99,7 

1997 !. Vj. 87,9 
2.Vj. 107,5 
3.Vj. 107,3 

Deutscher Bundestag -13. Wah!J'eriod~ Drucksache 13/9090 

noch Tabelle 55' 

Auftragseingang Im Bauhauptgewerbe nach Bauarten 'l 

zusammen 

100· 
101,3 
102,4 
108,0 
98,9 
91,l 

78,5 
91,3. 
90,2 

100 
140,8 
180,4 
232,0 
240,3 
235,I 

184,6 
200,9 
197,3 

100 
107,3 
114,2 
126,8 
120,3 
113,0 

100,8 
111,4 
107,7 
109,2 

99,7 
11,6,3 
120,I 
120,9 

120,7 
133,8 
126,3 
126,6 

119,9 
127,4 
124,3 
109,7 

105,5 
120,2 
120,7 
105,4 

94,6 
107,9 
106,4 

b) Volumenindex 
1991=100 

Hochbau 

Wohnungsbau Hochbau ohne 
Wohnungsbau 

zusammen 

Frilheres Bundesgebiet 
100 100 100 
107,1 98,3 100,4 

. 124,4 91,5 95,7 
139,9 92,l 93,6 
118,4 89,1 89,9 
116,6 78,4 81,6 

96,0 69,8 69,I 
113,8 80,1 92,8 
113,1 78,8 91,3 

Neue Bundesländer und Berlin-Ost 
100 100 100 
131,6 144,3 139,0 
226,5 163,2 ' 171,1 
354,1 186,7 197,4 
396,6 182,3 196,2 
434,9. 160,9 179,0 

382,6 111,1 128,9 
389,1 131,0 184,0 
344,6 142,6 202,0 

Deutschland 
100 100 100 
110,2 105,9 106,5 
137,4 103,2 107,5 
167,2 107,6 109,7 
153,8 104,4 106,4 
157,1 91,9 96,7 

102,2 100,1 93,2 
114,1 110,I 114,4 
108,2 107,4 116,2 
116,4 105,7 102,0 

114,5 92,6 96,I 
138,0 106,0 113,1 
145,2 108,1 118,1 • 
152,0 106,0 102,7 

161,6 101,2 93,0 
177,3 113,-0 117,5 
164,0 108,3 122,7 
165,8 108,0 105,6 

152;9 104,1 91,4 
162,7 110,6 110,0 
152,1 111,l 121,4 
147,5 91,6 102,8 

141,8 88,2 80,5 
171,4 95,8 103,1 
169,1 97,6 111,6 
146,0 86,1 91,7 

132,5 76,6 78,4 
148,8 88,5 106,9 
142,5 89,2 108,5 

...... 

Tiefbau 

Straßen- Tiefbau ohne 
bau Straßenbau 

100 100 
97,5 101,8 
86,4 100,I 
87,8 96,2 
86,8 91,3 
80,1 82,3 

55,7 75,3 
98,8 90,0 

104,4 85,2 

100 100 
113,7 153,2 
133,6 192,2 
156,2 220,5 
154,8 219,5 
162,3 188,4 

91,8 149,8 
166,1 194,0 
206,1 199,7 

100 100 
100,3 109,4 
94,5 113,7 
99,6 114,6 
98,6 110,2 
94,3 97,9 

74,9 101,9 
114,7 114,2 
118,9 114,9 
92,5 106,6 

66,0 110,5 
104,0 117,4 
115,5 119,3 
92,6 107,5 

72,7 102,7 
107,6 122,3 
124,3 122,0 
93,9 111,2 

74,6 99,S 
107,9 111,l 
125,9 119,3 
85,8 110,9 

63,6 88,7 
108,5 100,5 
118,3 108,4 

86,8 94,1 

61,9 86,3 
110,4 105,3 
121,9 102,0 

. .. -· . 
1) MHoch- und Tiefbau" sowie „ Vorbereitende Baustellenarbeiten" nach der Klassifikation der Wirtschaftszweige, Ausg~:~e 1993 (WZ 93), 
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Drucksache 13/9090 

Tabelle 56" 

Zeitraum Insgesamt 
zusommen 

1991 100 100 
1992 108,5 110,9 
1993 110,2 115,9 
1994 114,9 124,6 
1995 109,9 117,5 
1996 105,1 109,7 

1997 Mär 97,9 98,9 
Jun 100,8 100,6 

1991 100 100 
1992 158,l 159,8 
1993 221,5 240,6 
1994 291,4 333,7 
1995 317,5 371,0 
1996 304,9 345,7 

1997 Mir 282,6 317,5 
Jun 258,5 28l,5 

1991 100 100 
1992 114,0 116,3 
1993 122,7 129.6 
1994 134,7 147,4 
1995 133,l 145,2 
1996 127,6 135,5 

1992 Mir 112,5 112,9 
Jun 118,2 118,9 
Sep 114,l 116,0 
Dez 111,3 117,2 

1993 Mir 121,8 125,7 
Jun 123,6 129,6 
Sep 122,2 129,0 
Dez 123,2 133,9 

1994 Mir 134,0 144,5 
Jun 138,~ 150,3 
Sep 137,4 149,4 
Dez 129,4 145,5 

1995 Mir 136,9 151,9 
Jun 137,9 151,2 
Sep 135,0 144,0 
Dez 122,7 133,6 

1996 Mir 133,6 141,8 
Jun 133,6 142,6 
Sep 127,9 135,2 
Dez 115,1 122,4 

1997 Mir 118,6 122,8 
Jun 118,5 120,4 

Deutscher Bundestag-13. Wahlperiode 

Anflµ.gsbesland Jm Bau)laµptgewerbe ') 
Wertindex 1991 ~ 100 
... ~ .. 

Hochbau 

Wohnungs- gewerb- öffentlicher lieber zusammen bau HochbauZ) Hochbau') 

.. ... „ 
,.~~·" ·- „ . ~ . 

Prilheres Bundesgebiet') 

100 100 100 100 
119,8 108,0 105,3 104,8 
1"4,7 163.s lCTl,7 101,5 
172,4 104.9 107,9 100,1 
150,4 104,3 104,7 98,l 
1'1,4 97,1 97,5 98,l 

128,8 88,l 83,4 96,4 
124,5 92,8 85,7 101,0 

Neue Bundeslinder und Berlln-011 

100 100 100 100 
134,8 183,1 134,6 155,6 
2'6,0 257,2 178,6 194,4 
,15,1 313,0 244,0 231,l 
481,7 328,2 295,0 241,3 
506,5 273,4 266,9 246,8 

-'61,1 255,4 2T1,0 232,9 
431,0 212,2 214,9 225,7 

Deutschland 

100 100 100 100 
121,6 115,9 108,5 110,7 
156,8 119.5 115.S 112.3 
201,4 126.S 122,7 115,4 
190,0 127,6 125,5 114,8 
185,1 115,4 116,0 115,4 

115,0 113,1 108,8 111,8 
124,0 118,9 110,2 117,3 
123,4 114,6 108,1 111,2 
l:u,o 116,8 106,8. 102,4 

141,9 121,0 112,8 116,0 
152,8 122,8 111,8 114,6 
158,9 116,l 119,8 111,8 
173,5 118,1 117,4 106,8 

197,4 124,9 117,2 117,9 
205,~ 129,7 122,6 119,5 
203,9 126,4 130,5 119,2 
198,9 125,0 120,6 . 105,0 

205,2 131,9 125,1 114,2 
202,4 131,9 126,3 117,6 
182,2 128,2 130,l 121,4 
170,2 118,3 120,5 106,1 

193,9 121,4 118,8 121,0 
197,2 120,1 122,3 119,8 
!83,9 116,l 113,5 116,8 
165,2 103,9 109,3 104,1 

i69,3 105,5 99,l 112,3 
161,1 105,2 99,8 115,6 

... 

nefbau 

Straßen- gewerb- sonstiger 
lieber öffentlicher bau TI.efbaul) Tiefbau 3) 

100 100 100 
99,3 114,2 103,2 
90,5 108,5 104,5 
91,5 98,7 106,1 
91,8 96,3 102,9 
92,9 107,3 96,5 

92,9 112,7 90,0 
98,6 117,6 94,0 

100 100 100 
139,2 153,9 171,0 
172,9 184,8 221,3 
199,3 236,1 253,2 
216,3 261,6 243,5 
251,7 249.S 240,1 

235,0 253.S 212,0 
231,3 232,5 214,6 

100 100 100 
104,2 120,3 109,4 
100,6 120,3 115,3 
104,8 119,9 119,6 
107,2 121,7 115,8 
112,4 129,2 109,7 

101,7 129,4 108,4 
113,9 128,0 113,5 
108,0 116,3 110,4 

93,3 107,6 105,3 

104,5 127.S 116.9 
103,4 124,6 116,0 
102,4 115,4 115,8 
92,1 113,6 112,3 

102,5 124,9 123,8 
108,3 123,1 124,4 
114,9 120,9 121,0 
93,3 110,5 109,3 

103,9 122,3 116,1 
112,4 125,4 116,7 
117,8 131,6 117,9 
94,5 107,6 112,5 

113,6 136,8 116,9 
117,8 136,5 111,8 
114,4 129,9 111,0 
103,7 113,7 99,1 

110,4 134,4 101,2 
114,9 135,3 105,1 

il „Hoch~ und Tiefbau" sowie ..; Vorbereitende Ba~Ilen&beiten ... nach der KlassHikation dec Wirtschaftszweige, Ausgabe 1993 {WZ93}. 
Z) Gewerblicher und industrieller Bau mr_ Un~en. Bauten. für Unternehmen der Deutschen Bahn AG, Deutsche Post AG, Deutsche 

Postbank AG, Deutscb.e Telekom AG; der la.nd~che Bau ist im gewerblichen Hochbau enth.Alten. 
') Gebietskörperschaften, Organisationen ohne Erwerbszweck. · 
4) Angaben fQr die Jahre 1971 bis 1994. in der Abgrinzung der Systematik der ~zweige, Ausgabe 1979, Fassung für die Statistik. im 

Produzierenden Gewerbe (SYPRO) auf Basis 198.SztOO, siehe JG 95Tabelle5ß• Selten "35ff. 
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DeutscherBundestag-13.Wahlperiode. Drucksache 13/9090 

Tabelle 57" 

Umsatz, Beschäftigte und Produktion Im Bauhauptgewerbe') 
... ·-- .. , .. . ' ··~·~·- .. „.-.. -·· ""'""""' , .. , , ... .„„ .. , """'' 

Umsatz 1) Geleistete Netto-' 

1 
Wohnungs- 1 gewerblicher 1 öffentlicher 

Beschiftigte4 ) Arbeits- produktiOI1$-
Zeitraum insgesamt bau Bau 1) und Straßenbau stunden 5) index8) 

Mio DM 1000 Mio Index 

Früheres Bundesgeblet7) 

1991 141911 43047 55340 43523 964 1219 100 
1992 160 946 49890 62407 48649 978 1259 106,3 
1993 157 704 52717 59 616 45371 982 1213 104,0 
1994 166 790 '61871 59164 45755 989 1238 108,9 
1995 163 521 59509 58564 45447 968 1163 105,0 
1996 153 628 57203 54168 42 258 893 1 038 97,1 

1996 !. Vj. 24 594 9071 9514 6009 867 186 67,1 
2.Vj. 38406 14 648 13 227 10532 912 294 108,9 
3, Vj. 43 462 16123 15084 12 254 911 297 111,5 
4, Vj. 47 166 17 361 16342 13463 883 262 100,7 

1997 !. Vj. 25759 9588 9865 6305 780 181 71,0 
2. Vj. 37 325 1<1059 12930 10336 818 269 101,2 
3. Vj. 40238 14 640 13 878 11 721 819 268 103,3 

Neue Bundeslinder und Berlln-Olt 

1991 24 503 5459 10566 8478 319 380 100 
1992 36071 6594 17144 12 332 324 438• 129,5 
1993 45 751 9211 22026 14 514 361 484 157,2 
1994 60935 16549 26602 17 784 416 570 199,1 
1995 64 982 20636 27377 16969 443 

' 
' 571 207,8 

1996 63 677 23329 23843 16505 4!8 524 198,4 

1996 !. Vj. 8696 3199 3708 1789 395 87 117,9 
2.Vj. 15 921 5878 6030 4 013 430 148 221,9 
3, Vj. 18809 6944 6773 5 091 431 156 240,l 
4. Vj. 20252 7309 7332 5611 416 133 213,6 

1997 !. Vj. ' 9583 3757 3636 2190 355 89 139,6 
2.Vj. 15050 5716 5338 3996 371 128 198,8 
3. Vj. 16256 6083 5634 4539 370 131 211,8 

Dentscllland· 

1991 166414 48507 65907 52001 1282 1599 100 
1992 197 017 56484 79551 60982 1301 1697 110,8 
1993 203455 61928 81642 59885 1343 1696 114,3 
1994 227725 78420 85767 63539 1405 1809 126,0 
1995 228502 80145 85941 62416 1412 1734 124,4 
1996 217 305 80532 78011 58763 1312 1562 117,2 

1995 !. Vj. 42747 15494 16950 10303 1378 374 103,8 
2. Vj. 56506 20373 20992 15141 1432 472 135,l 
3. Vj. 61485 21272 22952 17261 1434 471 137,0 
4. Vj. 67765 23 007 25048 19710 1403 418 121,8 

1996 !. Vj. 33290 12 270 13222 7798 1263 213 78,4 
2. Vj. 54327 20525 19257 14545 1343 441 131,5 
3. Vj. 62 271 23068 21857 17 346 1342 453 136,7 
4. Vj. 67418 24 669 23 674 19074 1299 395 122,3 

1997 !. Vj. 35341 13 345 13502 8495 1135 269 85,0 
2. Vj. 52375 19775 18268 14332 1190 397 120,4 
3. Vj. 56494 20723 19512 16260 1189 399 124,1 

'" '' 

1) „Hoch- und Tiefbau" sowie „ Vorbereitende Baustellenarbeiten" nach derlOassifikation der Wirtschaftszweige, Ausgabe 1993 (WZ93) 
2) Nur baugewerblicher Umsatz. 
3-j Einschließlich landwirtschaftlicher Tiefbau; Deutsche Bahn AG und Poshmtemehmen. 
4 ) Einschließlich der unbezahlt mithelfenden Familienangehörigen. 
5 ) Von Inhabern, Angestellten, Arbeitem und Auszubildenden auf Bauhöfen und Baustellen geleistete Arbeitsstunden. 
6 ) Index der Nettoproduktion für das Produzierende Gewerbe, 1991=100; arbeitstiglich bereinigt. 

.. ,. 

7) Angaben fUr die Jahre 1950 bis 1995 in der Ab!;JTenzung der Systematik der Wirtschaftszweige, Ausgabe 1979, Fassung für die Statistik im 
Prociuzierenden Gewerbe {SYPRO) auf Basis 1985 = 100, siehe JG 96 Tabelle 57• Seite 409. 
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Drucksache 13/9090 

Tabelle 58" 

Deutscher Bundestag-13. Wahlperiode 

Anllenhandel (Spezialhandel) 1) 

Tatsächliche Werte, Volumen und Durchschnittswerte 
·~·· 

Tatsichlicbe Werte Volumen~ Durchschnittswerte 

l 
... --· 

Zeitraum2) Ausluh< Einluluc Ausfuhr. 1 Einluluc Ausrum 1 Einluluc 
- - -,,..,_~· 

MloDM 1980 = 100 
- . -~- - - - ~ ___ ,__ ·-

~ BUDdesgeblet 

1953 18526 16010 „ 071 23615 50,0 67,8 
1954 22035 19337 43643 29065 50,5 66,5 
1955 25717 24 472 50051 36461 51,4 67,1 
1956 30861 7:1964 57425 41342 53,7 67,6 
1957 35968 31697 64 815 . 45763 55,5 69,3 
1958 36998 31133 67923 50868 54,5 61,2 
1959 41184 35823 74665 60769 55,2 59,0 
1960 47946 42723 8550/ 71566 . 56,1 59,7 
1961 50978 4(363 90916 78033 56,1 56,9 
1962 52975 49498 93626 91588 56,6 54,0 
1963 58310 52i77 98252 99766 59,3 52,4 
1964 64 920 58 839 112 142 111660 57,9 52,7 
1965 71651 70448 120 482 129128 59,5 54,6 
1966 80628 72670 132 535 133 319 60,8 54,5 
1967 87 045 70 183 141812 132 321 61,4 53,0 
1968 99551 81179 163 682 153 669 60,8 52,8 
1969 113 557 97972 181 095 178 733 '62,7 54,8 

1970 125 276 109 606 207 228 211835 60,5 51,7 
1971 136 011 120 119 216 319 229 362 62,9 52,4 
1972 149 023 128 744 229 914 244 156 64,8 52,7 
1973 178 396 145 417 262 212 257 577 68,0 56,5 
1974 230578 179 733 290 828 247 507 79,3 72,6 
1975 221589 184 313 258 228 246683 85,8 74,7 
1976 256642 222 173 306 336 290637 83,8 76,4 
1977 273 614 235 178 318 536 297178 85,9 79,1 
1978 284 907 243 707 328 705 317408 86,7 76,8 
1979 314 469 292 040 344 493 341479 91,3 85,5 
1980 350 328 341 380 350 328 341380 100 100 
1981 396 898 369179 373420 ~24 425 106,3 113,8 
1982 47:7741 376 464 385635 328 677 110,9 114,5 
1983 432 281 390192 384 538 341827 112~4 114,1 
1984 488 223 434 257 419769 359 473 116,3 120,8 
1985 537 164 463 811 444575 374428 120,8 123,9 
1986 526 363 413 744 450479 397 506 116,8 104,1 
1987 527 377 409 641 463 435 418 801 113,8 97,8 
1988 567 654 439609 494 265 . 445 382 114,8 98,7 
1989 641041 506465 534413 477 813 120,0 106,0 

1990 642 785 550 628. 542 022 532 864 118,6 103,3 
1991 648 363 633 054 550 061 602 551 117,9 105,1 
1992 657 410 627950 561237 1516 418 117,1 101,9 
1993 616 441 557 781 552 024 577 444 111,7 96,6 
1994 678 237 606404 613 668 620968 110,5 97,7 
1995 735 459 651524 651 579 644 576 112,9 101,l 

Neue Bundesli.nder und Berlln~Ost 
1991 17450 10860 „. . .. . .. „. 
1992 13793 9596 „. . .. . .. „. 
1993 11946 8714 ... . .. . .. „. 
1994 12336 10551 ... . .. . .. . .. 
1995 14 078 12 710 „. . .. ... . .. 

Deutschland 
1991 665 813 643 914 ... „. . .. . .. 
1992 671203 637 546 ... . .. ... „. 
1993 628 387 566495 ... „. . .. . .. 
1994 690 573 616 955 ... ... . .. . .. 
1995 749 537 664 234 ... „. . .. . .. 
!Ss6') 771913 669060 

1997 1. Vj.') 202 634 178176 . ,. ... . .. „. 
2. Vj.') 221280 188159 ... . .. ... „. 

Terms of 
Th ade~) 

73,7 
75,9 
76,6 
79,4 
80,1 
89,1 
93,6 
94,0 
98,6 

104,8 
113,2 
109,9 
109,0 
111,6 
t15,8 
115,2 
114,4 
117,0 
120,0 
123,0 
120,4 
109,2 
114,9 
109,7 
108,6 
112,9 
106,8 
100 
93,4. 
96,9 
98,5 
96,3 
97,5 

112,2 
116,4 
116,0 
113,0 
114,8 
112,2 
114,9 
115,6 
113,1 
112,3 

„. 
. .. . .. 
. .. 
. .. 

. .. 

.„ 
„. 
. .. 
. .. 

... . .. 
1) Ausfuhr fob, Einfuhr ctf. Ergebnisse ab ,1993 dw,Cb .Änderung in de:r ErfasSung des Aiißenhandels mit größerer Unsicherheit behaftet. 
Ab 199.4 einsclolieRHch Zuschitzungen von Amneldeausflßen in der Jn~delsstattstik. Ausführliche Erlluterungen: Statistisches Bundes-
cnt.. Fachserle 7, ReJhe 1, Monatshefte, Seite 6. - !1J Von 1950 bis 5. Juli 1959 ohne Saarland. - SJ Men9en bewertet mit den Durchschnitts-
werten des Jahres 1980. - 4) Durchschnittswerte der Austuhr in vH der Durchscbnittswerte derEnfubr. -S) Vorlluftge Erqebnisse. 
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Ins-Zeitraum gesamt 2) 

1976 256642 
1977 273 614 
1978 284 907 
1979 314 469 
1980 350 328 
1981 396 898 
1982 427 741 
1983 432 281 
1984 488223 
1985 537 164 
1986 526363 
1987 527 371 
1988 567 654 
1989 641 041 
1990 642 785 
1991 648 363 
1992 657 410 
1993 616441 
1994 678237 
1995 735459 

1991 665 813 
1992 671203 
1993 628387 
1994 690573 
1995 749537 
1996') 771913 
1997 1. Vj.4 ) 202 634 

2, Vj.') 221280 

1976 222173 
1977 235 178 
1978 243 707 
1979 292 040 
1980 341380 
1981 369179 
1982 376464 
1983 390 192 
1984 434 257. 
1985 463 811 
1986 413 744 
1987 409 641 
1988 439 609 
1989 506465 
1990 550628 
1991 633 054 
1992 627 950 
1993 557781 
1994 606 404 
1995 651524 

1991 643 914 
1992 637 546 
1993 566 495 
1994 616 955 
1995 664 234 
19964) 669060 
1997 1. Vj.') 178176 

2. Vj.') 188159 

Deutscher Bundestag-13. Wahlperiode Drucksache 13/9090 

Ausfuhr und Einfuhr nach Gütergruppen der Produktionsstatistik 'J 
Mio DM 

Erzeugnisse Erzeugnisse des 

desEmäh-
Elektrizität, Bergbau-

Grundstoff- Investitions-! Verbrauchs-der Land- Gas, Fern- liehe rungs- und güter. güter und Forst- wärme, . En:eug-
wUtschalt, gewerbes, Wasser nisse Produk-
Fischerei Tubak- tionsgüter-

produzierenden Gewerbes waren gewerb.es 

Ausfuhr 
Prüheres Bundesgebiet 

3052 9359 339 4660 67252 139 338 28631 
3044 11676 256 4588 68143 150 134 30551 
2870 11878 332 6527 72608 153 307 32 243 
3111 13 707 618 6886 85505 162 957 36186 
3629 16002 605 8128 95227 180 070 40580 
4727 19610 681 9437 , 105 718 205 013 43659 
5178 19 953 770 8852 109 510 229 052 46457 
5347 19621 730 8004 112 938 226 433 48612 
6108 22260 805 9349 131334 252 066 55137 
6360 23626 958 8379 141633 284 554 61861 
6540 22560 900 4646 128507 289 915 63 379 
6098 21976 891 3652 125 874 293 904 63950 
5578 25 214 912 3677 140192 315 143 69200 
7056 27106 869 3934 157210 358011 78139 
6624 26567 1 063 3384 149 897 364 954 80943 
7403 28983 964 3161 148318 365 903 82644 
8010 29833 963 2779 . 145 919 376483 83 714 
6520 29205 858 2049 138421 342 335 75146 
7440 31013 787 2851 158 058 381422 79425 
7868 31470 700 2941 171 819 412 307 82211 

Deutschland 
7905 30261 1 038 3735 152 194 375 028 84 494 
8255 30862 1 034 3249 149508 383417 85105 
6650 29933 889 2341 140 817 349690 76102 
7573 31827 806 2908 160 868 388627 80633 
8193 32292 702 2953 175 458 420 039 83 681 
8462 33178 1167 4 531 112777 438782 84 341 
1971 8352 297 1395 45309 113 357 21888 
1897 9072 296 1146 50478 124 961 22605 

Einfuhr 
Früheres Bundesgebiet 

23885 16413 556 32410 60668 48 658 33597 
26185 17 309 653 32424 61763 54 766 36923 
24648 17933 639 29920 64466 60766 40065 
25309 18965 693 41856 83670 68579 46656 
27486 20613 921 60640 93586 78284 52492 
29087 23 345 1141 70794 97780 87781 51553 
29649 24432 1268 67338 102 193 91544 50924 
29252 26025 1376 59190 109312 100 908 54906 
32453 27854 1249 64938 123713 112 870 61194 
35221 28543 1367 65232 133 464 125 681 63 828 
32114 26952 1323 34181 112 332 129 805 66179 
30142 25823 1230 27283 106352 136 042 71614 
30136 27608 1144 24399 118 804 151583 74847 
30734 30.227 1084 27 921 138 804 181892 83114 
30542 32813 1363 32035 139727 208 736 . 94 212 
33829 37 587 1620 33 611 144 849 261096 111229 . 
32651 40220 1267 32794 140 425 258193 110454 
27227 34 595 1262 31579 117 542 218 820 99 645 
31281 38030 1285 32 218 135266 243 405 104 837 
32703 38134 1231 30627 150 861 258 178 103 660 

Deutschland 
34202 37 878 1620 37720 147023 . 264 039 112 086 
33137 40591 1267 35 301 142789 261154 111356 
27 558 34 890 1262 33 751 119366 222 062 100 483 
31 782 38457 1285 34159 . 137 567 247 607 105 993 
33280 38883 1232 33223 153635 262 882 104 953 
33032 38400 1274 41868 142 435 270 195 104 768 
8464 9 245 350 11871 36363 70525 27537 
9525 9709 314 10444 40275 77 002 26457 

Tabelle 59' 

Investi- Ver-
tions- brauchs-

.güter3) güter') 

61245 33 826 
64468 37 706 
64083 38 863 
66071 42 050 
73566 46 598 
87333 50555 
99360 56 070 
96297 57 500 

106288 62889 
121418 71713 
124 259 72111 
125960 72259 
117626 94 108 
133949 108495 
136402 110 300 
137 832 105 331 
136 871 112 548 
123805 99 653 
138307 108 833 
151431 109 001 

143862 107 163 
141605 113 513 
129192 100487 
143059 110 104 
156093 110 279 
166 964 116 098 
41846 31448 
47001 31769 

14 349 39918 
16267 42 951 
18511 47013 
21536 55155 
24226 60411 
28423 60 853 
30741 60413 
33202 66 829 
35855 72817 
40672 75 489 
40750 76660 
42484 82436 
45847 86742 
58436 96254 
67228 115 195 
87498 146 773 
84323 140 552 
69746 126 745 
73 711 129 353 
75483 129 565 

89138 147 577 
86015 141317 
70865 128133 
74877 131027 
76855 131 259 
78131 138 200 
20043 36688 
22214 35244 

1) In der Gliederung nach dem Güterverzeichnis für Produktionsstatistiken 1982 (GP 82). Ergebnisse ab 1993 durch Ändenmg in der Erfassung 
des Außenhandels mit größerer Unsicherheit behaftet. Ab .1994 einsclilleßlich Zuschä.tzungen von Anmeldeausfällen in der lntrahandelsstati-
stik.. Ausführliche Erlä.uterunp,en: Statistisches Bundesamt, Fachserle 7, Reihe 1, Monatshefte, Seite 6. - 2) Einschließlich Waren, die nicht zu-
geordnet werden kolUlten. - ) Hauptsächlich Enderzeugnisse, nach ihrer vorwiegenden Verwendung gruppiert. - 4) Vorläufige Ergebnisse. 
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Drucksache 13/9090 Deutscher Bundestag-:-13. Wahlperiode 

Tabelle 60• 

Zeitraum 1) Insgesamt1) 

1950 8362 
1951 14 577 
1952 16909 
1953 18526 
1954 22035 
1955 25717 
1956 30861 
1957 35968 
1958 36 998 
1959 41184 
1960 47946 
1961 50 978 
1962 52 975 
1963 58310 
1964 64920 
1965 71651 
1966 80628 
1967 87 045 
1968 99551 
1969 113 557 
1970 125 276 
1971 136 Oll 
1972 149 023 
1973 178396 
1974 230578 
1975 221 589 
1976 256642 
1977 273 614 
1978 284 907 
1979 314469 
1980 350328 
1981 396898 
1982 4Tl 741 
1983 432 281 
1984 488223 
1985 537 164 
1986 526363 
1987 527 377 
1988 567654 
1989 641 041 
1990 642785 
1991 648363 
1992 657 410 
1993 616 441 
1994 678237 
1995 735459 

1991 665 813 
1992 671203 
1993 628387 
1994 690573 
1995 749537 -
1996 3 ) 771 913 

1997 1. Vj.') 202634 
2. VJ.') 221 280 

Ausfnhr nach Warengruppen der Aullenhandelsstallsllk 
Mio DM 

.. ··-
Güter der gewerblichen Wirtschaft 

Güter der 
EmAhrungs-

wirtsch&ft :zusammen Rohstoffe . Halbwaren 
zusammen 

- ' ... 
Prftheres Bundesgebiet 

196 8166 1168 1576 5422 
489 14 088 1318 2110 10660 
379 . 16 529 1281 2544 12704 
476 18050 1488 2724 13 839 
515 21521 1694 2883 16943 
683 25034 1568 3268 20 198 
834 29945 1715 3819 24412 
829 35044 1939 4153 28951 
882 35998 1710 3890 30398 

1 005 40057 1968 4309 33780 
1091 46696 2 182 5007 39506 
1075 49.705 2175 5282 42248 
1143 51616 2362 4982 44 273 
1317 56742 2489 5446 48807 
1614 63039 2 518 5733 54788 
1981 69 :i61 2555 6254 60552 
1968 78301 2835 7152 68314 
2476 84 166 2880 7573 73713 
2985 96098 3163 8563 84 373 
3657 109308 3 080 8900 97328 
4380 120 194 3188 9511 107 430 
5097 130 145 3 258 10480 116 407 
5946 142184 3388 10445 128 351 
8 016 169392 4 071 13244 152 078 
9953 219387 5 516 20596 193 215 

·10 397 209784 5304 16129 188 350 
11412 243T15 5 692 18688 219 396 
13723 258243 5 657 18281 234305 
13790 269301 6098 20415 242787 
15 698 296637 6555 24796 265286 
18471 329357 6792 30520 292 045 
23100 371069 7 547 33416 330 106 
23 871 400995 . 7220 34242 359533 
23624 405729 7 203 34328 364198 
26673 458342 8299 40172 409 872 
28025 505812 8565 41 038 456 209 
27320 495532 7 279 30635 457,617-
26397 497 381 6625 28610 462 145 
28955 536751 6734 32215 497 802 
32 040 606990 7.j75 36284 563 230 
31143 609461 7 204 33834 568 424 
34126 611893 .7258 .33 274 571361 
35772 619034 6938 32490 579 606 
33892 566103 5730 30575 529798 
36318 630363 7002 34552 588 809 
36966 6T1924 7304 36417 634 203 

Deutschland 

35824 627 584 7 532 34510 585542 
36972 6:i1 626 7 [42 33686 590798 
34699 511235 5853 31335 540 047 
31211 641800 7 [35 35188 599477 
38 049 690908 7 517 37249 646142 
39458 708' 465 6687 37850 663928 

9737 183864 1608 10028 172 228 
10301 201402 1829 10630 188 942 

--· -- . - -~-- . ··.· ,„. ~ -·- ,. 

Fertigwaren 

Vor-
1 

End-

en:eugnisse 

1862 . 3560 
3 678 6982 
3 488 9 216 
3 384 10455 
4 109 12 834 
4 769 15429 
5945 18467 
7135 21816 
6769 23 630 
7970 25 810 
9672 29834 
9731 32517 
9876 34 397 

10450 38357 
11847 42941 
13312 47240 
14 727 53 587 
16570 57143 
18264 66109 
21141 76187 
23034 84395 
23874 92533 
25 861 102490 
33334 118 744 
51133 142 142 
40334 148 016 
45638 173758 
46579 187 726 
49905 192 882 
58688 206598 
62630 229 415 
69002 261 104 
70 651 288 882 
72455 291 743 
85156 324 716 
92667 363 542 
87 544 370 072 
86 966 375 180 
96837 400 965 

108 314 454 916 
104 455 463969 
101 057 470 304 
97 942 481663 
90 167 439630 

102 250 486560 
113 383 520 820 

103 703 481 840 
100 512 490 286 
91687 448 360 

104 150 495 326 
116 072 530 069 
112 809 551119 

29147 143 081 
33489 155 454 

1) Bis 5. Jull 1959 ohne Saarland, Ergebnisse ab 1993 durch Anderung In der Erlassung des Außenhandels mit größerer Unsicherheit behaftet. 
Ab 1994 einsc'hließlich Zuschltzrm.gen von AnmeldeausfUen in der Intrahandelsstatistik~ Ausführliche Erläuterungen: Statistisches Bundes-
amt, Fachsede 7, Reihe 1, Monatshefte, Seite 6. -') ~ 1956 ~chließlich Rückwaren uruf.Ersatzlleferungen. -3) Vorllufige Ergebnisse. 
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Zeitraum 1) Insgesamt 2} 

1950 11374 
1951 14726 
1952 16203 
1953 16010 
1954 19337 
1955 24472 
1956 27964 
1957 31697 
1958 31133 
1959 35823 
1960 42723 
1961 44363 
1962 49498 
1963 52277 
1964 58839 
1965 70448 
1966 72670 
1967 70183 
1968 81179 
1969 97972 
1970 109 606 
1971 120 119 
1972 128 744 
1973 145 417 
1974 179733 
1975 184 313 
1976 222 173 
1977 235178 
1978 243707 
1979 292040 
1980 341380 
1981 369179 
1982 376464 
1983 39() 192 
1984 434257 
1985 463811 
1986 413744 
1987 409 641 
1988 439609 
1989 506465 
1990 550628 
1991 633 054 
1992 627 950 
1993 557181 
1994 606404 
1995 651524 

1991 643 914 
1992 637 546 
1993 566495 
1994 616 955 
1995 664 234 
1996') 669060 

1997 1. Vj. ') 178176 
2. Vj.') 188159 

Deutscher Bundestag- 13. WahlI>eriocle Drucksache13/9090 

Einfuhr nach Warengruppen der AuBeD.handelsstalisllk 
Mio DM 

Tabelle 61' 

- - . "' '„„-. „„„. „„„~.„ •. '„ "' "~"" „„' . '"" "„. 

Güter der gewerblichen Wirtschaft 

Güter der Fertigwaren 
Ernährungs-

1 wirtschaft zusammen Rohstoffe Halbwaren Vor- End-
zusammen 

erzeugnisse 

Prftheres Bundesgebiet 

5 013 6360 3368 1564 1429 114 714 
5876 8850. 5249 2012 1588 848 740 
6065 10 138 5635 2357 2146 1175 970 
5852 10158 5224 2438 2497 1450 1046 
7151 12186 5502 3476 3208 1894 1314 
7635 16837 7 281 4916 4640 2 764 1876 
9162 18 657 8225 5236 5196 2910 2286 
9975 21569 9376 5741 6452 3 338 3114 
9408 21438 7685 5252 8500 3845 4655 

10731 24 755 7749 5977 11030 4 719 6311 
11246 31076 9269 8061 13746 5773 7973 
11677 32186 9095 7542 15550 6028 9522 
13684 35 311 8821 7'863 18688 6689 11999 
12779 38987 9362 8049 21575 7142 14433 
14 035 44 214 10916 9779 23519 8548 14 911 
!1Hl52 52 917 11431 10807 30679 10424 20256 
17 451 54425 11819 10 814 31792 10556 21236 
16599 52 648 11828 10961 29859 9454 20406 
17 083 63035 13 645 13630 35761 12649 23111 
19331 77404 14 487 16720 46196 15767 30429 
20924 87233 14 809 17 660 54 763 16999 37764 
22829 95636 15868 16327 63442 18686 44755 
24 959 102162 15 857 16439 69865 20726 49139 
28029 115702 18 754 21578 75370 22873 52498 
29348 148300 34653 30406 83 241 25703 57538 
31127 150746 30 144 27648 92953 25202 67752 
36037 183274 36 097 34689 112488 31423 81064 
39306 192 775 35154 35454 122168 33256 88912 
38605 201 783 30 786 37526 !33 471 35342 98129 
39947 248446 42703 50 124 155 619 42245 113374 
43363 293 706 58929 59918 174859 45187 129672 
47779 316 709 64048 66448 186 212 46170 140042 
49662 321549 59298 69821 192 430 47463 144 967 
50475 333780. 52203 73144 208 433 50756 157677 
54605 372 970 58237 81403 233330 57093 176237 
57953 398 283 57456 86794 254034 61568 192465 
54750 350 851 30873 60 180 259805 60979 198826 
51827 349459 27956 50994 270509 59508 211 000 
53256 378121 27 818 52826 298077 66534 231542 
56140 442009 32110 63125 346174 15963 270 811 
59255 483 665 33 544 62107 388 014 80288 307726 
67418 558 871 32892 63645 462334 83026 379308 
68866 550402 33422 57262 459718 . 81967 377151 
58678 473 886 29936 50016 393 873 67148 326725 
65393 522504 31864 54 501 436 140 77416 358 723 
66831 549459 29135 59777 459 947 86224 373122 

Deutschland 
6? 996 569044 36 268 65925 466 851 83834 383 017 
69 631 559232 . 35 381 - 59487 464 364 82859 381505 
59265 482008 31327 52009 398 671 67949 330722 
66245 532198 33 160 56532 442505 78505 364 001 
68087 560905 31631 62039 461235 87 553 379682 
67775 565474 35 629 62183 467661 77977 389684 

16669 148 079 9752 17056 121270 19144 102 127 
18191 155 921 9080 17464 129378 21638 107 740 

'" ,., ·-· ' ' '"~ .„ . ~ft„ . ' . 

1) Bis 5. Juli 1959 ohne Saartand. Ergebnisse ab 1993 durch Andenmg in der Erfassung des Außenhandels mit größerer Unsicherheit behaltet. 
Ab 1994 einschließlich Zuschätrungen von Anmeldeausfällen in der Intrahandelsstatistik. Ausführliche Erliutenmgen: Statistisches Bundes~ 
amt, Fachserle 7, Reihe 1, Monatshefte, Seite 6, - l] Ab 1956 einschließlich Rückwaren und Ersatzlieferungen: -3) Vorliufige Ergebnisse. 
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Drucksache13/9090 

Tabelle 62' 

Zeitraum 11 Insgesamt EU-
Linder~ 

1950 8362 4092 
1951 1'577 6092 
1952 16909 6970 
1953 18526 1772 
1954 22035 9044 
1955 25717 10292 
1956 30 861 12547 
1957 35 968 14 205 
1958 36 998 14 009 
1959 41184 15195 
1960 47 946 19322 
1961 50978 21666 
1962 52975 23749 
1963 58310 27970 
1964 64920 31076 
1965 71651 33538 
1966 80628 38382 
1967 87045 41411 
1968 99551 47605 
1969 113 557 56891 
1970 125 276 62381 
1971 136011 67984 
1972 149 023 75362 
1973 178 396 90555 
1974 230 578 111 742 
1975 221 589 104 002 
1976 256642 125 678 
1977 273 614 131 364 
1978 284 907 138729 
1979 314 469 161607 
1980 350328 179152 
!981 396898 194 911 
1982 427 741 216 018 
1983 432 281 217677 
1984 488 223 243639 
1985 537 164 267265 
1986 526 363 267454 
1987 527377 277916 
1988 567654 308195 
1989 641 041 352668 
1990 642785 350442 
1991 648 363 357024 
1992 857410 361526 
1993 616 441 311326 
1994 678237 337173 
1995 735459 364593 

1991 665 813 420377 
1992 671203 424905 
1993 628387 367 618 
1994 690573 400596 
1995 7.(9 537 .&35 9f'fl 
1996') 771913 435529 

1997 1. Vj. ~ 202 634 116586 
2. Vj.~ 221280 123 582 

. 

Deutscher Bundestag -13. Waltlperiode 

w.,..,nausfulµ- nach J:.llndergruppen 
Bestinimungsländer 

Mio DM 
. - .. 

Außereuropäische Länder 

Mittel- danmter 
Übrige und -- osteuro- Industrlelinder Entwiclclungsländer 

europ&scbe zus.am-
Lind"'~ 

p&sche 
=~ danmt"' darunter Linder') zus.am. zusmn-

men'J Vereinigte men OPEC-
Staaten Länder 1) 

.- ~ ' .. -„~·· ._, .. ''· 
Pr8heres Bundesgebiet 

1929 313 2028 714 430 1242 198 
3538 267 H80 1611 989 3023 474 
'665 211 5063 1609 1 044 3416 527 
U02 225 6127 2.028 1243 3919 639 
5223 339 7429 2167 1227 5034 901 
6384 513 8528 2723 1611 5494 1037 
7148 925 10241 3446 2074 6370 1291 
8067 992 12 704 4332 2494 7859 1694 
8419 1165 13'05 4603 2642 1818 1 782 
9298 1320 14 771 5914 3776 8027 1822 

11176 1851 15597 6111 3723 889! 1827 
12159 1922 15231 5815 3454 9006 1818 
12404 2015 14 807 5334 3858 8145 1558 
13168 1 750 15422 6862 4195 8286 1621 
14 317 2206 17 321 7873 '785 9082 1835 
15897 2353 19 863 9070 5741 10173 2302 
16824 2786 22636 10744 7178 11045 2696 
17272 3535 24 827 12191 7859 11496 2 802 
18616 3783 29547 15759 10835 12743 3234 
21232 4354 31080 16201 10633 13 830 3493 
24703 4·760 33432 17747 11437 14 741 3584 
26132 5330 36565 19 578 13140 16138 4067 
28616 7102 37943 20222 13798 16 818 4710 
33138 9893 44 810 23174 15089 31962 6007 
41 791 14573 62472 28454 17 343 31963 10456 
40654 15916 61 017 22515 13 146 36301 16703 
46651 15717 68596 24 435 14413 41670 20731 
49716 15421 77113 28385 18199 46619 24 926 
49024 15478 81676 31452 20180 47307 24 525 
55506 15942 81414 32655 20759 44895 19180 
64180 17223 89773 34 591 21478 51523 22 814 
67521 17144 117 322 42698 25976 70345 34 883 
71495 18352 121 876 45608 28120 72452 38043 
73823 19780 121001 49 807 32847 66976 31577 
63214 20259 141111 69046 46834 67484 27 947 
94804 21352 153 743 79210 55533 66366 25199 
98029 19564 141 316 78012 55206 55913 17 913 
99771 17738 131952 73 761 49879 52094 14 295 

106306 19685 133468 73 661 45678 53945 15463 
117872 24 515 145986 78421 46624 61 761 16402 
120568 23458 148 317 78217 46870 65040 18 200 
117382 26013 147945 71457 41592 71330 21249 
113 307 30 127 152 450 70025 42527 75707 22818 
106353 36406 162 355 75045 46515 76119 17 799 
114 825 43093 183 146 86320 53789 85194 17 181 
127668 49945 193 253 88550 54064 92067 16587 

Deutschland 
58276 37436 149724 71664 41 727 72726 21529 
54316 37312 154670 70288 42704 77496 23 124 
53289 42660 164 619 75408 46751 77745 18207 
56143 48105 185729 66818 54158 87029 17 544 
62"428 54616 196326 89325 54611 93 833 16 811 
64464 64657 207 263 97038 60 112 96451 16710 

15833 17148 53067 26338 16602 24015 4 199 
16149 20622 58927 28339 16795 27461 4 627 
·~--

- ,,,. -<" 
1) Bis 5. Juli 1959 ohne Saarland. Ergebnisse ab 1993 durch A.nderung In der Erfassung des Außenlialldels mit gr~rer Unsicherheit behaftet 
Ab 1994 einschließlich Zuschitzungen von AmneideaustiIIen 1n der Intrahandelsstatistil:. Ausführliche Erlluterungen: Statistisches Bundes-
amt,. Fachserle 7, Reihe 1, Mona:tshefte, Seite 6. - 2) Belgien. Dinemark. Pinn1and. Frankreich, Grtechenland, Irland, Italien, Luxemburg, 

. Niederlande, Osterretch, Portugal, Schweden, Spanien, V~gtes Königreich. PGr die Angaben des früheren Bundesgebietes ohne Finn-
llnd, Österreich, Schweden. - 3) Eln.schlleBlicb ehomollges Jugoslawien. - ') Alba.Dien, Bulgarien, Polen, Ruminlen, ehe1Il4lige Sowjetunion, 
ehemalige 'l'Schechoslowakei, Ungarn. - ') E:lnscblieBlich asiatische Staatshandelsllnder (China, Mongolei, Nordkorea, Vietnam}, Polar-
gebiete. nicht ermittelte Linder und Gebiete sowie einschließlich Schiffs.. und Luftfabneugbedarf. - ') Australien, Japan, Kanada, Neusee-
Land. Republik Südillfriko und Namibia, Vereinigte Staaten. - i Geblet.utand 1. Januar 1989: Algerien, Ecuador, Gabun. Indonesien, Irak, Iran, 
Katar, Kuwait, Llbyen, Nigeria. Saudi-Arabien, V~ezuela, Vereinigte Arabische Emirate. - ') Vorliufige Ergebnisse. 
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Zeitraum l) Insgesamt EU-
Länder 2) 

1950 11374 4160 
1951 14 726 4 201 
1952 16 203 5 131 
1953 16010 5 648 
1954 19 337 6 618 
1955 24472 8 612 
1956 27 964 9 360 
1957 31697 10 303 
1958 31133 11233 
1959 35 823 14 016 
1960 42 723 16879 
1961 44 363 18058 
1962 49 498 20634 
1963 52 277 22110 
1964 58839 25 819 
1965 70448 32 863 
1966 72670 33 827 
1967 70183 33 148 
1968 81179 39 732 
1969 97 972 49 856 
1970 109 606 56497 
1971 120 119 64 404 
1972 128 744 71971 
1973 145 417 79165 
1974 179 733 9() 140 
1975 184 313 95654 
1976 222 173 112 338 
1977 235 178 118 864 
1978 243 707 126 058 
1979 292 040 148 415 
1980 341 380 165 763 
1981 369 179 180 685 
1982 376 464 187 635 
1983 390 192 198 943 
1984 434 257 217 269 
1985 463 811 235 664 
1986 413 744 216 020 
1987 409 641 215 612 
1988 439 609 227 362 
1989 506 465 258 660 
1990 550 628 286 608 
1991 633 054 332 597 
1992 627 950 329 189 
1993 557 781 270 320 
1994 606 404 289050 
1995 651 524 322 895 

1991 643 914 382 932 
1992 637 546 380 319 
1993 566495 317515 
1994 616 955 343 376 
1995 664 234 374 908 
1996') 669 060 368 825 

1997 !. Vj. ') 178 176 97 898 
2. Vj. 'l 188 159 102 890 

Deutscher Bundestag-13. Wahlperiode 

Wareneinfuhr nach Ländergruppen 
Ursprungsländer 

Mio DM 

Drucksache 13/9090 

Tabelle 63' 

Außereuropäische Länder 

Mittel- darunter 
Übrige und west- osteuro- Industrieländer Entwicklungsländer 

europäische =sam-
Länder 3) 

päische men 5) darunter darunter Länder 4 ) zu"""- zusam-
men 6 ) Vereinigte men OPEC-

Staaten Länder 7 ) 

Früheres Bundesgebiet 
1806 291 5 117 2 372 1 735 2 669 482 
2461 224 7 840 3 636 2 721 4 006 660 
3 033 239 7 800 3 667 2 505 4 060 870 
2 746 279 7 337 2931 1655 4 247 1 003 
3 235 359 9125 3444 2 228 5 513 1253 
3824 536 11500 4683 3 202 6606 1488 
4 313 894 13 397 5 798 3 970 7 347 1632 
4 724 1 054 15 616 1789 5 629 7 614 1896 
4 836 1 200 13 864 6191 4 192 7 393 2 138 
5 526 1367 14 914 6 421 4 576 8147 2 463 
6 227 1697 17 920 8 034 5 974 9452 2 810 
6 582 1879 17 844 8 241 6097 9 313 2 856 
7 034 2000 19 830 9 379 7 033 10 174 3 368 
7 191 1989 20 987 10 206 7 941 10 506 3 683 
7 896 2202 22 922 10 609 8066 11988 4 369 
8 849 2615 26121 12 296 9196 13 399 4 709 
8 929 2 773 27141 12 576 9177 14 077 5023 
8 209 2 705 26121 12 055 8556 13 660 5157 
9611 3 057 28 779 12 790 8850 15 541 6 638 

11971 3 603 32 542 15 115 10 253 16 957 6725 
13 031 4036 36 042 17 934 12 066 17 646 6 897 
13 353 4 400 37 962 18363 12 420 19103 8 676 
14 186 4 949 37 638 17 569 10 765 19581 8 378 
15 827 6178 44 247 19 801 12 223 23888 10 425 
18 307 1 845 63 441 22 590 13 972 40116 23 784 
19137 7 975 61547 23 864 14 226 36761 20 223 
23 931 10173 75 731 29 289 17 556 45 378 24 408 
26722 10 642 78950 30 010 17 020 47 973 23 477 
30 829 11 715, 75105 30448 17 434 43 604 19 390 
36 620 14 901 92104 36483 20274 54 247 26966 
43 852 15 672 116093 44 566 25690 69 476 37 417 
47 924 17 415 123 155 49 480 28388 71522 37 449 
49 684 19274 119 871 49 081 28 213 68399 32 824 
55 489 19 809 115 951 50279 27 712 63 069 27283 
61621 23597 131 770 58886 31 097 69 816 27 290 
67 187 23552 137 408 62670 32 341 71698 27100 
64 221 18 277 115 226 59297 26 864 52 796 13 229 
65 414 15 811 112 804 58706 25 613 50 177 11100 
70049 16 014 126184 66 706 29095 54 751 10 826 
79357 19 243 149 205 80 694 38 265 62285 12 360 
87864 21 788 154 368 80 071 36 994 66193 14105 
95594 26442 178 421 92 325 42 111 74117 15 026 
95307 30 391 173 063 90 005 41988 70689 15 208 
88 827 32147 166 487 83 062 40 179 68829 13 568 
99129 40833 177 392 87 916 44 501 73141 12 836 
99 473 47 910 !BI 246 90 549 44 827 73 275 11054 

Deutschland 
48 740 32564 179 678 92623 42 220 74 808 15 259 
47 251 35007 174 970 90550 42 358 71116 15 312 
45 581 36 096 167 304 83323 40 342 69157 13 672 
50 273 44852 178 454 88278 44 679 73 611 12 926 
53666 52 997 182 663 91340 45 289 13 818 11 082 
56391 56 620 187 224 93451 48 980 74144 12 505 

14 757 15 652 49869 24 335 13 228 19 893 3 442 
15 545 16 650 53 074 27 490 15410 20 280 3186 

1) Bis 5. Juli 1959 ohne Saarland. Ergebnisse ab 1993 durch Änderung in der Erfassung des Außenhandels mit größerer Unsicherheit behaftet. 
Ab 1994 einschließlich Zuschätzungen von Anmeldeausfällen in der Intrahandelsstatistik. Ausführliche Erläuterungen: Statistisches Bundes-
mnt, Fachserie 7, Reihe 1, Monatshefte, Seite 6. - 2 ) Belgien, Dänemark, Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, Italien, Luxemburg, 
Niederlande, Österreich, Portugal, Schweden, Spanien, Vereinigtes Königreich. Fiir die Angaben des früheren Bundesgebietes ohne Finn-
land, Österreich, Schweden. - 3) Einschließlich ehemaliges Jugoslawien. - ~) Albanien, Bulgarien, Polen, Rumänien, ehemalige Sowjetunion, 
ehemalige Tschechoslowakei, Ungarn. - 5 ) Ein.schließlich asiatische Staatshandelsländer (China, Mongolei, Nordkorea, Vietnam), Polar-
gebiete, nicht ermittelte Länder und Gebiete sowie einschließlich Schiffs- und LuJlfahrzeugbedarl. - 6 ) Australien, Japan, Kanada, Neusee-
land, Republik Süd8frika und Namibia, Vereinigte Staaten. - 7

) Gebietsstand 1. Januar 1969: Algerien, Ecuador, Gabun, Indonesien, Irak, Iran, 
Katar, Kuwait, Llbyen, Nigeria, Saudi-Arabien, Venezuela, Vereinigte Arabische Emirate. - 8) Vorläufige Ergebnisse. 
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Tabelle 64' 

Saldo der LeistUngsbilan.z 

Saldo der Dienstleistungen ~1 

darunter 

Zeitraum fuglin-
insgesamt Außen- zungenzum 

bandeJI) Waren-
verkehr insgesamt Reisever- 1ransport-

kehr3) leistungen 

Frfiheres Bmldesgebiet 

1971 + 3 792 + 15 892 - 349 - 2013 - 7131 +3 550 
1972 + 3925 + 20 279 -1544 - 3410 - 8453 +3 421 
1973 + 13 676 + 32 979 - 778 - 5743 -11 286 +3 391 
1974 + 27 240 + 50 846 -3497 - 5028 -12 435 +4 697 
1975 + 10 606 + 37 217 --4 432 - 6789 -14 344 +5 011 
1976 + 9 298 + 34 469 -3135 - 6526 -14 408 +4 505 
1977 + 8810 + 38 436 -2651 - 8278 -16 407 +4 720 
1978 + 18 034 + 41 200 -2088 - 7 370 -18 380 . +4 319 
1979 - 10 097 + 22 430 -3026 -11 728 -20 865 +4 453 
1980 - 24 250 + 8 948 -3 615 -11 058 -23 134 +5776 
1981 - 8 854 + 27 719 -3492 - 9313 -24 687 +6821 
1982 + 12 571 + 51277 -2068 - 8352 -25 246 +7 913 
1983 + 12 574 + 42 089 -2258 - 7259 -23 596 +6 814 
1984 + 28 750 + 53 965 -3'039 - 3232 -23 336 +6932 
1985 + 51 552 + 73 354 -1849 - 1345 -23 389 +7 565 
1986 + 88 702 +112 620 -3520 - 4 736 -25 484 +5836 
1987 + 84 090 +117 735 --4 288 - 9426 -26 898. +4848 
1988 + 87 984 +128 045 -2791 -14 645 -28 525 +5439 
1989 +106 484 +134 576 --4107 -13 662 -29 847 +7 043 

Deutschland 
1990 + 78648 +105 382 -3 833 -17 801 -31 484 +6026 
1991 - 29 954 + 21899 -2804 -22903 -34 409 +6 267 
1992 - 30225 + 33 656 -1426 -36 135 -39 458 +4 723 
1993 - 23 573 + 60 304 -3052 --43 915 --42 981 +4 913 
1994 - 33 399 + 71 762 -1116 -52 399 --49 196 +4 975 
1995 - 33 791 + 85303. --4 781 -52946 --48 960 +4 855 
1996 - 19 668 + 98 588 --4 269 -52327 -50 039 +5280 

1993 !. Vj. - 1978 + 14 768 - 518 - 8307 - 8 078 + 908 
2.Vj. - 1962 + 14 781 -1501 -11 081 -10 300 +1 038 
3. Vj. - 15 579 + 11329 - 458 -15 321 -16 245 +1086 
4.Vj. - 4 054 + 19 426 - 576 - 9204 - 8 357 +1880 

1994 1. Vj. - 3 980 + 15 402 + 332 -10 007 -10 337 +1340 
2. Vj. + 326 + 22 394 - 601 -12 745 -12 215 +1253 
3.Vj. - 19 304 + 16190 - 370 -19 117 -17 654 + 899 
4.Vj. - 10 442 + 17 776 - 478 -10 530 - 8 991 +i 483 

1995 1. Vj. - 6512 + 19022 - 524 -12193 -10 190 +1343 
2.Vj. - 3004 + 22552 -1690 -13 929 -12 275 +1 034 
3.Vj. - 15 191 + 19 644 - 926 -17 712 -17 349 + 939 
4.Vj. - 9 084 + 24 085 -1642 - 9112 - 9146 +1539 

1996 1. Vj. - 959 + 19 194 -1133 -10 284 - 9 947 +1 061 
2.Vj. - 5 277 + 23 302 -1237 -12 668 -12 413 +1415 
3.Vj. - 12 240 + 27 081 -1034 -18333 -18 145 +1138 
4.Vj. - 1193 + 29 010 - 665 -11 043 - 9 533 +1667 

1997 1. Vj. - 9 227 + 24458 -1605 -13 433 - 9 928 +1227 
2.Vj. + 4 976 + 33 412 - 997 -13 386 -12 853 +1 789 

Saldo der 
Erwerbs-
und Ver-
mögens-

einkommen 

+ 1329 
+ 1448 
+ 1909 
+ 1208 
+ 3 224 
+ 4 257 
+ 686 
+ 6 267 
+ 4 321 
+ 5632 
+ 3387 
+ 21 
+ 7487 
+13 570 
+13 073 
+13 974 
+11622 
+12 312 
+26 674 

+3~ 019 
+35 223 
+27 787 
+21506 
+11070 
- 2679 
- 6790 

+ 5574 
+ 9066 
+ 3 311 
+ 3554 

+ 3 544 
+ 6482 
+ 667 
+ 377 

- 1604 
+ 4250 
- 1228 
- 4 097 

+ 2 531 
+ 1188 
- 7 347 
- 3 161 

- 5 068 
- 842 

Zahlungs 
Mio 

Saldo der laufenden 
Übertragungen 

darunter 

Netto-insgesamt beitrag 
zum EU-
Haushalt~) 

-11 065 - 455 
-12 851 - 1172 
-14 692 - 1931 
-16 288 - 1 740 
-18 669 - 3 491 
-19 768 - 3 332 
-19 385 - 3 695 
-19 975 - 2 283 
-22 092 - 4 105 
-24 157 - 4100 
-27 158 - 6411 
-28 304 - 7 510 
-27 485 - 6 019 
-32 513 - 7 272 
-31 681 - 8 344 
-29 635 - 8 235 
-31 554 -10 391 
-34 937 -13 014 
-36 997 -13 367 

-38 119 -11 635 
-61 368 -19 055 
-54 108 -22 047 
-58 415 -23 624 
-62 716 -27 630 
-58 688 -26 063 
-54 870 -22 448 

-13 493 - 4 666 
-13 226 - 5 197 
-14 440 - 5 573 
-17 255 - 8 189 

-13 251 - 3 960 
-15 205 - 7 471 
-16 674 - 6 813 
-17 587 - 9 386 

-11214 - 2 819 
-14 187 - 7 448 
-14 968 - 1244 
-18 319 - 8 552 

-11267 - 1982 
-15 862 - 8 344 
-12 607 - 4 707 
-15 134 - 7414 

-13 578 - 4 379 
-12 920 - 5 904 

1) Spezialhandel nach der amtlichen Außenhandelsstatistik; Einfuhr' cif, Ausfuhr fob. Ergebnisse ab 1993 durch Änderung in der Erfassung 
des Außenhandels mit größerer Unsicherheit behafteL 

3) Ohne die bereits im df-Wert der Einfuhr enthaltenen Ausgaben für Fracht- und Versicb.e.rungskosten. 
*) Einschlle6lich der der Bundesbank von den Zentralbanken wichtiger europäischer Reisezielländer mitgeteilten An- und Verkäufe von 

DM-Noten. -
') Ohne den besonderen WAhrungsausgleich bei der Ausfuhr nach Italien, Griecbenland, Republik Irland und Vereinigtes Königreich. Die 

Wlhrungsausgleichsbeträge für Einfuhren dieser Staaten aus anderen EU-Ländern werden über den ausführenden und nicht wie sonst üb-
lich über den einführenden Mitgliedstaat ausbezahlt. - Bis Ende 1990: Früheres Bundesgebiet. 

396 



Deutscher Bundestag-13. Wahlperiode Drucksache 13/9090 

bilanz 
DM 

Saldo der 
Vermögens-

über-
tragungen 

- 23 
- 80 
- 70 
- 59 
- 53 
+ 27 
+ 49 
- 80 
- 450 
-1639 
- 181 
- 169 
- 199 
- 115 
- 391 
- 44 
- 168 
- 24 
+ 149 

-2124 
-1009 
+ 924 
+ 800 
+ 312 
- 862 
- 40 

+ 331 
+ 250 
+ 555 
- 334 

+ 739 
- 76 
+ 847 
-1199 

+ 514 
-2400 
+ 301 
+ 723 

+ 581 
+ 517 
-1 027 
- 111 

+ 937 
+ 362 

insgesamt 

+ 8 490 
+ 10430 
+ 10 616 
- 28 602 
- 12 479 
- 1165 
+ 1874 
+ 5 786 
+ 9 642 
+ 29 
+ 6 005 
- 2 762 
- 16 281 
- 37 304 
- 56 009 
- 84 599 
- 39 207 
-125 556 
-134 651 

- 90 519 
+ 20 197 
+ 91 540 
+ 14 036 
+ 64 642 
+ 74.124 
+ 20 891 

- 16 569 
+ 7 037 
+ 35387 
- 11 818 

+ 30376 
+ 15 876 
+ 18 292 
+ 97 

+ 30499 
+ 5 684 
+ 24 950 
+ 12 990 

+ 13 563 
+ 6 724 
+ 20 974 
- 20 370 

+ 15 028 
+ 13 707 

s) Kapitalexport: -, 

Saldo der Kapitalbilanz 5 ) 

davon Saldo 

des übrigen Kapitalverkehrs 

der Wert- darunter 
der Direkt- papier-

investitionen trans- zusammen Kredite aktionen der Kredit-
institute 6 ) 

Früheres Bundesgebiet 
- 403 + 2 541 + 6 357 + 5 283 
+ 293 + 14 745 - 4 610 + 1082 
+ 278 + 6 867 + 3469 - 1464 
+ 125 - 3 021 - 25 707 - 11195 
- 3 704 - 4 054 - 4 724 - 13 771 
- 3 252 + 3 781 - 1694 + 2572 
- 3 363 - 3122 + 8 357 + 3497 
- 4635 - 1120 + 11541 + 16 333 
- 5 929 + 2443 + 13132 + 21416 
- 7922 - 6 762 + 14 711 - 9 777 
- 9 388 - 4 839 + 20 226 - 8 508 
- 5498 - 8 332 + 11 068 + 1 047 
- 5 028 + 2 787 - 14 042 - 8 633 
-11 961 + 1599 - 26 939 - 4869 
-13 506 + 6104 - 48 6-05 - 24 600 
-19411 + 51141 -116 328 - 49018 
-14 129 + 7 297 - 32 376 - 7433 
-19 269 - 64 272 - 42 016 - 8089 
-15 252 - 4394 -115 005 - 45692 

Deutschland 
-34 667 - 5 687 - 50 165 - 17 526 
-32492 + 41338 + 11350 + 12 720 
-26 341 + 46937 + 70 944 + 81 007 
-22 165 +182 885 -146 684 - 87 638 
-25 250 - 40 338 +130 230 +141 754 
-37 933 + 56554 + 55 502 + 43 454 
--46 687 + 78 141 - 10 564 - 4 332 

- 4169 + 27 286 - 39 685 - 11 705 
- 2682 + 42 357 - 32 639 - 25 755 
- 5038 + 31821 + 8606 + 15 785 
-10 277 + 81 423 - 82 965 - 65 961 

- 7 364 - 27 711 + 65 450 + 81800 
- 7 245 - 23 180 + 46 301 + 41511 
- 3 327 - 616 + 22 236 + 23 722 
- 7 314 + 11169 - 3 757 - 5 278 

-10 168 + 10 378 + 30289 + 48 152 
-14 793 + 25 711 - 5234 + 3 881 
- 1275 + 13 192 + 13 033 + 2390 
-11697 + 7 273 + 17 414 - 10 969 

-10 831 + 11826 + 12 568 + 32 137 
- 9809 + 19 860 - 3 326 + 5 048 
- 9 842 + 29 610 + 1206 - 20 332 
-16 204 + 16 846 - 21 012 - 21186 

-14 922 + 28 + 29 922 + 78 335 
- 7 735 - 12 710 + 34 151 + 18 008 

Tabelle 64' 

Saldo der 
statistisch Trans-nicht auf- aktions- Zeitraum gliederbaren werte 8 ) Trnns-
aktionen 7) 

+ 4093 +16 355 1971 
+ 1414 +15 690 1972 
+ 2207 +26 428 1973 
- 485 - 1907 1974 
- 295 - 2 219 1975 
+ 631 + 8 769 1976 
- 284 +10 450 1977 
- 3972 +19 772 1978 
- 4050 - 4953 1979 
- 2 038 -27 893 1980 
+ 750 - 2 284 1981 
- 6 566 + 3 078 1982 
- 171 - 4 074 1983 
+ 5 570 - 3099 1984 
+ 6690 + 1843 1985 
+ 1904 + 5 965· 1986 
- 3496 +41219 1987 
+ 2920 -34 676 1988 
+ 9021 -18 997 1989 

+24 971 +10 976 1990 
+11084 + 319 1991 
+ 6506 +68 745 1992 
-27 030 -35166 1993 
-19 312 +12 242 1994 
-21 716 +17 754 1995 
- 2 793 - 1610 1996 

-28 765 --46 981 1993 l.Vj. 
- 9362 - 4038 2.Vj. 
+ 4185 +24 547 3.Vj. 
+ 6911 - 9295 4.Vj. 

-26088 + 1047 1994 1. Vj. 
-11571 + 4 557 2.Vj. 
+ 8385 + 8·220 3.Vj. 
+ 9962 - 1582 4.Vj. 

-16 624 '+ 1 816 1995 1. Vj. 
+ 6386 + 6666 2.Vj. 
- 7466 + 2595 3.Vj. 
- 4 012 + 617 4.Vj. 

-12 138 + 1047 1996 1. Vj. 
- 2 762 - 798 2.Vj. 
- 7536 + 171 3.Vj. 
+19 644 - 2030 4.Vj. 

- 8 640 - 1902 1997 l.Vj. 
-19 506 - 461 2.Vj. 

s) Lang- und kurzfristige Kredite. 
7) Restposten. Zur Definition siehe Monatsbericht der Deutschen Bundesbank vom März 1995, Seite 40 sowie Statistisches Beiheft .Zahlungs-

bilanzstatistik" vom September 1995, Seiten 108 f. 
B) Veränderung der Netto-Auslandsaktiva der Deutschen Bundesbank. - Von März. 1993 bis März 1995 einschließlich der in dieser Zeit im 

Besitz von Gebietsfremden befindlichen Liquiditäts-V-Schätze (sogenannte „Bulli "). 
Quelle: Deutsche Bundesbank 

387 



Drucksache 13/9090 Deutscher Bundestag -13. Wahlperiode 

Tabelle 65" 

Saldo des gesamten Kapitalverkehrs 

darunter 

Zeitraum 
insgesamt 1) Direktinve- Wertpapier- Kredit- Direk.tinve-

stitionen 1 ) anlagenl) verkehr zusammen stitionen 2) 

. --,--=r .. ... 
Prfllleres Bundesgebiet 

1971 + 8 490 - 403 + 2543 + 6 781 - 7 064 - 4 232 
1972 + 10 430 + 293 + 14 745 - 4 199 - 5527 - 5762 
1973 + 10 616 + 278 + 6867 + 3904 - 12 866 - 5187 
1974 - 28602 + 125 - 3 021 - 25 127 - 44 529 - 5483 
1975 - 12 479 - 3 704 - 4054 - 4 048 - 40498 - 5 354 
1976 - 1165 - 3252 + 3 781 - 1347 - 36 880 - 6577 
1977 + 1 874 - 3363 - 3122 + 8689 - 28 013 - 5 551 
1978 + 5786 - 4635 - 1120 + 11962 - 34 233 - 7 834 
1979 + 9 642 - 5929 + 2443 + 13 622 - 35 948 - 9108 
1980 + 29 - 7922 - 6762 + 15658 - 52 514 - 8542 
1981 + 6005 - 9388 - 4839 + 21358 - 55363 -10 130 
1982 - 2 762 - 5498 - 8332 + 12 064 - 30056 - 7 330 
1983 - 16 281 - 5028 + 2787 - 11913 - 42 411 - 9398 
1984 - 37 304 -11961 + 1599 - 25290 - 84 629 -13 481 
1985 - 56009 -13 505 + 6103 - 46 522 -110 287 -15 131 
1986 - 84 599 -19411 + 51141 -114 268 -160 749 -21884 
1987 - 39 207 -14129 + 7297 - 30 652 - 86697 -17 399 
1988 -125 556 -19 269 - 64 272 - 40 250 -155242 -21227 
1989 -134 651 -15 252 - 4394 -112 767 -248597 -28539 

Deutschland 
1990 - 90 519 -34 667 - 5 687 - 47 657 -183 377 -38 691 
1991 + 20 197 -32 492 + 41338 + 14 604 -105 975 -39276 
1992 + 91540 -26 341 + 46937 + 73735 -116175 -30499 
1993 + 14 036 -22 165 +182 885 -144 111 -295 947 -25 324 
1994 + 64 642 -25 250 - 40 338 +131 821 -110937 -27 757 
1995 + 74 124 -37 933 + 56 554 + 60 556 -173 669 -55163 
1996 + 20 891 -46 687 + 78141 - 6 287 -200 921 -41824 
1993 1.Vj. - 16 569 - 4169 + 27 286 - 39 105 -100 491 - 6135 

2.Vj. + 7 037 - 2682 + 42 357 - 32 029 - 70601 - 4059 
3.Vj. + 35 387 - 5038 + 31 821 + 9250 - 22052 - 5 863 
4.Vj. - 11 818 -10 277 + 81423 - 82 226 -102 804 - 9269 

1994 1. Vj. + 30 376 - 7 364 - 27 711 + 65 987 + 2 743 - 6575 
2.Vj. + 15 876 - 7 245 - 23 180 + 46927 + 4 908 - 7 311 
3.Vj. + 18 292 - 3327 - 616 + 23 558 - 29 324 - 2 898 
4.Vj. + 97 - 7 314 + 11169 - 4 651 - 89 263 -10 973 

1995 1. Vj. + 30499 -10 168 + 10 378 + 31169 - 26530 -15 350 
2.Vj. + 5684 -14 793 + 25 711 - 4 261 - 75 298 -16149 
3.Vj. + 24 950 - 1 275 + 13 192 + 14 029 - 34 553 - 7 301 
4.Vj. + 12 990 -11697 + 7273 + 19 618 - 37 288 -16 364 

1996 1. Vj. + 13 563 -10 831 + 11826 + 13 218 - 37 573 -10 324 
2.Vj. + 6 724 - 9809 + 19860 - 2580 - 45636 - 6594 
3.Vj. + 20 974 - 9842 + 29 610 + 2265 - 9'979 -11176 
4.Vj. - 20 370 -16 204 + 16 846 - 19190 -107 733 -13 730 

1997 1. Vj. + 15 028 -14 922 + 28 + 30622 -120 323 -15 531 
2.Vj. + 13 707 - 7735 - 12 7!0 + 34 876 - 85218 - 6236 

Wertpapier-
anlagen 3) 

+ 531 
+ 4 038 
+ 358 
- 1099 
- 2606 
- 882 
- 5 460 
- 4 285 
- 3 268 
- 7 533 
- 5 936 
-11 023 
-10 505 
-15 475 
-31 507 
-21380 
-25 003 
-71 659 
-50 123 

-25 078 
-29 880 
-75 564 
-52 846 
-87 239 
-31 044 
-57179 

-38 935 
-23 672 
-10 819 
+20 579 
-24 249 
-15166 
-24 514 
-23 310 

+ 6 027 
-10 965 
-10 279 
-15 827 
-21 504 
-10 509 
-11 259 
-13 907 
-43 717 
-46 489 

Kapitalverkehr 
Mio 

Deutsche Netto 
im Ausland 

Kredit 

da' 

zusammen 
Kredit-

institute 

- 3 011 + 167 
- 3650 + 481 
- 1640 - 4 234 
- 37 419 - 14 596 
- 31 929 - 26 592 
- 29172 - 12 389 
- 16 732 - 8382 
- 21 734 - 10 719 
- 23106 - 7175 
- 35 599 - 16 515 
- 38176 - 16 459 
- 10 690 + 877 
- 20 433 - 2553 
- 54 049 - 24 315 
- 61 637 - 41 258 
-115 489 - 72 335 
- 42 545 - 28641 
- 60 631 - 28 299 
-167 781 - 88 183 

-117 500 - 60 248 
- 33 646 - 2 479 
- 8120 + 7 563 
-215 230 -146 311 
+ 6473 + 30 397 
- 83 371 - 76 794 
- 97 752 - 60 023 
- 54 857 - 25 167 
- 42 228 - 34 930 
- 4 788 + 4 613 
-113 355 - 90 827 
+ 34 048 + 52 800 
+ 27937 + 23 971 
- 638 + 174 
- 54 874 - 46 548 

- 16 344 + 4 235 
- 47 223 - 35 791 
- 16 040 - 25 255 
- 3764 - 19 983 
- 5107 + 11 508 
- 27 858 - 12 018 
+ 13 583 - 4 062 
- 78 369 - 55 451 

- 60 463 - 13 267 
- 31 831 - 37 093 

1) nirektinvestitionen. Wertpapieranlagen, Kreditverkehr und übriger Kapitalverkehr. 
2J Als D!rel:ttnvestltlonen gelten Ftnaru:beziehungen zu in- und ausländischen Unternehmen, an denen der Invest<Jr mehr als 20 vH (bis Ende 

1989: 25 vH oder mehr) der Anteile oder St:immrechte unmittelbar h!lti einschlie.ßl1ch Zweigniederlassungen und Betriebsstätten. Erfaßt 
werden Beteiligungskapital, reinvestiert& Gewinne (geschätzt auf der Gnmdl~ge der Bestände an Direktinvestitionen: analog zu den 
ausgeschütteten Gewinnen erfaßt im Jahr nach llifer Entstehung), Grundbesltz, langfrlstige F1nanzkredite und ab 1995 einschließlich kurz-
frlltiger Pinanzkredite sowie kun:- und langfristiger Handelskredite an verbundene Unternehmen. · 

'l Dividendenwerte einschließlich Genußscheine, Investmentzertifikate (ab 1991 einscbließlich thesaurierter Erträge}, langfristige festverzins-
liche Wertpapiere, Geldmarktpapiere, Finanzderlvate. 
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mit dem Ausland 
DM 

kapitalanlagen 
(Zunahme/Kapitalausfuhr:-) 

gewährung~) 

unter sonstige 
Kapital-

Untel"" anlagen5 ) 
nehmen und 

Privat-
pexsonen 

- 2766 - 354 
- 2879 - 153 
- 1460 - 398 
-20 801 - 531 
- 3 791 - 611 
-15 050 - 249 
- 7158 - 269 
- 8942 - 384 
-14 737 - 467 
-18 016 - 841 
-17 839 -1124 
- 7 221 -1013 
-11383 -2077 
-23 537 -1624 
-15 998 -2010 
-38 835 -1996 
- 9077 -1749 
-27 834 -1725 
-70 958 -2154 

-44672 -2109 . 
-22638 -3172 
- 5361 -2593 
-57 308 -2546 
-27 534 -2414 
+ 3916 -4090 
-36446 -4166 
-26880 - 564 
- 2180 - 642 
- 7 916 - 582 
-20334 - 758 
-16 420 - 480 
+ 3412 - 552 
- 3953 -1274 
-10 573 - 106 
-20 853 - 863 
- 5 808 - 961 
+ 7 327 - 933 
+23 250 -1333 

-17 323 - 638 
-13 890 - 674 
+11505 -1127 
-16 738 -1726 

-45480 - 612 
+ 4842 - 662 

zusammen 

+ 15 557 
+ 15 954 
+ 23482 
+ 15 928 
+ 28 021 
+ 35 715 
+ 29 888 
+ 40 022 
+ 45589 
+ 52542 
+ 61369 
+ 27 293 
+ 26131 
+ 47 327 
+ 54 279 
+ 76149 
+ 41489 
+ 29 686 
+113 946 

+ 92 858 
+126172 
+208 315 
+309983 
+175579 
+247793 
+221 812 
+ 84006 
+ 77528 
+ 57115 
+ 90634 
+ 27- 634 
+ 10968 
+ 47 616 
+ 89360 
+ 57 029 
+ 80983 
+ 59 503 
+ 50 278 
+ 51 136 
+ 52 360 
+ 30 953 
+ 87 363 
+135 351 
+ 98925 

Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode Drucksache 13/9090 
"" "'" '' """ 

Tabelle 65' 

"''' 

Auslio.dische Nettokapit~agen im Inland 
(Zunahme!Kapitalei.nfuhr: +) 

Kreditgewährung~) 

Direkt- darunter Zeitraum. 
Wertpapier- sonsttge 

investitio- anlagen3) 
Kapital-

nen2) zuw=nen Unter- anlagen 
Kredit- nehmen und 
institute Privat-

penonen 

Frilheres Bundesgebiet 
+ 3825 + 2001 + 9794 + 5119 + 4579 - 73 1971 
+ 6053 + 10 710 - 545 + 601 - 1929 - 261 1972 
+ 5464 + 6509 + 11546 + 2768 + 8991 - 36 1973 
+ 5608 - 1923 + 12290 + 3404 + 7599 - 47 1974 
+ 1652 - 1446 + 27 882 + 12 819 +10546 - 67 1975 
+ 3324 + 4662 + 27 824 + 14 961 + 8042 - 97 1976 
+ 2188 + 2 341 + 25422 + 11879 +12338 - 65 1977 
+ 3201 + 3166 + 33694 + 27 052 + 4161 - 40 1978 
+ 3180 + 57rrl + 36726 + 28591 + 7130 - 25 1979 
+ 621 + 770 + 51257 + 6738 +21488 - 108 1980 
+ 744 + 1097 + 59536 + 7951 +27129 - 7 1981 
+ 1831 + 2690 + 22756 + 170 +12976 + 17 1982 
+ 4 371 + 13292 + 8520 - 6080 + 6107 - 50 1983 
+ 1520 + 17072 + 28 '163 + 19446 + 6239 - 30 1984 
+ 1627 + 37 610 + 15115 + 16657 + 922 - 71 1985 
+ 2473 + 72521 + 1221 + 23319 -17088 - 66 1986 
+ 3270 + 32300 + 11893 + 212rrl + 737 + 25 1987 
+ 1958 + 7387 + 20 381 + 20209 +10269 - 40 1988 
+13 287 + 45 729 + 55014 + 42491 +17 825 - 84 1989 

Deutschland 
+ 4024 + 19391 + 69843 + 42 722 +26962 - 400 1990 
+ 6785 + 71219 + 48250 + 15198 +33918 - 82 1991 
+ 4 158 +122 501 + 81854 + 73444 +10 158 - 198 1992 
+ 3159 +235132 + 71119 + 58613 + 6128 - 26 1993 
+ 2507 + 46 901 +125 348 +111357 +10749 + 822 1994 
+17 231 + 87 599 +143 927 +120248 +18384 - 963 1995 
- 4863 +135 320 + 91465 + 55 691 +30282 - 111 1996 
+ 1966 + 66 221 + 15 751 + 13 462 + 6061 - 16 1993 l.Vj. 
+ 1377 + 66028 + 10 199 + 9174 - 429 + 32 2.Vj. 
+ 823 + 42639 + 14 038 + 11170 - 2315 - 63 3.Vj. 
- 1008 + 60844 + 31130 + 24 867 + 2811 + 19 4.Vj. 

- 789 - 3 461 + 31939 + 29001 + 4481 - 56 1994 1. Vj. 
+ 66 - 8014 + 18 990 + 17 539 - 555 - 74 2.Vj. 
- 430 + 23 898 + 24 196 + 23548 + 1421 - 47 3.Vj. 
+ 3659 + 34478 + 50 223 + 41270 + 5402 +I 000 4.Vj. 

+ 5182 + 4351 + 47 514 + 43 917 + 8082 - 17 1995 1.Vj. 
+ 1356 + 36 676 + 42 962 + 39672 + 2967 - 12 2.Vj. 
+ 6026 + 23471 + 30069 + 27 645 + 580 - 64 3.Vj. 
+ 4667 + 23100 + 23382 + 9014 + 6755 - 872 4.Vj. 

- 507 + 33329 + 18325 + 20629 + 5028 - 12 1996 1. Vj. 
- 3215 + 30369 + 25278 + 17 066 + 5316 - 72 2.Vj. 
+ 1334 + 401!69 - 11318 - 16270 + 2382 + 68 3.Vj. 
- 2474 + 30753 + 59180 + 34 266 +17556 - !l5 4.Vj. 
+ 609 ,+ 43 745 + 91085 + 91602 + 9787 - 88 1997 1. Vj. 
- 1499 + 33779 + 66707 + 55101 +13128 - 62 2.Vj. 

"" .... 
~ '" ' 

~) Buchkredite, Schuldscheindarlehen, im Wege der Abtretung envorbene Forderungen und ihnliche: jeweils lang- und kurzfristig; UDd Han-
delskredite (Forderungen UDd Verbindlichkeiten aus Zahlungszielen und Anzahlungen im waren- und Dienstleistungsverkehr). 

') Insbesondere Beteiligungen des Bundes an intemationalen Organisationen. 
Quelle: Deutsche Bundesbank 
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Tabelle 66• 

- r •• 

Kraft-
fahr-

:i:euge, 
Zeitraum Ins- Kfz-

geMmt Teile, 
Zu- zu-

behör; sammen 
In 

Tank-
stellen 

1994 98,3 96,5 98,8 
1995 100 100 100 
1996 101,4 104,7 100,5 

199-1 !. Vj. 93,6 93,3 93,6 
2. Vj. 96,3 103,2 94,5 
3. Vj. 94,5 92,2 95,1 
4. Vj. 108,9 97,1 111,9 

1995 1. Vj. 94,9 97,7 94,2 
2. Vj. 100,6 109,8 98,2 
3. Vj. 96,2 95,0 96,5 
4. Vj. 108,3 97,5 111,0 

1996 1. Vj. 96,1 101,8 94,7 
2. Vj. 101,5 115,7 97,8 
3. Vj. 98,0 100,8 97,3 
4. Vj. 109,8 100,6 112,2 

1997 1. Vj. 95,1 101,0 93,6 
2. Vj. 102,5 117,2 98,6 

1994 99,0 97,2 99,5 
1995 100 100 100 
1996 100,4 103,9 99,5 

1994 1. Vj. 94,5 94,1 94,6 
2.Vj. 96,9 104,1 95,1 
3. Vj. 95,2 92,9 95,8 
4. Vj. 109,6 97,9 112,4 

1995 1. Vj. 95,0 97,9 94,3 
2. Vj. 100,3 109,9 98,0 
3. Vj. 96,3 94,9 96,7 
4. Vj. 108,3 97,4 111,0 

1996 1. Vj. 95,3 100,8 94,0 
2. Vj. 100,3 114,5 96,9 
3. Vj. 97,1 100,2. 96,4 

4. Vj. 108,6 100,2 110,7 

1997 1. Vj. 93,8 100,9 92,1 
2. Vj. 101.0 117,1 97,0 
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-

Waren 
ver-

schiede-
ner Art 

98,3 
100 
100,3 

96,7 
94,7 
94,8 

107,0 

94,8 
99,5 
97,8 

107,9 

96,1 
98,2 
96,7 

110,1 

95,4 
98,9 

99,2 
100 
99,7 

98,3 
95,4 
95,5 

107,7 

94,8 
99,1 
97,9 

108,2 

95,1 
97,4 
96,1 

109,7 

94,5 
97,1 

Einzelluindebumsatz 
1995= 100 

. , .,--- ~- . .. 
Davon 

•. „_ 

. -
insgesamt ohne Kraftfahr.zeuge, Kfz-Teile, Zubehör; Tankstellen 

davon 

Em.zelhandel in Verkaufsräumen 

Fach-
einzel- Apothe- sonstiger Facheinzelhandel 

bandet ken, 
out Nah Fach- danmte< 

elnzel-nmgs- handel mitteln, Möbel, 
mit zu- Elektro-

Ge- Be- Schuhe, Elnrich--- sammen haus-lrinke, - rrextilien klei- Leder- tungs- halts-
Tabak- Art!keln dung waren geqen- geräten waren stinden 

• , ".: lc'· -~ -
In jeweiligen Preisen 

92,8 93,7 101,1 97,6 101,1 97,1 106,9 103,3 
100 100 100 100 100 100 100 100 
99,0 103,8 99,1 97,5 99,0 100,1 98,3 97,5 

84,8 88,4 90,7 95,2 90,8 80,2 102,4 91,8 
90.~ 91,4 96,0 82,3 95,2 101,0 100,4 89,5 
93,2 92,2 95,9 91,6 95,8 94,8 98,3 95,3 

102,5 102,7 121,8 121,3 122,9 112,5 126,5 136,7 

91,3 96,9 91,1 96,4 88,1 80,9 100,4 91,4 
101,6 99,6 97,2 84,4 96,2 107,4 95,7 87,0 
100,8 96,2 95,1 95,0 96,3 98,5 90,2 91,8 
106,3 107,4 116,6 124,1 119,4 113,2 113,7 129,9 

92,3 103,1 89,2 97,7 87,0 79,0 95,6 91,3 
100,6 102,6 96,3 83,5 93,1 108,5 92,3 86,7 
98,5 101,5 95,5 93,9 96,9 98,8 90,7 90,0 

104,5 108,0 115,6 115,0 119,1 114,1 114,7 121,8 

92,2 100,7 88,1 88,6 88,2 82,1 91,4 85,2 
97,8 108,3 95,6 80,6 93,6 104,5 92,4 83,0 

In Preisen von 1991 
93,8 94,4 102,0 98,4 101,8 98,1 108,7 102,7 

100 100 100 100 100 100 100 100 
-98,1 103,8 98,5 96,7 98,4 99,3 97,1 98,5 

86,1 89,2 91,8 96,2 91,7 81,3 104,7 90,9 
91,6 92,2 96,8 83,1 95,9 102,0 102,1 88,7 
93,9 92,8 96,8 92,4 96,4 95,8 99,8 94,6 

103,6 103,2 122,6 122,0 123,2 113,2 128,2 136,4 

91.S 96,8 91,2 96,7 88,2 81,3 101,1 91,1 
101,2 99,2 97,2 84,5 96,3 107,5 95,8 86,7 
100,7 96,3 95,2 95,0 96,4 98,4 90,0 91,8 
106,6 107,7 116,4 123,8 119,1 112,8 113,I 130,4 

91,8 103,2 88,8 97,1 86,7 78,7 94,8 91,7 
99,5 102,4 95,7 82,8 92,7 107,7 91,2 87,3 
97,4 101,7 94,9 93,0 96,3 99.0 !!9,6 90.9 

103,5 108,0 114,8 113,8 118,0 112,8 112,9 123,9 

90,4 100,5 87,3 87,5 87,6 81,0 89,8 86,8 
94,9 108,3 94,7 79,7 93,0 103,0 90,6 84,9 

~·~--, ·- . 

Einzel-
Anti- handel 

quitäten nicht in 
und Ver-
Ge- kaufs-

braucht- räumen 
waren 

122,0 99,5 
100 100 
90,2 104,5 

113,7 99,6 
119,8 92,4 
100,5 97,2 
154,1 108,8 

85,7 102,2 
94,7 94,1 
85,2 95,3 

134,4 108,4 

79,6 102,7 
85,3 96,3 
70,7 102,9 

125,3 115,9 

15,8 101,2 
83,8 100,4 

123,1 98,6 
100 100 
89,6 98,2 

115,1 98,1 
121,0 91,7 
101,4 96,8 
155,0 107,8 

86,0 101,8 
94,8 94,4 
85,3 96,2 

134,0 107,6 

79,2 98,1 
84,8 92,3 

70.3 91,5 
124,2 105,0 

75,1 92,2 
83,1 95,1 
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Tabelle 67• 

Preisindex für den Wareneingang des Produzierenden Gewerbes 

Nach inländischer und ausländischer Herkunft 
Nach dem vorwiegenden 

lnlän- Auslän- aus dem Produzierenden Gewerbe 
Verwendungszweck 

discher discher 

darunter für die 
Energie-

aus und 
Ins- de< Wasser- Energie, Zeitraum gesamt Land- Erdöl, ver- Brenn-

und roh Ma- sorgung, für das und zu- (impor- Cbemi-Forstwirt- fuen sclrlnen- den Bauge- 'Il'eib-sammen tiert) und sehe Herkunft schalt, und bau- Bergbau werbe3) stoffe, 
Fischerei :Mineral- Stahl en:eug- Erzeug- und das Betriebs-öl- nisse nisse~) Verarbei- stoffe 

erzeug- tende 
nisse 1) Gewer-

be~ 

Früheres Bundesgebiet 4) 

1985= 100 
Gewicht 1985 100 66,0 34,0 9,3 90,7 11,3 6,3 4,8 10,9 13,8 10,0 16,2 
1985 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100 
1986 89,3 95,4 11,6 92,8 89,0 48,4 91,6 102,5 89,4 88,5 99,6 87,0 
1987 86,4 93,6 72,3 86,1 86,4 45,? 83,2 104,1 85,9 85,6 99,1 81,9 
1988 88,6 96,0 74,3 88,1 88,1 39,2 92,2' 105,9 88,7 88,8 100,5 80,4 
1989 92,8 99,9 19,0 92,1 92,9 47,5 99,4 109,4 91,8 93,4 103,6 83,7 
1990 91,4 99,4 75,7 86,9 91,8 51,3 92,0 113,6 88,9 90,5 107,0 85,5 
1991 91,0 99,4 74,7 84,l 91,7 51,9 84,4 118,4 87,3 89,1 109,7 88,0 
1992 89,9 99,6 11,0 83,8 90,5 47,4 80,1 122,7 83,2 81,5 112,4 86,9 
1993 88,1 98,3 68,2 n,5 89,2 45,3 79,1 124,9 80,2 85,0 113,9 85,9 
1994 89,3 99,4 69,6 79,7 90,3 44,1 83,4 125,4 81,9 86,3 115,8 86,3 
1995 91,8 102,3 71,3 79,4 93,0 43,1 88,9 127,5 87,8 89,1 118,4 87,4 
1996 90,6 100,4 71,6 79,9 91,7 50,2 82,5 130,2 84,0 88,0 117,9 85,7 
1996 1.Vj. 90,6 100,7 70,8 78,5 91,8 46,3 85,? 129,2 84,3 88,1 118,1 84,9 

2.Vj. 90,8 100,8 71,5 81,4 91,8 49,0 83,5 130,0 84,4 88,4 118,0 85,1 
3.Vj. 90,4 100,3 71,0 81,7 91,2 49,? 81,0 130,5 83,6 87,7 117,9 85,6 
4.Vj. 90,8 100,0 72,9 78,0 92,1 55,8 80,0 130,9 83,8 87,9 117,7 87,3 

1997 l.Vj. 91,8 100,5 74,8 80,6 92,9 55,4 80,5 131,7 84,9 89,2 118,1 87,2 
2.Vj. 92,6 101,6 75,0 87,0 93,2 50,4 83,9 132,$ 85,9 90,4 118,2 86,6 

Deutschland 
1991·100 

Gewicht 1991 100 10,1 29,3 7,6 92,4 5,4 5,2 6,4 9,8 13,2 12,2 14,6 
1991 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100 
1992 98,8 100,4 95,0 99,4 98,8 90,6 95,0 103,1 95,5 98,3 102,4 98,4 
1993 96,9 99,1 91,8 89,4 97,6 86,4 93,6 104,9 92,4 95,7 103,5 97,7 
1994 98,4 100,4 93,6 91,8 98,9 83,3 98,5 105,3 94,3 97,4 105,2 97,6 
1995 101,1 103,4 95,6 91,1 102,0 81,1 105,3 106,8 100,8 100,6 107,1 98,9 
1996 98,8 100,2 95,3 91,1 99,4 95,6 97,4 109,0 96,1 98,7 106,7 92,3 
1993 1.Vj. 97,4 99,4 92,7 92,3 97,9 89,8 90,2 104,1 92,7 96,3 103,2 98,1 

2.Vj. 9?,0 99,3 91,8 89,3 97,7 89,1 93,2 105,0 92,8 95,8 103,7 97,8 
3.Vj. 96,8 99,0 91,6 87,7 97,6 85,6 95,2 105,3 92,3 95,6 103,5 97,6 
4.Vj. 96,4 98,7 90,7 88,4 97,0 81,1 95,9 105,2 91,9 95,0 103,5 97,3 

1994 1.Vj. 97,1 99,2 91,9 90,1 97,6 60,9 97,5 105,3 92,5 95,7 104,1 97,7 
2.Vj. 97,7 99,7 93,1 92,1 98,2 83,9 97,1 105,4 92,? 96,6 105,0 97,3 
3.Vj. 98,9 100,9 94,0 92,6 99,4 84,7 98,8 105,2 94,0 98,1 105,6 97,5 
4.Vj. 99,8 101,7 95,2 92,3 100,4 83,7 100,3 105,3 97,9 99,1 106,3 97,8 

1995 l.Vj. 101,3 103,2 96,5 94,1 101,9 83,2 105,2 106,1 101,0 100,8 107,3 98,4 
2.Vj. 101,5 103,9 95,7 91,4 102,3 82~8 105,2 106,8 101,7 101,0 107,4 98,9 
3.Vj. 101,6 104,1 95,4 89,4 102,6 78,2 106,6 107,0 101,3 101,1 107,1 99,0 
4.Vj. 100,2 102,5 94,6 89,4 101,1 80,1 104,0 107,4 99,0 99,3 106,7 99,1 

1996 l.Vj. 98,9 100,6 94,8 90,9 99,5 8'1,6 101,3 108,2 96,6 99,1 106,6 91,4 
2.Vj. 98,9 100,4 95,4 92,4 99,5 93,1 98,5 108,9 96,5 99,1 106,8 91,7 
3.Vj. 98,4 99,9 94,5 91,5 98,9 94,8 95,5 109,2 95,7 98,1 106,8 92,3 
4.Vj. 98,8 99,7 96,6 89,5 99,6 106,8 94,4 109,6 95,6 98,5 106,8 93,8 

1997 l.Vj. 99,9 100,2 99,2 93,7 100,4 106,3 94,9 110,1 96,8 99,8 107,3 94,3 
2.Vj. 100,8 101,1 99,8 100,0 100,8 96,3 98,6 110,7 97,9 100,9 107,5 94,2 
3.Vj. 101,3 101,3 101,3 98,9 101,5 100,1 101,4 111,5 98,3 101,8 108,1 93,2 

1) Im wesentlichen Rohbenzin, Kraftstoffe und Heizöle. - 2): Anorganische und organische Grundstoffe und Chemikalien; Kunststoffe und 
synthetischer Kautschuk; Chemiefasern; Farbstoffe, Farben und verwandte Erzeugnisse; pharmazeutische Grundstoffe sowie sonstige chemi-
sche Erzeugnisse. - 1 ) Ohne Energie, Brenn-, li'eib- und Betriebsstoffe. - ~) Für das frühere Bundesgebiet wurde der Index .itu:f Basis 1965 "" 100 
zum 1. Juli 1997 einqestellt. eine qesonderte Berechnunq eines Index auf der Basis 1991 = 100 wird nicht mehr durchqeführt. 
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Tabelle 68" 

Bergbau-
Zeitraum Insgesamt liehe 

Eneug-
nlsse~ 

1962 43,2 22,0 
1963 43,5 22,4 
1964 44,0 22,3 
1965 45,I 23,3 
1966 45,8 23,2 
1967 <IS,3 23,2 
1968 45,1 23,2 
1969 45,9 23,9 
1970 48,1 27,1 
1971 50,2 30,0 
1972 51,5 31,7 
1973 54,9 33,4 
1974 62,3 42,8 
1975 65,2 53,5 
1976 67,6 51,0 
1977 69,5 57,2 
1978 70,3 60,9 
1979 73,6 63,0 
1980 79,2 13,9 
1981 85,4 85,5 
1982 90,4 92,2 
1983 91,7 94,1 
1984 94,4 97,3 
1985 96,7 99,2 
1986 94,2 96,6 
1987 91,9 96,1 
1988 93,0 96,2 
1989 96,0 97,8 
1990 91,6 99,5 
1991 100 100 
1992 101,4 104,2 
1993 101,4 104,8 
1994 102,0 105,0 
1995 103,7 105,0 
1996 103,I ... 

1991 100 100 
1992 102,3 106,6 
1993 1().(,2 108,2 
1994 105,5 107,9 
1995 107,0 103,7 
1996 108,5 105,9 

1991 100 100 
1992 101.4 104,9 
1993 101,6 105,8 
1994 102,2 105,9 
1995 104,0 104,6 
1996 103,5 ... 
1996 1. Vj. 103,4 ... 

2. Vj. 103,4 ... 
3. Vj. 103,5 ... 
4. Vj. 103,8 ... 

1997 !. Vj. 104,1 .„ 
2. Vj. 104,6 ... 
3. Vj. 105,0 ... 

Deutscher Bundestag-13. Wahlperiode 

Index der Erzeugerpreise gewerblicher Produkte 
Inlandsabsatz 1) 

1991~100 

Erzeugnisse des Verarbeitenden Gewerbes 
Eltl-

-.&t~. Gnmdstoff- lnve- Ver-
Erdgu, und stitions- braucbs- Nahrungs-
Fem- Produk- g<lter gOter und zu- Genuß-wlrme, wnmen tlons- mittel-Wasser g<lter- produzierendes 

gewerbe Gewerbe 
gewerbe 

Frftheres Bundesgebiet 
38,0 '4,7 48,7 40,0 41,6 54,6 
37,9 '4,8 .f.8,3 40,2 42,3 55,3 
38,3 45,4 48,7 40,7 43,2 55,7 
39,3 46,4 49,7 42,0 '4,1 56,4 
39,7 47,3 50,2 42,8 45,3 57,7 
40,1 46,8 .(9,0 42,3 '4,9 58,2 
-'0,2 46,4 48,4 42,2 '4,8 57,4 
39,7 47,3 49,l 43,6 45,7 58,0 
39,9 49,7 51,3 47,1 47,4 59,3 
41,1 51,8 52,5 50,0 49,2 61.4 
44,0 53,1 52,5 51,4 50,9 63,9 
46,0 56,6 57,1 53,6 54,8 69,3 
49,5 64,2 70,5 58,6 61,2 73,2 
59,2 66,3 69,8 62,8 62,8 75,9 
63,1 68,4 71,9 64,9 64,7 18,8 
64,5 70,4 71,8 67,3 66,5 84,2 
66,9 70,9 71,3 68,9 67,6 83,6 
68,1 74,6 78,8 70,9 71,0 83,8 
75,3 79,7 88,0 74,2 76,0 85,9 
90,0 84,5 96,5 77,2 79,7 89,8 

101,4 88,6 100,2 81,6 82,8 95,1 
102,7 89,9 99,8 83,8 84,3 97,2 
106,1 92,4 103,8 85,7 86,9 98,5 
110,0 94,4 106,8 87,8 89,2 97,8 
106,0 92,2 95,2 89,6 90,1 96,9 
91,6 91,8 92,2 91,1 90,9 94,7 
91,0 93,3 93,8 92,6 92,6 95,8 
92,8 96,5 99,7- 94,6 95,0 98,I 
96,0 97,9 99,4 97,1 97,3 98,4 

100 100 100 100 100 100 
99,3 101,6 98,8 102,7 101,6 103,1 
98,9 101,7 96,2 104,0 102,0 103,2 
99,0 102,4 98,4 104,2 102,3 103,4 
98,0 104,6 102,3 105,6 105,5 104,1 
92,4 104,7 100,4 106,8 105,3 104,7 

Neue Bundeslinder und Berlin-Ost 

100 100 100 100 100 100 
103,4 101,3 100,4 100,2 102,1 103,6 
108,7 101,9 100,6 100,9 104,9 103,0 
109,6 103,4 104,9 101,1 106,9 103,0 
110,9 105,8 108,2 102,9 111,1 104,2 
113,7 106,7 107,5 104,1 112,9 106,3 

Deulschlmd 

100 100 100 100 100 100 
99,9 101,6 98,9 102,6 101,6 103,2 

100,2 101,7 96,5 103,9 102,1 103,2 
100,5 102,4 98,9 104,0 102,5 103,4 
99,7 104,7 102,7 105,5 105,7 104,1 
95,3 104,8 100,9 106,7 105,6 104,9 

94,5 104,9 101,5 106,6 105,9 104,3 
94,7 104,8 100,8 106,8 105,6 104,7 
95,6 104,7 100,1 106,8 105,5 105,l 
96,5 105,0 101,1 106,8 105,4 105,5 

97,6 105,2 101,4 107,0 105,4 105,7 
99,1 105,5 101,4 107,2 105,4 106,8 
99,5 105,8 102,5 107,3 105,6 107,1 

Fertigerzeugnisse 

lnve- Ver-
stitions- brauchs-
g<lter') g<lter'l'I 

34,5 40,3 
34,9 40,7 
35,5 41,1 
36,6 42,1 
37,5 43,1 
37,4 43,3 
37,5 42,9 
38,9 42,8 
42,5 44,7 
45,9 • 46,8 
47',5 48,5 
49,7 52,1 
54,2 58,2 
58,8 61,5 
61,4 63,7 
63,9 64,9 
65,9 66,3 
68,2 71,7 
71,4 78,2 
74,6 84,7 
79,0 87,5 
81,3 88,2 
83,4 90,3 
85,7 93,0 
87,9 88,2 
89,9 88,5 
91,7 88,8 
94,0 93,2 
96,8 95,7 

100 100 
102,8 102,8 
104,4 104,4 
104,8 106,0 
106,1 106,8 
107,5 108,5 

100 100 
101,0 103,4 
101,7 106,0 
102,7 111,1 
104,7 112,4 
106,0 116,8 

100 100 
102,7 102,9 
104,3 104,5 
104,7 106,3 
106,1 107,1 
107,4 109,0 

107,2 108,4 
107,4 108,8 
107,5 109,0 
107,6 109,8 

107,8 109,8 
108,0 109,4 
108,1 109,9 

1) Ohne Umsatz-(Mehrwert-)steuer - 2) Ohne Erdg:as. - 3) lm Preisbldex für elektxischen Strom ist bis einschllefllich Dezember 1995 die 
Ausgleichsabgabe nach dem drl1ten Verstromungsgeset:z: betückslchtlgt. - ~ Fertigerzeugnisse nach ihrer vorwiegenden VerwendWlg 
gruppiert. -i Ohne Nahrungs- und Genußmittel. 
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Güter der 
Zeitraum 2} Insgesamt Ernährungs-

wirtschaftl) 

1962 44,0 55,1 
1963 44,0 60,3 
1964 45,1 60,8 
1965 46,0 61,3 
1966 47,0 62,8 
1967 47,0 61,7 
1968 46,5 60,5 
1969 48,3 61,7 
1970 49,8 62,4 
1971 51,5 64,0 
1972 52,6 67,0 
1973 55,9 74,6 
1974 65,4 82,4 
1975 68,0 82,5 
1976 70,6 85,2 
19n 71,9 89,2 
1978 73,0 68,7 
1979 76,4 91,5 
1980 81,2 97,0 
1981 85,9 103,3 
1982 89,6 104,6 
1983 9-1,2 106,8 
1984 94,3 110,8 
1985 96,9 109,4 
1986 95,l 101,8 
1987 94,3 97,0 
1988 96,2 100,1 
1989 98,9 103,2 
1990 99,0 98,8 
1991 100 100 
1992 100,7 101,l 
1993 100,7 98,6 
1994 101,6 100,9 
1995 103,3 100,2 
1996 103,5 99,9 

1993 1. Vj. 100,S 98,5 
2.Vj. 100,8 98,5 
3.Vj. 100,8 98,7 
4.Vj. 100,7 98,7 

1994 l.Vj. 101,2 100,2 
2.Vj. 101,5 101,2 
3.Vj. 101,6 101,l 
4.Vj. 102,3 101,3 

1995 1. Vj. 103,0 101,4 
2.Vj. 103,3 99,9 
3.Vj. 103,7 99,6 
4.Vj. 103,3 99,9 

1996 !. Vj. 103,5 100,5 
2.Vj. 103,7 101,1 
3.Vj. 103,3 99,3 
4.Vj. 103,5 98,6 

1997 !. Vj. 104,2 100,8 
2.Vj. 104,9 103,1 
3.Vj. 105,6 104,6 

Index der Ausfuhrpreise 1) 

1991=100 

Güter der gewerblichen Wirtschaft 

zusammen 'J 1 Robstoffe 3
) 1 Halbwaren 3) 1 Fertigwaren 2} 

43,3 53,6 45,6 43,3 
43,3 54,1 45,0 43,3 
44,3 56,2 46,j' 44,2 
45,3 56,1 48,0 45,3 
46,2 56,2 49,2 46,2 
46,2 54,2 49,2 46,3 
45,8 53,3 48,9 45,8 
47,7 53,8 50,2 47,8 
49,1 54,6 51,7 49,3 
50,9 58,5 51,6 51,1 
51,8 61,5 49,8 52,3 
55,1 64,6 58,4 55,1 
64,5 75,5 86,5 63,0 
67,1 86,3 81,1 66,I 
69,8 92,1 83,8 68,8 
70,9 91,2 81,6 70,2 
72,l 90,2 80,2 71,6 
75,6 94,9 92,7 74,4 
80,4 99,7 105,5 78,7 
84,9 109,3 118,9 82,5 
88,8 114,8 121,6 86,5 
90,3 113,3 121,4 88,2 
93,4 122,0 .127,7 91,0 
96,l 125,6 !J0,7 93,6 
94,7 113,4 108,0 93,6 
93,9 105,0 99,2 93,5 
95,9 104,6 103,~ 95,4. 
98,6 109,l 109,0 97,9 
98,8 105,5 104,5 98,4 

100 100 100 100 
100,6 98,3 96,0 100,9 
100,8 95,2 93,4 101,3 
101,7 102,1 96,0 102,0 
103,5 109,8 99,3 103,7 
103,7 102,4 97,1 104,l 

100,6 95,5 92,8 101,2 
100,9 94,6 93,7 101,4 
100,9 94,5 94,1 101,4. 
100,8 96,1 92,8 101,3 

101,2 98,9 94,4. 101,6 
101,5 100,7 95,6 101,9 
101,6 103,l 96,1 101,9 
102,4 105,5 98,0 102,5 

103,2 108,5 100,7 103,2 
103,5 111,3 99,4 103,6 
103,9 112,8 99,7 104,0 
103,5 106,6 97,5 103,9 

103,6 104,l 98,0 103,9 
103,9 102,0 97,, 104,2 
103,6 101,8 96,0 104,0 
103,8 101,8 96,8 104,2 

104,4 103,7 99,1 104,7 
105,0 105,2 100,6 105,3 
105,6 106,8 102,3 105,8 

Tabelle 69" 

Investitions- 1 Verbrauchs-
güter'} güter4 ) 

35,7 44,1 
36,1 44,4 
36,8 45,2 
38,l 46,3 
39,2 47,9 
39,6 48,5 
39,4 48,4 
.u,4 49,3 
43,6 50,1 
46,6 52,5 
~8,5 54,l 
50,9 57,0 
55,4 64,2 
60,2 68,1 
63,6 71,1 
66,3 73,1 
68,2 15,0 
70,2 77,l 
73,5 82,2 
76,8 86,7 
80,8 89,9 
83,2 91,3 
85,5 93,2 
88,l 95,1 
90,3 95,0 
91,1 96,0 
93,4 96,9 
95,8 98,0 
91,7 98,0 

1ö0 100 
102,1 101,6 
103,2 103,3 
103,8 104,0 
104,4 103,8 
105,7 105,0 

102,8 102,7 
103,3 103,4 
103,5 103,5 
103,4 103,5 

103,7 103,8 
103,9 104,0 
103,9 104,0 
103,7 104,3 

104,l 103,9 
104,3 103,6 
104,6 103,8 
104,8 103,9 

105,4. 104,2 
105,7 105,0 
105,8 105,1 
105,8 105,8 

106,3 106,2 
106,8 106,7 
107,1 107,6 

1
) Preise bei Vertragsabschluß (Effektivpreise); fob. Ohne Umsatz-(Mehrwert-)steuer, Verbrauchsteuem und Exporthilfen. 

2) Bis 1990 früheres Bundesgebiet, ab 1991 Deutschland. 
3) Nach Warengruppen der Außenhandelsstatistik gruppiert. 
~} Hauptsächlich Endeneugnisse, nach ihrer vorwiegenden Verwendung gruppiert. 
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Tabelle 70" 

Güter der 
Zeitraum?) Insgesamt Emihrungs-

wirtschaft"'} 

1962 48,2 68,2 
1963 49,2 71,3 
1964 50,0 72,3 
1965 51,3 75,7 
1966 52,2 15,7 
1967 51,0 73,1 
1968 50,7 70,4 
1969 51,5 72,7 
1970 51,0 72,3 
1971 51,2 71,I 
1972 50,9 73,1 
1973 57,4 88,0 
1974 73,8 95,9 
1975 12,5 90,2 
1976 77,0 97,7 
1977 18,1 106,3 
1978 75,3 96,2 
1979 84,0 97,3 
1980 96,6 100,6 
1981 109,8 108,3 
1982 112,3 109,6 
1983 111,9 113,9 
1984 118,6 121,9 
1985 120,3 118,9 
1986 101,5 107,9 
1987 96,0 98,2 
1988 97,1 100,6 
1989 101,5 101,3 
1990 99,2 97,5 
1991 100 100 
1992 97,6 96,9 
1993 96,I 93,8 
1994 96,9 97,8 
1995 97,3 96,0 
1996 97,8 98,3 

1993 !. Vj. 96,6 95,4 
2.Vj. 96,0 92,0 
3.Vj. 96,1 92,8 
•.Vj. 95,7 94,8 

1994 !. Vj. 96,5 91,1 
2.Vj. 96,9 97,9 
3.Vj. 96,8 97,9 
4. Vj. 97',4 97,8 

1995 !. Vj. 98,I 99,0 
2.Vj. 97,3 95,4 
3.Vj. 97,0 94,0 
4.Vj. 96,9 95,5 

1996 !. Vj. 97,7 100,I 
2.Vj. 97,9 99,5 
3.Vj. 97,2 96,5 
•.Vj. 98,5 97,0 

1997 !. Vj. 100,3 103,9 
2.Vj. 100,6 105,9 
3.Vj. 101,6 105,3 

Index der Einfuhrpreise 1) 

1991=100 

Güter der gewerblichen Wirtschaft 

zusammen') 1 Rohstoffe~ 1 Halbwaren 3} 1 Fertigwaren 3) 

45,0 37,8 42,5 51,1 
45,4 38,0 42,9 58,3 
46,2 38,4 «.3 59,3 
'6;9 38.2 46,4 59,9 
48,1 38,7 48,3 61,1 
47.4 37,6 47,6 60,6 
47,5 37,8 48,5 60,0 
48,1 37,1 50,4 60,8 
47,6 36,l 50,3 60,2 
48,0 39,5 47,2 60,7 
47,4 38,3 -15,I 60,7 
52,6 -15,I 57,5 63,0 
70,3 84,6 81,0 71,0 
69,8 82,0 74,0 74,0 
73,8 89,l 78,9 76,7 
73,8 88,5 77,4 77,4 
12,0 78,5 74,7 78,l 
8!,9 95,4 103,0 81,4 
96,0 140,9 123.4 86,5 

110,0 184,2 146,5 92,7 
112,7 183,4 151,8 95,7 
111,6 174,4 148,3 96,9 
118,l 188,8 162,3 100,3 
120,5 189,1 162,9 102,7 
100,4 102,l 107,7 99,2 

95,6 95,2 93,5 96,7 
96,6 89,2 96,0 98,3 

101,4 103,8 106,5 100,6 
99,4 103,4 102,3 98,9 

100 100 100 100 
97,7 89,8 89,1 99,5 
96,4 84,6 86,0 98,9 
96,8 82,6 87,5 99,3 
97,5 82,5 90,6 99,8 
91,7 92,1 91,1 99,2 

96,7 87,9 87,0 98,9 
96,5 86,3 86,6 98,8 
96,5 84,1 86,2 99,0 
95,8 80,2 84,1 98,7 

96,3 80,1 85,4 99,3 
96,7 83,2 87,1 99,3 
96;7 83,6 87,5 99,I 
97,4 83,5 90,I 99,6 

98,0 85,1 90,9 100,1 
97,5 84,3 90,6 99,6 
!i7,4 79,6 91,1 99,8 
97,0 80,2 89,8 99,5 

97,3 86,2 89,5 99,4 
97,7 91,1 89,9 99,4 

·97,3 91,0 90,1 98,8 
98,6 100,2 95,0 99,1 

99,9 103,l 98,4 99,8 
99,9 96,8 98,6 100,4 

101,2 100,3 101,4 101,2 

Investitiom-1 Verbrauchs-
güter~) güter~) 

57,3 45,9 
58,7 46,9 
59,6 45,3 
60,7 44,5 
62,4 45,5 
61,7 46,8 
62,0 47,6 
62,3 47,I 
60,9 47,0 
62,2 48,7 
62,I 49,0 
62,3 56,2 
65,7 64,5 
72,2 66,8 
76,3 70,3 
76,3 71,6 
Tl,7 71,9 
78,6 85,0 
82,I 91,6 
89,8 99,6 
92,2 102,7 
93,9 102,I 
97,7 104,7 

100,5 107,0 
97,6 95,3 
95,8 93,8 
96,5 93,3 
98,6 96,4 
97,3 97,2 

100 100 
100,9 99,9 
101,4 100,6 
100,9 100,4 
98,6 99,5 
97,5 101,3 

100,8 100,4 
101,3 100,8 
101,9 100,8 
101,6 100,4 

101,9 100,4 
101,3 100,7 
100,3 100,4 
99,9 100,0 

99,6 99,7 
98,8 99,5 
98,2 99,5 
97,7 99,5 

97,6 100,4 
97,7 101,2 
97,3 101,4 
97,5 102,2 

98,2 102,9 
98,5 102,8 
99,3 103,9 

1) Preise bei Vertragsabschluß (Effektivpreiseh cif. Ohne ZlSDe, AbSChöPfungen, Wthrungsausgleichsbetrige und Einfuhrumsatzsteuer. 
') Bis 1990 tnlhe.res BWldesgeb!et. •b 1991 Deulscb.lond. 
~ Nach We.renghtppen der Außenhandelsstatistik gruppiert. 
") Hauptsl.chllch Enderzeugnisse, nach ihrer vorwiegenden Verwendung gruppiert. 
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zeitraum 2) 

1960 
1961 
1962 
1963 
1964 
1965 
1966 
1967 
1968 
1969 
1970 
1971 
1972 
1973 
1974 
1975 
1976 
1977 
1978 
1979 
1980 
1981 
1982 
1983 
1984 
1985 
1986 
1987 
1988 
1989 
1990 
1991 
1992 
1993 
1994 
1995 
1996 
1996 Feb 

Mai 
Aug 
Nov 

1997 Feb 
Mai 
Aug 

1991 
1992 
1993 
1994 
1995 
1996 

1991 
1992 
1993 
1994 
1995 
1996 
1997 Feb 

Mai 
Aug 

Deutscher Bundestag -13. Wahlperiode Drucksache 13/9090 
: " 

Tabelle 71 • 

Preisindizes für Neubau und lnstandhallun!J, Baulandpreise 1) 

1991=100 
- '" '"' ,„,-, "' 

Neubau 

Bauleistungen am Bauwerk für 

1l~d~~ 
.. 

Wohngebä.ude gewerb- Straßenbau-
liehe liehe leis tun gen 

Bürogebäude insgesamt 
/ gemischtge- Betriebsgebiude insgesamt nutzte Gebäude 

....... 

Instand-
haltungvon 

Mehr-
familien-

gebiuden 3) 

"' '" „ ,, ... • •N '"'"'"" ~' ' ... .... """•""' „..,.„,~„ 

Frilheres Bundesgebiet 
21,1 21,7 21,6 22,2 21,4 35,8 20,8 
22,6 23,2 23,1 23,5 22,8 37,6 22,5 
24,6 25,1 24,9 25,3 24,5 40,1 24,2 
25,8 26,4 26,2 26,4 25,9 41,6 25,2 
27,0 27,6 27,2 27,5 27,0 41,3 26,3 
28,2 28,7 28,3 28,5 28,0 39,2 21,7 
29,1 29,7 29,2 29,3 28,8 38,7 28,7 
28,4 28,9 28,5 27,9 28,2 36,8 28,4 
29,7 30,1 29,6 29,4 29,3 38,5 29,6 
31,4 31,9 31,4 31,9 31,0 40,2 31,0 
36,5 37,2 36,8 37,8 36,4 46,1 34,7 
40,3 40,9 40,6 41,9 40,2 49,7 38,4 
43,1 43,5 43,2 44,0 42,9 50,4 40,8 
46,1 46,6 46,3 46,6 45,9 51,9 43,8 
49,6 49,8 49.4 49,3 49,1 56,9 48,0 
50,8 50,9 50,4 50,7 50,2 58,3 50,3 
52,5 52,7 52,1 52,7 52,0 59,2 52,1 
55,0 55,2 54,6 54,9 54,6 60,8 54,6 
58.4 58,6 57,7 57,9 58;1 64,8 57,4 
63,6 63,5 62,3 62,5 63,3 71,5 61,0 
70,3 70,2 68,8 69,0 70,1 80,6 66,4 
74,4 74,3 72,9 73,2 74,3 82,8 70,8 
76,6 76,6 75,6 76,1 76,3 80,8 74,1 
78,2 78,3 77,4 77,9 77,9 80,2 76,4 
80,1 80,3 79,6. 79,8 79,8 81,3 18,8 
80,5 80,6 80,3 80,3 80,2 82,8 80,2 
81,6 81,8 81,8 82,0 81,4 84,5 81,9 
83,1 83,3 83,6 83,8 82,9 85,4 84,0 
84,9 85,1 85,7 85,6 84,6 86,3 86,3 
88,0 88,2 88,8 88,6 87,7 88,2 89,3 
93,7 93,8 94,0 94,1 93,7 93,7 94,0 

100 100 100 100 100 100 100 
105,7 105,5 105,5 105,2 105,8 105,1 106,7 
110,5 110,1 110,1 109,5 110,5 107,7 112,7 
112,8 112,3 112,4 111.S 112,7 107,9 115,9 
115,4 114,7 114,9 114,1 115,3 108,9 119,4 
115,3 114,5 115,2 114,6 115,1 107,8 120,9 
115,4 114,6 115,2 114,5 115,2 108,3 120,4 
115,5 114,7 115,3 114,7 115,2 ·101,9 120,8 
115,4 114,6 115,2 114,7 115,1 107,7 121,2 
115,0 !14,2 115,0 114,4 114,8 107,2 121,1 
114,9 114,0 115,0 114,4 114,6 106,6 121,2 
114,8 113,9 114,9 114,3 114,6 106,3 121,7 
114,9 114,0 115,0 114,4 114,7 106,0 121,9 

Neue BundesUinder und Berlln-Ost 
100 100 100 100 100 100 100 
110,8 110,4 110,0 111,4 110,5 107,2 112,9 
118,7 117,8 117,0 117,8 1'17,3 107,7 121,5 
123,3 122,2 121,0 121,0 121,2 109,6 126,8 
127,0 125,7 124,6 124,0 124,3 109,8 131,2 
126,8 125,5 125,3 124,5 123,9 106,8 132,6 

Deutschland 
100 100 100 100 100 100 100 
106,4 106,2 106,1 106,1 106,5 105,4 107,6 
111,7 111,2 111,1 110,7 111,5 107,7 114,0 
114,3 113,7 113,6 112,9 114,0 108,1 117,5 
117,1 116,4 116,4 115,5 116,6 109,1 121,1 
117,0 116,1 116,7 116,0 116,4 107,7 122,6 
116,6 115,6 116,5 115,9 116,0 106,5 123,0 
116,4 115,4 116,3 115,7 115,8 106,1 123,3 
116.4 115,4 116,4 115,8 115,9 105,8 123,5 

•·'' ' -~"""''"' -„,. I\"' _ .. 

Baureifes 
Land 

1992=100 

. 

11,7 
13,4 
14,6 
17,3 
18,7 
20,3 
22,4 
23,6 
24,3 
26,5 
31,8 
32,2 
31,9 
34,8 
38,6 
42,6 
47,3 
54,6 
64,8 
75,9 
88,1 
94,7 
96,3 
91,7 
95,7 
99,6 

100,9 
99,9 
98,1 
99,1 

100 
102,7 
105,4 
110,1 
114,8 
105,8 
109,2 
102,4 
124,7 
108,0 
113,5 

„. 

75,2 
100 
162,8 
240,6 
259,7 
292,9 

100 
113,7 
129,0 
134,4 
142,2 
134,2 
144,0 „. 

''""" 1) Einschließlich Umsatz-(Mehrwert-)steuer. - 1} Bis 1965 ohne Berlin (West). - 3) Einschließlich Schönheitsreparaturen. 
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Drucksache 13/9090 

Tabelle 72• 

Gesamt-
lebensbaltung 

einscbl. 1 ohne 

Zeltraum 

N~mltte!, 
Getrinlce, 

Tabakwaren 1) 

Gewicht 1991 1 000 162,31 
1962 37,8 35,6 
1963 38,9 36,7 
1964 39,8 37,6 
1965 41,2 38,8 
1966 42,6 40,3 
1967 43,3 41,2 
1968 .&3,8 42,0 
1969 44,7 42,9 
1970 46,2 44,5 
1971 48,5 46,8 
1972 51,1 49,3 
1973 54,5 52,5 
1974 58,3 56,5 
1975 61,8 60,1 
1976 64,6 62,7 
1977 66,8 64,6 
1978 68,5 66,5 
1979 '11,1 69,5 
1980 74,8 73,4 
1981 79,5 78,.& 
1982 83,8 82,4 
1983 86,5 85,3 
1984 88,5 87,5 
1985 90,3 89,6 
1986 90,2 89,3 
1987 90,2 89,5 
1988 91,2 90,8 
1989 93,8 93,6 
1990 96,4 96,1 
1991 100 100 
1992 104,1 104,3 
1993 108,0 108,9 
1994 111,0 112,3 
1995 112,9 114,4 
1996 114,4 116,1 

1997 1. Vj. 115,7 117,5 
2. Vj. 116,2 117,8 
3. Vj. 117,4 119,4 

Gewicht 1991 1 000 705,88 
1991 100 100 
1992 112,1 115,9 
1993 122,7 130,2 
1994 127,0 135,6 
1995 129,4 138,5 
1996 132,1 142,1 
1997 1. Vj. 133,7 144,l 

2.Vj. 13.(,3 14"4,1 
3. Vj. 135,5 145,8 

Deu!scher Bundestag -13. Wahlperiode 

l'rel.slndex ftlr die Lebenshallung 1) 
4-Pe.r.ionen-Haushallft ") 

1991=100 

Nah-
rungs- Bülel- Woh- Energie 5} Möbel, 
mittel, -

dung, (ohne Haus-
Getrlnlte, nungs- Krall- halts-

lllball:- Sd;tuhe~) mieten stoffe) gerite') „.,.... ~ 

Prftheres Bundesgebiet 
231,69 16,14 202,44 50,72 11,09 
44,8 37;1 25,2 31,4 45,3 
46,1 38,5 26,6 32,2 46,2 
'7,0 39,3 28,2 32,7 4.6,8 
48,8 40,4 29,8 33,3 48,1 
50,1 41,7 32,7 33,7 49,1 
50,1 42,3 34,8 34,1 49,1 
49,6 42,2 37,2 36,5 48,9 
50,6 42,6 39,9 36,6 49,0 
51,8 44,3 41,5 37,7 50,7 
53,8 47,0 43,9 39,0 53,0 
56,8 49,9 46,5 40,4 55,1 
61,0 53,6 49,5 45,4 57,1 
64,0 57,6 52,4 51,8 61,2 
67,3 60,5 56,3 58,3 64,8 
70,6 62,6 59,3 62,0 66,5 
73,9 65,1 61,3 62,5 68,5 
74,9 68,7 63,0 64,l 70,8 
76,3 71,8 65,l '14,"1 73,0 
79,3 76,0 68,5 82,2 71,5 
83,1 80,0 11,6 96.S 82,0 
88,2 83,7 75,3 104,4 85,7 
90,4 86,3 79,3 103,7 88,0 
91,7 88,4 82,3 107,0 89,7 
92,5 90,6 85,0 111,2 91,0 
93,0 92,4 86,5 100,8 92,0 
92,4 93,6 87,9 90,2 93,0 
92,5 94,8 89,9 87,8 93,9 
94,6 96,1 92,8 91,3 95,3 
97,5 97,5 95,9 95,3 97,3 

100 100 100 100 100 
103,3 102,9 105,5 101,3 103,0 
105,2 105,8 111,9 102,7 106,0 
106,8 107,3 117,0 103,3 107,7 
108,1 108,4 121,6 102,6 109,2 
109,1 109,3 125,3 99,7 110,1 

110,0 109,7 127,9 102,2 110,5 
111,0 109,8 128,7 101,4 110,6 
110,9 109,8 129,3 101,9 110,6 

... 
"""""· ------

36,33 
33,7 
34,7 
35,6 
36,8 
38,8 
39,6 
42,2. 
42,8 
44,5 
47,0 
49,4 
52,3 
56,0 
59,6 
61,8 
63,9 
66,0 
68,4 
71,6 
74,9 
80,6 
85,5 
87,1 
88,2 
89,3 
90,3 
91,1 
96,0 
97,6 

100 
103,1 
108,3 
113,3 
114,7 
116,1 
118,6 
119,6 
132,9 

Neue Bundesllnder und Berlln-Ott 
294,12 81,84 50,06 42,00 88,74 28,82 
100 100 100 100 100 100 
102,9 101,2 228,0 136,4 102,2 114,7 
104,7 102,4 364,6 139,6 103,9 125,0 
106,4 103,0 404,0 133,1 104,7 133,2 
107,5 103,1 425,6 133,6 105,6 136,8 
108,1 103,5 454,8 135,3 105,8 138,7 
108,8 103,7 466,0 135,4 105,6 142,2 
110,9 103,4 468,0 134,2 105,9 143,7 
110,9 103,2 469,2 134,4 105,8 163,8 

Güter für 

""' ponönlkhe 
Vu .... AUHtattung, =• Bildunq, !Jienot. 
Ne.eh· Unter- ,..,_.. 

riehteco- hAI-. ....... " ..... Preiui.1 -· mittlung -mowieGiltet" 
....tigcAn 

170,00 100,84 54,15 
35,4 43,6 31,0 
37,0 44,2 32,1 
37,4 45,l 33,1 
37,7 46,4 34,1 
39,3 47,6 35,2 
40,4 48,7 36,6 
41,2 50,2 38,1 
40,9 50,7 38,7 
42,1 53,2 39,6 
44,7 55,7 43,7 
47,5 57,8 45,8 
50,1 60,8 48,3 
55,8 66,2 51,0 
59,4 70,3 52,7 
62,3 72,4 54,3 
63,5 13,6 57,2 
65,4 75,0 59,0 
68,5 76,9 61,7 
74,2 78,7 64,5 
81,1 82,1 68,7 
83,6 85,9 72,4 
86,6 88,8 75,6 
88,6 91.1 11,3 
90,7 92,5 79,9 
86,l 93,3 83,3 
86,6 94,0 85,5 
87,7 95,1 88,3 
92,4 96,2 91,1 
95,0 98,1 92,8 

100 100 100 
104,7 103,9 107,6 
108,7 107,0 115,3 
112,0 109,5 120,9 
113,0 111,2 123,8 
115,l 112,4 124,0 
115,6 114,7 123,7 
115,5 114,7 124,3 
116,4 . 114,7 132,1 

253,21 105,17 49,14 
100 100 100 
105,8 105,6 109,3 
110,9 112,7 121,0 
113,4 118,1 130,1 
114,3 122,0 134,5 
116,2 124,8 136,7 
116,6 129,6 137,8 
116,6 129,6 138,0 
117,4 130,0 144,0 

1) Gliederung in Haupt-/Untergruppen nach der Systematik der Emnahmen und Ausgaben der privaten Haushalte (Ausgabe 1983). - 2) Von 
Arbeitern und Angestellten mit mittlerem Einkomi:nen. - l] Einschließlich Venebr von Speisen und Getrinken in Kantinen und Gaststätten. 
4) Einschiie.fll1c .ÄD.derungen und Reparaturen. - ') Elektrizitl.t, Gu, ß'llsslge und feste Bcennstoffe sowie Umlagen für Zentralheizung und 
Pemwlrme. -9) EinschTieNtcb anderer Güter für die Haushaltsführung:. 
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Deutscher Bundestag-13. Wahlperiode Drucksache13/9090 

Tabelle 73" 

Preisindex für die Lebenshaltung aller privaten Haushalte 'l 
1991=100 

Gesamt- Güter für lebenshaltung 

einschl. 1 
Nah-

ohne rungs- ... 
mittel, Bek:lei- Woh- Energie 4) Möbel, po-. 

Zeitraum Geträn- dung, lohne Haus- ... V....., Ausstattung, nungs- Kraft- halts- O..=d- """ Bildung, Dioml-
N abrungsmittel, ke, Schuhe 3) mieten Stoffe} gerite~ 

...... Nad>- Unter- --Tabak- .... _,__ 
ballunq, ... „ ..... 

Getränke, waren~ -... -- ....... ,..,,,...._ 
Tabak.waren 1) -· - ..,,.,... 

...... GdtE ....... .,. 
Frühere1 Bundesgebiet 

Gewicht 1991 1000 175,IO 224,90 13,83 W!,Q3 53,41 76,99 53,53 161,85 91,66 65,90 

1962 37,1 35,0 44,3 39,0 26,5 28,3 43,5 29,8 34,5 42,8 34,1 
1963 38,2 36,l 45,5 39,8 27,9 29,2 44,3 30,8 35,7 43,9 34,8 
1964 39,1 31,0 46,5 40,4 29,5 29,7 44,7 31,9 36,1 45,6 35,3 
1965 40,3 38,0 48,2 41,3 31,2 30,3 45,6 33,5 36,3 47,1 36,2 
1966 41,8 39,5 49,7 42,4 33,6 30,6 46,5 35,7 37,8 48,7 37,1 
1967 42,5 40,4 49,7 42,9 35,9 31,0 46,5 36,9 39,0 50,4 38,0 
1968 43,1 41,3 49,2 42,9 38,5 32,9 46,? 38,9 40,1 51,7 39,1 
1969 44,0 42,2 50,3 43,4 40,9 32,8 46,9 39,8 39,8 52,2 39,7 
1970 45,5 43,8 51,5 45,1 ..f.2,7 34,3 48,9 42,0 41,0 54,8 40,5 
1971 47,9 46,3 53,5 47,8 45,3 36,1 51,5 44,9 43,8 S1,2 43,4 
1972 50,5 48,8 56,5 50,6 48,1 37,8 53,7 47,8 46,8 59,2 45,3 
1973 54,0 52,1 60,7 54,4 50,9 44,0 55,9 51,1 50,3 62,2 47,7 
1974 57,8 56,l 63,6 58,5 53,4 51,4 60,2 55,4 55,.( 67,6 50,4 
1975 61,2 59,5 67,0 61,4 56,9 56,8 64,0 59,4 58,9 71,6 52,4 
1976 63,8 62,0 70,1 63,6 59,7 60,1 65,9 62,2 61,4 73,8 54,1 
1977 66,2 64,1 73,5 66,6 61,7 61,2 68,0 64,6 62,1 75,1 51,0 
1978 68,0 66,1 74,6 69,6 63,6 62,7 70,4 67,1 64,6 76,4 59,2 
1979 70,8 69,3 75,8 12,6 65,6 75,7 72,7 10,0 67,6 78,3 61,9 
1980 74,6 73,4 78,9 76,7 68,9 83,8 77,1 73,9 72,6 19,9 65,8 
1981 79,3 78,3 82,7 80,6 72,0 97,4 81,6 77,7 78,9 82,9 70,4 
1982 83,5 82,3 81,6 84,2 75,6 105,3 85,3 82,0 81,8 86,3 74,7 
1983 86,3 85,2 90,l 86,7 79,7 104,4 87,7 85,4 85,1 89,0 77,9 
1984 88,3 87,4 91,4 88,7 . 82,7 108,0 89,3 87,l 87,3 91,3 79,4 
1985 90,2 89,6 92,2 90,8 85,3 112,0 90,6 88,2 89,5 92,7 82,1 
1986 90,0 89,2 92,8 92,6 86,8 99,1 91,6 89,4 86,3 93,5 85,0 
1987 90,3 89,7 92,3 93,7 88,1 89,9 92,6 91,0 87,l 94,1 87,0 
1988 91,4 91,1 92,5 94,9 90,1 87,4 93,6 92,3 88,5 95,2 90,3 
1989 94,0 93,8 94,6 96,2 92,8 91,8 95,1 95,8 92,4 96,2 92,9 
1990 96,5 96,2 97,4 97,6 95,9 95,7 97,2 97,3 95,0 98,3 94,7 
1991 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100 
1992 104,0 104,2 103,3 102,9 105,4 100,6 103,2 103,2 104,5 104,0 106,4 
1993 107,7 108,4 105,.( 105,9 111,6 102,0 106,2 106,2 108,5 106,5 113,9 
1994 110,6 111,6 107,1 107,4 116,7 102,2 108,2 108,9 111,8 108,4 118,5 
1995 112,5' 1t3,6 108,6 108,4 121,3 101,.( 109,9 110,6 113,0 109,8 121,7 
1996 114,1 115,4 109,6 109,3 124,8 99,6 110,9 112,9 115,1 110,7 122,3 

Neue Bundesllnder und Berlin-Ost 
Gewicht 1991 l 000 683,48 3!6,52 88,58 61,75 45,90 105,44 36,62 198,54 96,09 50,56 

~. 

1991 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100 
1992 113,5 118,5 102,7 101,2 228,3 140,1 102,2 114,0 106,4 103,5 108,4 
1993 125,4 135,2 104,3 102,5 365,2 143,1 104,0 124,2 112,0 108,8 119,4 
1994 130,0 141,1 106,0 103,1 404,5 136,6 104,9 132,3 115,0 112,8 127,6 
1995 132,7 144,6 107,0 103,2 426,1 136,3 105,8 136,6 116,5 115,8 131,6 
1996 135,6 148,6 107,6 103,5 455,0 137,3 106,2 138,9 119,1 118,2 133,7 

Deutschland 

Gewicht 1991 1000 764,61 235,33 15,49 177,15 52,50 80,25 51,63 171,25 92,27 64,13 

1991 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100 
1992 105,1 105,7 103,2 102,7 110,3 104,5 103,1 104,l 104,7 103,9 106,6 
1993 109,8 111,2 105,2 105,5 121,7 106,l 105,9 107,6 109,0 106,8 114,4 
1994 112,8 114,6 106,9 106,8 128,1 105,6 107,8 110,8 112,2 108,9 119,3 
1995 114,8 116,8 108,4 107,7 133,4 104,9 109,3 112,7 113,4 110,5 122,5 
1996 116,5 118,7 109,2 108,5 137,9 103,3 110,2 115,0 115,7 111,6 123,3 

1997 1. Vj. 117,9 120,3 110,2 108,8 140,5 105,6 110,6 116,4 116,2 114,3 124,3 
2.Vj. 118,3 120,4 111,4 108,9 10,5 104,3 110,8 116,8 116,2 114,2 123,9 
3.Vj. 119,2 121,7 111,2 108,9 142,0 104,9 110,9 121,5 117,1 114,1 130,8 

-- - - . ---
1) Gliedenmg in Haupt-/Untergruppen nach der Systematik der Einnahmen und Ausgaben der privaten Haushalte (Ausgabe 1983). 
2) Einschließlich Verzehr von Speisen und Getränken in Kantinen und Gaststätten. 
3) Einschließlich Änderungen und Reparaturen. 
~) Elektriz.itit, Gas, flüssige und feste Brennstoffe sowie Umlagen für Zentralheizung und Fernw4rme. 
5) Einschließlich anderer Güter für die Haushaltsfiihrung. 
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Drucksache 13/9090 

Tabelle 74• 

Gesamt- Nah-
Zeitraum lebens- rungs-

haltung mittel~ 

Deutscher Bundestag -13. Wahlpertode 

Pndslndl>X Mr die Lebenshaltung') 
1991=100 
.. 

Woh- Dienst- Sonstige Gesamt-
nungs· leistun- Waren 5) lebem-

nutnmg~ gen4) haltung 
""" -- ~ - '~ - . 
Prftheres Bundesgebiet 

Nah-
rungs-
mittel~ 

Wob- Dienst-
nungs- leistun-

nut:rungl) gen') 

Aller privaten Haushalte 4-Personen-Haushalte') 

Gewicht 1991 1 000 131,80 W9,32 221,64 441,24 1000 162,43 211,42 119,63 

1962 37,1 45,9 26,6 28,2 43,0 31,8 46,I 25,5 29,I 
1963 38,2 47,4 28,1 29,6 43,6 38,9 47,6 26,8 30,6 
1964 39,1 48,4 29,6 30,8 44,0 39,8 48,7 28,5 31,7 
1965 40,3 50,5 31,3 32,0 44,6. 41,2 50,8 30,1 32,8 
1966 41,8 51,8 33,8 34,1 45,3 -4:2,6 52,0 33,0 34,5 
1967 42,5 51,4 36,0 35,3 45,9 43,3 51,6 35,0 35,5 
1968 43,1 50,2 38,6 37,I 46,3 43,8 50,4 31,5 37,3 
1969 .f.4,0 51,8 41,0 37,9 46,3 44,7 51,8 40,1 38,I 
1970 45,5 52,8 42,8 39,7 47,8 -4:6,2 52,9 41,7 39,8 
1971 47,9 55,0 45,4 42,7 50,0 48,5 55,2 44,0 43,0 
1972 50,5 58,2 48,1 45,6 52,3 51,1 58,3 46,6 45,9 
1973 54,0 62,9 50,9 48,8 55,8 54,5 62,6 49,6 49,1 
1974 57,8 66,3 53,4 52,6 60,3 58,3 66,2 52,3 52,8 
1975 61,2 70,3 56,8 56,0 63,7 61,8 70,2 56,2 56,0 
1976 63,8 73,7 59,6 58,6 66,0 64,6 74,0 59,3 58,4 
1977 66,2 75,5 61,5 61,5 68,4 66,8 75,7 61,2 61,1 
1978 68,0 76,4 63,3 63,8 70,3 68,5 16,6 63,0 63,3 
1979 70,8 77,7 65,3 66,8 73,7 71,1 77,9 64,9 66,3 
1980 74,6 81,0 68,5 69,9 78,3 74,8 81,1 68,3 69,3 
1981 79,3 85,3 71,6 74,2 84,1 19,5 85,3 ?1,3 73,6 
1982 83,5 89,4 75,5 78,3 88,5 83,8 89,6 75,2 77,6 
1983 86,3 90,8 79,8 81,5 90,8 86,5 91,0 79,4 80,9 
1984 88,3 92,5 82,8 83,4 92,7 88,5 92,6 82,3 82,8 
1985 90,2 92,1 85,3 85,2 94,8 90,3 92,9 85,0 84,7 
1986 90,0 92,3 86,8 87,3 92,6 90,2 92,6 86,5 86,8 
1987 90,3 91,8 88,2 88,9 91,6 90,2 92,2 87,9 88,4 
1988 91,4 91,8 90,1 91,4 91,9 91,2 92,2 89,9 90,7 
1989 94,0 93,8 92,8 93,7 94,1 93,8 94,0 92,8 93,0 
1990 96,5 91,2 96,0 96,0 96,8 96,4 97,3 95,9 95,3 
1991 100 100 100 100 100 100 100 100 100 
1992 104,0 102.4 105,4 105,7 103,0 104,1 102,7 105,4 106,4 
1993 107,7 103,I 111,5 III,! 105,7 108,0 103,6 111,7 112,5 
1994 110,6 104,5 116,5 114,6 107,6 111,0 105,0 116,? 116,7 
1995 112,5 105,5 121,0 117,3 108,4 112,9 105,8 121,3 119,3 
1996 11„.1 106,7 124,5 119,3 109,0 114,4 107,0 124,9 121,1 

1991 1. Vj. 115,4 107,5 126,7 120,9 109,8 115,7 107,7 127,4 122,4 
2. Vj. 115,7 108.7 127,6 121,2 109,7 116,2 108,8 128,2 123,0 
3.Vj. 116,6 108,0 128,1 123,5 110,5 117,4 108,4 128,8 125,8 

Neue Bunclesllnder und Berlin-Ost 

Gewicht 1991 l 000 Hl8,98 64,39 174,68 561,95 l 000 191,36 52,49 113,13 

1991 100 100 100 100 100 100 100 100 100 
1992 113,5 101,2 223,3 110,l 106,3 112,1 101,3 222,3 111,2 
1993 125,4 101,2 355,4 121,1 109,1 122,7 101,3 353,6 123,2 
1994 130,0 102,5 393,2 128,6 109,9 127,0 102,5 391,3 131,6 
1995 132,7 103,0 414,! 134,4 110,4 129,4 102,9 412,2 131,6 
1996 135,6 103,6 441.8 138,4 111.1 132,1 103.S 440,0 141,4 

1997 1.Vj. 137,3 103,6 452,5 141,6 111,7 133,7 103,6 450,6 145,3 
2.Vj. 138,1 106,8 454,5 142,4 111,6 134,3 106,5 452,5 146,0 
3.Vj. 139,2 106,2 455,7 144,8 112,9 135,5 106,1 453,8 148,-t 

-·-· -·---~ 
1) Gliederung nach Waren, Leistungen und WobnUDgsnutzung. _ ' 
2) Ohne Verzehr von Speisen in Kantinen und Gastltltten sowie Beherbergungsl~en. 
") Wohnwigsmieten {auch Mietwerte der Elgentftmeiwohnungen) einsclill.eßll<:h Nebenkosten (ohne Energie) und Garagenmieten. 
") E.tmchlie8Jich Reparaturen. Verzehr von Speisen In Kantinen und Gaststltten. 

Sonstige 
Waren 5) 

446,52 

42,7 
43,2 
43,8 
44,6 
45,6 
46,2 
46,6 
46,6 
48,2 
50,2 
52,6 
55,9 
60,1 
63,5 
65,8 
68,3 
70,1 
73,3 
77,8 
83,6 
88,2 
90,6 
92,4 
94,6 
92,5 
91,4 
91,6 
94,6 
96,7 

100 
103,1 
106,0 
108,I 
108,9 
109,5 

110,4 
110,4 
111,8 

582,42 

100 
106,0 
108,8 
109,8 
110,2 
111,0 

111,5 
111,4 
112,7 

'l Andere Verbrauchs- lllld Gebrauchsgüter. Im wesentlichen zihlen dazu: Genußmittel, Bekleidung, Schuhe, Elektrizitit, Gas, Waren für die 
Haushaltsführung, Waren fiir die Gesundheits- und Körperpflege. 

1) Von Arbeitern und Angestellten mit mittlerem Einkommen. 
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Deutscher Bundestag -13'.Wahlperiode Drucksache 13/9090 

Tabelle 75• 

Preisentwicklung nach den Volkswlrtschaltllchen Gesamtrechnungen 1) 

1991=100 

Letzte 
Letzte inlindische Verwendung von Gütern 

Brutto- Ver- Anlageinvestitionen Zeitraum.2) Inlands- Elnluhr') wendung Ausfuhr~ 
produkt von ins- Privater Staats-

Gütem') gesamt!) Verbraud:t verbrauch 

Frftheres Bundesgebiet 
1960 30,3 47,5 31,9 42,0 30,5 35,2 21,3 
1961 31,7 46,4 33,1 41,6 31,9 36,4 22,8 
1962 32,9 46,2 34,3 42.4 33,2 31,4 24,0 
1963 34,0 41.3 35,4 42,8 34,3 38,6 25,4 
1964 35,0 48,2 36,4 43,9 35,3 39,4 26,1 
1965 36,3 49,6 31,8 45,1 36,1 40,7 27,9 
1966 31,5 50,5 39,0 46,3 31,9 42,1 29,3 
1961 38,1 49,8 39,5 46,4 38,2 42,8 30,0 
1968 39,0 50,1 40,4 46,4 39,2 43,5 30,8 
1969 40,6 51,1 42,0 48,3 40,8 44.3 33,2 
1910 43,8 41,1 44,4 49,9 43,3 45,9 36,4 
1971 41,1 48,2 41,3 52,0 46,4 48,2 41,3 
1972 49,6 49,0 49,5 53,1 48,9 50,9 44,1 
1913 52,8 53,0 52,8 56,1 52,0 54,2 48,5 
1974 56,5 65,8 58,0 65,1 56,2 58,1 54,4 
1915 59,? 61,1 60,9 68,3 59,3 61,6 57,9 
1976 61,9 71,3 63,5 70,8 61,8 64,2 60,2 
1971 64,2 72,5 65,6 72,I 64,1 66,3 63,0 
1978 66,9 71,2 67,7 73,2 66,4 68,0 65,3 
1979 69,5 11,3 70,9 76,8 69,5 70,9 68,3 
1980 72,9 87,3 75,6 81,6 74,1 75,0 n.5 
1981 76,0 97,5 79,8 86,3 78,1 79,7 76,I 
1982 79,4 100,3 83,1 89,3 81.4 83,7 78,7 
1983 81,9 101,l 85,4 91,0 83,8 86,4 80,9 
1984 83,6 106,3 81,1 94,1 85,9 88,6 82,3 
1985 85,4 109,1 89,i' 96,7 87,6 90,I 84,1 
1986 88,1 96,6 89,7 95,3 88,0 89,6 85,8 
1987 89,7 92,0 90,2 94,3 89,0 90,0 87,8 
1988 91,1 93,6 91,6 96,1 90.3 91,2 89,2 
1989 93,3 98,S 94,3 98,i' 93,0 93,9 92,1 
1990 96,3 91,8 96,6 98,i' 95,9 96,4 95,5 
1991 100 100 100 100 100 100 100 
1992 104,4 98,7 103,1 101,3 103,8 104,0 103,8 
1993 101,6 91,4 105,4 101,6 106,8 107,5 105,7 
1994 110,0 98,0 107,3 102,5 109,I 110,5 106,8 

Deutschland 

1991 100 100 100 100 100 100 100 
1992 105,6 98,5 104,1 101,0 104,9 104,7 106,4 
1993 109,8 91,1 101,3 101,3 108,7 109,0 110,1 
1994 112,4 91,6 109,4 101,9 111,3 112,2 111,8 
1995 114,8 98,2 111,3 103,? 113,3 114,3 114,1 
1996 115,9 98,8 112,3 104,0 114,6 116,6 114,7 

1995 !. Vj. 113,2 99,2 110,2 103,2 112,l 114,5 107,9 
2. Vj. 113,7 91,1 110,3 103,5 112,1 113,8 109,4 
3. Vj. 114,7 97,7 111,1 104,0 112,9 113,7 113,1 
4. Vj. 117,5 98,0 113,4 103,8 115,9 115,3 124.7 

1996 1. Vj. 115,4 98,3 111,7 103,9 113,9 116,7 110,6 
2. Vj. 114,8 99,0 111,5 104,3 113.4 116,3 110,4 
3. Vj. 115,4 98,5 111,9 104,0 113,9 116,1 112,4 
4.Vj. 118,1 99,5 114,1 103,7 117,0 117,5 124,6 

1997 !. Vj. 116,2 101,0 112,9 104,2 115.4 119,2 110,7 
2.Vj. 115,7 101,5 112,6 104,9 114,9 118.4 111,1 

1) Paasche-Preisindex. mit wechselnder Gewichtung (Warenkorb des jeweiligen Berichtszeitraums). 
2} Ab 1995 vorläufige Ergebnisse. 

'1 Aus- 1 zusammen rüstungen Bauten 

27,5 35,7 24,3 
29,3 37,0 26,I 
31,4 38,4 28,3 
32,? 39,1 29,9 
33,6 39,9 30,9 
34,4 41,I 31,5 
35,2 42,5 32,2 
34,9 43,6 31,3 
35,3 42,7 32,1 
31,5 44,0 34,3 
42,6 47,0 40,3 
45,9 49,8 43,8 
41,6 51,3 45,9 
50,1 53,3 48,5 
53,8 51,5 52,1 
56,0 62,2 52,8 
58,2 64,5 54,9 
60,4 66,4 57,1 
63,4 68,6 60,4 
67,6 70,9 65,1 
73,0 74,1 72,2 
76,6 78,1 75,7 
19,1 82,3 71,2 
80,8 85,1 78,2 
83,0 87-,7 80,2 
84,6 90,1 80,9 
86,0 91,3 82,3 
87,2 92,1 83,8 
88,8 93,3 85,5 
91,4 95,6 88,2 
95,4 97,4 93,7 

100 100 100 
103,8 101,8 105,4 
106,8 103,l 109,3 
107,9 102,8 111,2 

100 100 100 
104,4 101,9 106.4 
107,7 103,1 110,7 
109,3 102,9 113,3 
110,8 102,9 115,8 
110,4 103,1 115,2 

110,5 102,8 115,2 
111,3 103,0 116,0 
111,3 102,7 116,1 
110,3 103,0 115,7 

110,6 102,6 116,3 
110,8 103,3 115,3 
110,7 103,0 115,0 
109,7 103,2 114,6 

110,6 102,7 116,3 
110,7 103,4 115,3 

3) Waren und Dienstleistungen ohne Erwerbs- und Vermögenseinkommen. Für das frühere Bundesgebiet: Einfuhr und Ausfuhr enthalten 
Güterverkehr mit Ostdeutschland. 

4) Privater Verbrauch, Staa.tsverbrauch, Bruttoinvestitionen (Ausrüstungen. Bauten und Vo1TI1.tsverindenmg) \Dld Ausfuhr. 
5J Einschließlich Vorratsverä.ndenmg. 
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Tabelle 76• 
Löhne und Gehllller ' ' ' . . 

Früheres Bundesgebiet 
·--· ~~.- ,,,__ „ .. 

Brutto- Tarl.fliche 

Brutto- stunden- monatsvemienste~ Stunden- Monats-lobn- „,_ 
löhne~) geh.!lter ~) 

und dienste 3) Industrie 'J und Handel') 
-gehalts- ..... -
summe davon gewerb- gewerb-je Zeitraum 1) beschM- Industrte'J liehe liehe 

Produ- Wirtschaft Produ- Wirtschaft ttgten Industrie Sj zusammen ...,..,.des und zierendes uud Arbeit- duunte• 
nebm«l) Handel') Gewerbe') Gebiets- Gewerbe 1} Gebiets-

zusammen Hoch-und 
körper- k&p&-

llefbau 7) 
schalteu schalten 

1991=100 1985 = 100 
. . . . - - „ .. 

1960 13,8 13,1 14,7 15,0 14,8 14,3 18,1 11,9 21,0 22,1 
1961 15,2 14,4 16,0 16,3 16,0 15,6 19,5 19,3 22,7 23,8 
1962 16,6 16,0 17,3 11,1 17,8 16,9 21,5 21,2 24,5 25,6 
1963 17,6 17,3 18,5 18,7 19,1 18,2· 22,9 22,7 25,8 27,l 
1964 19,2 18,7 19,7 19,1 20,8 19,5 24,5 24,2 27,l 28,4 
1965 21,0 20,6 21,4 21,4 22,5 21,2 26,4 26,1 28,9 30,2 
1966 22,5 21,9 22,9 22,8 24,1 22,8 28,3 27,9 30,6 32,0 
1961 23,2 22,7 23,8 23,1 24,6 23,9 29,6 29,2 31,6 33,0 
1968 24,1 23,6 24,9 24,8 25,9 24,9 30,8 30,4 32,1 34,1 
1969 26,9 25,7 26,8 26,9 28,2 26,8 32,8 32,5 34,7 36,2 
1910 31,1 29,6 30,2 30,1 32,5 30,3 31,1 36,7 38,6 39,9 
1911 34,6 32,8 33,3 33,2 35,7 33,4 42,0 41,8 42,8 44,4 
1912 37,7 35,7 36,2 36,0 39,0 36,4 45,6 45,7 46,7 48,2 
1913 .u,8 39,4 39,9 39,1 42,6 40,1 49,9 50,3 51,3 52,9 
1974 46,4 43,5 44,0 43,8 46,1 44,3 55,8 56,3 57,2 59,0 
1915 49,2 46,9 47,6 47,4 -49,8 47,8 60,9 61,5 62,4 63,9 
1976 52,6 49,9 50,6 50,5 52,3 50,8 64,3 64,8 66,0 67,3 
1977 56,2 53,4 54,1 54,! 55,2 54,l 68,9 69,4 10,6 71,7 
1978 59,2 56,2 51,2 51,2 58,1 51,3 72,5 73,1 74,2 75,2 
1979 62,5 59,5 60,1 60,6 62.4 60,9 76,7 77.2 78,0 19,0 
1980 66,6 63,4 65,0 64,7 66,6 65,5 81,6 82,2 82,8 83,7 
1981 69,8 66,9 68,3 68,0 70,2 68,8 86,2 86,1 87,3 87,8 
1982 12,6 70,1 11,6 11,2 72.3 72,I 90,0 90,5 91,1 91,6 
1983 14,9 72.4 73,9 73,6 74,8 74,4 93,1 93,1 94,3 94,1 
1984 77,2 74,I 16,3 76,1 77,2 16.1 95,7 96,I 91,0 96,9 
1985 79,4 16,9 79,2 79,l 78,5 19,4 100 100 100 100 
1986 82,3 79,6 81,9 81,7 81,5 82,1 103,7 103,8 103,1 103,2 
1981 84,9 82,8 84,9 84,8 83,8 84,9 108,0 1oa,o 107,2 107,1 
1988 87,4 86,2 87,9 87,9 86,3 81,8 111,9 111,6 110,4 109,9 
1989 90,0 89,6 90,9 91,0 89,5 90,6 116,1 115,8 113,2 112,6 
1990 94,3 94,3 94,1 94,6 94,3 94,7 121,6 121,4 111,3 116,1 
1991 >UU 100 100 100 'fOO -100 129,5 129,3 124,5 123,8 
1992 110,5 105,4 105,0 104,8 105,2 105,0 138,4 131,5 132,0 130,1 
1993 115,5 110,7 109,2 108,8 111,3 109,8 145,4 1«,4 137,3 135,8 
1994 118,3 114,2 111,9 111,3 114,4 112,7 149,3 148,2 139,8 138,0 
1995 122.4 118,1 115,S 115,2 116,4 118,0 154,2 152,8 143,8 141,9 
1996 125,0 (122,7) (119,5) ... ... . .. 161,6 158,9 148,7 146,0 
1994 Jan 109,3 112,9 110,5 109,8 111,8 111,4 141,1 146,4 138,2 136,5 

Apr 112,8 113,7 111,S 110,1 114,3 112,5 148,6 147,5 139,3 137,3 
Jul 116,8 115,1 112,4 112,0 115,8 113,1 150,4 149,3 140,7 138,8 
Okt 134,2 115,2 113,0 112,5 115,6 113,7 150,5 149,4 140,9 139,2 

1995 Jan 112,3 115,9 113,2 112,8 113,! 115,7 150,7 149,6 141,1 139,3 
Ap• 111,3 118,5 115,0 114,6 116.5 117,6 152,6 151,2 142,3 140,3 
Jul 121,4 119,7 116,4 116,2 111,8 118,9 155,8 154,S 145,7 143,8 
Okt 138,6 120,5 117,2 117,0 118,3 119,6 157,8 155,9 14519 144,0 

1996 Jan 116,3 (121,8) (118,7) ... ... . .. 160,6 158,0 147,8 145,3 
Apr 119,5 (123,0) (119,2) ... .„ ... 161,6 158,9 148,4 145,8 
Jul 123,7 (122,9) (119,8) ... ... . .. 161,9 159,3 149,2 146,3 
Okt 140,6 (123,2) (120,1) ... „ . . .. 162,I 159,5 149,3 146,4 

1997 Jan 118,2 (123,8) (120,8) „. .„ ... 162,2 159,8 149,5 147,I 
Apr 121,4 (124,6) (121,7) ... ... . .. 164,0 161,2 150,6 147,9 
Jul • „ ... „ . „. „ . „. 164,3 161,5 150,9 148,1 

1) Unterjlhrlge Ergebnisse Mr die Bruttolohn- und ..gehaltasumme Je beachlftigten Arb&ttnehmer: "1erteljahre. - ') Für die Gesamtwtrtschaft, 
In der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen nach dem hillnderkonzept. Ab 1991 Deutschland. - 3) Jabreserqebnis 
errechnet als D\ll'ChJchnitt aus den 4 Erhebung.smoilaten. --1] Jahreswerte= Durchschnitt aus den 4 Monatswerten. - 'I Einschließlich Hoch-
und Tiefbau mit Handwerk. - 1) Einschließlich Kreditinstitute und Verslchenmgsgewerbe. - ') Einschlie1Uich Handwerk. Ohne Fertigteilbau 
lm Hochbau. - ') Ohne Spezfalbau, stukkatewgewerbe, Gipserei, Verputzeref, Zimmerei, Dachdeckerei, Ausbaugewerbe. Bei den Monats-
gehlltem einschließlich Handel {ohne Handelsv~ttlung), Kreditinstitute und Versicherungsgewerbe. 
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Ins-Jahr gesamt 

1950 3971 
1951 4 390 
1952 4 637 
1953 4 551 
1954 4900 
1955 5 375 
1956 5 721 
1957 5747 
1958 5589 
1959 5 686 
1960 6199 
1961 6322 
1962 6779 
1963 1295 
1964 1535 
1965 7 755 
1966 7 816 
1967 7 819 
1968 8455 
1969 9 232 
1970 9 870 
1971 9948 
1972 10383 
1973 11092 
1974 10723 
1915 10 191 
1976 10 853 
1977 10 912 
1978 11401 
1979 11964 
1980 11436 
1981 10964 
1982 10596 
1983 10689 
1984 11022 
1985 11284 
1986 11338 
1987 11373 
1988 11425 
1989 11219 
1990 11495 
1991 11990 
1992 11917 
1993 12 008 
1994') 11957 

1990 3300 
1991 2477 
1992 2233 
1993 2171 
1994') 2110 

-
1995') 14296 
1996') 14 714 

Prlmärene<gieverbrauch im Inland nach Energieträgern 
Petajoule 1) 

Mineral- Stein- Braun- Natur- Kern- Wasser-
öle kohle kohle gase 2) energie lualt 

Früheres Bunde1geblet 5) 

185 2893 607 3 - 166 
208 3262 645 3 - 158 
226 3470 668 6 - 163 
273 3 341 698 6 - 138 
352 3523 759 9 - 153 
454 3854 800 18 - 161 
583 4042 826 23 - 169 
633 4015 847 23 - 156 
824 3655 844 23 - 158 

1038 3570 826 26 - 127 
1301 3760 856 32 - 145 
1574 3617 859 35 0 140 
1955 3669 897 44 0 132 
2365 3719 950 56 0 127 
2737 3510 964 79 0 122 
3165 3356 879 106 0 153 
3573 2995 826 129 3 165 
3728 2834 800 167 12 157 
4173 2872 641 275 18 158 
4 701 2981 876 387 50 132 
5242 2839 896 543 61 166 
5443 2647 859 707 58 122 
5756 2445 907 898 92 120 
6122 2467 969 1130 116 138 
5519 2423 1031 1362 119 160 
5304 1950 1009 1443 207 152 
5741 2072 1101 1522 233 121 
5682 1962 1029 1627 346 156 
5959 2029 1052 1 771 345 164 
6062 2223 1116 1935 407 163 
5443 2259 1149 1887 420 167 
4909 2293 1167 1760 518 175 
4682 2247 1125 1616 613 173 
4645 2277 1122 1683 633 163 
4 631 2324 1124 1 749 892 161 
4671 2327 1057 1747 1206 149 
4911 2278 910 1 736 1134 158 
4785 2215 914 1913 1233 174 
4793 2189 925 1855 1375 172 
4489 2150 952 1945 1412 156 
4708 2169 940 2034 1383 149 
4.939 2238 963 2187 1387 137 
4932 2112 915 2152 1496 162 
5015 2064 922 2243 1439 164 
4 946 2069 929 2 230 1424 179 

Neue Bundeslinder und Berlln..Ost 

530 137 2261 282 63 2 
608 92 1544 246 - l 
696 64 1201 256 - 2 
731 15 1 061 303 - 2 
750 70 935 360 - 2 

Deubcbland 

5 689 2060 1 732 2837 1682 79 
5797 2037 1685 3183 1764 70 

1) 1 Petajoule= 34 120,4 t Steinkohleneinheiten; 1 Steinkohleneinheit= 8,14 kWh. 
2) Erdgas, Erdölgas, Grubengas und IOArgas. 
3) Außenhandelssaldo Strom. 

-

~) Brennholz, Brenntorf, Außenhandelssaldo Kokereigas sowie IOhsc:hlamm, Müll und Abhitze zm Stromerzeugung. 
s) Einschließlich Berlin-West. 
•) Vorläufige Ergebnisse. 

Tabelle 77' 

Sonstige 
Strom 3) Energie-

träger~) 

15 103 
18 97 
18 85 
22 82 
23 82 
18 70 
14 64 

8 64 
28 56 
33 64 
50 56 
51 47 
35 47 
28 50 
10 53 
45 50 
78 47 
74 47 
71 47 
62 44 
79 44 
65 46 

118 47 
101 49 
58 51 
76 50 
10 53 
58 52 
29 52 

6 52 
55 56 
76 66 
65 75 

100 86 
39 102 
24 103 
5o 101 
36 103 

4 112 
2 113 

- 9 121 
15 124 

-36 124 
17 144 
35 145 

20 5 
-24 10 
-17 11 
-11 10 
-18 11 

18 199 
-24 202 

Quelle: Arbeitsgemeinschaft Energiebilanzen 
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Tabelle 78" 

Jahr Insgesamt 

1950 2541 
1951 2940 
1952 3180 
1953 3 095 
1954 3 329 
1955 3696 
1956 3 942 
1957 3 948 
1958 3839 
1959 3901 
1960 4 270 
1961 4390 
1962 4111 
1963 5 170 
1964 5 281 
1965 5 399 
1966 5410 
1961 5 422 
1968 5818 
1969 6312 
1910 6151 
1971 6161 
1912 7034 
1973 7.f.42 
1974 1139 
1975 6859 
1976 1293 
1911 7305 
1978 1605 
1979 7892 
1980 1529 
1981 7221 
1982 6888 
1983 6916 
1984 7194 
1985 1389 
1986 1535 
1987 7524 
1988 7438 
1989 1223 
1990 7429 
1991 7828 
1992 7168 
1993 1859 
1994') 1135 

1990 2012 
1991 1488 
1992 1306 
1993 1315 
1994') 1289 

1995') 9195 
1996') 9627 

Endenergieyerbrauch Im Inland nach Energlelrigem 
Petajoule ') 

. .. 
Mlnera!Olprodulrte Kohlen 

Uiid 
daruntei """"'•e Gase 3 ) feste 

zusommen 
leichtes 

1 
schwees 1 Kraft- Bienn-

Heiz& Heizöl stolle stolle ~ 
. „ 

Frilhereo Bundesgebiet 4) 

132 3 15 111 2040 234 
158 3 20 132 2336 290 
191 3 23 161 H77 340 
223 6 23 191 2365 322 
218 15 38 223 2497 340 
363 29 65 2r;/ 2688 401 
469 59 102 305 2775 431 
519 79 123 314 2702 440 
674 138 Ir;/ 366 2435 428 
824 185 214 422 2327 431 

1026 281 267 475 2397 472 
1263 381 337 542 2268 460 
1588 512 401 613 2318 428 
1816 744 455 614 2392 425 
2125 838 522 159 2166 472 
2418 1011 511 824 1934 418 
2655 1134 610 906 1682 469 
2740 1196 604 935 1556 492 
3013 1366 633 1008 1518 583 
3414 1641 677 1081 1518 654 
3191 1853 733 1191 1356 159 
3991 1962 742 1285 1051 825 
4 219 2064 792 1355 929 935 
H25 2217 199 1-'02 924 1 062 
3912 1926 681 1352 989 1118 
3961 1901 622 1431 181 1 067 
4 218 2081 630 1494 753 1192 
'185 2001 592 1580 691 1268 
4394 2131 595 1662 612 1320 
'428 2121 586 1115 163 1424 
4023 11411 535 1136 196 1432 
3685 1546 440 1694 808 1437 
3509 1403 318 1123 770 1334 
3495 1398 334 1758 748 1361 
3543 1425 311 1800 816 1463 
3 613 1536 261 1806 822 1533 
3815 1618 281 1904 121 1509 
3746 1544 m 1966 612 1634 
3712 1442 216 2041 664 1588 
3431 1145 184 2094 860 1630 
3624 1253 169 2194 623 1656 
3823 1432 163 2219 616 1802 
3 811 1377 163 2267 561 1803 
3894 1402 164 2318 525 1867 
3759 1322 163 2265 542 1858 

Neue Bunde1llnder und Berlin-Ost 
356 4 21 329 911 215 
415 68 28 319 515 206 
486 101 18 341 313 203 
5U 133 11 364 251 241 
530 138 14 378 181 264 

Deutschland 

4278 1432 154 2684 685 2294 
H23 1591 135 2682 106 2520 

... 

Strom Fern-
wärme 

123 12 
144 12 
158 15 
173 12 
196 18 
220 18 
246 21 
264 23 
278 23 
299 26 
340 35 
360 38 
381 50 
419 59 
451 62 
492 16 
522 82 
542 91 
598 106 
659 126 
718 127 
162 120 
824 127 
895 136 
932 128 
912 132 
965 145 

1013 142 
1 062 151 
1111 166 
1115 163 
1126 165 
1113 162 
1144 168 
1195 177 
1230 191 
1242 188 
1271 201 
1290 184 
1320 182 
1340 186 
1378 209 
1380 201 
1364 209 
1371 205 

267 198 
187 169 
169 155 
163 146 
170 144 

15?4 364 
1600 378 

1) 1 Peta.joule • 34 120,4 t Steinkoblenefnhe1ten; 1 Steinkohleneinheit = 8,1( t.Wh. - 2J Steinkohle, Stetnkoblenkoks, Steinkohlenbriketts, 
Rohbraunkohle, Braunkohlenbriketts und übrige feste Brennstoffe (Braunkoblenschwelkoks, Braunkohlenkoks, Staub- und 'Itockenkohle, 
Hartbraunkohle, Brennhoh: und Brenntorf). -') Plün:iggu, Raffinerlegu, Kokereigu, Gichtgas und Naturgase. - ') Einschließlich Berlin· West 
') Vorliufige Ergebnisse. 

Quelle: Arbeitsgemeinschaft Energiebilanzen 
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Verbrauch 
Primär· und 

Jahr energie- Verlustehn 
verbrauch Energie-

sektor 2) 

1950 39'11 1354 
1951 4 390 1375 
1952 4 637 1386 
1953 4 557 1386 
1954 4900 1477 
1955 53'15 1571 
1956 5 721 1656 
195'1 5747 1676 
1958 5 589 1609 
1959 5 686 1612 
1960 6199 1726 
1961 6322 1 709 
1962 6779 1761 
1963 7295 1832 
1964 7535 1905 
1965 7755 1967 
1966 7 816 1937 
1967 7 819 1887 
1968 8455 2040 
1969 9232 2210 
1970 9870 2397 
1971 9948 2485 
1972 10383 2584 
1973 11092 2776 
1974 10723 2716 
1975 10 191 2644 
1976 10853 2816 
1977 10912 2 721 
1978 11401 2860 
1979 11964 3115 
1980 11436 3105 
1981 10964 3018 
1982 10596 3 024 
1983 10689 3 016 
1984 11022 3067 
1985 11284 3170 
1986 11338 3116 
1987 11373 3159 
1988 11425 3237 
1989 11219 3218 
1990 11495 3276 
1991 11990 3 399 
1992 11917 3360 
1993 12008 3372 
1994') 11957 3387 

1990 3300 1120 
1991 2477 861 
1992 2233 805 
1993 2171 745 
1994') 2110 692 

1995') 14 296 4123 
1996') 14 715 4138 

Deutscher Bundestag -13. Wahlperiode Drucksache 13/9090 

Energieverbrauch nach Bereichen 
Petajoule 1) 

Endenergieverbrauch 

darunter Verarbeitendes Gewerbe 
und übriger Bergbau 

Nicht- Ver-
energe- Grund- brauchs-
!!scher 

insgesamt stoHwid Investi- giiterpro-
Verbrauch Produk- tionsgüter duzie<en-

zusammen tionsgüter- produ- des· und 
gewerbe, zierendes Nahrungs-
übriger Gewerbe und Genuß.. 
Bergbau mittel· . gewerbe 

Prtlheres Bundesgebiets) 
76 2 541 1164 844 91 229 
76 2940 1345 991 103 252 
70 3180 1471 1114 108 249 
76 3095 1424 1064 103 258 
94 3329 1542 1158 117 267 

108 3696 1750 1325 138 287 
123 3942 1858 1410 147 302 
123 3948 1864 1430 138 296 
141 3839 1808 1375 147 287 
167 3907 1858 1421 149 287 
202 4270 2072 1591 167 314 
223 4390 2081 1603 170 308 
246 4771 2098 1574 199 325 
293 5170 2119 1562 214 343 
349 5281 2 268 1700 220 349 
390 5399 2307 1715 234 358 
469 5410 2 227 1641 229 358 
510 5422 2210 1635 217 358 
598 5818 2383 1 761 240 381 
651 6372 2547 1882 267 399 
722 6751 2 661 1948 293 420 
702 6761 2584 1865 289 430 
765 7 034 2627 1889 301 437 
874 7442 2 801 2045 314 442 
868 7 139 2804 2084 286 434 
688 6859 2462 1 761 282 419 
744 7293 2588 1851 303 434 
886 7 305 2580 1812 317 451 
936 7 605 2597 1818 330 449 
957 7 892 2700 1913 335 452 
802. 7 529 2581 1817 325 439 
725 1221 2482 1751 313 418 
684 6888 2253 1560 299 394 
757 6916 2221 1553 290 378 
761 7194 2285 1611 297 377 
725 7389 2287 1607 308 372 
687 7535 2201 1520 309 372 
690 7524 2199 1507 310 :i82 
750 7438 2244 1573 298 373 
778 7223 2284 1593 304 387 
790 7429 2 252 1541 310 401 
763 7828 2264 1521 329 414 
789 7768 2 230 1497 324 409 
776 7859 2137 1436 303 398 
835 7735 2186 ... ... . .. 

Neue Bundeslinder und Berlin-Ost 
168 2012 725 434 135 156 
128 1488 430 225 106 99 
122 1306 330 190 68 72 
111 1315 295 187 49 59 
129 1289 281 ... ... . .. 

Deutschland 
979 9194 2476 ... ... . .. 
950 9 627 2400 ... ... . .. ... . . . . 

Tabelle 79' 

Haushalte, 
10einver-

Verkehr brauch er, 
militirische 

Dienst-
stellen 

437 941 
472 1123 
492 1216 
501 1170 
519 1269 
563 1384 
598 1486 
598 1486 
607 1425 
651 1398 
662 1536 
712 1597 
759 1914 
803 2248 
859 2154 
885 2 207 
935 2248 
941 2271 
991 2444 

1058 2 767 
1157 2933 
1246 2 931 
1303 3104 
1341 3300 
1283 3052 
1355 3042 
1422 3283 
1501 3224 
1588 3420 
1643 3549 
1666 3282 
1609 3130 
1618 3017 
1650 3045 
1 702 3207 
1 712 3390 
1805 3529 
l 869 3456 
1949 3245 
1989 2950 
2 091 3086 
2135 3429 
2194 3 344 
2245 3477 
2171 3379 

288 999 
293 765 
328 648 
351 66a 
363 645 

2584 4134 
2600 4627 

1) 1 Petajoule = 34 120,4 t Steinkohleneinheiten; 1 Steinkohleneinheit = 8, 14 kWh. - 2) Einschließlich statistischer Differenzen. - 3) Einschließ-
lich Berlin-West - ~) Vorliufige Ergebnisse. 

Quelle: Arbeitsgemeinschaft Energiebilanzen 
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Tabelle so· 
Entwicklung Im Mineralölbereich 

Mineralölverbrauch MlneraJöleinfuhr 1) Leichtes Heizöl Schweres Heizöl Verbrauch 

je Einheit 
on 

je Einheit Brutto-
Motoren- Preise 

Brutto- Inlands- Ver-
benzin für Kraft-

Inlands- je Ein- ins- produkt2 ) Verbrauch brau eher- Verbrauch Erzeuger- und stoffel) 
Jahr produk.t wohner2) gesamt In preis3) preis Diesel-

in Preisen kraftstoff 
von 1991 jeweiligen im Verkehr 

Preisen 

Petajoule') Giga- Verh6ltnis Peta- Peta- Peta-
pro 1 Mrd joule 1) 

MloOM lnvH Joule') 1991=100 jouJe4) 1991=100 joule 4) 
1991 = 100 

DM 
. ~- . 

Prßheres Bundesgebiet 

1950 0,44 3944 3 15 100 
1951 0,45 4387 3 20 117 
1952 0,44 4735 3 23 138 
1953 0,49 5667 6 23 167 
1954 0,59 7226 15 38 185 
1955 0,67 9227 29 65 223 
1956 0,80 11708 1'49 0,73 59 102 252 
1957 0,82 12551 1826 0,84 79 123 270 
1958 1,03 16139 1909 0,82 138 28,.1. 167 311 
1959 1,20 20103 2230 0,81 185 25,6 214 352 
1960 Uö ~ 2794 0,92 281 24,lf' 261 402 
1961 1,50 28015 3035 0,92 381 24,8 337 460 
1962 1,79 34397 3768 1,04 572. 25,4 401 38,0 516 42,7 
1963 2,10 41210 4357 1,14 744 26,7 455 38,7 563 51,7 

1964 2,28 41213 4914 1,17 838 2,5_4 522 34,7 636 42,6 
1965 2,50 53993 4994 1,09 1011 24,2 f;r1 33,3 692 42,5 
1966 2,75 60408 5584 1,14 1134 23,2 610 35,4 162 40,8 
1967 2,88 62882 6566 1,33 1196 25,1 604 36,3 183 43,7 
1968 3,05 70 134 1855 1,47 131!6 28,8 633 34,4 838 46,7 
1969 3,20 78263 1914 1,33 1641 25,1 677 34,6 903 43,2 
1970 3,.(0 86429 8583 1,27 1853 26,7 733 38,1 993 42,4 
1971 3,42 88816 11168 1,49 1962 29,3 742 50,0 1 080 44,6 
1972 3,47 93332 10621 1,29 2064 27,1 792 41,I 1136 46,8 
1973 3,52 98780 15009 1,64 2217 44,9 199 .(3,9 1181 52,7 
1974 3,11 88939 32226 3,28 1926 58,5 687 87,6 1129 63,3 
1975 3,09 85785 28988 2,82 1907 56,3 622 87,1 1216 62,9 
1976 3,17 93303 35264 3,15 2087 61,9 630 94,6 1281 67,2 
1977 3,05 92541 34442 2,88 2007 61.9 592 97,4 1361 65,3 
1978 3,11 97169 31800 2,48 2131 60,5 595 89,7 1436 66,8 
1979 3,03 98796 47791 3,44 2121 107,9 586 115,1 1'85 73,8 
1980 2,70 88409 62879 4,27 1 748 123,6 535 154,8 1506 87,I 
1981 2,43 79586 10808 4,61 1546 144,8 440 214,6 1448 104,1 
1982 :Z.34 75960 68094 4,29 1403 153,1 378 202,9 1475 102,0 
1983 2,28 75623 113 373 3,80 1398 140,6 334 205,0 1506 101,1 

1984 2,21 75701 68543 3,91 1425 148,9 311 244,5 1550 101,5 
1985 2,19 16544 70084 3,84 1536 155,9 261 233,5 1546 104,1 
1986 2,25 80421 33623 1,'15 1678 85,1 281 106,7' 1630 79,0 
1967 2.16 78344 29910 1,50 1544 73,0 227 101,8 1689 74,9 
1988 2,08 18000 25382 1,21 1442 62,8 216 79,4 1152 72,9 
1989 1,88 12330 29927 1,35 1145 84,3 184 102,8 1 777 85,6 
1990 1,81 74431 34923 1,44 1253 94,3 169 103,0 1863 89,9 
1991 1,87 77083 36384 1,37 1432 100 163 100 1903 100 
1992 1,83 16035 33857 1,20 . 1377 89,0 163 89,8 1946 104,6 
1993 1,90 76527 31641 1,11 1402 90,1 164 86,2 1985 105,3 
1994') 1,84 15101 30006 1,01 1322 84,5 163 88,2 1905 116,8 

Neue Bundesllnder und Berlin-Ost 

1991 ') 2,95 38215 3120 1,51 68 100 28 ... 277 100 
19921) 3,13 44 247 1698 0,64 107 100,0 18 ... 315 105,5 
1993') 3,01 46715 1250 0,39 133 100,3 17 ... 338 105,4 
1994') 2,82 48188 1010 0,28 138 95,I 14 ... 348 113,9 

Deutschland 

1995') 1,89 69665 28312 0,82 1432 „. 154 . „ 2684 . .. 
1996') 1,90 ?O '186 36 -468 1,00 1597 .„ 135 „ . 2682 ... 

. ~-~ . 
1) Erdöl. roh und Mineralölerzeugnisse {Spezialh.an~I). - fJ Bruttoinlandsprodukt und Einwohner bis 1959 ohne Saarland Wld Berlin-West. -
*) Preisindex für die Lebenshaltung aller privaten Haushalte. - •) Petajoule = 1011 (Bill1arde) Joule. - 5) Gigajoule = 10' (Mill14rde) Joule. -
') Vorllufige Eqrebnisse. Quelle für Verbn.uchsangaben: ArlJeitsgemeinschaft Energiebilanzen 
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Tabelle 81" 

Ausgewählte Umwellindlkatore;n für das frühere Bundesgebiet 

Elnheit ~1~1~1~1~1~1-1~1-1 1992 1 1993 l 19!H l 1995 

F8r Umweltscbuhak.U.vltitea 1) 

Investitionen 1), insgesamt 
In jeweiligen Preisen ....••• MioDM 7210 10720 12370 14840 15650 16230 16 7'1.0 17610 18360 19770 16950 15620 14800 
davon: 
nach Umweltbereichen 
(Anteil) 
- Abfallbeseitigung ......• vH 6,5 6,3 7,1 7,4 9,5 9,5 11,7 13,I 1-4,5 17,0 14,5 11,8 „. 
- Gew&sserschut:z ........ vH 13,9 77,7 56,8 52,3 51,4 52,2 56,5 59,4 62,9 63,8 66,I 68,8 . .. 
- Lärmbekämpfung .•...•• vH 2,8 3,7 4,0 3,2 3,5 3,3 3,3 3,9 3,8 3,2 3,5 3,2 ... 
- Luftreinhaltung ......... vH 16,9 12,1 32,3 31,1 35,5 35,0 28,4 23,6 18,8 15,9 15,9 16,2 ... 

Nachrichtlich: 
Anteil an den Investitionen 
der Gesamtwirtschaft ....... vH 3,6 3,1 3,5 3,9 4,1 3,9 3,6 3,4 3,2 3,4 3,2 2,8 ... 

Gesamtaufwendungen 1), 

insgesamt 
In jeweiligen Preisen ......... MioDM 9580 15410 21 720 22960 2'660 26370 28720 31460 35020 38150 39830 41450 42650 

davon: 
nach Umweltbereichen 
(Anteil) 
- Abfallbeseitigung •..••• _, vH 25,7 25,8 24,6 24,6 24,5 2',3 24,5 25,3 21,1 ' 21,9 21,4 21,6 ... 
- GewAsserschutz ........ vH 52,8 53,2 52,6 51,1 50,5 49,3 48,0 47,4 46,5 46,4 41,0 41,3 . .. 
- Lirmbekämpfung ...•.•. vH 1,1 1,1 1,6 1,6 1,5 1,5 1,5 1,4 1,3 1,3 1,3 1,3 ... 
- Luftreinhaltung .....•... vH 19,9 19,3 21,1 22,1 23,4 25,0 26,0 25,9 25,1 24,4 24,3 23,8 ... 

BruttoanlageveIDtögen 
zu Wiederbeschaffungs-
preisen4) 

Insgesamt ................. Mio DM 93 410 158770 216670229330245100 260760 278450 302640 333010 364.000 392290 "410400-123380 
davon: 
nach Umweltbereichen 
(Anteil) 
- Abfallbeseitigung ....... vH 5,0 5,0 5,5 5,5 5,6 5,7 5,9 6,1 6,4 6,1 1,2 7,4 7,5 
- Gewässerschutz """" vH 82,1 82,9 80,8 10,9 78,6 11,4 16,3 75,8 75,7 '15,8 15,7 15,1 15,8 
- Linnbekämpfung ....... vH 1,8 2,0 2,4 2,4 2,4 2,5 2,5 2,5 2,5 2,5 2,5 2,5 2,5 
- Luflrelnhaltung ......... vH 10,5 10,1 11,3 12,2 13,4 14,4 15,3 15,6 15,4 15,0 14,6 14,3 14.1 

Bodenn•tzqng 
Gesamtfläche ..........•.•.. IOOOha 2' 745 2' 869") 2' 869 2'662 2'864 
darunter {Anteil): 

Siedlungs- und 
Verkehrsfläche ............ vH 10,0 11,0•) 11,6 12,2 12,1 

Enerqleintemffit ') .......... 80:100 104,6 100 93,2 91,5 90,5 87,6 83,0 80,5 79,9 18,0 80,3 78,3 77,7 

Emission ausgewlhlter 
SduulstoHe nach 
Verursadlergn.ppen'} 
Schweleld!ox!d (SO~ ~ ....... Miot 3,3 3,2 2,4 2,2 1,9 1,2 0,9 0,9 0,9 0,9 0,9 0,9 . .. 

darunter {Anteile): 
- Kraft- und Fernheizwerke•) vH 53,1 59,4 63,6 62,1 60,6 43,6 35,5 33,3 34,8 35,6 35,9 31,0 ... 
- Industriefeuerungen'} ••.• vH 25,2 23,1 19,7 19,2 20,8 30,4 34,3 34,9 32,5 32,0 30,9 31,S ... 
- Haushalte ......... „ .... vH 9,2 8,2 5,6 6,1 6,3 8,4 8,5 9,4 10,6 10,6 11,3 10,4 ... 
- Verkehr ............•.•.. vH 3,4 2.1 2,8 3,1 3,6 4,6 6,3 7,0 1.0 6,8 6,8 6,2 ... 

Stickoxid 
(NOx berechnet als Nü,J 'l .... Miot 2,2 2,6 2,5 2,5 2,4 2,3 2,1 2,0 2,0 1,9 1,8 1,8 ... 

darunter (Anteile}: 
- Kraft· und Fernheizwerke ') vH 29,2 30,6 30,0 28,1 21,2 25,5 22,6 17,1 18,0 11,0 17,4 18,5 ... 
- Industriefeuerungen'} .... vH 17,3 13,5 10,7 10,3 9,8 10,2 10,6 11,2 11,3 11,5 11,4 11,9 ... 
- Haushalte " .. „ ...... „ . vH 3,6 3,3 3,5 3,6 3,1 3,5 3,2 3,7 4.4 4,9 5,4 5,1 ... 
- Verkehr .. , .............. vH 45,6 48,8 52,9 54,4 58,5 58,2 61,0 65,3 63,6 63,5 62,1 61,3 ... 

Kohlenmonoxid (CO) 1) "'"" Miot 13,0 11,0 9,0 8,9 8,6 8,3 7,9 1,4 6,9 6,3 6,0 5,5 ... 
darunter (Anteile): 
- Kraft· und Fernheizwerke'} vH 0,3 0,4 0,5 0,5 0,5 0,5 0,6 0,6 0,1 0,8 0,8 0,9 ... 
- lndusbiefeuerungen'} ..•. vH 12,1 11,4 9,6 0,1 8,0 8,8 9,1 9,4 10,0 10,0 11,0 12,2 ... 
- Haushalte „ .... „ „ „ „ . vH 9,5 8,1 9,8 9,0 8,9 1,8 7,5 7,8 0,3 •.1 10,B 10,9 ... 
- Verkehr ..... "'"""'"' vH 10,4 11,0 11,2 12,0 U,1 13.1 12,1 12,6 69,6 68,0 66,0 63,8 ... 

Kohlendioxid (COi) ') 1°> . „ ". Miot 728 792 1076 1 °"' 107' 1059 1040 1014 975 927 918 905 895 
darunter {Anteile): 
- Kraft· und Fernheizwerke') vH 32,3 34,6 31,2 31,4 37,2 31,8 39,0 39,3 39,9 39,8 38,8 39,0 39,0 
- Indusbiefeuerungen ') .... vH 25,1 24,2 24,1 22,1 22,6 22,9 23,2 21,0 19,0 18,1 11,2 18,0 11,0 
- Haushalte .. „ „ „ . „ .... vH 15,4 14,8 14,1 14,6 14,3 13,3 11,5 12.1 13,5 13,3 14,5 13,9 15,1 
- Verkehr ... ,.,,,,,,,,,,,, vH 13,1 15,2 13.4 13,9 14,5 15,1 15,1 16,9 11,'1 19,2 20,0 19,8 20,4 

1) In den Bereichen Produzierendes Gewerbe und Stu.t nach den Vollcswirtlchafllichen Gesamtrechnungen. -1) Bruttoanlaveinvestltionen. -")Ausgaben und 
Abschreibungen. - Quelle: statistisches Bundesa.m.VWlssenschaflnentrum Berlin für S07.i.allorschung. - 4) Bestand am J&hretanfang. - ') Prlmirenergie-
verbraucb je Einheit Bruttointandsprodukt in Preite:n„von 1991 {Quelle für Bnergieverbrauch: Arbeitsgemeinschaft Energiebllamen). - 'I Quelle: Umwelt-
bundesamt. - 'l Ohne natiirlkhe Quellen. - ') Plnscblleffikh Stromproduktion der Industriekraftwerte. - •1 Einsclill.eßlich der Umwandlungsbereiche (im 
wesenWchen Raffinerien. Kokereien,. Brikettfabriken). - lllJ Ab 1985 Deutscllland. _., 1981. 
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Sachregister 
(Die Zahlenangaben beziehen sich auf die Textziffern) 

Agrarpollttk, Gemeinsame 428 ff. 

Aktlenmlrkte, s. Börse 

Angebobbedlngungen 2Jl 
- Enwicklung seit Beginn derachtz!ger Jahre 236 ff. 

Allgebotspolltik s. Wirtschaftspolitik, angebotsorien-

Auslastangsgrad des Prodnktionspotentials 88 f., 
98 f., 101, Anhang V.A. 

Ausri1stnng:slnvestillonen s. Investitionen 
- s. a. Ostdeutschland 

Außenwert der D-Mark 226 ff. 

tierte Aullenwirtschaflllches Gleichgewicht 290 

Ankerwlhrung 234 

Arbeltse1nlr.ommeusquote 216, 291, Anhang V.B. 

Arbellsförderungs-Reformgesetz 180 ff. 

Arbeitslosenversicherung 180 ff. 

Arbeitslosigkeit 
- Abgänge 163 
- Fluktuation 163 
- Langzeitarbeitslosigkeit 164 
- verdeckte Arbeitslosigkeit 165, 270 
- Vereinigtes Königreich 51 ff. 
- voraussichtliche Entwicklung 269 ff. 
- Zugänge 163 

Arbeitsmarkt 
- Bewegungen_ am Arbeitsmarkt 163 
- Institutionelle Reformen 315, 365 
- Niederlande 74 f. 
- 1. a. Ostdeutschland 
- Vereinigtes Königreich 51 ff., 71 

Arbeitsmarktpolitik 
- aktive Arbeitsmarktpolitik 168, 180 ff. 
~ Altersftbergang 167 
- Arbeitsbeschaffungsmaßn8hmen 157, 181 
- vorzeitiger Ruhestand 165 

Arbeitszeit 
- Arbeitszeitverkürzung 381 
- Niederlande 75 

AusblldUDIJlplalzabgabe 357 

Ausfuhr 105 
- Ausfuhrpreisdrift 106 
- Ausfuhrpreise 106 
- von Waren in wichtige Partnerländer 110 
- von Waren nach Gfttergruppen 111 
- voraussichtliche Entwicklung 257 ff. 
- Waren 107 ff. 

Auslandsauflrlge 103 

Auslastangsgrad der Kapazltlten Im Verarbeiten-
den Gewerbe 101 · · 
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Banlnveslitlonen s. Investitionen 
- s. a. Ostdeutschland - Investitionen 

Baawlrtschaft s. Ostdeutschland - Investitionen 

BeachAfll.gung s. Erwerbstätigkeit 

Böne 
- Entwlcklung in anderen Ländern 46 ff., 224 
- Entwlcklung in Deutschland 224 

Bmttoanlagevermögen 91 

Bmttolnlandsprodnkt 
- .Deutschlands 100 f. 
- Ostdeufllchlands 101, 132 
- voraussichtliche Entwicklung 283 f. 

Bmttolohn- und -gebaltssumme 116, 213 

Bundesanstalt filr Arbell 
- Haushalt 206 

Bundesanstalt filr verelnlgungsbedlngte Sonderauf-
gaben 147 

Bundesetsenbahnvermögen Kasten 6 

Dellzl.t 
- der Gebietskörperschaften 195 
- des öffentlichen Gesamthaushalts 186 
- Maastricht-Kritertum 185, 275, 403 ff. 
- strukturelles 186, 275, Anhang V.D. 

Devisenmarkt s. Außenwert der D-Mark 

Dlenstletstungsbllanz 112 

Dienstleistungssektor 104 

Direktinvestitionen 97 
- in Mittel- und Osteuropa 61 

l!lnfahr 105 

- Einfuhrpreise 128 
- von Waren aus wichtigen Partnerländern 110 
- von Waren nach Gütergruppen 111 
- voraussichtliche Entwicklung 282 
- Vorleistungen aus dem Ausland Kasten 3 
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Einkommen, verfügbares 116 
- voraussichtliche Entwicklung 276 f. 

Einkommensteuer 
- Aufkommen 191 ff. 
- Reform 170, 325 ff. 
- Verteilungsw:irkungen 326 f. 

Enlgelttortzahlung Im Krankheitsfall 207, 
Tabelle 51 

Erblastentilgungsfonds Kasten 6 

Erwerbs- und Vermögenseinkommen, grenzüber-
schreitend 112 

Erwerbstätigkeit 
- Ausbildungsstellenmarkt 160, 367 
- bei den Gebietskörperschaften 188 ff. 
- Entwicklung 153 ff. 
- geringfügige Beschäftigung 377 ff. 
- Niedriglohnbereich 375 
- Scheinselbständigkeit 153, 156 
- sektorale Struktur 158 
- s. a. Ostdeutschland 
- voraussichtliche Entwicklung 269 ff. 

Europäische Union 
- Agenda 2000 421, 425, 432 
- Beschäftigungspolitik 361, 409 
- Gemeinsame Agrarpolitik 428 ff. 
- s. a. Osterweiterung 
- Strukturpolitik 422 ff. 

Europäisches Währungslnstltnt 235 

Europäisches Währungssystem 227, 234 

Europäische Währungsunion 
- Geldpolitik 235, 391 ff., 408 ff. 
- Koordinierung der Wirtschaftspolitik 417 
- Lohnpolitik in der Währungsunion 358 ff. 
- Maastricht-Kriterien 399 ff. 
- Nachhaltigkeit 401 ff., Kasten 9 
- Stabilitätspakt 233 
- ll:ansfers in der Währungsunion 416 
- Verschiebung 406 f. 
- Währungsumstellung 232, 397 

Europäische Zentralbank 408 ff., 235 
- Zentralbankgewinn 235, Kasten 5 

Export s. Ausfuhr 

Finanzplatz Deutschland 225 

Flächentarifvertrag s. Tarifpolitik 

Föderale Finanzverfassung 339 

Frankreich 53 

Geldkapitalbildung 222 

Geldmarktfonds 222 

Geldmengenentwicklung 218 ff. 

Geldmengensteuerung 220 
- in der Europäischen Währungsunion 395 f. 

Geldmengenziel 
- bereinigte Zentralbankgeldmenge 218, 382 
- Geldmenge M3 220 

Geldnachfrage 218 

Geldpolitik 
- der Europäischen Zentralbank s. Europäische Wäh-

rungsunion 
- in Westeuropa 57 f. 
- Stabilitätsorientierung 386 

Geldwertstabilität 382 ff. 
- Stabilitätsorientierung 386 

Gesetzliche Krankenversicherung 175 ff., 203 

Gesetzliche Rentenversicherung 171 ff„ 205 

Gewerbliche Bauinvestitionen 119 
- voraussichtliche Entwicklung 265 

Gewinn-Erlös-Relation 96, Anhang V.B. 

Globalisierung 306 ff. 

Grenzproduktivität der Arbeit 208, 246, 273, An-
hang V.E. 

Handelsbilanz 112 

Harmonisierter Verbraucherpreisindex 57, Kasten 2 

Haushalte, Bund 196 ff. 

Import s. Einfuhr 

htdex staalllch admlntstrlerter Verbraucherpreise 
131, AnbangV.F. 

htflatlon 
- Inflationserwartungen 130 f., 383 
- Inflationsziel 394 
- Kerninflationsrate 131 
- s. a. Geldwertstabilität, Preisentwicklung 

httertmslndex Kasten 2 

htvestlllonen 92 ff„ 113 

- Ausriistungsinvestitionen 94 ff. 
- Bauinvestitionen 93, 118 ff. 
- Direktinvestitionen 97 
- Investitionsförderung s; Ostdeutschland 
- Investitionsmotive 95 
- Investitionsquoten 94 
- voraussichtliche Entwicklung 260 ff. 

Italien 55 

Japan 42ff. 

Kalknlatorlscher Unternehmerlohn Anhang V.B. 

Kanada 81 ff„ 305, 322, 332 

Kapazltätsauslastnng s. Auslastungsgrad des Pro-
duktionspotentials 
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Kapllalmarkt 224 
- 1. a. Börse 

Kapllalprodukllvltät 91, 99, Anhang V.A. 
- potentielle 99, Anhang V.A. 

Kapitalrendite Anhang V.B. 

Kapitalstock s. Bruttoanlagevermögen 

Konjunkturelle Entwicklung 
- Deutschlands 100 ff„ 256 ff. 
- in der Welt 35 ff. 
- in Westeuropa 51 ff. 

Konjunktureller Impuls Anhang V.D. 

Konvergenz 399 ff. 

Krankenhäuser. kaulm.innlsch buchende 185 

Kredltgewllhrung 221 

Llnderflnanzausglelch 351 f. 

Lalelnamerlka 39 ff. 

Leistungsbilanz 1121. 

Uihne und Gehälter 
- Effektivverdienste 212 f. 
- Lohndrtft 2121. 
- Lohnnebenkosten 376 
- Lohnstückkosten 212 f„ 159 
- Reale Arbeitskosten 212 f. 
- Reale Nettoverdienste 212 f. 
- s. a. Ostdeutschland 
- s. a. Tarifpolitik 
- Tarifverdienste 207 ff. 
- voraussichtliche Entwicklung 272 f. 

Lohnfortzahlung s. Entgeltfortzahlung 

Lohnpolltilr. s. Tarifpolitik 

Maastricht-Vertrag 
- Maastricht-Kriterien 399 ff. 
- Nachhaltigkeit bei der Kriterienerlüllung 

Kasten 9 

Marge der Gewinn- und Vermögensellikommen Im 
Verarbeitenden Gewerbe 96 

Mindestreserve 225 

Mittel- und Osteuropa 61 ff. 

Nachlragepolltilr. 296 ff. 

Niederlande 56, 72 ff., 305, 364 

Neue Bundesländer s. Ostdeutschland 

OHentllche Bautnvestttlonen 125 
- voraussichtliche Entwicklung · 264 

OHenlllche Finanzen 
- Ausgabenkürzungen 320 II. 
- Haushaltsdefizit s. Defizit 
- nationaler Stabilitätspakt 3371„ 347 
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- s. a. Ostdeutschland - Öllentliche Finanzen 
- voraussichtliche Entwicklung 275 
- Vorsorgeelement 330 II. 
- zeitliche Verlagerung von Haushaltsbelastun-

gen 333, Kasten 6 

ÖHnungsklauseln s. Tarifpolitik 

Order-Capadty-Ratlo 96 

0-en 4511. 

Ostdeutschland 132 ff 
- Arbeitsmarkt 15611. 
- -Arbeitslosigkeit 16211. 
- -Arbeitsmarktpolitik 16611. 
- -Ausbildungsstellenmarkt 160 
- -Erwerbstätigkeit 15611. 
- -Löhne und Gehälter 213 ff. 
- Auslandsumsatz 135 f. 
- Bauwll'tschalt 133 
- Bruttoinlandsprodukt 132 
- Eigenkapitalausstattung 139 
- Erwerbstätigenproduktivltät 137 
- Jnsolvenzen 138 
- Investitionen 93, 1421. 
- Llquiditätsprobleme 141 
- Öl!entliche Finanzen 
- - Länder- und Gemeindefinanzen 200 !. 
- Produktionspotential 981. 
- Prognose 284 
- Regionale Wirtschaftsentwicklung 148 11„ An-

hang VI. 
- Unternehmensgründungen (-liquidationen) 138 
- Unternehmensbestand 138 
- Verarbeitendes Gewerbe 134 ff. 

· - Wertschöpfung nach Wrrtschaltsbereichen 134 
- Wirtschaftsförderung 144 ff. 
- - Investitionsförderung 14411. 

Osterweiterung der Europlllschen Union 41911. 

Pßegeverstcherung 204 

Polen 64 

Preisentwicklung 
- administrierte Verbraucherpreise 131, Anhang 

V.F. 
- Einfuhrpreise 128 
- Erzeugerpreise 129 
- Rohstoffpreise 127 
- Verbraucherpreise 130 
- voraussichtliche Entwicklung 278 lf. 

Prelsnlveaustenerung 394 II. 

Privater Verbrauch 114 II. 
- voraussichtliche Entwicklung 281 

Privatisierung 198, 323 
- Deutsche Telekom 198, Kasten 6 

Produktion s. Bruttoinlandsprodukt 
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Produktionspotential 88 ff., 98 ff., Anhang V.A. 
- voraussichtliche Entwicklung 266 

Produktlvttät 
- Durchschnittsproduktivität Anhang V.E. 
- Entwicklung 212 f., Anhang V.E. 
- Erwerbstätigenproduktivität Ostdeutschland 213 
- Grenzproduktivität 208, 246, 273, Anhang V.E. 

Prognose 248 ff. 
- Annahmen 250 f. 
- Ausland 252 ff. 
- Deutschland 256 ff. 

Realwert des Sozialprodukts Anhang V.B. 

Realzins 96, 384 

Reformen 
- Arbeitsförderungs-Refonngesetz 180 ff. 
- Einkommensteuer 170 
- Gesetzliche Krankenversicherung 175 ff. 
- Gesetzliche Rentenversicherung 171 ff. 

Reformstrategien 
- Kanada 81 ff. 
- Niederlande 72 ff. 
- Vereinigtes Königreich 67 ff. 

Rohstoffpreise s. Preisentwicklung 

Schuldenstand 
- Maastricht-Kriterium 405 

Sondersparformen 222 

Sozialverslchernng 185 ff. 

Sparquote 114 
- voraussichtliche Entwicklung 281 

Staatsverbranch 117 

Stablllslernngspolitlk 297 ff. 

Standortsicherungsverträge Tabelle 61 

Standortwettbewerb 306 ff. 

Steueraufkommen 190 ff. 
- Schätzungen des Steueraufkommens Kasten 4 
- Verteilung auf die föderalen Ebenen 341 f., 350 ff. 

Steuerquote 190 

Störung des gesamtwlrtschaflllchen Gleichgewichts 
(Artikel 115 GG) 199 ff., 335 ff. 

Strukturelles Defizit Anhang V.D., s. a. Defizit 

Strukturfonds 422 ff. 

TarHpolltlk 
- Allgemeinverbindlicherklärung 365 
- Altersteilzeit 211, 380 

- Beschäftigungsorientierung 215, 354 ff., 368 
- Betriebsvereinbarungen 365 
- Einstiegstarife 366 
- Faktorsubstitution 371 ff. 
- Flächentarifvertrag 366 
- Globalisierung 355 ff. 
- Günstigkeitsprinzip 365 
- Lohnangleichung Ost-West 370 
- Lohndifferenzierung 374 
- Lohnzurückhaltung 368, 365 
- Öffnungsklauseln 366 
- Produktivitätsorientierung 368 
- Tarifautonomie 294, 312, 315 

Tschechische Republik 63 

Umvertellungssysteme (International, Innerstaat-
lich) 324 

Unabhängigkeit der Zentralbank 229 ff., 392 f. 

Verbrauch, Privater s. Privater Verbrauch 

Vereinigtes Königreich 54, 67 ff., 305, 364 

Vereinigte Staaten 36 ff., Kasten 1 

Verteilung 116, 291 s. a. Arbeitseinkommensquote 

Volkseinkommen Tabelle 55 

Vorleistungen s. Einfuhr, Vorleistrmgen aus dem 
Ausland 

Wachstum 88 ff., 288, 295 
- s. a. Produktionspotential 

Währungskrise 46ff., 251, 308 

Währungspolitik s. Europäische Währungsunion 

Währungsreserven, Neubewertung 229 II. 

Währungsunion s. Europäische Währungsunion 

Wechselkurse s. Außenwert der D-Mark 

Welthandel 35, 108, 258 · 

Westeuropa 5111. 

Wlrtschaflspolltlk, angebotsorlentlerte 29211. 
- Abgrenzung zur Nachfrageorientierung 296 ff. 
- Globalisierung 306 ff. 
- Umsetzung 302 II. 

Wohnungsbau 120 ff. 
- voraussichtliche Entwicklung 264 

Zahlungsbilanz 112 

Zentralbankgeldmenge, bereinigte 218, Anhang V.C. 

Zinsentwicklung 233 ff. 

Zinspolitik 384 f. 
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